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Gefehes- und Derordnungs-Blait 


für dad Großherzogtum Baden, 





Karlsruhe, Mittwoch den 3. Januar 1894, 
Yubalt. 


Belanntmahung und Verordnung ver Minifteriumsd des Innern: die Vie heinfuhr aus Oeſterreich⸗ 
Ungarn betreffend; die Arzneitaxe betreffend. 








Bekauntmachung. 
(Bom 27. Dezember 1893.) 


Die Vieheinfuhr aus Defterreih-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Unlage bezeichneten öfterreichiicheungarijchen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvich bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt 1893 Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 30. November 1893, Gejeßes: und Verordnungs— 
blatt 1893 Nr. XXIV. Seite 160, tritt außer Wirkjanteit. 

Karlsruhe, den 27. Dezember 1893. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Arnold. 
Anlage. 
A. Oeſterreich. 
Bezirkshauptmannschaften: Starkenbach, Hohenelbe, Trautenau, Braunau, Neuftadt, 
Senftenberg, Reichenau, Königgräg, Königinhof und Neu-Bydſchow. 
B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Zips, Saros, Liptau, Thuroez, Trentſchin, Neutra, Sohl, Bars, Hont, 
Nograd, Preßburg, Komorn und Gran. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 16894. 1 


» Berordnung. 
(Bon 31. Dezember 1893.) 


Die Arzneitare betreffend. 


Die Apotheker und Beliger von Handapothefen haben vom 1. Januar 1894 an die Preife 
für Arzneiftoffe, Arbeiten und Gefäße nad) der Preußiſchen Arzneitare vom 20. Dezember 
d. J. zu berechnen. ° 

@ Die Beitimmungen unter IT. der Verordnung vom 27. Dezember 1890 (Geſetzes⸗ und 
Verordnungsblatt Nr. LVI.) bleiben aufrecht erhalten. 


Karlsruhe, den 31. Dezember 1893. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. Jacob. 





Nr. IL. 3 


Gefebes- und Berordnungs-Dlatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Dienjtag den 23. Januar 1894. 
Anhalt. 


Belanntmahung bes Minifteriumd der Juftiz, des Kultus und Unterridyts: die Vorbereitung 
für ben höheren öffentlichen Dienft in der Juftiz und ber inneren Verwaltung betreffend. 


Landesherrliche Verordnung, 


die Vorbereitung für den höheren öffentlihen Dienft in der Juftiz und der inneren Verwaltung 
betreffend, 


vom 6. Mai 1868 (Regierungsblatt Nr. XXXV.) 


in der nach den höchften Entjchließungen vom 10. Juli 1880 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXVIL.), 
8. Auguſt 1883 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XVIl.), 9. Dezember 1886 (Geſetzes- und Verorb- 
nungsblatt Nr. LI.) und 27. November 1893 (Gejeked- und Verordnungsblatt Nr. XXIV.) geltenden 
Faſſung. 


J. Einleitung. 
8. 1. 


Wer zu einem Staatsdienſte in der Juſtiz oder inneren Staatsverwaltung, zu deſſen 
Bekleidung rechtswifjenjchaftliche Bildung erforderlich ift, zur Anmwaltichaft oder zum Notariat 
gelangen will, muß 

*1, nach vollendeter Gymnafialbildung die Rechtswiſſenſchaft nach Maßgabe von $. 2 
auf einer Univerfität fieben Halbjahre ftudirt haben, wovon mindeſtens drei dem 
Studium auf einer deutichen Umiverjität zu widmen find; 

2. hierauf eine erfte Prüfung nad Vorjchrift der $$. 3—7 beftehen; 

*3. nad Erftehung der eriten Prüfung der praktiſchen Vorbereitung zum öffentlichen 
Dienst in der Juftiz und inneren Staatöverwaltung während drei Jahren ſich 
widmen ; 

4. endlic) eine zweite Prüfung nad Borjchrift der SS. 11—14 beftehen. 
* Faffung nad der Tandesherrlichen Verordnung vom 10. Juli 1880, Gejeßes- und Berorbnungsblatt Seite 283. 
Geſetzes umb Verorbnungsblatt 1894. 2 


4 II. 


32. 


Die Studirenden der Rechtswiſſenſchaft haben Vorleſungen über folgende Fächer 
zu beſuchen: 
1. Römiſches Privatrecht, 
2. Römiſche Rechtsgeſchichte, 
3. Deutſches Privatrecht nebſt Lehenrecht, 
4. Deutſche Rechtsgeſchichte, 
5. Handeld- und Wechſelrecht, 
6. Franzöftiches und Badijches Civilredht, 
*7. Civilprozeß, 
8. Strafrecht, 
9. Strafverfahren, 
10. Gerichtliche Medizin, 
11. Staatsrecht, 
12. Kirchenrecht, 
13. Rechtsphiloſophie, 
14. Nationalökonomie, 
*15. Polizeiwiſſenſchaft (Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre), 
*16. Finanzwiſſenſchaft. 
*Die Studirenden der Rechtswiſſenſchaft haben außerdem 
a. während mindeftens eine® Semefterd an den Uebungen im jwriftifchen Seminar einer 
Univerjität ſich zu betheiligen ; 
b. in einem jeden der 3 erften Semefter wenigjtens eine, mindeftens 4 Stunden in der 
Woche betragende Borlejung aus dem Lehrkreiſe der philofophijchen Fakultät zu hören. 


1I. Erfte Brüfung. 
—833. 


Erſte Prüfungen der Rechtskandidaten werden alljährlich im Frühjahre und im Spät— 
jahre durch das Juſtizminiſterinm unter Mitwirkung von Kommiſſären des Miniſteriums des 
Innern vorgenommen. 

Die Kandidaten haben ſich der Prüfung ſpäteſtens zwei Jahre nach dem Abgange von 
der Hochſchule zu unterziehen. 

Für die Theilnahme an der erſten Prüfung hat jeder Kandidat 40 Mark zu entrichten. 
Das Juſtizminiſterium iſt ermächtigt, vermögensloſen Kandidaten Nachlaß zu bewilligen. 


* Die laudesherrliche Verordnung vom 10. Juli 1880, Geſetzes- und Berordnungsblatt Seite 283, hat den Zuſatz „und 
Vraxis desſelben“ bei Ziffer 7 gejtrichen und die Ziffern 15 und 16 beigefügt. 
++ Neue Faflung nach der landesherrlichen Verordnung vom 27. Rovember 1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 157. 
“+ Fafſung nach der Iandesherrlichen Verordnung vom 10. Juli 1880. 





u. 5 
8. 4. 

*Die Anmeldungen zur Frühjahrsprüfung müſſen im Laufe des Monats Februar, 
die Anmeldungen zur Spätjahrsprüfung im Laufe des Monats Dftober beim Yuftizmini: 
fterium eingereicht werden und folgende Beilagen enthalten: 

1. ein Zeugniß über die erlangte Neife zu akademiſchen Studien, 

2. Studien und Sittenzeugnifje der bejuchten Hochjchulen, welche die Erfüllung der in 

8. 2 gegebenen Vorjchriften darthun, 
3. einen Nachweis über das Stantsbürgerrecht des Kandidaten. 
Die Einberufung der Kandidaten zur Prüfung erfolgt durch das Juſtizminiſterium. 


8.5. 

Den zur Prüfung erichienenen Kandidaten werden zunächit gemeinjchaftliche Fragen aus 
den in $. 2 bezeichneten Fächern zur ſchriftlichen Beantwortung vorgelegt, wobei fie ſich 
feiner anderen Hilfsmittel als (bei Ziffer 1 und 2) des Corpus juris eivilis bedienen dürfen. 

Sodann wird jeder Kandidat noch einzeln mündlich im den unter Ziffer 1, 6, 7, 8 
und 14 angeführten Fächern geprüft. 


8. 6. 
Nah Beendigung der Prüfung jest das Yuftizminifterium auf Grund follegialer 
Berathung feit, welche Kandidaten beitanden find. 
Diejelben werden nad) der Reihenfolge ihrer Befähigung mit einem der Präbdifate „vor- 
züglich, gut oder hinlänglich befähigt” ala Nehtspraftifanten aufgenommen und erhalten 
eine Urkunde hierüber. 


8. 7. 

* Die nicht beitandenen Kandidaten können ſich innerhalb der nächſten zwei Jahre nad) 
ihrer Zurüdweifung nod einmal zur erjten juriftiichen Prüfung einfinden. Unbeſchadet diejer 
Friſt kann das Juftizminifterium die Zeit bejtimmen, vor deren Ablauf der Nichtbeftandene 
der Prüfung fich nicht wieder unterziehen darf. 

Wer zum zweiten Male in der Prüfung nicht beftanden ift, wird fir immer zurüd- 
gewiejen. 


IM. Rechtspraktikanten. 


wg. 8, 


Die Rechtspraktikanten haben den Vorbereitungsdienft binnen acht Wochen nach erfolgter 
Aufnahme zu beginnen und bis zur zweiten Prüfung ftetig fortzuſetzen. 


* Abſatz 1 in ber Faffıng vom 10. Juli 1880. 

* Satz 1 in ber durch bie landesherrliche Verordnung vom 10. Juli 1880, Geſehzes- und Verordnungsblatt Seite 
283, geänderten Faflung. Der zweite Cap des Abſahes 1 ift durch bie landesherrliche Verordnung vom 27. November 
1893, Geſeßes und Verordnungsblatt Seite 157, eingejchoben tworben. 

++ Geänderte Faſſung nach der nämlidyen landesherrlichen Verordnung. 





6 II. 


Die Leiftung des Vorbereitungsdienftes fann erfolgen bei Gerichten, Staatsanwaltſchaften, 
Notaren, Rechtsanwälten und Behörden der inneren Verwaltung. Das zuftändige Minifterium 
kann die Leiftung bei anderen Stellen gejtatten. 

Von dem Beginne des Vorbereitungsdienftes, jowie von jedem Wechjel der Beichäftigung 
ift dem Juftizminifterium Anzeige zu erftatten. 


+8. 9. 


Während der Vorbereitungszeit jollen 

1. zwölf Monate bei Amtsgerichten, 

2. acht Monate bei dem Oberlandesgericht, den Landgerichten oder der Staatsanwaltichaft, 

3. zwölf Monate im Dienjte bei jtaatlichen Behörden der inneren Verwaltung oder den 

vom Minifterium des Innern bezeichneten auderen Berwaltungsbehörden, 

4. vier Monate bei einem bei Kollegialgerichten zugelaffenen Rechtsanwalt 
zugebracdht werben. 

Abweichungen von diefen Frijten fünnen aus befonderen Gründen geftattet werden, von 
dem Juftizminifterium hinfichtlid) des Dienftes in der Rechtspflege, von dem Minifterium des 
Iunern für ben Dienft bei Berwaltungsbehörden. 


8. 10. 


Die Wahl der einzelnen Stellen, bei welchen fie ſich beichäftigen wollen, ift in der Regel 
den Praktikanten jelbjt überlaffen. Jedoch bleibt den Minifterien der Justiz und des Innern 
vorbehalten, aus bejonderen Gründen Anordnungen in diefer Beziehung zu treffen. 

Die Praris bei einem Amtsgerichte oder Bezirksamte kann mit Uebernahme einer Aktuars— 
jtelle verbunden jein. 


IV. Zweite Brüfung. 


*8. 11. 


Die zweite Prüfung der Rechtspraktikanten wird von einer Kommiſſion, welche 
das Juſtizminiſterium unter Mitwirkung des Miniſteriums des Innern ernennt, jährlich 
einmal, und zwar in der erſten Hälfte des Jahres, zu Karlsruhe vorgenommen. 

Die Rechtspraktikanten Haben ſich der zweiten Prüfung ſpäteſtens nach fünf Jahren 
praktiſcher Vorbereitung zu unterziehen. 

Für die Theilnahme an der zweiten Prüfung bat jeder Nechtspraftifant 40 Mark zu 
entrichten. Das Yuftizminifterium ift ermächtigt, vermögenslojen Rechtspraftifanten Nachlaß 
zu bemwilligen. 


* Neue Faflung nach der landesherrlichen Entichliehung vom 8. Auguft 1833, Geſehes und Berorbuungsblatt Seite 
150, und ber lanbesherrlihen Verordnung vom 27. November 1893, Geſehes - und Verordnungsblatt Seite 167. 
Faſſung mach der landesherrlichen Verordnung vom 10. Juli 1880, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 288, und 

der landesherrlichen Entſchließung vom 9, Dezember 1896, Geſetzes⸗ und Berordimmgsblatt Seite 611. 
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8. 12. 


Die Anmeldungen zu diefer zweiten Prüfung find im Laufe des Monats Februar 
bei dem Jujtizminifterium einzureichen, mit Angabe der Behörden, bei welchen ber ſich 
Meldende befchäftigt war, und unter Beilegung eines Berzeichnifjeg der von demfelben im 
Laufe der Praxis felbitftändig gefertigten größeren Arbeiten. 

Das Juftizminifterium erhebt hierauf von den bezeichneten Behörden Berichte über die 
dienstlichen Leitungen und das fonjtige Verhalten der Praktikanten, fordert für jeden der— 
jelben ſechs ber verzeichneten praftifchen Arbeiten ein, und ftellt alle dieſe Borlagen ver 
Prüfungstommiffion zu, welche ſodann die Praktifanten zur Vornahme der Prüfung einberuft. 


8. 13. 


*Die zweite Prüfung umfaßt das geſammte Gebiet des in Baden geltenden Rechts, 
nämlih: Civilrecht, Civilprozeß und freiwillige Gerichtsbarkeit, Strafrecht und Strafver- 
fahren, Berfafjungsreht und Verwaltungsrecht. 

Die Prüfung beginnt mit ſchrifthicher Beantwortung gemeinfchaftlicher Fragen aus 
biefen Fächern, wobei den Braftifanten der Gebrauch der ** Gejepbücher geftattet ift. 

Sodann folgt eine mündliche Prüfung jedes Einzelnen in eben diejen Fächern, wobei 
derjelbe auch einen Vortrag über Akten zu erftatten hat, welche ihm zu diefem Zwecke mindeſtens 
act Tage vor Beginn der Prüfung zuzuftellen find. 


8. 14. 


Auf begutachtenden Bericht der Kommiſſion entjcheidet das Juftizminifterium über das 
Ergebnif der Prüfung. 

Die in derjelben bejtandenen Nechtspraftitanten werden zu Neferendären ernannt 
und erhalten eine Urkunde hierüber. Die zu ertheilenden Prädifate find die gleichen, wie 
bei der erjten Prüfung. 

Bezüglich der Nichtbeftandenen finden die VBorjchriften des $. 7 aud hier Anwendung. 


V. Referendäre Disziplin. 


8. 15. 


Diejenigen Neferendäre, welche die erfte oder doch die zweite Prüfungsnote erhalten 
haben, jollen in Bezug auf Verwendung im Staatsdienfte vorzugsweiſe berüdfichtigt werben 


* Abfap 1 in der Faſſung nad der Tanbesherrlichen Verorduung vom 10. Juli 1880, 
+ Das Wort , Badiſchen“ vor „Geſetzbücher“ wurde durch die Tandesherrliche Verordnung vom 27. November 1393, 
Geſetzes- und Berorbuungsblatt Seite 157, geftrichen. 
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Auch die nicht verwendeten Neferendäre Haben fich übrigens bei einer Juſtiz- oder Ver— 


waltungsbehörde, bei einem Anwalte oder bei einem Notare praktiſch zu beichäftigen und 
dent Juftizminifterium von der Art ihrer Beichäftigung jeweils Anzeige zu erjtatten. 


8. 16 


Wer den einjährigen Militärdienft in der Zeit zwiſchen der Rechtspraftifanten- 
und der MReferendärsprüfung leiſtet und in Folge deſſen die Neferendärsprüfung erſt jpäter 
ablegt, jol, wenn er nachweist, daß er nad Eutjcheidung der Erſatzbehörde wegen zeitiger 
Untauglichfeit den einjährigen Militärdienft vor der Nechtöpraftifantenprüfung nicht Leiften 
fonnte, nad) bejtandener Neferendäräprüfung auf Anſuchen in die Reihenfolge der im vorher: 
gegangenen Jahre Geprüften nad; Maßgabe des Ergebnifjes jeiner Prüfung eingeftellt werden. 

Wenn ein Nechtöpraftifant wegen militäriiher Uebungen, melde in die Zeit 
zwifchen der Rechtspraktikanten- und der Neferendärsprüfung fallen, die Neferendärsprüfung 
erſt jpäter ablegt, joll auf thunlichſte Ausgleichung diejes Nachtheils bei jeiner Verwendung 
und Anftellung Bedacht genommen werden. 


“Ss. 17. 


Die Disziplinargewalt über Nechtspraftifanten und Neferendäre fteht zunächſt den 
Behörden, bei welchen diejelben bejchäftigt find, beziehungsweiſe deren vorgefegten Ober: 
behörden zu. 

+ Das Yuftizminifterium ift ermächtigt, Nechtspraftifanten und Neferendären die durch 
die Prüfung erlangte Befähigung zur Praxis und Anftellung wegen unmwürdigen Verhaltens 
auf bejtimmte Zeit oder für immer zu entziehen. 


VI Schluß. 


“g 18, 


Das Juftizminifterium ift mit dem Vollzuge diefer Verordnung beauftragt und hat 
nad) Benehmen mit dem Minifterium des Innern die hiezu nöthigen Borjchriften zu erlaſſen. 

Dasjelbe ift ermächtigt, von Erfüllung einzelner Beftimmungen aus bejonderen Gründen 
ausnahmsweiſe Nachjicht zu bewilligen. 


* Neue Beftimmung nach ber Tandesherrlichen Berorbnung vom 27. November 1893, Geſehes -und Verordnungs⸗ 
blatt Seite 157. 
*Neue Bezifferung nach der landesherrlichen Verordnung vom 27. November 1898. 
° Die Beftimmung über die Zuftändigkeit zur Ertheilung der Seirathserlanbnii wurde durch Die landesherrliche 
Berorbunng vom 10. Juli 1890, Geſetzes und Verordnungsblatt Seite 233, geftrichen. 
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Belanntmadjung. 


(Vom 8. Januar 1894.) 
Die Vorbereitung für den höheren öffentlichen Dienjt in der Juſtiz und der inneren Berwaltung betreffend. 
Auf Grund des Artikels 2 der landesherrlichen Verordnung vom 27. November 1893 
(Gejepes- und Verordnungsblatt Seite 157) wird vorftehend eine Zujammenftellung der 


nunmehr geltenden Bejtimmungen der landesherrlichen Berordnung obigen Betreffs bekannt 
gemacht. 


Karlsruhe, den 8. Januar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
Noll. 


Vdt. Dr. Die. 


m Zn ln nn 
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Geſehes- und Berordnungs- Blatt 


für dad Großherzogthum Baden. 





Karlsruhe, Donneritag den 25. Januar 1894. 
Inhalt. 


Bekanntmachungen des Miniſteriums des Innern: die Signalordnung für die Bodenſeedampfſchifffahrt 
betrefiend; das Verzeichniß über die Befugniſſe der Michungsämter betreffend. 





% 


Bekanntmachung. 
(Vom 3. Januar 1894.) 


Die Signalordbnung für die Bodenjeedampfidifffahrt betreffend. 


Die als Anlage ILL. der diesjeitigen Verordnung vom 17. Dezember 1892, die Schiff: 
fahrt auf dem Bodenſee betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 1892 Seite 631), 
beigegebene Signalordnung für die Bodenjeeichifffahrt wird im Einverjtändniß mit den 
Regierungen der übrigen Bodenjee-Uferjtaaten dahin berichtigt, daß die unter: „l. Nebelfignale” 
aufgeführten Erfennungsfignale folgendermaßen abzugeben find: 


das Erfennungsfignal 2 a.: 


dreimal in der Minute: zwei kurz aufeinander folgende Pfiffe; 


das Erkennungsſignal 2 b.: 
vo ⏑U ο—— 
dreimal in der Minute: drei kurz aufeinander folgende Pfiffe. 
Karlsruhe, den 3. Januar 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. von Freyborf. 
Bejeges- und Verorbnungsblatt 15. 3 
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Bekanntmachung. 


(Bom 11. Januar 1894.) 
Das Verzeichniß über die Befugniffe der Aichungsämter betreffend. 


Unter Hinweis auf unjere Veröffentlichungen vom 5. März; 1886, 5. Januar 1887, 
14. Februar 1888, 8. Februar 1889, 6. Januar 1890, 14. Januar 1891, 11. Januar 
1892 und 10. Januar 1893 (Gejeges: und Verordnungsblatt 1886 Seite 63, 1887 Seite 57, 
1888 Seite 62, 1889 Seite 41, 1890 Seite 85, 1891 Seite 45, 1892 Seite 26 und 1893 
Seite 3) bringen wir nachitehend ein Verzeichniß der ſeit der letztgenannten Veröffentlichung 
erfolgten Abänderungen im Umfange der aichamtlichen Befugniffe der Aichungsämter hiermit 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Karlörube, den 11. Januar 1894, 


Großherzogliches Minijterium des Junern. 


Eifenlohr. 
Vdt. Jacob. 





| 1 | 
ı Bretten . . . 0 | Langwaarenmaaßjtäbe, Flüffigkeitsmaaße, Bisher nur Wangen | 
Fäſſer, Gewichte, Waagen bis zu 10000 | bis 2000 kg. 
kg Tragfähigkeit. 





Bühl . » - » , = Langwaarenmaaßftäbe, metallene Flüſſig- Desgleichen 
keitsmaaße, Fäſſer, Hohlmaaße, Ge: 





| | wichte, Waagen bis 10000 kg. | 
Meßtirch. | 2 | Längenmaaße, metallene Flüſſigkeitsmaaße, Desgleichen. 
| Füſſer, Gewichte, Waagen für alle 
| Belaftungen. 
Schönau i. W..  Langwaarenmaapftäbe, metallene Flüſſig- Bisher mur Waagen | 
feitsmaaße, Fäſſer, Gewichte, Waagen bis 100 kg. 
bis 2000 kg. | 
| | | 
| 
Nedargerah . . Fiäſſer. | Nen errichtet. 
I | 





Drug und Berlag von Ralf Bogel in Karlsruhe. 
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Gefebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Montag den 29. Januar 1894. 
Juhalt. 


Bekanntmachungen des Miniferiums ber Juſtiz,des Kultus und Unterrichts: die Organiſation 
der Realmittelſchulen betreffend ; die Herbeifährung der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen betreffend. 


Bekanntmachung. 


Vom 14. Januar 1894.) 


Die Organiſation der Realmittelſchulen betreffend. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit Allerhöchſter Staats— 
miniſterialentſchließung vom 10. Januar 1894 gnädigſt geruht: 


a, zu genehmigen, daß Artikel 21 der Höchſtlandesherrlichen Verordnung vom 5. Juni 
1893, betreffend die Organijation der Nealmittelichulen, nachitehende geänderte Faſſung 
erhalte: 


„Mebergangsdeitimmungen. 


1. Den Zeitpuntt, von welchem an die Vorjchrift in Artikel 6 Abſätze 3 und 4 diejer 
Verordnung auf die mit jiebenjährigem Lehrgang bereit3 bejtehenden Neal: 
mitteljchulen (Realprogymnafien, Nealjchulen) Anwendung finden, beftimmt das Unter: 
richtsminiſterium. 


2. Bis dahin findet bei den ſiebenklaſſigen Realſchulen die Reifeprüfung, wie bisher, am 
Schluſſe des fiebenten Jahreskurſes ſtatt. Jedoch iſt ſowohl bei dieſen Anſtalten, als 
bei ſiebenklaſſigen Realprogymnaſien vom Schuljahr 189394 an am Schluſſe des ſechsſten 
Jahreskurſes eine Abſchlußprüfung nad) Maßgabe der Beitimmungen in Artikel 6 
Abjäge 3 und 4 der gegenwärtigen Verordnung abzuhalten, jo oft bei einer jolchen 
Anftalt in den zwei legten Monaten des Schuljahres Schüler > fiebenten Jahres⸗ 

Geſehes und Verordnungsblatt 189. 


14 IV. 
furjes nicht vorhanden find, oder die Schüler des fiebenten Jahreskurſes einer Neal: 
ſchule einer Reifeprüfung ſich nicht unterziehen wollen.“ 
Mit Ullerhöchſter Ermächtigung bringen wir dieje Aenderung zur öffentlichen Kenntniß. 
Karlsruhe, den 14. Januar 1894, 


Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Nokl. 


Vdt. v. Red. 


Bekanntmachung. 
(Vom 18. Januar 1894.) 


Die Herbeiführung der Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen betreffend. 


Das Formular für die Begleitichreiben nach $. 14 (vergleiche auch 88. 19 und 21) der 
- Verordnung obigen Betreffs vom 8. Auguſt 1879 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 587) 
bat die aus der Anlage erfichtliche Geſtalt erhalten. 
Die Behörde, welche den Strafvollzug herbeiführt, hat jedem Begleitjchreiben eine von 
ihr zu fertigende beglaubigte Ubjchrift des Vermögenszeugniſſes beizufügen. 
Die diesjeitige Bekanntmahung vom 6. September 1888 (Geſetzes- und Verordnungs— 
blatt Seite 571) iſt hierdurch erjebt. 


Karlöruhe, den 18. Januar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
In Vertretung: 
von Neubronn. 
Vdt. v. Red. 
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gegen 
EN nen engere 
Durch —— des — gerigäft —— 
DER — — it ” .. Dbige wegen ber genannten That . . zu einer 
„Strafe von ...... Jahre ....... Monate... Woche aan i an weldjer 


a. _Unterfuchungspaft abo — verurteilt worben. Berluft ber bürger- 
Yichen Shrenrete — Jahre. Polizeiaufſicht — 
Der Strafanfang wird berechnet vom ———— 
Es wird um Anzeige von dem erfolgten Tintin in ie Strafanftaft inte. 


Gerihtsärztliches Zeugniß. 


Auf Grund der ärztlichen Unterfuchung de obengenannten Berurtheilten werben folgende 
Fragen dahin beantwortet : 


1. It d....... jelbe zur Erftehung der Freiheitsſtrafe geeignet ? 
2. Hatd.....felbe ein Gebrechen ? 
3. Ft d.......felbe frei: 
von Krätze? 
von Syphilis und andern anſteckenden Krankheiten? 
von Epilepfie ? 
von Seelenftörung ? 
4. Sind erbliche Krankheiten oder Anlagen zur Seelenftörung in de...en Familie befannt ? 


— DER ar N 


Der Großherzogliche Bezirksarzt. 
) Geburtsort. 


16 IV, 


Perjonalien 
des... 
1. Perjonalbeidhreibung : 
Alter: Geſichtsform: 
Statur: Bejondere Kennzeichen: 


Haare: Eigenhändige Unterſchrift: 
Augen: en a 
2. Familienverhältuiſſe: 
Iſt ehelich — unehelich geboren. Iſt ledig — verheirathet — Wittwe . Anzahl der Kinder: 
3. Militärverhältniß: 
4. Neligionsbelenntniß : 


9. Gewerbstenntniffe: 
Hat das Handwerk gelernt und getrieben. (Kandwirth?“ ) 


6. Vorſtrafen: 
Verurtheilt 


ide. | 
Nr. | am | dur) | wegen zu 











T. Bar d.......felbe dem Trunke ergeben ? 
War diejelbe der Proftitution verfallen ? 
War d......jelbe zu Gewaltthätigfeiten und Wideripenitigfeit geneigt ? 
Hat d.......elbe Schon Fluchtverſuche gemacht ? 


8. War d........ Berurtheilte in der Hauptverhandlung geitändig ? 


9, Bemerkungen: 





Druck und Verlag von Matt & Bogel in Karlsruhe. = 


Wr. V. 17 


Gelebes- und Derorönungs- Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Donnerjtag den 8. Februar 1894, 


Inhalt. 
Gele: die Erbauung einer Nebenbahn von Haltingen nadı Kandern betreſſend 
Belanntmahungen des Minifteriums bed Anuern: die Bieheinfuhr aus Delterreid"Iingarn betreffend ; 
die Ein" und Durdfuhr von Thieren aus Frankreich betreffend; des Miniſteriums der Finanzen: die Rechnungs— 
nachweiſungen des Stantöhaushalts für 1890 und 1891 beziehungsweiſe 1891 und 1892 betreffend. 


Geſetz. 


(Bom 3. Februar 1894.) 
Die Erbauung einer Nebenbahn von Haltingen nad) andern betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir bejchlojien und verordnen, 
wie folgt: 
Artifell. 
Der Bau und Betrieb einer der Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutſchlands vom 
5. Juli 1892 zu unterjtellenden normalfpurigen Eifenbahn von Haltingen nach Kandern kann 
einem Unternehmer oder einer Unternehmergejellichaft überlaffen werden. 


Artifel 2. 


Die Rechte und Berbindlichkeiten des Unternehmers der Bahn werden in einer bejfonderen 
vom Minifterium Unſeres Haujes und der auswärtigen Angelegenheiten mit Unferer 
Genehmigung zu ertheilenden und alddann zu veröffentlichenden Konzeifion fejtgeftelft. 


Artikel 3. 


In der Konzeifion ift dem Staat das Recht zu wahren, das Eigenthum der Bahn nad) 
Ablauf von fünfundzwanzig Jahren vom Zeitpunkt der Betriebseröffmung an jederzeit 
anzufaufen. 

Geſehes · und Verordnungsblatt 184. 5 
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Außerdem iſt der Staatsaufſichtsbehörde darin vorzubehalten: 

1. die Feſtſtellung der Bahnlinie, die Beſtimmung der Zahl und Lage der Stationen, 
die Feſtſtellung der Projekte für die baulichen Anlagen und Einrichtungen, ſowie für 
die Betriebönrittel und ihrer Anzahl vor und nach Inbetriebnahme der Bahn; 

. die Genehmigung und Abänderung des Yahrplanes; 

. die Genehmigung des Tarifs der Beförberungspreiie, ſowie die Abänderung derfelben. 


—A 


Artikel 4. 


Dem Unternehmer können folgende Rechte zugeſichert werden: 

1. Tax- und Sportelfreiheit in allen den Bau und Betrieb der Bahn betreffenden 
Angelegenheiten. 

2. In Bezug auf die Zwangsabtretungen des für die Bahn ſammt Zugehörde erforder— 
lichen Geländes die Anwendbarkeit der bei dem Bau von Staatsbahnen maßgebenden 
geſetzlichen Beſtimmungen, wobei der Unternehmer zu der Expropriationskommiſſion 
(Artikel 3 des Geſetzes vom 29. März 1838) einen Bevollmächtigten zu ernennen hat. 

3. Befreiung des Unternehmers bezüglich derjenigen Grundſtücke und Gebäude aller Art, 
deren Erwerbung für die Eiſenbahn und deren Beiwerke erforderlich iſt, von der 
Entrichtung der Liegenſchafts- und Schenfungsaccije, ſowie der Kaufbriefgebühren. 

4. Die Befreiung des Unternehmers in Bezug auf die Eiſenbahn und deren Beiwerke 
von der beſtehenden Grund-, Häuſer- und Gewerbeſteuer, ſowie den ſich daran 
fnüpfenden Gemeindeumlagen, 

Das bei dem Unternehmen verwendete Perſonal unterliegt bezüglich der Beſteuerung den 

allgemeinen gejeglichen Bejtimmungen. 

Auf die Kautionen, welche der Unternehmer nach den Konzejfionsbedingungen bei ber 

Amortiſationskaſſe zu binterlegen haben wird, ift das Gejeß vom 22. Juni 1837 anwendbar. 


Artikel 5. 


Die unentgeltliche Mitbenügung der vorhandenen Unlagen auf der Anſchlußſtation 
Haltingen kann dem Unternehmer gejtattet und die für die Seitenbahn Hier erforderliche 
Bejorgung des Stationd- und Erpeditionsdienjtes von der Stantöbahnverwaltung ohne Entgelt 
übernommen werden. 

Artifel 6. 


Unter der Vorausfegung, daß von den betheiligten Gemeinden der gejammte, zur Her— 
ftellung der Bahn erforderliche Grund und Boden unentgeltlich und Laftenfrei zur Verfügung 
geitellt und außerdem ein Baukoftenzufhuß in der zur Ermöglidhung des Unternehmens 
erforderlichen Höhe aufgebracht wird, kann neben den Vergünftigungen in Urtifel 4 und 5 
für die Ausführung der Bahn vom Staat noch ein einmaliger unverzinslicher und nicht 
rüdzahlbarer, aus Beſtänden der Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe zu ſchöpfender Beitrag von 
20000 M für das Kilometer Bahnlänge gewährt werden. 
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Der Staatsbeitrag kommt erſt mit Vollendung des Baues und zwar unmittelbar nach 
erfolgter Betriebseröffnung zur Auszahlung. 
Artikel 7. 


Nur mit Zuftimmung der Staatsregierung fünnen die Bahnanlagen im Ganzen oder 
Einzelnen veräußert, verpachtet, verpfändet oder ſonſt belaftet, auch Vorzugs-, gejegliche oder 
richterlige Unterpfandsrechte daran erworben werden. 


Artikel 8. 


Die Wirfjamkeit des Gejeges erlischt mit Ablauf des Jahres 1896, wenn bis dahin der 
Bau nicht vollendet if. Mit Unferer Genehmigung kann die Wirkſamkeit des Geſetzes 
jedoch noch auf ein weiteres Jahr erftredt werden. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 3. Februar 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


vou Brauer. 


Belanntmachung. 
(Bom 29. Januar 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus Defterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öfterreich-ungariichen Bezirken ift die Einfuhr von 
Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 1893, 
Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 


Die diesjeitige Bekanntmachung vom 27, Dezember v. J. (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
1894 Seite 1) tritt außer Wirkſamkeit. 


ſtarlsruhe, den 29. Yanıtar 1894. 
Großherzogliches Ministerium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. H. von Ned. 
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A. Oeſterreich. u. 
Bezirkshauptmannichaften: Komotau, Brür, Teplis, Auffig, Leitmerig, Naudnig, Melnit, 
Schlan, Saag und Laum. 
Bezirkshauptmannschaften: Saybuſch, Biala, Chrzanow, Wadowice, Krakau, Wielicka, 
Myslenice, Bochnia, Limanowa, Neumarft, Neujander, Brzesko, Dabrowa, Tarnow und 
Grybow, ferner die Stadt Krafau. 


B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thurocz, Trentihin, Nentra, Sohl, Bars, Hont, Nograd, 
Prefburg, Komorn und Gran. 


Belanutmachung. 
(Vom 3. Februar 1894.) 


Die Ein- und Durchfuhr von Thieren aus Frankreich betreffend. 


Wegen ſtarker Verbreitung der Maul: und Klauenſeuche in Franfreih wird die Ein- 
und Durchfuhr von Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen aus Franfreich über bie 
Schweiz auf Grund des $. 7 des Neichögejepes vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr 
und Unterdrüdung von Biehjeuchen, mit Wirkung vom 8. d. M. ab bis auf Weiteres 
verboten. 

Karlsruhe, den 3. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. Arnold. 


Belnuntmadjung. 
(Bom 2. Februar 1894.) 


Die Rechnungsnachweiiungen des Staatshaushalts für 1890 und 1891 beziehungsweiie 1891 und 1892 
betreffend. 


Zufolge Allerhöchſter Staatsminijterialentichliegung vom 25. Januar d, 3. wird nad): 
ftehende Adreife der beiden Kammern der Ständeverfammlung, die Rechnungsnachweiſungen 
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über den Vollzug der Budgets ſämmtlicher Miniſterien für 1890 und 1891 (Vergleichung 
der Budgetſätze mit den Rechnungsergebniſſen) ſowie die ſummariſche Nachweiſung über die 
in den Jahren 1891 und 1892 eingegangenen Staatsgelder und deren Verwendung betreffend, 
zur öffentlichen Kenntniß gebradit. 


Karlsruhe, den 2. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 
Buchenberger. 
Vdt. Diefenbacher. 


Durdlaudtigfter Großherzog! 
Gnädigjter Fürft und Herr! 


Die Zweite Kammer Euerer Königlichen Hoheit getreuer Stände hat die ihr vorgelegten 
Rechnungsnachweifungen über den Vollzug der Budgets jümmtlicher Minijterien für 1890 
und 1891, ſowie die Nachweilungen über die in den Jahren 1891 und 1892 eingegangenen 
Staatögelder und deren Verwendung, beſtehend: 

a. in den Hauptjtaatsrechnungen nebft Betriebsfondsdaritellungen für die Jahre 1891 

und 1892; 
b. in den Rechnungen der Amortifationskaffe, der Domänengrundftodsfaffe und ber 
Eifenbahnjchuldentilgungsfafle für die Jahre 1891 und 1892 und 
c. in den Rechnungen der aus der Hauptjtantsrechnung ausgejchiedenen Verwaltungs— 
zweige fiir die Jahre 1891 und 1892, 
zur Kenntniß genommen und dazu feine diejelbe beanjtandende Bemerfung zu machen 
gefunden. 

In tieffter Ehrfurcht legen wir dieje Beichlüffe der Kammer vor dem Throne Euerer 

Königlichen Hoheit nieder. 


Karlsruhe, den 10. Januar 1894, 


Im Namen 
der unterthänigjt treugehorjamften Zweiten Kammer der StändeverJammlung : 
Der Bräfident: 
Gönner. 


Die Seftetäre: 
., Freiherr von Bodman. 
Heimburger. 
Gießler. 
Koelle. 
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Die Erfte Kammer tritt der vorjtehenden ehrerbietigjten Adreſſe bei. 
Karlsruhe, den 20. Januar 1894. 


Im Namen 
der unterthänigft treugehorjamften Erften Kammer der Ständeverfjammlung: 
Der Präfibent: 
Wilhelm, Prinz von Baden. 


Die Sefretäre: 


U. Freiherr von Rüdt. 
I. Ferd. Freiherr von Bodman. 





-  Drud und Verlag von Maifch de Wogel in Harleruie. 
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Geſetzes⸗ und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Dienftag den 13. Februar 1894, 





Juhalt. 


Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern: bie Einfuhr von Thieren ans Oeſterreich-Ungarn betreffend. 





Bekanntmachung. 
(Bom 9. Februar 1894.) 


Die Einfuhr von Thieren aus Defterreih-Ungarn betreffend. 


Nachdem die Maul- und Klauenſeuche in der öfterreichiichen Maft: und Kontumazanftalt 
Bielip-Biala ausgebrochen ift, wird die Einfuhr und Durhfuhr von Schweinen 
aus Bielitz-Biala mit fofortiger Wirkung bis auf Weiteres verboten. 


Karlsruhe, den 9. Februar 1894. 


GroßHerzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. Arnold. 


— — nn 
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Nr. VI. 25 


Gefebes- und Berordnungs-Blatt 
für dad Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Donnerftag den 15. Februar 1894. 
Inhalt. 


Belanntmahung des Minifteriums des Innern: die Einfuhr von Vieh aus Oeſterreich-Ungarn betrefſend. 


Belanntmahung. 


(Bom 11. Februar 1894.) 
Die Einfuhr von Vieh aus Defterreih-Ungarn betreffend. 


Nachdem die Maul: und Klauenjeuche in der öfterreihiichen Kontumaz- und Maftanftalt 
in Wiener-Neuftadt ausgebrochen ift, wird die Ein- und Durdhfuhr von Schweinen 
aus Wiener:Neuftadt mit fofortiger Wirkung bis auf Weiteres verboten. 

Karlsruhe, den 11. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A. 


Scheulel. 
Vdt. H. von Reck. 





Drud und Verlag von Maifch & Vogel in ſarloruhe 
Geſehes · und Verordnungsblatt 189. 7 


Nr. VII. 2 


Gefehes- und Berordnungs-Dlatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Samjtag den 24. Februar 1894. 


Inhalt. 


Belanntmadhung bes Minifteriumd bed Junern: ben Vollzug bes Geſehes über die Gewährung von 
Unterftügungen an Invalide aus den Kriegen vor 1870 und an deren Hinterbliebene, vom 14, Januar 1894, betreffend. 





Belanntmadjung. 
(Bom 8. Februar 1894.) 


Den Vollzug des Gejeges über die Gewährung von Unterftüßungen an Invalide aus den Kriegen 
vor 1870 und an derem Hinterbliebene, vom 14. Januar 1894, betreffend. 
In der Anlage werden die vom Königlich Preußiichen Kriegaminifterium unter dem 
25. Januar 1894 erlafjenen Ausführungsbeftimmungen zu dem Gejege vom 14. Januar 1894, 
betreffend die Gewährung von Unterftügungen an Invalide aus den Kriegen vor 1870 und 
an deren Hinterbliebene (Reichsgeſetzblatt 1894 Seite 107) veröffentlicht. i 
Karlsruhe, den 8. Februar 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 

Vdt, 9. von Red. 

Kriegaminifterium. Berlin den 25. Januar 1894. 
Ausführungsbeſtimmungen 


zu dem Geſetz vom 14. Januar 1894, betreffend die Gewährung von Anterſtützungen 
an Invalide aus den Kriegen vor 1870 und an deren Hinterbliebene. 


A. Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamie. 


Die Zufchüffe, welche auf Grund der 88. 1 und 4 den penfionirten, in Folge der Kriege gu 88. ı u #. 
dor 1870 invalide ꝛe. gewordenen Offizieren, Sanitätoffizieren und Beamten 
vom 1. April 1893 ab zuftändig find, werben denjelben von der Penfionsabtheilung des 
Kriegsminifteriums angewiejen werden, ohne daß es diejerhalb zunächſt eines befonderen An— 
trages ſeitens der Betheiligten bedarf. 

Bei der großen Zahl diejer Penfionäre ift ed jedoch nicht möglich, fie ſämmtlich vor Ende 
März 1894 zu befriedigen. 

Geeſhes unb Verordnungsblatt 1894. 8 


Yu 38. 1u. 4. 
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Diejenigen vorgenannten Offiziere 2r., denen über die Anweifung der ihnen vermeintlich 
zuftändigen Gebührnifje big Ende März 1894 noch feine Mitteilung zugegangen ift, wollen 
fi ſodann in diefer Angelegenheit au die vorgenannte Abtheilung wenden. 


B. Militärperfonen der Unterklaffen. 


Die Höhe der Zuſchüſſe, welche den Imvaliden aus den Kriegen vor 1870 zu den bis— 
herigen Invaliden-Gebührnifjen zu gewähren find, ergibt fih aus dem Mehrbetrag der nad) 
dem Geſetze vom 27. Juni 1871 nebjt den dazu ergangenen Abänderungen zu berechnenden 
Benfionen und Penſionszulagen. 

Zur Ermittelung des Zufchußbetrages find jonad in Anjag zu bringen: 

a) die dem Grade der Erwerbsunfähigkeit entiprechende Benfionsklafle, 

b) die Kriegszulage, 

c) VBerftümmelungszulagen, 

d) die Zulage für Nichtbenugung des Civilverforgungsicheins. 

Zu a) Benfionen. 

Da in dem Militär-Penfionsgefch vom 27. Juni 1871 5 Benfionsklaffen, in dem Gejehe 
vom 6. Juli 1865 nur 4 dergleichen vorgejehen find, iſt es nicht angängig, an Stelle der 
nad dem letzteren Gejege gewährten Penſionsklaſſe ohne Weiteres diejelbe Klaſſe des Gejeges 
vom 27. Juni 1871 in Anjag zu bringen; es ift vielmehr in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
welche Venfionstlaffe nach dem Grade der bei dem Invaliden feftgeftellten Erwerbsunfähigfeit 
zuftändig jein würde. So ift 5. B. für einen Imvaliden, der die Penſion 1. Klaſſe des Ge- 
jepes vom 6. Juli 1865 bezieht, die 1. Klaſſe des Geſetzes vom 27. Juni 1871 nur dann 
als zuftändig zu berechnen, wenn bei demfelben, neben völliger Erwerbsunfähigfeit, durch das 
die Invalidität bedingende Leiden zugleich ein Krankheitszuſtand befteht, der fremde Wartung 
und Pflege erfordert. 

Beitehen über die Zuläffigfeit der Unnahme eines ſolchen Zuftandes Zweifel, dann ift die 
ärztliche Unterjuchung und Begutachtung des Invaliden nad) diejer Richtung Hin zu veranlajien. 

Invalide, welche einfach verftümmelt find, werden ala gänzlich erwerböunfähig, jolche, 
die mehrfach verſtümmelt find, als fremder Wartung und Pflege bebürftig angejehen. 

Zu b) Kriegszulage. 

Für diejenigen Imvaliden, welche bereits zur Vermundungszulage des 8. 12 des Gejehes 
vom 6. Juli 1865 bz. des $. 1 des Geſetzes vom 9. Februar 1867 im Betrage von 6 Mt. 
anerkannt find, ift die Sriegszulage von 9 ME. als zuftändig zu berechnen. 

Bei den übrigen Imvaliden, gleicyviel, ob deren Invalidität durch äußere oder innere 
Kriegsdientbeihädigung veranlaßt worden ift, kommt die Siriegezulage mit dem Betrage von 
9 ME. neu in Berechnung. 

Zu e) Berftümmelungszulagen. 

Diejenigen Invaliden, welchen bereits Verjtümmelungszulagen des $. 13 des Gejeges vom 
6. Juli 1865 bz. des $. 1 des Gejeges vom 9. Februar 1867 bewilligt find, erhalten dieſe 
Zulagen nad) den höheren Sägen des $. 72 des Militär-Penfionsgejehes vom 27. Juni 1871. 
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Im Uebrigen iſt ſowohl bei dieſen wie auch bei denjenigen Invaliden aus den Kriegen 
vor 1870, welchen Verftümmelungszulagen nicht bewilligt find, die Frage bezüglich der Zu— 
ftändigfeit derartiger Zulagen unter Zugrundefegung der günftigeren Bejtimmungen des 
Militär-Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 zu erörtern. 

In zweifelgaften Fällen ift Klarftellung der Frage, ob einfache oder mehrfache Ber: 
ftümmelung vorliegt, durch ärztliche Unterfuchung und Begutachtung herbeizuführen. 

Zu d) Zulage für Nichtbenutzung des Civilverjorgungsjdeins. 

Neben einer Verftümmelungszulage ift die Zulage für Nichtbenugung des Civilverforgungs- 
jcheins nur in der bisherigen Höhe von 9 ME. zujtändig. 

Für die übrigen im Genufje der Zulage des $. 14 des Gejeges vom 6. Juli 1865 fi 
befindenden Invaliden aus den Kriegen vor 1870 ijt die beregte Zulage nad; dem Sage von 
12 Mk. als zuftändig zu berechnen. 

In Fällen, in denen bei der Art des die Invalidität bedingenden Leidens — wie 5. B. 
bei Epilepfie — $. 27 des Geſetzes vom 6. Juli 1865 — es gerechtfertigt ericheint, die Zu— 
lage für Nichtbenutzung des Civilverſorgungsſcheins neu in Anjag zu bringen, jind bezügliche 
Anträge dem Departement für das Invalidenweſen zur Entfcheidung vorzulegen. Vorher ift 
jedoch fejtzutellen, daß der Invalide von dem Eivilverforgungsichein niemals Gebraud gemacht, 
auch den Schein jelbft durch rechtsfräftiges Erfenntniß nicht verwirft hat. 

Die vorjtehenden Ausführungen finden gleichmäßige Anwendung auf die im $. 58 der 
Inftruftion vom 26. Juni 1877 bezeicjneten Kriegsinvaliden mit Ausnahme der unter d 
und f ebendajelbit bezeichneten Iwaliden. 

Die Mehrbeträge der ermittelten höheren Invaliden-Gebührniſſe find vom 1. April 1893 Yu &. 5. 
ab, als dem Eintritte der verbindlichen Kraft des Geſetzes, zu gewähren. 

Die Bezirkskommandos haben alsbald durch allgemeine öffentliche Befanntmahung die Bu s. 6. 
in Betracht kommenden Invaliden aufzufordern, ſich unter Beibringung ihrer Militärpapiere 
und des Benfiond-Duittungsbuches zur Erlangung der nach 8. 1 des Gejeßes vom 14. Januar 
1894 zu gewährenden Penſionszuſchüſſe perfönlich oder jchriftlich bei dem zujtändigen Bezirks: 
feldwebel anzumelden. 

Nach Beichaffung der Invalidenakten ift zunächſt feitzuftellen, daß der Imvalide den 
Anſpruch auf die ihm ſ. 3. zuerkannten Invaliden-Gebührniſſe durch ftrafgerichtliches Er- 
fenntniß nicht verloren hat. 

Eine Bervollftändigung der Invalidenakten durch Einforderung von Auszügen aus Kriegs: 
ſtammliſten, Zazarethpapieren und dergleichen iſt nicht erforderlich; dagegen müfjen die ärzt: 
lien Zeugnifje itber die Folgen der erlittenen Kriegsdienſtbeſchädigung fowie die Anerfennungs- 
Verfügungen des Generalfommandos in den Alten unbedingt vorhanden fein. 

Bon derjenigen Unerfennungs-Verfügung ausgehend, durch welche die Gebührnifje be— 
mwilligt worden find, die der Invalide gegenwärtig bezieht, ijt der Mehrbetrag der höheren 
Invaliden-Gebührniſſe nach beiliegendem Mufter durch die zuftändigen Bezirfsfommandos zu Rap 
berechnen und die Bewilligung der Zufchüffe von Fall zu Fall auf dem Dienftwege bei den LU 


Königlichen Generallommandos zu beantragen. 
8. 


N 


Bu 8.3 u. 4. 


Zu LJ. J. 


Zu 1.2. a.—. 
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Eine Beſchleunigung der Anweiſungen iſt anzuſtreben, und ſind daher beſtimmte Zeit— 
friſten für Einreichung der Anträge der Bezirkskommandos nicht feſtzuſetzen. 

Beſtehen über die Zuſtändigkeit der in Anſatz zu bringenden Penſionsbeträge Zweifel, 
dann iſt im ſolchen Fällen die Entſcheidung des Kriegsminiſteriums, Departements für das 
Invalidenwejen, einzuholen. 

Die Anerkennungs-Verfügungen, in welchen erfichtlich zu machen ift, daß es fih um 
„Benfionszujhüjje zufolge Gejeges vom 14. Januar 1894" handelt, haben nur 
auf Zahlung des monatlichen Mehrbetrages der gegen früher zuftändigen — nicht aber auf 
den Gejammtbetrag der Invaliden-Gebührniffe — zu lauten. 

In gleicher Weife ift zu verfahren hinfichtlich der Penſionszuſchüſſe, welche den etwa jet 
noch neu anzuerfennenden Invaliden aus den Kriegen vor 1870 zu gewähren find. 

Anfangs Dezember 1894 ift dem Departement für das Invalidenwejen eine Nachweiſung 
nach beiliegendem Mufter einzureichen. 


C. Bewilligungen für Hinterbliebene. 


J. Die aus $. 3 des Geſetzes fich ergebende Gleichſtellung der Hinterbliebenen von Theil: 
nehmern an den Kriegen vor 1870 mit denen von 187071 hat 
1. die Erhöhung der den Wittwen nad) Maßgabe früherer gejeplicher oder landesherrlicher 
Beftimmungen und Verfügungen bewilligten Sätze auf diejenigen des Militär-Penfions- 
gejeges vom 27. Juni 1871 zur Folge; fie gewährt ferner 
2. ein neued Verjorgungsredit: 

a) für die Ehefrauen der nach den früheren Kriegen Vermißten und für bie- 
jenigen Wittwen, denen die Unterftügung bisher mangels ihrer Vedürftigkeit 
hat verjagt oder nach Bejeitigung der Bebürftigfeit hat entzogen werden müfjen, 

b) für diejenigen Wittwen, deren Ehemann an den Folgen einer durch den Krieg 
verurjachten inneren oder äußeren Beſchädigung innerhalb eines Jahres nad) 
dem den betreffenden Krieg beendigenden Frieden verjtorben ift, 

e) für diejenigen Eltern und Großeltern, welche Anſprüche im Sinne des legten 
Abjapes der 88. 42 und 96 des Militär Penfionsgejeges von 27. Juni 1871 
begründen können. 

Die Zahlbarmachung der erhöhten Säbe wird ſeitens der Unterjtügungsabtheilung 
des Kriegsminifteriums veranlaßt werden. 

Bejonderer Unträge jeitens der Hinterbliebenen bedarf es diejerhalb erft, wenn bis 
zum 31. März 1894 die Anweiſung nicht erfolgt ift. 

Die Hinterbliebenen der hier bezeichneten Kategorien haben ihre Anfprüche bei dem 
zuftändigen Landrathsamte (Bezirksamt, Kreisdireftion 2c.) oder der Polizeiverwaltung 
ihres Wohnortes geltend zu machen. 

Die über die Vorbereitung der Anträge auf geſetzliche Wittwen- 2c. Beihülfen 
durch die genannten Dienftjtellen, über Form, Begründung u. j. mw. derjelben gegebenen 
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Beſtimmungen gelten auch für die vorliegenden Fälle. Die Landrathsämter ꝛc. geben die 
vorbereiteten Anträge an die zuftändigen Regierungen 2c. weiter. Von Leßteren werben 
die erhobenen Ansprüche geprüft und diejenigen, welche fich zweifellos als unbegründet 
erweijen, ohne Weiteres zurückgewieſen, die begründet erjcheinenden Anträge dagegei der 
Unterftügungsabtheilung des Kriegaminifteriums zur weiteren Veranlaſſung vorgelegt. 

Il. Bon den den Wittwen jchleswig-holfteinjcher Heeresangehörigen auf Grund der Bundes- 
gejege vom 14. Juni 1868 ($. 6 Abſatz 1) und vom 3. März 1870 ($. 8 Abjak 1) 
[Bundes-Gejegblatt 1868 Seite 335 und Bundes-Geſetzblatt 1870 Seite 39] bewilligten 
Beihülfen fünnen nur diejenigen auf die im Militär: Penfionsgejege vom 27. Juni 1871 
vorgejehenen Sätze erhöht werben, welche gewährt worden find, weil der den Anſpruch 
begründende Heeresangehörige entweder in den Feldzügen 1848 bis 1850 geblieben ober 
an den erlittenen Verwundungen oder an den Folgen einer durch den Krieg verurjachten 
inneren oder äußeren Beichädigung innerhalb eined Jahres nad) der Auflöjung der vor: 
maligen jchleswig-holjteinschen Armee gejtorben ift. 

Wegen Neubewilligung von Unterftügungen an Sinterbliebene früherer An— 

gehörigen der ſchleswig-holſteinſchen Armee gilt das vorjtehend unter I. 2 a—e Geſagte. 

Ill. Der Erlaß des Departements für das Invalidenwejen vom 22. Oftober 1887 — Nr. 20279. 
87. C.2 —, betreffend die guadenmweife Gewährung von Unterftügungen aus dem Aller: 
höchſten Dispoſitionsfonds bei der Reichs-Hauptkaſſe an die Hinterbliebenen von Kriegs— 
invaliden aus dem Kriege 187071, findet auf die Hinterbliebenen von Kriegsinvaliden 
aus den Kriegen vor 1870 gleichmäßige Anwendung. 

IV. Es wird bejonderd darauf hingewieſen, daß den Wittwen im Falle ihrer Wiederver- 
heiratdung mit einem Deutjchen die Unterſtützung nod) auf 12 Monate belafjen bleibt. 


D. Gemeinfame Befimmungen. 


. Die jämmtlichen Zuſchüſſe unterliegen den Beitimmungen über das Nuhen der Penſion 1. Zu 88.1.2. 
nad Maßgabe des Militär: Penfionögefeges vom 27. Juni 1871, der Novelle vom 22. 
Mai 1893, des Reichsbeamten-Gejeges vom 31. März 1873 und der zu dieſen Gejegen 
erlafjenen Ausführungs-Beſtimmungen. 

Die etwa erforderliche PBenfions-Neuregelung erfolgt, ſoweit fie nicht in Betreff 
der Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamten mit der Anmweifung nad Maßgabe des oben 
unter A Bejtimmten bereits von der Benfionsabtheilung des Kriegaminifteriums bewirkt 
wird, durch die zuftändige Megierung 2c. auf Anzeige der dem betreffenden Penfionär 
vorgejegten Dienjtbehörde (Anjtellungsbehörde). 

Der Penfionär hat zur Vermeidung von Penfionsüberhebungen jeiner vorgejeßten 
Dienftbehörde von der erfolgten Mehrbemwilligung fofort Anzeige zu machen. 

Il. Die Verrechnung der bemilligten Zuſchüſſe und Unterjtügungen erfolgt bei demjenigen 

Titeln des Etats-Kapitels 80 (Imvaliden-PBenfionen ꝛc. in Folge der Kriege vor 1870), 

unter welchen die bisherigen gejeglichen Bewilligungen nachgewiejen werden. 

Bronjart v. Scellendorff. 


— 
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Muiter 1. Berech⸗ 


des dem Invaliden aus dem Kriege 18.., ehemaligen . . . . . . N. N. zu N, gemäß Geſetzes 


nn ——— —— — = 3.3. 
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vom 14. Januar 1894 zu gewährenden Penſionszuſchuſſes zu feinen bisherigen Invaliden-Gebührnifjen. 
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34 vm. 
Muſter I. 


en 12. 1894. 


Nachweiſung 


der bis zum 1. Dezember 1394 verfügten Umanerkennungen von Invaliden auf Grund des Geſetzes vom 
14. Januar 189. 


Es ſind mehr bewilligt worden an! 
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Departement für das Invalidenweſen 
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Nr. IX. u 


Gefebes- und Berorönungs-Blatt 
für das GroßherzogthHum Baden. 


Karlsruhe, Dienjtag den 27. Februar 1894. 





Inhalt. 
Bekanntmachungen und Verordnungen: bes Miniſteriums ber Yuftiz, Des Kultusundb Unten 
richts: den Militärbienit der Nechtapraftilanten betreffend; dea Minifteriums des Innern: ben Minterhalt bei 
Nedargemünd betreffend; die Abhaltung von Tanzbeluftigungen betreffend; die Vieheinfuhr aus der Schweiz betrefiend. 





Belanutmachung. 


(Vom 12, Februar 1894.) 
Den Militärdienft der Rechtspraktikanten betreffend. 


Unter Bezugnahme auf $. 16 der landeöherrlichen Verordnung über die Vorbereitung 
für den höheren öffentlichen Dienft in der Juſtiz und der inneren Verwaltung (Geſetzes— und 
Verordnungsblatt von 1894 Seite 3) wird im Einverftändnifie mit dem Minifterium des 
Innern befannt gemacht: 


8.1. 


Der einjährige Militärdienst, welder in die Zeit zwijchen der Rechtspraftifanten- 
und der Neferendärsprüfung fällt, wird in den Vorbereitungsdienit ($. 1 Ziffer 3 der landes- 
herrlichen Berordnung) weder ganz noch theilweife eingerechnet. Ausnahmen finden nicht 
mehr ftatt. Die Bekanntmachung vom 26. Oktober 1885, die Vorbereitung für den höheren 
öffentlichen Dienjt in der Juſtiz und inneren Verwaltung betreffend (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt Seite 366), tritt außer Kraft. 


8. 2. 


1. Die auf militärifche Hebungen zwijchen der Nechtöpraftifanten= und der Referendärs- 
prüfung verwendete Zeit wird nur bis zur Dauer von 8 Wochen auf den Mindejtbetrag des 


Vorbereitungsdienftes von 3 Jahren angerechnet. Die Anrechnung wird regelmäßig nur zu 
Geſetzes und Berorbnnungsblatt 1894. 9 
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Gunſten aus der Frühjahrsprüfung hervorgegangener Rechtspraftifanten und nur dann ftatt= 
finden, wenn der Vorbereitungsdienft ſpäteſtens 2 Wochen nad Schluß der Prüfung begonnen 
worden iſt. 

2. Bon der achtwöchigen Uebungszeit ($. 2 Sat 1) werden 4 Wochen auf den Ver— 
waltungsdienjt angerechnet, d. 5. berfelbe wird um höchſtens 4 — gekürzt, wenn und 
ſoweit die Uebungszeit in den Verwaltungsdienſt fällt. 

3. Diejenige Zeit diefer Uebung, welche nicht auf den Berwaltunakbienf angerechnet 
wird, fällt dem Juſtizdienſte zur Laft, und zwar wird die Uebungszeit derjenigen Art bes 
Vorbereitungsdienfteg in der Juſtiz zugefchlagen, welche der zweiten Prüfung zunächſt 
vorhergeht. 

4. Aus beſonderen Gründen kann im einzelnen Falle eine andere Art der Anrechnung 
verfügt werden. 

5. Bei Rechtspraktikanten, welche die erſte Prüfung vor dem 1. Januar 1894 beſtanden 
haben, finden aud) künftig die bisherigen Beftimmungen über die Behandlung der auf 
militärifche Uebungen verwendeten Zeit Anwendung; im Uebrigen treten diefe bisherigen 
Beitimmungen und insbejondere die Bekanntmachung vom 17. Juni 1889, die Vorbereitung 
für den höheren öffentlichen Dienjt in der Juftiz und inneren Verwaltung betreffend (Geſetzes— 
und Verordnungsblatt Seite 106), außer Kraft. 


8. 3. 


1. Dad Geſuch um Einftellung in die Reihenfolge der im vorhergegangenen Jahre 
geprüften Aeferendäre nad) $. 16 Abſatz 1 der Landesherrlichen Verordnung oder um 
Berückſichtigung nad) $. 16 Abſatz 2 derjelben ift unter Anfchluß der erforderlichen Nach: 
weiſe gleichzeitig mit der Bitte um Zulaffung zur Neferendärsprüfung beim Juftizmini- 
fterium einzureichen. 

2. Diejenigen Rechtöpraftifanten, welche fich bereits zur biesjäßrigen Referendärsprüfung 
angemeldet haben, fünnen das Gejuc nachträglich bis zum 1. April l. J. einreichen. 


Karlsruhe, den 12. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichte. 
Noll. 


Vdt. von Reck. 
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Verordnung. 
(Vom 12. Februar 1894.) 


Den Winterhalt bei Nedargemünd betreffend. 


Auf Grund des $. 155 des Polizeiftrafgefeßbuches wird in Bezug auf den Winterhalt 
in der Eljenzmündung bei Nedargemünd verordnet, was folgt: 


8.1. 


Der Winterhalt in Nedargemünd erjtredt fid von der Einmündung der Eljenz in den 
Nedar aufwärts bis zum Mbfall des Mühlwehrs. 

Zugehörden des Winterhaltes find die längs des obengedachten Waflergebietes gelegenen 
Böihungen und die Ufer in einer Breite von einem Meter von der Uferfante an gerechnet. 


8. 2. 
Die Verwaltung, jowie die Handhabung der Aufficht und Ordnung im Winterhalt fteht 
dem Gemeinderat) Nedargemünd zu, welcher zum Vollzug einen Berwalter ernennen kann. 
Den Anordnungen der Verwaltung bezüglich der Benübung des Winterhalts iſt un— 
bedingt Folge zu leiſten. 


8. 3. 


Die Führer der zum Winterhalt einfahrenden Schiffe find verbunden, fogleich nad) der 
Einfahrt unter Vorlage des Schiffsatteftes der Verwaltung Anzeige zu machen. Die Ver: 
mwaltung bejtimmt die Stellen, wo die Schiffe anzulegen haben. 


8.4. 


Jede Handlung im Gebiet des Winterhaltes, welche die Sicherheit und Ordnung in 
demjelben gefährdet, ift verboten. 

Das Betreten des Winterhaltes und der Böſchungen ift Perjonen, welche auf den 
Schiffen feine Gejchäfte haben, unterſagt. Das Wafjerholen ift den Ortseinwohnern von 
Nedargemünd jeder Zeit nur unter Benügung der Treppe geftattet. 


8.5. 
Die zur Fortbewegung der Schiffe dienenden Schaltwerkzeuge dürfen nicht an den 
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Uferböfchungen eingejegt werden. Die ftillliegenden Schiffe find an den am Ufer angebrachten 
Ningen ficher anzumähren. 
Anker dürfen nur in die Sohle eingejegt werden und find durch Schwimmer zu bezeichnen. 
Schoren zum angemefjenen Fernhalten der Schiffe vom Ufer dürfen nur in Nothfällen 
unmittelbar gegen die Uferböfchung, jonft nur gegen den Uferfuß oder an auf die Böſchung 
aufgelegten Bordjtüden angejebt werben. 


8. 6. 

Schiffe, welche fich vermöge ihrer Beichaffenheit nad dem Ermejien der Verwaltung 
nicht über Wafjer Halten können, werden im Winterhalt nicht geduldet und auf Kojten des 
Scifferd oder Eigenthümers aus demjelben entfernt, wenn der Aufforderung zur Entfernung 
nicht innerhalb der von der Berwaltung zu bejtimmenden Frift nachgefommen wird. 

Deögleichen erfolgt die Entfernung untergegangener Schiffe auf Koften des Schiffers 
oder Eigenthümers, wenn der bezüglidyen Anordnung nicht innerhalb der bejtimmten Frift 
Folge geleijtet wird. 

8. 7. 


Jede Verunreinigung, insbejondere auch) das Abladen von Steinen, Schutt, Kehricht, 
Abfällen, Aſche und dergleichen auf das Gebiet des Winterhalts und das Hineinwerfen jolcher 
Gegenſtände in das Bachbett ijt unterjagt. 


8.8. 

Wenn Hochwaſſer, Eisgang oder jonjtige Ereigniffe außerordentliche Hilfe erheiichen, fo 
iſt die Mannſchaft ſämmtlicher im Winterhalt liegender Fahrzeuge verbunden, den hierwegen 
ergebenden Anordnungen der Verwaltung mit eigener Hand und wo nöthig mit Schiff und 
Geſchirr Folge zu geben. F 


Vorbehaltlich der Erſatzanſprüche an die Schiffsführer und Schiffseigner für Beſchädigungen 
am Winterhalt und deſſen Zugehörden, welche durch ſie oder das Schiffsperſonal verurſacht 
werden, unterliegt die Uebertretung der Beſtimmungen dieſer Verordnung gemäß 8. 155 des 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs einer Geldſtrafe bis zu 100 Mark oder Haftſtrafe bis zu 14 Tagen. 


8. 10. 


Bon allen zum Winterhalt einfahrenden Fahrzeugen wird nach Maßgabe des anliegenden 
Gebührentarifs ein Liegegeld erhoben, weldyes vom Verwalter berechnet und jpäteftens vor 
ber Ausfahrt des Fahrzeuges an denjelben gegen Rückgabe des Schiffsatteftes zu bezahlen ift. 


Karlsruhe, den 12, Februar 1894, 


Großherzoglicheg Minifterium des Innern. 
Eiſenlohr. 
Vdt. von Freydorf. 


Tarif der Gebühren für die Benügung des Winterhaltd in der Eljenz- 
mündung zu Nedargemünd. 


1; 

Für die Benühung der zum Winterhalt ausgebauten Eljenzmündung in Nedargemünd 
zum Winteraufenthalt oder zum Schutze gegen XTreibeis während der Monate November, 
Dezember, Januar, Februar und März werden bis auf Weiteres folgende Gebühren erhoben: 

A. Für Fahrzeuge jeder Urt, 
welche den in Heidelberg, Schlierbadh, FZiegelhaufen, Nedargemünd, Rainbach und Nedar- 
häuferhof anſäſſigen Schiffern zu Eigenthum gehören: 


bei einer Tragfähigkeit bis einschließlich 


10 Tonnen 1 M 
0 „ I 
80 n . 5, 
10 „ 8, 
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B. Für Fahrzeuge ausmwärtiger Schiffer das Doppelte der Gebühren unter A. 
2. 


Die Zeitdauer des Aufenthalts eines Fahrzeuges im Winterhalt fommt bei Berechnung: 
der Gebühr nicht in Betracht. Kehren Fahrzeuge, welche den Winterhalt vorzeitig verlafjen 
haben, mwährend der gleichen Schußperiode zurüd, jo werben fie ohne weitere Anforderung 
wieder aufgenommen, wenn die Empfangsbejtätigung über die für den erjten Aufenthalt 
entrichtete Gebühr vorgelegt wird und wenn inzwijchen nicht Mangel an Liegeraum ein= 
getreten ift. 
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Verordnung. 
(Bom 14. Februar 1894.) 


Die Abhaltung von Tanzbeluftigungen betreffend. 


Der $. 6 Abſatz 2 der diesfeitigen Verordnung vom 29. November 1865, die Abhaltung 
von Tanzbeluftigungen betreffend (Regierungsblatt Seite 688), erhält folgende Faſſung: 

Sofern ſolche Vereine oder Gejellichaften beabjichtigen, Tanzbeluftigungen in öffentlichen 
Wirthſchaften abzuhalten, Haben die Wirthe dem Bezirksamt vorher Anzeige zu machen, 
die etwa nöthige Verlängerung der Polizeiftunde zu erwirken und die vom Bezirksamt zur 
Verhütung von Mißbräuchen für derartige Tanzbeluftigungen im einzelnen Fall getroffenen 
bejonderen Anordnungen zu beachten. 


Karlsruhe, den 14. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. Jacob. 


Bekanntwachung. 
(Bom 19. Februar 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus der Schweiz betreffend. 


Für die Zeit vom 1. März bis 1. Oktober ift künftighin die Einfuhr von Vieh aus 
der Schweiz über die Zollſtelle Aheinbrüde in Säckingen außer zu den unter Ziffer 15 
der Beilage zur Verordnung vom 24. Juni 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 67 ff.) 
bejtimmten Zeiten auh an jedem Dienftag und Freitag von 6—8 Uhr Abends 
geftattet. 


Karl3ruhe, den 19. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt. von Freydorf. 








Drud und Verlag von Malfh Vogel in Karlsruhe. J 


Nr. X. * 


Gefeßes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Mittwoch den 28. Februar 1894. 
Inhalt. 


Geſetz: die Stewererhebung in den Monaten März und April 1894 betreffend. 


Geſetz. 


(Vom 28. Februar 1894.) 


Die Steuererhebung in den Monaten März und April 1894 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände Haben Wir bejchloffen und verordnen, 
wie folgt: 
Einziger Artikel. 
Die direften und indireften Steuern, welche in den Monaten März und April 1894 


zum Einzug fommen, find, jomweit nicht durch neue Geſetze Abänderungen verfügt werden, 
nad) dem dermaligen Umlagefuß und den beftehenden Gejegen und Tarifen zu erheben. 


Das Finanzminifterium ift mit dem Vollzug beauftragt. 
Gegeben zu Karlsruhe, den 28. Februar 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Buchenberger. 





Druck und Verlag von Malih & Bogel in Karlsruhe. 


Geſetzes und Berordnungsblatt 1894. 10 


— — — 


Nr. XI. 43, 


Geleßes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Freitag den 2. März 1894. 
Inhalt. 


Bekanntmachung des Minifteriumd des Innern: bie Anzeige von Unfällen betreffend. 





Belnuntmadjung. 
(Bom 6. Februar 1894.) 


Die Anzeige von Unfällen betreffend. 


Wir machen hiermit befannt, daß die Betrieböunternehmer für die Unfallanzeigen, welche 
fie nad) $. 51 Abſatz 1 bis 3 des Unfallverficherungs-Gejepes vom 6. Juli 1884 beziehungsweise 
nad) 8. 55 Abſatz 1 bis 3 des landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejehes vom 5. Mat 1886 
an die Ortöpolizeibehörde — im Großherzogthum Baden das Großherzogliche Bezirfgamt — 
zu erftatten haben, nach Bekanntmachung des Reichd-Berficherungsamtes vom 1. d. Mts. an 
Stelle des durch unfere Belanntmahung vom 26. September 1885 (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt Seite 312) veröffentlichten und in $. 16 ber biesjeitigen Verordnung vom 25. 
Juni 1888, betreffend die Ausführung der Unfal- und Sranfenverficherung (Gejeked- und 
Verordnungsblatt Seite 303) erwähnten Formulars fünftig das anliegende anderweitige 
Formular zu benügen haben. Dieje Formulare find im Akten-(Reichs-Papier)format auf 
gelbem Papier herzuftellen. — 

Die Benutzung des ſeitherigen Formulars iſt behufs Verbrauches der vorhandenen Beſtände 
noch bis zum 1. Januar 1896 zugelaffen. 


Karlsruhe, den 6. Februar 1894, 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. €. Mufer. 


Geſetzes unb Verordnungsblatt 1894. 11° 
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5. a. Iſt für die Heilung geforgt - Blauen a u A en a an 


durch Aufnahme in ein Kranfen- — 
haus (genaue Bezeichnung deſſelben)? oder 

durch anderweitige ärztliche Bes 

handlung (zu Haufe ꝛc.)? 


Name, [I des behandelnden, J. 
Wohnort, | 
Wohnung | I.des zuerft zugezogenen Ürzte®. | ır, 


b. Arbeitet der Verletzte troß verlb...._.. 
Verletzung weiter ? 





6. a. Gehört der Berlete einer Kranken: | a. .................... un nen 


kaſſe an? (Genaue Bezeichnung und Sit 
ber Kaffe.) 


b. Bezieht der Verlegte ſchon Unfall:, | b. — 
Invaliden- oder Altersrente? 





7. Veranlaſſung und Heraana des Un. — —— — 
Druck und Verlag von Malſch K Mogel in Karlsruhe. 





Nr. XL. 47 


Grfebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Montag den 5. März 1894. 


Inhalt. 
Zandeäherrliche Verordnung: ben Vollzug bed Geſetzes über die Belteuerung für allgemeine lirchliche Bebürfniffe 
für die ifraelitifche Religionsgemeinichaft bes Großherzogthums betreffend. 
Befanntmahungen des Minifteriums bed Innern: bie Vieheinfuhr aus Oeſterreich-Ungarn betreffend ; 
bie Beförderung feuergefährlicher, nicht zu ben Sprengftoffen gehörender Gegenftände auf dem Rheine betreffend. 


Landesherrliche Verordnung. 


(Bom 27. Februar 1894.) 


Den Vollzug bes Geſetzes über die Befteuerung für allgemeine kirchliche Bebürfniffe für die ifraelitifche 
Religionsgemeinichaft des Großherzogthums betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 


Nach Anhörung Unferes Staatöminifteriums haben Wir auf Grund des Artikels 1 
Abſatz 2 des Gefehes vom 18. Juni 1892, die Befteuerung für allgemeine Kirchliche Bedürf- 
niffe betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 279), beſchloſſen und verorbnen, was folgt: 


8. 1. 


Das Geſetz vom 18. Juni 1892, die Beſteuerung für allgemeine kirchliche Bedürfniſſe 
betreffend, wird für die iſraelitiſche Religionsgemeinſchaft des Großherzogthums auf ihren 
Antrag mit Wirkung vom 15. Januar 1894 in Vollzug geſetzt. 


8. 2. 


Mit Beginn der Steuerperiode, für welche erftmal3 nad dem im vorhergehenden Para: 
graphen genannten Gejepe zufolge eines in Gemäßheit der Artikel 5, 12, 16, 18 gefaßten 


und ftaatlich genehmigten Beſchluſſes allgemeine Kirchenfteuer zu afehen ift, hört die Steuer- 
Geſehes und Werorbnungsblatt 1894, 
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erhebung für allgemeine kirchliche Bebürfniffe der ifraelitifchen Religionsgemeinſchaft nad) 
Maßgabe der hierüber jeither geltepden Bejtimmungen auf. 

Gegeben zu Karlörube, den 27. Februar 1894. 


Frirdrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Noll. 


Belauutwmachung. 
(Bom 26. Februar 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus Defterreih-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öfterreichifcheungarifchen Bezirken ift die Einfuhr 
von Nindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Gejeßes- und Verordnungsblatt Seite 21). 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 29. Januar d. I. (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 19) tritt außer Wirkjamteit. 

Karlsruhe, den 26. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A 


Schentel, 
Ei Vdt, Jacob. 


Anlage: 
A. Oeſterreich. 


Böhmen: Bezirkshauptmannſchaften: Komotau, Brux, Teplig, Auffig, Leitmeris, Raudnitz, 
Melnit, Schlan, Saag, Laun, Tetſchen, Schludenau, Rumburg, Gabel, Reichen: 
berg, Friedland, Gablonz, Semil, Turnau, Jiein, Podebrad, Jungbunzlanu, 
Dauba, Böhmifch-Leipa und Münchengräß, ferner die Stadt Neichenberg. 

Mähren: Bezirkshauptmannschaften: Olmüg, Sternberg, Zittau, Römerſtadt, Mähriſch— 
Trübau, Hohenjtadt, Schönberg, Wallachiſch-Meſeritſch, Weißkirchen, Neutitjchein 
und Mifted, ferner die Stadt Olmütz. 


B. Ungarn. 


Komitate: Mrva, Zips, Liptau, Turocz, Trentſchin, Neutra, Sohl, Bars, Nograd, 
Preßburg, Komorn und Gran. 
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Belauntmachung. 


(Bom 2. Mär; 1894.) 


Die Beförderung feuergefährlicher, nicht zu den Sprengftoffen gehörender Gegenftände auf dem Rheine 


betreffend, 


Nachitcehend bringen wir die zwijchen den Bevollmächtigten der Rheinuferftaaten in der 
ordentlichen Sigung der Zentral:Kommijfion für die Rheinſchifffahrt von 1893 vereinbarte 
und von den Regierungen diefer Staaten genehmigte Verordnung obigen Betreffs mit dem 
Unfügen zur öffentlichen Kenntniß, daß diejelbe am 1. April 1894 in Kraft tritt. 

Zumiderhandlungen werden nach Artikel 32 der revidirten Nhein-Schifffahrtsafte vom 
17. Oktober 1868, Gejehes- und Verordnungsblatt 1869 Seite 183, mit Geldftrafe von 8 bis 
240 Mark beitraft. 

Karlsruhe, den 2. März 1894. 


Großherzoglicdes Minifterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt, von Grimm. 


Verordnung, 


betreffend die Beförderung feuergefährlicher, nicht zu den Sprengftoffen gehörender Gegenftände 


auf dem heine. 


— 


Als feuergefährlich im Sinne dieſer Verordnung gelten folgende Gegenſtände: 


a, 


b. 


f. 


Nohpetroleum und deſſen Deftillationsprodutte (Betrolenmäther, Gajolin, Neolin, Benzin, 
Ligroin, Naphta, Petroleumeijenz, gereinigtes Petroleum, Putzöl, Schmieröle u. ſ. w.); 
alle aus Theer oder Theerölen (Harz, Steinkohlen-, Braunfohlen-, Torf- und 
Schiefertheer) bereiteten flüchtigen Stoffe; 


. Schwefeläther (Aethyläther), Kollodium und Schwefeltohlenftoff (Schwefelalkohot) ; 
d. 


e, 


rothe rauchende Salpeterjäure; 
weißer und gelber, ſowie rother (amorpher) Phosphor ; 
Bucher'ſche Feuerlöſchdoſen. 


Die in lit. a. und b. bezeichneten Gegenſtände werden in drei Klaſſen eingetheilt, je 
nachdem fie bei 17,5 Grad Celſius ein ſpezifiſches Gewicht haben von: 

(Kaffe I.) mindeftens 0,780 (jogenanntes Tejtpetroleum, Benzol, Toluol, Xylol, Cumol, 
Mirbanöl, Solaröl, Photogen u. ſ. w.), 

(Klaſſe 11.) weniger als 0,780 und mehr ala 0,680 (Benzin, Ligroin, Putzöl u. j. w.), 

(Kaffe 111.) 0,680 oder weniger (Petrolenmäther, Gaſolin, Neolin u. ſ. w.). 


12, 
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Diein$.1lit. a. und b. genannten Gegenstände dürfen auf dem Rheine nur befördert 
werden entweder 

a. in dichten und mwiderftandsfähigen Metallgefähen, oder 

b. in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug; 

die Gegenstände der Klaſſen I. und Il, außerdem 

e. in bejonders guten, dauerhaften Fäſſern. 

Bei der Beförderung in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug find noch folgende Vor— 
ſchriften zu beachten: 


1. Werden mehrere Gefäße in einem Frachtſtücke vereinigt, jo müſſen diejelben in 
ſtarke Holzkiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorienerde oder anderen [oderen 
Subjtanzen feſt verpadt jein. 

2. Bei Einzelverpadung ift die Verjendung der Gefäße in foliden, mit einer guten 
Schutzdecke, jowie mit Handhaben verjehenen und mit hinreihendem Verpadungsmaterial ein- 
gefütterten Körben oder Kübeln zuläfjig; die Schupdede muß, falls fie aus Stroh, Rohr, 
Schilf oder ähnlihem Material befteht, mit Lehm= oder Kalfmilch oder einer gleichartigen 
Materie unter Zuſatz von Wafferglas getränft fein. Das Bruttogewicht des einzelnen Kollo 
darf für die Stoffe der Klaffe I. bei Verwendung von Glasgefäßen 60 Kilogramm, bei 
Verwendung von Gefäßen aus Steinzeug 75 Kilogramm und für die Stoffe der Klaſſen II. 
und Ill. bei Verwendung beider Arten von Gefäßen 40 Kilogramm nicht überjteigen. 

Jedes Frachtſtück, welches Gegenftände der II. und III. Klaſſe enthält, ift mit einer 
deutlichen, auf rothen Grund gedrudten Aufichrift „Feuergefährlich“ zu verjehen. Körbe und 
Kübel mit Gefäßen aus Glas oder Steinzeng, welche Gegenſtände der Klaſſen II. und IIL 
enthalten, haben außerdem die Aufjchrift: „Muß getragen werden” zu erhalten. 

Die Beitimmungen über die Beförderung von Betrofeum auf dem Rhein in Kaſtenſchiffen 
werden durch dieſe Borjchriften nicht berührt. 


8. 3. 

Schmwefeläther (Hethyläther) jowie Kollodium dürfen nur in vollflommen dicht ver— 
ſchloſſenen Gefäßen aus Metall oder Glas verjendet werden. Die Verpadung diefer Gefäße, 
und zwar ſowohl der Metall: wie der Glasgefäße muß bei Vereinigung mehrerer Gefäße in 
einem Frachtſtücke den in $. 2 Ziffer 1, umd bei Einzelverpadung den in $. 2 Ziffer 2 
gegebenen Vorjchriften entipredhen mit der Maßgabe, daß bei Einzelverpadung das Brutto- 
gewicht des einzelnen Kollo 60 Kilogramm nicht überjteigen darf. 


8. 4. 
Scwefeltohlenftoff (Schwefelalkohol) darf nur befördert werden entweder : 


1. in dichten Gefäßen aus ftarfem, gehörig vernietetem Eiſenblech bis zu 500 Kilogramm 
Inhalt ; 
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oder 2. in Blechgefäßen von höchſtens 75 Kilogramm brutto, welche oben und unten 
durch eiferne Bänder verftärkt find. Derartige Gefäße müſſen entweder von geflochtenen 
Körben oder Kübeln umjchloffen oder in Kiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infujorien- 
erde oder anderen loderen Subftanzen verpadt jein; 

oder 3, in Glasgefäßen, die in ftarfe Holzkiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, 
Infuforienerde oder anderen loderen Subjtanzen eingefüttert find. 


8. 5. 

Die Beförderung der rothen rauchenden Salpeterjäure unterliegt folgenden 
Vorſchriften: 

Falls dieſelbe in Ballons, Flaſchen oder Kruken verſchickt wird, ſo müſſen die Behälter 
dicht verſchloſſen, wohl verpackt und in beſondere, mit ſtarken Vorrichtungen zum bequemen 
Handhaben verſehene Gefäße oder geflochtene Körbe eingeſchloſſen ſein. Die Ballons und 
Flaſchen müſſen in den Gefäßen mit einem mindeſtens ihrem Inhalte gleichtommenden Volumen 
getrockneter Infuſorienerde oder anderer geeigneter, trockenerdiger Subſtanzen umgeben ſein. 

Falls dieſelbe in Metallbehältern verſendet wird, ſo müſſen die Behälter vollkommen 
dicht und mit guten Verſchlüſſen verſehen ſein. 


8. 6. 

Weißer und gelber Phosphor muß mit Waffer umgeben in Blechbüchſen, welche 
höchſtens 30 Kilogramm faſſen und verlöthet find, in ftarke Kiften feit verpadt jein. Die 
Kiften müſſen außerdem zwei ftarfe Handhaben befigen, dürfen nicht mehr ala 100 Kilo— 
gramm wiegen und müflen äußerlich ald „gewöhnlichen gelben (weißen) Phosphor enthaltend“ 
und mit „obeu“ bezeichnet fein. 

Rother (amorpher) Phosphor ift in gut verföthete Blechbüchfen, welche in ftarfe 
Kiften mit Sägejpähnen eingejegt find, zu verpaden. Dieje Kiften dürfen nicht mehr ala 90 
Kilogramm wiegen und müſſen äußerlich) als „rothen Phosphor enthaltend” bezeichnet fein. 


8.7. 

Bucher'ſche Feuerlöſchdoſen dürfen nur in blechernen Hülſen befördert werden. 
Dieje Hülſen müſſen in Kiftchen eingeftellt werben, welche höchſtens 10 Kilogramm fafjen und 
inmendig mit Papier verklebt find. Dieje Kiften müſſen ſodann in größere, gleichfalls mit 
Papier ausgeklebte Kiſten verpadt werben. 


8. 8. 


Falls die in den SS. 2 und 3 aufgeführten Chemikalien in Mengen von nicht mehr als 
10 Kilogramm zum Verjandt fommen, ift e3 geftattet, fie jowohl mit einander als mit an— 
dern, weder zu den Sprengftoffen noch zu den ägenden und feuergefährlichen Stoffen gehörigen 
Gegenjtänden in ein Frachtſtück zu vereinigen. Sie müffen dabei in dicht verjchlofjenen Glas— 
oder Blechflafchen mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuforienerde oder anderen loderen 
Subftanzen in ftarfe Kiſten feſt eingebettet fein. 
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Die rothe rauchende Salpeterſäure darf in der gleichen Menge und in der gleichen 
Weiſe nur mit gleichen Mengen andrer Mineralſäuren, mit Ausnahme von Brom, und mit 
andern, weder zu den Sprengſtoffen noch zu den ätzenden und feuergefährlichen Stoffen 
gehörigen Gegenjtänden in ein Frachtſtück vereinigt werden. 

Scmwefeltoßlenftoff im Gewichte von höchſtens 2 Kilogramm darf mit andern, weder zu 
den Sprengjtoffen noch zu den ätzenden und feuergefährlichen Stoffen gehörigen Gegenftänden 
zu einem Frachtſtück vereinigt werden, wenn der Schwefelkohlenſtoff ſich in dicht verjchloffenen 
Blechflajchen befindet und mit dem übrigen Inhalte des Frachtſtückes in eine jtarfe Kifte mit 
Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl oder anderen loderen Subjtanzen feſt eingebettet ijt. 

Die Vereinigung von Phosphor und Bucher’schen Fruerlöfchdojen mit anderen Gegen- 
ftänden zu einem Frachtſtücke ift auch in Heinen Mengen wicht ſtatthaft. 


8.9. 
Die in den 88. 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 8 genannten Behälter (Gefäße aus Metall, Fäſſer, 
Kiften, Kübel und Körbe) müſſen auf den Schiffen jo verftaut fein, daß fie weder an einander 
ftoßen noch herabfallen können. 


8. 10. 


Feuergefährliche Gegenstände dürfen auf Dampffchiffen nur auf dem Verde, auf Schiffen, 
welche zur Berjonenbeförderung dienen, überhaupt nicht verladen werden. 


$. 11. 

Schiffgräume, in melchen feuergefährliche Gegenjtände untergebracht find, dürfen nur 
mit Sicjerheitäfampen betreten und es darf in ihnen nicht geraucht werden. Liegen ſolche 
Räume unter Ded, fo müſſen fie eine wirkſame Oberflächenventilation haben. 

Offenes Feuer darf auf Fahrzeugen, welche fenergefährliche Gegenftände geladen haben, 
nicht brennen. 

Die Schornfteine der Kambuſen folcher Fahrzeuge müſſen mit Funfenfänger verjehen fein. 

Auf De verladene feuergefährliche Gegenjtände find mit dichtjchließenden Plantüchern 
bedeckt zu halten. 

8. 12, 

Fahrzeuge, welche fenergefährliche Stoffe geladen haben, ſollen bei Tag eine blaue Flagge 
mit einem großen weißen F. (lateinische Drudjchrift), bei Nacht eine blaue Laterne führen ; 
diefelben müſſen mindeſtens 4 Meter über Bord am Mafte oder an einer Stange befeftigt 
fein. 

Soldie Fahrzeuge dürfen nur in einer Entfernung von mindeitens 150 Meter von 
andern Fahrzeugen oder von bewohnten Gebänden anlegen, joferne nicht von der Hafen— 
behörde, und außerhalb der Häfen von der Ortöpolizeibehörde das Anlegen in einer größeren 
Entfernung vorgejchrieben oder im einer Eleineren Entfernung geftattet wird. 
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Dieje Beftimmungen finden feine Anwendung auf Fahrzeuge, welche nur Heine Mengen 

(bis zu 10 Kilo, beziehungsweise bei Schwefelkohlenſtoff bis zu 2 Kilo, vergleiche $. 8) der 

einzelnen feuergefährlichen Stoffe, ſei es in vorichriftsmäßiger Einzelpadung, ſei es in 

vorjchriftsmäßiger Zufammenpadung mit anderen Gegenftänden (3. 8) mit ſich führen, unter 

der Vorausſetzung, daß dad Gejammtgewicht der jo mitgeführten Heinen Mengen feuer: 
gefährlicher Stoffe 40 Kilo nicht erreicht. 


8. 13. 


Sobald ein mit fenergefährlichen Gegenftänden beladenes Fahrzeug feinen Beftimmungs- 
ort erreicht hat, muß der Führer die geladenen jeuergefährlichen Gegenftände ihrer Menge 
und Art nach der zuftändigen Polizei oder Hafenbehärde unverzüglich angeben und jein 
Fahrzeug ſogleich auf die angewiejene Liegejtelle legen. 


8. 14. 


Soll ein Fahrzeug feuergefährliche Gegenftände laden oder folche löſchen, jo Hat der 
Führer davon der zuftändigen Polizei: oder Hafenbehörde vorher Unzeige zu machen. 

Dieje Behörde bezeichnet die Liegeftelle, wo das Laden oder Löjchen vorzunehmen, und 
die Frift, binnen welder es zu beginnen und zu beenden ift. Die Liegeftelle joll von 
bewohnten Gebäuden möglichjt entfernt jein. Ohne gejchäftliche Veranlaffung ift der Zutritt 
zur Liegeftelle nicht gejtattet. 

Beim Laden und Löfchen darf nicht geraucht, auf dem Fahrzeuge und in der Nähe des 
Liegeplabes auch weder Feuer gemacht, noch offenes Licht gebraucht werben. 

Bei Dunkelheit ift das Laden und Löſchen nur mit befonderer Erlaubniß und nur unter 
Beleuchtung mit feititehenden Laternen, die mindejtens zwei Meter über dem Arbeitsboden 
angebracht find, geftattet. 

Bei der Ladung wie beim Löjchen dürfen die Körbe und Kübel mit Gefäßen aus Glas 
oder Steinzeug, melde Stoffe enthalten, die zu den Klaſſen II und ILL der in $. 1 lit. a. 
und b, bezeichneten Gegenftände gehören, nicht auf Karren gefahren, noch auf Schulter oder 
auf dem Rüden, jondern nur an den an den genannten Behältern angebrachten Handhaben 
getragen werben. 


8. 15. 


Der Ablader hat dem Führer des Fahrzeuges und dieſer außer der zuftändigen Polizei— 
oder Hafenbehörde (vergl. 88. 13 und 14) auch Allen, welche beim Laden oder Löjchen der 
fewergefährlichen Gegenftände bejchäftigt werben, von deren Feuergefährlichkeit Mittheilung 
zu maden, und zwar auch dann, wenn die Tyeuergefährlichkeit jchon aus der Urt der Ver: 
padung und ihrer Bezeichnung zu entnehmen fein jollte. 

Die gleiche Anzeige hat zu machen: 

a, wer die Güter dem Ablader behufs der Verladung überjendet, dem Ablader, 
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b. wer die Güter einem Andern al3 dem Ablader zur Weiterbeförderung behufs der 
Berladung überjendet, feinem unmittelbaren Nachmanır. 
Die vorstehenden Vorſchriften (Abſatz 1) finden bei Berfendung von gereinigtem Petroleum 
feine Anwendung. 


$. 16. 
Diefe Verordnung tritt am 1. April 1894 in Kraft. 


Druck und Verlag von Malfy & Bogel in Karlsrule. 


Nr. XIIL * 


Gefebes- und Verordnungs-Blaältt 
für dad Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Mittwoch den 14. März 1894. 
Inhalt. 


Verordnung be Miniftertiums der Nuftiz, des Kultus und Unterrichts: den Aufwand für bie 
Vollsſchulen betreffend. 





Verordnung. 


(Bom 24. Februar 1894.) 
Den Aufwand für die Volksichulen betreffend. 


Zum Vollzug des erjten Abjchnitts des fünften Titeld des Geſetzes über den Elementar- 
unterricht vom 13. Mai 1892 wird im Einverftändniß mit den Großherzoglichen Minifterien 
des Innern und ber Finanzen, unter Aufhebung der Minifterialverordnungen 

vom 1. Mai 1874, betreffend den Aufwand für die Volksſchulen — Geſetzes- und 
Verordnungsblatt Nr. XVII. Seite 177 — 

vom 17, Mai 1892, betreffend das Gejeg über den Elementarunterricht — Geſetzes— 
und Verordnungsblatt Nr. XIV. Seite 268 — 

vom 17. März 1893, betreffend das Gejeg über den Elementarunterricht, hier die 
Entrichtung der Gemeindebeiträge zu den Gehalten und Vergütungen der Volks— 
Ichullehrer betreffend — Gejeges- und Verordnungsblatt Nr. VIII. Seite 36 — 

verordnet, was folgt: 


I, Beflfeßung und Erhebung der Gemeindebeiträge. 
(8. 52 des Gejehes.) 


8.1. 

Die Feitjegung der von den Gemeinden auf Grund des $. 52 Ziffer 1 und 2 des Gejeges 
über den Elementarunterricht zu leijtenden Beiträge erfolgt — vorbehaltlich der im Streit- 
falle gemäß 8. 4 lit. b. der Lanbeöherrlichen Verordnung vom 26. Juni 1892, betreffend 
die BZuftändigfeit der Verwaltungsbehörden bezüglid; auf dad Gejeg über den Elementar— 


unterricht, dem Bezirksrath zuftehenden Entjcheidungsbefugnig — — die Oberſchulbehörde. 
Geſehes ⸗ und Verordnungsblatt 1894, 
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Dabei iſt ein etwaiger Staatöbeitrag, den die Gemeinde zu ihrem Schulaufwand zu 
beziehen hat ($. 73 ff. des Gejeges), in Abzug zu bringen. 

Das Ergebnif der Feitjegung wird der Gemeinde durch Vermittlung des Bezirksamtes 
eröffnet unter Bezeichnung de3 an die Staatölafje zu zahlenden Betrages und der bezüglichen 
Bahlungstermine ($. 2). 


8. 2. 
Die in $. 1 bezeichneten Beiträge der Gemeinden find in monatlichen Beträgen — ohne 
daß es einer bejonderen Aufforderung bebürfte — je auf den 15. jeden Monat3 an die 


Stewereinnehmereien zu bezahlen. Gemeinden am Sit einer Amtskaſſe zahlen ihre Beiträge 
in denjelben Zielern unmittelbar an Letztere. 

Ein etwaiger Ueberſchuß des Staatsbeitrages über den Gemeinbebeitrag ($. 81 Abſatz 2 
des Gejeges) wird der Gemeinde im DVierteljahresbeträgen je auf 31. März, 30. Juni, 
30. September und 31. Dezember verabfolgt. 


8. 3. 
Eine neue Feitjeßung der von den Gemeinden gemäß $. 52 Ziffer 1 des Gejepes an 
die Großherzogliche Staatskaſſe zu zahlenden Yahresbeiträge hat ftattzufinden: 
1. wenn eine bejtehende jtändige Lehrerftelle aufgehoben oder eine neue jolche errichtet wird; 
2. wenn in Folge Vermehrung oder Verminderung der Schülerzahl eine Aenderung in 
den gejeglichen Worausfegungen — 85. 14 und 15 beziehungsweile $. 16 des 
Geſetzes — binfichtlich der Errichtung einer Stelle eingetreten iſt, d. 5. wenn für 
die Forterhaltung einer Lehrerftelle, die gemäß 8. 16 des Geſetzes errichtet wurde, 
nunmehr ein dauernde Bedürfniß vorliegt, oder wenn eine j. 3. zur Befriedigung 
eine3 dauernden Bedürfniſſes errichtete Lehrerjtelle nunmehr entbehrlich geworden, 
auf Antrag der Gemeinde aber gemäß $. 16 des Geſetzes aufrecht erhalten wird. 
Ein dauerndes Bedürfniß ift in der Negel dann als vorhanden anzunehmen, 
wenn die zur Errichtung einer weiteren Lehrerftelle erforderliche Schülerzahl ($. 14) 
während der ganzen Dauer zweier Schuljahre vorhanden war und zu Beginn des 
dritten Schuljahres noch vorhanden iſt. 


8. 4. 
Die Neufeitjegung ($. 3) hat jtattzufinden 
zu Ziffer 1 (bes $. 3), 
a. bei Hauptlchrerftellen — 
für den Fall der Errichtung: vom Tag der Verkündung des Finanzgejehes an; 


für den Fall der Aufhebung: vom Beginn (1. Januar) des erjten Jahres der Budget- 
periode an, in melcher die betreffende Stelle im Staatsvoranichlag nicht mehr erjcheint; 


b. bei Unterlehreritellen — 
von Tag der Beſetzung der Stelle beziehungsweije der Abberufung des Lehrers an; 
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zu Ziffer 2 (bes 8. 3) 

a. bei Hauptlehrerjtellen — 
vom Beginn der Budgetperiode an, welche dem Schuljahr folgt, in dem das dauernde 
Bedürfniß Hervorgetreten beziehungsweife in Wegfall gefommen ift; 

b, bei Unterlehrerſtellen — 
dom Beginn des Schuljahres an, in dem das dauernde Bedürfniß hervorgetreten 
beziehungswetje in Wegfall gefommen iſt ($. 3 letzter Abjap). 

Als Beginn des Schuljahres gilt für diefen Fall der 1. Mai. 


8.5. 
55 Für die Feſtſetzung des in $. 52 Ziffer 2 des Gejehes bezeichneten Beitrages ift die 
Schülerzahl jeweild zu Beginn der in Betracht kommenden Schuljahre maßgebend. 

Der Neufeitjegung des Beitrages in Folge einer Vermehrung oder Verminderung der 
Zahl der Lehreritellen ift der Durchſchnitt der Schülerzahl der drei legten, der erjtmaligen 
Bejegung ber neuerrichteten Stelle beziehungsweije der Aufhebung einer Stelle vorangegangenen 
Schuljahre zu Grunde zu legen. 


I. Fefifegung der Stuatsbeiträge. 
(88. 73—82 des Gejebes.) 
$. 6. 

Hinſichtlich der Feſtſetzung des wegen bejchränfter Leiftungsfähigteit einer Gemeinde auf 
die Staatsfafje zu übernehmenden Antheild am Schulaufwand jind auch fünftighin — ſoweit 
zutreffend — die Vorſchriften der Minifterialverordnung vom 13. Auguſt 1884, die Staats- 
beiträge zu den Gehalten der Volfsjchullehrer betreffend (Gefeges: und Verordnungsblatt 
Nr. XXXIV. Seite 377), finngemäß zur Anwendung zu bringen. 

Dem Antrag auf AZuerfennung eines Staatsbeitrages find indeſſen an Stelle des in 
8. 2 1. und Ill. der Verordnung vom 13. Auguft 1884 Bezeichneten die erforderlichen Nach— 
weije über die in $. 73, 8. 74 und $. 77 des Geſetzes vom 13. Mai 1892 bezeichneten 
Berhältnifie beizulegen. 


II. Sreie Wohnungen der Hauptlehrer. 
(8$. 54, 55 des Gejebes.) 


8. 7. 

Wohnungen für Hauptlehrer, welche inhaltlich der bezüglichen Feitjegungen in den Schul: 
‚erfenntnifjen vor dem 1. Mai 1892 von den einzelnen Gemeinden zur Verfügung gejtellt 
waren, gelten als angenommen von der Oberjchulbehörbe ($. 55 Abſatz 1 deö Gejeges) in 
dem Sinne, daß ohne Zuftimmung der legteren eine Zurüdziehung einer ſolchen Wohnung 
durch die Gemeinden nicht ftattfinden darf. 

18. ' 
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8. 8. 

Auf die Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Lehrern und Gemeinden bezüglich der von 
den letzteren geſtellten Wohnungen finden die Vorſchriften der Verordnung des Großherzog— 
lichen Miniſteriums der Finanzen vom 5. März 1884, betreffend die Dienſtwohnungen — 
Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. VII. Seite 67 — ſinngemäße Anwendung. 

Auffichtsbehörde im Sinne der angeführten Verordnung iſt die Oberſchulbehörde, welche 
aber, jofern es um die Verfügung über Gemeindeeigenthum ſich handelt (8. 6 der Ver— 
ordnung), jeweild nur im Einvernehmen mit der Gemeindebehörde Entichliegung treffen wird. 


IV. Erridtung neuer etatmäßiger Lehrerſtellen. 
8.9. 

Die Aufnahme neuer etatmäßiger Lehrerftellen in den Staatsvoranſchlag ($. 57 des 
Geſetzes) kann, ſoweit ed um die Errichtung von Stellen über die gejeglich gebotene Zahl hinaus 
ſich Handelt, erft gejchehen, wenn die betreffende Gemeinde den nad $. 52, 1 Abſatz 2 
an die Staatskaſſe Hiefür zu zahlenden Beitrag zu übernehmen fich bereit erklärt beziehungs- 
weile — fofern die Zahlung des Gehaltes unmittelbar aus der Gemeindefafje zu gejchehen 
hat — die hiefür erforderlichen Mittel zur Verfügung gejtellt Hat. 


V. Dekungsmittel. 
(88. 58—67 des Gejepes.) 


1. Uligemeines. 


8. 10. 


Gemeinden, welchen zur Dedung des für die Schule zu machenden Aufwandes Einkünfte 
der in 8. 58 des Gejeges bezeichneten Urt zur Verfügung teen, haben alle zchn Jahre je 
auf 1. Juni — erjtmals auf 1. Juni 1902 — eine genaue Darſtellung diefer Einkünfte 
auf Grund der legtgejtellten Rechnung bei dem Bezirksamt zur Vorlage an die Oberjchul- 
behörde einzureichen. 

Das Bezirksamt wird diefe Darftellung vor deren Weiterleitung einer genauen Prüfung 
hinfichtlid, ihrer Nichtigkeit und Vollſtändigkeit unterziehen. 

Städte, welche der Städteordnung unterjtehen, haben die bezügliche Darjtellung bei der 
DOberjchulbehörde unmittelbar einzureichen. 


8. 11. 


Die Darftellung joll in getrennten Abtheilungen aufführen: 
1. die Einfommenstheile aus Liegenjchaften oder Kapitalien der Schulpfründe (Schul— 
pfründefonds, insbejondere auch Ablöſungskapitalien); 
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2. die Beiträge aus Orts- oder Dijtriktsftiftungen ; 

3. die Leiftungen, zu denen dritte Perſonen — auch die Gemeinde — privatrechtlich 
verpflichtet find. 

Im Einzelnen gelten folgende bejondere Beitimmungen: 

1. Die Grundſtücke find nach Flächengehalt, Lage (Gewann, Nummer des Lagerbuchs) 
und Benugungsart (Garten, Adler, Wieſe, Reben, Wald, Reutfeld), unter Beifügung 
des Steueranſchlags, genau zu verzeichnen; auch iſt für jedes Grundftüc anzugeben : 

warn basjelbe für die Schulpfründe erworben wurde, 

ob beziehungsweije auf weſſen Namen dasjelbe im Grundbud, eingetragen ift, 

ob das Grundſtück in Benützung des Lehrers fteht oder von der Gemeinde 
anderweit verpachtet ift und wie hoch im letzteren Fall der Pachtzins ſich beläuft, 

ob beziehungsweiſe melde bejondere Laſten etwa auf dem Genuß des Grund— 
ſtücks ruhen (4. B. Grundzinjen, Gülten und dergleichen). 

2. Bei den Schulpfründefonds ift, jomeit nachweisbar, die Zeit der Entjtehung, 
die Größe des Grundtodsvermögens, die Art der Anlage und Verwaltung jowie die 
Größe des Zinjenerträgnifjes anzugeben. 

3. Bei den übrigen Bezügen — in Geld oder Naturalien — find jeweils, foweit 
nachweisbar, die Zeit und Art der Entjtehung, der Leiftungspflichtige beziehungs- 
weile die zahlungspflichtige Kaffe, der Berfalltermin ſowie etwaige auf dem einzelnen 
Leiftungen ruhende Lajten namhaft zu machen. 

4, Die Kompetenzbezüge an Früchten, Wein und Holz oder anderen Naturalien find 
nah Sorte, Maß beziehungsweije Gewicht einzeln genau aufzuführen unter Bei— 
fügung der etwaigen ftellvertretenden Geldvergütung. 

Soweit die Kompetenzen nicht in Geld vergütet, jondern in Natur verabreicht 
wurden, ift deren muthmaßlicher Geldwerth zur Verfallzeit anzugeben. Dabei find 
die in anderen Fällen in derjelben Gegend zur Vergütung gelangten Marktdurch— 
Ichnittöpreife zu Grunde zu legen; erforderlichen Falls ift das durch Schätzung 
ermittelte Ergebniß anzuführen. 


2. Bon den Schulgütern insbejondere. 
8. 12. ee 


win. 


Falls feiner der nad) 88. 64 und 66 des Geſetzes zur Pachtung ber. Eihufglter berech- 
tigten Hauptlehrer von dieſer Befugniß Gebrauch macht, ift die Gemeinde berechtigt, biejelben 
andermeit, jedoch auf nicht länger als jech® Jahre, zu verpachten. 

Denn indefien die Schulgüter in Folge der Erledigung der Hauptlehrerftelle pachtfrei 
werden, darf die Gemeinde diejelben nur auf die Dauer eines Jahres von dem in $. 65 
bes Geſetzes bezeichneten regelmäßigen Endtermin der Pachtzeit an anderweit in Pacht geben. 

Dasjelbe gilt, wenn im Zeitpunkt der aus einem anderen Grunde eintretenden Pacht: 
erledigung überhaupt eine der an der Schule errichteten Hauptlehrerjtellen zur Beſetzung offen ift. 
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Dieje Vorichriften finden auch Anwendung auf die Verpachtung von Gebäuden, melche 
zur Bewirthichaftung der Schulgiiter beftimmt find. 

Die Oberjchulbehörde it ermächtigt, beim Vorliegen bejonderer Verhältniſſe ausnahms— 
weile eine Verpachtung auf längere als die in Abjag 1 und 2 bezeichnete Zeit zu gejtatten. 


8. 13. 


Sofern bejondere Gebäude zur Bewirthſchaftung der Schulgüter nicht vorhanden find, 
bejteht eine Verpflichtung zur Beihaffung jolcher für die Gemeinde nicht. 


8. 14. 


Sind an einer Volksſchule die Schulgüter in einzelne Looje eingeteilt ($. 67 des 
Gejeges), jo erftredt fich die Berechtigung der an der Schule angejtellten Hauptlehrer auf 
pachtweije Ueberlaſſung der Schulgüter jeweils nur auf ein einzelnes Loos, 

Es muß daher derjenige Hauptlehrer, welcher gemäß $. 66 Abſatz 2 des Gefeges in 
ein freigewordenes Loos einrüden will, fein bisherige Loos abtreten. 


8. 15. 

Wenn Koften für eine unter der Herrſchaft des früheren Gejeges über den Elementar- 
unterricht auf Grund der Abrechnungsordnung vom 26. Februar 1869 an einem Grundſtück 
vorgenommene Hauptverbeſſerung noch nicht getilgt find, ift die Gemeindebehörde befugt, die 
j. 3. von der Oberjchulbehörde für die einzelnen Jahre feitgejegten Koftenantheile dem nad 
$. 64 Abjab 1 des Geſetzes für das betreffende Grundjtüd zu erhebenden Pachtzins zuzuichlagen. 

8. 16. 

Künftighin dürfen Aenderungen in der urjprünglichen Benügungsart der Grundſtücke 
nur mit Genehmigung des Gemeinderatds und der Oberichulbehörde vorgenommen werben. 

Sofern beziehungsweije injolange die betreffenden Grunditiide von der Gemeinde ander: 
weit ($. 12 dieſer Verordnung) verpachtet find, ift der betreffende Aufwand zunächit aus 
dem Ueberſchuß des — für die Gemeindekaſſe zu vereinnahmenden — Bachtzinjes der Grund» 
ftüde über den dreiprozentigen Betrag des Steueranſchlags derjelben zu bejtreiten. 

Andernfalls, beziehungsweiſe injoweit diefer Ueberſchuß zur Dedung des fraglichen Auf: 
wandes nicht, usreicht, kann die Oberſchulbehörde beſtimmen, daß und in welcher Weiſe 
(beziehungsweije u. wie viel Jahren) die Rücderjtattung der von der Gemeinde gemachten 
Auslagen, zuzügfich der Verzinfung für das Unlagefapital, von den Hauptlehrern, welche 
das Grumdftirf künftighin in Pacht erhalten werden, zu bewirken ſei. 

Hat fi. in Folge der Kulturveränderung der Steueranjchlag des Grundjtüdes erhöht, 
ift der bdreiprozentige Betrag der Erhöhung an dem von dem Lehrer zu leijtenden Jahres— 
betrag — Abſatz 3 — in Abzug zu bringen. 

Wenn im Verlauf der von der Oberjchulbehörde beftimmten Nüderftattungsperiode eine 
anderweite Verpachtung der Liegenjchaften durch die Gemeinde ($. 12 der Verordnung) jtatt- 
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gefunden Hat, ift im Rückſicht auf die Vorſchrift in Abſatz 2 nad) Ablauf dieſer Pachtzeit 
eine Neufejtjegung der vom Lehrer zu leiftenden Beiträge vorzunehmen. 

Auf die Erhebung diejer Beiträge findet die Borjchrift in $. 64, legter Abjah, des 
Geſetzes entiprechende Anwendung. 


3. Bom Schulgeld insbejondere. 


8. 17. 


Das Schulgeld wird für die Zeit vom 1. Mai bes einen bis zum legten April des 
nächſten Jahres erhoben. 

Scheidet ein Schüler im Laufe des Schuljahres aus der Schule aus, ſo endigt die Ver— 
pflichtung zur Bezahlung des Schulgeldes mit dem letzten Tage desjenigen Kalendermonats, 
in welchem das Ausſcheiden ſtattgefunden hat, wogegen dieſe Verpflichtung für den Fall des 
Eintritts im Laufe des Schuljahres beginnt mit dem erſten Tag nach Ablauf des Kalender— 
monats, in weldem der Eintritt in die Schule erfolgt ift. 

Bar ein neu eintretender Schüler zuvor Schüler einer anderen badijchen Volksſchule, jo 
hat er das Schulgeld jedenfalls vom Beginn desjenigen Kalendermonats an zu bezahlen, der 
auf den Zeitpunkt folgt, in weldem die Verpflichtung zur Zahlung an der früheren Schule 
ihr Ende erreicht hat. 

Ein Nachlaß des Schulgeldes wegen zeitweifer Ausſetzung im Laufe des Schuljahres 
findet nicht jtatt. 

Das Schulgeld ift an diejenige Gemeinde zu entrichten, deren Volksſchule thatjächlich 
bejucht wird. 

8. 18. 


Das Schulgeld iſt nad; Maßgabe der Vorichrift in 8. 1 und $. 3 Abjag 2 der Ver: 
ordnung des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern, betreffend die Beitreibung und 
Sicherung der Gemeindeausftände, vom 3. November 1884 — Gejepes- und Verordnungs— 
blatt Nr. XLIII. — auf Grund eines bejonderen.Einzugsregifters (vergleiche das anliegende 
Mufter) und zwar zu einem Biertel jofort nach Anfordern, zu je einem weiteren Viertel je 
auf 1. Juni, 1. September und 1. November jeden Jahres zu erheben. 

Dabet ijt gejtattet, die Erhebung gleichzeitig mit dem Einzug der Umlage vorzunehmen 
beziehungsweiſe das Schulgeld mit der Umlage auf einem Forderungszettel in Anforderung 
zu bringen und zu dieſem Zwed die Formulare der Forderungszettel entiprechend zu erweitern. 


8. 19. 


Wenn für mehrere Gemeinden oder für Wbtheilungen einer Gemeinde zujammen mit 
einer anderen Gemeinde oder Theilen derjelben eine Volksſchule gemeinfam gehalten wird, 
erfolgt die Erhebung des Schulgeldes auf Rechnung der einzelnen Gemeinde, welche auch das 
Einzugöregifter für die im ihr wohnhaften Schüler aufzuftellen bat. 
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8. 20. 
Wenn eine Gemeinde auf die Erhebung von Schulgeld verzichtet hat (8. 71 des Geſetzes), 
kann die Aufſtellung eines Schulgeldverzeichniſſes unterbleiben. 


Uebergangsbeſtimmung. 


8. 21. 


Die Verordnung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 26. Februar 1869, 
die Abrechnung über das Einkommen einer Schuljtelle bei Dienjtveränderungen betreffend — 
Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. III. Seite 32 — wird, vorbehaltlicd ihrer ferneren 
Anwendung im Falle des 8. 134 Ziffer 4 des Geſetzes, aufgehoben. 


Karlsruhe, den 24. Februar 1894. 


Großherzogliches Miniftertum der Justiz, des Kultus und Unterrichts. 
Nokl. 


Vdt. von Reck. 


Gemeinde 
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Schulgeldeinzugs⸗Liſte. 
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Gelebes- und Berordnungs-Dlatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Dienftag den 20. März 1894. 


Juhalt. 

Verordnungen des Minifteriums ber Juſtiz bes Kultus unb Unterrichts: die Aufſichtsbehörden 
der Vollsſchule betreffend; die Schulorbunng für die Vollsſchulen betreffend; das Verfahren bei Beſehung von Hauptlehrer ⸗ 
ftellen an Vollsſchulen betreffend; die Belorgung des Organiften- und Borfängerbienfte® durch Vollsſchullehrer betreffend ; 
bie Prüfung ber Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten betreffend, 





Verordnung. 
(Bom 26. Februar 1894.) 


Die Auffihtsbehörden der Volksſchule betreffend. 


Zum Vollzug der $$. 10 bis 12 des Gejehes über den Elementarunterricht vom 13, Mai 
1892 wird, unter Aufhebung der Minifterialverordnungen 
vom 1. Oftober 1869, betreffend die Auffichtsbehörden der Volksſchulen, Geſetzes⸗ und 
Verordnungsblatt Nr. XXV., 
vom 20. September 1876, betreffend die Menderung einiger Beitimmungen des Gejeges 
vom 8. März 1868 über den Elementarunterricht, Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Nr. XL, 
Folgendes beſtimmt: 
Erjter Abſchnitt. 


Bon den Ortsſchulbehörden. 


Allgemeine Beitimmungen. 


8.1. 

Wo in einer Gemeinde mehrere felbftändige Volksſchulen errichtet find, kann für jede 
derjelben auf dem in $. 11 des Geſetzes über den Elementarunterricht vorgejehenen Wege 
eine beſondere ——— beſtellt werden. 

8. 2. 
1. Zuftändig zur Ertheilung der Staatsgenehmigung zu einem Gemeindebejchluß über die 


* Beſtellung einer Schulkommiſſion, deren Einrichtung und Wirkungskreis das Bezirksamt. 
Geſehes · und Verordnungsblatt 1594. 
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Dasſelbe wird zuvor durch Vermittelung des Kreisſchulraths der Oberjchulbehörbe Ge- 
(egenheit zur Aeußerung ihrer Anſchauung geben. 

2. Nimmt der Bezirksbeamte AUnftand, die Genehmigung zu ertheilen, wozu Veranlaffung 
immer dann vorliegen wird, wenn die Oberjchulbehörde in wejentlichen Punkten Bean- 
ftandungen gegen Faſſung oder Inhalt des Gemeindebefchlufies erhebt, ift die Enticheidung 
des Bezirksrathes herbeizuführen. | 

3. Hat die Beftimmung der Einrichtung und des Wirkungskreijes der Schulkommiſſion 
auf Grund der Vorjchrift in 8. 11 Abſatz 3 des Gefeges über den Elementarunterricht durch 
den Bezirksrath zu geichehen, jo ift auf dem im Abſatz 2 bezeichneten Wege die Erklärung 
der Oberichulbehörde über den der Beſchlußfaſſung des Bezirksrathes zu unterjtellenden Ent: 
wurf einzuholen. 

4, Gegen die Entiheidung des Bezirfrathes fteht der Oberſchulbehörde wie der einzelnen 
Ortsfchulbehörde das Necht des Rekurſes an das Unterrichtäminifterium zu ($$. 28 und 31 
der Verfahrensordnung vom 31. Auguft 1884 — Gejepes- und Verordnungsblatt Nr. XXXV.). 


8. 3. 


1. Wo in einer Gemeinde — nicht mehrere jelbjtändige Volksjchulen, fondern nur — 
mehrere örtlich getrennte Wbtheilungen der Geſammtvolksſchule beſtehen, ift nur der erfte 
Lehrer der letzteren zum Eintritt in die Ortsichulbehörde berechtigt. 

2. Sind in einer Schulgemeinde mehrere Pfarrer desjelben Bekenntniſſes angejtellt, fo 
bezeichnet die vorgefegte Kirchenbehörde denjenigen unter ihnen, welcher zum Eintritt in die 
Ortsjchulbehörde berechtigt ift. 

Beitehen rechtlich innerhalb desjelben Belenntnifjes verjchiedene vorgeſetzte Behörden, fo 
fann jede derjelben von der bezeichneten Befugniß Gebrauch machen. Für die Jfraeliten gilt 
gleich dem Ortspfarrer der Rabbiner. 

3. Die Vorſchrift unter Ziffer 2 gilt auch für die bejonderen Kommiſſionen, welche 
auf Grund der Beitimmungen der 88. 11 und 108 lit. a. des Geſetzes über den Elementar: 
unterricht bezw. 88. 19 a. und 19 b. der Städteordnung für YUngelegenheiten der Volks— 
ſchulen beftellt find bezw. künftighin beftellt werden. 


Wirkungskreis der Ortsfhulbehörde. 


8. 4. 

Die Ortöjchulbehörde überwacht und bejorgt nad) Maßgabe der näheren hierüber be- 
jtehenden Beitimmungen für die ihrer Aufficht unterftellte Volksſchule den Vollzug der das 
Schulweſen betreffenden Gejege und Verordnungen, jowie die Ausführung der Verfügungen 
der vorgejegten Behörden. Sie wird namentlich) für die genaue Beachtung der Vorſchriften 
der Schulordnung und die Einhaltung de3 Stundenplanes Sorge tragen. Sie unterſtützt 
den Lehrer in der Handhabung der Schulzucht und läßt durch den Vorſitzenden ober ein 
anderes damit beauftragtes Mitglied die vorgejchriebenen jährlichen Schlußprüfungen ($. 51 
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der Schulordnung), zu welchen jämmtliche Mitglieder der Ortsjchulbehörde, wenn immer möglich, 
ſich einfinden jollen, nad) Maßgabe der hierüber aufgeftellten befonderen Anleitung vornehmen. 
Sie ift berechtigt, Verbefferungsvorjchläge jeder Art über die inneren und äußeren Ber: 
hältnifje der Schule zu machen. 
Die Pflege der Schulaufficht ift als eine allen Mitgliedern gemeinfame Obliegenheit zu 
behandeln. 


8. 6. 

1. Die Ortöjchulbehörde hat darüber zu machen, daß die Lehrer ihre Dienftobliegenheiten 
gewiſſenhaft wahrnehmen und ein jtandeswiürdiges Betragen beobachten. Wegen Heinerer 
Dienft- oder Ordnungswidrigfeiten fann fie mit Ermahnungen und Verwarnungen einjchreiten. 
Bleiben dieſe erfolglos oder macht ein Lehrer erheblicher Zumiderhandlungen gegen feine Dienft- 
oder Standeöpflichten fich jchuldig, hat die Ortsjchulbehörde dem Kreisſchulrath hierüber An- 
zeige zu erjtatten. 

2. Dem Vorfienden oder den einzelnen Mitgliedern der Ortsſchulbehörde ift nicht ge— 
jtattet, Schulkinder über das Verhalten des Lehrer! als Zeugen zu vernehmen. 


8. 6. 

1. Zwiſchen den einzelnen Lehrern etwa entjtehende Mißhelligkeiten wird die Ortsichul: 
behörde auf gütlichem Wege beizulegen fich beitreben. Desgleichen wird fie Beſchwerden 
zwijchen Lehrern und anderen Ortzeinwohnern in Bezug auf die Schule oder einzelne Vor— 
kommuiſſe in derjelben im Rahmen ihrer Zuftändigfeit zu vermitteln juchen. 

2. Auf Verlangen der Lehrer bat die Ortsjchulbehörde denſelben Zeugniffe über Be- 
tragen und Wirkfamfeit in der Schule auszuftellen. Sie wird fich hiebei größte Gewiſſen— 
haftigfeit in der Beurtheilung des Lehrers angelegen fein Laffen. 

8. 7. 

1. Die Ortsjchulbehörde vermittelt den dienftlichen Verkehr zwiſchen den Lehrern und 
den ftaatlichen Auffichtsbehörden. Anzeigen, welche die Lehrer nad) beitehenden Verordnungen 
zu erftatten verpflichtet find, wird fie vor der Weiterleitung auf ihre Vollſtändigkeit prüfen 
und erforderlichen Falles zur Ergänzung zurückgeben. 

2. Sie hat von dem Dienftantritt neu zugehender Lehrer der vorgeſetzten Kreisſchul— 
vifitatur und, jofern die Anweijungsverfügung einen bezüglichen Auftrag enthält, jeweils auch 
der Oberjchulbehörde unmittelbar fofort Anzeige zu erjtatten. 

3. Bei Anträgen auf Anordnung einer Lehraushilfe ($. 1 letzter Abſatz der Minifterial- 
verordnung vom 4, Dezember 1892, die Lehraushilfe an Volksſchulen und deren Vergütung 
betreffend, Gejeges: und Verordnungsblatt Nr. XXXVI.) ift jeweild auch der Tag anzugeben, 
an welchem der Lehrer, für den die Aushilfe nöthig fällt, letztmals Unterricht ertheilt hat. 

4. Den zur Beauffichtigung des Neligionsunterricht3 beftellten Firchlichen Beamten hat 
die DOrtsjchulbehörde vom Ab: und Zugang eines Lehrers des betreffenden Bekenntniſſes 
jeweil3 alsbald Mittheilung zu machen. 

14, 
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8.8. 

1. Bon dem Ableben eines im Dienjt befindlichen Lehrers hat die Ortsfchulbehörbe 
ungejäumt dem Kreisſchulrath wie auch der Oberfchulbehörde unmittelbar Anzeige zu erftatten. 

In dem Bericht an die Oberjchulbehörde ift außer dem Todestag zutreffenden Falls weiter 
anzugeben: 

a, Name und Geburtözeit der Witte, jowie der Zeitpunkt der Eheſchließung; 

b. Name und Geburtözeit jämmtlicher ehelicher Kinder ohne Rückſicht auf deren Alter; 

e. ob die Hinterbliebenen die freie Wohnung, in deren Genuß der Berftorbene ſich 

befunden, für die Dauer des auf den Todestag folgenden BVierteljahres beizubehalten 
wünjchen beziehungsmweife auf welch’ früheren Zeitpunkt fie diejelbe zu verlaffen 
beabfichtigen. 

2. Der Anzeige find beizulegen: Geburtsurfunden für die Wittwe und die unverheiratheten 
Kinder, welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet Haben, ſowie die Beicheinigung über 
die feiner Zeit erfolgte Ehejchliegung (5. 119 Abſatz 3 der Dienftweijung für die Standes- 
beamten vom 31. Dezember 1886 — Gejeges: und Verordnungsblatt 1887 Nr. 11.) beziehungs- 
weije ein Auszug aus dem Heirathöregifter. 

Sofern die Vorlage nicht fofort vollftändig erftattet werden fann, wäre das Fehlende 
mit thunlichfter Beichleunigung nachzutragen. 


8.9. 

Das Übleben zuruhegeſetzter Lehrer Hat die Ortöjchulbehörde gleichzeitig der Ober- 
fchulbehörde und der Großherzoglichen Generalftaatsfafle in Karlsruhe — letzterer unter 
näherer Angabe etwaiger Hinterbliebenen —, das Ableben verjorgungsberedhtigter Hinter: 
bliebenen von Lehrern dagegen ausschließlich der Großherzoglichen Beamtenwittwenkaſſe in 
Karlsruhe jofort unmittelbar anzuzeigen. 


8. 10. 
Des Weiteren gehören zum Gejchäftsfreis der Ortsfchulbehörbe alle Angelegenheiten im 
Gebiet der Volksſchule, deren Erledigung derjelben von den ftaatlichen Auffichtsbehörden durch 
allgemeine Anordnung zugemwielen ift oder im Einzelfall übertragen wird. 


8. 11. 

Wo für die Angelegenheiten der Volksſchule eine befondere Kommiffion beftellt ift, fteht 
diefer in allen auf die Volksſchule bezüglichen Berhältniffen, deren Regelung zur Zuftändigfeit 
des Gemeinderaths gehört — z. B. Errichtung weiterer Lehrerftellen, Ausübung des Vorſchlags— 
rechtes bei Beſetzung von etatmäßigen Lehrerftellen (8. 95 des Geſetzes über den Elementar- 
unterricht) u. |. m. — die Befugniß der gutächtlichen Aeußerung zu. 


8. 12. 


1. Dem Borfigenden der Ortsjchulbehörde liegt es ob, neu zugehende Lehrer in ben 
Dienft einzumeijen und den Schülern vorzuftellen. 
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Er bat von Zeit zu Zeit die Schule zu befuchen, um von deren Zuftand Kenntniß zu 
nehmen; dabei kann er dem Lehrer — jedoch niemals in Gegenwart der Schüler — die ihm 
geeignet jcheinenden Bemerkungen machen. 

2. Die Ortsſchulbehörde kann beichließen, daß die regelmäßigen Schulbejuche ftatt von 
dem Borfibenden allein von mehreren oder jänmtlichen Mitgliedern der Ortsſchulbehörde in 
bejtimmter Reihenfolge vorgenommen werden. 

83. Ueber den Befund der Schule bei diefen Bejuchen ift in der nächſten Sitzung der 
Ortsſchulbehörde Bericht zu erftatten, deſſen weſentlicher Inhalt in das Protokollbuch ein- 
zutragen ift. 

4. Jedem Mitglied der Ortsfchulbehörde ift unbenommen, auch jonft jederzeit die Schule 
zu bejuchen. 

5. Den Prüfungen der Schule durch den Kreisichulrath werden die Mitglieder der Orts— 
ſchulbehörde, ſoweit thunlich, beimohnen. 


8. 13. 
Die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens iſt nach Maßgabe der Vorſchriften über 
die Verwaltungs: und Rechnungsführung der weltlichen Ortsſtiftungen und der von den 
Auffichtsbehörden etwa weiter erlaſſenen bejonderen Anordnungen zu führen. 


Geſchäftsordnung der Ortsſchulbehörde. 


8. 14. 

1. Die Geſchäftsordnung der Ortsſchulbehörde richtet ſich nach den Vorſchriften, welche 
hierüber für den Gemeinderath in der Gemeindeordnung und den hieran fich anjchließenden 
Verordnungen aufgeftellt find. 

2. Die auf die Schule bezüglichen Beſchlüſſe find in ein bejondereg „Rathsprotokollbuch 
für Schuljachen” einzutragen. Dabei find im Eingang bezüglich jeder, Situng der Tag der- 
jelben und die dabei Anweſenden aufzuführen; am Schluſſe der Sitzung iſt das Protokoll 
durch die anweſenden Mitglieder zu unterzeichnen. 

In das Protofollbudy find überdies die von den ftaatlihen Auflichtsbehörden erlaffenen 
Beicheide über das Ergebniß einer an der Schule vorgenommenen Prüfung, jowie überhaupt 
alle Verfügungen einzutragen, deren Aufnahme in dasjelbe von diefen Auffichtsbehörben 
angeordnet it. 

3. Der Borfigende fann zur Bejorgung von Schreibereien und anderen Kanzleigefchäften 
in Schulſachen einen Lehrer beiziehen, der dann zur unentgeltlichen Dienftleiftung verpflichtet ift. 


8. 16. 
1. Die Ortsjchulbehörde verfammelt fi in der Regel jeden Monat einmal, außerdem 
jo oft, al3 die Erledigung vorliegender dringender Geſchäfte dies erfordert. 
Der Borfigende kann die Abhaltung einer Sigung nicht verweigern, wenn wenigſtens 
die Hälfte der Mitglieder fie verlangt. 
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2. Die Einladung zur Sitzung gefchieht durch Umlauffchreiben, auf dem die Gegenftände 
der Berathung namhaft zu machen find. Der Vorſitzende Hat dafür Sorge zu tragen, daß 
ſämmtliche Mitglieder jeweils rechtzeitig, jo zwar, daß — dringende Fälle ausgenommen — 
zwiſchen der Einladung und dem Sigungstag noch ein (freier) Tag liegt, eingeladen und daß 
die Sigungen zu einer Zeit abgehalten werden, welche jänmtlichen Mitgliedern, namentlich 
dem Geiftlichen und Lehrer, die Theilnahme an denjelben ermöglicht. 


8. 16. 

1. Eifende und dabei minder wichtige, jowie ſolche Gejchäfte, welche feine Beſchlußfaſſung 
erfordern — wie 5. B. Eröffnungen von Entjchliegungen der Auffichtsbehörben u. j. w. — 
bejorgt der Vorfigende allein, jet aber die Ortsjchulbehörde bei der nächiten Sitzung hievon 
in Kenntniß. Desgleichen erledigt er auch jene Gejchäfte allein, welche ihm von der Aufficht3- 
behörde zur perjönlichen Bejorgung übermwiejen werben. 

2. Bei Erkrankung oder jonftiger Dienjtbehinderung eines Lehrers hat er das unver: 
ſchieblich Nothwendige nach Maßgabe der Beftimmungen in $. 1 der Minijterialverorbnung 
vom 4. Dezember 1892, die Lehraushilfe und deren Vergütung an Volksſchulen betreffend, 
(Gejeges: und Verordnungsblatt Nr. XXXVI.) anzuordnen. 

3. Urlaub an die Lehrer ($. 3 Biffer 1 der Minifterialverordnung vom 19. Januar 
1893, betreffend die Beurlaubung der Lehrer u. j. w. — Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Nr. IV.) kann der Vorfigende nur unter der Vorausſetzung ertheilen, daß durch die Be— 
urlaubung feine Stellvertretungstoften entftehen ($. 24 Ziffer 4 der Landesherrlichen Ber: 
ordnung über die Dienftpflichten der Beamten vom 27. Dezember 1889 — Gejeges- und 
Verordnungsblatt Nr. XXXLY.). 


8. 17. 

Der dienstliche Verkehr der Ortsjchulbehörden mit der Oberſchulbehörde wird durch die 
Kreisichulräthe vermittelt (8. 13 des Gejehes über den Elementarunterricht), jofern nicht im 
einzelnen Fall ein unmittelbarer Verkehr von der Oberjchulbehörde ausdrücklich angeordnet 
wird oder durch die Dringlichkeit der Sache geboten erjcheint. 

Ausgenommen von diefer Vorſchrift find: 

1. Beſchwerden gegen den Kreisſchulrath, welche unmittelbar bei der Oberjchulbehörbe 

einzureichen wären, 

2. Verhandlungen, welche das Schulvermögen, insbejondere auch die Schulgüter und die 

Sculftiftungen zum Gegenftand haben; die hierauf bezüglichen Vorlagen find bei den 
Bezirksämtern einzureichen. 


8. 18. 


Als perjönliche Berhältniffe der Lehrer, bei deren Behandlung diejelben nach $. 10 
Abjag 2 des Geſetzes über den Elementarunterricht den Berathungen der Ortsſchulbehörde 
nicht anzuwohnen haben, find insbefondere zu betrachten: 

1. Anträge zu Gunften der Perfon des Lehrers, 
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2. Beihwerden und Klagen gegen denjelben, 
3. Ausſtellung von Zeugniffen über Dienftführung und Betragen des Lehrers. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Kreisſchulräthen. 


8. 19. 
Die Kreisichulräthe haben in den ihnen angewiejenen Dienftbezirken die mittlere Aufſicht 
über die Volksſchulen, ſowie über diejenigen Lehr: und Erziehungsanftalten der Körperjchaften 
und Privaten, welche im Wejentlichen die Zwecke der Volksſchule verfolgen. 


8. 20. 
Ihre allgemeine Aufgabe ift, die Volksſchulen ihres Kreiſes nad; den zu Gebote jtehenden 
Mitteln und Kräften thunlichft zu fördern und zu Heben und dahin zu wirken, daß fie die 
ihnen geftellte Aufgabe erfüllen. 


8. 21. 


Sie wachen darüber, daß die das Volksſchulweſen betreffenden Gejege und Verordnungen 
fowie die Verfügungen der Oberjchulbehörde von Seiten der Ortsjchulbehörden und Lehrer 
genau befolgt werden. 

Wahrgenommene Mißſtände aller Art, welche fie nicht ſelbſt oder geeigneten Falls durch 
Benehmen mit den Bezirksämtern zu befeitigen vermögen, haben fie zur Kenntniß der Ober: 
ichulbehörde zu bringen. 


8. 22. 


1. Die Kreisſchulräthe haben die Dienftführung und das Verhalten der an den Volks— 
ſchulen ihres Dienftbezirts angeftellten Lehrer zu überwachen. 

2. Die der „vorgejegten Dienjtbehörde" (Landbesherrliche Verordnung über die Dienftpolizei 
vom 14. Januar 1890 — Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. II. — und $. 6 der Landes- 
herrlichen Verordnung vom 17. Juli 1892, die Anwendung bed Beamtengejeßes auf bie 
Lehrer an Volksſchulen betreffend — Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXIV.) in 
Bezug auf die Handhabung der Dienftpolizei zuftehenden Befugnifje erleiden, was die Aus— 
übung diefer Befugniffe durch die Kreisichulräthe angeht, nachjtehende Einſchränkungen: 

a. Auf Verweis als Ordnungsftrafe ($. 93 Ziffer 1 des Beamtengejepes) jollen die 
Kreisſchulräthe nur in ſolchen Fällen erkennen, in denen zur Feſtſtellung des Sacdjverhaltes 
nicht nähere Erhebungen unter Einvernahme von Zeugen erforderlich find; find ſolche nähere 
Feftftellungen nöthig oder Handelt es fih um jchwerere Zumiderhandlungen gegen die den 
Lehrern obliegenden Verpflichtungen, ift Vorlage an die Oberjchulbehörde zu erjtatten. 

b. Auf Geldftrafe können die Kreisfchulräthe nur bis zum Betrag von 10 M erkennen. 
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Bon dem Ausſpruch einer Geldftrafe ift der Oberfchulbehörde nach Umfluß der Beſchwerde— 
frift (8. 5 Abſatz 2 der Landesherrlicen Verordnung über die Dienftpolizei) behufs Herbei— 
führung der Verrechnung derjelben — unter näherer Bezeichnung des Grundes der Beitrafung — 
Anzeige zu erjtatten. 

c. Die Anwendung des VBerwaltungszwanges gegen jäumige Lehrer ($. 90 des Beamten- 
geſetzes, 8. 1 der Landesherrlichen Verordnung über die Dienftpolizei vom 14. Januar 1890) 
bleibt der Oberjchulbehörde vorbehalten. Glaubt der Kreisichulrath, daß die Borausjegungen 
hiefür im einzelnen Fall vorliegen, jo hat er hierüber unter eingehender Darjtellung der 
bezüglichen Verhältniſſe an die Oberjchulbehörde zu berichten. 


8. 23. 

Strafverfügungen der Kreisichulräthe ($. 22, 2 a. und b.) find den betreffenden Lehrern 
zu Protokoll zu eröffnen oder durd die Poſt zuzuftellen ($. 23 verbunden mit $. 19 der 
Verordnung des Großherzoglichen Minifteriums des Innern vom 22, September 1884, 
betreffend die Zuftellungen im vertaltungsgerichtlichen Verfahren und in Verwaltungsſachen, 
— Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXXVI.). 


8. 24. 


Bei der Vermittelung des dienftlichen Verkehrs der Ortöjchulbehörden und der Lehrer 
mit ber Oberjchulbehörde ($. 17) Haben die Kreisſchulräthe ihre Augenmerf Hauptjächlich 
darauf zu richten, daß die betreffenden Vorlagen den beftehenden Borjchriften nah Inhalt 
und Form entjprechen. 

Unvollftändige oder ſonſt ungeeignete Vorlagen find zur Ergänzung beziehungsmweije 
Abänderung an die berichtende Perſon oder Stelle zuridzugeben. 


8. 25. 


Die Prüfung der Schulen hat der Kreisſchulrath nach der bejonders hierüber aufgeftellten 
Unweifung vorzunehmen. 


8. 26. 


Die Oberfchulbehörde wird von Zeit zu Zeit die Sreisichulräthe zu Berathungen 
zujammenrufen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Auffiht über den Weligionsunterriht und den dazu beſtellten kirchlichen 
Beamten. 


8. 27. 


1. Die Kirchen merden die Auffichtsbeamten, welche fie für die Ueberwachung des 
Religionsunterrichts ihrer Angehörigen in den Volksſchulen ernennen ($. 22 Abjah 2 des 
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Gefees über den Elementarunterricht), unter Angabe der denjelben zugemwiejenen Schulen der 
Oberfjchulbehörde zur meiteren Belanntgabe an die mittleren und örtlichen Schulaufſichts— 
behörden jowie an die Lehrer namhaft machen. 

2. Diefe Auffichtsbeamten werden die Zeit (Tag und Stunde), zu welcher fie die 
Religionsprüfungen vorzunehmen beabfichtigen, für jede einzelne Volksſchule gejondert, den 
betreffenden Kreisjchulräthen rechtzeitig mittheilen, worauf diefe die nöthigen Weijungen an 
die Ortsfchulbehörden und an die Lehrer erlaſſen. 

3. Verbejcheidungen diefer Prüfungen werden auf Mittheilung der firchlichen Behörden 
durch die Kreisjchulräthe den Lehrern und erforderlichen Falls aud den Ortsichulbehörden 
zur Nachachtung, bezw. — joweit fie blos eine Würdigung des Prüfungsergebnifjes 
ohne irgend welche Anordnungen enthalten — zur Kenntnißnahme befannt gegeben. 

Die bezügliche Verfügung des Kreisihulraths wie die Beſcheinigung über die erfolgte 
Eröffnung find auf die Ausfertigung des Prüfungsbejcheides ſelbſt oder auf ein damit in 
feite Verbindung zu bringendes Blatt zu jegen. Nach vollzogener Eröffnung ift der Beſcheid 
dem firchlichen Auffihtsbeamten durch die Ortsjchulbehörde unmittelbar zurüdzuftellen. 


8. 28. 
Sonftige Verfügungen der Kirchenbehörden in Betreff des Neligionsunterrichts in den 
Volksſchulen werden auf Mittheilung derjelben durch die Oberjchulbehörde verkündet. 
Sollte eine Firdjliche Verfügung — Abjah 1 und $. 27, 3 — irgend eine mit der 
allgemeinen Schulordnung unvereinbare Beftimmung enthalten, jo wäre zunächſt mit der Kirchen— 
behörde zum Zweck der BVerftändigung in's Benehmen zu treten. 


8. 29. 

Die Oberſchulbehörde wird zu den in $. 26 bezeichneten Berathungen mit den Kreis— 
ſchulräthen jeweils auch einige der von den Kirchen ernannten Auffichtsbeamten ($. 27, 1) 
nah Wahl der oberen Kirchenbehörden einladen, damit auch allgemeine oder bejondere Wahr: 
nehmungen derjelben über den Erfolg des Religionsunterrichts und der religiös = fittlichen 
Haltung der Schuljugend zur Sprache gebracht werden können. 


Karlsruhe, den 26. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noll. 
Vdt. von Reck. 
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Verordnung. 
(Bom 27. Februar 1894.) 


Die Schulordnung für die Vollsſchulen betrefiend. 


Unter Aufhebung der Minifterialverordnungen 
vom 23. April 1869, Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. IX. Seite 73, 
vom 7. Auguſt 1873, Gejeges- und Verordnungsblatt Wr. XVII. Seite 147, 
vom 1. Mai 1879, Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXIV. Seite 289, 
vom 26. September 1886, Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XLI. Seite 384, 
wird mit Wirkung vom Tag der Verkündung diefer Verordnung nachjtehende 


Schulordnung für die Volksſchulen 


erlaſſen. 
Erſter Abſchnitt. 
Sicherung des Schulbeſuches. 
I. Aufſtellung und Fortführung der Schülerliſten. 


8. 1. 

1. Die örtlichen Schulbehörden (Ortsſchulbehörden) erhalten ſpäteſtens bis zum 15. März 
jeden Jahres von den Beamten des bürgerlichen Standes einen Auszug aus den Standes— 
büchern — vergleiche das anliegende Mufter I. —, in mweldem alle im Geburtsbuch einge: 
tragenen, noch lebenden (d. h. in den Büchern des nämlichen Standesbeamten nicht als geftorben 
bezeichneten) Kinder aufzunehmen find, welche in der Zeit vom 1. Juli des vorigen bis mit 
30. Juni des laufenden Jahres das ſechste Lebensjahr zurücklegen. 

2. Wenn einzelne Abtheilungen einer Gemeinde zu verjchiedenen Schulbezirfen gehören, 
ift für jede derjelben ein gejonderter Auszug zu fertigen. 


8. 2. 

Sofort nah Empfang dieſes Auszugs Hat die Ortsjchulbehörde fejtzuftellen, welche der 
darin verzeichneten Kinder nicht mehr im Schulbezirk ſich aufhalten und, jofern fie deren 
Aufenthaltsort fennt, der Ortsichulbehörbe diejes Orts den Namen, Zeit und Ort der Geburt 
der finder jowie den Namen des verantwortlichen Elterntheils oder Fürſorgers mitzutheilen. 

Dieje Mittdeilung hat nur dann zu unterbleiben, wenn und jomweit e3 um Kinder orts— 
anmejender Eltern oder Fürſorger fic handelt, die von diejen jelbft oder behörblicherfeits zum 
Beſuch einer anderen öffentlichen Bildungsanftalt oder einer fonftigen, den gejeglichen Be— 
dingungen entiprechenden Lehranstalt (8. 94, 88. 110 bis 112, 8. 116 des Geſetzes) an einen 
anderen Ort gebracht worden find. 
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8. 3. 

1. Hierauf ftellt die Ortsjchulbehörde auf Grund des Auszuges aus dem Standesbud), der 
weiteren Felijtellung und Mittheilungen nach $. 2 und der etwaigen jonftigen Ermittelungen 
die Schülerlifte (Grundlifte) auf. 

In dieje Lifte find einzutragen ſämmtliche Kinder des jhulpflidtigen Jahr: 
ganges, 

a. deren Eltern, Vormünder oder Pflegeeltern in der Gemeinde ihren Wohnfig haben 

oder 

b. die ſonſt dauernd in der Gemeinde ſich aufhalten. 

Kinder der letzteren Art find ſonach — jofern ihre Eltern überhaupt einen Wohnfig im 
Gebiet des Großherzogthums haben — ſowohl in die Schülerlifte am Ort dieſes legteren wie 
auch in die Lifte des Orts ihres eigenen Aufenthaltes einzutragen. 

2. Nad) Beginn des Schuljahres ift bei den einzelnen Kindern feftzuftellen 

a. ob fie die Volksſchule des Orts, oder 

b. eine andere Volksſchule befuchen ; 

c. ob fie wegen Bejuchs einer anderen öffentlichen Bildungsanftalt oder einer Jonftigen, 

den gejeglichen Bedingungen entiprechenden Lehranftalt ($. 94, 88. 110 bis 112, 
$. 116 des Gejeges) vom Beinch der Volksſchule befreit find, oder aber 

d. ob fie wegen Privatunterricht, ober 

e. aus welch' anderen Gründen zum Bejuch der Volksſchule nicht beigezogen oder von 

demfelben entbunden worden find. 

3. Die Schülerliften find nad Mufter III. und zwar jahrgangmweife, für Knaben und 
Mädchen gejondert anzulegen; die Namen find in alphabetifcher Neihenfolge einzutragen. 


8.4. 
Die jahrgangweife angelegten Schülerliften find entſprechend fortzuführen. Jusbeſondere 
find in diejelben alle jpäter eintretenden Schüler des beireffenden Jahrganges einzutragen. 
Bezüglich) der in der Lifte eingetragenen Kinder, deren Eltern oder Fürjorger den Wohn: 
fig in der Gemeinde haben, ift für die Dauer diejes Verhältnifjes jede Veränderung im Schul: 
bejud) vorzumerfen. 


8.5. 
1. Wenn Kinder die bisherige Volksſchule verlaffen, um in eine andere einzutreten, ift 
— auch wenn fie in der Schülerlifte der bisherigen Schule weiterzuführen find ($. 3, 1 Abjab 3 
und $. 4 Abjah 2) — der Ortsſchulbehörde der neuen Schule jeweils in der $. 2, Abſatz 1 
bezeichneten Weiſe Mittheilung zu machen. 
2. Kinder, welche eine Mittelfchule befuchen, find, jofern ihre Eftern oder Fürſorger 
ihren bisherigen Wohnfig verlafjen, der Drtsjchulbehörde des neuen Wohnfiges zur Forts 


führung in den Schülerliften zu überweijen. 
15. 
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8. 6. 

1. Die Direktionen und Vorftände öffentlicher Bildungsanftalten, die Vorftände von Kor: 
porationsfchulen und Unternehmer von Privat:Lehranftalten find gehalten, von dem Eintritt 
oder Austritt volfsjchulpflichtiger Kinder der Ortsichulbehörde, in deren Bezirk die Eltern 
oder Vormünder oder Pflegeeltern ber betreffenden Kinder wohnen, in der 8. 2 Abjag 1 
bezeichneten Weile Mittheilung zu machen. 

2. Gleiche Mittheilung haben die Ortsfchulbehörben bezüglich ſolcher Kinder zu machen, 
deren Eltern oder Fürjorger ihren Wohnfig nicht in einer zum Schulbezirf gehörigen Ge— 
meinde haben (8. 3, 1 Abſatz 3 und 8. 4, Abſatz 2). 


8. 7. 
1. Die pünftliche und jaubere Aufftellung und Fortführung der Schülerliften ift Sache 
des (eriten) Lehrers. 
2. Die Liften mit ihren Beilagen find von der Ortsjchulbehörde, und zwar von dem 
Zeitpunft an, mit welchem ſämmtliche Kinder des betreffenden Jahrgangs das jchulpflichtige 
Alter zurückgelegt haben, noch mindeſtens 7 Jahre lang aufzubewahren. 


U. Aufnahme in die Boltsfchule. 


8.8. 

Mindeitens 8 Tage vor Beginn eines jeden Schuljahrs erläßt die Ortsſchulbehörde eine 
Aufforderung zur Stellung bezw. Anmeldung der in das jchulpflichtige Alter eintretenden 
Kinder. — Bergleiche das anliegende Mufter II. 

Die Aufforderung ift in ortsüblicher Weife im Schulort und, wenn der Schulverband 
über mehrere Orte fich erftredt, in jedem der betheiligten Orte bekannt zu machen. 


8.9. 

Späteftens vierzehn Tage nach Beginn des Schuljahrs Hat der (erfte) Lehrer der Orts- 
jchulbehörbe anzuzeigen, welche der in der Schülerlifte aufgeführten Kinder, ſoweit fie nicht 
vom Schulbeſuch befreit find oder entbunden wurden (88. 11 bis 14), die Schule nicht be— 
juchen. Gegen die Eltern oder Fürſorger folcher Kinder ift nach 8. 4 des Geſetzes zu ver— 
fahren, 

8. 10. 

1. Kinder, welche am 30. Juni des betreffenden Jahres das jechäte Lebensjahr noch 
nicht zurüdgelegt haben, kann die Ortsjchulbehörde auf Verlangen der Eltern oder Fürjorger 
in die Schule aufnehmen, fofern Raum und Einrichtung des Schulzimmers es geftatten und 
die gejeglich beftimmte Grenze bezüglich der Zahl der von einem Lehrer zu unterrichtenden 
Kinder ($. 14 des Gejehes über den Elementarunterricht) nicht überfchritten wird. Der vor— 
zeitige Eintritt in die Volksſchule erzeugt feinen Anſpruch auf Entlaffung aus derjelben vor 
völlig zurücgelegtem Alter der Schulpflicht. 
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2. Unter den gleichen Beſchränkungen kann die Ortsſchulbehörde auch Kinder aufnehmen, 
welche in benachbarten, nicht zum Sculverband gehörigen Orten wohnen. 


I. Befreiung vom Schulbeſuch. 


8. 11. 


Schufpflichtige Kinder, welche eine höhere öffentliche Bildungsanftalt oder eine andere 
den gejeglichen Bedingungen entfprechende Lehranftalt ($. 94, 88. 110—112, $. 116 des 
Gejeges) bejuchen, find vom Beſuch der Volksſchule befreit. 


8. 12. 


Gejuche um Entbindung eines Kindes vom Beſuch der Volksſchule wegen Privatunter: 
richts find fchriftfich bei der Ortsfchulbehörde einzureichen unter Anjchluß von Nachweiſungen 
darüber, daß das Kind mindeftens den in der Volksſchule vorgejchriebenen Unterricht 
erhalten werde. 

Die Ortsjchulbehörde Hat das Geſuch mit gutachtlichem Bericht dem Kreisjchulrath zur 
Entfcheidung vorzulegen. Im Falle der Abweiſung des Geſuches find die Gründe derjelben 
anzugeben. 

Die Zurüdnahme einer vom Kreisſchulrath bemilligten Befreiung vom Beſuche der Volks— 
ſchule kann nur nach vorausgegangener Anhörung der Eltern oder deren Stellvertreter verfügt 
werden. Diejelben können verlangen, daß das Kind durch den Kreisfchulrath geprüft werde, 
jofern dies noch nicht gejchehen ift. 

8. 13. 


Ueber etwaige Gejuche um Nachfichtsertheilung Hinfichtlich des Anfangsterming der Schul- 
pflicht jchwächlicher Kinder ($. 2 Abſatz 2 des Geſetzes) entjcheidet die Ortsſchulbehörde, nach— 
dem fie fich über den förperlichen und geiftigen Zuftand ber betreffenden Kinder, nöthigen Falls 
durch Beiziehung Sachverſtändiger, verläffigt hat. 


8. 14. 


1. Darüber, ob Kinder wegen fürperlicher oder geiftiger Gebrechen nicht mit Erfolg am 
Unterricht der Volksſchule theilnehmen können, Haben die Ortsjchulbehörden, wenn die 
Frage nad) den Umfjtänden des einzelnen Falles überhaupt zweifelhaft erjcheint, die gut— 
ächtliche Aeußerung eines Arztes bezw. des Bezirksarztes und, wenn das Kind die Schule 
bereit3 bejucht, auch jene des Klaſſenlehrers einzuholen. 

2. Iſt der Zuſtand des Kindes nicht derart, daß es nicht wenigftend einigen Nutzen 
vom Beſuche der Schule haben fünnte, wäre es in der Regel wenigftens imfolange zum 
Unterricht zuzulaffen, bis durd die Verbringung in eine entjprechende Anftalt anderweit für 
feine Ausbildung Sorge getragen ift. 

3. Die durd) die Erhebung ärztlicher Gutachten entjtehenden Koften find auf die Gemeinde- 
fafje zu übernehmen. 
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IV. Sculentlaffung. 
8. 15, 


Späteſtens am 1. März übergibt der (erjte) Lehrer der Ortsichulbehörde 

1. ein Berzeihniß derjenigen Schüler, welche bis zum 30. Juni (einfchließlich) des lau— 
fenden Jahres das vierzehnte Lebensjahr zurücgelegt haben werben, 

2. ein Verzeichniß, welches 

a. in feiner erjten Abtheilung diejenigen Schülerinnen, die bis zum 30. Juni (einfchließlich) 
des laufenden Jahres das vierzehnte Lebensjahr zurücdgelegt haben werden und 

b. in feiner zweiten Abtheilung diejenigen Schülerinnen enthält, welche bis zum nächſt— 
folgenden 31. Dezember (einjchließlih) ihr vierzehntes Lebensjahr zurücklegen und beren 
Entlaffung aus der Schule von den Eltern oder deren Stellvertretern verlangt wurde. 

Die Verzeichnifje jollen außer dem Namen eines jeden Kindes enthalten: deſſen Geburts: 
zeit, die Noten über Befähigung, Fleiß, Betragen und Schulbejuh, Zahl der unerlaubten 
Sculverfäumnijje während des letzten Schuljahres, ſowie über die in den einzelnen Unterrichts: 
gegenjtänden erlangten Kenntniſſe und Fertigkeiten, die Bezeichnung der Klaſſe, in welcher 
das Kind, und wie lange es jchon im derjelben fich befindet, den Jahresplatz und etwaige 
ſonſtige gutjcheinende Bemerkungen. 

8. 16. 

Die Entlaffung der Schüler erfolgt jeweils am Schluß des Schuljahrs unter Verfündung 
der Namen der zu entlafjenden durch den Vorjigenden der Ortsſchulbehörde. 

Der entlafjene Schüler erhält einen von der Ortsjhulbehörde ausgeftellten Entlafjungsjchein, 


V. Schulverfänmniffe. 
8. 17. 


1. Die Freigebung des Beſuchs einzelner Unterrichtsſtunden eines einzelnen Tages 
iſt unter Angabe genügender Gründe bei dem Lehrer beziehungsweiſe Geiſtlichen, welcher 
dieſe Stunden zu ertheilen hat, nachzuſuchen. 

2. Urlaub für einen Schüler auf einen ganzen Tag kann der Klaſſenlehrer, bis zu 
14 Tagen der Vorſitzende der Ortsſchulbehörde im Benehmen mit dem Klaſſenlehrer, darüber 
hinaus die Ortsſchulbehörde ertheilen. 

3. Wo ein erſter Lehrer gemäß 8. 17 Abſatz 1 des Geſetzes über den Elementarunter: 
richt beftellt it, jteht diejem die Befugniß zu, von ſich aus bis zu einer Woche und mit 
Genehmigung des Vorfigenden der Ortsſchulbehörde bis zu 14 Tagen Urlaub zu ertheilen. 

4. Wenn die Ortsjchulbehörde Urlaub ertheilt hat, wird fie dem (erjten) Lehrer zur 
weiteren Berftäudigung der betheiligten Lehrer wie des Geiftlichen alsbald jchriftliche Mit: 
theilung zugehen laſſen. 

In gleicher Weife wird der Lehrer, welder Urlaub ertheift hat, die übrigen Lehrer und 
den Geiftlihen hievon rechtzeitig verſtündigen. 
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8. 18, 


1. Schulverfäumnifje, für welche nicht vorher eine Erlaubniß ertheilt wurde, müſſen 
nachträglich bei dein Lehrer in genügender Weile entſchuldigt werden. 

Als genügende Entjchuldigungsgründe fünnen nur jolche Umftände in Betracht kommen, 
welche entweder dem Kind den Schulbeſuch ohne Nachtheil Für feine Gejundheit unmöglich 
machen oder bei welchen vorausfichtlich eine Befreiung vom Schulbefuch bemilligt worden wäre, 
welche aber jo unerwartet eingetreten find, daß nicht zuvor um Urlaub nachgejucht werden 
fonnte. Hierher gehören zum Beifpiel: Krankheit oder Unwohlſein eines Schulkindes; jehr 
ungünstige Witterung oder vorübergehend ungangbare Wege, wenn die Entfernung von dem 
Schulhaus beträchtlich ift; Krankheit der Eltern, wenn dadurch das Kind zu Hauje unent- 
behrlich wird; Todesfälle, Leichenbegängniffe, Trauergottesdienfte von nahen Verwandten; 
Gänge zum Arzt ober Apotheker für Eltern, Geſchwiſter oder andere Yamilienangehörige, 
wenn fein anderer Hausgenoſſe gejchiet werden kann, und ähnliche dringende Fälle, — 
niemals aber Verwendung der Kinder zu gewöhnlichen häuslichen oder landwirthichaftlichen 
und gewerblichen Gejchäften. 

2. Die Entſchuldigung ift — mwofern es fich nicht um ortöfundige Thatjachen handelt — 
two möglich noch im Laufe der betreffenden Woche bei dem Lehrer anzubringen. 


8. 19. 


Schulverfäumniffe, für welche nicht vorher eine Erlaubniß ertheilt oder welche nicht 
nachträglid; genügend entjchuldigt wurden, find als ungerechtfertigte (8. 4 des Gejehes) 
zu behandeln. 

8. 20, 


1. Jeder Lehrer führt eine für das ganze Schuljahr bemeijene Handlifte, in welche er 
täglich unter Angabe des Datums jämmtliche Schulverfäumnifje gewifjenhaft einträgt. Dabei it 
auf eine in die Augen fallende Weife zu bezeichnen, ob bie einzelnen Verſäumniſſe bewilligt, 
durch Krankheit oder jonftige Urjachen entjchuldigt oder aber ungerechtfertigt find (durch die 
Buchſtaben B., Ek., Es. und U.). 

2. Der (erjte) Lehrer ftellt nach Umfluß von je zwei Wochen aus ber von ihm, 
beziehungsweife von jedem der übrigen Lehrer, geführten Handlifte die ungerechtfertigten Ver— 
fäumnifje zufammen, Dabei ift Mufter IV. zu benügen. Wenn der Ungezeigte bereits 
früher wegen Schulverfäunmiß des betreffenden Kindes beftraft wurde, fo ift die Zahl dieſer 
Beitrafungen in Spalte 6 beizufegen. 

3. Wenn die Ungezeigten in verjchiedenen politifchen Gemeinden wohnen, jo ift für jede 
Bürgermeifterei ein bejonderes Verzeichniß aufzuftellen. 


8. 21. 


1. Sind im Laufe der legten zwei Wochen feine ungerechtfertigten Verſäumniſſe vorge: 
fommen, jo iſt Hievon dem Vorſitzenden der Ortsjchulbehörde jchriftliche Anzeige zu machen. 
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2. Im anderen Falle übergibt der (erjte) Lehrer das Verzeihni alsbald dem Vor— 
figenden. Entjchuldigungsgründe, welche nachträglich bei dem Letztern vorgebradht werden, 


fönnen nur nach vorgängigem Benehmen mit dem betreffenden Lehrer berüdjichtigt werden. 
Geſchieht Lebteres, jo ijt davon in Spalte 11 VBormerkung zu machen. 


g. 22. 


Wenn in dem Berzeihnig Schüler vorfommen, gegen deren Eltern oder Fürjorger feit 
Beginn des Schuljahres ſchon dreimal Verjäumnißftrafen auf Grund des 8. 4 Abjab 1 des 
Gejeges erfannt wurden, jo hat der Vorfigende dem Bezirksamt bezüglid) eines jeden ſolchen 
Schülers eine bejondere Anzeige zu erftatten, im welche außer den in den Spalten 1—5 
enthaltenen Angaben die früheren Beitrafungen einzeln mit Anführung des Datums eines 
jeden Straferfenntnifjes und des jeweiligen Strafbetrages aufzunehmen find. 

Bon diejer Anzeigeerftattung ift in Spalte 11 Vormerkung zu machen. 


8. 23. 


Erjcheint das Schulverfäumniß als lediglich durch das Schulkind verfchuldet, jo kann der 
Vorſitzende von einem Einfchreiten beziehungsweife von der Herbeiführung eines folchen gegen 
die Eltern Umgang nehmen und die Beitrafung des Kindes mit einer geeigneten Schuljtrafe 
anordnen, was alsdann gleichfalls in dem Verzeichniß einzutragen ift. 


8. 24. 

1. Bezüglich der nicht nach den 88. 21—23 erledigten Anzeigen hat der Vorfigende der 
Ortsjchulbehörde in jeiner Eigenſchaft ald Bürgermeifter alsbald in der Weiſe einzujchreiten, 
daß er bei den betreffenden Unzeigen in Spalte 7 und 8 der Verſäumnißliſte — Mufter IV. — 
den Angezeigten für je einen Tag der Verſäumniß eine Geldjtrafe von 10—50  anjeßt. 

2. Wo für die Angelegenheiten der Volksſchule eine beiondere Kommiſſion bejtellt ift, 
hat deren Vorfigender die Verſäumnißliſte — nad Beendigung deö in den 88. 21—23 vor- 
gejehenen Verfahrens — alsbald dem Bürgermeifter zur weiteren Behandlung nad) Maßgabe 
der Borjchriften im vorigen Abjag zu übergeben. 

3. Der Betrag der Strafe wird vorzugäweile nach den Vermögensverhältnifjen des 
Angezeigten, nach dem Vortheil, welcher aus dem Sculverfäumniß gezogen werben konnte, 
und nad) der Zahl der vorausgegangenen Beitrafungen bemefjen. 


8. 2. 


1. Der Bürgermeifter ftellt hierauf dad Verzeichniß dem Ortödiener zu, welcher den 
Betreffenden das Erfenntniß eröffnet und die Strafbeträge jogleich erhebt. 

2. Die Bezahlung wird durd Eintrag in Spalte 9 beicheinigt. War feine Zahlung zu 
erlangen, jei e3, daß der Bejtrafte feine Mittel zu haben oder Einjprache erheben zu wollen 
erflärte oder aber ohne Angabe eines Grundes die Zahlung verweigerte, fo hat dies ber 
DOrtödiener in Spalte 10 zu bemerken. 
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3. Der Gemeinderath kann dem Ortödiener eine aus den eingehenden Strafgeldern zu ent- 
nehmende Hebgebühr bewilligen. 

8. 26. 

1. Einſprachen gegen die angejegte Strafe find innerhalb drei Tagen bei dem Bürger: 
meijteramt zu begründen. 

Diefelben dürfen nur berüdfichtigt werden, nachdem dem Lehrer — und wo für bie 
Angelegenheiten der Volksſchule eine befondere Kommiſſion beftellt ift, zuvor noch dem Vor: 
ſitzenden dieſer — Gelegenheit gegeben worden, über die Gründe der Einſprache ich zu äußern. 

2. Gegen das Erfenntniß des Bürgermeifters fteht den Betheiligten binnen einer Woche 
nad Belanntmahung der Strafanordnung die Beichwerde an das Bezirksamt zu. 

Das Ergebniß der Einſprache oder der Beichwerde wird in Spalte 11 der Tabelle 
furz vermerkt. 

8. 27. 

Iſt die Zahlung der vollzugsreifen Verfäumnißftrafen nicht zu erlangen geweſen, jo 
verfügt der Bürgermeijter die zwangsweije Erhebung derjelben. Befist der Beftrafte feine 
dem Zugriff unterworfene Gegenjtände, jo wird die Strafe in Abgang genommen und dies 
in Spalte 11 bemerft. 

8. 28, 

1. Durch Beihluß des Gemeinderaths wird bejtimmt, ob die eingehenden Verſäumniß— 
ftrafen in der Schulfondrechnung, falls eine jolhe vorhanden ift, oder in der Gemeindekaſſe 
verrechnet werden. In letzterer Rechnung find die Gelder in einer bejonderen Abtheilung des 
„F. +e. Strafen” zu vereinnahmen und die auf dieje Strafgelder für Ortsfchulzwede (8. 4 
des Geſetzes) angewiejenen Ausgaben in einer bejonderen Abtheilung des „S. 200. Lajten des 
Ertrags aus Schulftrafen" zu verausgaben. 

2. Der Empfang der Etrafgelder ift von dem betreffenden Rechner zu befcheinigen. Die 
Beicheinigung kann aud) in die Tabelle jelbit eingetragen werben. 


8. 29. 

1. Der Bürgermeifter gibt das Verzeihnig — mit den Einträgen über die Erledigung 
der einzelnen Anzeigen — wenn er nicht jelbit Vorfigender der Ortsſchulbehörde ift, au 
dieſen zurüd. 

2. Die Verzeichniffe werden dem (erften) Lehrer zur Einficht zugeftellt und jodann von 
der Ortsichulbehörde zufammengeheftet und aufbewahrt. 

3. Die Kreisjchulräthe werden gelegentlich ihres Beſuchs der Schule oder durch bejondere 
Einforderung der BVerzeichnifje von der Art der Abwandlung der ungerechtfertigten Schul: 
verſäumniſſe Kenntniß nehmen und Ungehörigfeiten abjtellen, beziehungsweije, falls folche von 
dem Bürgermeijteramt herrühren, dem Bezirksamt zur Anzeige bringen. 


8. 30. 


Die Bezirfsämter werden bei Ortöbereifungen und ähnlichen — oder, falls ſie es 
Geſehes und Verorduungsblatt 1894. 
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für nothwendig erachten, durch periodijche Einforderung der Straftabellen darauf achten, daß 
die Bürgermeifterämter die Anzeigen nad) den gegebenen VBorjchriften, insbejondere rechtzeitig, 
abwandeln und die Erfenntnifje vollziehen. 


8. 31. 
Kinder, welche wiederholt die Schule verfäumen, kann der Bürgermeifter mittelft polizeis 
lichen Zwanges in die Schule verbringen Tafjen. 


8. 32. 

In die für die regelmäßigen Jahresprüfungen oder für die Bifitationen zu fertigenden 
Schülerliſten ift bei jedem Kind die Gefammtzahl feiner Schulverjäumnifje in dem betreffenden 
Schuljahr — je nad) Tagen gezählt — aus der Handlifte unter den Rubriken: 1. bewilligte, 
2. entſchuldigte (a. durd Krankheit, b. durch jonjtige Urjachen) und 3. ungerechtfertigte Ber- 
jäumniffe einzutragen. Am Schluſſe ift jede diefer Spalten einzeln für ſämmtliche Schüler- 
klaſſen zufammenzuzählen und es find die jich ergebenden Gejammtzahlen auf der Titeljeite der 
Schülerlifte zu verzeichnen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Einrihtung der Lehrzimmer, Tehrmittel und fonflige Schulbedürfnife. 


8. 38. 

1. Zur innern Einrichtung der Lehrzimmer, zu den für den Unterricht nothwendigen 
Lehrmitteln und zu dem jonftigen Schulgebrauchögegenftänden ($. 91 des Gejeges über den 
Elementarunterricht) gehören, außer den erforderlichen Schulbänken, in allen Volksſchulen 
mindeftens: Vorhänge zum Schuß gegen die einfallenden Sonnenftrahlen (Verordnung über 
Schulhausbaulichkeiten vom 17. Oftober 1884, 8.3 Ziffer 10 Abſatz 2), zwei Schränke (der eine zur 
Aufbewahrung der Lehrbücher und übrigen Gebrauchsgegenſtände, der andere zur Aufbewahrung 
der weiblichen Handarbeiten und der Materialien hiezu), ein Tiſch oder Katheder nebſt Stuhl, 
eine ſchwarze Wandtafel und eine Motentafel, beide womöglich auf beweglichen Geftelle, ein 
Tafelſchwamm, ein Lineal, ein Winfelmaß, ein Kreideeinjahzirfel, ein Globus, Blaniglobien, 
Wandfarten von Baden, Deuticjland, Europa und Paläftina, eine Violine, eine Waſchſchüſſel 
nebft Handtuch und endlich die dem Lehrer zum Unterricht notwendigen Bücher und Schreib: 
materialien, ſowie die für Lehrer und Schüler erforderliche Tinte und Kreide. 

Des Weiteren werben zum Zweck der Vervollftändigung der Einrichtung nachſtehend 
verzeichnete Gegenftände zur Anjhaffung empfohlen: Wandfarten von dem Schulort und jeiner 
Umgebung, von dem Amtsbezirk ober dem Kreis, Bildertafeln für den naturgejchichtlichen 
Unterricht, ein Nährahmen, ein Tiich zum Schneiden und Richten der Näharbeiten, Nähtijche 
oder wenigftens an den Bänken anzubringende Nähpolfter. 

2. Die Lehrer find verpflichtet, über die in ihrem Befig und unter ihrer Aufficht befind- 
lichen Gebrauchsgegenſtände und Lehrmittel ein geordnetes Verzeichniß zu führen und für 
Ordnung und Aufbewahrung der etwa vorhandenen Schulaften zu jorgen. 
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3. Wo eine Schitlerbibliothek befteht, ſoll die Aufficht über deren Benutzung und Erhaltung 
von der Ortsfchulbehörde in der Negel dem erjten Lehrer übertragen werden. 
Die Einrichtung folder Bibliotgefen wird den Gemeinden empfohlen. 


8. 34. 

1. Ueber Anträge des (erften) Lehrers beziehungsweife der Schulbehörden auf Anfchaffung 
von Lehrmitteln und Geräthichaften oder Gebrauchsgegenftänden entjcheidet — fofern nicht 
die Koſten aus Mitteln, die zur unmittelbaren Verfügung der Schulbehörben ftehen, beftritten 
werden fünnen — der Gemeinderath. 

2. Falls diefer dem bezüglichen Anfinnen nicht ftattzugeben bejchließt, hat er Hievon dem 
Antragjteller Mittheilung zu machen. Diefer wird, jofern er den Antrag aufrecht erhalten 
will, auf dem geordneten Dienſtweg Vorlage an die Oberſchulbehörde erjtatten, meld’ 
legtere jodanı ihrerjeitö diejenigen Gegenftände, welche fie für nothwendig erachtet, bezeichnen 
wird ($. 91 des Geſetzes) Wo für die Angelegenheiten der Volksſchule eine bejondere 
Kommiſſion beftellt ift, find die bezüglichen Anträge des (erften) Lehrers diefer zur Prüfung 
und Weiterleitung an den Gemeinderath zu übergeben. 


8. 35. 

Dem Gemeinderath wird empfohlen, behuf3 der gemöhnlichen Heinen Anfchaffungen, 
joweit wegen berjelben nicht mit den einzelnen Lehrern Pauſchſummen vereinbart find, dem 
(erjten) Lehrer eine angemefjene Summe zur Verfügung zu ftellen, auf — er unmittelbar 
Zahlungsanweiſungen an den Gemeinderechner erlaſſen kann. 


8. 36. 

Wenn Kinder, welche die Volksſchule beſuchen, nicht im Beſitz der erforderlichen Bücher 
und ſonſtigen Materialien ſind, ſo erläßt die Ortsſchulbehörde an ihre Eltern oder Stell— 
vertreter auf Grund des 8. 5 des Geſetzes die ſchriftliche Mahnung, binnen einer zu beſtim— 
menden Friſt die nöthigen Anſchaffungen zu machen, widrigenfalls das Erforderliche durch 
die Gemeinde auf Koſten desjenigen angeſchafft werde, welchem die Unterhaftung des Kindes 
obliegt. Nach Fruchtlofem Verlauf der bejtimmten Friſt jorgt die Ortsjchulbehörde für 
Anſchaffung des Fehlenden durch die Gemeinde. 


8. 37, 


1. Die Schulzimmer und jämmtliche zur Schule gehörigen Räume find ftet3 rein zu 
halten. Die Schulzimmer inzbejondere müffen in der Woche mindejtens zweimal reingefehrt 
und abgejtäubt werden. 

Schulkinder find zu diefer Arbeit nicht verpflichtet. 

2. Ueberdies ift wenigjtens viermal im Jahr eine durchgreifende Reinigung ſämmtlicher 
zur Schule gehörigen Räume vorzunehmen. 

3. Die Oberjchulbehörde ift ermächtigt, im Bedürfnißfall weitergehende Vorſchriften zu 
erlafjen. 

16. 
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Dritter Abſchnitt. 


Schulzuht und Beförderungsmittel des Hleißes. 
8. 38. 


Die nächſte Aufgabe der Schulzucht ift die Aufrechthaftung der Ordnung in der Schule. 
Die höhere Aufgabe der Schulzucht aber ift erziehlicher Art und befteht in der Gewöhnung 
der Rinder an Ordnung, Pünktlichkeit, Neinlichkeit, Anftand und Sitte; in der Pflege des 
Gefühllebens der Kinder, ihrer Freude an der Natur, ihrer Liebe zu den Menfchen, ihres 
Sinnes für das Gute und Wahre, ihrer Ehrfurcht vor Gott und dem Heiligen; in der 
Gewöhnung der Finder an Aufmerkjamteit, Fleiß, Ausdauer, Selbftüberwindung und 
Gehorfam; kurz in der Erziehung der Kinder zu verftändigen religiög-fittlichen Menſchen und 
dereinft tüchtigen Mitgliedern der menjchlichen Gejellichaft. 

Als Mittel Hiefür dienen außer dem guten Beijpiel des Lehrers, worauf es vor Allem 
ankommt, eine richtige, fittlichen Ernft mit Tiebevolleer Milde verbindende Behandlung der 
Kinder, die Wedung und Pflege des Ehrgefühls, endlich, wo Erinnerungen und Ermahnungen 
wicht ausreichen, Strafen, welche indefien jo wenig als der mündliche Tadel das Ehrgefühl 
der Schüler fchädigen dürfen. 

8. 39. 

1. Der Oberſchulrath wird in einer Dienjtweilung für die Lehrer die Hauptjächlichen 
Vorſchriften über ihr Verhalten in der Schule in Bezug auf die Erreichung der in 8 38 
bezeichneten Zwede zuſammenfaſſen. 

2. Ebenjo werden die Kreisjchulräthe dafür jorgen, daß in jeder Schule in einer mit 
Berüdfichtigung der örtlichen Verhältniffe verfaßten Shulordnung für die Schüler 
(Schulgeſetze) die VBorfchriften über deren Verhalten in und außer den Lehrjtunden zufammen- 
gejtellt werden. Dieſe Schulordnung ift den Schülern beim Beginn jedes Schulhalbjahrs vor- 
zufejen und bleibt das ganze Jahr hindurch in dem Schulzimmer angeichlagen. 

3. Es wird den DOrtsfchulbehörden empfohlen, jedem Kind einen Abdrud der Schul— 
ordnung in die Hand zu geben, damit auch die Eftern von derjelben Kenntniß nehmen. 


8. 40. 


Die Gründung von Vereinen zu irgend welchen Sweden unter den Schülern, der Bei- 
tritt der Schüler zu bereits beftehenden Vereinen und die Veranftaltung oder Vornahme von 
Sammlungen unter den Schülern für irgend einen Zweck find nicht jtatthaft; desgleichen 
ift die Berwendung von Schülern zur Berbreitung von Drudjchriften für Zwecke, welche die 
Schule nicht berühren, unterfagt. 


8. 41. 


1. Als Schulſtrafen dürfen zur Anwendung fommen: Verweije Seitens des Lehrers, 
Verweiſe Seitens der Ortsjchulbehörde, die Setzung oder Stellung des Schuldigen auf einen 
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bejonderen Pla innerhalb des Schulzimmers, das Aufgeben befehrender, das Kind nicht 
quäfender Arbeiten, das Zurüdbehalten der betreffenden Schüler in der Schule (Nachfigen) 
oder das Kommenlaſſen der ftrafbaren Vormittagsſchüler in die Nachmittagsfchule und um— 
gekehrt, endlich Einjperrung bis zu ſechs Stunden. 

2. Die Einjperrung darf — vorbehaltlich der bejonderen Befugniffe, welche nach der 
Dienftweifung für die erften Lehrer diefem eingeräumt find — nur mit Genehmigung des 
Vorfigenden der Ortsfchulbehörde erfannt werden. Weberjteigt die erfannte Strafe die Dauer 
von vier Stunden, ſoll fie in der Regel in Abtheilungen vollzogen werden. 

3. Wenn Schüler zum Nachſitzen zurücdbehalten werden, jo ift der Lehrer zur Beauf- 
fichtigung derjelben verpflichtet. Das Zurücdbehalten der Vormittagsichüler über die Mittags- 
zeit hinaus ift unterjagt. 

Auch müfen die Schüler — beim Nachſitzen wie bei der Einjperrung — jo zeitig ent: 
fafien werden, daß fie noch bei Tag ihre Wohnung erreichen können. 


8. 42. 

1. Körperliche Züchtigung findet in der Negel nicht ftatt. Sie ift nur ausnahmsweise 
zur Beugung beharrlichen böswilligen Widerftandes oder als Strafe für befonders unartiges 
Verhalten zuläffig und darf feinenfalld die Grenzen der elterlichen Zucht überjchreiten. 

2. Wenn die Ortsjchulbehörde auf körperliche Züchtigung erfennt, jo hat fie die Strafe 
unter Aufficht durch den Gemeinde: oder Schuldiener vollziehen zu laſſen. 


8. 48. 


Auch ſolche Vergehen und grobe Ungehörigfeiten, welche fich die Schüler außerhalb der 
Schule zu Schulden kommen lafjen, und welche als Uebertretung der den Schülern in den 
Schufgejegen ($. 39) auferfegten Pflichten erjcheinen, können von dem (erjten) Lehrer oder 
der Ortsſchulbehörde oder dem Vorfigenden derjelben mit Schulftrafen belegt werden. 


8 44. 
Eine Plagbejtimmung nach Fleiß, Fortichritten und nach dem Betragen der Kinder hätte 
jedenfalld nur am Ende einer Woche oder eines Monats zu geſchehen. Nur bei den Schülern 
der unterjten Jahreskurſe darf fie auch häufiger vorkommen. 


8. 45. 


1. Jeweils gegen Ende eines Schulhalbjahres hat der Lehrer für feine Schüler Noten 
im Betragen, Fleiß, jowie in den einzelnen Unterrichtöfächern fejtzuftellen und in eine bejondere 
Liſte oder in die Handlifte einzutragen. 

2. Auf Grund diejer Feitftellungen werden dann den einzelnen Schülern, jedem in einem 
zu dieſem Zweck bejtimmten, von dem Schüler anzujhaffenden Büchlein, Zeugniffe über 
Betragen, Fleiß und Fortichritte, zutreffenden Falls unter Angabe des dem Schüler zukommenden 
Platzes, ausgeftellt. 


88 XIV. 


3. Den Schülern ift zur Auflage zu machen, von ihren Eltern oder deren Stellvertretern 
die Zeugnifje unterzeichnen zu laffen und ſodann dem Lehrer wieder zurüdzugeben. 


Vierter Abſchnitt. 
Auffiellung des Stundenplans. 
8. 46. 

Der Stundenplan für jede Klaſſe wird auf Antrag der Lehrer von der Ortsſchul— 
behörde aufgeftellt. 

Dabei ift unter Beobachtung der in der Verordnung über den Lehrplan gegebenen 
Borjchriften darauf zu jehen, daß nicht zu viele Lehrjtunden des gleichen Unterrichtsfaches auf 
denjelben Tag gelegt und bei Beitimmung der Reihenfolge der Unterrichtägegenftände eines 
Tages die ſchwierigeren und eine befondere Anftrengung des Geiftes erfordernden der Tageszeit 
nad) zuerft vorgenommen werden. 

8. 47. 

1. Hinſichtlich der für den Religionsunterricht zu beftimmenden Stunden hat fich die 
Ortsſchulbehörde mit dem Geiſtlichen in’3 Benehmen zu jegen und dejjen Anträge thunlichſt 
zu berüdfichtigen. 

Dabei ift darauf zu achten, daß, fofern eine Schule von Schülern verjchiedener Bekennt— 
niffe bejucht wird, der Neligionsunterricht für die Angehörigen der verjchiedenen Bekenntniſſe 
zu gleicher Zeit ertheilt wird oder daß die Religionsftunden den Anfang oder den Schluß des 
halbtägigen Unterrichts bilden. 

2. In dem Stundenplan ift anzugeben, ob die einzelnen Stunden vom Geiftlichen oder 
vom Lehrer ertheilt werden. 

8. 48, 


1. Der nad Maßgabe vorftehender Betimmungen entworfene Stundenplan wird in 
doppelter Fertigung dem Kreisichulrath zur Genehmigung vorgelegt. Jede Abänderung bedarf 
gleicher Genehmigung. 

2. Eine Abichrift des genehmigten Stundenplans wird in dem Schulzimmer jeder Klaſſe 
durch den betreffenden Lehrer angejchlagen und dem Borfigenden, ſowie auf Verlangen jedem 
Mitgliede der Ortsjchulbehörde durch den Schriftführer zugefertigt. 

Die Urſchrift wird bei den Schulaften aufbewahrt. 


8. 49, 

1. Hinfichtlich der Verpflichtung der Schüler zum Bejuche des Gottesdienjtes — an Sonn: 
und Werktagen — verbleibt e3 zunächit bei der in jeder Gemeinde jeither beitandenen Lebung ; 
jedoch jollen die Schüler nicht angehalten werden, an Werktagen mehr als zweimal im der 
Woche einen Schülergottesdienjt zu bejuchen. Cine Beeinträchtigung des Unterrichts durd 
den Beſuch“ des Gottesdienftes ift thunlichjt zu vermeiden. 
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2. So oft die Schüler zum Beſuch des Gottesdienftes verbunden find, find die Lehrer 
verpflichtet, dabei Aufficht über diejelben zu führen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Serien. 


8. 50. 


1. Die Ferien dürfen für das Schuljahr im Geſammten die Dauer von acht Wochen 
nicht überjchreiten. Nur in Gemeinden, wo die Bedürfnifie des Landbaues es erfordern, 
fönnen diejelben mit Genehmigung des Kreisjchulraths für die drei oberften Schuljahrgänge 
um weitere vierzehn Tage vermehrt werben. ebenfalls aber darf die Dauer eines einzelnen 
Ferienabfchnittes den Zeitraum von fünf Wochen nicht überfteigen. 

2. Die Ortsſchulbehörde bejchließt, unter Berüdfichtigung der örtlichen Verhältnifie, in 
welcher Weije die Ferien vertheilt werden. Vor dem Eintritt der Ferien ift dem Kreisfchulcath 
jeweild rechtzeitig über Beginn und Dauer bderjelben unter Bezeichnung des erften und 
legten Ferientages jomwie unter Angabe der im Schuljahr bereit? vorausgegangenen Ferien 
Anzeige zu erjtatten. 

3. Im Falle einer Beurlaubung oder fonftigen Verhinderung des Lehrers darf an 
Schulen mit mehr als einem Lehrer den Schülern nur mit Genehmigung des Vorfigenden 
der Ortöjchulbehörde der jtundenplanmäßige Unterricht ganz freigegeben werden. 

4. Der Vorfigende hat — vorbehaltlich der durch die Dienjtweifung für die erften Lehrer 
diejen auferlegten Verpflichtung — dafür zu forgen, daß dem Geiftlichen, welcher Religions— 
unterricht ertheilt, jowohl über Beginn und Dauer der Ferien, ald über die Ausjegung bes 
Unterricht3 an einzelnen Tagen, an denen nad dem Stundenplan eine Neligionsftunde ftatt- 
finden jollte, rechtzeitig Mittheilung gemacht wird. 


Sechster Abſchnitt. 


Prüfungen. 
8. 51. 

In jeder Schule ift jährlich und zwar am Schluffe des Schuljahrs eine Prüfung abzuhalten. 

Außerdem finden Prüfungen durch die Kreisjchulräthe, ſowie durch Beauftragte des 
Oberſchulraths ftatt. 

Das Nähere wird durch eine befondere Dienftweifung über die Vornahme von Prüfungen 
beftimmt. 

Karlsruhe, den 27. Februar 1894. 

Großherzogliches Minifterium der Yuftiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noft, 
Vdt, v. Red. 
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Muiter 1. Gemeinde Kirchen. 
Zu $ 1 der Schulorbnung. Jahrgang 1887/88. 


Verzeichniß 
der in obiger Gemeinde in der Zeit vom 1. Juli 1887 bis mit 30. Juni 
1888 geborenen, noch lebenden Kinder. 


(Ausgezogen aus dem Geburtsbuch.) 
1: 2. 3. 4. 5. 6. 






















Bor: und BZuname | ;Beit der Geburt. Name und Stand 
D.-B. des 


Kindes. Jahr. | Monat. | Tag. 





Buhl, Anton 1887 | Juli | 83. |fath. Buhl, Joſef, Steuer-] jegt in Freiburg. 
einnehmer 


| 2.1 Bogner, Marie 1887 | Aug. 1. [kath.|Bo ar r, Beter, Land» 
wirt 


3. | v. Degenfeld, Mar | 1887 | Aug. | 12. |ath.|v. Degenfeld, Guts- 








| bejiger 
4. | Herbit, Joſef 1887 | Aug. | 21. [tath.|Herdft, Mid, Land- 
| wirth 
5.| Brehn, Karoline 1887 Sept. 2. | kath. | Unna Brehn, Wirths | 
Wittwe i 
6. | Maier, Luife 1887 | Sept. | 9. |fath.| Maier, Therefe, ledig 


1. | Better, Heinrich 1887 | Dt. | 6. |fath.| Vetter, Agathe, Schrei- 
ners Wittwe 


8. | Siegwart, Karl 1887 Dibr. | 24. kath. | Marie Siegmwart, 
Dienftmag 


ı | Müller, Luife 1888 | Jan. | 5. |fath.|M a is % Friedrich, | jebt in Lienheim. 
| hi ai Lehre 


10. Fath, Anna 1888 | Febr. | 7. kath.ſFat % Zeopold, Land⸗ 
wirt 





— 


1.| Keller, Friedrich 1888 | April | 23. | kath.|F Keller, Theodor, 
Kaufmann 


12. | Beg, Sigmund 1888 | Juni | 4. [fath.| Be, Sigmund, 
Schneider 
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Muſter II. 
Bu 8. 8 der Schulordnung. 


Bekanutmachung. 


Aufnahme in die Volksſchule betreffend. 


Das Schuljahr 189495 nimmt am 


Montag, den April 1894 


ſeinen Anfang. 

Die Eltern oder deren Stellvertreter haben dafür zu ſorgen, daß die ihrer Obhut an— 
vertrauten, in das ſchulpflichtige Alter eingetretenen Kinder, nämlich jene, welche in der Zeit 
vom 1. Juli 1887 bis mit 30. Juni 1888 geboren find, am angegebenen Tage Vormittags 
8 Uhr zur Aufnahme in die Volksſchule im Schullofal ſich einfinden. 

Kinder, welche aus irgend einem Grunde im Scullofal nicht erjcheinen können, find 
durch ihre Eltern oder deren Stellvertreter unter Angabe des Hinderungsgrundes dem Lehrer 
zur Aufnahme anzumelden. 

Eltern oder deren Stellvertreter, welche die gegenwärtige Anordnung nicht befolgen, 
unterliegen, jofern nicht ein gejeglicher Grund der Befreiung vom Beſuche der Volksſchule 
vorliegt, der Strafbeftimmung in $. 71 des Polizeiftrafgefegbuchs vom 31. Oftober 1863. 


N., den April 1894. 


Die Ortöfchulbehörde, 
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Muſter III. Gemeinde: Kirchen. 
Zu 8. 3 der Schulordnung. Volksſchule: Kirchen. 


Schülerliſte. 


Knaben. 


Jahrgang 1894 95. 














Zus und Borname 
bes 
ſchulpflichtigen Kindes. 


Abel, Karl 


Bes, Sigmund 
Binder, Leonhard 


von Degenfeld, Mar 


Herbit, Joſef 
Kahn, Joſef 


Keller, Friedrich 


Siegwart, Karl 
Traub, Fritz 
Better, Heinrid) 


Wild, Morig 


Beindel, Ludwig 
Bureid, Franz 


Kirchen 


Kirchen 


Prechthal 


Kirchen 


Kirchen 


Sulzburg 
Kirchen 
Kirchen 


Kirchen 
Kirchen 


Kirchen 


Kirchen 
Kirchen 


Geburtszeit. 





1887 


1688 


1887 


1887 


1887 


1887 | Sept. 10. 


| 
1888 | April | 23. 
1887 | Des. | 24 
1887 | Nov. | 19. 
ı887 | Ott. | 6. 
1888 | Juni | 20. 
1887 | Ott. | 8. 
1888 | Jumt | 30. 


Suli 2. 
Juni | 4. 
De; 6. 
| 
Aug. | 12. 


Aug. | 21. 





| 
| 
| 


I 
Jahr | Monat Tag 






Religion. 





fath. 


fath. 


ed. 


kath. 


kath. 


ir. 


fath. 


. | kath. 


kath. 
kath. 


lath. 


fath. 
fath. 





us und Borname, Wohnort und 
Stand des verantwortlichen Eltern⸗ 
theils, bezw. des Stellvertreterd 
beäfelben. 


Abel, Johann, Schreiner dahier 


Bes, Sigmund, Schneider dahier 


Binder, Chriftine, ledig im 
Prechthal 
Bolt, Michael, Landwirth hier, 
Pflegvater 

von Degenfeld, Friedrich, 
Gutsbefiger bier 


Herbit, Michael, Landwirth hier 


Kahn, David, Handeldmann 
dahier 


tseller, Theodor, Kaufmann hier 
Stadler, Sebaftian Hier, 
Bormund 


Marie Siegwart, ledig von hier 
Unton Siegwart bier, Pfleger 
Traub, Severin, Taglöhner 


ve Better, Schreineräwittwe 
ier 


Wild, Friedrich, Landwirth 


Weindel, Sebaftian, Landwirt 
Bureid, Franz, Schuhmader 
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8. 9 








20. April 1893 


9. April 1894 


9. April 1894 


9. Upril 1894 


9. April 1894 


9. April 1894 
1. April 1894 
5. April 1894 


12. April 1894 


9. April 1894 


9. April 1894 
20. April 1895 


Nachweis über den Schu (befu & 
Tag, Monat und Jah 
des Eintritts. 








| Bezeichnung der Tag, Monat und Jahr 
| Anſtalt. | des Austritts. 


Volksſchule hier 


Vollksſchule Hier 18. Juni 1897 


Volksſchule Hier 


Privatunterricht, vom 
Schulbeſuch entbunden 


Volksschule hier 11, September 1897 


Volksſchule Hier 


ReichswaiſenhausLahr 


San Maria-Hof in | 
Hüfingen | 


| Boltsihule in Engen | 1. April 1898 
Voltsſchule Hier 


Als taubftumm zum 
Beſuch ber Vollksſchule 
nicht anzuhalten 


Volksſchule Hier 

| 
Nachſicht vom Beginn 
‚ der Schulpflicht bie 
| Oftern a 


| 
| 
| 
| 


11. September 1898 


10. 
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Bemerkungen. 


Wurde ein Jahr vor dem Eintritt 
in das fchulpflichtige Alter in die 
Schule aufgenommen. 

In Folge Umzugs der Eltern nach 
Stodad überwiefen. 


Um 1. April 1894 von Prechthal 
überwiejen. 


Beſchluß der Kreisſchulviſitatur Bil- 
lingen vom 2. April 1894; feit 
11. September 1898 Schüler des 
Gymnafiums 8 Freiburg. (Mit⸗ 
theilung der Direktion vom 20, 

eptember 1898), 


In das Gymnafium zu Sonftanz 
eingetreten (Mittheilung der Direk⸗ 
tion vom 15. September 1897). 


Schreiben des Borftandes vom 1. 
April 1894. 


Schreiben des Borjtandes vom 6. 
April 1894. 


Anzeige der Ortsjchulbehörde Engen 
vom 13, April 1894; am 1, April 
1898 in die Volksſchule zu Kirchen 
eingetreten. 


Wird in einer Anftalt untergebracht 
werben. 


In das Realproaummafiun in Wil 
lingen eingetreten (Mittheilung des 
Roritandes vom 13. September 
1885); 11. September 1900 in bie 
Realſchule Freiburg übergetreten 
(Mittheilung der Direktion vom 
20. September 1900), 


xiv. 


Muſter IV. Gemeinde: Kirchen. 
Bu 5.20 Abſatz 2 der Schulordnung. Bezirksamt: Engen. 


Verzeichniß 


der 


ungerechtfertigten Schulverſäumniſſe 


und der 


Schuſverſäumniß· Strafen. 


Jahr 1894, 


97 


16. Februar bis 1. März. 
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Bu: und Borname ;s | Bezeichnung der Tage, | Zus und Borname des ver- 
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„nn 5 

des an welchen die Schule |antwortlichen Elterntheils oder) Z = 
Schulkindes. verfäumt wurde. ſeines Stellvertreters. 25 
= 








Felder, Jakob 
2. Weber, Heinrich 1. 
3. Glafjer, Emma 2. 


17., 19, 25. Februar Felder, Joſef 
18., 19., 20. Februar Weber, Katharina 
20. Februar Glajer, Anton 





















4. Schmidt, Friedrich 2.1 21. Fehruor Müller, Karl, Vormund 








5.| Bitter, Franz 3. 
6.1 Hecht, Theodor 8. 


17., 22., 23. Februar Bauer, Michael, Dienftherr 
18,, 19., 28. Februar Hecht, Joſef's Wittwe 














17. Februar Herbit, Ludwig 
19., 20, Februar Maier, Gottlob 
19. Februar Fritz, Auguft 


7.] Herbit, Luiſe 4. 
8. Maier, Albert 4. 
9.| Frig, Robert 4. 







Kirchen, den 2. März 1894. 
gez. Braun, Hauptlehrer. 


| * (Un das Bürgermeifteramt Kirchen mit dem Antrag, gegen die Ungezeigten Nr. 1, 4, 5, 7, 8 
und 9 die gejegliche Strafe auszuſprechen. 


Kirchen, den 4. März 1894. 


Der Vorfigende der Schulkommiſſion: 
gez Mayer.) 


Ortsdiener N. erhält den Auftrag, die Straferkenntniſſe gegen die Angezeigten Nr. 1, 4, 5, 7, 8 
und 9 zu eröffnen, und die Strafbeträge jogleich zu erheben. 


Kirhen, den 4. März 1894. 
gez. Bohnert, Bürgermeiiter. 


* Im Halle des 5. 24 Abſatz 2 der Schulordnung 
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Erfenntniß des Bürger- 








meifters. Die Strafe wurbe Bemerkungen 
— — — — aaa über Einſprachen, Rekurſe, Strafvollzug, 
Dat Strafanſatz bezahlt nicht bezahlt u. dal.) 
atum. 3145 | (Warum nicht?) ee 
| 
4 März — 80 — 1% | — 
| 
— — — — — Ze Anzeige an das ‚Bezirksamt erftattet. 
_ = ze — Nachträgliche Entſchuldigung im Benehmen 
| mit dem Lehrer zugelaffen. 
4. März I 20 — | 20 | Einſprache Die Einſprache wurde verworfen; hat 
| nachträglich bezahlt. 
4. März — 60 — 60 — 
| j ; RE 
_ — — — Io ı — Die Mutter trifft keinerlei Verſchulden. 
| | Der Knabe erhielt’eine,Schnlftrafe. 
4. März -I/ol-|®»| = 
4. März | — 20 - I - vermögenslos Die Strafe wurde in Abgang genommen. 
4. März — 30 — | so | se 
1 so | 
| i | 








Die eingegangenen Strafen mit 1 AM 80 %h werden der Gemeindefaffe — den Schulfond — in 
Einnahme gewiefen. 


Kirchen, den 11. März 1894 


Der Gemeinderath (die Ortsjchulbehörde): 
gez. Bohnert, Bürgermeifter. 


Den Empfang obiger 1 4. 80 5 beicheinigt = . 
Kirchen, den 12. März 1894. 


[2 
rn 


gez. Lehmann, Gemeinberechner Schulfoudrechner) 
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Berordnung. 
(Bom 28. Februar 1894.) 


Das Verfahren bei Beſetzung von Hauptlehreritellen an Volksſchulen betreffend. 


Zum Bollzug der SS. 32 und 104 des Gejehes über den Elementarunterricht vom 
13. Mai 1892 wird Folgendes beftimmt: 


Verfahren bei Belegung von Hauptlehrerſtellen an Bolksfdulen in Landgemeinden 
und Städten, welde nicht der Städteordnung unterfleßen. 


8.1. 

Das Ausschreiben erledigter oder neuerrichteter Hauptlehrerftelen an Volksſchulen zur 
Bewerbung ($. 32 des Gejehes über den Elementarunterricht) geichieht durch die Ober: 
ſchulbehörde; bei Lehrerftellen, für deren Belegung einer Gemeindebehörde das Necht des 
Vorichlags ($. 95 und $. 96 Abſatz 2 h des Geſetzes) zufteht, ift dies in dem Ausjchreiben 
ausdrüdlich hervorzuheben. 

8. 2. 


Gejuche um Uebertragung ausgefchriebener Stellen find innerhalb der im Ausfchreiben 
bezeichneten Frift, wenn der Bewerber im öffentlichen Volksſchuldienſt verwendet ift, bei dem 
ihm vorgejegten Kreisſchulrath, andernfalls — von Lehrern an Mitteljchulen duch Ber: 
mittelung des Anftaltsvorftandes — bei dem Kreisſchulrath, in deſſen Dienftbezirf die Stelle 
zu bejeben ift, einzureichen. 

Bewerber, welche erſt nad) Umfluß der Friſt ſich melden, haben einen Anspruch auf 
Zulaffung ihrer Gefuche nicht. 

8.3. 

Die Bewerbungsgeſuche müfjen enthalten: 

1. Bor- und Zuname, Geburtd-Beit und Ort, Bekenntniß und Familienverhältniffe des 
Bewerbers — ob ledig oder verheirathet, eventuell Zahl der Kinder —; 

2. Zeit der Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten und der Ablegung der Dienft- 
prüfung- ſawie eventuell Zeit der Aufnahme in’s Beamtenverhältniß; von dem 
Abgangszenanig aus dem Seminar und dem Dienftprüfungszeugniß ift Mbichrift 
beizulegen ; 

3. genaue Angabe der früheren Unftellungen und Dauer derjelben — mit Bezeichnung 
des Tages; bes jeweiligen Dienftantritts und Austritts — ſowie der Zeitdauer der 
dermaligen Anſtellung; 

4. genaue Ungabe der etwa außerhalb des jtaatlihen Dienftes zugebrachten Zeit unter 
Ungabe des jeweiligen Grundes des Ansjcheidens aus demielben ; 

d. Angabe der Gründe für die Verſetzungsbitte. 
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8. 4. 

Die Kreisichulräthe (Anftaltsvorjtände) überſenden die bei ihnen eingereichten Bewerbungs- 
gejuche dem Kreisjchulrath, in deſſen Dienftbezirk die Stelle zu bejegen ijt; dabei haben fie 
fi über nachjtehende Punkte zu äußern: 

1. Befähigung und etwaige bejondere Fachkenntniſſe des Lehrers, 

2. Dienftfleiß, Erfolg des Wirkens in der Schule, Behandlungsweie der Schüler, 

3. Ergebniß der fehten Prüfung des Bewerbers, 

4, Lebenswandel desjelben und feiner Familie, 

5. etwaige gerichtliche oder dienftpolizeiliche Beftrafungen aus den legten drei Jahren, 

6. Gefundheitäverhältniffe des Bewerbers. 


8. 5. 


Der Kreisichulrath, in deſſen Dienftbezirk die Stelle zu bejegen ift, fertigt ein gemanes 
Verzeichniß der aufgetretenen Bewerber in der Reihenfolge der von denjelben im Beamten- 
verhältniß zugebrachten Dienstzeit. 

Dasjelbe iſt jpäteftens im Laufe der dritten Woche nach Umfluß der Bewerbungsfrift 
der Ortsfchulbehörde, an deren Volksſchule die Stelle erledigt ift, unter Hinweis auf 8. 32 
des Geſetzes und mit der Aufforderung zuzuftellen, das Verzeichniß nad Umfluß einer von 
dem Kreisſchulrath — in der Regel auf 14 Tage — feftzujegenden Frijt unter Beifügung 
etwaiger Bedenken gegen den einen oder anderen ber aufgetretenen Bewerber oder bejonderer 
Wünjche bezüglich der Beſetzung der Stelle dem Kreisichulrath wieder vorzulegen. (Vergleiche 
dad anliegende Mujter.) 


8. 6. 


Auf Einkunft des Berichts der Ortöjchulbehörde wird diefer vom Kreisichulrath mit der 
Bewerberlifte und den Bewerbungsgefuchen dem Bezirksamt zum VBeibericht und zur Weiter: 
leitung an die Oberſchulbehörde überjendet. 
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Sofern einer Gemeinde bezüglich der Bejegung einer Stelle das Recht des Vorſchlags 
zufteht, überjendet der Kreisſchulrath dad nah $. 5 aufgeftellte Verzeichniß ſammt den 
Bewerbungseingaben der betreffenden Gemeindebehörde mit der Aufforderung, ihre etwaigen 
Vorſchläge binnen 4 Wochen bei der Bifitatur einzureichen. 

Die letztere übermittelt jodann den Vorſchlag der Gemeinde nebſt Bewerberlifte und 
Bewerbungsgejucden dem Bezirksamt zur weiteren Vorlage an die Oberjchulbehörbe. 

Der Beifügung einer Meinungsäußerung diefer Behörden bedarf es dabei nur für den 
Fall, daß nad der Anſchauung derjelben Gründe zur Ablehnung des von der Gemeinde 


gemachten Vorſchlags durch die Oberjchulbehörde vorliegen follten. 
18, 
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Berfaßren Bei Belebung von Sauptlchrerfielen an Vollisſchulen in Htädten, 
welde der Städteordnung unterfießen. 


8. 8. 

Falls eine etatmäßige Lehrerftelle auf Verlangen der Oberfchulbehörde oder nach Beſchluß 
des Stadtrates zur Bewerbung auögefchrieben werden foll, wird das Ausſchreiben von der 
Oberſchulbehörde erlaffen; dabei ift jedoch ausdrücklich beizufügen, daß das Recht der Bejegung 
der Stelle der betreffenden Stadtbehörde zujteht. 


8. 9, 

Geſuche um Uebertragung ausgejchriebener Stellen find innerhalb der im Ausfchreiben 

bezeichneten Frift einzureichen: 

1. von Lehrern, die im öffentlichen Volksjchuldienft verwendet find — mit der in 
Biffer 2 bezeichneten Ausnahme —, bei dem ihnen vorgefegten Kreisſchulrath; 

2. von Lehrern, die an Mittelfchulen oder an der betreffenden Volksſchule jelbft verwendet 
find — durch Vermittelung des Anftaltsvorftandes bezw. des Volksſchulrektorates — 
unmittelbar bei dem Stadtrath; deögleichen von Lehrern, die im öffentlichen Schul: 
bienft nicht verwendet find. 


8. 10. 


Die Kreisfchulräthe — bezw. die Unftaltövorftände — überfenden die bei ihnen eins 
gelangten Bewerbungen unter Beifügung einer Aeußerung nad Maßgabe des 8. 4 biejer 
Verordnung der zur Bejegung der Stelle zuftändigen Stadtbehörde. 


8. 11. 


Die legtere wird die jämmtlichen Bewerbungsgeſuche ſammt der — nad) Vorjchrift des 
8. 5 Abſatz 1 dieſer Verordnung vom Stadtrath aufzuftellenden — Bewerberliſte unter 
Namhaftmahung der für die Stelle in Ausficht genommenen Perjönlichkeiten dem Kreis— 
ichufrath zur Vorlage an die Oberjchulbehörde jo rechtzeitig mitiheilen, daß die in $. 105 
des Geſetzes bezeichnete Frift von ſechs Monaten feit dem Tag der Erledigung der Stelle 
gewahrt werden kann. Die Vorlage an die Oberjchulbehörde hat durch Vermittelung des 
Bezirfsamtes zu gefchehen. 

Der Beifügung einer Meinungsäußerung des Kreisfchulrathes wie des Bezirksamtes 
bedarf ed nur für den Fall, daß nad) der Anſchauung diefer Behörden Gründe zur Ablehnung 
der vom Stadtrat; benannten Perſönlichkeiten durch die Oberſchulbehörde vorliegen jollten. 


8. 12, 


Die Entihliegung der Oberjchulbehörde auf die in $. 11 bezeichnete Vorlage wird — 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Sreisjchulratges und des Bezirfsamtes — dem 
Stadtrath unmittelbar zugehen. Der Beichluß des Stadtrathes über die Ernennung des 
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Lehrers ift mit genauer Angabe des Tages, von welchem an die Ernennung twirffam werben 
ol, der Oberfchulbehörde gleichfalls unmittelbar vorzulegen; die leßtere wird ihrerſeits den 
Kreisichulrath und das Bezirfsamt von der Ernennung verftändigen. 

Die Zuftellung der Beitallung ($. 104 letzter Abſatz des Gefeges über den Elementar- 
unterricht) geichiegt durch Bermittelung des Stadtrathes. 


8. 18. 

Hat ein Bewerbungsausfchreiben nicht ftattgefunden, jo find für das bei der Beſetzung 
einzuhaltende Verfahren die Vorjchriften der 88. 11 und 12 diefer Verordnung finngemäß 
zur Anwendung zu bringen. 

8. 14. 

Wenn dad Ernennungsrecht für den einzelnen Bejegungsfal auf die Oberjchulbehörbe 
übergeht ($. 105 Abſatz 2 des Geſetzes über den Elementarunterricht), hat diefelbe, ſofern 
nicht bereit3 ein Bewerbungsausjchreiben erlaflen war, ein jolches anzuordnen. Für das 
weitere Verfahren gelten dann die Borjchriften der 88. 1—6 diefer Verordnung. 


Befondere Beflimmungen. 


8. 15. 
Die Vorjchriften diefer Verordnung gelten auch für den Fall der Beſetzung von Real: 
fehrerftellen an Volksschulen. 


Karlsruhe, den 28. Februar 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noft. 
Vdt. von Red. 
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Großherzogliche Kreisſchulviſitatur. 


> u 


Die Ortsſchulbehörde nnnnnnnnnnnnnn.... — 
erhält beifolgend, unter Hinweis auf 8. 32 des Geſetzes über den Elementarunterricht vom 
13. Mai 1892, das Verzeichniß der als Bewerber um die erledigte . . . Hauptlehrerftelle . . . 
an dortiger Volksſchule aufgetretenen oder ſonſt bei der Bejegung der Stelle in Betracht 
fommenden Lehrer mit der Aufforderung, dieſes Berzeichniß jpätejtens nad Umfluß 
von... Tagen unter Beifügung etwaiger Bedenken oder bejonderer Wünſche bezüglich 
des einen oder anderen der darin aufgeführten Lehrer wieder anher vorzulegen. 
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Jahr. 
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Berprdnung. 
(Vom 1. März 1894.) 


Die Beforgung des Organiften- und Borfängerdienftes durch Volksſchullehrer betreffend. 


Auf Grund der Vorſchriften in 8. 38 des Geſetzes über den Elementarunterricht vom 
13. Mai 1892 und $. 12 der Höchftlandesherrlichen Verordnung vom 27. Dezember 1889, 
betreffend die Pflichten der Beamten, wird in Anjehung der Bejorgung des Organiften- und 
Vorſängerdienſtes durch Voltsichullehrer, unter Aufhebung der bezüglichen Bejtimmungen der 
Minifterialverordnung vom 12. September 1868, betreffend die Trennung der firchlichen 
Nebendienjte von dem Schuldienfte und die Verſehung des Organijten- oder Vorſängerdienſtes, 
Folgendes bejtinmt: 81 


1. Volksſchullehrer bedürfen zur Uebernahme eines Organiſten- oder Vorſängerdienſtes 
der Genehmigung der Oberſchulbehörde. 

2. In den hierauf bezüglichen Geſuchen iſt der Umfang der mit der Beſorgung des 
Dienſtes verbundenen Geſchäfte ſowie der Betrag der dafür in Ausſicht geſtellten Vergütung 
namhaft zu machen. Die für einzelne Dienſtverrichtungen zu leiſtenden beſonderen Gebühren 
find dabei nach einer von der zuſtändigen kirchlichen Behörde (Katholiſcher Stiftungsrath, 
Evangelifcher Kirchengemeinderath) zu erhebenden und anher vorzulegenden Durchſchnitts— 
berechnung der legten drei Jahre zu veranjchlagen. 

Iſt über den Umfang der Verpflichtungen und den Betrag der Vergütung zwifchen dem 
Lehrer und der den Dienft vergebenden Behörde ein jchriftliches Uebereinfommen abgejchlofjen 
worden, jo ijt dieſes der Vorlage in Urjchrift oder Abſchrift beizulegen. 


8. 2. 


Für den Fall, daß an einer Volksſchule überhaupt nur eine Lehrerftelle oder nur eine 
etatmäßige Lehrerftelle mit einem Lehrer eines beftimmten Bekenntniſſes bejegt ift, wird 
den Inhabern folder Stellen die Genehmigung zur Berjehung des Organiften- oder Vor: 
jängerbienftes für die Kirchengemeinde ihres Bekenntniſſes an der Kirche ihres Anjtellungs- 
ortes hiermit zum Voraus allgemein ertheilt. 

Diejelben haben jedoch von der Uebernahme des Dienftes, unter Beachtung der Vor: 
ſchriften unter Ziffer 2 des vorigen Paragraphen, der Oberjchulbehörde jeweils jofort Anzeige 
zu erjtatten. 

8. 3. 


1. Lehrer, welche den durch die zuftändige Eicchliche Behörde ihnen angetragenen Organiften: 
beziehungsweife VBorfängerdienjt für die Kirchen: (Religions-) Gemeinde ihres Bekenntniſſes 
— überhaupt oder unter den angebotenen Bedingungen — anzunehmen, oder den bereits 
übernommenen Dienft fortzuführen fich weigern, haben hievon, unter Angabe der Gründe für 
diefe Weigerung der genannten Behörde ſchriftlich Anzeige zu erftatten. 
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2. Der legteren bleibt jodann überlafjen, falls fie auf der Uebernahme beziehungsmeije 
der Fortführung des Dienftes durch den Lehrer beftehen will, der firchlichen Oberbehörde zum 
Zweck der weiteren Antragjtellung an die Oberichulbehörde gemäß 8. 38 des Geſetzes Vorlage 
zu machen. 

3. Handelt e3 ſich um die Weigerung des Lehrerö, einen bereits übernommenen Dienft 
weiter zu führen, jo hat der Lehrer auf Mittheilung von Seiten der kirchlichen Behörde, daß 
fie feine Weigerung nicht für begründet erachte und dementjprechend weitere Vorlage an die 
obere kirchliche Behörde erftatten werde, den Dienft einftweilen, bis die angerufene Ent- 
ſcheidung der Oberfchulbehörde ergangen ift, jedoch nicht länger als jech Monate von der 
Erftattung der unter Ziffer 1 bezeichneten Anzeige an, fortzuverjehen. 


8.4, 

1. Wenn von Seiten der zuftändigen kirchlichen Oberbehörde der Antrag geftellt wird, 
einen Lehrer zur Uebernahme des ihm angetragenen beziehungsweife zur Fortführung bes 
von ihm bereits übernommenen Organiſten- oder VBorfängerdienjtes anzuhalten, wird die 
Oberfchulbehörde vor Erlafiung einer Entſcheidung dem Lehrer Gelegenheit geben, ſich hierüber 
zu äußern, auch die etwa weiter guticheinenden Erhebungen anordnen. 

2. Die Entiheidung der Oberjchulbehörde, gegen welche unter Beachtung der in $. 31 
der Landesherrlichen Verordnung vom 31. Auguft 1884, betreffend das Verfahren in Ver— 
waltungsfachen, vorgejehenen Frift der Rekurs an das Unterrichtsminifterium eingelegt werden 
fann, iſt der antragftellenden Kirchenbehörde wie dem dabei betheiligten Lehrer nah Maßgabe 
der Vorſchriften der Minifterialverordnung vom 22. September 1884, betreffend die Zuftellungen 
im verwaltungsgerichtlichen Berfahren und in Verwaltungsjachen, jchriftlich zuzuftellen. 

8.5. 

1. Die Feſtſetzung der Vergütung und der näheren Bedingungen für die Uebernahme 
deö Dienftes bleibt, abgejehen von dem Fall des 8. 38 des Geſetzes, der Vereinbarung zwiſchen 
ben Betheiligten überlafjen. 

2. Dabei ift im Allgemeinen ein Betrag von jährlich 100 Mark als zureichende Ver— 
gütung zu betrachten, jofern e3 um die Bejorgung des Organiftene oder Borjängerbienftes 
an der Pfarrkirche des Anftellungsortes ſich handelt und die mit dem Dienft verbundenen 
Obliegenheiten auf einen je einmaligen Vormittags: und Nacdmittags-Gottesdienft an Sonn: 
und Feittagen und die Einübung der hiezu erforderlichen kirchlichen Gefänge fich beſchränken. 

3. Jedoch bleibt dem Ermefjen der Oberſchulbehörde überlaffen, im Einzelfall beim Vor— 
fiegen bejonderer Verhältnifje eine Unordnung im Sinne des $. 38 des Gejebes auch dann 
zu treffen, wenn die von der zuftändigen kirchlichen Behörde dem Lehrer angebotene Ver: 
gütung Hinter dem unter Ziffer 2 bezeichneten Betrag zurüchleibt. 

Karlöruhe, den 1. März 1894. 

Großherzogliches Minifterium der Justiz, des Kultus und Unterrichts, 


oft. 
Vdt. v. Ned. 
19. 
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Verordnung. 
(Bom 2. März 1894.) 


Die Prüfung der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten betreffend. 


Zum Vollzug der 88. 35 und 36, Abſatz 1 des Gejehes über den Elementarunterricht 
vom 13. Mai 1892 wird Folgendes beftimmt: 


Allgemeines. 


8.1. 

Die Zulaffung von Frauen zur Ertheilung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten 
an öffentlichen Schulen des Großherzogthums ift davon abhängig, daß die Befähigung Hiezu 
durch eine bejondere Prüfung nad Maßgabe diefer Verordnung nachgewieſen ift. 

Die Oberjchulbehörde ijt jedoch ermächtigt, beim Vorliegen bejonderer örtlicher Verhält- 
niſſe im Einzelfall auch ſolche Frauen zuzulaffen, welche eine Prüfung im Sinne diefer Ver: 
ordnung nicht abgelegt haben. 

8. 2. 


1. Der Befähigungsnacdhweis kann ſich auf bie Unterrichtsertheilung an Volksſchulen 
beihränten — erjte Prüfung — oder auf bie Ertheilung des Unterrichts an Höheren 
Mädchenſchulen fich erftreden — zweite Prüfung —. 

2. Die erfte Prüfung wird jährlich mindeſtens zweimal, die zweite jährlih einmal 
durch eine von der Oberfchulbehörde beitellte Kommiſſion abgehalten, in welcher ein Mitglied 
diefer Behörde den Vorfig führt und welcher jedenfalls ein Kreisſchulrath, eine für weibliche 
Handarbeiten geprüfte Lehrerin und drei weitere jachfundige Frauen als Mitglieder angehören. 


8. 8. 


Ort und Zeit der Prüfung werben jeweild 4 Wochen vor Beginn derjelben im Schul 
verordnungsblatt und — je nach Ermeſſen der Oberjchulbehörde — in anderen öffentlichen 
Blättern befannt gemadit. 


8.4. 

Einzelnen Anftalten zur Heranbildung von Lehrerinnen für Ertheilung von Unterricht 
in weiblichen Handarbeiten fann durch das Unterrichtäminifterium die Berechtigung verliehen 
werden, bie in $. 2 Ziffer 1 bezeichneten Prüfungen für ihre Zöglinge nad) Beendigung der 
für jede der bezeichneten Prüfungen beftimmten Vorbereitung in der Anftalt jelbft durch 
Lehrkräfte derjelben unter Leitung eines von der Oberjchulbehörbe zu bejtelenden Kommifjärs 
vorzunehmen. 

Die ertheilte Berechtigung ift jederzeit wiberruflih. Die Prüfungen der in dieſem 
Paragraphen bezeichneten Art finden unbejchadet derjenigen ftatt, welche nad) $. 2 ae 2 
abzuhalten find, 
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1. Bewerberinnen um Zulaffung zur erften Prüfung müffen das 18. Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben oder in dem Kalenderjahr, in welchem die Prüfung ftattfindet, noch zurücklegen. 

2. Die Meldung zur Prüfung ift bei dem Oberjchulrath einzureichen. 

Derjelben find beizufügen: 

a. ein von der Bewerberin felbjt verfaßter Lebenslauf mit genauen Angaben über 
Geburtd- und Aufenthaltsort, Bekenntnißangehörigkeit, perfönliche Verhältnifie und Bildungs- 
gang, 

b. ein Geburtöjchein, 

c. ein obrigfeitlich ausgeftelltes Sittenzeugniß, 

d. ein ärztliches Zeugniß über den Gejundheitszuftand, 

e. Zeugniffe über genofjene Schulbildung jomwie über genügende Vorbildung und Uebung 
in den für die Prüfung verlangten praktiſchen Urbeiten. 

6, 

In der Prüfung ift nachzuweiſen: 6 

1. Im Deutſchen (fchriftlich): Uebung im jprachrichtigen Schreiben, insbejondere im 
Schreiben von Briefen und einfachen dienjtlichen Eingaben. 

2. Im Rechnen (Ichriftlich und mündlich): Uebung im Rechnen mit ganzen und gebrochenen 
Zahlen (gemeinen und zehntheiligen Brüchen); Anwendung des Erlernten zur Löfung von 
Aufgaben, die dem Gebiet des Unterricht? in weiblichen Handarbeiten entnommen find. 

3. Im Freihandzeichnen: Richtiges Erfaſſen und fauberes Zeichnen von Pflanzenformen 
und einfachen Umriß-Ornamenten mit fteter Beziehung auf den Handarbeitäunterricht. 

4. Gewandtheit in Fertigung nachbezeichneter weiblicher Handarbeiten, jowie Fähigkeit, 
das Verfahren in Worten flar darzuftellen, und Kenntniß der Methode des Klaffenunterrichts. 

a. Striden von Strümpfen aller Art, Strumpffliden (Gitterftopfe, Majchenftich), zwölf 
Piquetmufter und ebenjo viele Duchbruchmuiter ; 

b. die verjchiedenen Arten des Häfeljtiches, dargeftellt an einem Muftertuch; 

ce. die verjchiedenen Nähjtiche (Bor, Hinter, Stepp,, Saum-, Ueberwindlings-, Gegen- 
und Kreuzftich), jorwie die VBorübungen des Wäſcheſtopfens, dargeitellt auf Stramin; 

d. die wichtigften beim Wäjchenähen vorkommenden Säume (Stepp:, Hohl, Nebenftich-, 
Ueberwindlings- und Doppelthohljaum, Ueberwindlings-, Gegenſtich⸗ Wall, Mouffelines, 
Doppelftepp- und Kappnaht, Knopflochſtich und einige Zierjtiche) ; das Nähen von gelegten 
und aufgefaßfen Falten; 

e. die verjchiedenen Arten des Flickens (mit Ueberwindlings-, Flanell-, Gegenjtich:, Wall- 
und Kappnaht), einfaches und Gebildftopfen ; 

f. Schneiden und Nähen von Frauenhemden, ebenjo von Knaben und Herrenhemben, 
erftere mit und ohne Zwidel, ſowie mit verjchiedenen Arten des Halsausſchnittes und 
Aermelſchnittes; 

g. Wäſchezeichnen mit Kreuz: und Stilſtich; Feſtoniren. 
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Zweite Prüfung. 
8. 7. 


Der zweiten Prüfung können die in der erjten Prüfung beftandenen Lehrerinnen früheſtens 
nad einem — auf ihre weitere Ausbildung verwendeten — Jahr fich unterziehen. 


8.8, 

1. Die Meldung zur zweiten Prüfung ift an die Oberfchulbehörde zu richten. 

Bewerberinnen, welche im öffentlichen Schuldienft verwendet find, Haben die Meldung 
dem Anjtaltsvorjtand beziehungsmweije dem Kreisſchulrath, welchem die betreffende Schule 
unterftellt ift, zu übergeben. 

Von dem Anftaltsvorjtand beziehungsweife Kreisjchulrath wird die Meldung mit einem 
Bericht über Befähigung, Leiftungen und Verhalten der Bewerberin der Oberjchulbehörde 
borgelegt. 

2. Der Meldung find beizugeben: 

a. das Zeugniß der eriten Prüfung, 

b. ein von der Bewerberin jelbjt verfaßter Bericht über ihre Lebensverhältniffe und den 
Gang ihrer weiteren Ausbildung feit der erſten Prüfung, 

©. — wenn die Bewerberin nicht im öffentlichen Schuldienft verwendet ift — ein 
obrigfeitlich ausgeftelltes Sittenzeugniß. 

8.9. 
een der Prüfung find: 
1. In weiblichen Handarbeiten: 

a. Handnähen (von Frauenwäſche) mit dem dazu gehörigen Mufterjchnittzeichnen ; 

b. Majchinennähen (Anfertigung eines Nähtuchs, an dem ſämmtliche Apparate der 
Maschine zur Anwendung kommen, ſowie ſämmtlicher vorfommender Wäjchegegenftände, 
insbejondere auch Herrenwäſche) mit dem dazu gehörigen Mufterjchnittzeichnen ; 

e, Kleidermahen (Anfertigung eines Nähtuches mit verjchiedenen Knopflöchern, 
Schnürlöchern, Garnirungen u. ſ. w., Frauen und Kinderkleider, Jaden, Mäntel) 
mit dem dazu gehörigen Mufterjchnittzeichnen ; 

d. Weißſticken (Unfertigung eines einfachen auf der Hand gearbeiteten Sticktuches; 
Stiden von Tajchentüchern, Servietten u. |. w. eines Weißftiden auf dem Rahmen. 
Spigenarbeiten. Hohlſäume. Leinenftiderei). 

e. Kunjtftiden (Kreuz, Stil, Flad und Ausfüllftih. Hochſtickerei. » Venezianifche 
Technif. Applikation. Plattſtich. Leichte Goldftiderei). 

f. Knüpfarbeiten (Wolle und Magrammelnüpfen. Filetguipüre). 

2. Im Zeichnen: Geometrijches Zeichnen, Freihand- und Fachzeichnen. 

Im Einzelnen wird erfordert: Fertigkeit im Entwerfen einfacher geometrifcher Konftruftionen 

und geometrijcher Ornamente, mit der Reißfeder ausgeführt. Genaue Kenntni der Plan- 
ihrift. Freies Nachzeichnen einfacher Ornamente in gleichem und verändertem Maßſtab. 
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Ausmalen von Ornamenten. Weberpaujen auf Stoff. Uebertragen von Stilftid in Kreuzſtich. 
Selbftändiges Zufammenftellen einfacher Handarbeitsmuiter. 


Erweiterung der zweiten Prüfung. 
8. 10. 
Mit der zweiten Prüfung kann eine Prüfung im Zeichnen, in weiterem Umfang als in 
$. 9, 2 vorgejehen, verbunden werden, durch deren Beitehen der Nachweis der Befähigung 
zur Ertheilung von Beichenunterriht an Höheren Mädchenjchulen erbracht werden fann. 


8. 11. ’ 

Bewerberinnen um Zulaffung zu diefer Prüfung hätten — abgefehen von der Vorlage 
der in $. 8 bezeichneten Nachweiſe — über eine entjprechende VBorbildung in den in $. 12 
bezeichneten PBrüfungsfächern fi) auszumeijen. 

$. 12. 

Die in $. 10 bezeichnete Prüfung erftredt ficd) neben den in 8. 9 aufgeführten Prüfungs- 
fächern weiter auf die nachftehend verzeichneten Fächer in dem jeweils bezeichneten Umfang: 

1. Grund» und Aufrißzeihnen: Das Prisma, die Pyramide, der Eylinder und 
Kegel it in einfacher Stellung in zwei Anfichten zu zeichnen. Einfache Schnitte find an- 
zunehmen und die Schnitte heraudzutragen. 

2. Die elementaren Begriffe der Schattenlehre und Perſpektive. 

3. Ornamentale Yormenlehre. Allgemeine Kenntnig der Formen der Hiftoriich 
wichtigen Stile in Bezug auf die Flächenverzierung. 

4, Freihandzeihnen und Ornamentzeichnen nach flachem und plaftiichem Vorbild, 
jowie nad) der Natur mit Bleiftift und Feder. Nachmalen farbiger Flachornamente oder 
wirklich ausgeführter Stidereien; Anorbnen und Verwerthen gegebener (auch farbiger) Mufter 
und Motive zu Füllungen, Borten u. dergl. wie zum Umbilden für verjchiedene Techniken 
der weiblichen Handarbeit. 

5. Grumdzüge der Kunſtgeſchichte. Kenntniß der Unterjcheidungsmerfmale des 
Weſentlichſten der hiftorischen Bauſtile. 

6. Methodik des Zeihenunterricts. 

Fähigkeit, eine ornamentale Form jo zu beichreiben und zu erflären, wie es für den 
Unterricht erforderlich ift, und Entwidelung berjelben an der Schultafel. Tertigfeit im 
Stizziren an der Tafel und im Schreiben der Planſchrift. Wichtigſte Grundjäge beim 
Unterrichten. Allgemeines über Zwed und Werth des Schulzeichnens. Kenntniß von Fach: 
ichriften und Vorlagewerken. 

Bei bejonders guten Leitungen in den vorjtehend unter Ziffer 1—6 aufgeführten Fächern 
fönnen die Anforderungen in den weiblichen Handarbeiten ($. 9 Ziffer 1) entiprechend ermäßigt, 
insbejondere kann von der Anforderung einer Prüfung im Kleidermaden Umgang genommen 
werden. 
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8. 18. 


1. Lehrerinnen, welche die „Erfte Lehrerinnenprüfung” nad) Maßgabe der 88. 4 ff. der 
Minifterialverordnung vom 19. Dezember 1884, betreffend die Prüfung von Lehrerinnen 
— Geſetzes- und Verordnungsblatt 1885 Nr. I. — beitanden haben, fünnen zu der in 8. 10 
bezeichneten Prüfung ohne vorherige Ablegung der Erften Prüfung ($. 5 diejer Verordnung) 
zugelafjen werben. 

2. Die beftandene Prüfung gilt dann als Erſatz der Dienftprüfung ($$. 28 und 29 des 
Geſetzes über den Elementarunterridht, $. 10 der Minifterialverordnung vom 19. Dezember 
1884, betreffend die Prüfung von Lehrerinnen, und $. 25 der Minifterialverordnung vom 
28. November 1885, betreffend die Dienftprüfung der Volksſchulkandidaten — Gejepes- und 
Verordnungsblatt Nr. XXXIV.). 

3. Die Zulaffung zur Prüfung kann früheftens drei Jahre nad) Ablauf der Erjten 
Lehrerinnenprüfung erfolgen. 

8. 14. 


Behufs Abnahme der in $. 10 bezeichneten Prüfung tritt der Prüfungstommiffion ($. 2 
Ziffer 2) mindeftens ein weiteres Mitglied des Oberjchulraths bei. Dem Oberjchulrath fteht 
es frei, noch andere fachkundige Männer beizuziehen. 


Feſtſtellung des Prüfungsergebnifles. 
8. 15. 


1. Ueber das Ergebniß der Prüfung (88. 2, 4, 10) entfcheidet auf Antrag der Prüfungs- 
fommiffion der Oberjchulrath, dem zu diefem Behuf durch den Vorfigenden der Kommilfion 
— im falle des $. 4 durd) den mit der Leitung der Prüfung betrauten Kommiſſär — die 
Ichriftlichen Prüfungsarbeiten ſowie die über die mündliche Prüfung und die Berathungen der 
Brüfungstommiffion geführten Aufzeichnungen vorgelegt werden. 

2. Die für beftanden erklärten Bewerberinnen erhalten über den Grad der nachgewieſenen 
Befähigung — zur Ertheilung von Unterricht in weiblichen Handarbeiten „an Volksſchulen“ 
beziehungsweije „an Höheren Mädchenſchulen“ — Zeugniffe mit der Notenabftufung „iehr 
gut“, „gut”, „ziemlich gut”, „hinlänglich“. 

Diejenigen Lehrerinnen, welche die in $. 10 bezeichnete Prüfung abgelegt haben, erhalten 
überdies die Befähigung „zur Ertheilung von Zeichenunterricht an Höheren Mädchenjchulen” 
— mit den im vorigen Abjab bezeichneten Prädikaten — zuerkannt. 

3. Im alle des Nichtbeſtehens kann die Prüfung nad) Umfluß mindeftens eines Jahres 
einmal wiederholt werben. 


Prüfungsgebühr. 
8. 16. 
1, Für die erfte und die zweite Prüfung — $$. 5 und 7 diejer Verordnung — wird 
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eine Gebühr von je 5 Ak, für die in 8. 10 bezeichnete Brüfung eine jolche von 10 A. erhoben. . 
Die Gebühren find vor dem Beginn der Prüfung bei der von der Oberſchulbehörde jeweils 
in der Bekanntmachung über den Beginn der Prüfung ($. 3 dieſer Verordnung) zu bezeich- 
nenden Stelle zu hinterlegen. 

Die Erhebung zur Staatskaſſe erfolgt im Sportelmeg. 

2. Im Falle des Nachweiſes großer Dürftigfeit kann die Gebühr durch die Oberſchul— 
behörde nachgelaflen werden. 

3. Im Falle des $. 4 umterbleibt die Erhebung der Gebühr. 


Aebergangsbeſtimmungen. 
8. 17, 


Lehrerinnen, welche bereits vor Erſcheinen dieſer Verordnung durch die Oberſchulbehörde 
zur Ertheilung von Unterricht in weiblichen Handarbeiten an Höheren Mädchenſchulen für 
befähigt erklärt worden find, fünnen in den Jahren 1894 bis 1900 um Zulafjung zu einer 
Ergänzungsprüfung in den in $. 12 Ziffer 1-6 bezeichneten Fächern nachjuchen, 

Denjelben wird für den Fall des Beitehens der Prüfung die Befähigung zur Ertheilung 
von Unterricht im Zeichnen an Höheren Mädchenfchulen zuerkannt (8. 15, 2 Abſatz 2 diefer 
Verordnung). 

8. 18, 


Die Beurkfundungen, welche auf Grund der bisher üblichen Nachweife von der Oberfchul- 
behörde über die Befähigung zur Ertheilung von Unterricht in weiblichen Handarbeiten „an 
öffentlichen Schulen des Großherzogthums“ ausgejtellt worden find, gelten als Zeugniffe über 
die Ablegung der Erften Prüfung ($. 4 diejer Verordnung). 


8. 19. 
Prüfungen nad) Maßgabe diejer Verordnung werden erſtmals im Jahr 1894 abge: 
halten werben. 
Karlsruhe, den 2. März 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noll. 
Vdt, von Red. 





J Druck und Verlag von Malfch & Vogel in Starlörıche, . 


Geſetes- und Verordnungsblatt 1894. 20 


Kr. XV. 117 


Gelebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Mittwoch den 21. März 1894. 
Inhalt. 


Verordnungen und Befannimahung bee Minifteriums bes Innern: das Hebammenweſen betreffend; 
ben Verkehr mit Sprengftoffen betreffend ; bie Verjendung von Sprengftofien und Munitionsgegenftänden der Militär und 
DMarineverwaltung auf Lande und Waſſerwegen betreffend. 





Verordnung. 
(Bom 5. März 1894.) 


Das Hebammenmwejen betreffend. 


Auf Grund des $. 134 des Wolizeiftrafgefegbuchs wird verordnet: 

Die Pilihten der Hebammen richten ſich nach der unter dem Heutigen erlafjenen Dienit- 
weifung, welche an Stelle der Dienftweilung vom 22. November 1879 nebft Nachträgen tritt 
und in amtlicher Ausgabe im Verlage der Ehr. Fr. Müller’ichen Hofbuchhandlung dahier 
erſchienen ift. 

Karlsruhe, den 5. März 1894. 


Großherzogliches Minijterium des Innern. 


Eiſenlohr. 
Vdt. H. von Reck. 


Bekanntwmachung. 
(Vom 8. März 1894.) 


Den Verkehr mit Sprengſtoffen betreffend. 


Bufolge Vereinbarung im Bundesrath wird hiermit befannt gemacht: 
a. Unter dem Ausdrud: „Abgabe aus der Fabrik” im $. 24 der diesfeitigen Verordnung 
bom 8. November v. J., betreffend den Verkehr mit Sprengftoffen (Geſetzes- und 


Verordnungsblatt Seite 137), ift Die Abgabe aus der Fabrikationsftätte zu verjtehen, 
Geſetzes und Veordnungsblatt 15H. 21 
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b. Die in dem erwähnten $. 24 vorgejchriebene Angabe der Jahreszahl und Nummer 
auf Behältern und Patronen wird auch im chiffrirter Form zugelaſſen, welche vor 
der Anwendung dem Minifterium des Innern zur Genehmigung vorzulegen ift. 

Karlsruhe, den 8. März 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr, 
Vdt. von Freydorf. 


Verordnung. 
(Bom 13. März 1894.) 


Die Verjendung von Sprengitoffen und Munitiondgegenftänden der Militär und Marineverwaltung 
auf Land» und Wafferwegen betreffend. 


(Sprengitoff:Berfendungsvoridrift.) 


Im Anſchluß an die diesfeitige Verordnung vom 8. November v. %., den Berfehr mit 
Sprengftoffen betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 137), wird gemäß einer von ben 
verbündeten Regierungen im Bundesrath getroffenen Verabredung unter Aufhebung der dies— 
feitigen Berorduung vom 22. Auguft 1888 in obigem Betreff (Geſetzes- und Verordnungs— 
blatt Seite 536) verordnet, was folgt: 


I. Allgemeine Veſtimmungen. 


Bei Verjendungen von Sprengjtoffen und Munitionsgegenjtänden der Militär: und 
Marineverwaltung auf Land: und Waflerwegen ohne militärifche Begleitung ift die 
in Folge des Bundesrathöbeichluffes vom 15. Juni 1893 erlafjene Verordnung vom 8. No- 
vember v. J., betreffend den Verkehr mit Sprengftoffen (Geſetzes- und Verordnungs- 
blatt Seite 137), mit der Einfchräntung maßgebend, daß die vorjchriftsmäßige Einrichtung, 
Bezeichnung und Verpadung der Behälter durch den jeitens der abjendenden Behörde aus- 
gefertigten Frachtjchein als nachgewiejen anzufehen ijt und nicht der polizeilichen Prüfung 
unterliegt. 

Für alle unter militärijcher Begleitung jtattfindenden Berjendungen von Spreng- 
ftoffen und Munitionsgegenftänden der Militär: und Marineverwaltung auf Land: und Wajler- 
wegen gelten die vorerwähnten Beitimmungen nach Maßgabe der nachitehend zu den einzelnen 
Paragraphen aufgeführten Zufagvorjchriften. 

Welchen Sendungen ein militäriiches Begleitfommando beizugeben ift, ſowie die Zuſammen— 
jegung und Stärfe des leßteren, beftimmt die Militär- beziehungsweije Marinebehörde. 


Zu 88. 2 und 3. 
a. Die Bejtimmungen, betreffend den Verkehr mit Sprengjtoffen, und die nachjtehenden 
Borichriften kommen nur in Anwendung bei denjenigen Sprengftoffen und Munitionsgegen- 
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ftänden, welche in Ausführung des 8. 35 Ziffer 7 der Militär-Transport-Ordnung für Eifen- 
bahnen im Frieden (Friedens-Transport-Ordnung) vom 11. Februar 1888 (Neichögejehblatt 
Ceite 23) von den vereinigten Ausichüffen des Bundesraths für das Landheer und die 
Feſtungen und für Eifenbahnen, Post und Telegraphen jeweilig ald „zur Gefahrklaffe 
gehörig” bezeichnet find, jowie bei allen von der Militär und Marineverwaltung zu Ber: 
ſuchszwecken bejtimmten, noch nicht eingeführten Sprengjtoffen und Munitionsgegenjtänden ; 
diejelben finden jedoch feine Anwendung bei denjenigen der vorbezeichneten Sprengjtoffe und 
Munitionsgegenjtände, welche in Tafchen oder Tornijter der Mannjchaften verpadt oder 
in Kriegsfahrzeuge oder auf Kriegsſchiffe verladen find. Dieje, ſowie alle übrigen in 
der Militär: und Marineverwaltung eingeführten Sprengftoffe und Munitionsgegenftände 
unterliegen bei der Verjendung unter militärijcher Begleitung weder diefer Vorſchrift 
nod den Eingangs gedachten Bejtimmungen. 


b. Die Einholung der Genehmigung der Landespolizeibehörde zur Verſendung, Auf: 
bewahrung und Berausgabung von im $. 2 nicht aufgeführten, zu Verſuchszwecken bejtimmten 
Sprengitoffen ze. ijt nicht erforderlich). 


Zu 8. 4. 


a. Jeder höheren Zivilverwaltungsbehörde (Landeskommiſſär), durch deren Bereich die 
Sendung geht, iſt von der abſendenden Behörde die betreffende Marſchroute und die Größe 
der Sendung mitzutheilen. Der Landestommifjär hat die betheiligten Unterbehörden anzu— 
weiſen, die erforderlichen Anordnungen zum fchnellen und ficheren Fortkommen der Sendung 
zu treffen. 

Außer diejer Benachrichtigung erhalten die Volizeibehörden der Durchzugsorte kurz zuvor 
auch noch eine Mittheilung durch den Führer des Begleitkommandos über den Zeitpunkt des 
Eintreffens der Sendung am Orte. 

Bei Berjendungen, welche in einem Tage zur Ausführung kommen, find jeitens der 
abjendenden Behörde nur die betheiligten Ortöpolizeibehörden in Kenntniß zu jegen, worauf 
dieje die für die Sicherung und ungehinderte Durchführung der Sendung erforderlichen Maß— 
nahmen zu treffen haben. 

Eine Benadhrichtigung der Polizeibehörden erfolgt nicht, wenn das Gewicht der Sendung 
weniger als 250 kg beträgt, und ferner nicht bei allen Verjendungen innerhalb der Garni: 
jonen und der zu bdenjelben gehörigen Anlagen. In diejen Fällen Hat die Militärbehörde 
allein die nöthigen Sicherheitämaßregeln zu treffen. Wenn unter bejonderen Umſtänden aud) 
hierbei die Hilfeleiftung der Polizeibehörde erwünjcht ift, jo hat dieje auf Anjuchen der 
Kommandantur beziehungsweije des Sarnifonälteften die Unterftügung zu gewähren. 

b. Der Vorlage des Frachtſcheins an die Ortöpolizeibehörbe des Abjendeortes zur Vifirung 
bedarf es nicht, auch darf von diefer Behörde die Vorlage der bejcheinigten Lieferjcheine nicht 
verlangt werden. 
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Zu 8.5. 

Die Vorſchrift diefes Paragraphen findet auf Sendungen der Militär- und Marinever- 
mwaltung nicht Anwendung. 

Zu 8. 6. 

a. Die im der Armee und Marine vorgejchriebenen Padgefühe für Sprengitoffe und 
Munitionsgegenftände, einfchließlich der Geſchoßkörper mit ſicherndem Abſchluſſe der Spreng- 
ladung, find nad ihrer Bejchaffenheit, der Art ihrer Berpadung und Inhaltsbezeichnung und 
dem Gewichte ald den Beftimmungen entjprechend zu erachten. 

b. Das loſe Kornpulver braucht vor der Verpadung in Tonnen oder Kijten nur dann 
in (einene Säde gejchüttet zu werden, wenn die Beförderung länger als einen Tag dauert. 


II. Befondere Belimmungen für den JSandverkefr. 
Zu 8. 8. 


Wenn das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe an einer anderen Stelle als vor der 
Fabrik oder dem Lagerraum oder innerhalb diejer Räume gejchehen ſoll, jo iſt jeitens der 
Kommandantur beziehungsweile des Garnifonälteften die Genehmigung der Polizeibehörde 
hierzu einzuholen und von letzterer die zur Aufrechterhaltung der Ordnung an der Ladeitelle 
erforderliche Polizeimannichaft zu ftellen. 


3u 8.9. 
a, Das für die Verladung von Tonnen vorgeichriebene Zwilchenlegen von Haar: oder 
Strohdeden fann durch ein Umwickeln der einzelnen Tonnen mit Strohbändern erjegt werden. 
b. Zwiſchen die Kaften und Körbe mit geladenen Geſchoſſen brauchen Haardeden oder 
andere Mittel nicht gelegt zu werden, nur oberhalb ift die Ladung mit Haardeden zu bebeden. 


Zu SS. 12 und 13. 


a. Den von den Begleitlommandos militärischer Sendungen von Sprengitoffen und 
Munitionsgegenjtänden behufs Verhütung der Gefährdung der Sendungen ergehenden Auf- 
forderung zu Handlungen oder Unterlafjungen — insbefondere zum Anbhalten, zum fang- 
jamen Vorbeifahren oder Worbeireiten, zum Ausweichen, zum Unterlaſſen des Rauchens, 
zum Auslöfchen von Fener — haben Wagenführer, Reiter und andere Perſonen ungejäumt 
Folge zu leisten. 

Zumiderhandflungen werden, unbejchadet des nöthigenfalls® von den Begleittommandos 
zur Anwendung zu bringenden unmittelbaren Zwanges, nad) 8. 367 Nr. 5 des Strafgejeh- 
buchs für das Deutiche Reich (NReichögejegblatt von 1876 Seite 115) beitraft. 

b, Entgegenfommende oder den Transport einholende Fuhrwerke oder Reiter müſſen den 
mit Sprengjtoffen 2c. beladenen Wagen ganz ausweichen. 

c. Dem Führer des Begleitfommandos ift es geftattet, erforderlichenfalls neben den mit 
Sprengſtoffen 2c. beladenen Wagen in jchneller Gangart zu reiten. 
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d. Beiteht die Sendung aus einer größeren Anzahl von Wagen, jo können Gruppen 
von zwei bis drei Wagen gebildet werden, im welchen die einzelnen Wagen nur 10 m 
Abftand Halten; die Gruppen müſſen jedoch in mindeftens 50 m Entfernung von ein: 
ander bfeiben. 


Zu S. 15. 

Die Fuhrwerke müſſen von Eiſenbahnzügen oder geheizten Lokomotiven mindeſtens 300 m 
entfernt bleiben. 

Bei Wegeſtrecken, auf welchen wegen der gleichlaufenden Richtung der Eiſenbahn und 
des Weges oder wegen des Verkehrs auf der Bahn der vorſtehenden Vorſchrift nicht genügt 
werden kann, iſt der Eiſenbahnbehörde, der die unmittelbare Betriebsleitung der betreffenden 
Strecke obliegt, durch die abſendende Behörde von dem beabſichtigten Transporte Mittheilung 
zu machen. Die Eifenbahnbehörde Hat dann die zur Bejeitigung der Gefahr geeignete An- 
ordnungen zu treffen. 


Zu 8. 18. 

Die Unzeige über eine Sendung, deren weitere Beförderung bedenklich jcheint, ijt 
jeitend des Führers des Begleitlommandos in Garnijonorten der Kommandantur beziehungs- 
weife dem Garnifonälteften und nur an anderen Orten ber Wolizeibehörbe zu erjtatten; 
diefe Stellen haben dann das zur gefahrlojen weiteren Behandlung der Sendung Nöthige 
zu veranlaſſen. 

Die Zuziehung eine von dem Abſender zu entjendenden Sadjverftändigen zu fordern 
oder die Vernichtung der Sendung anzuordnen, ift die Polizeibehörde nicht befugt. 


Bu $. 19. 
Dei der Berjendung von Sprengftoffen und Munitionsgegenftänden von nicht mehr als 
35 kg Bruttogewicht haben von den Vorjchriften dieſes Abjchnittes nur die Zuſatzvorſchriften 
zu 88. 8 und 9 Giltigkeit. 


III. Befondere Veſtimmungen für den Waferverkepr. 


Zu 8. 21. 
Die Zujagvorjchriften zu SS. 8, 9, 12 und 13 (Punkt a.), 15, 18 und 19 finden auch 
für den Waflerverfehr Anwendung. 


Zu $. 23. 
Die mit Sprengftoffen 2. beladenen Kähne find vor allen anderen Kähnen durch die 
Schleufen zu jchaffen. 
Ein gleichzeitiges Durchichleufen anderer Kähne mit den mit Sprengftoffen beladenen 
iſt unſtatthaft. 
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IV. Schlußbeſtimmung. 
Diefe Verordnung tritt am 1. April d. J. in Kraft. 
Karlsruhe, den 13. Mär; 1894, 


Großherzogliches Minijterium des Innern. 
Eifenlohr. 


Vdt. 9. v. Ned. 








Prod und Verlag von Malie KK Bogel in Karlsruhe. 
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Gefebes- und Berordnungs- Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlörube, Montag den 2. April 1894. 


Juhalt. 
Geſetze: die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchenverluſten betreffend; die Erbauung einer Nebenbahn von 
Krozingen über Staufen nach Sulgburg betreffend. 
Beroronung bed Minifteriums bes Großherzoglidhen Hauſes und der autwärtigen An« 
gelegenheiten: bahnpolizeiliche Borfchriften für den Betrieb der Lokal» und Rebenbahnen betreffend. 


Geſetz. 
(Vom 13. März 1894.) 
Die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchenverluften betreffend. 


Sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 
Mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände Haben Wir befchloffen und verorbnen, 
was folgt: i 


Deflimmungen zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 1880, betreffend die 
Adwehr und Anterdrükung von Biehfeuden (Reichsgeſetzblatt Nr. 16, Seite 153). 


8. 1. 
Die Entſchädigung, welche nach Maßgabe des angeführten Reichsgeſetzes für die auf 
polizeiliche Anordnung getödteten oder nach dieſer Anordnung an der Seuche gefallenen Thiere 
gewährt werden muß, wird aus der Staatskaſſe geleiſtet. 


8. 2. 

Keine Entſchädigung wird gewährt: 

1. für Thiere, welche mit einer ihrer Art und dem Grade nach unheilbaren und un— 
bedingt tödtlichen Krankheit, mit Ausnahme jedoch des Rotzes und der Lungenſeuche, behaftet waren; 

2. für das in Schlachtviehhöfen oder öffentlichen Schlachthäuſern aufgeſtellte, auf polizei— 
liche Anordnung geſchlachtete oder getödtete Schlachtvieh; 

3. fiir Hunde und Katzen, welche aus Anlaß der Tollwuth getödtet find ($$. 34, 37 
Abſatz 1, 38 des Reichsgeſetzes). 

Geſetzes und Verordnungsblatt 189. 22 
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I. 


Belondere Sandesgefehlihe Veſtimmungen über die Entfhädigung bei Milzbrand, 
Rauſchbrand und Tollwuth. 
8. 3. 

Entſchädigung aus der Staatskaſſe wird gewährt: 

1. für mit Milzbrand oder Rauſchbrand oder Tollwuth behaftete Rindviehſtücke und 
Thiere des Pferdegejchledhts (Pferde, Ejel, Maulejel und Maulthiere), welche auf polizeiliche 
Anordnung getödtet worden oder nad) der Anordnung der Tödtung an der Seuche gefallen find; 

2. für mit Milzbrand oder Rauſchbrand behaftete Rindviehſtücke und Thiere des ‘Pferde: 
geichlechts, weiche an dieſer Seuche gefallen find oder auf Anordnung des Bejigerd, ohne daß 
er die Seuche als Milzbrand oder Rauſchbrand erfannte, getöbtet wurden. 

8.4. 

Der Bemeffung der Entjchädigung wird der gemeine Werth des Thieres zu Grunde 
gelegt, ohne Rüdfiht auf den Minderwerth, welchen das Thier dadurch erleidet, daß es mit 
der Seuche behaftet ift. 

Wenn Rindvieh oder Thiere des Pferdegefchlechts mit Milzbrand oder Rauſchbrand oder 
ZTollwuth behaftet waren, werben *s diejes Werthes gemährt. 

8.5. 

Auf die zu leiftende Entjchädigung werden angerechnet: 

1. die aus Privatverträgen zahlbaren Berfiherungsjummen in dem Verhältniß, in welchem 
der gemeine Werth des Thiereö vergütet wird; 

2. der Werth derjenigen Theile des getödteten Thieres, welche dem Beſitzer nad) Maß— 
gabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben. 

8. 6. 

Die zu leiftende Entjchädigung wird, jofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt ift, 
demjenigen gezahlt, in deſſen Gewahrjam oder Obhut ſich das Thier zur Zeit der Töbtung 
befand. 

Mit diefer Zahlung ift jeder Entſchädigungsanſpruch Dritter erlojchen. 


8.7. 

Keine Entihädigung wird gewährt: 

1. in den Fällen des 8. 2 Ziffer 2 diejes Geſetzes; 

2. für Thiere, welche dem Neiche, den Einzelftaaten oder zu den landeöherrlichen 
Geftüten gehören; 

3. für Thiere, welche mit Milzbrand oder Raujchbrand oder Tollwuth behaftet in das 
Landesgebiet eingeführt worden find; 

4. für Thiere, bei welchen nad) ihrer Einführung in das Landesgebiet innerhalb 3 Tagen 
der Milzbrand oder Rauſchbrand oder innerhalb 20 Tagen die Tollwuth feitgeftellt wird, 
wenn nicht der Nachweis erbracht wird, daß die Anftedung der Thiere erſt nach Einführung 
derjelben in das Landesgebiet ftattgefunden hat; 
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5. wenn der Beſitzer der Thiere oder der Vorſteher der Wirthſchaft, welcher die Thiere 
angehören, vorſüätzlich oder fahrläſſig oder der Begleiter ber auf dem Transport befindlichen 
Thiere oder bezüglich der in fremdem Gewahrfam befindlichen Thiere der Beſitzer des Gehöfts, 
der Stallung, der Koppel oder Weide vorjäglich die Anzeige vom Ausbruche der Seuche oder vom 
Seuchenverdacht unterläßt oder länger ala 24 Stunden nad) erhaltener Kenntniß verzögert; 

6. wenn in den Fällen des $. 3 Ziffer 2 des Geſetzes unterlaffen wurde, von dem Ver: 
enden oder der Tödtung mit Milzbrand oder Rauſchbrand behafteter Thiere unverzüglich An— 
zeige an die Polizeibehörde zu erjtatten; 

7. wenn der Befiper eines der Thiere mit der Seuche behaftet gefauft oder durch ein 
anderes Nechtögeihäft unter Lebenden erworben hat und von diefem kranken Zuftande bei 
dem Erwerb des Thieres Kenntniß hatte; 

8. wenn dem Befiger oder deſſen Vertreter die Nichtbefolgung oder Webertretung der 
polizeilich angeordneten Schugmaßregeln zur Abwehr der Seuchengefahr zur Lajt fällt; 

9. wern Thiere, welche beftimmten Verkehrs- oder Nutzungsbeſchränkungen oder der Ab— 
iperrung unterworfen find, in verbotwidriger Benüßung oder außerhalb der ihnen ans 
gewiejenen Näumlichkeit oder au Orten, zu welchen ihr Zutritt verboten ift, betroffen wurden. 

8.8. 

Für mit Nanfchbrand behaftete Rindviehftüde im Alter zwiichen 6 Monaten und 2 
Jahren wird in ſolchen Gemeinden, in welchen ein häufigeres Vorkommen der gedachten 
Seuche beobachtet wird, die im 8. 4 des Geſetzes vorgejchriebene Entſchädigung nur gewährt, 
wenn der Befiger nachweift, daß die Thiere in den legten 12 Monaten der Schugimpfung 
durch einen beamteten Thierarzt unterzogen worden find. Kann diefer Nachweis nicht erbracht 
werden, jo ermäßigt fich die Entjchädigung auf ®s des gemeinen Werths. 

Auf welche Gemeinden die erwähnte Vorausſetzung zutrifft, wird duch Verordnung 
beftimmt. Im jeder der durch die Verordnung beftimmten Gemeinden werden von Zeit zu 
Zeit Impfungen auf Koften der Staatzfalje vorgenommen. Näheres hierüber beftimmt das 
Minifterium des Innern. 

Abjag 1 findet feine Anwendung auf raufchbrandbehaftete Rinder, welche der Impfung 
deßhalb nicht unterzogen wurden, weil fie zur Zeit der legten ftaatlicherjeits angeordneten 
Impftagfahrt noc) nicht ſechs Monate alt oder noch nicht in der Gemeinde eingeftellt waren. 

Stehen Thiere in Folge der Impfung um, jo erhalten die Befiger außer der im 8. 4 
geregelten Vergütung 's deö gemeinen Werths aus der Staatskaſſe erſetzt. 


II, 


Gemeinfame — für J. und II. 
.9. 

Ueber den gemeinen Werth des — Hat das Bezirksamt das Gutachten dreier von 
ihm zu ermennender und eidlich zu verpflichtender Sachverjtändiger zu erheben. Die Ent: 
jcheibung über den Anſpruch auf Entjchädigung und den Betrag derjelben erfolgt durch den 
Bezirkörath. 

22. 
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8. 10. 

Der Aufwand für Thiere des Pferdegeſchlechts, die mit Milzbrand, Rauſchbrand, Rotz 
oder Tollwuth behaftet waren, wird jährlich durch Beiträge der Beſitzer nach Maßgabe der 
Zahl der von ihnen gehaltenen Thiere der Staatöfafje erjegt. Für den Befigftand find die 
im Anichluffe an die vorhergehende allgemeine Biehzählung erfolgten Aufnahmen maßgebend. 

In gleicher Weife wird der Aufwand für Aindvieh, das mit Milzbrand, Rauſchbrand, 
Lungenfeuche oder Tollwut behaftet war, von den Rindviehbeſitzern erſetzt. 

Thiere, welche dem Reich, den Einzeljtaaten, zu den ftaatlichen Geftüten gehören, ſowie 
das in Sclachtviehhöfen und in den öffentlihen Schlachthäuſern aufgeftellte Schlachtvieh 
bleiben bei der Beitragserhebung außer Betradit. 

Die durch Feititellung der Vergütung und durch thierärztliche Verrichtungen erwachjenden 
Koften werden von der Staatskaſſe getragen. 


8. 11. 

Als geringjter Beitrag werden 10 Pfennig für das Thier des Pferdegeichlechts, 5 Pfennig 
für das Stück Nindvieh erhoben. 

Die Erhebung der Beiträge wird ausgeſetzt, fo lange die Ueberſchüſſe früherer Jahre 
den Aufwand deden. 

Der jährliche Beitrag darf 50 Pfennig für ein Thier des Pferdegeſchlechts und 25 
Pfennig für ein Stück Nindvieh nicht überfteigen. 

Der Einzug der Beiträge erfolgt durch die Steuerbehörden nad) den für die Erhebung 
und Beitreibung der Staatöfteuern geltenden Borjchriften. 

Die Beiträge find innerhalb 8 Tagen nad ergangener Zahlungsaufforderung fällig. 

8. 12. 

Pferdebefiger, welche für ihre Thiere eine höhere Entjchädigung als 1000 M. in Anſpruch 
zu nehmen beabfichtigen, müſſen dieſe Thiere alljährlidy bei der Verwaltungsbehörde anmelden. 
Zur Bejtreitung des für ſolche Thiere erwachlenden Aufwandes kann die Staatskaſſe Rüd- 
verficherung nehmen. 

Die zur Nücverficherung erforderlichen Prämien werden auf die Befiger der angemeldeten 
Thiere umgelegt. 

Die näheren Bejtimmungen bleiben der Vollzugsverordnung vorbehalten. 

Der Pferdebefiger, welcher die vorjchriftsmäßige Anmeldung feiner Thiere unterläßt, 
haftet für den aus der Unterlaffung der Anmeldung der Staatäfafje erwachjenen Aufwand. 


8. 13. 

Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in erfter und letzter Inftanz auf Klagen gegen Ent- 
ſcheidungen ber Berwaltungsbehörden in Streitigkeiten über die durch diejes Geſetz begründeten 
Anſprüche und Verpflichtungen. 

8. 14. 

8. 3 Biffer 16 des Gejeges vom 14. Juni 1884, die Vermaltungsrechtspflege betreffend, 

erhält folgende Faſſung: 
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„16. über den Anſpruch auf Entſchädigung für auf polizeiliche Anordnung 
getödtete und gefallene Thiere, ſowie für vernichtete Sachen auf Grund der Reichs— 
gejege vom 7. April 1869 und vom 23. Juni 1880." 


8. 15. 
Auf die gemäß 88. 3 und 4 des Neichögejehes vom 7. April 1869, Mafregeln gegen 
die Ninderpeft betreffend, zu gewährenden Entjchädigungen finden die Beftimmungen diejes 
Geſetzes — abgejehen von $. 14 — feine Anwendung. 


8. 16. 

Der Tag des Inkrafttretens diejes Gejeges wird durch Verordnung beſtimmt. 

Mit dem Tag des Inkrafttreten treten die Gejebe vom 8. November 1867, die Ent: 
ihädigung der Befiter von auf polizeiliche Anordnung getödteten Thieren betreffend, vom 
30. Januar 1879, die Entſchädigung für die wegen Rotz, Lungenjeuche oder Milzbrand auf 
polizeiliche Anordnung getödteten Thiere betreffend, vom 6. März 1880, die Entſchädigung 
für das an Milzbrand gefallene Rindvieh betreffend, ſowie $. 2 Ziffer 19 des Geſetzes vom 
14, Juni 1884, die Berwaltungsrechtöpflege betreffend, außer Wirkſamkeit. 


Gegeben zu Karlöruhe, den 13. März 1894, 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Eiſenlohr. 


Geſetz. 


(Bom 24. März 1894.) 
Die Erbauung einer Nebenbahn von Krozingen über Staufen nad) Sulzburg betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnen, 
wie folgt: 
Artifell. 


Der Bau und Betrieb einer der Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutichlands vom 
5. Juli 1892 zu unterjtellenden normalipurigen Eijenbahn, die von der Hauptbahnftation 
Krozingen über Staufen nah Sulzburg geführt wird, fanı einem Unternehmer oder einer 
Unternehmergejellichaft überlaffen werden. 
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Artikel 2. 

Die Rechte und Berbindlichkeiten des Unternehmers der Bahn werden in einer bejon- 
deren vom Meinifterium Unſeres Hanfes und der auswärtigen Angelegenheiten mit Unjerer 
Genehmigung zu ertheilenden und aladann zu veröffentlichenden Konzeſſion feitgejtellt. 

Urtifel 3. 

In der Konzeifion ift dem Staat das Recht zu wahren, das Eigenthum der Bahn nad) 
Ablauf von fünfundzwanzig Jahren vom Zeitpunkt der Betriebseröffuung am jederzeit an- 
zufaufen. 

Außerdem ift der Staatsauffichtsbehörde darin vorzubehalten: 

1. die Feſtſtellung der Bahnlinie, die Beſtimmung der Zahl und Lage der Stationen, 
die Feititellung der Projekte für die baulichen Anlagen und Einrichtungen, ſowie 
für die Betriebsmittel und ihrer Anzahl vor und nad) Inbetriebnahme der Bahn; 

2. die Genehmigung umd Abänderung des Fahrplans ; 

3. die Genehmigung des Tarifs der Beförderungspreife, jowie die Abänderung der: 
jelben 

Artifel 4. 

Dem Unternehmer fünnen folgende Nechte zugefichert werden: 

1. Tar: und Sportelfreiheit in allen den Bau und den Betrieb der Bahn betreffen: 
den Angelegenheiten. 

2. In Bezug auf die Zwangsabtretungen des für die Bahn ſammt Zugehörde er: 
forderlichen Geländes, die Anwendbarkeit der bei dem Bau von Staatsbahnen maß— 
gebenden gejehlichen Beltimmungen, wobei der Unternehmer zu der Expropriations— 
fommiffion (Artikel 3 des Gejehes vom 29. März 1838) einen Bevollmächtigten zu 
ernennen hat. 

3. Befreiung des Unternehmers bezüglich derjenigen Grundftüde und Gebäude aller 
Art, deren Erwerbung für die Eiſenbahn und deren Beiwerke erforderlich it, von 
der Entrichtung der Liegenschaft: und Schenfungsaccife, ſowie der Kaufbrief: 
gebühren 

4. Befreiung des Unternehmers in Bezug auf die Eijenbahn und deren Beiwerfe von 
der bejtehenden Grund», Häuſer- und Gewerbejteuer, jowie den fich daran knüpfen— 
den Gemeindeumlagen. 

Das bei dem Unternehmen verwendete Perjonal unterliegt bezüglich der Beſteuerung den 
allgemeinen gejeglichen Beitimmungen. 

Auf die Kautionen, welche der Unternehmer nad den Konzeifionsbedingungen bei der 
Amortiſationskaſſe zu Hinterlegen haben wird, ift das Gejeg vom 22. Juni 1837 anwendbar. 
Artikel 5. 

Die umentgeltlihe Mitbenügung der vorhandenen Anlagen auf der Anichlußftation 
Krozingen kann dem Unternehmer gejtattet und die für die Seitenbahn hier erforderliche 
Bejorgung des Stationd: und Erpeditionsdienites von der Stantsbahnverwaltung ohne Entgelt 
übernommen werben. 
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Artikel 6. 


Unter der Vorausjegung, daß von den betheiligten Gemeinden der gejammte zur Ser: 
ftellung der Bahn nad) Maßgabe der von Unjerer Regierung fejtgeiegten Pläne erforder: 
lihe Grund und Boden unentgeltlicd, und laftenfrei zur Verfügung geftellt und außerdem ein 
Baufoftenzufhuß in der zur Ermöglihung des Unternehmens erforderlichen Höhe aufgebracht 
wird, fann neben den Bergünftigungen in Urtifel 4 und 5 für die Ausführung der Bahn 
vom Staat noch ein einmaliger unverzinslicher und nicht rüdzahlbarer, aus Beftänden der 
Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe zu jchöpfender Beitrag von 20000 Mark für das Kilometer 
Bahnlänge gewährt werden. Der Staatsbeitrag fommt erft mit Vollendung des Baues und 
zwar unmittelbar nad) erfolgter Betriebseröffnung zur Auszahlung. 


Artikel 7. 

Nur mit Zuftimmung der Staatsregierung fönnen die Bahnanlagen im Ganzen oder 
Einzelnen veräußert, verpachtet, verpfändet oder jonjt befaftet, auch Vorzugs-, geſetzliche oder 
richterliche Unterpfandsrecdhte daran erworben werden. 

Artikel 8. 


Die Wirkfamkeit des Gejeges erlijcht mit Ablauf des Jahres 1896, wenn bis dahin der 
Bau nicht vollendet if. Mit Unferer Genehmigung fanı die Wirkjamfeit des Geſetzes 
jedoch noch auf ein weiteres Jahr erftredt werden. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 24. März 189. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Raif. 


von Braner. 


Verordnung. 
(Vom 28. März 1894.) 


Bahnpolizeiliche Vorſchriften für den Betrieb der Lokal- und Nebenbahnen betreffend. 


Auf Grund der Bahnordnung für die Nebeneifenbahnen Deutjchlands vom 5. Juli 1892 
und der Eingangsbeftimmungen zur Verkehrsordnung für die Eifenbahnen Deutſchlands vom 
15. November 1892 werden unter Aufhebung der Verordnungen Großherzoglichen Minifteriums 
der Finanzen 

vom 15. Auguſt 1887, den Betrieb der Mannheim-Weinheimer Nebenbahn betreffend 
Geſetzes- und Verordnungsblatt 1887 Seite 256 ff.), vom 28. Juni 1889, den 
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Betrieb der Zell-Todtnauer Lokalbahn betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 1889 
Seite 107 ff.), vom 25. September 1890, den Betrieb der Mannheim-Weinheimer 
Nebendbahn betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 1890 Seite 619), vom 26. 
September 1890, vom 9. Juni, 10. November und 28. Dezember 1891, bahnpolizei— 
liche Vorfchriften für den Betrieb von Lofalbahnen betreffend (Geſetzes- und Ver: 
ordnungsblatt 1890 Seite 614 ff., 1891 Seite 72, 230, 253) 

im Einverftändnifje mit Großherzoglichem Minifterium des Innern für die Lofal- und Neben- 

bahnen im Großherzogthum nachjtehende Ausführungsbeitimmungen erlafjen: 


8.1. 
Dad Hinüberjchaffen von Pflügen, Eggen und anderen Geräthen, ſowie von Baum— 
ftämmen und anderen ſchweren Gegenjtänden über die Bahn darf, jofern ſolche nicht getragen 
werden, nur auf Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen. 


8. 

Bei Bahnen beziehungsweije Bahnjtreden, deren Gleis in die Straßenfahrbahn eingebettet oder 
auf einem unmittelbar neben der Straßenfahrbahn Hinziehenden Bankett angebracht ift, müſſen 
bei Annäherung ded Zuges Fußgänger, Fuhrwerke, Reiter und Viehtransporte fich rechtzeitig 
von den Gleiſen entfernen und dem Zug vollftändig ausweichen. Zug- oder Reitthiere find 
feſt im Zügel oder Leitjeil zu Halten. Werner dürfen, joweit nicht für einzelne Straßen oder 
Straßenftreden Ausnahmen von der Ortspolizeibehörde allgemein geftattet find, zwei oder 
mehrere Fuhrwerke beim Zufammentreffen mit einem Bahnzuge nicht neben einander fahren. 
Sic) begegnende Fuhrwerke haben jo lange zu Halten, bis der Zug vorüber ift. 


8. 3. 

Das Lagern von Gegenftänden auf dem Fahrgleife oder näher als ein und einen halben 
Meter von der nächſten Schiene, jowie das Stehenlaffen von Fuhrwerken oder Vieh ohne 
Aufficht auf oder in der Nähe des Gleiſes ift verboten. Die Perſonen, welchen die Aufficht 
über die Fuhrwerke und Thiere obliegt, find dafür verantwortlich, daß die Bahn beim Heran- 
nahen eines Zuges rechtzeitig frei gegeben und von den Thieren nicht betreten wird. 


$. 4. 
Auffichtslos ftehendes Fuhrwerk, Vieh oder andere Gegenftände, welche das Gleis ver— 
fperren, ift das Bahnperfonal daraus zu entfernen befugt. 
Karlörube, den 28. März 1894. 


Großherzogliches Minijterium des Großherzoglichen Haufes und der austwärtigen Angelegenheiten. 
von Brauer, 
Vdt. Laub. 





Drud und Verlag von Mali & Vogel in Karlsrıke. 
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für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Montag den 9. April 1894. 
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2andeöherrlihde Berordnung : die Erhaltung und Berichtigung der Landeögrenzen betreffend. 


Landesherrliche Verordnung. 
(Bom 5. April 1894.) 


Die Erhaltung und Berichtigaung der Landesgrenzen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 


Herzog von Zähringen. 


Nach Anhörung Unjeres Staatsminifteriums haben Wir bejchlojien und verordnen, 
was folgt: 
8.1. 


Die Auffiht über die Erhaltung der Landesgrenzen jowie die Sorge für die Inftand- 
haltung und erforderlichen Falls für die Berichtigung der Grenzmarfen ijt den Bezirfsämtern 
unter Mitwirkung der Bezirfögeometer jomwie der Gemeindebehörden derjenigen Orte über: 
tragen, deren Gemarfungsgrenzen ganz oder zum Theil mit der Landesgrenze zujammenfallen. 

Die Beamten der Waffer: und Straßenbau: und der Kultur-Inſpektionen, der Bezirks: 
forfteien und Domänenverwaltungen, ferner die mit der Vermefiung von Grenzgemarkfungen 
betrauten Geometer ſowie die Gemeindebebienfteten find verpflichtet, gelegentlidy ihrer aus— 
wärtigen Gejchäfte ihre Uufmerkjamfeit dem Zuftand der Landesgrenze zuzumenden und, 
wenn Veränderungen oder Mängel hierin wahrgenommen werden, ſolche dem Bezirfgamt — die 
Gemeindebedienfteten durch Vermittelung der Bürgermeifterämter — zur Kenntniß zu bringen. 


$. 2. 

In den an der Landeögrenze gelegenen Gemeinden hat der VBürgermeifter oder jein 
Stellvertreter mit 2 Steinjehern (das Feldgericht) alle zwei Jahre, und zwar in den Jahren 
mit ungerader Jahreszahl, denjenigen Theil der Landesgrenze, welcher zugleicd; die Gemarkungs— 
grenze bildet, gemeinfam mit dem Feldgericht der angrenzenden Gemeinde des Nachbarlandes 
zu begehen. In denjenigen Amtsbezirken, für welche Bezirfsgeometer ernannt find, haben 
diefe Beamten an der regelmäßigen Landesgrenzbegehung in jedem jechsten Jahre und zwar 


erjtmals im Jahre 1899 mitzuwirken. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894. 93 
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Wegen der Vornahme der gemeinſamen Grenzbegehung haben ſich die badiſchen Orts— 
behörden mit den betheiligten Ortsbehörden des Nachbarlandes rechtzeitig in's Benehmen zu 
ſetzen. Nimmt jedoch der Bezirksgeometer an der Grenzbegehung Theil, ſo liegt ihm ob, mit 
dem zuſtändigen Vermeſſungsbeamten des Nachbarlandes und den betheiligten Ortsbehörden 
die Zeit der Grenzbegehung zu vereinbaren. Kommt eine Einigung auf dieſem Wege nicht 
zu Stande, ſo iſt hierwegen an das Bezirksamt zu berichten, welches ſodann die weiteren 
Berhandlungen mit der zuſtändigen Behörde des Yachbarlandes führen wird. 

Die Verpflichtung der Gemeinden zur Grenzbegehung erjtredt fich auch auf diejenigen 
Gemarkungen, welche ihnen in polizeilicher Hinficht zugetheilt find. 

8*. 3. 

Bei der Begehung iſt der Zuſtand der Landesgrenze ſowie der Grenzſteine und etwaiger 
jonjtiger Grenzmarfen eingehend zu befichtigen. 

Landesgrenzjteine, welche nur der Geraderichtung oder Befeftigung oder Hebung bedürfen, 
find jofort gerade zu richten und zu befeftigen beziehungsweife zu heben und neu zu jeßen, 
jofern ihr Standpunft unbeſtritten ift und das Feldgericht der angrenzenden Gemeinde des 
Nachbarlandes mit diejer Behandlung einverjtanden ift. 


8. 4. 

Entjtehen im alle des $. 3 über die Verbeſſerung der Vermarkung Meinungsverjchieden- 
heiten zwijchen den Berheiligten oder ftehen andere ald die in $. 3 bezeichneten Mängel in 
Trage, oder wird die Bejeitigung eines Mangels der Grenzvermarfung außer der Zeit der 
Begehung notwendig, jo kann die Bejeitigung der Mängel nur auf Anordnung des Bezirfs- 
amts erfolgen, welches jich zu diefem Behuf mit der zuftändigen Behörde des Nachbarlandes 
in's Benehmen zu ſetzen und bei derjelben die zur Bejeitigung der Mängel erforderlichen 
Mafregeln in Vorſchlag zu bringen hat. 

8. 5. 

Handelt es jich um Eleine Mängel, wie die in $. 3 bezeichneten, oder um die Erjegung 
ſchadhafter oder abgebrochener, aber mit ihrer Wurzel noch im Boden jtedender Steine, deren 
Standort unbeftritten ijt, jo Hat das Bezirksamt bei der Nachbarbehörde zu beantragen, 
dad der Eteinjab durch die Feldgerichte der beiden Grenzgemeinden vorgenommen wird. 

S. 6. 

Fit dagegen ein Stein aus jeiner Grube entfernt, jo iſt von dem Bezirksamt, gleichviel 
ob bei der Inſtandſetzung der alte Stein Verwendung findet oder ein neuer beichafft werden 
muß, bei der Nachbarbehörde die Bornahme des Geſchäfts durch die beiderjeitigen Geometer 
oder durch einen gemeinjam verpflichteten Grometer unter Zuziehung der Bürgermeifter und 
Steinjeger der betheiligten Grenzgemeinden in Antrag zu bringen. Solches kann auch in 
anderen, dem Bezirksamt geeignet jcheinenden Fällen geichehen, 3. B. beim Vorhandenſein 
zahlreicher Eleiner Mängel oder im Fall unflarer Berichterjtattung über den Zuftand 
der Grenze. 

8.7. 


Ergeben ſich Zweifel über den richtigen Standort des Steine oder wird die Segung 


% 
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an einem neuen Ort, oder wird irgend welche andere, von dem bisherigen Steinjag abweichende 
Urt der Verfteinung nothwendig, oder geben die Bornahmen der Gemeindebehörden beziehungs: 
weije der Geometer zu erheblichen Anftänden oder Zweifeln Anlaß, jo hat das Bezirksamt 
nad erfolgten Benehmen mit der Behörde des Nachbarlandes unter Vorlage der Alten 
und Pläne an das Minijterium de3 Großherzoglichen Haufes und der auswärtigen Angelegen— 
heiten zu berichten und damit die geeigneten Anträge über die Urt der vorzunehmenden Ber: 
fteinung zu verbinden. Mit der Ausführung des neuen Steinjages iſt in folchen Fällen bis 
auf ergehende Minifterialentichliefung zuzumwarten, es fünnen aber mit Zuftimmung der 
Behörde des Nachbarlandes die Punkte, an welchen die neu projektirte Verfteinung in Ausficht 
genommen iſt, einjtweilen durch Einfchlagen von Pfählen fenntlich gemacht werden. 


8. 8. 

Ft in Fällen des $. 7 das Domänenärar oder die Verwaltung der Salinen betheiligt, 
jo ift die betreffende Bezirköforftei oder Domänen: beziehungsmeife Salinenverwaltung von 
der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen und derjelben Gelegenheit zu geben, das Intereſſe des 
Aerars zu wahren. Im ähnlicher Weife ift in ſtandes- oder grundherrlichen Bezirken den 
Standes: oder Grundherrſchaften gegenüber zu verfahren. 


8.9, 

Ueber die bei der regelmäßigen Landesgrenzbegehung gemachten Wahrnehmungen ift 
durch die Gemeindebehörde, beziehungsmweife wenn der Bezirfögeometer bei derjelben mitgewirkt 
hat, durch den leßteren an das Bezirksamt zu berichten, wobei die etwa entdedten Mängel, 
deren Bejeitigung anzuordnen wäre, unter Angabe der Nummern der Grenziteine einzeln 
zu verzeichnen find. 

Iſt dagegen, jei es bei der regelmäßigen Grenzbegehung (SS. 2 und 3) oder im beion- 
derer ZTagfahrt, eine Verbeſſerung oder Berichtigung der Örenzvermarfung vorgenommen 
worden, jo ijt ein Protofoll aufzunehmen, welches eine genaue Bejchreibung ber Handlung 
zu enthalten Hat und von Allen, welche bei derjelben mitgewirkt haben, zu unterzeichnen ift. 

In dem Protokoll ift zu beftätigen, daß die Kopfichlaufen der betreffenden Grenziteine 
jowie diejenigen des nächjtuorhergehenden und nächjtfolgenden Steines einvifirt worden find. 
In den Füllen des $. 7 muß dem WProtofoll ein den Zug der Grenze und die Art der 
Verfteinung veranjchaufichender Handriß beigegeben werden. Die Protokolle find von der 
Gemeindebehörde dem Bezirksamt einzufenden, welch' letzteres fie unter Anschluß der in Folge 
der Vornahme des Geſchäfts erwachlenen Koftenzettel dem Miniſterium des Großherzoglichen 
Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten vorlegt. 

8. 10. 

Neu anzujchaffende Grenziteine jollen aus gutem, dauerhaftem Material hergeftellt werben, 
in der Regel mindejtens 150 em lang jein und einen quadratiichen Duerfchnitt von mindeſtens 
30 em haben. Sie jollen auf der gegen das Großherzogthum gerichteten Seite die Bezeichnung 
G. B. (Großherzogthum Baden) und die fortlaufende Nummer des Steines, auf der gegenüber: 
liegenden Seite die Anfangsbuchjtaben des Grenzlandes mit der Nummer des Steines, auf 
der Seite gegen den vorhergehenden Stein die Bezeichnung L. G. (Landesgrenze), auf der der 
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legteren Seite entgegengejegten Seite die Jahreszahl der Setzung eingehauen erhalten; endlich 
toll die Kopffläche der Grenzſteine Schlaufen (Winkelruthen) haben, welche vom Mittelpunft 
die Richtung zum Teßtvorhergehenden und nädhjtfolgenden Stein angeben. 

Die Schlaufen ſowie die auf den Grenziteinen anzubringenden Bezeichnungen erhalten 
einen Anſtrich in Schwarzer Farbe. 

Beim Segen der Steine joll darauf Bedacht genommen werden, daß fie zu zwei Fünfteln 
der Länge aus dem Boden hervorragen. 

Die Beihaffung neuer Grenziteine iſt durch die Bezirfsämter nach Benehmen mit der 
Behörde des Nachhbarlandes und nad) Prüfung der Bergebungsverhandlungen durch die Wafjer- 
und Straßenbauinjpeftionen zu veranlafien. 


8.31. 


Die Vorftände der Bezirfsämter haben fich gelegentlich der Ortsbereifungen, ſoweit thun— 
(ih, über die Nichtigkeit der vorausgegangenen Vermarkungsgeſchäfte zu verläffigen. Zur 
Anmwohnung der Bezirfbeamten bei diejen Geſchäften ijt die Genehmigung des Minifteriums 
des Großgerzoglichen Haujes und der auswärtigen Angelegenheiten erforderlich. 


8. 12. 


Die Kojten der regelmäßigen Landesgrenzbegehungen fallen mit Ausnahme der Gebühren 
des Bezirfögeometers, welche aus der Staatskaſſe berichtigt werden, den betreffenden Gemeinden 
beziehungsweije Gemartungsinhabern zur Lat. Die Koften der außerhalb der regelmäßigen 
Grenzbegehung vorgenommenen Verbefjerungen und Berichtigungen der Grenzvermarkung 
werden aus der Staatskaſſe bejtritten. 


8. 13. 


Den Anträgen der Behörden der Nachbarſtaaten in Grenzſachen ift Seitens der Bezirks: 
ämter thunlichſt zu entiprechen und im Benehmen mit denjelben auf die Einhaltung der 
beitehenden Vorſchriften hinzuwirken. 

8. 14. 

Die Verordnung vom 24. Juni 1887 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 115 ff.) 
ift aufgehoben; ebenjo die bisher ergangenen Vorfchriften in Betreff der Erhaltung der 
Landesgrenzen jomwie der Injtandhaltung beziehungsweiſe Berichtigung der Landesgrenzmarten, 
injoweit dieje Gegenstände in Vorftehendem geordnet find. 


Gegeben zu Karlsruhe, den 5. April 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


von Brauer. 


Drud und Verlag von Matfch & Bogel in Karlsruhe. 
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Gelebes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Mittwoch den 11. April 1894. 


Inhalt. 


Belannimahungen und Berorbuung: des Miniſteriums des Broßhergoglidhen Hauſes und 
ber auswärtigen Angelegenheiten: die Uebereinkunſt über die Anwendung gleichartiger Beſtimmungen für bie 
Fiſcherei im Bodenſee betreffend; des Minifteriums bes Innern: die Musübung und den Schuh ber Fiſcherei 
betreffend; die Vieheinfuhr ans DefterreicheUlngarn betreffend, 





Bekanntmachung. 
(Bom 5. April 1894.) 


Die Uebereintunft über die Anwendung gleichartiger Beftimmungen für die Fiſcherei 
im Bodenſee betreffend. 


Zwiſchen Bevollmächtigten der Großherzoglichen Regierung, der Königlich Bayerischen, 
ber Fürftlich Liechtenfteiniichen, der Kaiſerlich Königlich Defterreichifchen, der Königlich Würt- 
tembergijchen Regierung und des Schmweizerifchen Bundesraths ijt am 5. Juli v. J. zu 
Bregenz eine Uebereinkunft über die Anwendung gleichartiger Beftimmungen für die Fijcherei 
im Bodenjee abgejchloffen worden. Nachdem diejelbe alljeitig genehmigt worden ift, wird die— 
jelbe nebjt dem zugehörigen Schlußprotofoll auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung nachjtehend 
öffentlich bekannt gemacht. 


Karlsruhe, den 5. April 1894, 


Großherzogliches Minifterium des Großherzoglichen Haufes und der auswärtigen Angelegenbeiten. 


von Brauer, 
Vdt. Dr. Seyb. 
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Uebereinfunft, 


betreffend die 


Anwendung gleichartiger Beftimmungen für die Filcherei im Bodeniee. 


Um die mwerthoollen Fiſcharten im Bodenjee zu erhalten und zu vermehren, find bie 
Regierungen von Baden, Bayern, Liehtenftein, Defterreich, der Schweizeriiche Bundesrath 
und die Regierung von Württemberg übereingefommen, gleichartige Beitimmungen zu ver- 
einbaren. 

Zu diefem Zwecke haben 

die Großherzoglich Badiſche Regierung den Herrn Minifterialpräfidenten Buchenberger, 
den Herrn Geheimen Legationsrath Freiherrn von Marjchall und den Herrn Minifterialrath 
Dr. Reinhard; 

die Königlich Bayerifche Regierung den Herrn Minifterialrath Ritter von Haag, den Herrn 
Bürgermeifter von Loſſow und den Heren Kämmerer Freiherrn Lochner von Hüttenbad; 

die Fürftlich Liechtenfteiniiche Regierung den Fürftlichen Landesverwejer Herrn Stell: 
wag von Carion; 

die Kaiſerlich Königlich Defterreichifche Regierung den Herrn Sektionschef Ritter von 
Rinaldini und den Herrn Dr. Birnbaumer; 

der Schweizerifche Bundesrath den Herren Oberforjtinipeftor Eoaz und den Herrn 
Nationalratd Meiſter; 

die Königlich Württembergifche Regierung den Herrn Yinanzratd Geyer, den Herrn 
Regierungsratd Maginot und den Herrn PBrofeffor Dr. Sieglin 
zu Bevollmächtigten ernannt und es find diefelben zufammengetreten und haben unter Vor: 
behalt der Genehmhaltung Seitens der betheiligten Regierungen folgende Uebereinkunft abge 
ichlofien. 

Urtifell. 


Die in den Artikeln 2 bis einjchließlih 12 der gegenwärtigen Uebereinkunft enthaltenen 
Beftimmungen gelten für den Bodenjee (Oberjee einjchließlich des Ueberlinger Sees) bis zur 
Konstanzer Rheinbrüde. 


Artikel 2. 
Yanggeräthe jeder Art und Benennung dürfen nicht angewendet werden, wenn die 


Deffnungen (bei Mafchen in naffem Zuftande) in Höhe und Breite nicht wenigftens eine 
Weite von 3 cm haben. 
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Für Gangfiiche und Kropffelchen (Kilche) ift die Verwendung von Netzen von 23 mm 
Maſchenweite zugelaffen. 

Zum Awede des Fanges von Futterfiihen für die Fiſchzuchtanſtalten, ſowie von Köder: 
fiſchen kann von der Auffichtöbehörde unter den geeigneten Kontrolmaßregeln der Gebrauch 
von Neben mit geringerer Mafchenweite geftattet werden; doch wird dadurch an ben 
Beftimmungen über Mindeftmaße (Artikel 5) und Schonzeiten (Artikel 6) der Fiſche nichts 
geändert. Die Erlaubniß ift fchriftlich zu ertheilen. 

In dem Erlaubnißjcheine find jeweild die Urten der Fiſche, welche zu diefem Zwecke 
gefangen werden dürfen, die Zeit des Fanges und die Waflerftrede, in welcher derjelbe aus- 
geübt werden darf, zu bezeichnen, fowie etwaige andere zur Berhütung von Mißbrauch 
erforderliche Beitimmungen zu treffen. 

Der Yang von Laugelen (Lauben) kann in gleicher Weiſe durch die Auffichtsbehörbe 
gejtattet werden, auch wenn ſolche ala Speijefiiche zur Verwendung gelangen follen. In 
diefem Falle find jedoch nur Nege von mwenigjtend 14 mm Maſchenweite zuläflig. 


Artikel 3. 

Stellnege dürfen nur in einer Entfernung von 20 ın in jeder Richtung von einander 

ausgeſetzt werben. 

Bei befonders teilen Halden kann durch die zuftändige Aufſichtsbehörde von dieſer Vor: 

Schrift Nachficht ertheilt werden. 
Artikel 4. 

Es ijt verboten: 

1. die Anwendung erplodirender oder ſonſt jchädlicher Stoffe (insbeſondere von Dynamit, 
Sprengpatronen, giftigen Ködern), jowie von Mitteln zur Betäubung der Yilde; 

2. die Anwendung von Fiichgabeln und Geeren (Harpunen), Schießwaffen und anderen 
derartigen Fangmitteln, welche eine Verwundung der Fiſche herbeiführen können; der 
Gebrauch von Angeln — mit Ausjhluß der Zockſchnur (Juckſchnur) — iſt geftattet; 

3. der Fang zur Nachtzeit (von einer Stunde nad; Sonnenuntergang bis eine Stunde 
vor Sonnenaufgang) unter Anwendung menjchlicher Thätigkeit. 

Ausnahmen von diejen Verboten können nur im Falle eines nachgewiejenen bejonderen 

Bedürfnifjes durch die Auffichtsbehörbe zugelafien werden. 
Artikel 5. 

Werden untermäßige Fiſche der nachbenannten Arten gefangen, jo find diejelben fofort 

in ben See zurüdzuverjepen. 

Als untermäßig gelten diefe Fifche, wenn fie von der Kopfipige bis zum Schwanzende 

(Schwanzfpigen) gemeflen nicht wenigftens folgende Längen haben; 


a ee a ae 
Sander (SHM) . 2202. . a6 om. 
J —— 
Seeforelle . EEE EEE E ER 90 2 


24, 
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Aeſche .. 

Saibling tet) . 
Barbe . - - ER 
Karpfen . 
Weißfelchen Snsfegen) 
Blaufelchen 4 

Kropffelchen u 
Große Maräne . . 2: 2 2 2 nn 20 cm. 
Amerikaniſche Maräne i 

Schleie — 


25 cm. 


Artikel 6. 


Für die nachbenannten Fiſcharten werden folgende Schonzeiten, während welcher dieſelben 

nicht gefangen werden dürfen, feitgejeßt: 

. vom 1. März bis 30, April für Weichen ; 

. vom 1. April bis 31. Mai für Zander; 

. vom 1. Oftober bis 31. Dezember für Seeforellen ; 

. vom 1. November bis 31. Dezember für Saiblinge; 

. vom 15. November bis 15. Dezember für Felchen (Weiß-, Blau-, Kropffelchen und 
Maränen). 

Werden beim erlaubten Fange Fifche, welche der Schonzeit unterliegen, mitgefangen, jo 
find diefelben jofort in den See zurüdzuverjegen. 

Die Fiſcherei auf Seeforellen, Saiblinge und Felchen (Weiß-, Blau-, Kropffelhen und 
Maränen) kann auch während ber Schonzeit (Abſatz 1) betrieben werden, jedoch nur mit 
ausdrücdlicher, ſtets widerruflicher Erlaubniß der zuftändigen Behörde. Dieje Erlaubnik ift 
zu ertheilen, wenn Sicherheit bejteht, daß die Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch) der 
gefangenen Laichreifen Filche zu Zwecken der fünftlichen Fiſchzucht Verwendung finden. 

Wo letztere Vorausſetzung vorliegt, kann in einzelnen Fällen auch hinfichtlich der anderen 
obenerwähnten Filcharten (Abjag 1) die Erlaubniß zum ange während der Schonzeit durch 
die zuftändige Behörde ertheilt werden. 

Der Fang der jogenannten Silber: oder Schweb- (unfruchtbaren) Forelle ift auch während 
der Schonzeit für Forellen ohne bejondere Erlaubniß geitattet. 


Artikel 7. 


Es wird Seitens der zuftändigen Behörden Vorjorge getragen werden, daß während des 
Gangfiſchlaichs befruchtete Eier der gefangenen Gangfiſche an die Fifchzuchtanftalten abgeliefert 
oder an geeigneten Stellen des Sees ausgeſäet werden. 


Artikel 8. 


In der Zeit vom 15. April bi Ende Mai ift die Filcherei mit Zugnegen verboten. 
Die Fijcherei mit fchwebenden Negen an ben tiefen Stellen bes Sees, bei welcher jede 


stem ww m 
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Berührung der Halden, der Reiſer und der Waflerflora (Kräbs) vermieden wird, ferner 
die Fiſcherei mit Steh- (Stell-) Negen und Böhren (Reuſen), gleichviel mo dieje zur Aufftellung 
gelangen, endlich die Angelfiſcherei einjchließlich der gewerbsmäßig betriebenen, bleibt auch 
während der obigen Zeit für alle einer Schonzeit nicht unterworfenen Filcharten geftattet. 


Artikel 9. 


Fiiche, deren Fang unter einem bejtimmten Maß (Artikel 5) oder deren Fang zu einer 
bejtimmten Zeit (Artikel 6) verboten iſt, dürfen im erjten Falle nicht unter dieſem Maß, 
im anderen Falle nicht während dieſer Zeit — die erften drei Tage ausgenommen — feil— 
geboten, verkauft oder verjendet werben. 

Unter den gleichen Borausjegungen ift auch die Verabreichung folder Fiſche in Wirth- 
ſchaften unterjagt. 

Auf Felchen, zu deren Fang gemäß Artikel 6 Abſatz 3 Erlaubniß ertheilt worben ift, findet 
biejes Verbot feine Anwendung. Für andere Fiſche (Artikel 6), insbejondere Seeforellen, 
injofern diejelben zu Zwecken der Fiſchzucht beftimmt oder verwendet worden find, kann bie 
Auffichtsbehörde unter der geeigneten Kontrole Erlaubniß zum Verkaufe und Verſandt ertheilen. 

Während der Schonzeit für Seeforellen unterliegt auch das Feilbieten, der Verfauf und 
der Berjandt der Silber: oder Schwebforellen geeigneter Kontrole. 


Artikel 10. 


Bon den Borichriften über Mafchenmweite, Mindeftmaße und Schonzeiten können von der 
Auffichtsbehörde zu wiſſenſchaftlichen Zwecken Ausnahmen bewilligt werden. 


Artikel 11. 


Die jeweiligen befonderen Vorfchriften der einzelnen Staaten hinfichtlich der nicht gewerbs- 
mäßig betriebenen Angelfischeret (Sportfiicherei mitteld Angelruthe oder Handangel) werden 
durch gegenwärtige Uebereinfunft nicht berührt. 


Artifel 12, 


Die vertragichließenden Negierungen werden hinfichtlich der Wafferbauten, fowie hinficht- 
lid) des Verhältniſſes der Fiſcherei zu anderen, insbejondere induftriellen Waflerbenügungen 
den Intereſſen der Fijcherei nad) Maßgabe der eigenen Gejege Rechnung tragen. 


Artikel 13. 


Die betheiligten Regierungen werden in den Zuflüflen des Bodenſees, welche von der 
Seeforelle regelmäßig zum Laichgejchäft aufgejucht werden, dieſer Fiſchart mindeftens den 
Schuß angedeihen laffen, welcher durch die vorftehenden Artikel diefer Uebereinkunft für den 
See jelbit feftgejegt ift. Auch werden diejelben Hintanhalten, daß dieje Zuflüffe durch jtändige 
Fangvorrichtungen über die halbe Breite des Waflerlaufes hinaus für den Zug der Geeforelle 
abgejperrt werben, 
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Die Großherzoglich Badiſche Negierung und der Schweizeriiche Bundesrath werden für 
die Fiſcherei im Unterjee feine weniger ftrengen Bejtimmungen erlaffen, als in der gegen- 
wärtigen Webereinfunft für den übrigen Theil des Bodenſees vorgejehen find. 


Artikel 14. 


Jede Regierung beftellt einen oder mehrere Bevollmächtigte. 

Dieje Bevollmächtigten werden fi die von ihren Negierungen im Vollzug dieſer Ueber: 
einfunft getroffenen Anordnungen gegenfeitig mittheilen und von Zeit zu Zeit zufammen- 
fommen, um über die zur Förderung der Fiſcherei zu ergreifenden Maßregeln zu berathen. 

Das Nähere über dieje Thätigkeit der Bevollmächtigten it in einer Geſchäftsordnung 
feftzuftellen, welche diefelben bei ihrem erften Zufammentritt zu entwerfen und der Genehmigung 
ihrer Regierungen zu unterbreiten haben. 


Artikel 15. 


Diefe Uebereinkunft tritt mit ihrer Genehmhaltung Seitens der betheiligten Regierungen 
in Kraft und bleibt von diefem Tage an 10 Jahre lang in Wirkſamkeit. Nacd Ablauf von 
10 Fahren vom Tage des Austaufches der Genehmhaltungs-Erklärungen an geredynet, ſoll es 
jedem ber vertragfchließenden Theile freiftehen, jederzeit mit einjähriger Kündigungsfrift von 
der Vereinbarung zurüczutreten. 


Artikel 16. 


Die Auswechölung der Genehmhaltungs-Erklärungen ſoll thunlichſt bald bewirkt werben. 
Defjen zur Urkunde haben die Bevollmächtigten gegenwärtige Uebereinfunft in ſechsfacher 
Ausfertigung vollzogen. 


Gefchehen zu Bregenz, am 5. Juli 1893. 


gez. Buchenberger. gez. von Marjdall. gez. Reinhard. 


ge. Haag. gez. Loſſow. gez. von Lochner. 
gez. Stellwag. 
ge. Rinaldimi. 9%. Dr. Mar Birnbaumer. 
ge. Coaz. gez. U. Meijter. 


gez. Geyer. gez. Maginot. gez. Sieglin. 
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Schlußprotofoll. 


Bei Unterzeichnung der Uebereinkunft, betreffend die Anwendung gleichartiger Beftimmungen 
für die Fiicherei im Bodenſee, haben die Bevollmächtigten für dienlich und erforderlich erachtet, 
folgende Erklärungen und Erläuterungen in dem gegenwärtigen Sclußprotofolle niederzulegen. 


J. 
Es ſteht den betheiligten Regierungen frei, die Verfügung zu treffen, daß bei der Kon— 
trole der Geflechte und Netze eine Abweichung von einem Zehnttheil bei einzelnen Maſchen 
nicht zu beanftanden ſei (Artikel 2 der Uebereinkunft). 


I, 
Es wird feftgeftellt, daß bei Angabe von Friſten jowohl der erjte als der leßtgenannte 
Tag als eingefchloffen zu gelten haben (Urtifel 6 Ziffer 1—5 und Urtifel 8 der Leber: 
einkunft). — 


Die betheiligten Regierungen werden ihre Bevollmächtigten (Artikel 14 der Uebereinkunft) 
beauftragen, wegen gleichartiger Kontrolzeichen (Artikel 9 der Uebereinkunft) das Weitere zu 
vereinbaren. DR 


E3 wird ald wünjchenswerth erachtet, daß die betheiligten Regierungen verbieten, in den 
Bodenjee und jeine Zuflüffe neue Fiſcharten ohne vorgängige Anzeige und behördliche Bewil— 
ligung einzufegen. Die Bewilligung joll nur nach einer entſprechenden Prüfung und Abwägung 
der vorausfihtlichen Vorteile des beabfichtigten Einjages und nur auf Grund eines dies— 
bezüglichen Einverftändnifjes aller an diefer Uebereinkunft betheiligten Regierungen, beziehungs- 
weiſe ihrer Bevollmächtigten (Artikel 14 der Uebereinkunft) ertheilt werden. 


V 


Es wird als wünſchenswerth erklärt, daß in der, der Genehmigung der Regierungen 
vorbehaltenen Geichäftsordnung der Bevollmächtigten (Artikel 14 der Uebereinkunft) für einen 
beftimmten periodiſchen Zujammentritt der Bevollmächtigten, jowie dafür vorgejorgt werde, 
daß diejer Zujammentritt abwechslungsweiſe an den Hauptorten des Bodenſees jtattfinde. 


Bregenz, am 5. Juli 1893. 
gez. Buchenberger. gez. von Marſchall. gez. Reinhard. 


gez. Haag. gez. Loſſow. gez. von Lochner. 
gez. Stellmwag. 
gez. Rinaldimi. gez. Dr. Mag Birnbaumer. 
gez. Coaz. gez. U. Meiiter. 


gez. Geyer. gez. Maginot. gez. Sieglin. 
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Verordnung. 
(Bom 22, März 1894.) 


Die Ausübung und den Schub der Fiicherei betreffend. 


Die 88. 14, 24, 34, 35, 36, 39, 41, 44, 45 und 47 der Landes = Fijcherei » Ordnung 
vom 3. Februar 1888 (Geſetzes- und Verordnungsblatt von 1888 Nr. IL.) werden, unter 
Aufhebung der Verordnung vom 19. Januar 1890, die Ausübung der Filcherei im Nedar 
betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt von 1890 Nr. V.), abgeändert und ergänzt wie 


folgt: 
UI Die Bewirthſchaftung der Fiſchwaſſer (Gef. Artikel 2). 
8. 14. 
Trennung von Die Genehmigung zur Trennung von Fiichwafjern von Gemeinden, Körperjchaften oder 
Abıhetungen, Fiſchereigenoſſenſchaften in Wbtheilungen zum Zweck der Verpachtung, Wfterverpachtung oder 

Pochtdauer; aus auderen Gründen jowie zur Beftimmung der Pachtdauer unter 12 Jahren (Artikel 2 

a. Abſatz 2 und 3 des Gefehes) ertheilt das Bezirksamt nah Anhörung von Sachverftändigen. 
arten.  Diejelbe ift zu verjagen, wenn dadurch die von Geſetze beabfichtigte nachhaltige Vermehrung 
des Fiſchſtandes vereitelt würde. 

Die Einjegung neuer Fiſcharten in fließende Gewäfler und in Seeen, welche mit fließen: 
den Gewäſſern in oberirdijcher Verbindung jtehen, darf nur mit Genehmigung des Miniſte— 
riums des Innern gejchehen. 

8. 24, 

Schuß bes Wenn in Folge von Ueberjhwemmungen oder von Bewäſſerungen und 
en anderen vorübergehenden Wajfjerableitungen Fiſche außerhalb des ordentlichen Fiſch— 
— waſſers ſich befinden, dürfen die Grundeigenthümer, wenn ſie nicht ſelbſt zur Fiſcherei in dem 

“dgl ausgetretenen oder abgeleiteten Fiſchwaſſer berechtigt ſind, weder Netze noch ſonſtige Vor: 
richtungen anbringen, welche den Zweck haben, das Zurückgehen der Fiſche oder das Wieder— 
abfließen des ausgetretenen Waſſers zu hindern. 

Bleiben nad) dem NRücktritte des Waſſers in Gräben und Vertiefungen, welche nicht in 
fortdauernder Verbindung mit dem Fiſchwaſſer jtehen, Fiſche zurüd, jo darf ſich der Grund— 
eigenthümer biejelben aneignen. Zurückgebliebene Fiſchbrut darf der Fijchereiberechtigte an 


fi) nehmen. 6.34. 


— Fanggeräthe jeder Art und Benennung dürfen nicht angewendet werden, wenn die 
Oeffnungen (bei Maſchen im naſſen Zuſtande) in Höhe und Breite nicht wenigftens folgende 
Weiten haben: 
a. beim Lachsfange: 
Geflechte (Körbe, Reuſen) und Treibnege: 6 Gentimeter, 
das Innere der Reuſen (Reuſenſchlupf): 4 Gentimeter ; 


— 
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b. beim Fange anderer großer Fiſcharten: 3 Gentimeter; 
bierher zählen, jomweit nicht durch bezirfepolizeiliche VBorjchrift etwas Anderes beftimmt 
it, insbejondere: Aejche, Barbe, Barſch, Brachsmen, Blaufelchen, Weißfelchen, Fluß: 
und Badıforelle, Seeforelle, Regenbogenforelle, Hecht, Karpfen, große und amerifanijche 
Maräne, Saibling (Rötheli), Schleie, Zander; 
ec. beim Fange kleinerer Fiſcharten: 2 Gentimeter; 
im Nedar: 2,5 Gentimeter. 

Im Bodenjee, desgleichen im Rheine zwiſchen Konftanz und Bajel dürfen beim Fiichfange 
überhaupt feine Nege verwendet werden, deren Deffnungen, gemefjen wie oben angegeben, 
weniger als 3 Gentimeter betragen; nur für Gangfiihe und Kropffelchen (Kilche) ift die 
Verwendung von Nepen von 2,3 Centimeter Majchenmweite geftattet. 

Ausichließlich zum Yang von Aalen dienende Geräthe (Aalkörbe, Aalreuſen) unterliegen 
den Vorſchriften über Maſchenweite nicht. 

Bei der Kontrole der Geflechte und Nepe ift eine Abweichung um einen Zehnttheil bei 
einzelnen Majchen nicht zu beanftanden. 

Zum. Zwede des Fanges von Futter: und Köderfiſchen fann durch das Bezirks— 
amt in widerruflicher Weije einzelnen zuverläſſigen Fildern der Gebraud von Neben mit 
geringerer Majchenweite gejtattet werden, doch wird dadurch an ben Beitimmungen über 
Sconzeiten und Mindejtmaße der Fiſche (SS. 39 und 41) nicht? geändert. 

Zum Fang von Futter und Köderfiihen innerhalb von Fiſchwehren ($. 33) darf dieſe 
Erlaubniß nicht ertheilt werden. 

Zum Fang von Laugelen im Bodenjee als Speiſefiſche kann das Bezirksamt in gleicher 
Weiſe den Gebrauch von Netzen mit geringerer Majchenweite geftatten, doc) darf die letztere 
in diefem Falle nicht unter 14 Millimeter betragen. 

In dem Erlaubnißfcheine find jeweild die Urten der Fiiche, welche gefangen werben 
dürfen, Zweck und Zeit des Fanges, ſowie die Waflerftrede, in welcher derjelbe ausgeübt 
werden darf, genau zu bezeichnen. 

Soweit der Fang von Filchen unter dem Mindeſtmaß geftattet ijt ($. 40), ift der 
Gebrauch von Negen mit geringerer Majchenweite nicht zu beanftanden. 

8. 35. 

Treibnege dürfen nicht derart ausgeſetzt und befeitigt werden, daß fie fejtliegen oder —— 
hängen bleiben. — * 

Im Rheinſtrom vom Fall bei Schaffhauſen an abwärts und ſeinen Nebenflüſſen, ſoweit Begenöbetrie. 
fie den Durchzug der Lachſe und Maifijche zu den Laichplägen vermitteln, dürfen Treibneße 
beim Fiſchfang nur angewendet werden, wenn fie zwijchen Ober- und Unter-Aehre (Leine) nicht 
über 2,5 Meter breit find. 

Mehrere Treibnege dürfen nur in einer Entfernung von einander ausgeworfen werben, 
welche mindeftens das Doppelte der Länge des größten Nebes beträgt. 

Die Filcherei mit Zegensbetrieb ift im der Zeit vom 27. Auguft bis 26. Oftober ein- 
ſchließlich verboten. 
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Weitere Fang- 


berbote. 


Mindeſtmaße 
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XxvIu. 
8. 36. 


Es iſt verboten: 


1. 


2. 


5. 


6. 


die Anwendung explodirender oder ſonſt jchädlicher Stoffe (insbejondere von Dynamit, 
Sprengpatronen, giftigen Ködern und von Mitteln zur Betäubung der File); 

die Anwendung von Fallen mit Sclagfedern, von Fiſchzangen, Frichgabeln und 
Geeren (Harpunen), Scießwaffen und anderen derartigen Fangmitteln, welche eine 
Verwundung der Filche herbeiführen können; der Gebraud) von Angeln ift mit Aus: 
ſchluß der Zockſchnur (Juckſchnur) geitattet; 


. die Anlegung neuer ſogenannter Selbſtfänge; die bereits beſtehenden Selbſtfänge 


müſſen mit Oeffnungen verſehen ſein, deren Weite der für die Maſchenweite der Netze 
vorgeſchriebenen (8. 34) entſpricht; 


. die Anwendung von Reuſen zum Lachsfang während der Zeit vom 20. Oktober bis 


24. Dezember; 

die Anwendung von Schjleifgarnen (Zegen, Barbengezahr) und von Stleppgarnen 
(doppelmandigen Stellnegen) zum Fang von Standfiſchen im Nedar; 

das Trodenlegen oder Abjchlagen natürlicher oder fünftlicher Wafferläufe zum Zweck 
des Fiſchfangs. 


Durch dezirkspolizeiliche Borjchrift (Urt. 9 des Gejeges) kann auch die Anwendung ander: 


weiter als der nach den vorftehenden Beftimmungen verbotenen Fanggeräthe, Fangvorrichtungen 
und Fangarten (5. B. Verwendung von Wurfnegen, Drahtichleifen ꝛe, Anwendung ber Eis— 
fiſcherei 2c.) für dem ganzen Bezirk oder für einzelne bejtimmte Gewäſſer oder Theile derjelben 
verboten werden. 


X. Beitimmungen über Mindejtmaße der Fiſche (Ge. Urt. 9, F. U. Art. 5.) 


8. 39. 


Die nadygenannten Fiicharten dürfen weder verjendet, noch feilgehalten, noch veräußert, 
(Shonmaße). noch in Gajthöfen, Nejtaurants, Garküchen und ähnlichen Gewerbslofalen verabreicht werden, 


wenn die Fiſche von der Kopfipige bis zum Schwanzende (Schwanzipigen) gemefjen nicht 
wenigjtens folgende Länge haben: 


Lachs (Salm, Salmo Salar L) . . Br eier SD 
Zander (Schill, Lucioperca Sandra E, Deren 
Aal (Anquilla Auviatilis Flem) . . . 2 22 2... Jr m; 
Serforelle (Trutta lacustris 1.) Ed ee Eee ae 

Hecht (Esox lucius L.) . . a ee ne ae a 1 99 ew; 


Aeſche (Thymallus vulgaris Nils.) 


Saibling (Rötheli, Salmo Salvelinus 1.) 
Karpfen (Cyprinus carpio L.) . : 


25 cm; 


Barbe (Barbus fluviatilis L.) . . » 
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Schleie (Tinea vulgaris Cuv.) .. 

Fluß- und Bachforelle (Trutta Fario L) 

Negenbogenforelle (Salmo irideus Gibb.) TE —— 
Weißfelchen (Sandfelchen, Coregonus Fera Jur). . » 2 2 22.0. 20 em; 
Blaufelchen (Coregonus Wartmanni Bloch) ‚ 
Kropffelchen, Kilch (Coregonus hiemalis) . 

Große Maräne (Coregonus Maräna Bloch) . : 2» 2 2 2 2 2. 
Amerikanische Maräne (White-fish, Coregonus albus) . . » 22...) 

Für den Nedar find außerdem folgende Mindeftmaße vorgeichrieben: 


Döbel (Leuciscus cephalus) — Schuppfiiche, let, Knilbſe | er 
Naſe (Chondrostoma nasus) — ee ae ne 2a : 
Barjch (Perca fluviatilis) . . . 15 cm. 


Werden Fiſche gefangen, welche das vorbezeichnete Maß nicht befißen, ſo ſind dieſelben 
ſofort in das Waſſer wieder einzuſetzen. 

Durch bezirkspolizeiliche Vorſchrift können mit der in Abſatz 1 und 3 bezeichneten 
Wirkung für den Umfang des Amtsbezirks die Mindeſtmaße für die vorerwähnten Fiſcharten 
erhöht und ebenjo für andere als die aufgeführten Filcharten Mindeitmaße eingeführt werden. 

Anträge auf Herabjegung der Mindeitmaße einzelner Fiſcharten für beftimmte Gewäſſer 
werden durch das Minifterium des Junern verbeichieden. 


XI. Beftimmungen über Schonzeiten und Marftverbot. 
(Geſ. Art. 9, 12, 5. U. Art. 6, B. L. F. V. Art. IV.) 
8. 41. 
Für die nachbenannten Filcharten werden folgende Schonzeiten feſtgeſetzt: 
1. Bom 1. März bis 30. April für Aeſchen und Regenbogenforellen; 
2. vom 1. April bis 31. Mai für Zander und im Nedar für Bärſche; 
3. vom 1. Mai biö 30. Juni für Karpfen; 
4. vom 1. Mai bis 30. Juni für Barben; 
5. vom 1. Mai bis 30. Juni für Schleien; 
6. vom 1. Oktober bis 31. Dezember für Seeforellen; 
7. vom 10. Oftober bis 10. Januar für Fluß: und Badforellen; 
8. vom 1. November bis 31. Dezember für Saiblinge (Rötheli); 
9. vom 11. November bis 24. Dezember für Lachſe; 
0. vom 15. November bis 15. Dezember für Felchen (Weiße, Blau-, Kropf: 
felchen) und Maränen (Große Maräne und amerilaniihe Maräne). 
Der Fang der jogenannten Silber- und Schwebforellen (unfruchtbare Forellen) im 


mi 


Bodenjee während der Schonzeit ift gejtattet. 


Die Anfangs und Endtage find in die Schonzeit miteinbegriffen. 
Im Nheinftrom und in denjenigen Streden feiner Nebenflüffe von Baſel an ab- 


wärts, welde den Durchzug der Lachje und Maifiſche zu den Laichjtellen vermitteln, ift die 


Schonzeiten. 
Wochenſchon⸗ 
zeit für Lachſe 
und Maifliche 
insbelonbere. 
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Fiſcherei auf Lachſe und Maifiſche mit Geräthen jeder Art auf die Dauer von 
24 Stunden in jeder Woche von Samſtag Abend 6 Uhr bis Sonntag Abend 6 Uhr verboten. 


8. 44. 


Ausnahmen Die Fifcherei auf Lachſe, anf Felhen (Maränen), auf Seeforellen und Saib- 
n —— linge (Rötheli) darf mit beſonderer bezirksamtlicher Etlaubniß auch während der Schon— 
auf Lachſe, zeiten ($. 41) betrieben werden, ſofern Sicherheit gegeben iſt, daß die Fortpflanzungsſtoffe 
— der gefangenen Fiſche zu Zwecken der künſtlichen Fiſchzucht Verwendung finden. In dieſer 
Vorausſetzung iſt die Lachsfiſcherei auch während der wöchentlichen Schonzeit (8. 41 letzter 
Anlage 1. Abſatz) geſtattet. Die näheren Vollzugsvorſchriften ſind in der Anlage I. abgedruckt. 
Die Genehmigung zur Fiſcherei auf andere Fiſcharten während der vorgeſchriebenen 
Schonzeit bleibt dem Miniſterium des Innern vorbehalten. 
Den Erlaubnißſchein zur Fiſcherei in den vorbezeichneten Fällen hat der Fiſcher ſtets 
bei ſich zu führen und auf Verlangen des Aufſichtsperſonals vorzuweiſen. Die ertheilte 
Erlaubniß kann jederzeit zurückgenommen werden. 


$. 45. 

Bejondere Die Schonzeiten für Karpfen, Scjleien und Barben finden für das Gebiet des Bodenſees 
— keine Anwendung. 

Boom. Zn der Zeit vom 15. April bis 31. Mai einſchließlich iſt im Gebiet des Bodenſees bie 


Fiſcherei mit Zugmeßen verboten. 

Die Fiicherei mit ſchwebenden Nepen am den tiefen Stellen des Sees, bei welcher jede 
Berührung der Halden, der Neijer und der Waſſerflora (Kräbs) vermieden wird, ferner bie 
Fischerei mit Steh: (Stell:) Neben und Böhren (Menjen), gleichviel wo dieje zur Aufftellung 
gelangen, endlich die Angelfiicherei bleibt auch während obiger Zeit für alle einer Schonung 
nicht unterworfenen Fiſcharten geftattet. 

Steh: (Stell:) Nebe dürfen im Bodenſee nur im einer Entfernung von 20 Meter in 
jeder Richtung von einander ausgejeßt werden. Bei bejonders jteilen Halden kann das 
Bezirksamt von dieſer Vorſchrift Nachſicht ertheilen. 

Unter Bodenſee iſt der Oberſee und Unterſee einſchließlich des den Ober- und Unterſee 
verbindenden Rheinlaufs verjtanden. 


8. 47. 
Ausnahmen Das vorftehende Verbot (8. 46) findet feine Anwendung auf Fiſche, zu deren Yang 


—— gemäß $. 44 Erlaubniß ertheilt worden ift, doch dürfen dieſelben während der Schonzeit nur 
verfanft 2c. werden, wenn fie mit einem Sontrolzeichen verjehen find. 
Telchen bedürfen eines Kontrolzeichens nicht. 
Silber: und Schwebforellen (3. 41 Abjag 2), welche während der für Sceforellen feit- 
gejepten Schonzeit (1. Oftober bis 31, Dezember) zum Verkauf oder VBerjandt gebracht werden, 
müſſen mit dem für Seeforellen vorgejchriebenen Kontrolzeichen verjehen jein. 
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Das Kontrolzeichen, deſſen Form durch das Minifterium des Innern bejtimmt wird, ijt 
von dem Auffichtöperfonal anzulegen, nachdem der Fiſcher nachgewieſen Hat, daß die Fort— 
pflanzungsftoffe zur künftlichen Filchzucht verwendet worden find oder daß die Fiſche zur Zeit 
des Fangs bereitö verlaicht Haben oder innerhalb der gebotenen Schonzeit nicht laichreif werden. 

In außerordentlichen Fällen (3. B. bei Abftichung von Teichen in Folge von Natur- 
ereigniffen, beim Abjchlagen von Wafjerläufen und dergleichen), in welchen zur Vermeidung 
größeren Nachtheils die jofortige Verwerthung der Fiſche geboten erjcheint, können die Bezirks— 
ämter unter den geeigneten Kontrofen die Veräußerung und Berjendung der Fangergebnifie 
ausnahmsweiſe zulafjen. 

Karlsruhe, den 22. März 1894. 


Großherzogliches Miniſterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Arnold.. 


Bekanntmachung. 
(Vom 27. März 1894.) 


Die Bieh-Einfuhr aus Deſterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öſterreich-ungariſchen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weitereö verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Ja— 
nuar 1893, Gejeßes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 


Die diesjeitige Bekanntmachung vom 26. Februar l. I. (Gejeges- und Verordnungsblatt 
Seite 48) tritt außer Wirkſamkeit. 


Karlsruhe, den 27. März 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A. 
Schenlel. 
Vdt. von Freydorf. 
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Anlage 


A, Oeſterreich. 


Böhmen: Bezirkshauptmannichaften: Tetichen, Schludenau, Rumburg, Gabel, Reichen— 
berg, Friedland, Gablonz, Semil, Turnau, Jiein, Podebrad, Jungbunzlau, 
Dauba, Böhmijch-Leipa und Münchengrätz, ferner die Stadt NReichenberg. 

Mähren: Bezirkshauptmannſchaften: Gödnig, Gaya, Ungariſch-Hradiſch, Ungariſch-Brod, 
Hollefhau, Prerau, Kremſier, Wiſchau und Proßnig, ferner die Städte 
Ungariſch-Hradiſch und Kremfier. 


B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Zins, Liptau, Thurocz, Trentichin, Neutra, Bars ımd 
Preßburg. 








u Drnd und Verlag von Malt & Dogel in Karlarube. 
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Gefeßes- und Derordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 





Karlsruhe, Mittwoch) den 25. April 1894. 


Juhalt. 


Verordnungen bed Miniſteriums bes Innern: die Schifffahrt und Flößerei auf dem Nedar betreffend; 
bie Wahrſchau ber Kettenſchleppzüge anf dem Nedar bei Heidelberg betreffend. 








Verordnung. 
(Vom 16, April 1894.) 
Die Schifffahrt und Flößerei auf dem Nedar betreffend. 


Unter Bezugnahme auf den von Baden, Württemberg und Heilen abgefchloffenen Staats— 
vertrag vom 1. Juli 1842 über eine Schifffahrtsordnung für den Nedar (Regierungsblatt 
1843 Seite 25) wird im Einverjtändnifje mit den zuftändigen Königlih Württembergiſchen 
und Großherzoglich Heſſiſchen Minifterien auf Grund des $. 366 Ziffer 10 des Reichsſtraf— 
geſetzbuchs und des 8. 148 Ziffer 1 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs für den Nedar von Lauffen 
abwärts? bis zur Ausmündung in den Rhein nachſtehende Polizeiordnung erlaffen und 
gleichzeitig beftimmt ; 

a. Mit dem Inkrafttreten der nachjtehenden Bolizeiordnung treten die Verordnungen 

vom 24. Mai 1884 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 153), 
vom 21. Dezember 1886 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 612), 
vom 25. September 1889 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 230), 
vom 20. Februar 1890 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 125), 
vom 16. März 1891 (Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 50) und 
vom 16. Juli 1891 (Gejehes- und Verordnungsblatt Seite 158) 
außer Wirkſamkeit; 
b. die bisher auögeftellten Nedarichifffahrtspatente gelten auch für die Strede von 
Lauffen bis Heilbronn. 


Karlsruhe, den 16. April 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eiſenlohr. 


Geſetzes und Verordnungsblatt 1894. 26 


Vdt. v. Grimm. 
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Polizei-Ordnung 
für Die 
Schifffahrt und Flößerei auf dem Nedar. 


8. 1. 
Berbot gegenſeitiger Behinderung und Beſchädigung. 

Die Führer von Fahrzeugen jeder Urt, worunter auch Flöße inbegriffen find, ſowie bie 
Beliger von Fähren, Babdanftalten und jonftigen auf oder an dem Nedar befindlichen Anlagen 
find verpflichtet, ihre Aufmerkjamfeit darauf zu richten, daß gegenjeitige Behinderungen und 
Beihädigungen vermieden werden. Während der Fahrt muß ftets ein Führer auf dem 
Fahrzeug anmwejend jein. 432 


Schiffsatteſt. 


Bevor ein Schiff ſeine erſte Fahrt auf dem Neckar antritt, hat der Eigenthümer oder 
Führer eine auf Grund ſachverſtändiger Unterſuchung zu ertheilende Beſcheinigung der zuſtän— 
digen Behörde eines Uferſtaates über die Tauglichkeit, die gehörige Ausrüſtung und die 
höchſte zuläſſige Einſenkungstiefe des Schiffs (Schiffsatteſt oder Beklopfbrief nach Formular 

— — I.) zu erwirken. Dieſe Unterſuchung iſt nach jeder weſentlichen Veränderung oder 
Ausbeſſerung des Schiffs, ald welche insbejondere die Erneuerung von Inhölzern oder Rippen 
angejehen wird, zu wiederholen. Jede Uferregierung kann, wenn fie es für angemefjen findet, 
eine Schiffsunterfuhung auf ihre Koften vornehmen Lafjen. 

Das Ergebniß jeder jpäteren Unterſuchung ift in das Schiffsatteft einzutragen. 

Das Schiffsatteft oder der Beklopfbrief muß ſich während der Fahrt ftet# an Bord 
befinden und ift auf Verlangen den Auffichtsbehörben vorzuzeigen. Für bie Rheinſchifffahrt 
ausgeftellte Attefte gelten auch für die Schifffahrt auf dem Nedar. 


8. 3. 
Bezeihnung des Schiffs und feiner höchſten zuläffigen Einjenkungstiefe. 

An jedem Schiff ift der Name und die Heimath desjelben auf beiden Seiten in deutlicher 
Schrift mit Buchſtaben von mindeftens 15 cm Höhe, welche in weißer Farbe auf dunklem 
Grunde angebracht find, zu bezeichnen. Außerdem ift an dem Schiff die durch bejondere 
Berordnung vorgejchriebene Bezeichnung der nad) der amtlichen Unterfuchung zuläffigen 
Einjenfungstiefe anzubringen. 
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Der Befiper beziehungsweife Schiffeführer hat für die Inftandhaltung dieſer Bezeich- 
nungen Sorge zu tragen. 
8. 4. 


Größte Belaftung des Schiffs. 
Kein Schiff darf derart belaftet werden, daß es tiefer geht als die Linie, durch welche 
die höchſte zuläffige Einſenkung bezeichnet ift. 


8. 5. 
Ausweife der Schifisführer und der Schiffsmaunſchaft. 

Zur Führung von Schiffen find nur diejenigen Perſonen zugelaffen, welche mit einem 
Patent über die Befugniß zum felbftändigen Betrieb dieſes Gewerbes auf dem Nedar 
(Scifferpatent) verjehen find. Zur Erlangung dieſes Patents ift nachzuweiſen, daß der 
Bewerber im Neichögebiet wohnhaft ift und die Schifffahrt auf dem Nedar mindeftens 
ſechs Jahre lang ausgeübt hat. 

Der Inhaber eines Rheinjchifferpatents wird zur Führung von Schiffen auf dem Nedar 
zugelafjen, wenn er nachweiſt, daß er außer der zur Erlangung des Rheinſchifferpatents 
erforderlichen Zeit noch mindeftens weiter zwei Jahre lang die Schifffahrt auf dem Nedar 
betrieben hat. Amtliche Beicheinigung über jeine Zulaffung wird dem Aheinichifferpatent beigefügt. 

Sol dad Patent zur Führung eines Dampfichiffs berechtigen, jo ift erforderlich, daß 
ber Bewerber mindejteng zwei Jahre der vorgefchriebenen Vorbereitungszeit die Dampfidifffahrt 
auf dem Nedar in der Betrieböweife, welche er auszuüben beabfichtigt, erlernt hat. 

Die Ausſtellung des Nedarjchifferpatents, beziehungsmweije die Beicheinigung auf dem 
Rheinfcifferpatent erfolgt auf Grund urkundlicher Nachweiſe — Schiffsdienſtbuch, Arbeitsbuch 
— über die zurüdgelegte Vorbereitungszeit durch die zuftändige Verwaltungsbehörbe besjenigen 
der drei Nedaruferftaaten Württemberg, Baden und Heffen, in welchem der Bewerber jeinen 
Wohnſitz hat. Hat derjelbe in feinem der genannten drei Nedaruferftaaten einen Wohnfig, 
fo fteht es ihm frei, in welchem MNedaruferftaat er die Ausftellung beziehungsweiſe die 
Beicheinigung nachſuchen will, 

Der Schiffsführer muß jein Patent während der Reife ſtets bei fich haben und ift aud) 
dafür verantwortlich, daß jeine Schiffsmannſchaft fih im Befig der für fie vorgejchriebenen 
Ausweiſe befindet. 

8. 6, 
Ausnahmen für Heinere Schiffe. 

Die vorstehenden Beftimmungen (88. 2—5) finden auf Schiffe, die eine Tragfähigkeit von 
weniger ald 15 Tonnen haben, jowie auf deren Führer und Bemannung feine Anwendung. 

Solde Schiffe müffen, wenn fie zur Beförderung von Laſten benüßt werden, entweder 


noch eine Borbhöhe von mindeftens 30 em über Waffer haben oder mit ftarten Aufjagbrettern 


(Windborden) von mindeftend 30 cm Höhe verjehen fein. 
26. 
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Die Ausnahmsbeftimmungen dieſes Paragraphen gelten nicht für Dampfichiffe, deren 
Führer und Bemannung. s 
.7. 


Länge und Breite der Schleppzüge. 

Die Schleppzüge auf dem Nedar dürfen feine größere Länge als 420 m haben. Bei 
Bemefjung diejer Länge ift auch der Schlepper und der Zwiſchenraum zwijchen letzterem 
und dem Anhang in Betracht zu ziehen. 

Die Breite der Schleppzüge darf auf der Flußftrede von Mannheim bis zu den Stein- 
brüchen oberhalb Nodenau bei km 63 höchſtens 11 m, von da an bis Lauffen höchſtens 9 m 
betragen. Auf der Flußftrede von km 63 bis Heilbronn dürfen übrigens leere Schiffe neben 
beladenen bis zu einer Breite von 11 m gefuppelt werben. 


8. 8. 
Floßſchein. 

Für jedes Floß hat der Eigenthümer, Spediteur oder Floßführer einen Floßſchein 
auszufertigen, in welchem Länge des Floßes, Zahl und Gattung der Stämme, ſowie Name 
des Eigenthümers und des Floßführers, Zahl der Floßmannſchaft, Abgangs- und Beſtim— 
mungsort des Floßes wahrheitsgetreu angegeben find. 

Wird unterwegs Holz verkauft, ſo iſt der Abgang im Einzelnen auf dem Floßſchein 
zu verzeichnen. 

Der letztere iſt beim Eintreffen des Floßes am Beſtimmungsort an die dortige Aufſichts— 
behörde (Hafenmeifter, Lauerauffeher) abzugeben, auch auf Verlangen jchon während der Reife 
den Auffichtsbeamten vorzuzeigen. 

Auf die Flußftrede Lauffen bis Heilbronn finden die Beſtimmungen diejes Paragraphen 
feine Unmendung. 8,9 


Bezeichnung des Floßherrn. 

Langholzflöße müfjen auf der Fahrt mit dem Namen oder der Firma des Floßheren 
(Eigenthümer oder Holzjpediteur) verjehen jein und zwar derart, daß dieſe Bezeichnung in 
einer gleichzeitig von beiden Ufern deutlich erkennbaren Schrift mit ſchwarzen, mindefteng 
15 em hohen Buchjtaben auf einer 4 m Hoch über dem Floß aufgeftedten weißen Tafel oder 
auf einem im gleicher Höhe zwiichen zwei Stangen auf dem Floß ausgefpannten Segeltud) 
angebracht ift. 

Auf die Flußftrede Lauffen bis Heilbronn findet dieje Vorschrift feine Anwendung. 


8. 10. 
Länge und Breite der Flöße. 


1. Die Flöße dürfen eine Länge von 300 m und eine Breite von 8,5 m nicht über: 
jchreiten. Wegen des Ausweitens dürfen fie eingebunden höchſtens 8,2 m breit fein, 
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Auf der Flußftrede Lauffen bis Heilbronn dürfen die Flöße eine Länge von 344 m *) 
und eine Breite von 4 m nicht überfchreiten. Wegen deö Ausweitens dürfen fie eingebunden 
höchftens 3,7 m breit fein. 

2. Flöße, in melden Eichenftämme eingebunden find, dürfen höchſtens 23 m lang und 
4,3 m breit fein. Auf der Flußftrede Lauffen bis Heilbronn darf die Breite höchſtens 
3,7 m betragen. 


8. 11. 
Ausrüftung und Bemannung der Flöße. 


1. Jedes Floß ift feit und lenkſam zu bauen und mit den zur ſicheren Führung nöthigen 
Geräthen auszurüften. 
2. Langholzflöße müffen folgendermaßen bemannt jein: 
a. auf ber Flußſtrecke Lauffen bis Heilbronn: 
bei einer Länge des Floßes 
bis zu 230 m mindeftens mit 4, 
von 231 m non 285 " " " 2 
286, „ „ 344 
tüchtigen Flößern. Wenn mehrere Flöhe zugfeidh jo geführt — daß fich die Mann— 
ſchaften erforderlichenfalls gegenſeitig Beiſtand leiſten können, ſo genügen auch für Flöße von 
231 bis 344 m Länge je 4 Mann. 
b. auf der Flußſtrecke von Heilbronn abwärts: 
bei einer Länge des Floßes 
bis zu 99 m mindeſtens mit 3, 
von 100 m „ „ 285 „ " " * 
n 286 a 300 " n 
tüchtigen Flößern. Unter die in a. und b. bezeichnete Zahl von — darf der Wahr: 
ſchauer nicht eingerechnet werden. Einer der Flößer ift ala Führer des Floßes zu beftellen. 
Wird auf dem Floß (a. und b.) Oberlajt (Sägewaaren, Stangen und dergleichen) 
geführt, jo ift die Bemannung je um einen tüchtigen Flößer zu vermehren, es ſei denn, daß 
die Oberlaft aus nicht mehr ald 1500 Stüd Brettern (Bord) befteht. 
3. Schollenflöße (Eichenholz und Sägemwaarenflöße), welche mit Ruder gefteuert werben, 
müſſen mindeftens mit zwei tüchtigen Flößern bemannt fein, von welchen der eine im Beſitz 
eines Nedarichifierpatents zu fein hat. 





) Anmerkung. Die einzelnen Geftöre eines Floßes find nad den auf denfelben eingeriffenen 
Beihen ihrer Länge aufzunehmen, wobei übrigens die durch die Weidengebinde gebildeten Zwiſchen— 
räume zwilchen den Geftören, ſowie ber bejtehenden Uebung gemäß auch das Bordergeftör außer Berech— 
nung bleiben. Die Gefammtlänge it durch AZufammenrechnen ber Längenmaße der einzelnen Geftöre 
zu erheben. 
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$. 12. 
Vollmacht deö Floßführers. 


Der Führer eines Langholzfloßes muß, wenn er nicht zugleich deſſen Eigenthümer iſt, 
von dieſem letzteren zu ſeiner Vertretung durch eine amtlich beglaubigte Urkunde bevollmächtigt 
ſein und dieſe Vollmacht auf der Reiſe ſtets mit ſich führen. 


8. 13. 
Wahrſchau der Flöße. 


Der Floßführer iſt verpflichtet, dem Floß einen Wahrjchauer vorauszuſchicken, welcher in 
einer Entfernung von mindejtens 2 und höchſtens 4 km dem Floß vorausfährt oder voraus: 
geht — letzterenfalls den Leinpfad einhaltend — und mit einer aus 16 roth und ſchwarz 
abmwechjelnden Feldern beſtehenden, mindeſtens 1 m im Geviert meljenden Flagge bei Un- 
näherung eines zu Berg gehenden Schiffs Zeichen gibt. 

Wenn zwei Flöße in einem Abſtande von 1—3 km von einander fahren, können deren 
Führer ſich eines gemeinjchaftlichen Wahrjchauers bedienen. Am Ende des erjten Floßes ift 
dann die Wahrſchauflagge aufzufteden. 

Wird die Weiterfahrt des gewahrjchauten Floßes durch unvorhergejehene Umſtände 
gehindert, jo hat der Floßführer jofort einen zweiten Wahrjchauer abzujenden, welcher den 
Betheiligten von dem Nichteintreffen des Floßes Nachricht gibt. 

Wenn der Flofführer den Wahrjchauer auf geringere Entfernung al® 2 km in Sicht 
befommt, jo muß das Flo angehalten werden, bis der vorgefchriebene Abftand zwiſchen dem 
Floß und dem Wahrfchauer wieder vorhanden iſt. 

Bon der Verpflichtung zur Abjendung eines Wahrſchauers find die Führer von Scholfen- 
flößen befreit. Auf jolden Flößen ift aber die WahrjchausFlagge (Abjag 1) an einer 
mindeftend 5 m hohen Stange zu führen. 


8. 14, 
Einhaltung des Fahrwegs. 
Kein Fahrzeug darf in den Weg eines anderen auf der Fahrt begriffenen bineinfahren 
oder dasjelbe jonftwie in feinem Lauf ftören. 

Flöße und zu Thal treibende Schiffe jollen, two es nad) der Beichaffenheit des Fahr: 
waſſers thunlich ift, jtetS die dem Leinpfad gegenüber liegende Seite des Fahrwaſſers einhalten. 
8. 16. 

Abftände anf der Thalfahrt. 


1. Zu Thal treibende Schiffe jollen nicht näher als in Abftänden von 100 m nad 
einander fahren. 
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2. Flöße haben eine Entfernung von minbeftens 1 km vom Ende des vorausgehenden 
bis zum Kopfe des nachfolgenden Floßes einzuhalten. 

3. Treibt das nachfolgende Fahrzeug ftärker als das vorausgehende, jo daß die vor- 
gejchriebenen Zwifchenräume ſich vermindern, jo hat das nachfolgende jeinen Lauf zu verzögern 
oder aufzuhalten. 

Died darf jedoch niemald in einer Furth, Enge, in der Bahn einer Fähre oder unter 
einer Brüde ftattfinden. 

4. Das Vorfahren ift nur unter den in $. 21 ff. bezeichneten Vorausfegungen geftattet. 


8. 16. 
Abftände anf der Bergfahrt. 


Zu Berg gehende Schiffe und Schiffszüge jollen einen Abjtand von mindeftens 150 m 
beobachten. 

Scleppzüge an der Kette müſſen unter ſich einen Abſtand von nicht weniger ald 6 km 
einhalten. 


8. 17. 
Signale der Kettendampfer. 


Die Führer der Kettendampfer haben Sorgfalt darauf zu verwenden, daß die Annäherung 
derjelben, zumal an Furthen, Engen, Krümmungen, Fähren und Brüden, den Führern der 
etwa entgegenfommenden Fahrzeugen, wie auch den Fährleuten jo rechtzeitig befannt gegeben 
wird, daß zum Ausweichen, Anhalten oder Beilegen Anstalt getroffen werden kann. 

Zu diefem Zweck werben vorbehältlich der in Abjab 4 bis 6 getroffenen Ausnahmen 
mit dem auf den SKettendampfern befindlichen Nebelhorn Signale gegeben. Diefelben beftehen: 

bei der Bergfahrt 

jeweil® in einem langen, etwa 10 Sekunden dauernden, an beſonders wichtigen 
Stellen in zwei oder drei folchen, in einer Zwiſchenpauſe von gleicher Dauer auf: 
einander folgenden Zeichen ; 

bei der Thalfahrt 

in je einem furzen, etwa 4 Sekunden dauernden Zeichen. 

Die Abgabe diejer Zeichen hat an den in der Anlage II. bezeichneten Stellen ftattzufinden. 
Bei dem Begegnen zweier Kettendampfer dürfen die Nebelhornfignale nur in kurzen 
Pfiffen bejtehen und zwar gibt der zu Berg fahrende Dampfer, wenn er den Thaldampfer 
in Sicht befommt, das Haltfignal mit drei raſch aufeinander folgenden Pfiffen, hierauf der 
Thaldampfer einen kurzen Pfiff zum „Vorrüden“ und bei Beginn der Weiterfahrt der 
Bergbampfer ebenfalls mit einem kurzen Pfiff das Signal „Achtung“ für die Bemannung 
des Anhangs. Weitere als die vorgejchriebenen Nebelhornfignale ſollen, insbefondere bei der 
Thalfahrt, nur in dringlichen Ausnahmsfällen gegeben werben. 
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In der Nähe der Stabt Heidelberg hat die Signalgebung unter Vermeidung von Nebel- 
bornfignalen in Gemäßheit der Anlage III. ftattzufinden. 

Bor der Abfahrt von Heilbronn nad) Lauffen find ftatt der Nebelhornfignale drei Gloden- 
zeichen abzugeben. 

Zur Nachtzeit (8. 30) Haben die in Abſatz 2 bis 5 bezeichneten Signale vorbehältlich 
der in $. 30 Ziffer 1 Abſatz 3 getroffenen Ausnahmebeftimmungen zu unterbleiben. 

8. 18. 
Sonftige Vorſchriften für fahrende Schiffe. 

1. Jedes zu Thal fahrende Schiff hat entweder die in $. 25 bezeichnete Signalflagge 
oder einen rothen Wimpel nicht unter 4 m über Bordhöhe zu führen. 

2. Mehr als zwei Schiffe dürfen niemals wuebeneinander gefuppelt fahren. Auf der 
Flußftrede Lauffen bis Heilbronn ift jede Nebeneinanderfuppelung von Schiffen verboten. 

3. Das Quertreiben der Schiffe ift unterjagt. 

4. Dampfichiffe Haben bei der Annäherung an Furthen, Engen, Krümmungen und 
Ueberfahrtsanftalten mit der Dampfpfeife einmal ein Signal zu geben. 


8. 19. 
Sonſtige Vorſchriften für fahrende Flöße. 


1. Die Flößer dürfen Sperren nur beim Anlanden und Ausweichen, niemals aber auf 
ſeichten Stellen des Fahrwaſſers gebrauchen. 

2. Die Flöße müffen während der Fahrt ftets nach Möglichkeit ftromrecht gehalten werden. 

3. Das Anfahren und Schleifen der Flöße an Brüden, ſowie an Uferbauten und Fluß: 
zeilen ift verboten. 

Nöthigenfalld Haben fich die Flößer auf legtere zu ftellen und das Floß mitteljt Stangen 
davon abzuhalten. 


8. 20. 
Borbeifahren von Schiffen, die fih in verfchiedenen Fahrwegen befinden. 

Schiffe, welche fi) in verfchiedenen Fahrwegen befinden, haben, wenn fie in berfelben 
oder in emtgegengejeßter Richtung an einander vorbeifahren, ihren vorherigen Fahrweg 
einzuhalten. 

$. 21. 
Borbeifahren von Schiffen und Flößen am einander im gleichen Fahrweg von genügender Breite. 
Allgemeine Beftimmung. 


Schiffe, welche fi in einem und demfelben Fahrweg befinden oder mit einem Floh ' 
zufammentreffen, dürfen nur dann im derfelben oder im entgegengefegter Richtung an einander 
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beziehungsmweife an dem Floß vorbeifahren, wenn das Fahrwaſſer nach dem jeweiligen Waffer- 
ftand unzweifelhaft hinreichenden Raum für die gleichzeitige Durdjfahrt gewährt. Sie Haben 
in dieſem Falle die nachſtehenden Vorjchriften ($$. 22 und 23) zu beachten. 


8. 22. 


Borbeifahren von Schiffen und Flöhen an einander im gleichen Fahrweg von genägender Breite in 
gleicher Richtung. 


—— in der gleichen Richtung vorbeigefahren werden ſoll (8. 21), gilt Folgendes: 

1. Will der Führer eines zu Thal treibenden Schiffs einem Floß oder einem andern 
langſamer treibenden Schiff vorfahren, ſo iſt dieſe Abſicht durch Aufhiſſen einer 
blauen Flagge und Zurufen zu erkennen zu geben. Das Floß oder das vordere 
Schiff weichen möglichſt nach dem linken Ufer aus, um das vorfahrende Fahrzeug 
zwischen fi und dem rechten Ufer vorbeizulaffen. 

2. Erreicht ein zu Thal gehendes Dampfichiff ein Floß oder ein vorausfahrendes Segel- 
ichiff, jo Hat der Führer des Dampfichiffs mittelft der Dampfpfeife ein furzes Signal 
zu geben und eine auf einer Stange angebrachte blaue Flagge nach derjenigen Seite 
des Fluſſes zu ſchwenken, welche das Floß oder Segelichiif einhalten jol. Das Floß 
oder Segelichiff hat das Zeichen zum Beweis des Verſtändniſſes in gleicher Weiſe 
zu wiederholen und jodann nach der ihm bezeichneten Richtung auszuweichen. 

3. Einem vom Ufer aus gezogenen Schiff darf immer nur auf der dem Leinpfad 
entgegengejegten Seite vorgefahren werden, nachdem der Führer des vorfahrenden 
Dampfſchiffs zuvor das in Ziffer 2 vorbejchriebene Signal mit der Dampfpfeife 
gegeben Hat. Das gezogene Schiff Hat auf das Signal ſich möglichſt dem Leinpfad 
zu nähern. 

4. Das Vorfahren darf nur in tiefen, breiten und geraden Streden des Fahrwaflers 
und nur dann geichehen, wenn der Schiffsweg fichtbar jo weit frei ift, daß ein 
Zujammentreffen mit einem entgegenfommenden Fahrzeug während des Vorfahrens 
nicht zu erwarten ift. 

Das Vorfahren unter Brüden oder in der Bahn einer Fähre ift verboten. 


8. 23. 


Borbeifahren von Schiffen und Flößen an einander im gleichem Fahrweg von genügender Breite in 
entgegengejegter Richtung. 
Wenn im entgegengejegter Richtung vorbeigefahren werden ſoll ($. 21), gilt Folgendes: 
1. Begeguen zu Thal gehende Fahrzeuge einem vom Land aus gezogenen Schiff oder 
Schiffzug, jo Haben letztere nad) der Leinpfadjeite, Flöße und zu Thal gehende Schiffe 
dagegen jtetö nad) der dem Leinpfad entgegengejegten Seite des Fahrwaſſers auszumeichen. 
2. Begegnet ein Dampfſchiff oder ein Schleppzug auf der Bergfahrt einem zu Thal 
gehenden Fahrzeug, jo ift in der durch 8. 22 Ziffer 2 bis 4 bezeichneten Weife zu 
verfahren. 
Beſetzes und Verordnungsblatt 1894. 27 
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8. 24. 
Berhalten beim Begegnen in Fahrwegen von nicht genügender Breite. 


Für Begegnungen von Schiffen, Schiffzügen jeder Art und Flößen in einem Fahrwaſſer, 
welches zur gleichzeitigen Durchfahrt nicht geniigende Breite bietet, gelten folgende Vorſchriften: 
1. Sieht der Führer eines zu Berg fahrenden Schiffs oder Schiffzugs voraus, daß er 
in einer Furth oder Enge mit einem Floß oder zu Thal treibenden Schiff zufammen- 
treffen könnte, jo hat das zu Berg fahrende Schiff (Schiffzug) unterhalb der Furth 

oder Enge zu halten, bis diejelbe von dem Floß oder Thalſchiff verlafjen ift. 

2. Befindet fid) das zu Berg fahrende Schiff oder der Sciffzug bereit in der Furth 
oder Enge oder hat der Kettendampfer auf der Vergfahrt das unterhalb für die 
Einfahrt vorgejchriebene Signal jchon abgegeben, jo muß das Floß oder Thalſchiff 
oberhalb jo lange warten, bis das Schiff oder der Schiffzug durchgefahren ift. 

Das Floh oder Thalſchiff Hat ſodann bei der Weiterfahrt gegenüber andern 
Flößen oder Thaljchiffen thunlichſt diejenige Reihenfolge einzunehmen, in welcher es 
angekommen ift. 

8. 25. 


Befondere Beitimmungen für die Ketteuſchleppzüge. 


1. Das Wechſeln der Kettendampfer darf nur an ſolchen Stellen gejchehen, wo hierdurd) 
für die übrige Schifffahrt, die Flößerei und den Betrieb der Ueberfahrten feine Störung entfteht. 

2. Die Führer der dem Kettendampfer angehängten Fahrzeuge müfjen für jedes Fahrzeug 
mit einer Signalflagge und einer Signallaterne von weißem Glas verjehen jein. 

Die Flagge hat aus rothem Tuch mit einem eingejegten quabratijchen Feld von weißer 
Farbe zu beftehen und foll in der Länge mindejtens 80 cm, in der Breite mindeftens 60 cm 
mejjen. 

Während der Fahrt joll, vom Kettendampfer aus ſichtbar, mindeftend 4 m über Bordhöhe 
beziehungsweije Oberlaft, bei Tag die Flagge, bei Nacht die heilleuchtende Signallaterne auf 
dem angehängten Fahrzeug aufgehißt fein. 

Hält der Führer eines angehängten Fahrzeugs wegen drohender Gefahr das Anhalten 
(Stopen) des Zugs für geboten, jo hat er die Flagge (beziehungsmweife bei Nacht die Laterne) 
zu jtreichen ; jofort it alsdann das gleiche Signal von den Führern aller Fahrzeuge zu geben, 
welche ji) zwijchen dem bezüglichen Fahrzeug und dem Kettendampfer befinden. Ans einem 
andern als dem angeführten Grunde das Anhaltefignal zu geben, ift verboten. 

Auf das gegebene Signal hat der Kettendampfer alsbald anzubalten. 

3. Bei der Annäherung an eine Krümmung haben die Kettendampfer langjam zu fahren. 


8. 26. 
Bejondere Beftimmungen für Dampfſchiffe überhaupt. 
In der Nähe von zu Flußbanarbeiten dienenden Vorrichtungen (Bagger, Hebmaſchinen 
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und dergleichen) müſſen Dampfichiffe mit verminderter Kraft fahren; das Gleiche hat zu 
geichehen in der Nähe von Fahrzeugen und Fähren, welche durd) den Wellenfchlag zu Schaden 
kommen könnten, 

8. 27. 


Befondere Borjhriften für die vom Ufer aus gezogenen Schiffe, 


1. Die vom Ufer aus gezogenen Schiffe Haben fich ftets jo nahe als möglich am Leiupfad 
zu halten. 

2. Die Halftreiter haben beim Schiffzug überall den Leinpfad in der bejtimmten Breite 
einzuhalten, es jei denn, daß bei niederem Wafjerjtand im Flußbett ſelbſt geritten werden 
kann; legteren Falls find die an ſolchen Stellen angelegten Ab: und Aufritte zu benützen. 

3. Mehr als drei Pferde dürfen nie an einem Stichleile gehen. 


8. 28. 
Fahren durch Brüden und bei Fähren. 


1. Alle Schiffs: und Floßführer find zur Befolgung der für Brüden und Fähren ertheilten 
befonderen Borjchriften verpflichtet. 

2. Während der Durchfahrt durch Brüden darf auf Dampfichiffen kein Durchſtoßen des 
Feuers oder Aufwerfen von Kohlen jtattfinden. 


8. 29, 
Berpflidhtungen bezüglich der Fähren. 


1, Die Fahrnähen und fliegenden Brüden follen, wenn in der Fährordnung Anderes 
nicht beftimmt it, an dem Ufer, welchem der Schiffsweg näher anliegt, nicht länger halten, 
al3 zum Ein- und Abladen unbedingt erforderlid) iſt. 

2. Die Fähre darf nicht abfahren, wenn fi ein Schiff, Schiffzug oder Floh der Fähre 
joweit genähert hat, daß ein Zufammentreffen der letzteren mit den auf der Fahrt begriffenen 
Fahrzeugen zu befürchten ift. 

Zur genauen Beobachtung diefer Vorſchrift werden bei jeder Fähre auf eine mach der 
Dertlichkeit zu bemefjende Entfernung ober: und unterhalb Wahrjchaupfähle errichtet. Sobald 
das Schiff oder das Vordertheil des Floßes diefe Wahrjchau erreicht hat, iſt der Führer der 
Fähre verpflichtet, da8 Fahrwafler freizubalten, beziehungsmweife unverzüglich frei zu machen. 

3. Die gleiche Verpflichtung liegt dem Fährmann auch dann ob, wenn Schiffe oder 
Flöße oberhalb der Fähre abfahren. In diefem Fall Hat der Schiff: oder Floßführer dem 
Fährmann jeine Abficht zu erkennen zu geben, bevor er Anftalten zum Ablegen macht. 

4. Vor der Abfahrt hat der Fährmann ein weithin vernehmliches Zeichen mit der Glode 
zu geben. 

5. Wird die Fähre bei Nacht betrieben, oder muß das Fährſchiff wegen bejonderer 
Umstände während der Naht an dem dem gewöhnlichen Liegeplab entgegengejehten Ufer bei- 

27. 
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gelegt werden, jo ift auf dem gegen das Fahrwaſſer gewendeten Theil des Schiffs eine weißes 
Licht zeigende Hellleuchtende Laterne 5 m hoch über dem Waſſer anzubringen. 

6. Die Fahrzeuge der Gier-Fähren müjlen, wenn fie außer Betrieb find, derart angelegt 
werden, daß durch ihre Giervorrichtung der Fahrweg nicht beſchränkt wird. 


8. 30, 
fahren bei Nadıtzeit und Nebel. 


1. Zur Nachtzeit, d. 5. eine Halbe Stunde nach Sonnenuntergang bis eine halbe Stunde 
vor Sonnenaufgang, ſowie bei Nebel, dichtem Schneegeftöber und anderem Unmetter ift der 
Schiff: und Floßverfehr auf dem Nedar unterjagt. 

Ausgenommen von diejem Verbot ift bei Mond- oder Sternenhelle die Kettenſchleppſchiff— 
fahrt ſowohl zu Berg als zu Thal, ſowie weiter die jonftige Schifffahrt zu Berg. 

Auf der Strede zwilchen Zwingenberg und Ziegelhaufen dürfen zur Nachtzeit bei 
Mond: oder Sternenhelle in den Monaten Mai, Juni und Zuli Schiffe mit hoher Ladung 
(3. B. Rinde, Stroh, Heu) zu Thal fahren. Diefelben Haben außer der Laterne am Mafte 
(Ziffer 2 Abſatz 2) je eine Hellfeuchtende Laterne mit weißem Licht am Bug und am Heck 
zu führen. Der Schiffer hat die Abficht, bei Nacht zu Thal zu fahren, der Inſpektion der 
Schleppichifffahrt in Mannheim jpäteftens 24 Stunden vor feiner Abfahrt telegraphijch mit: 
zutheilen. Im diefem Fall haben die Kettendampfer die vorgejchriebenen Signale auf ber 
bezeichneten Flußſtrecke auch während der Nachtzeit bis nad) erfolgter Begegnung mit bem 
Thalſchiff abzugeben. 

2. Wenn Fahrzeuge von dem Eintritt der Nacht von Nebel, Schneegeftöber oder anderem 
Unmetter überfallen werden, jo müſſen fie an der nächiten geeigneten Stelle beilegen und bis 
fie dahin gelangen, fi) durch Rufen, beziehungsweiſe durch die Dampfpfeife fortgefegt 
bemerflich madıen. 

Bei Nachtzeit ift überdies auf dem Vordertheil des Fahrzeugs eine weißes Licht zeigende 
hellleuchtende Laterne mindeſtens 4 m hoch über Bord, bei Flößen über Waſſer anzubringen. 

3. Dei Nachtzeit Haben die zu Berg fahrenden Dampfer und vom Land aus gezogenen 
Schiffe zwei weißes, zu Thal fahrende Kettendampfer zwei rothes Licht zeigende bellleuchtende 
Laternen übereinander mindeftens 4 ın über Ded zu führen. 

Außerdem muß jedes in einem Schiffzug befindliche Fahrzeug eine Signallaterne führen, 
wie in $. 25 Ziffer 2 vorgeichrieben ift. 

8. 31. 


Einftellung der Flößerei bei hohem Waſſerſtande. 

Zu Lauffen, Heilbronn, Diedesheim, Eberbach, Heidelberg und nach Bedürfniß auch 
anderwärts werden an einem vom Fluß aus leicht fichtbaren Pla Marken angebracht, deren 
unterer Rand die Höhe des fteigenden Waſſers, bei welchem die Flößerei einzuftellen ift, 
deren oberer Nand die Höhe des fallenden Waſſers, bei welchem die Flößerei beginnen oder 
fortgejegt werden darf, bezeichnet. 
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8. 32. 
Berhalten der Schiffe und Flöße bei niederem Waſſerſtande. 


1. Bei niedern Wafferftänden ift "der Führer eines Schiffs verpflichtet, die Belaftung 
desjelben derart zu bejchränfen, daß der tieffte Theil des belafteten Schiff3 an der jeichteften 
Stelle des Fahrwaſſers noch wenigſtens 6 em über der Flußſohle bleibt. 

2. Wenn bei drohender oder eingetretener Einengung oder Sperrung des Fahrwaſſers 
zur Befeitigung derſelben Bagger: oder Räumungsarbeiten vorgenommen werben, jo haben 
fi die Führer der Fahrzeuge dem Hinfichtlicd des Verkehrs an ſolchen Stellen Seitens der 
Flußbaubehörde ergebenden Anordnungen unbedingt zu fügen. 

Die Flußbaubehörde ift in einem folchen Fall ermächtigt, im öffentlichen Intereſſe eine 
theilweife oder gänzliche Sperrung des Fahrwegs anzuordnen. Die Schifffahrt: und Flößerei— 
treibenden werden von der getroffenen Anordnung durch Aufftellung einer Wahrjchau ober: 
und unterhalb der gefperrten Stelle, ſowie in geeigneten Fällen noch durch öffentliche Bekannt: 
machung in Kenntniß geſetzt. 

8. 33. 


Verhalten beim Feſtfahren oder Berfinten. 


1. Sit ein Fahrzeug im Fluß feftgefahren oder geſunken, jo ift vom Führer ein Wahr- 
ſchauer aufzuftellen, welcher den Führern fich nähernder Fahrzeuge durch Zeichen und Zuruf 
zu erkennen gibt, daß und wo das Fahrzeug feitgefahren oder gejunfen ift, und wenn durch 
legteres die Schiff: oder Floßfahrt gehindert ift, die Schiff- und Floßführer zum Beilegen 
auffordert. 

Diefe Wahrichau muß ſowohl bei Tag als auch ($. 30 Ziffer 1) bei Nacht aufgeftellt fein: 

a. für die zu Thal fommenden Fahrzeuge an einer 5 kn flußaufiwärts vom 
Unfalldort entfernten geeigneten Uferftelle ; 

b, für die Bergicdifffahrt, wenn das Fahrzeug in einer Krümmung feitliegt, am 
unteren Ende der Krümmung, minbeftens aber 1 kın von dem Unfallsort; Liegt 
fegterer nicht in einer Krümmung, fo genügt zur Warnung fir die Bergicifffahrt 
die Aufftellung des Wahrſchauers während der Nacht. 

2. Kann das Fahrzeug nicht alsbald wieder flott gemacht werden, jo ift der nächſt erreich- 
baren Ortspolizeibehörde, jowie der Flußbaubehörde jchleunigit davon Nachricht zu geben. 
Die Ortöpolizeibehörde wird alsdann fofort eine öffentliche Belfanntmahung darüber erlaſſen, 
daß und wo das Fahrzeug feitgefahren oder gejunfen ift. Ehe diefe Bekanntmachung erfolgt, 
beziehungsweife ehe das Fahrzeug flott gemacht oder weggeräumt ift, darf der Wahrjchauer 
(Ziffer 1) nicht eingezogen werden. 

3. Der Ort des feftgefahrenen oder gejunfenen Fahrzeugs ift bei Nachtzeit durch eine 
weißes Licht zeigende heflleuchtende Laterne zu bezeichnen, welche derart angebracht ift, daß 
fie insbefondere für die zu Berg fahrenden Schiffer fichtbar ift. It das Fahrzeug ganz 
unter Waſſer gejunten, jo ift die Stelle noch weiter durd) einen Döpper oder eine Stange 
mit weißer Flagge zu bezeichnen. 
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Sofern der Führer des feſtgefahrenen oder geſunkenen Fahrzeugs dieſer Verbindlichkeit 
nicht nachkommt, fo hat die nächſte Ortspolizeibehörde auf ſeine Koſten für die gedachte 
ar zu forgen. 

. Der Führer (oder Eigenthümer) des feftgefaßcenen oder gejunfenen Fahrzeugs hat 
TE bie geeigneten Anftalten zu deſſen Flottmachung oder Wegräumung zu treffen und 
zwar mit befonderer Beichleunigung dann, wenn durch den Unfall die Schiff: oder Floßfahrt 
gehindert oder gefährdet ift. 

Die Befeitigung von Schiffen, Flößen und andern Gegenftänden, welche geſunken, geftrandet 
oder auf den Grund gerathen find, kann durch die zuftändige Behörde, wenn ſolche nad 
deren Anficht die Schifffahrt hindern oder gefährden, unbejchadet des Anſpruchs auf Erſatz 
der ihr hiedurch erwachienden Koſten veranlaßt werben. 

Die Befeitigung erfolgt, wenn ſolche nach Anficht der zuftändigen Behörde Feinen 
Auffchub leidet oder wenn die Betheiligten fie verweigern oder nicht anzutreffen find, ohne 
Weiteres. In andern Fällen wird den Betheiligten eine angemefjene Frijt gejebt. Erfolgt 
innerhalb derjelben die Bejeitigung nicht oder nicht volljtändig, jo wird fie jtaatsfeitig 
herbeigeführt. 

5. Die Beitimmungen unter Biffer 1 bis 4 finden gleichmäßig Anwendung, wenn Bad— 
anftalten, Filchfäften und ähnliche Gegenftände abgetrieben find. 


8. 34. 
Berhalten während des Stillliegens. 


1. Wenn Fahrzeuge außerhalb der Häfen oder genehmigten Landungspläbe halten oder 
bor Anfer gehen, jo müſſen fie gehörig befeitigt und jederzeit jo gelegt werden, daß der 
Fahrweg für die durchgehende Schiff: und Floßfahrt offen bleibt. 

Auf den Flößen muß überdies bei Tag und Nacht eine Wache vorhanden jein. 

Anker follen nicht ins Fahrwaſſer ausgeworfen werden. Wenn ein Nothfall dies jedoch 
nicht vermeiden läßt, ift jeder ausgeworfene Unter mit einem Döpper zu verjehen. 

2. Außerhalb der Häfen oder genehmigten Landungspläge dürfen in der Flußbreite nicht 
mehr als zwei Schiffe neben einander und Flöße nur vereinzelt, d. h. nicht neben audere 
Fahrzeuge angelegt werden. 

In Furthen und Engen dürfen Fahrzeuge weder Halten noch beilegen, ebenjowenig in 
der Nähe von Fähren im der durch Wahrjchaupfähle bezeichneten Entfernung (8. 29 Ziffer 2), 
ſofern nicht dajelbft ein genehmigter Landungs- oder Liegeplatz vorhanden ift. 

3. Beim Vorbeifahren der vom Ufer aus gezogenen Schiffe haben am Leinpfadufer 
liegende Schiffe den Maft niederzufegen. 

4. Die Bemannung der am Leinpfabufer Tiegenden Fahrzeuge hat bei der Leitung der 
Zugleine des vorbeifahrenden Bergichiffs behütflich zu fein. 

5. Sofern ausnahmsweije Fahrzeuge außerhalb der Häfen und genehmigten Landungs- 
pläge am Leinpfadufer oder im Bergweg ftill Liegen, müſſen fie zur Nachtzeit mit weißes 
Licht zeigenden Hellleuchtenden Laternen verjehen fein. 
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Diefe Laternen find gegen das Fahrwaſſer hin: auf Flößen an beiden Enden 4 m über 
Waller, auf Schiffen 4 m über Ded, beziehungsweije über Oberlaft und zwar bei Schlepp- 
zügen auf dem vorderften und hinterften Fahrzeug aufzuzichen. 

Darf auf dem Schiff wegen der Ladung fein Licht gemacht werden, jo muß während der 
Nacht eine Wache aufgeftellt jein, welche die fich nähernden Schiffe rechtzeitig durch Zuruf zu 
warnen hat. 

8. 35. 


Fahren über verſenlte Telegraphentabel. 
Ober: und unterhalb derjenigen Stellen, an welden Telegraphentabel in das Flußbett 
eingelegt find, werden Warnungszeichen angebracht. 
Innerhalb der jo bezeichneten Strede ift das Ankerwerfen, Ankerſchleppen und Floß— 
jperren unterjagt. 
8. 36. 
Freihaltung der Leinpfade. 


Weder auf noch an dem Leinpfad dürfen Anlagen errichtet oder Gegenftände gelagert 
werden, welche die Ausübung des Schiffzugs hindern fünneu. 


8. 37, 
Beförderung von Sprengitoffen. 


Hinfichtlich des Verkehrs mit Sprengftoffen auf dem Nedar wird auf die zufolge 
Bereinbarung der Bundesregierungen erlafjenen Bejtimmungen über den Berfehr mit Spreng- 
ftoffen *) verwiejen. 

8. 38. 


Befördernug fenergefährlicher, nicht zu den Sprengftoffen gehörender Gegenftände. 


1. Als fenergefährlich im Sinne diefer Polizeiordnung gelten folgende Gegenftände: 
a, Nohpetroleum und defjen Deftillationsprodufte (Petrolenmaether, Gafolin, Neolin, 
Benzin, Ligroin, Naphta, Petroleumefjenz, gereinigtes Petroleum, Putzöl, Schmier- 
öle u. ſ. w.); 
b. alle aus Theer oder Theeröfen (Harz-, Steinkohlen-, Braunkohlen-, Torf: und 
Schiefertheer) bereiteten flüchtigen Stoffe; 
ce. Schwefelaether, (Aethylaether), Kollodium und Schwefelfohlenftoff (Schwefelalkohol); 
d. rothe rauchende Salpeterjäure; 


*) Baden: PVerordnung vom 8. November 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 197), 
ergänzt dutch Verordnung vom 8. März 1894 Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 117), und bins 
fichtlich der Verſendung von Sprengjtoffen und Munitionsgegenftänden der Militär- und Marine- 
verwaltung Verordnung vom 18. März 1894 (Geſetzes- und BVerorbnungsblatt Seite 118). 
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e. weißer und gelber, ſowie rother (amorpher) Phosphor ; 
f. Bucher’jche Feuerlöfchdofen. 

Die in lit. a. und b. bezeichneten Gegenftände werden in drei Klaſſen eingetheilt, je 
nachdem fie bei 17,5 Grab Eelfius ein fpezififches Gewicht Haben von: 

(Kaffe 1.) mindeftens 0,780 (fogenanntes Teftpetroleum, Benzol, Toluol, Xylol, Cumol, 

Mirbanöl, Solaröl, Photogen u. ſ. w.), 

(Klafje 11.) weniger als 0,780 und mehr als 0,680 (Benzin, Ligroin, Pugöl u. |. w.), 

(Kaffe 111.) 0,680 oder weniger (Betroleumaether, Gafolin, Neolin u. ſ. w.). 

U. Die in Ziffer 1. lit. a. und b. genannten Gegenstände dürfen auf dem 
Nedar nur befördert werden entweder 

a. in dichten und widerftandsfähigen Metallgefäßen, oder 

b. in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug; 

die Gegenstände der Klaffen I. und II. außerdem 

e. in bejonders guten, dauerhaften Fäffern. 

Bei der Beförderung in Gefäßen aus Glas oder Steinzeug find noch folgende Vorſchriften 
zu beachten: 

1. Werden mehrere Gefäße in einem Frachtftüce vereinigt, jo müſſen diefelben in ftarfe 
Holzfiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuforienerde oder anderen loderen Subjtanzen 
feſt verpadt fein, 

2. Bei Einzelverpadung ift die Verſendung der Gefäße in joliden, mit einer guten 
Schupdede, jowie mit Handhaben verjehenen und mit hinreichendem Berpadungsmaterial 
eingefütterten Körben oder Kübeln zuläſſig; die Schußdede muß, falls fie aus Stroh, Nohr, 
Schiff oder ähnlichem Material bejteht, mit Lehm- oder Kalkmilc oder einer gleichartigen 
Materie unter Zujag von Wafjerglas getränft fein. Das Bruttogewicht des einzelnen Kollo 
darf für die Stoffe der Klaſſe I. bei Verwendung von Glasgefäßen 60 Kilogramm, bei Ber: 
wendung von Gefäßen aus Steinzeug 75 Kilogramm und für die Stoffe der Klafjen IE. und 
III. bei Verwendung beider Arten von Gefäßen 40 Kilogramm nicht überjteigen. 

Jedes Frachtſtück, welches Gegenftände der II. und 11. Klaſſe enthält, iſt mit einer 
deutlichen, auf rothem Grund gedrudten Muffchrift „Feuergefährlich” zu verjehen. Körbe und 
Kübel mit Gefäßen aus Glas oder Steinzeug, welche Gegenftände der Klaſſen IL, und III. 
enthalten, haben außerdem die Aufichrift: „Muß getragen werden“ zu erhalten. 

Ill, Schwefelaether (Methylaether) jowie Kollodium dürfen nur in vollfommen 
dicht verſchloſſenen Gefäßen aus Metall oder Glas verjendet werden. Die Verpadung diejer 
Gefäße, und zwar fowohl der Metall: wie der Glasgefäße muß bei Vereinigung mehrerer 
Gefäße in einem Frachtſtücke den in Ziffer I. 1, und bei Einzelverpadung den in Ziffer II. 2. 
gegebenen Vorſchriften entiprechen mit der Maßgabe, daß bei Einzelverpadung das Brutto- 
gewicht des einzelnen Kollo 60 Kilogramm nicht überfteigen darf. 

IV. Schwefelkohlenſtoff (Schwefelaltohol) darf nur befördert werden entweder : 

1. in dichten Gefäßen aus ftarfem, gehörig vernietetem Eiſenblech bis zu 500 Kilogramm 
Inhalt; 
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oder 2. in Blechgefäßen von Höchitens 75 Kilogramm brutto, welche oben und unten 
ducch eijerne Bänder verftärkt find. Derartige Gefäße müſſen entweder von geflochtenen 
Körben oder Kübeln umjchlojjen oder in Kiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Jufuforienerde 
oder andern, loderen Subjtanzen verpadt jein; 

oder 3. in Glasgefäßen, die in jtarfe Holzfiften mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, 
Infuforienerde oder anderen loderen Subjtanzen eingefüttert jind. 

V. Die Beförderung der rothen raudenden Salpeterjäure unterliegt folgenden 
Borjchriften: 

Falls diejelbe in Ballons, Flaſchen oder Krufen verjchiet wird, jo müſſen die Behälter 
dicht verjchlofjen, wohl verpadt und in bejondere, mit ftarfen Vorrichtungen zum bequemen 
Handhaben verjehene Gefäße oder gefluchtene Körbe eingeichloffen fein. Die Ballon und 
Flajchen müſſen in den Gefäßen mit einem mindeftens ihrem Inhalte gleichtommenden Volumen 
getrodneter Infuſorienerde oder anderer geeigneter, trodenerdiger Subjtanzen umgeben jein. 

Falls diejelbe in Metallbehältern verjendet wird, jo müſſen die Behälter vollfommen dicht 
und mit guten Verjchlüffen verjehen jein. 

VI. Weißer und gelber Phosphor muß mit Wafjer umgeben in Blechbüchſen, 
welche höchſtens 30 Kilogramm faſſen und verlöthet find, in ftarke Kiſten feſt verpadt fein, 
Die Kiſten müfjen außerdem zwei ſtarke Handhaben befigen, dürfen nicht mehr als 100 Kilo: 
gramm wiegen und müflen äußerlich als „gewöhnlichen gelben (weißen) Phosphor enthaltend“ 
und mit „oben” bezeichnet fein. 

Rother (amorpher) Phosphor ift im gut verlöthete Blechbüchſen, welche in jtarfe 
Kiften mit Sügejpähnen eingejegt find, zu verpaden. Dieje Kiften dürfen nicht mehr als 
90 Kilogramm wiegen und müſſen äußerlich als „rothen Phosphor enthaltend” bezeichnet ſein. 

VO. Bucher'ſche Feuerlöſchdoſen dürfen nur in blechernen Hülſen befördert 
werden. Dieje Hüljen müjjen in Kiftchen eingeftellt werden, welche höchſtens 10 Kilogranım 
faffen und inwendig mit Papier verflebt find. Dieſe Kijten müfjen fodann in größere, gleich: 
fall3 mit Bapier ausgeflebte Kiſten verpadt werden. 

VII. Falld die in den Ziffern II. und III. aufgeführten Chemikalien in Mengen von 
nicht mehr als 10 Kilogramm zum Berjandt kommen, ift es geftattet, fie jowohl mit einander 
als mit andern, weder zu den Sprengitoffen noch zu den äbenden und fenergefährlichen Stoffen 
gehörigen Gegenftänden in ein Frachtſtück zu vereinigen. Sie müſſen dabei in dicht ver— 
ſchloſſenen Glas- oder Blechflaſchen mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuforienerde oder 
andern loderen Subjtanzen in ftarfe Kiſten feit eingebettet fein. 

Die rothe rauchende Salpeterjäure darf in der gleichen Menge und in der gleichen Weiſe 
nur mit gleichen Mengen andrer Mineraljänren, mit Ausnahme von Brom, und mit andern, 
weder zu den Spengftoffen noch zu den äbenden und feuergefährlichen Stoffen gehörigen 
Gegenftänden in ein Frachtftiid vereinigt werden. 

Schwefeltohlenftoff im Gewichte von höchſtens 2 Kilogramm darf mit andern, weder zu 
den Sprengitoffen noch zu den ätzenden und fenergefährlichen Stoffen gehörigen Gegenjtänden 
zu einem Frachtſtück vereinigt werden, wenn der Schwefelfohlenftoff ſich F— dicht verſchloſſenen 

Geſehes und Berordnungsblatt 1894, 
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Blechflafchen befindet und mit dem übrigen Inhalte des Frachtſtückes in eine ftarfe Kifte 
mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl oder andern loderen Subjtanzen feft eingebettet ift. 

Die Vereinigung von Phosphor und Bucher’ichen Fenerlöfchdojen mit andern Gegen- 
jtänden zu einem Frachtſtücke ift aud in Heinen Mengen nicht ftatthaft. 

IX. Die in den Ziffern II. big VIII. genannten Behälter (Gefäße aus Metall, Fäfler, 
Kiften, Kübel und Körbe) müſſen auf den Schiffen jo verftant fein, daß fie weder an einander 
ftoßen noch herabfallen können. 

X. Feuergefährliche Gegenftände dürfen auf Dampfidiffen nur auf dem Verde, auf 
Schiffen, welche zur Perjonenbeförderung dienen, überhaupt nicht verladen werden, 

XI. Schiffsräume, in welchen fenergefährliche Gegenſtände untergebracht find, dürfen nur 
mit Sicherheitslampen betreten und es darf im ihmen nicht geraucht mwerden. Liegen jolche 
Näume unter Ded, jo müfjen fie eine wirkſame DOberflächenventilation haben. 

Offenes Feuer darf auf Fahrzeugen, welche feuergefährliche Gegenjtände geladen haben, 
nicht bremnen. 

Die Schornfteine der Kambufen folder Fahrzeuge müfjen mit Funfenfänger verjehen fein. 

Auf Ded verladene feuergefährliche Gegenftände find mit Dichtfchließenden Blantüchern 
bedeckt zu halten. 

XII. Fahrzeuge, welche feuergefährliche Stoffe geladen Haben, follen bei Tag eine blaue 
Flagge mit einem großen weißen F. (lateiniſche Drudjchrift), bei Nacht eine blaue Laterne 
führen; diejelben müflen mindeſtens 4 Meter über Bord am Mafte oder an einer Stange 
befeſtigt fein. 

Sole Fahrzeuge dürfen nur in einer Entfernung von mindeftens 150 Meter von 
andern Fahrzeugen oder von bewohnten Gebäuden anlegen, joferne nicht von der Hafenbehörde, 
und außerhalb der Häfen von der Ortspolizeibehörde das Anlegen in einer größeren Ent: 
fernung vorgejchrieben oder in einer Hleineren Entfernung gejtattet wird. 

Dieſe Beitimmungen finden feine Anwendung auf Fahrzeuge, welche nur kleine Mengen 
(bis zu 10 Kilo, bezw. bei Schwefelfohlenftoff bis zu 2 Kilo, vergl. Ziffer VIIL) der ein- 
zelnen feuergefährlichen Stoffe, jei es in vorjchriftsmäßiger Einzelpadung, ſei es in vorſchrifts— 
mäßiger Zujammenpadung mit andern Gedenftänden (Ziffer VIII.) mit ſich führen, unter 
der Borausjegung, daß das Gejammtgemwicht der jo mitgeführten Heinen Mengen feuergefähr- 
licher Stoffe 40 Kilo nicht erreicht. 

XIII. Sobald ein mit fenergefährlichen Gegenftänden beladenes Fahrzeug feinen Be- 
ftimmungsort erreicht hat, muß der Führer die geladenen feuergefährlichen Gegenftände ihrer 
Menge und Urt nach der zuftändigen Polizei oder Hafenbehörde unverzüglich angeben und 
jein Fahrzeug ſogleich auf die angewieſene Liegejtelle Legen. 

XIV. Soll ein Fahrzeug feuergefährliche Gegenftände laden oder ſolche Löfchen, jo Hat 
der Führer davon der zujtändigen Ortspolizei- oder Hafenbehörbe vorher Anzeige zu machen. 

Dieje Behörde bezeichnet die Liegeftelle, wo das Laden oder Löſchen vorzunehmen, und 
die Friſt, binnen welcher es zu beginnen und zu beenden ift. Die Liegeftelle ſoll von 
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bewohnten Gebäuden möglichft entfernt fein. Ohne gejchäftliche Veranlaſſung ift der Zutritt 
zur Liegeftelle nicht geftattet. 

Beim Laden und Löfchen darf nicht geraucht, auf dem Fahrzeuge und in der Nähe des 
Liegeplages auch weder Feuer gemacht, noch offenes Licht gebraucht werden. 

Bei Dunkelheit ift das Laden und Löjchen nur mit bejonderer Erlaubniß der Orts— 
polizeis oder Hafenbehörde und nur unter Beleuchtung mit feitftehenden Laternen, die mins 
deſtens zwei Meter über dem Arbeitsboden angebracht find, geitattet. 

Bei der Ladung wie beim Löjchen dürfen die Körbe und Kübel mit Gefäßen aus Glas 
oder Steinzeug, welche Stoffe enthalten, die zu den Klaſſen IL. und IIT. der in Ziffer 1. lit. 
a. und b. bezeichneten Gegenftände gehören, nicht auf Karren gefahren, noch auf Schulter 
oder auf dem Rüden, jondern nur an ben an den genannten Behältern angebrachten Hand- 
haben getragen werben. 

XV. Auf die Beförderung von Petroleum in Kaftenjchiffen finden die vorjtehenden 
Beitimmungen feine Anwendung. Die Erlafjung bezüglicher VBorjchriften für diefe Art der 
Beförderung bleibt bei fich ergebendem Bedürfniſſe vorbehalten. 


8. 39. 
Beförderung von ätzenden und giftigen Stoffen. 

I. Die Bolizeis oder Hafenbehörde des Einladeortes hat in jedem einzelnen ‘alle zu 
bejtimmen, ob äßende Stoffe: Schwefelfäure, Salpeterfäure, Salzfäure u. ſ. w. auf bejonderen 
Fahrzeugen zu führen find oder mit anderen Gütern verladen werden dürfen. Geftattet fie 
die Verladung mit anderen Gütern, jo hat fie zugleich die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln 
anzuordnen, denen ſich der Schiffer unterwerfen muß. Ueber die von ihr getroffenen An— 
ordnungen ertheilt fie dem Schiffer eine bejondere Bejcheiniguung, welche diefer auf Erfordern 
dem Bolizeis, Hafen, Zoll und Wafjerbaubeamten vorzeigen muß. 

I. Die ätzenden und giftigen Stoffe find folgendermaßen zu bezeichnen und verpacken: 

A. Nicht Flüffige Arſenikalien, namentlich arjenige Säure (Hüttenrauch), gelbes Arſenik 
(Raufchgeld, Auripigment), rothes Arſenik (Realgar), Scherbenkobalt (Fliegenftein) u. j. w. 
dürfen auf dem Nedar nur dann verfandt werden, wenn 

1. auf jedem Verſandtſtücke in lejerlichen Buchftaben mit fchwarzer Delfarbe die Worte: 

„Arſenik (Gift)“ angebracht find, und 

2. die Verpackung in nachſtehender Weife bewirkt worden ift, 
entweder 

a. in doppelten Fäſſern oder Kiften, wobei die Böden der Fäſſer mit Einlagereifen, 
die Dedel der Kiften mit Reifen oder eifernen Bändern gefichert fein, die inneren 
Fäſſer oder Kiften von jtarfem trodenem Holze gefertigt und inmwendig mit 
dichter Leinwand oder ähnlichen dichten Geweben verklebt fein müffen, 

oder 

b. in Säden von getheerter Leinwand, welche in einfache Fäfler von ftarfem trodenem 

Holze verpadt find, 
28, 
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oder 
e. in verlötheten Blechzylindern, welche mit feften Holzmänteln (Ueberfäffern) bekleidet 
find, deren Böden mit Einlagereifen gefichert find. 
B. Flüffige Arſenikalien, insbefondere Arjenfäure, dürfen auf dem Nedar nur dann 
verjandt werden, wenn 


1. auf jedem Verjandtjtüde in lejerlichen Buchftaben mit ſchwarzer Delfarbe die Worte: 
„Arjenit (Gift)“ angebracht find; 

2. bei Verſchickung in Ballons, Flaſchen oder Krufen diefe Behälter dicht verjchloflen, 
wohl verpadt und in bejondere, mit jtarfen Vorrichtungen zum bequemen Handhaben 
verjehene Gefäffe oder geflochtene Körbe eingeſchloſſen find; 

3. bei Verſchickung in Metall-, Holz: oder Gummi-Behältern dieſe Behälter volllommen 
dicht und mit guten Verſchlüſſen verjehen find. 

Diefe Vorſchriften gelten auch für die Gefäfle, in welchen flüffige Arſenikalien trans- 

portirt worden find. 


C. Andere giftige Metallpräparate (iftige Metallfarben, Metalljalze u. ſ. w.), wohin 
insbejondere Quedfilberpräparate, als: Sublimat, Kalomel, weißes und rothes Präcipitat, 
Zinnober; ferner Kupferfalze und Kupferfarben, als: Kupfervitriol, Grünjpan, grüne umd 
blaue Kupferpigmente, deögleichen Bleipräparate, als: Bleiglätte (Maffitot), Mennige, Bleis 
zuder und andere Bleifalze, Bleiweiß und andere Bleifarben, auch Zinkſtaub ſowie Zinn— 
und Antimonajche gehören, dürfen nur in dichten, von feſtem trodenem Holz gefertigten, mit 
Einlagereifen beziehungsweife Umfafjungsbändern verjehenen Fäſſern oder Kiften verjendet 
werden. Die Umſchließungen müſſen jo bejchaffen fein, daß durch die beim Transporte 
unvermeidlichen Erjchütterungen, Stöße u. j. m. ein Berftauben der Stoffe durch die Fugen 
nicht eintritt. 

IM. Wenn ſolche Giftjtoffe (IL) in Mengen von 5000 und mehr Kilogramm verjendet 
werden jollen, jo dürfen fie in Schiffen, welche andere Güter enthalten, nur im bejonderen, 
waſſerdicht abgejchloffenen Abtheilungen derjelben verladen werden. Bor der Verladung muß 
der Schiffer der Polizei- beziehungsweife Hafenbehörde Anzeige erſtatten. Dieſe hat id 
davon zu überzeugen, daß die zur Aufnahme der Giftftoffe bejtimmten Abtheilungen des 
Schiffes wirklich waſſerdicht abgejchloffen find. 

Ingleichen Hat diejelbe, falls ſolche Giftftoffe in Mengen unter 5000 Kilogramm zuſammen 
mit anderen Gegenjtänden transportirt werden follen, die Art und Weife der Verladung 
vorzujchreiben, wobei namentlich) darauf zu achten ift, daß die Giftftoffe abgejondert von 
Berzehrungsgegenftänden gejtaut werden. Weber die von ihr getroffenen Anordnungen hat fie 
dem Schiffer eine Beicheinigung zu ertheilen. 


IV, Die Polizei: oder Hafenbehörde des Abfendungsortes hat die Werladung zu unter: 


jagen, wenn die Kolli Beſchädigungen erlitten haben, welche ohne deren Eröffnung wahr: 
zunehmen find. 
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8. 40. 


Haftung für richtige Bezeihunng und Berpadung fenergeführlider Gegenftände, fowie ätzender und 
giftiger Stoffe. 

Für die vorgefchriebene Bezeichnung und Verpadung von feuergefährlichen nicht zu den 
Sprengjtoffen gehörigen Gegenftänden, ſowie von äbenden und giftigen Stoffen ift neben dem 
Führer des Fahrzeugs auch der Abfender verantwortlich. 

Der Abjender hat dem Führer des Fahrzeugs und diefer Allen, welche beim Laden und 
Löjchen der gefährlichen Gegenftände (88. 38 und 39) beſchäftigt werden, von deren Gefähr- 
lichkeit Mittheilung zu machen, und zwar auch dann, wenn die Gefährlichkeit jchon aus der 
Urt der Verpadung und ihrer Bezeichnung zu entnehmen fein jollte. 

Die gleiche Anzeige hat zu machen: 

a. wer die Güter dem Abſender behufs der Verladung überjendet, dem Abſender; 

b. wer die Güter einem Anderen als dem Abſender zur Weiterbeförberung behufg der 

Verladung überjendet, feinem unmittelbaren Nachmann. 

Die Beitimmungen de3 zweiten und dritten Abſatzes finden bei Verſendung von gerei- 

nigtem Petroleum feine Anwendung. 


8. 41. 


Handhabung der Auflicht. 

Alle mit der Flußpolizei betrauten Beamten find befugt, fic jederzeit darüber zu ver- 
fäjfigen, daß die nad) diefer Polizeiordnung den Führern von Fahrzeugen obliegenden Ver- 
pflichtungen erfüllt werben. 

Liegt Grund zu der Annahme vor, daß bei einem auf der Fahrt begriffenen Schiff-, 
Floß- oder Schleppzug den Beitimmungen diejer Polizeiordnung nicht entfprochen ift, jo können 
die Flußpolizeibeamten die Beilegung an der nächſten hierzu geeigneten Stelle anordnen, Die 
Fahrt darf alsdann erjt nach erfolgter Bejeitigung der Vorſchriftswidrigkeiten fortgejegt werben. 


8. 42. 


Führung eines Abdruds diefer Polizeiordnung. 

Jeder Führer eines Floßes oder Schiffs von 15 Tonnen und mehr hat während ber 
Ausübung jeines Gewerbes einen Abdrud diefer Polizeiordnung mit ſich zu führen und den- 
jelben auf Verlangen den Polizei, Zoll:, Hafen- und Flußbaubeamten vorzuzeigen. 

8. 43. 


Shlußbeitimmung. 
Gegenwärtige Polizeiordnung tritt mit dem 1. Mai 1894 in Kraft. 
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Anlage 1. 
SJournalfeite: 
Schiffsatteſt. 
Beklopfbrief.) 
Das — en | zu. 
hölzerne g Segelichiff, ‚ 
gehörige | eiferne nn) En 
nach dem Wichjchein vom . . tm no. en 
oder nach Abſchätzung 

von einer Ladungsfähigkeit von . . . . Zentner iſt von der unterzeichneten Schiffsunter— 
juhungstommifftion in allen Theilen und Zubehörungen unterfuht und in ihr Schiffsver— 
zeihniß unter Nr... . . . eingetragen, mit der zuläffigen tiefften Einfenktung im beladenen 


Zuftande in nachfolgend aufgeführter Weife bezeichnet, ſowie mit der im folgenden Verzeichniß 
angeführten Ausrüftung und Bemannung verfehen und für le in der aaa 
von . — er —— 
für tauglich — — 

Auf Grund dieſes Atteſtes (Briefes) darf dieſes Fahrzeug zur Neckarſchifffahrt ſo lange 
benutzt werden, als es ſich im erwähnten Zuſtande befindet und bis eine weſentliche Ver— 
änderung oder Ausbeſſerung vorgenommen wird, als welche die Erneuerung von Inhölzern 
oder Rippen des Schiffs anzufehen ift. 


den .„ . en 


Die Shiffsunterfuhungstommisfion. 
(L. 8.) 


XIX, 171 
Zuläfiige Einienfungstiefe. 


Die in beladenem Zuftande erg Einfenfungstiefe des vorftehend genannten Schiffe 
ift an jeder Seite desſelben an = 4 Stellen mit eiſernen Klammern von 30 Centimeter 


Länge und 4 Centimeter Höhe bezeichnet worden. Die vorderſte Klammer auf jeder Seite 
trägt als Stempel der hiefigen Schiffsunterfuhungstommiffion die Buchſtaben „...... 
in einem Ringe und dahinter die oben angegebene Zentnerzahl der Tragfähigkeit. 

Bon der Unterfante jeder Klammer ab gerechnet beträgt in Centimetern 





bornen mittſchiffs 


— links rechts | fine — links 


— 





Bordfläche 
Ladehöhe 
Bodentiefe 





Zur ſicheren Leitung des Schiffs muß ſich nachbezeichnete Bemannung auf demſelben 
befinden: 
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Berzeihniß der Ausrüftung obengenannten Schiffes, 


= —— 











Segelwerk:: 


Anker: 


Ketten- und Tanwerk: 


Verfhiedene Geräthfchaften : 


Benennung der Ausrüftungsgegenftände. 


mm De TREE Te DI ⏑———— 








Größe, 


Länge x. 





Gewidt. 








+ 


J 
| 
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Zeugniſſe über fernere Unterfuhungen. 


Das vorstehend benannte Schiff ift heute nad) vorgerommener Aenderung — Ausbeſſe— 
rung — auf Verlangen bes . 
auf Antrag der. 
in allen Theilen und Zubehörungen unterfucht worden und hat fich ergeben, baf . 


(Ort, Datum und Unterjchrift der Unterſuchungskommiſſion.) 
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Anlage II. 


Nebelhorufignale der IREISERLOEDPROIRDIEN. 


| 
Anzahl 
Benennung der Dertlichkeit. ber 


| Beichen. 








A, Bergiahrt. 
Gedehnte Beiden. 














2—3 Nedarhafen, ' Stunde vor und je bei der — eines is 
zuged . . . — 2 
| 6,0 Unterhalb der Eifenbaßnbrüde bei Feudenheim 3 
ı 7,4 Unterhalb der Feubenheimer Fähre . 22 1 
90 Beim Sedenheimer Wörth im Nägelwafler . 1 
| 10,5 Bei Ilvesheim (Schiffwirthshaus) 2 
11,0 An der Ilvesheimer Fähre 1 
11,5 Am Ilvesheimer Grund. | 1 
' 130 | Im Weinland . € 1 
| 15,0 Unterhalb der Kadenbunger Brüde \ 1 | 
18,0 Bei Edingen . . ’ 1 ı 
19,0 Um Schwabenheimer Sof. 1 
200 Im Schoferter Loch. ı 1 
22,0 Bei der Wieblinger Mühle - . . 2 
23,5 Oberhalb der Wieblinger Mühlzeile . ; 1 
Auf der Flußftrede zwiſchen km 27 und kın 29 findet | 
dieSignalgebungnahMafgabeder Anlagelll. ftatt. | 
($. 17 Abſatz 4 der ————— | 
32,0 Bei der Bärenmühle | 3 | 
34,0 Im Hofert . 5 u | 
35,0 | Bei ber Nedargemänder ige EEE EEE u 
37,5 | In der Meiterfurtb . . .....11 
38,5 Oberhalb Rainbach Mi ee ee ae be Acer An > A 
395 | Hinter dem Mainhof 1 
41,0 In der Wegält - . . - 2 
45,0 | Unterhalb Nedarhaufen . Li. 








nn m — — 
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Benennung der Dertlichkeit. 





Noch A. Bergfahrt. 
Gedehnte Zeichen. 


Unterhalb der Krautlacje 
Unterhalb der Spielmannzfurth 
Oberhalb Hirichhorn . 

Beim Halapfad 

Im Seidel . 

Am Bubenbrunnen 

Unterhalb Pleuterdbad . 

Ober dem Gretenhamm . 
Unterhalb Rodenau . 
Oberhalb Stolzened . 
Oberhalb Lindad . i 
Unter dem Zwingenberger Schloß 
Oberhalb dem Koppenbach 
Unterm Binjenwörtd . 

Bei Nedargerah . . . 
Oberhalb bes Fifchwehres A 


Beim Reiterwald . 
Unterhalb Binau . 


Unter dem Dauchſtein 
Bei dem Dauchſteinbruch 


Am Holländerholz zwiſchen Binau ur und Diesem. 


Unterhalb der Elzmündung. 

Oberhalb der Eijenbahnbrüde . 

Bei der Hochhaufer Mühle 

In der Au (Jungferlod) . 

Oberhalb Nedarzimmern 

Schloß Hornberg . .. 

Un der Landeögrenze oberhalb behueritin 
Oberhalb Böttingen . » ; ? 
Am Hühnerberg . 





| Unzahl 


der 


— 
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| Anzahl 


Benennung der Oertlichkeit. 


der 


Zeichen. 
— —— 





Noch A. Bergfahrt. 
Gedehnte Zeichen. 


Unterhalb Nedarmühlbad) . ee ee 
Unterhalb Gundelsheim. . . En ae en 
Unterhalb des Heinsheimer Rauer 
Bei Heinsheim . . u RE er 
Zwiſchen Heinsheim und Offenau ee a rd 
Unterhalb Wimpfen a. B.. € — 
Am Wimpfener Fahr 

Bei der Jagſtmündung. 

Bei der Kodermündung 


Unterhalb Unter-Eifisheim. . 2 222 


In der Fuchshälde i 

Bei der oberen Altnedarmündung 

Unterhalb der Nedarjulmer Werft . FREIES PETERS: 

Am Nedariulmer Lauer » >: 2 | 

Am Durchſtich bei Rodariaim a ee ne 

Am Salzwerkhafen . a 

Chemiſche Fabrik . ; 

Beim Winterhafen Heilbronn . 

Bei der Abfahrt am obern Fußſteg in Selbe ift 
ftatt bes MNebelhornjignalsein dreimaliges Glocken— 
zeichen abzugeben. ($. 17 Abſatz 5 der — 

Unterhalb der Militärſchwimmſchule. 

Unterhalb der Sontheimer Fähre 

Unterhalb der Stlingenberger Fähre . 

Oberhalb der Klingenberger Fähre . 

Bei der Station Nordheim 

Unterhalb dem wilden Saum . Er — 

Beim Gemeindeweinberg. 

Bei den Füchlenn.. 

Beim Cementwerk Lauffen . 











to —⏑ — — — —⏑ — — — ——— 
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| | Azad | 
Benennung der Dertlichkeit. der 













—— — —— —— — —— — — — —————— 


B. Thalfahrt. 
Kurze Zeichen. | 
Bei der Station Nordhein. 





| 

| 

‘ Obere Mündung des Altnedars . 
89,0 Hornberger Schloß 


84,5 Nedarelzer Brücke 1 
12,5 Am Ilvesheimer Dammed . 
90 Im Sedenheimer Wörth | 





3,5 Oberhalb der Mannheimer Friebeichöbrüde 


Anlage II. 


Auf der Strede zwijchen km 27 und km 29 Hat die Signalgebung durd eine vor 
dem Großherzoglid; Badiſchen Minifterium des Innern feftzufegende und befannt zu machende- 
Bahrjchaueinrichtung zu erfolgen. 

Bis auf Weiteres gelten in diefer Hinficht die Beſtimmungen der nachſtehend veröffent- 
fihten Verordnung des Großherzoglich Badiſchen Minifteriums des Innern vom 16. Aprit 
1894, die Wahrſchau der Kettenfchleppzüge auf dem Nedar bei Heidelberg betreffend. 


Verordnung. 


(Bom 16. April 1894.; 
Die Wahrſchau der Kettenichleppzüge auf dem Nedar bei Heidelberg betreffend. 
Im Bollzug der Beitimmungen in $. 17 Abſatz 4 und in der Anlage II. und TIL. der— 


Nedarichifffahrtsordnung vom 16. April 1894 wird auf Grund des 8. 148 des Polizeiftraf- 
gejepbuches verordnet, was folgt: 
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1: 


Die bevorftehende Bergfahrt eines Kettenjchleppzuges bei Heidelberg in der Flußſtrecke 
km 27 bis 29 wird den zu Thal kommenden Schiffen und Flößen durch die am Linfen 
Nedarufer bei kın 29,12 eingerichtete Wahrjchauftation befannt gegeben. 

Das Wahrjchauzeichen befteht in einer 2 m breiten und 1,5 m Hohen, rothen Tafel, 
welche an einem Maft 8 ım hoch gezogen wird. 

So lange das Wahrfchauzeichen Hoc) jteht, ift die Flußſtrecke km 29 bis 27 für den 
Verkehr zu Thal gejperrt. 

2 


Feder mährend der Tageszeit zu Berg fahrende Schleppzug muß, wenn der Ketten— 
dampfer bei km 26,7 unterhalb des Marfjtalles in Heidelberg angekommen ift, dajelbjt an- 
halten. Gleichzeitig hat der Führer des Kettendampfers einen aus jeiner Schiffsmannſchaft 
ausgewählten zuverläffigen Mann (Wahrjchauer) nad der Wahrjchauftation zu entjenden; 
der Leptere hat ſpäteſtens 35 Minuten nac) jeinem Abgang vom Dampfer das Wahrjchau- 
zeichen hochzuziehen. A 

45 Minuten nad) dem Abgange des Wahrjchauers vom Kettendampfer, nicht früher und 
nicht jpäter, muß der Schleppzug jeine Fahrt wieder aufnehmen. 

Sobald der Schleppzug an der Wahrſchauſtation vorübergefahren it, wird das Wahr: 
Ichauzeichen durch den Wahrjchauer wieder eingezogen, worauf die dajelbit beigelegten Schiffe 
und Flöße die Thalfahrt fortjegen dürfen. 


4. 


Der Wahrjchauer Hat jeinen Weg vom Dampfer bis zur Wahrjichauftation rajch und 
ohne Aufenthalt zurüdzulegen und darf, jo lange das Wahrjchauzeichen hoch fteht, die Station 
nicht verlafien. 


DO, 


Zumiderhandlungen gegen dieje Verordnung werden an Geld bis zu 150 M. oder mit 
Haft bis zu 4 Wochen bejtraft. 


Karlsruhe, den 16. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern, 
Eifenlohr. 


Vdt. von Grimm. 


Drud uud Verlag von Malih & Bogel in Karlsruhe. 


Nr. XX. 1m 


Gefebes- und Berordnungs-Dlatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Samftag den 28. April 1894. 


Juhalt. 


Bekanntmachung und Verordnung bes Miniſteriums des Innern: die Einfuhr von Vieh aus ber 
Schweiz betreffend; bie Wehrorbnung betreffend. 


Belanntmadung. 
(Bom 23. April 1894.) 


Die Einfuhr von Vieh aus der Schweiz betreffend. 


Mit Wirkung vom 1. Mai [. J. ab merden die Bolljtellen in Meberlingen, 
Ebringen und Schlatt a. R. für die Vieheinfuhr aus der Schweiz gefchloffen. 

Bom gleichen Tage ab ift die Zolljtelle in Büßlingen zum Bmede der Ein: und 
Durhfuhr von Thieren aus der Schweiz ftatt Donnerftag von d—5 Uhr Nachmittags 
Dienftags von d4—5 Uhr Nahmittagsd geöffnet (vergleiche die Beilage zur Ber- 
ordnung vom 24. Juni 1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 69). 


Karlsruhe, den 23. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 


Vdt, von Grimm. 
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Verordnung. 


(Vom 14, April 1894.) 
Die Wehrordnung betreffend. 


Ziffer II. der Diesjeitigen Verordnung vom 13. Dezember 1888, die Wehrorbnung 
betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XLVIII. Seite 661), erhält folgenden Zuſatz: 

In die Geburtzlifte find auch diejenigen im Auslande (außerhalb des Deutjchen Reichs) 
Geborenen männlichen Geſchlechts aufzunehmen, über welche dem Standesbeamten Standes- 
beurfundungen zugegangen find und fic bei feinen Sammelakten befinden ($. 36 der Dienft- 
weilung für die Standesbeamten). 


Karlsruhe, den 14. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt. von Grimm. 





Drua und Verlag von Maifch & Bogel in Karlsruhhe. 
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Grfehes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Montag den 30. April 1894. 


Inhalt. 
Geſetz: die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre 189 und 1895 betreffend. 





Geſttz. 
(Vom 29. April 1894.) 
Die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen, 
wie folgt: 
Artikel J. 
Der dieſem Geſetz als Beilage Nr. 1 beigefügte Haushaltsetat der allgemeinen Staats— 
verwaltung wird an ordentlichen Ausgaben für 1894 mit . . 61764339 M — 5 














2 A z „185 5... 61988311, —, 
zufammen an ordentlichen Ausgaben für 189495 mit. . . 123762650 M — +9 
an außerordentlihen Ausgaben für 189495 mit . . - . 8860550 „ — „ 

an Ausgaben zufammen mit . . 132623200 A—A 
und an ordentlihen Einnahmen für 189 mit. . » » » 60019668 „ — „ 

" n " " 1895 er A ee 60 409 520 „n Ton 

zufammen an ordentlihen Einnahmen für 1894195 mit. . . 120429188 M — 
an außerordentlihen Einnahmen für 189495 mit. . . . 1990050 „ — u 
und zuzüglich des verfügbaren Ueberſchuſſes aus den ordentlichen 
Etat? der lebten Jahre voonnnn. 4973804 „ 37 „ 
an Einnahmen zujammen mt > 2 2 2 2 nn nn. 127393042 M. 37 4 


fejtgeftellt. 
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Artikel 2. 


Die zur Begleichung der nach Artikel 1 feftgeftellten Einnahmen und Ausgaben erforder: 
lichen Dedungsmittel im Betrage von. . . . 5230157 M 63 
find durch einen außerordentlichen, in den —— Etatöperioden wieder zu erjegenden 
Zufhuß aus der Amortifationskaffe zu bejchaffen. 


Urtifel 3. 


Die Reftbeträge von den auferordentlichen Krediten der Etatöperioden 189091 und 
1892193, wofür Dedungsmittel vorbehalten find, betragen nad) dem Stande vom letzten 


Dezember 1892 laut Beilage Nr.2 . . . 2... 5742339 M 35 
Diejelben finden ebenjo wie der durch Artitel des Finanzeſete 
vom 28. Mai 1892 auf . . . nn. 8395747 „ — „ 


feftgejegte Mehrbetrag der Ausgaben — — Einnahmen im 
ordentlichen Etat für 1893 

zufammen . 9118086 M 35 4 
ihre Dedung in den im umlaufenden Betriebsfond angefammelten Ueberſchüſſen. 


Artitel 4. 


Bon dem Betriebsfond der allgemeinen Staatverwaltung, ber 
am legten Dezember 1892. . 2 2 2 2 m nenn nn. 23631890 M 72 9 
betragen hat, find zu deden 
1. der laut Anlage 3 auf . . .  . 9540000 — u 
feitgejeßte Bedarf für den —— Betriebsfond der 
Budgetperiode 1894 |95, 





2. die im Artikel 3 bezeichneten Beträge mit zufammen. . . 9118086 „ 8b „ 
zujammen . . . 18658086 M. 35 9 
Der Reit mit . . 4973804 M 37 A 


dient gemäß Artikel 1 zur theilweifen Dedung des in der Budgetperiode 1894195 zu erwar: 
tenden Ausgabenüberjchuffes. 


Artifel 5. 


Die Budgets der Eifenbahnbetriebsverwaltung, der Bodenjeedampfichifffahrtäverwaltung, 
der Eifenbafnbauverwaltung, deö Antheils am Reinertrag der Main-Nedarbahı, der Eijenbahn- 
ſchuldentilgungskaſſe und der Badanftaltenverwaltung find nach Beilage Nr. 4 zu vollziehen. 
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Artikel 6, 


Die Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe ift ermächtigt, den Rapitalbetrag, den der Vollzug des 
Budget3 der Eijenbahnbauverwaltung für die Jahre 1894 und 1895 in Anſpruch nehmen 
wird, jowie den zur Schuldentilgung erforderlichen Betrag, injoweit die verfügbaren Mittel 
nicht zureichen, unter Aufficht und Leitung des Finanzminifteriums im Wege von Staats— 
anlehen aufzubringen. 

Es joll dies durch den Verkauf verzinglicher Partialobligationen gefchehen, die von Seiten 
der Gläubiger unauffündbar find. 

Die Begebung des Anlehens darf, im Ganzen oder theilweife, im Submiſſionswege oder 
aus der Hand gejchehen. 


Artikel 7. 


Alle dermalen beftehenden Abgabegejege bleiben mit den zur Zeit in Geltung befindlichen 
Sätzen in Kraft, vorbehaltlic, der Wenderungen, die Wir mit Unferen Ständen vereinbart 
haben. 


Artifel 8, 
Das Finanzminifterium ift mit dem Vollzuge beauftragt. 
Gegeben zu Schloß Baden, den 29. April 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Bucheuberger. 


31. 
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Beilage Nr. 1. 


Haushalts⸗Etat 


der 


allgemeinen Staatsverwaltung 
für die Jahre 1894 und 1895. 















Drbentlicjer Ct Etat. | Künftig | Außer: 

















22.2.0000.) wege fordentlicher — 
1894. | 1895. | fallend. | Etat. ” 
. ak | — 2 
Ausgabe. | 
A. Staatsminifierium. | 
Titel 1. Großherzogliches Haus . . . . | 1876269 | 1876269 3 752 538 
u 1. Lndftände . . ı 2 2 020% 121 272 121 332 242 604 


„ FH. Matritularbeitrag zur Reichskaſſe |14103394 |14081 208 
IV. Untheil der Eifenbahnjchulden- 
tilgungstafje an den Ueberfchüffen 
der Reidjspoft- und Telegraphen- 


verwaltung. . - - : 500000 | 500000 
„V. Werfen für bie auferhafb ber 

Zollgrenze gelegenen Lanbdestheile 37 380 37 380 
„ VI Verſchiedene und — Aus⸗ 


gaben . .. ars 50 50 


Summe A. . . [18638365 |16616 239 


B. Minifterium des Großherzoglichen 
Hauſes und der auswärtigen An- 











gelegendeiten. 
Titel I Minifterium - » 2 2 2 20. 115 907 117047 232 954 
„ U. Geheimes Kabinett. . » .» . . 39 940 40 220 80 160 
313 114 


Uebertrag . - ibs ar 157.267 





*) Die einzelnen Hubrifen des außerordentlichen Etats find in den Unterbeilagen a. und b. nachgewieſen. 





Mebertrag 
Titel MI. Geſandiſchaft in Berlin . 
„ IV. Allgemeiner Unterftügungss und 


Belohnungsfond . 
„V. Berfchiedene und Be Aus- 
gaben ‚ i 
Summe B. 


C. Minifterium der Juſtiz, des 
Aultus und Anterrichts. 
Titel 1. Minifterium . 
„ 8B. Oberlandesgeridtt . 
„ HI. Landgerichte . . 
„ IV. Staatsanwaltichaft. 
a . Amtsgerichte . 

; Algen usgabefürieteh 
pflege 

. Strafanftalten 

. Aultus. . 

. Unterrichtöweien —F 

» X. Wiſſenſchaften und SKünjte . 

. Unterjtügungs- und — 
fond..— 
Verſchiedene und älige Aus. 
gaben . . — — 


no 


Summe U, 


D. Miniſterium des Innern. 
Titel 1 Minifterium 

8 II. Landeskommiſſäre j 

“ II. Berwaltungsgerihtshof . . 


Uebertrag 


XXI. 





Orbit Etat. 
































1894. | 1895 
Me 4 
155847 | 157267 
30828 | 39828 
26628 | 26.628 
t 

14204 | 14204 
236 507 | 237927 
149229 | 151369 
186050 | 186830 
790083 | 795043 
215603 | 217543 
2162604 | 2187215 
1331680 | 1329 920 
1233165 | 1286 995 
342487 | 344061 
7821491 | 7923142 
209278 | 209 858 
118325 9225 
49972 | 49972 
14502967 |14641 173 
222690 | 226 580 
56962 | 57142 
53764 | 53894 
333416 | 337616 


stünftig 


4320 


19 280 
700 
190 
440 

94 030 


137.677 


2.757 259 





_ Aufer- 


313114 
— 79 656 


53 256 


— 28 408 
F 474 484 


300 598 
— 372 880 
1585 126 
— 433 146 
— 4349 819 


3 186 590 
2554729 
1604 948 
16 752 271 
640 798 


524 990 
84 569 
918400 
1.007 638 
221 662 


— 20 550 


— oo 944 
31001 300 


_ 449 270 
— 114 104 
107 658 


— | 871082 
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Oweniger Etat. 











Haupi⸗ 
— — ſumme. 
1084. 1895. 
«| — 4 
Uebertrag .. 333416 | 337616 671032 
Titel IV. Berwaltungshof . . . .. 167330 | 169300 336 630 
u V. Generallandesardv . . . . 34466 | 35230 69 696 
» VI Oberaihungsamt. . 2... 1950 | 1950 3.900 
„Vlil. Rheinichifffahrtsbehörben. . . 1820 1820 3640 
„ VID. Für Durchführung der ſozialen 
C 1 7 ... 16 800 16 800 33 600 
B IX. Bezirföverwaltung und Boligei 3871615 | 3811 745 0940 | 214220 | 8597580 
5 X. Allgemeine Sicherheitspolizei . 820 774 | 826564 700 7100 | 1663438 
. XI. Milde Fonds und Armenan— 
ftalten . . . . —F 53 546 63 546 — 107 158 214 250 
„ X. Heil» und Bilegeanftalten . + 7} 1381601 | 1385321 — 673 026 | 3439 948 
„ AI. Bolizeiliches Arbeitshaus . . 112 379 118 089 _ 4980 | 230448 
„ AV. Für Bearbeitung der Landes: 
THE na ... 80 170 80 730 -- 60 700 221 600 
„» XV. Für Förderung der — 114 400 114 970 — 7900 | 237270 
XVI. — Landwirth— 
ſaft. et ra de 423 235 424 535 — 729430 | 1577200 
„ XV. Berwaltungsjweige der Dber- 
direftion des Waſſer- und 
Straßenbaues. . . . } 4398 673 | 4415545 6300 | 1035050 | 9844 268 
„ XVII Verwaltung des Vergweſen⸗ 5010 501041 — 6.000 16 020 
„ XIX. Unterftügungs-und Belohnungs- 
fd... 18 265 18 265 36 530 
„ XXX. Berjchiebene ob ange Aus- 
gaben. . . . .» F 29 420 29 420 58 840 
Summe D. . . [11868870 11841456 | 8340 | 3545564 [27 255890 





E. FSinanzminifterium. 






Titel 1 Ministerium . © 2 2 22. 119 082 119912 2640 — 238 904 
„II. Generalſtaatskaſſe..... - 48 120 49 150 200 — 97270 
„ Hl. Sohbauweien . ». -». 2... 214262 | 216122 7280 | 205500 | 635884 









Uebertrag . . | 381464 | 385184 | 10120 | 205500 | 072 148 


XXI. 


















Uebertrag 

Titel IV, Domänenverwaltung . 

V. Salinenverwaltung 
VI Steuerverwaltung - 

VH. Bollverwaltung . 

VII. Münzverwaltung . k 
IX. Allgemeine Raffenverwaltung . 
X. Schuldentilgung . : 
Hiezu Boranichlag der Amortifationstafie 


"” 


für 1894. für 1806. 
4 A 
in Ausgabe . . 16350080 1490 030 
in Einnahme, . 1630080 1490 030 
„» AL Ruhegehalte, Hinterbliebenenver: 


jorgung und Gnadengaben . 
Hiezu Voranichlag der Beamtenwittwentaſſe: 
Ordentlicher Etat 


für 1804. für 1896. 
4 Me 
in Ausgabe . 2106798 2175948 
in Einnahme . . 2749800 2797800 
„ X. Unterftügungs: und Belohnungse 
fond . u 
„XIII. Verſchiedene und —0 Aus 
gaben 
Summe E. 


F. Oberreinungskammer 


Wiederholung. 
. Staatöminifterium . 
. Minifterium des Grofßerzoglichen Haufes 
und der auswärtigen Angelegenheiten. 


Uebertrag 


Haupt: 


ſumme. 


381 464 385 184 
















4948 961 | 4966 721 
568 342 569 332 1351 674 
3872193 | 3895 043 163 618 | 7930 854 
2100130 | 2120 780 171.080 | 4391990 
35 918 32 484 68 402 
259 050 259 050 518 100 
5 500 000 





2750000 | 2750 000 









3480 800 | 3561 700 


17400 


4658 
18418 917 


185 562 353 









197 876 


16 638365 |16 616 239 33 254 604 








236 507 


16 874 872 16 854 166 


237 927 474 1088 
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Orten Etat. | Künftig | Mußer- i 
DIR SANT —weg⸗ [ordentlicher — 
F 804. 1 895. fallend. Gtat. i 
eo mo a Me | — 
Uebertrag 16 874 872 |16 854 166 5020 33 729 038 
C. Minifterium der Juſtiz, des Kultus und 
Unterridts . » . . .  . 114502967 14641 173 | 137 677 | 2757259 | 31901399 
D. Minifterium des — 11 868870 11841 456 8340 | 3545564 | 27255 800 
E. Finanzminiſterium 18418917 [18562353 | 18740 | 2557727 | 39538 997 
F, Oberrechnungsfammer 98713 99 163 2.000 — 197876 
Summe der Ausgabe 61764339 [61998311 | 171777 | 8860550 [132.623 200 
Einnahme. 
A. Staatsminiſterium. 
Titel I. Ueberweifungen aus der Reichstaſſe [12078 942 |12 414 680 24 493 622 
B. Minifterium der Juſtiz, des 
Aultus und Anterrichts. 
Titel I Juſtizverwaltung 721232 | 721642 1442 874 
„ I. Strafanftalten . »- ... 842063 | 842063 1684 126 
„ JU. Unterrichtsweſen. 3311233 | 3311283 6 622 466 
Summe B. 7 874 528 4 874 938 9749 466 
C. Miniflerium des Innern. 
Titel 1. Durchführung der fozialen Geſetze 1700 1700 3400 
„ DU. Beirtöverwaltung und Polizei 553306 | 576916 1130 222 
„ IH. Heil und Pflegeanftalten 1009062 | 1.009.062 2018124 
„ IV. Bolizeiliches Arbeitshaus 73076 | 73076 146 152 
V. Sandesitatiftit 290 | 290 1680 
„ V.Gmeb . 2222200. 16260 | 16260 32 520 
„ VI, Landwirthichaft . R 8570 8570 17 140 
„ VL Berwaltungsziweige der Ober— 
direftion des Waller: und Straßen- 
baues 1122422 | 1123316 123 841 2 369 579 
Summe © 2784686 | 2.809 190 124941 | 5718817 
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Ordentlicher Etat. | Künftig | Außer— 
BL a _] mweg- Jordentlicher — 
1804. 1895. fallend. Etat. " 
— — * | „ie u fh Me. M 
D. ZFinanzminiſterium. 
Titel I. Domänenverwaltung . 8024478 | 80244768) — 1803 529 | 17852485 
„ 1. Salinenverwaltung 943 242 | 943242 — — 1886 484 
„ ll. Steuerverwaltung: 
1. Direkte Steuern . 12 339 874 | 12339 874 — — 24 679 748 
2. Indirefte Steuern . 11137512 |11 137512 — 22 275024 
3. Juſtiz- und Polizeigefälle 4531395 | 4531395 — — 9.062 790 
4 Verſchiedene Einnahmen . 306 524 | 306 524 — — 613 048 
28315 306 |28 315 305 — — 56 630 610 
„ IV. Bollverwaltung . » .» - » 2259287 | 2250287 | — — 4518574 
„V. Münzverwaltung $ 26 717 26 717 — 53434 
„ VI. Ullgemeine Rafienverwaltung | 7112247 | 741447 _ 61580 | 1515274 
Summe D, 40281276 [4081046 | — | 1865109 | 82456861 
E. Oberrehnungskammer . 2336| — — 472 
Biederholung. 
A. Staatäminifterum - 2 2... 12 078 942 | 12414 680 — — 24 493 622 
B. Minifterium der Juſtiz, des Kultus * 
Unterrichts . } i 4874528 | 4874938 — — 9749 466 
6. Minifteriun des Innern 2784686 | 2809 190 — 124941 | 5718817 
D. Finanzminiſterium. 40 281 276 | 40 310 476 — 1865 108 | 82456 861 
E. Oberrechnungsfanımer . 236 23 — — 472 
Summe der Einnahme 60 019 868 | 60 409 520 — 1 990 050 [122419 238 
Geſehes und Berorbnungsblatt 1894. 32 





190 XXI. 


Unterbeilage a. 
zu Beilage Nr. 1. 


Nachweiſung 
der außerordentlichen Ausgaben für 1894 95. 











Vor⸗ 
anſchlag für 
1894 95 
zufammen. 
—— 
A. Miniſterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
Titel VI. Allgemeine Ausgaben für die Rechtspflege. 
$. 1. Neubau eines Amtsgefängniſſes in Karlsruhe, II. Rate. — 200 000 
$. 2 a „  WUmtsgerichtsgebäudes in Pfullendorf. . » » 2 2 22 00a 85 000 
$. 3 — „Amtsgefängniſſes in Pfullendoffß. 72 000 
8.4 , »  Amtsgerichtögebäudes in Sinäheim . » 2 2 nn nn nen 100 000 
$. 5. Erweiterung der Dienfträume des Amtsgerichts Schönau . » -» 2 2 2 2. 16 000 
8. 6 * n * " m Buchen D * * » * * 13 600 
8. 7 F e — u — a ö 6 200 
8. 8. 5 des Amtögefängniffes in Staufen . . - ET N 7900 
5. 9. Verbefferung der Mbortanlage im Amtsgerichtsgebäude in , Pforzheim — 4000 
$. 10. Anbringung innerer Läden an den Fenſtern des I. Stodes des Juftizggebäudes Daher 5400 
$. 11. Anſchaffung feuerfefter Schränfe und Safjetten für die Amtsgerihte . . -: . - 3 600 
8. 12. Für die innere Einrichtung des AUmtsgerichtögebäudes Staufen . ». » 2... - 4500 
$. 13. Ergänzung der inneren Einrichtung des Amtsgerichtsgebäudes in Sädingen.. - . 2500 
$. 14. Bauliche Herjtellungen an dem Amthaus und den Amtsgerichtslofalen in Raftatt . 4290 
Summe Titel VI . . 524 990 
Titel VII. Strafanftalten. 
$. 1. Männerzuchthaus Bruchjal: 
a. Einführung des neuen fatholifchen Gefangbudjes . 
b. Ankauf eines Grumdjtüdes für das Männerzucdhthans . 
$. 2. LYandesgefängniß und Weiberjtrafanftalt Bruchſal: 


a. Einführung des neuen katholischen Gefangbuches . EEE ee 
b. Erjtellung einer Telephonanlage innerhalb der Auftalt - » - 2 2 22 nun 


Vebertrag . . 
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$. 3. Landesgefängniß Freiburg: 


8. 4. Zandesgefängnig Mannheim: 


| Se 


. Aufbeflerung gering bejoldeter Kirchendiener. 
. Außerordentlicher a zur Aufbeſſerung des Dienfteinfommens der "tathotifchen 








Uebertrag 


2 


Anschaffung von Erbanungs- und Unterhaltungsbüchern 


d. Einridytung des neuen Schullofales und Ergänzung der Sit —— Dienft- 
zimmer des Auffichtsperjonals. — — 

e. Vergrößerung des Dampftrockenraumes in der Weiberfteafanftolt ; 

f. Ergänzung des Beſtandes an Kleidern und Bettwerk. ; 

g. Erbauung eines Pförtnerhäuschens mit Anſprachzimmer in der Beiberftrafanftalt 

h. Einbau von jteinernen Treppen in den Krantenhäufern beider Anftalten, ſowie 


in der Abtheilung für weiblihe Jugendliche . —F 
.Anbau an das Krankenhaus zur Gewinnung einer —— Abtheilung für 
geichlechtsfranfe weibliche Strafgefangene . 


a. Einführung des neuen fatholifchen ge 
.Anſchaffung einer Brüdenwaage . 

. Erbauung eines Materialfchuppens . : 
Herftellung einer elektriſchen Signaleinrichtung . 
Ergänzung des Beitandes an Kleidungsitüden . 
Anichaffung eines Desinfeftionsapparats . 


ie ie 


a. Einführung des neuen katholischen Gejangbuches . 

b. Anſchluß an die ſtädtiſche Kanalijation . 

c. Hertellungen im Neubau zur Erhöhung der Beurer 
d. Herftellung eines Magazinsgebäudes . 


Summe Titel VI. 
Titel VOL Aultus. 


I. Katholiſcher Kultus, 


Pfarrer 


Uebertrag 
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Vor⸗ 
eh * 


— 














Uebertrag 
II. Evangeliſcher Kultus. 


8. 3. Aufbeſſerung gering beſoldeter Kirchendiener 
8. 4. Außerordentlicher Zuſchuß zur Erhaltung des ——— * —— 
Pfarrer auf der in $. 3 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 beſtimmten Höhe. 


HI. Iſraelitiſcher Kultus. 
8. 5. Aufbeflerung gering befoldeter Rabbiner . 
Summe Titel VII. 
Titel IX. Unterrichtsweſen. 


1. Höhere Unterrichtsanftalten. 
A. Univerfität Heidelberg. 

1. Für Miethe von Unterricjtsräumen . 

2. Sicherungsvorfehrungen im Bibfiothekgebäude, Juſtandſebung — — eines 
Theils der Räumlichkeiten des alten Gymnafiums und des Hexenthurms, ſowie Er- 
weiterung und Verbeſſerung der Einrichtung des philologifchen Seminars 

. Zur Förderung des Studiums der Theologie durch Stipendien 

. Herftellung eines Warmwafjerapparats für die Irrenklinik 

Zuſchuß zur Erweiterung ber Lutjenheilanftalt 

. Erneuerung der beiden Luftheizungsapparate im älteren Theile bes Gemifcen In 
ſtituts und Verbeſſerung der Kamine im öſtlichen Flügel des re 

7. Unterftügung der „Neuen Heidelberger Jahrbücher“ 

8. Größere bauliche Herftellungen im akademiſchen Krankenhaus in Heidelberg . 

9. Erjtellung eines weiteren Baues für die medizinische Klinik, I. Rate . 

. Außerordentliche Zuſchüſſe für akademische Imftitute. 

11. Erftellung eines neuen Gebäudes auf der — des stage Gartens * 
Regulirung der Grenze daſelbſt a ee 


un u 


Fu 


— 


B. Univerſität Freiburg. 





$. 12. Erjtellung einer Einfriedigung und Drbnung des Geländes längs der Nordieite des 
botaniſchen Gartenngggsss.8 14 500 


Uebertrag - . | 246238 

















. 29. 


bildbungsanftalten, Blindenerziehungs- und Taubftummenanftalten : 
a. Für Lehrer der neueren Fremdſprachen. 

b. Für Lehrer der übrigen Unterrichtsfächer : 

Zur Ausbildung von Lehrern für den Hanbfertigteitsunterricht 


Uebertrag 


Bor: 
ee * 
aufamnen. 
Se. 
Uebertrag 246 238 
. 13. Beitrag zu den Koften der Stanalifation der Merian: und Katharinenftraße, jowie 
Anſchluß der Baulichkeiten des botanischen Gartens an den ftäbtichen Tieffanal . 5310 
. 14. Unterftügung der von der naturforfchenden in freiburg herausgegebenen 
Publikationen . — ——— 2000 
$. 15. Größere Herſtellungen u ———— in Univerfitätsgebäuden ; 16 020 
$. 16. Außerordentliche Zuſchüſſe für afademifche Amititute. . 18 000 
8. 17. Neubau eines Gebäudes für die Univerfitätsbibliothet, 1. Kate 100 000 
8. 17 a. Zur Berzinfung eines dem Grundftodsvermögen der Univerfität zu — 
Betrags von 80000 M behufs Erbauung eines hygieniſchen Inſtituts. 4800 
C. Techniſche Hochſchule. 
. 18. Für wiſſenſchaftliche Arbeiten zu Zwecken der internationalen Vereinigung für 
Erdmeſſung Dis et 4000 
$. 19. Ergänzung bes —— * ber Inftitutseinrichtungen N . 12.000 
5. 20. Erjtellung einer Wafferleitung und eines Gartenhaufes für den ——— 7900 
. 21. Größere bauliche Herftellungen und Berbefjerungen in den Anftaltsgebäuden. 24 500 
. 22. Für Miethe weiterer Räumlichkeiten für das botanifche Inſtitut 6.000 
8. 23. Erjtellung eines Neubaues für eine Aula und für Lehrjäle, J. Rate . 100 000 
Summe IL. 546 768 
U. Mittel: und Vollsſchulen. 
$. 24. Neubau eines Gymnaſiums in Mannheim 
. 25. Einfriedigung des Gymnaſiumsgebäudes in Heidelberg 
$. 26. Erftellung einer Waſchküche nebſt Schuppen beim Seprerfeminar 1. in _ Rarlörupe, 
Erneuerung der Gas- und Wafferleitung, ſowie Inftandfegung der Abortanlage daſelbſt 
. 27. Erneuerung des Anſtrichs ſämmtlicher Gänge und der ——— in den 
Gebäuden des Lehrerſeminars Il. in Karlsruhe. 
. 28. Zur praktiſchen Ausbildung von Lehrern (Lehrerinnen) an "Wittelfehufen, — 
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Vor⸗ 
anſchlag für 
1894/95 
zufammen. 
Ma 
Uebertrag . . 355 300 
$. 30. Zur Abhaltung von Uebungskurſen für Zeichenlehrer an — Lehrer⸗ 
bildungsanſtalten und Volksſchulen . . - . Bad 4000 
$. 31. Zur Heritellung von Vorlagen für den Beigenksierriht: an Vollsſchulen — 5.000 
$. 32. Für Veranjtaltungen und Unterſtützungen zur Ausbildung von Lehrerinnen für den 
BUMKGOBmHlErch 2 a Man $ 11.000 
Summe H. . . 375 300 


III. Gewerbliche Unterrichtsauſtalten. 


. 33. Ankauf der Kraut'ſchen und Gimbel'ſchen Sammlung für das Kunſtgewerbemuſeum 

34. Ergänzung und Verbeſſerung der inneren Einrichtung und der Kehrmittelfammlung 
der Großherzoglichen Kunjtgewerbejchule in Karlsruhe i 

. Bervollftändigung der Einfriedigung der Kunftgewerbejchule in Karlsruhe. ——— 

. Ergänzung und Verbeſſerung der inneren Einrichtung und der Lehrmittel der 
Sunftgewerbejchule in Pforzheim . 


Ar RR 
m = 
a nm 


$. 37. Ergänzung der Lehrmittel der Groferzoglichen —— 

8. 38. Ergänzung der inneren — und der Lehrmittel der Schnitzereiſchule in 
Furtwangen . . 

$. 39. Ergänzung und rweilerung — inneren Eerigung en —— in 
Furtwangen 

$. 40. Beitrag an die Gemeinde REN zur —2 eine Gebäudes für die 
Uhrmacherſchule 


8. 41. Zur Abhaltung von Uebungsturfen f für ——— * — an — 
Fortbildungsſchulen. 

42. Zur Beſchaffung muſtergiltiger — Ar Modelle für "Bewerbefchnten . 

- Zur Unterftügung befonderer Unterrichtsturfe an Gewerbejchulen . 

44. Beihilfen zu Studienreifen von Lehrern der gewerblichen Fachſchulen 


ep Sr Sp 
— 
& 


Summe II. . . 
biegt „ E24 546 768 
. I... 375 300 


Sunme Titel IX, . . 1007 638 
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Bor: 








anſchlag für 
1894/95 
zufammen. 
„sb. 
Titel X. Wiſſenſchaften uud Künſte. 
$. 1. Sammlung badijcher Volkstrachten und Hausgeräthe - . . - 5000 
8. 2. Ergänzung und Berbejjerung des Aufbewahrungsmaterials für die —— 
für Alterthums- und Völkerkunde und das Naturalienlabinee... 2... 4200 
$. 3. Außerordentliche Erwerbungen für die Großherzoglihen Sammlungen. . . . - 79 462 
$. 4. Staatliche Unterftügung zur Erhaltung und Neftaurirung alter Baudenkmale . . 14 000 
$. 5. Erftellung eines Neubanes für die Großherzogliche Sternwarte, 1. Rate . . . - 80 000 
8. 6. Reparatur der beiden Hauptinftrumente der Großherzoglicden Sternwarte. . . - 4000 
$. 7. Fortjegung der Publikationen der Sternwarte . . . a an are te 3000 
8. 8. Fortführung der Zeitfchrift für die Geſchichte des Oberrhein . na: ; 4000 
$. 9. Fortführung der Inventarijation und Publitation der — des Groß 
berzogthums. . . . . En — 10 000 
$. 10. Förderung der Arbeiten der babiſchen hiſtoriſchen Bemuiffion . ae Cre 18.000 
Summe Titel X. . . 221 862 
hiezu a —— 524 990 
5 — ı Sagen 84 569 
> 918400 
„IX .. 1] 1007688 
Summe A, . . 2 757 259 


B. Minifterium des Innern. 
Zitel IX. Bezirlöperwaltung und Polizei. 





$. 1. Staatsunterftügung für Kreisftraßen und Gemeindewege ($. 32 des Straßengefches) . 140 000 
$. 2. Beiträge an unbemittelte Gemeinden zu den Koften von Wafferverforgungsanlagen . 150 000 
8. 3. Staatszufhuß an die Gemeindeverwaltungen zu den Koſten der Naturalleiftungen 

für die bewaffnete Macht im Frieden . 200m nn 100 000 
$. 4. Beitrag an ben Lanbesverein für Arbeiterkolonien. 10 000 
$. 5. Ankauf des Amtsgebäudes in Ueberlingen, I. Rate . ». 2.2 20 23.380 
$. 6. Neubau eines Amts- und Antsgerichtögebäubes in Pfullendorf . . - ’ 82 300 
$. 7. Erjtellung eines Holzremifen- und Waſchküchenbaues für das Amthaus in Bonndorf. 9 300 
$. 8. Bauberftellungen im Amthaus zu Freiburgg.. 20 500 


Uebertrag . - 535 480 




















Bor: 
— für 
89495 
— 
fe 
Uebertrag . . 535 480 
$. 9. Bauherftellungen im Amthaus zu Raftatt . - » > vn nn nn 17 750 
8. 10. Neubau eines Antsgebäudes in Konjtanz . -» -» - » — 5840 
$. 11. Ankauf eines Bauplatzes für einen Amthausneubau in Mosbad) . a a 5150 
$. 12. Neubau eines Amtsgebäudes in Karlsruhe, I. Rate . x». 2 nennen 350 000 
Summe Titel IX. . . 914 220 
Titel X. Allgemeine Sicherheitöpolizei. 
$. 1. Stoften der Berittenmachung von weiteren 4 Gendarmen . 2 22 nenn. 7100 
Titel XI. Milde Fonds und gemeinnügige Anftalteı. 
8. 1. Für den Ankauf des Anweſens der Zwangserziehungsanftalt Flehingen. - - - . 92 658 
$. 2. Beitrag zum Aufwand der Anftalt für epileptiiche Kinder in Horf. . . ... .- 3000 
$. 3. Anbau eines neuen Abortes am Kurſaalgebäude in Badenweiler . . » ... 11 500 





Summe Titel XL. . . 107158- 


Titel XD. Heil: und Pflegeanitalten. 
8. 1. Einrichtung einer Irren-, Heil- und Bflegeanftalt mit Aderbaufofonie bei Emmen 
DURBEN :: 253 ci an: ai tie Ara Far an Da a De ee ae ie 673 026 


Titel XIII. nn A 
$. 1. Für bauliche Verbefjerungen ü 


Titel XIV, Für Bearbeitung der Landeöftatiitif, 
. Erhebung und Bearbeitung des Materials der Bolfszählung von 1895 , 
$. 2. Für die geologische Landesaufnahme or —F 


72 
_ 


Summe Titel XIV. 


Titel XV. Für Förderung Der Gewerbe, 
$. 1. Für Ergänzung der Sammlung der Filiale der Landesgewerbehalle in Furtwangen 
$. 2. Ergänzung der Austattung der chemifch-technifchen Verfuchsanftalt an Inftrumenten 
und Herrihtung eines Raumes bei derfelben zur — der Kohlenproben und 
als Packraum 
$. 3. Beitrag an den babifchen ————— zur ir Unterftügung — ar Förderung 
des Kunſtgewerbes gerichteten Beftrebungen . =: 


Summe Titel XV. 
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— 


je 
2 





Titel XVI. Für Förderung der Laudwirthichait. 


. Beihilfe zur Torfftreugewinnung TE a ae ec en an ie, De Me 
2. Bekämpfung anſteckender Thierfrankheiten . > > 2 2 nn nn . 


. Belämpfung der Reblausgefahr und anderer Rebtranfeiten, fowie zur Hebung des 
Rebbaues überhaupt . . . . ER ee Sa er a A 
. Für Tabak» und Sanfanbauverfure re a Dre 


. Für die völlige Herrihtung der Berfuchäfelder be Kandwirthfchaftlic- sta 


WIRTH: u... 2002 ea ee ee re A 


. Für Inftandjegung ber Gebäude a der Biken. a eh a ee Sa 

. Für Ergänzung der Unterrichtsmittel der Aderbaufchule Hochburg . r 
Für baufiche Herftellungen auf Auguſtenberg..... na 
. Für Ergänzung der Einrichtung der Obftbaufhule. . » » » 2 220. i 

. Beihilfe zue Hagelverfiherung . » » 2 2 2m nenne 
Zuſchuß zu dem Mejervefond des — Biehverficherungsverbandes 

. ur Förderung der Farrenhaltungg. 
. Unterftügung des landwirthfchaftlichen Ausftellungsweiens Er a en 

- Wafjerverforgung der Aderbaufchule Hochburg . . . i : 

: Gewährung von Beihilfen zur Ausführung von Wäfferumgsanfagen.. 


Summe Titel XVI. . . 


Titel XVIL Berwaltungäzweige der Oberdireltion des Wafjer- und 


2. 
3. 


un 
> 


1 


non 


Straßenbaues. 
Korreltion der Straße Waldshut-Reuftabt . 
Berbejjerung der Landftraße Nr. 71 von Meeräburg * Maridorf 
Verbeſſerung der Zufahrtsſtraße zum Bahnhof Pfullendoff.... 


3a. Straßenkorrektion Hilzingen-Weiterdingen. 
4. 


Umbau der Wieſebrücke bei Thumringen . .. T 

Zuſchuß zur Regulirung der Wehrer Straße in ——— — — 
Umbau der Elzbrücke bei Riegle. . . . near 
Umbau der Undizbrücke bei Kürzel... 2. 2 ne... 

Erbauung einer feiten Straßenbrüde über den Rhein zwijchen Kehl * Straßburg, 
erſte Anferberunngg a Ba en 
Umbau der Renchbrücke in Renchen und des Fluthdurchlaſſes oberhalb Renchen. 

Uebertrag 


Bejehed- und Verordnungsblatt. 1894. 33 


Vor⸗ 
anſchlag für 
1894/95 
zuſ ammen. 


729 430 





10 000 
88 100 
24 000 
44 200 
55 100 

1050 
38 400 

5 100 


200 000 
22.000 


487.950 
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Vor⸗ 
anſchlag für 
189495 
zuſammen. 
Mb, 
— ers 487 950 
$. 10. Umbau der Fahrbahntafel der Murgbrüde bei Forbah . » » - . —F 4500 
8. 11. Pflaſterung eines Theiles der Landſtraße Nr. 11 in der Stadt Bretten RE 38000 
$. 12. Verbreiterung und Berbefferung der Sedenheimer Landitrafe » . » + 2.2. > 37 500 
8. 13. Fahrbahnverjtärfungen . . . 120 000 
$. 14. Berbefferung des Winterhafens in n Wertheim — Einrichtung deln für den 
Holzverlehr ..... a a 15 000 
$. 15. Sicherung des Biejefluffes eat des — Wehres Ba Ye ——— 35.000 
$. 16. Umbau des Dampfichifflandefteges in Dingeladorf . » » . -» 2 2 nn mn. 15 300 
$. 17. Erweiterung der Landungsanlage in Immenftad - » >» v2 nennen. 37 000 
$. 18. Dammbauten an der Wieje bei Thumringen . . - Fe 45 000 
$. 19. Zuſchuß zur Herjtellung des Mainvorlandes vor ber Stabt baten), — 13 800 
$. 20. Staatszuſchuß zur Korreftion des Neumagens auf Gemarkung Bingen . . . -» 6 000 
$. 21. Berbefferung der Betriebseinrichtungen im Vormberger Stenbrud) . » « » - 35 000 
$. 22. Beichaffung eines Dienftgebäubes für die Wafler- und — — 
Waldshut Er 50 000 
$. 23. Beſchaffung eines Dienftgebäubes für "die Rpeinbauinfpektion Ban ur 74.000 
$. 24. Unterfuchung der Rheinftromverhältniffe. . - . » Ri 20 000 
8. 25. Tiefenmefjungen und wiſſenſchaftliche Unterſuchungen des —— .1416000 
Summe Titel XVII. . 1035 050 
Titel XVII. Berwaltung des Bergweſens. 
$. 1. Grabungen behufs Gewinnung weiteren Thermalwaſſers in Baden-Baden . . . . 6 000 
Bujammenftellung. 
Titel IA: > 5.0: 8. wre ee 914 220 
2 al — 7100 
z 2.5 ARSTER ES EREN HIOR HEBSEEAEN 107 158 
P aA a en ee 673 026 
Br NEE: 9 a Ta — 4 980 
ae, SEEN en ne re ne voran 60 700 
r Ne ed. — 7900 
RN Se a ee a Seen ee 729 430 
N A a a ee ae 1035 050 
Ar, 4 ee ee 6000 


Summe DB . . 3545564 
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435 

anſchlag für 
18 u 
zufammen. 








0. Finanzminiſterium. 
Titel II. Hochbauweſen. 
$. 1. Beichaffung eines Dienftgebäudes für die Bezirlsbauinſpeltion Adern. 

8. 2. Wegen Erbauung eines Dienftgebäudes für bie — und die 
Waſſer- und Straßenbauinfpeftion in Waldshut . 

. Erweiterung des Dienjtgebäudes an der Kornhausſtraße und Morktgafie in Sreiburg 
. Erftellung eines Dienft: und Wohngebäudes für die Bezirksbauinfpeftion und die 
Bezirksfortei in Offenburg . — — Ba ——— 


um m 
0 


Summe Titel 111. 
Titel IV. Bomänenverwaltung. 
Für den Grundftod. 
$. 1. Für dem Umbau des zu einem Palais Ihrer Königlichen Hoheiten des Erbgroß- 
herzogs und der Erbgroßherzogin bejtimmten fogenannten a in Karlsruhe, 





vierte Anforderung . - -» I ee re ca 638 200 
$. 2. Vergrößerung bes Sofeleftrigitätswertes . I: pr. fer te 50 200 
$. 3. Einführung einer Zentralheizung mit — im Großherzoglichen Hofthenter 

in Karlsruhe . . . 62 000 
$. 3a. Einführung einer — — in ee — des —— 

lichen Hoftheaters in Karlsruuheeee. 13 000 
8. 4. Bauliche Herftellungen im Hofwafhhaud . » » 2 nn nn nenne 5 600 
$. 5. Tieferlegung der Pumpen im Hofwaflerwert . . . . - 13.000 
$. 6, Aufitellung eines neuen Dampftefiel® nebft Bafferreinigungsanlage i um Sofnefienet 8369 
$. 7. Erbauung eines weiteren Deforationsmagazins für das Hoftheater .. . . . - 49 800 
8. 8. Ausmalung der Lünetten im Treppenhaus der Kunfthalle hier...» - 2.» 9600 
8. 9. Fir Holzabfihrwege. . - .» . 184 500 
$. 10. Für Neftifitation der Sinzig bei * — Wieſen * Semartum 

Billftätt . . . - En — 90 000 
$. 11. Für Beichaffung eines 8 Dienftgebäubes für bie Bejsforei Sue —— 37 500 
$. 12. Desgl. für die beiden Bezirksforfteien Raftatt. . » . - Be Arie 6 700 
8. 13. Desgl. „ „. Bezirläforftei Staufen - - - > 2 2 rennen 43 000 
8. 14. Desgl. u u Furtwangen . . - ee a 5 53 000 
$. 15. Erftellung eines Dienftgebäudes für Die Besirtsforftei Uehlingen ee 42 560 
$. 16. Für Neftaurirung des Aeußeren des Scyloßgebäudes in Mannheim, erite aa 296 500 
8. 17. Verbeſſerung der Wirthichaftsräumlichkeiten bei dem Heidelberger Schloß. - . 150 000 


Uebertrag . . 1753529. 
33. 


“In 


Ur MR ER Ar um Ar un un er en 
>» om — 


DE u #- zu So 


Ur M CR Se 


eo m 











Uebertrag 


. 18. Bauliche Herftellungen im Friedrichsbau des Heidelberger Schlofies . 


Summe Titel IV. 
Titel V. Salinenverwaltung. 


. Anjchaffung einer neuen Dampfmajchine nebſt Dampfkeſſeln für die Saline ——— 
. Wafferverforgung der Saline Rappenau . 

. Erneuerung des norböftlichen Flügels des Offiziantenhaufes I. in Dürrheim . 

. Errichtung einer neuen Soolpumpwerfsanlage für die Saline Dürrheim. 


Summe Titel V. 


Titel VI. Steuerverwaltung. 


. Herftellungen am Obereinnehmereigebäude in Schtwebingen 
. Neubau eines Obereinnehmereigebäubes in Ueberlingen . 
. Erftellung eines Dienftgebäudes für die Obereinnehmerei Offenburg 


Summe Titel VI. 


Titel VII Zollverwaltung. 


. Einrichtung einer — — in den Dienſträumen des Hauptzollamtes 


in Mannheim 


Nebenzollamtsgebäude in "Offenburg 

. Herftellungen im Nebenzollamtsgebäude zu Ueberlingen . 

. Herftellungen am Gebäude des Nebenzollamts am Kreuzlinger Thor i in Ronftanz 

. Einfriedigung der Gärten beim — und Nebenzollamtsgebäude in 


Pforzheim. 


j Hauptfieneramiägehäube in Karlsruhe. 


— „ Konftanz . 


. Dienftwohnungsgebäude in Mannheim. 
. Nebenzollamtsgebäude in Unteruhldingen . 


Summe Titel VII. 


hiezu — „ M. 
J IV. 
U 
; u » W 

Summe C 
hie „4. 
” " B. 


Summe Ausgabe „Außerordentlicher Etat‘ 


zuſammen. 










4 
1753529 
50.000 
1803529 
20.000 
57.000 
19.000 
118.000 
214000 







8000 
89 500 
66118 


163618 



















25000 
17500 
9.000 
3.000 


5000 
3500 
79 900 
25 600 
2580 
171080 
205 500 
1803 529 
214 000 
163 618 
2557727 
2757259 
3545 564 
8.860 550 
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Unterbeilage b. 
zu Beilage Nr. 1. 


Nachweiſung 


der außerordentlichen Einnahmen für 1894 und 1895. 











Vor⸗ 


anſchlag für 
1894 95 
zuſammen. 
‚Me. 
A. Minifterium des Innern. 
Titel V. Landeöftatiftik. 

$. 1. Erlös aus der geologifchen Karte und jonftigen Beröffentlichungen der geolo- 
gitigen Banbetanflall - - + 2.04 a0 a 0 san ne eh 1100 

Titel VIIL WBerwaltungszweige der Dberdireltion des Waſſer⸗ uud 

Straßenbaues, 

$. 1. Beiträge der Gemeinden zu Den N der Straßenbauten nad) $. 17 des Geſetzes 
som 18. Yımt. 884. 0 -... 0.00... a wait ae f 106 377 

8. 2. Beiträge der Rheinuferjtaaten zu * Koſten der Unterſuchung der — 
— ——— 5:0 tr Zar ans a) Me rl ie A Re ea 14 800 
8. 3. Sonftige Einnahmen . . : 2 2.2 a a he AR ee ’ 2664 
Summe Titel VILL . . 123 841 
Hi — 1100 
Summe A, . . 124 941 


B. Finanzminifterium, 


Titel I. Domänenverwaltung. 
Für den Grundſtock. 
$. 1. Für den Umbau des zu einem Palais Ihrer Königlichen Hoheiten des Erbgroß— 


herzogs und der Erbgroßherzogin beftimmten fogenannten Pe in Karlarube, 
vierte Anforderung . 2 2 2 2 m nen s —“« 


8. 2. Vergrößerung bes Sofefettrigitätswertes —— 
8. 3. Einführung einer Zentralheizung nebſt eütungäanag | um Grohpeelicen Hof. 
theater in Karlarule - ». » 2... e F Be 





Uebertrag 
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Bor- 
anſchlag für 
1894/95. 
zufammen. 


M 
Uebertrag . - 750 400 





$. 3. a. Einführung einer Niederdruddampfheizung in den Nebenräumen des Großher— 
zoglichen Hoftheaters in Karlsruhe . 2 2 22 nn nn 13 000 
$. 4. Bauliche Herjtellungen im Hofwaihhaus -» » nn nm nenn 5 600 
$. 5. Tieferlegung der Bumpen im Hofwaflerwerf . . . - - 13 000 
$. 6. Aufftellung eines neuen Dampfleſſels Bea Maftierchuläknabändage im Sofieaflerwert 8369 
8. 7. Erbauung eines weiteren Deforationsmagazins für das Hoftheater in Karlsruhen. 49 800 
F. 8. Ausmalung der Lünetten im Treppenhaus der Kunfthalle hier - . » 2... - 9600 
8. 9. Für Holzabfuhrwege. . . .» - her 184 500 

8. 10. Für Rektifikation der Sinzig bei * —— Wieſen ei 
Willſtätt. > 2-0... — 90 000 
$. 11. Für Beichaffung eines 3 Dienftgebäudes für die Besirtsforftei in " Sardheim. — 37500 
$. 12. Desgl. für die beiden Bezirksforfteien Raftatt . » 2 2 nn nn nenn 6 700 
8. 13. Deögl. für die Bezirksforftei Staufen. - -» > = 20 m m rn 43 000 
$. 14. Desgl. „ u — Furtwangen ..— a ee 53 000 
$. 15. Erftellung eines Dienjtgebäudes für die Beririsforſiei Uehlingen A RO 42 560 
8. 16. Für Neflaurirung des Aeußeren des Schloßgebäudes in Mannheim, erjte Anforderung 296 500 
$. 17. Berbefferung der Wirthicjaftsräumlichkeiten bei dem Heidelberger Schloß . . . . 150 000 
$. 18. Bauliche Herftellungen im Friedrichsbau des Heidelberger Schlofe8 . . : . - 50 000 
Summe Titel l. . . 1 803 529 


Titel VI. Allgemeine Hafjenverwaltung. 


8. 1. Einnahme von der vormaligen badiſchen Miltärverwaltung und zwar Erjab an 





TERTOERDEDTONER Een ar te a a a u ee 61580 
Hiezu Summe Titel L . . 1803 529 

Summe B. . . 1865 109 

Hiezu ee Bir : 124 941 

Summe Einnahme „Außerordentlidyer Etat* . . 1 990 050° 





— 
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Beilage Nr. 2, 
Nachweiſung 


der Reſtbeträge von außerordentlichen Krediten für die allgemeine Staats— 
verwaltung, wofür in den Jahren 1893 beziehungsweiſe 1894 und 1895 
noch Deckungsmittel vorzubehalten find. 

(Nach dem Stand am letzten Dezember 1892). 















Betrag 





Betreff des 
Kreditreſtes. 
— | F 
Ausgaben. | 
A. Budgelmähige Ausgaben. 
a. Kreditrefte aus der Etatperiode 189091. 
II, Minifterium der Justiz, des Kultus und Unterrichts. 
0.2. Titel VI. Allgemeine Ansgaben für die Rechtspflege. 

1. Amtsgerichtsgebäude in Säckinge. 46.661 | 69 

2. Erweiterung des Amtsgefängnifies und Baupla für ein Amtsgerichtsgebände 
IRRE 0: a ar a an te 72399 | 48 
3. Erweiterung des Amtsgefängniſſes in freiburg, legte Rate. . » > 2 2. 3390 | 67 
Titel VII. Strafanftalten. 122451 | 84 

4. Landesgefängniß Mannheim: Herjtellung eines neuen Küchen-, Bäderei- und 
Magazinsgebaͤndess. 53 

Titel IX. Unterrichtsweſen. 
a. Univerſität Heidelberg. 

5. Verbeſſerung der Unterrichtsräume der medizinischen Klinik durch Bau eines Hör: 

ſaales und Nebenräumeee 
6. Außerordentliche Zuſchüſſe für alademiſche Inſtitute.. 9 
Uebertrag Titel IX. . . 63 


Uebertrag I. . 
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Kreditreſtes. 


4 Is 
Uebertrag II. . . 134 619 | 37 


Uebertrag Titel IX. 
2-8. b. Univerjität Freiburg. 
7. Unban eines (Öjtlichen) Flügel an das neue Gebäude der u Klinik 
8. Vergrößerung des Hörfaales im pathologijchen Inftitut . 
9. Herrichtung von Räumen für die medizinische Poliklinik . an er 
10. Ergänzung der ah des — rer afademifcher 
Inſtitute. re RR a a 


c. Tesnifäe —— 
11. Erweiterung und Verbeſſerung der Einrichtung des chemiſchen Laboratoriums . 
d. Gewerbliche Unterridtsanftalten. 


12. Neubau eines Gebäudes für die Baugewerkeſchule, II. Rate 
13. Bur Abhaltung von Uebungskurſen für Zeichen: und Gewerbelchrer 


Titel X. Wiſſenſchaften und Künſte. 


14. Bauliche Verbefferungen im Sammlungengebäude in Karlsruhe 5 

15. Bublitationen der vereinigten Sammlungen, der Hof- und ae ah 
der Sternwarte . F 

16. Förderung der Arbeiten der badiſchen hiſtoriſchen Rommiffion. 





Summe I . . 171909 
III. Minifterium des Innern. 
Titel IX. Bezirköverwaltung uud Polizei. 
17. Staatsunterftügung für Kreisftraßen und Gemeindewege ($. 32 des Straßen- 





geiebed) - . . .» - 30471 | 57 
18. Staatszuſchuß an die Gemsinbeverwoltungen zu — Koften * —— 

für die bewaffnete Macht im Friedennn. — 5004 | 52 
19. Neubau eines Amtsgebäudes in Konftang » » 2 = 2 nn 14748 11 
20. Neubau eines Amtsgebäudes in Lörrah. 702 | 23 
21. Neubau eines Amtsgebäudes in Weinheim. . » » 2 2 m nn nenn. 8851 | 19 





Uebertrag . . 59 777 62 


XXL 205 






























Betrag 
Betreff. des 
Kreditreſtes. 
4 A 
Uebertrag III. . . 59 777 | 62 
DB. Titel XIV. Heil und Pilegeanftalt bei Emmendingen. 
22. Errichtung einer Irren-, Heil- und Pflegeanftalt mit Aderbaufolonie bei Emmen- 
DENIM: 5, 3.5 re Be ee a Te rt ee 3349 | 70 
Titel XVIII. Für Fördermg der Laudwirthſchaft. | 
23. Beihilfe zur Torfftrengewinnung . . - Re ar 7123 | 28 
24. Befämpfung anſteckender Thiemantheiten — 112 | 39 
25. Für Herftellung einer Sarg: von Plänen (andwirthfehaftlicher Wohn⸗ * 
Dekonomiegebäude. ... 520 | 23 
26. Herftellung einer Bofferleitung in pe Berußßfeben der is 
botanischen Berfuchsanftalt -. . » 2... Er er" 207 iR! 14 
7983 | 4 
Zitel XIX. Berwaltuugszweige der Oberdireftion des Wafler- nud Straßenbanes. — — — 
27. Verlegung der — zwiſchen eng und en auf das a 
Murgufer : ee en er er 54805 | 41 
28. Neubau der Nedarbrüce in , Mannheim 38974 | 21 
29. Umbau der Biberbrüde bei Blumenfeld . 737 | 18 
30. Korrettion der Straße Waldshut-Neuftadt . 22692 | 36 
31. Für Ergänzung und Verftärfung der Aheindämme . 3257| 6 
120 556 22 
Summe Ill. 191646 | 58 
IV. Finanzminifterium. 
Titel II. Hochbauweſen. 
32. Vergrößerung und Umbau bes — — Nr. 65 in Karls⸗ 
ruhe, Arie A ara ar an he 15 
Titel IV. PBomänenverwaltung. 
Für den Grundftod. 
33. Für den Umbau des zu einem Palais Ihrer Söniglichen Hoheiten des Erb— 
großherzogs und der — — ——— —— in 
Karlsruhe, U. Rate . NIE 55432 | 18 
Vebertrag Tiel iv. 55432 | 18° 
30397 | 16° 





Vebertrag IV. . 
Geſehes und Verordnungsblatt 139. 34 







































206 XXI, 
— — — — — — — — — 
Betrag 
Betreff des 
Kreditreſtes. 
«5 
Uebertrag I. 30 397 | 15 
DB. Vebertrag Titel IV. 55432 | 18 
34. Für Beihaffung eines Dienftgebäudes — die beiden RR in Ettlingen 
(Ettlingen und Mittelberg) . ; . 1872| 9 
Titel VI. Stenerverwaltung. 67.004 | 27 
35. Neubau eines Dbereinnehmereigebäudes in Achern 8.007 | 83 
36. Neubau eines Obereinnehmereigebäudes in Donauefhingen F 1900 | 96 
37. Neubau eines Obereinnehmereis und Bezirksforfteigebäudes in Sinsheim 1180 20 
Titel VIT. Zollverwaltung. 11.088 | 80 
38. Hauptjteueramtsgebäude in Karlsruhe (Zum Heimfall fommen 23508 ‚#23 9) 67420 | 41 
39. Hauptfteueramtsgebäude in Konſtanz  ( desgl. 79919 „39 „) 36290 | 75 
40. Hauptiteueramtsgebäude in Sädingen . ee — en 39000 | — 
41. Dienftwohnungsgebäude in Mannheim  ( desgl. 31110, 1,) 15 452 | 41 
42. Nebenzollamtsgebäude in Unteruhldingen ( desgl. 1138 „53 „) 335 | — 
158.498 57 
Summe IV. 257288 | 98 
hiezu — II. 171909 | 73 
w „ILIII. 191646 | 58 
Summe a. Kreditreſte aus der Etatperiode 1890,91 620 845 | 29 
b, Kreditrefte aus der Etatperiode 189293. 
U. Minijterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
Zitel VI. Allgemeine Ausgaben für die Rechtspflege. 
43. Amtsgerichtsgebäude in Sädingen . . . ö — 
44. Neubau eines Amtsgerichtsgebäudes in Staufen e 64 
45. Neubau eines Amtsgefängniffes in Ueberlingen 81 
46. Neubau eines Amtsgefängnifies in Schopfheim 83 
47. Neubau eines Amtsgefängnijjes in Waldtird . 
48. Erweiterung des Amtsgefängniffes in Durlad) . 


Uebertrag Titel VI. 





36 





336 107 


2 69 
= = 





57. 


58. 


59, 


63. 





Betreff. 





DB. Uebertrag Titel VI. 
. Reubau eines Amtsgefängniffes in Mannheim. ER re 

. Neubau eines Antsgefängniffes in Karlsruhe, I. Rate . 

. Erweiterung des Amtsgefängnifies in Tauberbifchofsheim . } 

. Einrichtung einer Wohnung für den Amtsgerichtsdiener in dem Detonomiegebäude 


des Landgerichts zu Waldshut 


. Herjtellung einer Stübmauer und Freitreppe mit Geländer bei * Anntsgericht- 


gebäude zu Gengenbad) . 


.Anſchaffung feuerfefter Schränfe u Kaifetten für die Amtsgerichte , 
. Für die innere Einrichtung des Amtsgerichtsgebäudes in Ueberlingen 
. Bauliche Herftellungen am Amthaus und in den Amtsgerichtsfofalen zu Kaftatt 


Titel VII. Strafanftalten. 
Männerzuchthaus Bruchſal: 
Anbringung von eifernen Fallläden auf den Lichtſchachten über den Zellenflügeln 
Landesgefängniß und Weiberftrafanftalt Bruchſal: 
a. Herjtellung weiterer Einzelzellen für männliche Jugendliche 
b. Anschaffung von Feuerlöſchgeräthen. 
e. Heritellung eines Zementtrottoirs längs der Anfalisgebäue in — Huttenftraße 
Landesgefängniß Freiburg : 
a. Erbauung eines Aufjeherwohnhanfes 
b. Kanalifation und Wafjerleitung . ee 
c. Neue Herdanlage für die Kochküchhee.. nn nen 


. Landesgefüngnig Mannheim: 


Erjtellung eines Tabaktrodenmagazins und Verlegung der Sprigenremije . 


Titel VID. Kultus. 


. Aufbefferung gering befoldeter katholischer Kirchendiener 
62. 


Außerordentlicher Zuſchuß zur Aufbeſſerung des Dienfteintonmens be tigen 
Pfarrer 5 j RE ‚ 
Aufbeſſerung gering befofbeter — —— 


Uebertrag Titel VIII. 
Uebertrag II. 


685 710 











re 
—— 
sk. Ah 
336 107 | 36 
88847 | 61 
180 000 | — 
71760 | 44 
2435 | 32 
992 | 80 
757513 

2200 

12740 | - 
63B068 | 78 
20 

66 

3 
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Betrag 


Betreff. bes 
Kreditreſtes. 





DB. Uebertrag II. 
Uebertrag Titel VEIL 
64. Außerordentlicher Zuſchuß zur Erhaltung des Dienfteinfommmens der evangelischen 
Pfarrer anf der in $. 3 des Geſetzes vom 25. Auguft 1876 beftimmten Höhe 
65. Aufbeflerung gering befoldeter Rabbiner . — ee ra 


Titel IX. Unterrichtswefen. 
a. Univerfität Heidelberg. 
66. Für Miethe von Unterrichtsräumen. 
67. Zur Förderung des Studiums der Theologie burch Stipendien. 
68, Erweiterung des chemifchen Laboratoriums, Il. Rate 
69. Innere apparative Ausftattung des neuen Theiles des chemifchen ——— 
Einrichtung einer vermehrten Zahl von Arbeitsplägen in ſolchem, Aenderungen 
im alten Gebäude behufs Anpafjung der Räume und Einrihtung an die nadı | 
Bezug des neuen Theiles erforderliche anderweitige Benügung, Herftellung eines 
gededten Berbindungsganges zwifchen dem alten Gebäude und dem Neubau, 
jomwie eines bombenficheren Raumes . . . 26 262 | 75 
70. Einrichtung einer eleftrijchen Anlage für das pönfiofogifche Suftitut > für das 
chemifche Laboratorium und Grweiterung der betreffenden Anlage durch Auf- 





ftellung von Altumulatoren für das phyſikaliſche Inftitut .» >» >» 2 22 .. 5694 | 76 
71. Reubau eines Hör- und Operationsfaales für die chirurgische Klinit. . . . . 104480 | 98 
72. Erweiterung der Augenklinit durch einftödigen Anbau . . . . 24731 | 98 
73. Hauptreparaturen an den Gebäuden des afademifchen Serantenhaufes einſchüeßlich 

einer Erweiterung der Heizung in der alademiſchen Irrenlliniikt 37091 | 93 
74. Reubau eines zoologifchen Iuftitut® . . . 150 000 | — 
75. Bauliche Herjtellungen im Friedrihsbau behufs — des Pte 

Hörfaales und Erweiterung des pharmakologiſchen Inftituts . . . . 19093 | 85 
76. Außerordentliche Zufchüffe für alademiſche Inftitute. . . . . ur 9211 | 73 
77. Borübergehende Unterftügung der „Neuen Heibelberger Jahrbücher⸗. Ar 1000 | — 


78. Inftandjegung der ber Univerfität gehörigen Wafjerleitung in das Marftall- 
gebäude, Gymmafium, Univerfitätshauptgebäude, chemiſche Laboratorium, Friedrichs: 
ER RR ERBEN.) 2 0 ren a rare a ar ee ae ar ee Ge ar Fe 11059 | 22 


Mebertrag Titel IX. . . 419650 | 96. 
Uebertrag U. . . | 1194910 | 87 
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Betrag 
Betreff des 
—— 
he 3 
Uebertrag Il. 1194910 | 
b. Univerfität Freiburg. — 
DB. Uebertrag Titel IX. 419 650 | 96 
79. Vergrößerung und Verbefferung des Dekonomiegebäudes der Frauenklinik . 30314 | 50 
80. Erbauung eines Thieritalles für das phyſiologiſche Anftitut . 4000 | — 
81. Einfriedigung und Ordnung der Umgebung einiger Univerfitätsinftitute . 25096 ' 9 
82. Außerordentliche Zuſchüſſe für verfchiedene akademiſche Inftitute 20 668 | 24 
83. Kanalifirung des chemiſchen Laboratoriums . 298 | 56 
84. Heritellung der Kanalifationsanlage bei dem Gebäude der Univerfitätabibfiothet | 
und Erweiterung derfelben im Univerfitätsgebäude . j 33 | 70 
85. Einrichtung einer ii in ben Brusttaberafin des niniſchen 
Hofpitals . 1145 | 30 
ec. Techniſche Hochſchule. 
86. Aufbau eines dritten Stockwerkes auf das Gebäude der Abtheilung für Maſchinen— 
wejen und Einrichtung der hierdurch gewonnenen Näume für das Ba 
technologische Inftitut 29213 | 19" 
87. Bauliche Heritellung und Berbefferung Hauptfächtich. der Bentilationg- ab Ent- 
wöäfjerungsanlagen, ſowie innere Einrichtung der Räume des dhemisch-technifchen 
Inftituts, insbefondere der diefem Inftitut zu überweifenden, a vom mecha— | 
nifch-technologischen Inititut innegehabten Räume 25 000 | — 
88. Apparative und maſchinelle Ausftattung für den Unterricht in der Poyfit * 
Elektrotechnik. — Fe — 18531 | 34 
89. Zur Ergänzung des Lehrmateriais ab ber Inftitutseinrichtungen . 5598 | 86 
90. Herftellung der Gehwege längs des Anftaltsgebäubes 398 90 
d. Mittel» und Vollsſchulen. 
91. Neubau eines Gymnafiums in Heidelberg, II. Rate . 229266 | 86 
92. Einrichtung des Gymnafiumsgebäubes und der Turnhalle in Heidelberg, 12000 | — 
93. Erbauung einer Turnhalle bei dem Gymnaſium in Offenburg . 27241 76 
94. Herftellung einer Stodtreppe im Seminargebäude in Meersburg . . 2100 | — 
95. Neuverpuß des Seminargebäudes in Ettlingen und Herftellung eines — 
bei demſelben De at ar ae u er er —— 10771 | 52 
Uebertrag Titel IX. 856 329 | 77 
Uebertrag I. 1194910 | 67 
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Betrag 
Betreff Des 
Krebitrejtes 
Me. Ah 
Uebertrag 1. 1194910 | 67 
DB. Uebertrag Titel IX. 856 329 | 77 
96. a. Für Beihilfe zu Studienreifen an Lehrer der neueren Fremdſprachen 4100 | — 
b. Für ſolche an Lehrer der übrigen Unterrichtsfächer 3470 | — 
97. Zur Ausbildung von Lehrern für den Handfertigfeitsunterricht 1478 | 45 
98. Für Beranftaltungen und Unterftügungen zur Ausbildung von Lehrerinnen für 
den Boltsjchulunterricht 4500 | — 
e Gewerblihe Unterridhtsanftalten. | 
99. Geländeankauf für die Großherzoglidye Kunftgewerbejchule Karlsruhe . i 4440 | — 
100. Erbauung eines Dienerhäuschens bei der Großherzoglichen —— | 
Karlsruhe 11901 |, 9 
101. Anlauf der Kraut‘ — unb Ginbel ſchen — ns Anschaffung von‘ -Ein- 
tichtungsgegenftänden für das Kunſtgewerbemuſeum 81995 | — 
102. Erweiterung des Baues der Baugewerkeſchule nebſt Dienerhaus . 49 480 61 
103. Erweiterung und Verbeſſerung der Einrichtung der Baugewerkefchule . 7830 | 
104, Für die Ergänzung der Einrichtung der Schnigereischule in Furtwangen . 52 | — 
105. Für die Ergänzung und — der NE der — in 
Furtwangen 3867 | 38 
106. Zur praftijchen Ausbildung von Gewerbefdjuftehrern . 2050 — 
107. Zur Abhaltung von Uebungskurſen für Zeichen» und — 1438 58 
108. Für die Ergänzung der inneren Einrichtung und der Lehrmittel der Kunſt— | 
gewerbejchule in Pforzheim . 12.000 | = 
Titel X. Wiſſenſchaften und Künſte. 1044982 90 
109. Herftellung einer Zentralheizung im weftlichen Flügel des Sammlungengebäudes 
in Karlsruhe 16 000 | — 
110. Ergänzung und — des "Aufoewahrungsmeterials für die Alterthunis⸗ 
halle und das Naturalienkabinet in Karlsruhe —F 3946 60 
111. Außerordentliche Erwerbungen für die Großherzoglichen Ernie. 20 937 | 90 
112. Für Publikationen der Hof- und Landesbibliothek und der vereinigten Samm- | 
(ungen 2616 | 25 
Uebertrag Titel X. 43.499 | 75 


Hebertrag U. 


2239843 | 57 
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in 






“ 3 









Uebertrag 11. 67 
DB. Uebertrag Titel X. 75 
113. Staatliche Unterftügung zur Erhaltung und Reftaurirung alter Baudenkmale . 17 
114. Sammlung badifcher Volkstrachten und Hausgeräthe . 26 
115. Fortführung der Zeitichrift für die Gefchichte des Dberrheins . — 
116. Fortführung der Inventariſation und Publifation;der Kunftdenfmäler des Groß. 
herzogthums 24 
117. Förderung der Arbeiten — badiſchen hiſtoriſchen Kommifion 2 
4 
Summe H. 2311570 | 61 
II. Minifterium des Innern. 
Zitel V. Generallandesardiv. 
118. Herftellung von Einrichtungsgegenftänden . i 85 
Titel IX. Bezirksverwaltung und Polizei, — 
119. Staatsunterſtützung für Kreisſtraßen und Gemeinbewege ($. 82 des Straßengeſetzes) 200 000 — 
120. Beiträge an unbemittelte Gemeinden zu den Koſten von Waſſerverſorgungsanlagen 123 905 | 90 
121. Staatszuſchuß an die Gemeindeverwaltungen zu den Kojten der Raturalleiftungen 
für die bewaffnete Macht im ‘Frieden — F 120 000 | — 
122. Ankauf des Amtsgebäudes in Ueberlingen . 97 
123. Umbau des Kränkinger Schlößchens in Engen zu einem Amtsgebãnde 73 
124. Erweiterung des Amtsgebäudes in Heidelberg 27 
125. Herftellungen im Amtsgebäude zu Raftatt. — 
Titel XII. Heil- und Pflegeanſtalten. 87 
126. Für Erneuerung bes Anſtrichs der äußeren ee ber Heil- und Bflegeanftalt — 
Pforzheim . 15 
127. Für Einrichtung der efettrifchen Beleuditung in > Heit- * Pflege anftait Jllenan 16 
128. Für Verlegung der Kompoſtſtätte der Heil- und Pflegeanſtalt Illenau. 42 
129. Für Erneuerung der Entwäſſerungsanlagen der Heil- und Pflegeanſtalt Illenau 24 
130. Waſſerverſorgung der Heil- und Pflegeanſtalt Illenau. 51 
131. Errichtung einer Irren-, Heil und A mit Aderbaukolonie ei Em- 
mendingen r Er . : —F — aa: 459950 | — 
EIS 
Mebertrag Ill. 1177336 | 20 
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Betrag 
Betreff. des 
Kreditreſtes. 







de. A 
Uebertrag III. 1177336 | 20 
DB. Titel XIII. Polizeiliges Arbeitshans. — 


132. Für bauliche Herſtellungen 2022 





Titel XIV. Für Bearbeitung der Landesftatiftit. 
133. Für die geologische Landesaufnahme . 


Titel XV. Für Förderung der Gewerbe, 


134. Für die Ergänzung der — der — Landes⸗ 
gewerbehalle — 

135. Für bauliche ———— in der — — einge: und Ber- 
ſuchs anſtalt 

136. Errichtung eines chemiſch⸗ analytiſchen ——— an be Frobiranftait für 
Edelmetalle in Pforzheim . ; j 

137. Neifebeihilfen zum Beſuch der Ghicagoer Ausstellung i im Jahre 1893 


Titel XVE, Für Förderung der Laudwirthſchaft. 


138. Belämpfung anjtedender Thierfrankheiten . 

139. Befümpfung der Reblausgefahr und anderer Rebtrantheiten u zur — 

I? des Rebbaues überhaupt . —F aa 

140. Für Tabak- und Hanfanbauverfucde . i 

141. Für Herftellung einer von — lAanbwirthſchaſtucher Wohn⸗ * 
Defonomiegebäube 

142. Hertellung einer Bafferleitung in — Verſuchsfeldern der landwirthſchaftuͤch⸗ 


122 652 


5577 | 34 
3000 | — 
I 











botanischen Berjuchsanftalt ; 3000 | — 

143. Für die Ergänzung der Einrichtung der Landwirthfhaftlich-botanifchen Berfuöe 
anftalt und für die völlige Herrichtung der Verjuchsfelder . \ 8551 | 29 
144. Für Bauliche Herftellungen auf Huguftenberg . 138280 | 81 
145. Wafjerverforgung des Guts Huguftenberg 19998 | 85 
146. Beihilfe zur Hagelverfiherung . 100 000 | — 
404.060 | 84 
Uebertrag IN. 1654810 | 91° 
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Betreff. 










































1654810 | 91 


DB. Uebertrag IL . . 
Titel XVII. Berwaltungszweige der Oberdireltion des Wafler- und Straßenbanes. 

147. Berlegung ber Eee — BERN und en auf das 

rechte Murgufer . —F — 58110 | — 
148. Bau der Würmthalftraße . j a re 9689 | 11 
149. Zuſchuß zur Verbefferung ber Sandftrafe in N Markdorf . a ar ie 1000 | — 
150. Verbeiferung der Landftraße Nr. 50 zwijchen Häufern und Seebrud 57854 | 68 
151. Berbefferung der Landftraße Nr. 51 zwifchen Seebrudf und ik 62800 | — 
152. Korrektion der Zandftraße von Dos nach Baden i ; 633 | 76 
153. Umbau der Hohlenbadhbrüde in Schliengen 14 | 34 
154. Umbau der Rammersbachbrücke über die Elz bei Riederwinden 4684 18 
155. Umbau der Brücke über den Leopoldskanal zwiſchen Kenzingen und Weisweil : 7480 | 72 
156. Umbau der Pfinzbrüde bei Durlad) . — 8000 | — 
157. Korreftion der Landſtraße Nr. 151 Gherbadj-Unterdielbad . 68726 | 35 
158. Zufchuß zur Verbreiterung der Landſtraße in Stofrinderfelb . F 840 — 
159. Tieferlegung der Zufahrten zur Rheinfchiffbrüde bei Neuenburg . 25236 | 61 
160. Erweiterung des Fluthprofils der Murg bei Oberndorf. 1787 | 72 
161. Sicherung des Wiefefluffes unterhalb des Brombadjer — d. Bat). 30 000 | — 
162. Inftandjegung des Floßhafens in Mannheim . Pier i 102514 | 51 
163. Umbau ber Konftanzer Hafenanlagen 19944 90 
164. Entfernung ber Pfahlüberrefte entlang der See- * Rheinfront — Stadt Ronftanz 3588 | 83 
165. Herftellung einer Landungsftelle bei Ignang und Gaienhofen . F 27000 — 
166. Verbeſſerung an der Jungbuſchſchleuße im Mannheimer Hafen. 24420 | 81 
167. Herftellung von Kaitreppen im Mühlauhafen zu Mannheim 1527 | 41 
168. Herftellung eines Lichterplages für den — * Uregutrung. im 

Nedarhafen zu Mannheim . j de ie — — 6483 | 36 
169. Unjhaffung von Baggerprahmen . a 11965 | 51 
170. Berbefierung der Mündung des Binterhafens zu Berti u 31500 | — 
171. Unterfudung der Rheinftromverhältniffe 17018 | 40 
172. Tiefenmeffungen und wifjenjchaftliche Unterfuhungen des Bodenſees. 2984 | 19 
173. Vorarbeiten für einen Bewäflerungs- und Gewerbefanal in der Rheinniederung 

oberhalb des Kaiferftuhls ea Bi 25077 | 11 


601 782 
Summe Ml. 2256 593 


Geſehzes und Verordnungsblatt 1804 35 





Betreff. 








IV. Finanzminifterium. 
DB. Titel III. Hochbauweſen. 


174. Bauliche Herjtellungen am Dienftgebäudbe des Berwaltungshofs . 
175. Herftellungen in den Kellerräumen de Sammlungengebäudes in Karläruhe . 


Titel IV, Domänenverwaltung. 


176. Für den Umbau des zu einem Palais Ihrer Königlichen Hoheiten des Erbgroß— 
herzogs und der Erbgroßherzogin beſtimmten jogenaunten a in Karlsruhe, 
dritte Anforderung . 

177. Uusbau des öftlichen Flügels ber Sunfate * —V einer Niederdrud- 
dampfheizung in berjelben P Fe 

178. Berlegung des Hofzahlamtes . 

179. Für das Heidelberger Schloß . ä 

180. Für den Neubau eines Wirthfchaftögebäudes —* Jagbhau bei Baden 2 

181. Für Holzabfuhrwege . » >» 2» 2 nn ne. 

182. Für Beichaffung eines Dienftgebäudes für die Begiraforftei Ueterfingen . 

183. Für Bejchaffung eines Dienftgebäudes für die Bezirksforſtei Villugen . 

184. Für Beihaffung eines Dienftgebäudes für die Bezirksforftei Forbach II. . 

185. Für Beſchaffung eines Dienftgebäudes für die Vezirksforftei Emmendingen 


700 000 


384 420 
33 920 
247 920 
82 224 


96 000 
34 500 
21 778 
28553 
22527 


1651844 
4408 


Titel VI. Steuerverwaltung. 
186, Erweiterung des Obereinnehmereigebäudes in Buchen . 


Titel VO. Bollverwaltung. 
187. Einftödiger Anbau an das Nebenzollamtsgebäude am u en in Konſtanz 
188, Hauptteneramtsgebäude in Sädingen. F Da 
Titel IX. Allgemeine Kaflenverwaltung. 


Staatöbeitrag zur Erbauung: 
189. einer Bregthalbahn . — 
190. einer Lokalbahn von Ettenfeimmünfter a an Bin kein. 


Summe IV. 








Betreff. 








DB. V. — 
191. Reubau einer Dienerwohnung . de rn 
192. Wegen Neuordnung des Rehnungsardjivs in Brudfat . NEN 
Summe V. . . 
Hiezu „ MM . . 12311570 
a „un... 12286593 
e „ Ww. .. | 2217081 
Summe b. Streditrefte aus der Etatperiode 189293 . .» . : 2 one. - | 6788683 
Hiezu 
Summe a. Sreditrefte aus ber Etatperiode 189091 . - 2 2: 2 2 2 nun 620 845 


Summe A. Budgetmäßige Ausgaben . . | 7409528 | 80 


B. Im Adminifrativwege verwilligte Kredite, 
a, Kreditrefte aus der Etatperiode 1890/91. 
IV, Finanzminifterium. 
193. Inftandfehung und theilweife Erneuerung des Obereinnehmereigebäubes in Raftatt 


b. freditrefte aus der Etatperiode 1892/93. 


Il. Minifterium der Yuftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Zitel VI. Allgemeine Ausgaben für die Rechtspflege. 
194. Entwäfjerungsanlage bei dem Amtsgefängnig zu Mannheim . . 
oo Titel VO. Strafanftalten. 
195. Zur Erneuerung der Dampfheizungseinrichtung in der Weiberftrafanftalt Bruchjal 
Titel IX. Unterrichtsweſen. 


196. Theilung der Heiliggeiftfirche in Heidelberg unter die beiden chriftlichen Belennt- 
niffe gemäß dem früheren Zuſtandee.. 
197. Mehraufwand für den Aufbau eines 3. Stockwerkes * das Gebäude der 
Abtheilung für Maſchinenweſen der Techniſchen Hochſchule . . — 






Summe N. . 


Uebertrag B. . . 
35. 
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Betrag 
des 
Kreditreſtes. 


— 
67036 | 50 


Betreff. 














— Uebertrag B. . 
II. Ministerium des Innern. 
DB. Titel XKVH. Berwaltungszweige ber Oberdireltion des Waſſer- und Strafeubanes. 
198. Umbau des nördlichen Flügels des alten Lyceums in Karlsruhe zu einem Dienft- 
gebäude der Oberdireftion des Waſſer- und Straßenbaues . 


. 70 850 
199. Verlegung der Murgthalftraße zwiſchen Gernsbach und Hilpertsau (Mepraufiwand) 









30.000 | — 
200. Umbau der drei Biadulte in der u Nr. 292 im in 
Mannheim . ; ar ar — 39000 | — 
201. Umbau der Angerbrüde in 1 Böhrenbadh . 11333 


Summe IIL 151183 


IV. Finanzminifterium. 

Titel IL. Hochbauweſen. 
202. Bauliche Herftellungen im Dienftgebäude bes ee des Großherzoglichen 
Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten Pe Eu 


Titel IV. Domänenverwaltung. 


Für die Grundfiodsverwaltung. 
203. Reftaurirung des Aeußern des Schloßgebäudes in Mannheim 
204. Errichtung eines Bezirköforfteigebäudes in Triberg. . 


Zitel VL Stenerberwaltung. 
205. Bauliche Herftellungen im Dienjtgebäude der Bezirköforftei und des Unterſteuer— 
ERHER  RORIRBERNE 5.5: 0 San a 6 
Summe IV. 


Summe B. Im Adminiſtrativweg verwilligte Kredite 
„ 4. Budgetmäßige Ausgaben . 


301419 
7409528 | 80 


7710948 









Summe der Ausgaben 
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Betreff. 





Einnahmen. 
a. Bon der Etatperiode 189091. 
D-8. II. Miniſterium des Innern. 


Titel X. Berwaltungszweige der Oberdireltion bes Waſſer- nnd Straßenbanes. 
1. Beiträge der Gemeinden zu ben der Straßenbauten nad) A 17 des — 
vom 14. Juni 1884 ...... den A tg 2 an aloe F 


IV. Finanzminifterium. 


Titel 1. Domänenverwaltung. 
Erjak der Grundftodsverwaltung für die unter Ordnungszahl 33 und 34 ber 
Ausgabäfredite bezeichneten Koften -. . » > 2 220... 


Summe a. Von der Etatperiode 1890/91 


15 


b. Bon der Etatperiode 1892/93. 


III. Minifterium des Innern. 
Titel II. Heil» und Pilegeanftalten. 


3. Beitrag der Gemeinde Achern zu dem Sloftenaufwand für die der Waſſerverſorgung 
der Stadt Achern und der Anftalt Illenau gemeinfam dienenden Anlagen . 


Zitel VIIL Berwaltungszweige ber Oberdireltion des Wafler- und Straßenbanes. 
4. Beiträge der Gemeinden zu den Koften der Straßenbauten nad) $. 17 des Geſetzes 
WO IR BO: 5 4: a ae a een me ae 
5. Beitrag von Elſaß-Lothringen zur Tiferegun se Bufaßrten zur Rpeinfchiffbrüde 
DEE SERERUDRIEG » ur. 5 ee a re aa ee Be 
6. Beiträge der Rheinuferftaaten pr ne Koften der Unterjuchung ber Be 
VECHREBIIN 55 5-8 30-2 ea ee at EN Ei ö 


Summe IL . . 
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Betrag 
des 
Kreditreſtes. 





IV. Finanzminiſterium. 
D-B. Titel J. Domänenverwaltung. 


7. Erfab der Grundftodsverwaltung für die unter Drönungszahl 176/185 und 


207/208 der Ausgabskredite bezeichneten Koften. . . . - 1710044 


Titel VI. Allgemeine Kaflenverwaltung. 


8. Einnahme von der vormaligen badifchen Militärverwaltung und zwar Erſatz an 
Kafernenbautojten — 





Summe IV. . 1759 771 | 75 

Seu „ UM. 124464 | 65 

Summe b. von der Etatperiodbe 1892/98 . 1884236 | 40 
Hiezu ar Bw " 1890/81 84372 | 55 


Summe der Einnahmen 1 968 608 


Bergleihung. 


Kreditrefte von auferordentlichen Ausgaben . 
Refte von außerordentlihen Einnahmen 


Es bleiben daher noch zu deden 


7710 948 
1968 608 


5 742 339 
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Beilage Nr. 3, 


Voranſchlag 


des umlaufenden Betriebsfonds des allgemeinen Staatshaushalts für 
1894 und 189. 


















Neft der 













Ord⸗Zahl 








Verwaltungszweige. Geld u — | 
' i Altiven. 

vorrath. | vorräthe. Aktivrefte. | Summe. 

* u E 


A. Minifterium der 
Juſtiz, des Kultus und 
Unterrichts. 


1. | Strafanftalten. . 55 300 


B. Minifterium des 





Innern. 
2. ran en. f 302500 | 
3. Kot undPflegeanitalten 20 700 
4. olizeiliches Arbeits⸗ 
F 2100 | 
5. | Gewerbe-, Landwirth- 
ſchaft und Statiftif . 120 000 
6. re der 
Oberdireftion des Waſ⸗ 
jer- und Straßenbaues 111500 
556 800 
C. Finanzminifterinm. 
7. | Domänenverwaltung . 129600 | 2100800 
8. | Salinenverwaltung . . 680 900 
9. | Steuerverwaltung 541 000 
10. — — 27 900 
11. eneralftaatsfafje *) 9300 | 6322400 


) Müngverwaltung. 


12, | D. Oberrechnungslammer. 


Im Ganzen 3 160 300 679800 110285100 114125200 | 4585200 | 9540000 
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Beilage Nr. 4. 
Ausgefchiedene Verwaltungszweige. 


Zujammenftellung 
der Spezial-Budget3 für 1894 und 189. 


Ordentlicher Etat. Außer- 











— Jordentlicher 
1894. | 1895. Etat. 
men I: 2. Do Du 


Ausgabe. 
I. Eifenbaßnbetrießsverwaltung. 
1. Eigentlidier Betrieb. 

Zitel I. Gehalt und Wohnungsgeld der etatmäßigen Beamten. 
" II. Andere perfönliche Ausgaben a 
„ 11. Allgemeine fachliche Ausgaben . 

„IV. Soften der Unterhaltung der — 

V. Koſten des Bahntransports. 

„ VI. Koſten der Erneuerung beſtimmter Segenftände . 

„  VU. Soften für erhebliche Ergänzungen, Erweiterungen und 
Berbefferungen. . . . 

„ VII. Koften für Benützung — ———— und für 
Dienftleiftung fremder Bahnverwaltungen . . ’ 

„ IX. Koften für Benützung fremder Betriebsmittel . 

















6884860 7077400 
7587 270 7 789 720 
1484500 1507 100 
35295501 3531550 
69992001 7059000 
4369 1001 2673900 


519 100 519 100 


1068 400 997 900 
1220000] 1220000 


33 661 980] 32 375.670 





Summe IL 1 


1 a. Berkftättebetrieb. 
Titel 1. Gehalt und Wohnungsgeld der etatmähigen Beamten . 
— 1. Andere perſönliche Ausgabenn 
„ 11. Sachliche Ausgaben . . 


207 850 211 260 
25937001 2624350 
2567 920| 257292 


53694701 5408 530 


12 037 970| 7607 970 
33 661 980] 832 375 670 
5369470) 5408530 


51069420] 45 392 170 


Summe Il. la. . 


1b. Magazins: (Betriebömaterinlien-) Verwaltung. 
Hiezu Summe 1. 1 
— I. 1a. 





Summe l. 


XXI, 





— —— — 


mm m m —üñ — — == 





II. Bodenfeedampffdifffaßrtsverwaltung. 
Titel l. Gehalt und Wohnungsgeld der etatmäßigen Beamten . 
A II. Andere perfönliche Ausgaben i 
„ 10. Ullgemeine fachliche Ausgaben . 
» IV. Bauliche Unterhaltung der Anlagen auf — Sande 
Ai V. Bauliche Unterhaltung der Schiffe nebft Zubehör 
„ NV Schifffahrt und Transport i 
„ YO. Für Unterhaltung eines Dampfbootbetriehs Pr dem 
Unterfee, Staatsbeitrag . cn 


Summe II 


III. Eifensaßnbanverwaltung. 
A. Badiſche — 
Titel 1. Neue Bahnen . . 
R H. Stationen 
„ JO. Transportmaterial . F 
„ IV. Laſten und Berwaltungstoften . 


B. Main-Nedar-Eijenbahn. 
C. Staatöbeiträge zu Yolal- und Nebenbahuen 
Summe II 
IV. Eifenbapnfäußentitgungshafe. 
Titel 1. Berwaltungsaufwand 
B 1. Paſſivzinſen. 
„ 10. PBlanmäßige Schufbentilgung. g. P 
„ IV. Rüderftattung von Vorſchüſſen an die Amortifationstaffe 
. V. Bauanfwand . 


VI. Rabatt . 
„ VID. Kaſſen- und fonftige Attiobeftände . 


Summe IV. 


V. Budanftaltenverwaltung . 


Geſehes · und Verordnungsblatt 18594. 


— Etat. 


1894. 1895. 


81820 
78 950 
5570 

3 350) 
61000 
100 * 
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Außer⸗ 


ordentlicher 


Etat. 








330 690. 





62 555 62 885 
13648 111) 140985 061 
4725578) 4664551 
4.000 000 3 500 000 
13000000 15 928 816 


8476988 5286 345 


10 791 000 
5 795 890 
2438 500 

543 900 


80 000 
937 500 





20 586 790 





43913233| 43538558 


297 ou 297 844 





198 474 
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Außer⸗ 
ordentlicher 
Etat. 


Ordentlicher Etat. 








—— 1895, 


| %& 


Einnahme. 
I. Eiſenbahnbetriebsverwaltung. 


1. Eigentliger Betrieb. 
Titel 1. Aus dem Perfonen- und Gepädverfehr . . 
= I. Aus dem Güterverkehr. 
„ I. Bergütung für Benügung von — ꝛc. uch 
andere Bahnverwaltungen. 
„ IV. Vergütung für Ueberlafjung von Betriebömitteln 
= V. Erträge aus Beräußerungen . . : 
„ VI. Verſchiedene und zufällige Einnahmen 





15 955500) 15955 500 
27 651 000) 27537 600 


621000) 621.000 


1035700) 1035 700 
1132700) 1132700 
886 985 888 785 


47282 885| 47 171285 


5369470) 5408530 
12037 970| 760797 


64 690 325) 60 187 785 


Summe 1. 1. 


1 a. Rerfftättebetrieb 
1 b. Magazind- (Betriebömaterinlien) Berwaltung 


Summe 1. 


H. ERS IEN 
Titel 1. Transportgefälle . . 
„N. Sonftige Einnahmen 


Summe II, 


Ä IH. Eifenbaßnbanuverwaltung. 
Zitel 1. Koftenbeiträge für Herjtellungen und Anlagen 
J Il. Sonſtige Einnahmen Pr —— 


Summe III. 


IV. Antheil am Reinertrag der Main-Mekar- 
Eifenbaßn . 
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Ordentlicher Etat. Auper- 
—— Jordentlicher 


1894. | 1896. Etat. 











V. —— — 


Titel I Kaſſenvorrath. .. .. EEE 135 944 
. IL Altven . . » 2 > 22.» [11386531 
65 SERIES 1: ©: na a ee Se See 150 000 
„IV. Dotationen. 1117 640 768 
V. Agio auf Anlehenn.. — 


"„ VI Schulenaufnahm - » » 2 22 202000000. [14600000 


Summe V. . . 43 918 233 


VI Sadanfaltenverwaltung . - . . . . 299 325 
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Budget 


über den umlaufenden Betriebsfond der Eiſenbahnbetriebsverwaltung ein— 
ſchließlich der Werkſtätten- und Magazinsverwaltung ſowie der Bodenſee— 
Dampfſchifffahrt für 1894 und 1895. 





























Attiven | Der tiven 
Geld» Natural | Baflivrefte. 
z Aktivreſte. guſammen. mehr. weniger. 
vorräthe. vorräthe. | | 
er zo ae u Sr | —— ur: | vr. 
I 
| 
Eifenbahnbetrieb . 192 000 — 3307000 | 3499000 | 4050 000 — 8581000 
Eiſenbahnwerk⸗ | | 
ftätten. . . . _ 450.000 | 600 | 450800 1300 | 449300 — 
Eiſenbahnmaga⸗ | | 
a Er — 4253 000 | 300 | 4253300 1000 | 4252 300 — 
Dampfſchiff⸗ | 
fahrtsbetrieb . — —— 1000 1000 — 1000 — 
- — — — — 
Summe . . 192000 | 4703000 ' 3308900 | 8203900 | 4052300 | 4702600 551 000 
08 4.4 u. — — — — — 551 000 — 
Mehr der Aktiven — — — — 4151600 | — 
| 








i Drud und Verlag von Malſch & Vogel in Karlörıhe. 


Nr. XXIL 225 


Gefrhes- und Berorönungs- Blatt 
für das Großherzogtum Baden. 


Karlsruhe, Montag den 30. April 1894. 


Anhalt. 


Geſetz: bie Erhebung der Einkommenſteuer für die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 





Geſetz. 
(Vom 29. April 1894) 
Die Erhebung der Einkommenſteuer für die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir befchloffen und verordnen, 
wie folgt: 
Einziger Artifel. 


Für die Budgetperiode 1894/95 wird der Abgabeſatz für die Einfommenfteuer auf zwei 
Mark fünfzig Pfennig für je 100 M. Steueranſchlag feſtgeſetzt. 

Bon den jteuerbaren Einkommen, deren Steueranjchlag den Betrag von 200 M nicht 
überfteigt, tft für die Jahre 1894 und 1895 nur eine Steuer von zwei Mark von je 100 M. 
Steueranjchlag zu erheben. 

Das Finanzminifterium ift mit dem Vollzug beauftragt. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 29. April 1894. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Buchenberger. 








Drugd und Verlag bon Malie & Bogel in Karlsruhe. 
Geſetzes · und Verordnungsblatt 189. 37 


Nr. XXI. 287 


Gefebes- und Berordnungs- Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Montag den 7. Mai 1894. 


Yuhalt. 
Verordnung des Minifteriums der Finanzen: die Stenererhebung für die Jahre 1894 unb 1805 
betreffend. 





Berordnung. 
(Vom 4. Mai 1894.) 


Die Steuererhebung für die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 


Mit Bezug auf Artikel 7 und 8 des Geſetzes vom 29. April d. J., die Feſtſtellung des 
Staatöhaushaltsetats für die Jahre 1894 und 1895 betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 181), und auf das Geſetz vom 29. April d. J., die Erhebung der Einfommenjtener 
für die Jahre 1894 und 1895 betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 225), wird 
verordnet: 


8.1. 
Fir die Jahre 1894 und 1895 find an direkten Steuern von je 100 Mark Steuerfapital 
ag Steueranjchlag zu entrichten: 
1. an Grund-, Häufer: und —— 666 
2. an Rapitalrentenfteuer . . . . —6 
3. an Einkommenſteuer 
a. von den ſteuerbaren Einkommen, deren Steueranſchlag den Betrag 


von 200 Mark nicht überfteigt - - . 2 —, 
b. von den ftenerbaren Einkommen, deren Steueranſchlag 250 Mk und 
meht REES re ae 60 
4. an Beförfterungaftener - . - =» Hr een 10,5 
8.2. 


Die indireften Steuern find für die Jahre 1894 und 1895 ”. * Sätzen zu erheben, 
Geſehes⸗ und Verordnungsblatt 1859. 
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die in den 8. 2—5 der diesjeitigen Verordnung vom 18. Juni 1890 (Geſetzes- und Verord- 
nungsblatt Seite 289) verkündet find. 


8. 3. 

Soweit der Steuereinzug auf Grund der Geſetze vom 29. November 1893 (Geſetzes— 
und Verordnungsblatt Seite 151) und vom 28. Februar 1894 (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 41) nicht ſchon erfolgt it, Hat er auf die geordneten Verfalltermine zu gejchehen. 

8.4. 

Die Großherzogliche Stenerdireftion ift mit dem weiteren Vollzug beauftragt. 

Karlöruhe, den 4. Mai 1894. 

Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 


Buchenberger. 
— Vdt. Bird. 





ö Drud und Verlag von Maifch & Vogei im Karlsruhe 


Kr. XXIV. 229 


Gefebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogtum Baden. 


Karlöruhe, Dienjtag den 8. Mai 1894. 





Inhalt, 


Belanntmahungen: bee Miniſteriums des Großherzoglichen Hauſes und beranudwärtigen 
Angelegenheiten: bie Jurisdictionsverhältnifſe mit bem Königreich Sachſen betreffend; des Miniſteriums des 
Anuern: die Invaliditäts- und Miterdverficherung der Hmudgewerbetreibenden in der Weberei und Wirlerei betreffend; 
ben Einzug der Suvalibenverficherungsbeiträge betreffend ; die Vieheinfuhr aus Defterreih-lingarn betreffend. 


Bekamtmachung. 
(Bom 2. Mai 1894.) 
Die Jurisdictionsverhältnifje mit dem Königreih Sachſen betreffend. 

Bwijchen der Großherzoglich Badifchen und der Königlich Sächſiſchen Negierung ift zu 
theilweifer Aenderung der im Jahre 1855 abgejchloffenen und zufolge gegenfeitiger Ver: 
ftändigung vom Jahre 1870 in den Artikeln 29 bis 34 und 46 noch jeht in Kraft ftehenden 
Uebereinfunft zur Beförderung der Rechtöpflege (Regierungsblatt von 1855 Seite 205) ver: 
einbart worden, daß an Stelle des Artikel 31 der Uebereinkunft die folgende Beftimmung tritt: 

Artikel 31. Die Beftellung der Bormundichaft (Perſonalvormundſchaft) 
für Minderjährige und ihnen gleichzuachtende Perjonen gehört vor die Gerichte des 
Staates, in dem die zu bevormundende Berfon ihren Wohnſitz hat, und falls ein 
Wohnfig in beiden Staaten begründet ift, oder in Ermanglung eines Wohnſitzes 
vor die Gerichte de3 Staates, in dem fie ſich aufhält. 

Diefe Vereinbarung wird hiermit öffentlich befannt gemacht. 


KRarlörube, den 2. Mai 1894, 


Sroßherzogliches Minifterium des Großherzoglichen Haufes und der ausmärtigen Angelegenheiten. 


von Brauer. 
Vät. Dr. Seyb. 


Geſehes · und Berorbnungsblatt 189, 29 
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Belanntmachung. 


(Vom 23. April 1894.) 
Die Invaliditäts- und Alteröverficherung der Hausgewerbetreibenden in ber Weberei und Wirferei betreffend. 


Nachftehend bringen wir die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. März 1894, 
betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung von KHausgewerbetreibenden der ZTertil- 
induſtrie, mit folgendem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß: 

1. Beim Vollzug der Bekanntmachung vom 1. März 1894 iſt als untere Bermwaltungs- 
behörde (Ziffer 6 Abſatz 2, Ziffer 7 Abjag 1 und 2, Ziffern 9 und 10) das Bezirfe- 
amt, als höhere Verwaltungsbehörde (Ziffer 9 Abſatz 2) das Landesverfiherungs- 
amt zuftändig. 

2. Die Borjchriften der 88. 12 ff. der Verordnung vom 27. Oftober 1890, den Vollzug 
der Invalidität? und Altersverficherung betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 651), über die Einziehung der Beiträge finden auch Anwendung auf die Bei- 
träge, welche von den Hausgewerbetreibenden der in der Bekanntmachung des Reichs— 
fanzlerd bezeichneten Zweige der Tertilinduftrie — Weberei, Wirferei u, j. w. — 
beziehungsweife von den Fabrikanten u. ſ. f. zu entrichten find (Ziffern 3 und 9 
der Belanntmachung vom 1. März 1894). 

Die Pflicht zur An- und Abmeldung ($. 15 der Verordnung vom 27. Dftober 1890) 
(iegt dem Hausgewerbetreibenden und, ſoweit der Fabrikant u, ſ. f. gemäß Ziffer 9 der 
Belanntmadhung vom 1, März 1894 die Beiträge für den Hausgewerbetreibenden und jeine 
Hülfsperjonen entrichtet, dem Fabrifanten u. f. f. ob. 

Die Entwerthung der Beitragsmarfen ($. 5 der Bekanntmachung vom 1. März 1894) 
hat nach Maßgabe der Beitimmungen unjerer Verordnung vom 5. Dezember 1890 in ber 
Fafjung der Verordnung vom 9. Januar 1892, die Entwerthung der Beitragsmarfen betreffend 
(Geſetzes- und Verordnungsblätter 1890 Seite 762 und 1892 Geite 25), zu erfolgen. 


Karlsruhe, den 23. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. €. Mufer. 


(Nr. 2157.) Bekanntmachung, betreffend die Invaliditäts- und Alterd- 
verjiherung von Handgemwerbetreibenden der Tertilinduftrie. 
Bom 1, März 1894, 


Huf Grund der 88. 2, 109, 110 bes Gejehes, betreffend die Invaliditäts- und Alters— 
verfiherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs-Geſetzblatt Seite 97) hat der Bundesrath nach— 
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ſtehende Vorſchriften über die Invaliditäts- und Altersverſicherung von Hausgewerbetreibenden 
der Textilinduſtrie beſchloſſen: 


1: 


Die Verficherungspflicht nach 8. 1 des Gefeges, betreffend die Invaliditäts- und Alters: 
verfiherung, vom 22, Juni 1889 (Reichs-Geſetzblatt Seite 97) wird auf ſolche jelbjtändige 
Gewerbetreibende (Hausgewerbetreibende) erftredt, welche in eigenen Betriebsjtätten im Auf: 
trage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenden (Fabrikanten, Fabriffaufleute, Hanbels- 
leute) mit Weberei und Wirferei bejchäftigt werden, und zwar aud) dann, wenn dieje 
Hausgewerbetreibenden die Roh- oder Hilfsstoffe ſelbſt beichaffen, und auch für die Zeit, 
während welcher fie vorübergehend für eigene Nechnung arbeiten. Zur Wirferei gehört auch 
die Majchinenftriderei. 
Die Verficherungspflicht erftredt ſich auch 
a. auf die zur Herftellung der Gewebe und Wirkwaaren erforderlichen Nebenarbeiten 
— Spulerei (Treiberei), Scheererei, Schlichterei u. |. w. —, ſowie 

b. auf die weitere Bearbeitung oder Verarbeitung — Appretirung, Konfektion u. |. w. — 
der Gewebe und Wirfmaaren, ſoweit diefe Arbeiten in den Betriebsftätten der 
Hausweber oder Hauswirfer nebenher ausgeführt werben. 

Vorftehende Beitimmungen finden feine Anwendung 

a. auf Berjonen, welche das Geichäft regelmäßig für eigene Rechnung betreiben und 

nur gelegentlich von anderen Gewerbetreibenden für deren Rechnung bejchäftigt werben ; 

b. auf Berjonen, welche in dem Betriebe de3 Hausgewerbes nur gelegentlich, oder zwar 

in regelmäßiger Wiederfehr, aber nur nebenher und in jo geringem Umfange thätig 
find, daß der hieraus erzielte Verdienft zum Lebensunterhalt nicht ausreicht und 
zu den BVerficherungsbeiträgen nicht in entſprechendem Verhältniß fteht; 

ce. auf Perjonen, welche in einem anderen, die Verfiherungspflicht begründenden regel 

mäßigen Arbeits- oder Dienftverhältniß zu beftimmten Arbeitgebern ftehen und, ohne 
diejes Verhältniß zu unterbrechen, das Hausgewerbe nur nebenher, fei es regelmäßig, 
jei es nur gelegentlich, betreiben. 


2. 

Die Berficherung erfolgt bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk fich der 
Betriebsfiß des Hausgemwerbetreibenden befindet. Die Lohnklaffe, in welcher die Verfiherung 
erfolgt, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des $. 22 des Geſetzes. Dies gilt auch für die 
jenige Zeit, während welder der Hausgewerbetreibende für eigene Rechnung arbeitet. 


3. 


Die Hausgewerbetreibenden haben die Beiträge für ihre eigene Verfiherung ſelbſt dadurch 
zu entrichten, daß fie die den jchuldigen Beiträgen entjprecjenden Marken in ihre Quittungss 


farten eintleben. 
39, 
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Für jede volle oder angefangene Kalenderwoche, in welcher der Hausgewerbetreibende für 
eigene oder fremde Rechnung beſchäftigt war, ſind die Beiträge ſpäteſtens an demjenigen Tage 
zu entrichten, an welchem die nächſte Abrechnung mit dem Fabrikanten oder, wenn die Be— 
ſchäftigung für mehrere Fabrikanten ftattfindet, mit einem derſelben erfolgt. 

Die Hansgemwerbetreibenden, welche es unterlaffen, die Beiträge für ihre Verficherung ge: 
mäß vorftehender Vorjchrift zu entrichten, unterliegen der Strafbeftimmung des $. 143 des Geſetzes. 

Die verfiherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden haben auch für diejenige Zeit, während 
welcher fie das Geſchäft auf eigene Rechnung betreiben, für ihre eigene Berficherung Zuſatz— 
marfen nicht beizubringen. 

Bezüglich der Beiträge der Hausgewerbetreibenden für ihr Hülfsperſonal (Gejellen, Ge: 
hülfen, Lehrlinge) hat es bei den beftehenden allgemeinen Borjchriften fein Bewenden. 


4. 


Die von den Hausgewerbetreibenden für fi) und ihr Hülfsperſonal verwendeten Marken 
find fofort nach erfolgter Einflebung dadurch zu entwerthen, daß auf denfelben handſchriftlich 
oder mitteljt eines Stempel3 der Entwerthungstag in Zahlen angegeben wird (vergl. Ziffer 11. 
Nr. 3a. der Bekanntmachung vom 24. Dezember 1891, Reichs-Geſetzblatt S. 401). 


5. 


Auf dem im $. 112 des Geſetzes vorgejehenen Wege kann angeordnet werden, daß die 
Beiträge für die Hausgewerbetreibenden von diefen zum Einzug gebracht werden. In diejem 
Falle finden die Beftimmungen der Ziffer 3 Abſatz 1 bis 3 umd der Ziffer 4 feine Anwendung, 
und find die dem eingezogenen Beiträgen entfprechenden Marten alsbald nach deren Einklebung 
nad) Maßgabe der von der Landescentralbehörde getroffenen Anordnungen zu entwerthen. 


6. 


Die Fabrilanten u. ſ. w. find verpflichtet, den für ihre Nechnung arbeitenden Haus- 
gewerbetreibenden bei der Abrechnung die Hälfte desjenigen Betrages für Beitragsmarfen zu 
erftatten, welcher auf die zur Herftellung der Arbeit durch einen Arbeiter im Durchichnitt an— 
nähernd erforderliche Zeitdauer entfällt. 

Bei der Berechnung des zu erjtattenden Betrages wird die Woche zu ſechs Arbeitstagen, 
und der Arbeitstag, jofern nicht durch die für den Betriebsfig des Hausgewerbetreibenden zu— 
ftändige untere Verwaltungsbehörde eine andere Zeit als Arbeitsdauer allgemein feſtgeſetzt 
wird, zu elf Arbeitäftunden gerechnet. Bruchtheile von Pfennigen werden zu Laften des 
Fabrifanten auf volle Pfennige nad) oben abgerundet. 

Die Erftattung erfolgt auch dann nad) dem Werth der für den Hausgewerbetreibenden 
jelbjt zu verwendenden Marken ($. 22 des Geſetzes), wenn bei der Arbeit verficherungspflichtige 
Hülfsperjonen verwendet worden find. Eine höhere als die geſetzlich vorgejchriebene Lohnklaſſe 
($. 22 des Geſetzes) iſt bei der Erjtattung nur dann zu Grunde zu legen, wenn der Fabrikant 
der Verwendung von Marken der höheren Lohnklaffe ausdrüdlich zugeftimmt Hat. 
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7. 


Bei Streitigkeiten über die bei der Erftattung (Ziffer 6) in Anſatz zu bringende Arbeits: 
dauer entjcheidet auf Antrag eines Theiles die für den Betriebsſitz des Hausgemwerbetreibenden 
zuftändige untere Berwaltungsbehörde endgültig. 

Diejelbe ift befugt, einen Sadperftändigen zu ernennen, welcher auf Antrag eines Theiles, 
auch ohne daß ein Streitfall vorliegt, den Zeitbedarf abzufchägen hat. Die Fabrikanten u. ſ. w. 
haben bei der Abrechnung denjenigen Betrag zu erjtatten, welcher auf die abgejchäßte Arbeits: 
zeit entfällt. Wird demnächft im Streitfall eine andere durchjchnittliche Arbeitsdauer feitgejtellt, 
jo ift die Differenz nachträglich auszugleichen. 

Die Verfiherungsanftalt iſt befugt, für die Berechnung des vom Fabrikanten u. ſ. w. zu 
erftattenden Betrages weitere Bejtimmungen zu erlaffen. Diejelben bedürfen der Genehmigung 
des Neichs-(Landes-)Verficherungsamts. 

8. 


Die Hausgewerbetreibenden können mit den Fabrifanten u. j. w. vereinbaren, daß leptere 
bei der Abrechnung die Hälfte desjenigen Betrages zu eritatten haben, welchen die Hausgewerbe— 
treibenden für fi) und die von ihnen bejchäftigten verficherungspflichtigen Hülfsperſonen für 
Beitragsmarken thatjächlich entrichtet haben. Iſt der Hausgemwerbetreibende von mehreren 
Fabrifanten u. ſ. w. beichäftigt, jo hat fich eine folche Vereinbarung auch darauf zu erftreden, 
wie der von ihnen zu erftattende Gefammtbetrag auf die einzelnen Fabrikanten u. ſ. w. zu ver— 
theilen ift. 

9. 


Die Fabrikanten u. ſ. w. find berechtigt, die Verpflichtungen des Arbeitgebers für ihre 
Hausgemwerbetreibenden und die von benjelben bejchäftigten verficherungspflichtigen Hülfs- 
perfonen ganz oder zum Theil ſelbſt zu übernehmen. Bon der erfolgten Uebernahme Hat 
der Fabrifant der unteren VBerwaltungsbehörde Kenntniß zu geben, welche dem zuftändigen 
Organe der Verfiherungsanftalt und in den Fällen des 8. 112 des Geſetzes den mit der Ein- 
ziehung der Beiträge und der Entgegennahme der Meldungen betrauten Stellen Nachricht giebt. 

Soweit es fih um die Entrichtung der Beiträge für die Hausgemwerbetreibenden jelbft 
handelt, fünnen den Fabrifanten w. j. w. die Verpflichtungen der Arbeitgeber von der für 
ihren Betriebsſitz zuſtändigen unteren Berwaltungsbehörbde auferlegt werden. Gegen eine 
Anordnung diejer Art findet binnen zwei Wochen nach) der Zuftellung die Beichwerde an die 
höhere Verwaltungsbehörde ftatt; diejelbe entjcheidet endgültig. 

In den Fällen der Abſätze 1 und 2 finden die VBorfchriften der Ziffern 6 und 7 feine 
Anwendung. Bielmehr find alsdann die allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes Hinfichtlich der 
Beitragsentrichtung durch die Arbeitgeber entjprechend auf die Fabrifanten u. ſ. w. anzu— 
wenden, und es ijt die Hälfte der entrichteten Beiträge von den Berficherten zu erjtatten. 


10. 
Die Hausgemwerbetreibenden find in den Fällen der Ziffern 8 und 9 verpflichtet, über 
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die Dauer ihrer Beſchäftigung für eigene Rechnung und über die von ihnen im Gewerbe— 
betriebe beſchäftigten verſicherungspflichtigen Hülfsperſonen Verzeichniſſe zu führen, aus welchen 
fich insbeſondere die Dauer der Beſchäftigung der letzteren ergiebt. Sie haben dieſe Verzeich— 
niſſe den ſie beſchäftigenden Fabrikanten u. ſ. w. auf Verlangen zur Prüfung vorzulegen. 
Die für den Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden zuſtändige untere Verwaltungsbehörde 
iſt befugt, Vorſchriften über die Führung dieſer Verzeichniſſe zu erlaſſen und die ordnungs— 
mäßige Führung ſowie die Vorlegung der Verzeichniſſe durch Geldſtrafen bis zu fünfzig Mark 
zu erzwingen. 1 


Für die Dauer vorübergehender Beihäftigung für eigene Rechnung haben die Haus: 
gewerbetreibenden den vollen Beitrag für ihre Perſon, beziehungsweije den halben Beitrag 
für ihre Hülfsperfonen jelbft zu tragen. 

Die Vorjchriften der 88. 147 und 148 des Gejeges finden auf die Fabrikanten u. ſ. w. 
in ihrem Verhältniß zu den Hansgewerbetreibenden entiprechende Anmendung. 

Die Einrechnung des von dem Arbeitgeber den Hausgewerbetreibenden zu erjtattenden 
Betrages in den Wrbeitsverdienft ift unzuläffig und ohne rechtliche Wirkung. 

12. 

Streitigkeiten, welche aus Anlaß vorjtehender Beitimmungen zwiſchen den Organen 
der Berficherungsanftalten einerjeit3 und den Fabrifanten, Hauögewerbetreibenden oder deren 
Hülfsperjonen andererjeit3 oder zwilchen den Fabrifanten und den Hausgewerbetreibenden 
darüber, ob und welche Beiträge zu entrichten find, entjtehen, werden nad) $. 122, Streitig- 
feiten über Berechnung und Anrechnung der für Hausgewerbetreibende oder deren Hülfs— 
perfonen zu entrichtenden Beiträge, unbejchadet der Beltimmung in Ziffer 7, nad) $. 124 
des Gejehes entjchieden. 


Soweit im Vorftehenden feine bejonderen Beitimmungen getroffen find, erfolgt die 
Erhebung der Beiträge für die Hausgewerbetreibenden nad) den für die Durchführung der 
Invaliditäts- und Altersverfiherung erlaffenen allgemeinen Borjchriften. 


14. 


Die vorjtehenden Beftimmungen treten am 2. Juli 1894 in Kraft. 

Für Berficherte, welche auf Grund der vorjtehenden Bejtimmungen der Invaliditäts— 
und Altersverficherung unterstehen, tritt, wo nad) $$. 156, 157, 159 und 160 der Zeitpunft 
des Inkrafttretens des Geſetzes entjcheidend ift, an deſſen Stelle der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieſer Beſtimmungen. 

Berlin, den 1. März 1894. 

Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 
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Bekanntmachung. 
(Vom 23. April 1894.) 


Den Einzug der InvalidensVerfiherungsbeiträge betreffend. 


Nachitehend bringen wir die Bekanntmachung des Großherzoglichen Landesverfiherungs- 
amts vom 13. April 1894, den Einzug der Invaliden-Verficherungsbeiträge betreffend, zur 
öffentlichen Kenntniß. 


Karlsruhe, den 23. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eiſenlohr. 
Vdt. Riegger. 


Bekanntmachung. 
Den Einzug der Invaliden-Berficherungsbeiträge betreffend. 


Auf Grund des $. 19 der Verordnung vom 27. Oktober 1890, betreffend den Bollzug 
der Invaliditäts- und AlterSverficherung, wird hiermit beftimmt: 

Der erjte Sap des $. 12 Abſatz 1 der diesjeitigen Anweifung vom 1. Dezember 1890 
über das Verfahren bei dem Einzug der Invalidenverficherungsbeiträge (Geſetzes- und Verord- 
nungsblatt Seite 712) wird in nachftehender Weiſe abgeändert: 

„Die den Auffichtsbehörden Hinfichtlich der Kaffenorgane und der örtlichen Einzugsitellen 
nach $. 21 der Bollzugs-Berordnung vom 27. Oftober 1890 zuftehende Aufſichtsbefugniß ift 
derart auszuüben, daß von Zeit zu Beit, in der Regel mindeftens alle 3 bis 4 Jahre, 
ein Theil der Duittungsfarten durch die Auffichtsbehörbe oder einen Beauftragten derſelben 
eingefehen wird." 


Karlsruhe, den 13. April 1894. 


Großherzogliches Landesverficherungsamt. 


Scentel. 
Vdt. E. Mufer. 
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Bekanntwachung. 
(Vom 29. April 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus Oeſterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öſterreich-ungariſchen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21). 

Die diesfeitige Bekanntmachung vom 27. März d. 3. Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 147) tritt außer Wirkſamkeit. 

Karlsruhe, den 29. April 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A. 


Scenfel. 
Vdt. von Grimm. 


Anlage. 
A. Oeſterreich. 


Bezirkshauptmannſchaften: Komotaı, Brüx, Teplitz, Auſſig, Leitmerig, Raudnitz, Melnik, 
Schlan, Saaz, Laun, Tetſchen, Schluckenau, Rumburg, Gabel, Reichenberg, Friedland, Gab— 
lonz, Semil, Turnau, Jiein, Podebrad, Jungbunzlau, Dauba, Böhmiſch-Leipa und München⸗ 
grätz, ferner die Stadt Reichenberg. 


B. Ungarn. 


Die Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thurocz, Trentſchin, Neutra, Sohl, Bars und 
Preßburg. 





Drua und Verlag von Maifch & Bogel in Karlsruhe. 
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Gefeßes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Mittwoch den 23. Mai 1894. 





Juhalt. 
Berordunng des Minifteriums des Innern: Bräcenordnungen fir die Rheinſchiffbrücken zwiſchen dem 
Großherzogthum Baden und ElſaßLothringen betreffend. 





Verordnung. 
(Bom 17. Mai 1894.) 


Brüdenordnungen für die Rheinſchiffbrücken zwiſchen dem Großherzogtfum Baden und Elfaß-Lothringen 
betreffend. 


Im Einverjtänduiß mit dem Kailerlichen Herrn Statthalter in Elſaß-Lothringen wird 
hinfichtlicd) des Durchlafjes der Schiffe und Flöße durch die Schiffbrüden- bei 
Freiſtett-Gambsheim, 
Greffern-Druſenheim, 
Plittersdorf⸗Selz 
unter Aufhebung der 88. 8—19 der Verordnung vom 26. Mai 1883, III. (Geſetzes- und 
Verordnungsblatt Nr. XV. Seite 155 fi.) auf Grund des $. 154 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
mit Wirfjamfeit vom 1. Juni 1894 verordnet, was folgt: 


Durchlaß von Schiffen und Flößen durd die Brüden. 
8.8, 
Die Durchfahrt von Schiffen und von Flößen durch die Schiifbrüden ift nur bei Tage, 
d. i. von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, erlaubt. 
Die beabfichtigte Durchfahrt muß rechtzeitig angemeldet werden, wobei die nachjtehenden 
Beitimmungen zu beachten find. 
8.9. 


Zur Anmeldung der Durchfahrt können fi die Führer von Schiffen und von Flößen 
der eleftromagnetiichen Telegraphen= und Läutewerfe-Cinrichtung bedienen, durch welche die 
Stationen 

Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1894. 40 
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Nr. I. Brüdenhaus in Kehl (für Telegraph und Läutewerfe), 

Nr. II. Scleuje Nr. 88 an der Mündung des Ill-Rhein-Kanales (erniprechverbindung 
mit der Station Wr. 1), 

Nr. II. Kinzigmündung, Rheinwartshaus (nur für Läutewerke), 


Nr. IV, Brüdenhaus bei Freiſtett, (Telegraph 
Nr. V. — „Greffern, und 
Nr. VI. R „ Blittersborf Läutewerke) 


miteinander verbunden ſind. 

Die beabſichtigte Durchfahrt von Schiffen wird mittels des Telegraphen, die der Flöße 
mittel3 der Läutewerfe den Brüdenmeijtern angekündigt. Zur Anmeldung haben die Schiffs- 
führer da8 Formular Anlage A., die Flofführer das Formular B. zu benützen. 

Zu Berg fahrende Dampfidiffe können fi zur Anmeldung für den Durchlaß durd die 
Schiffbrücke bei Plitterödorf-Selz der Ferniprecheinrichtung bedienen, welche das Damm: 
meifterhans bei Lauterburg mit dem Stromwartshaus bei Selz verbindet. 


8. 10. 


Die Anmeldung von Schiffen mittels des Telegraphen und von Flößen mittel3 der 
Läutewerke kann für die Durchfahrt von einer Schiffbrüde oder gleichzeitig von zwei oder 
von allen drei Schiffbrüden gefchehen. Flöhe, die aus der Kinzig in den Rhein auslaufen, 
dürfen nur bei der Station Nr. II. angemeldet werden. 


3.4, 


1. Die Unmeldung bei der Telegraphen- oder Läutewerkſtation hat zu geichehen: 

I. von den Sciffsführern: 

a, wenn die Durchfahrt während der gewöhnlichen Arbeitszeit der Schiffbrückenmann— 
jchaft, d. t. vom 1. Mai bis 15. Oftober von Morgens 6 Uhr bis Abends 6 Uhr, 
in den übrigen Zeiten des Jahres von Tagesanbruch bis Abends 6 Uhr ftattfinden 
fol, mindejten® dreiviertel Stunden vor Ankunft des Schiffes an der 
Brüde, 

b. wenn die Durchfahrt zwifchen 6 Uhr Abends und Sonnenuntergang oder am fol: 
genden Tage zwiichen Sonnenaufgang und 6 Uhr Morgens beabfichtigt iſt, ſpä— 
tejtens 5 Uhr Nachmittags; 

II. von den Floßführern, wenn das Floh zur Abfahrt, bezw. zur Ausfahrt aus der 

Kinzigmündung bereit liegt. 

2. Das angemeldete Schiff oder Floß darf die Fahrt nicht antreten, bevor die durch 
Telegramm oder Läutewerk beförderte Anmeldung von der nächjten Station beftätigt und dem 
Schiffs- oder Floßführer hierüber eine Beicheinigung eingehändigt worden ift. Die letztere 
iſt während der Fahrt den Brüdenmeiftern oder Aheinbaubeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Auf die Anmeldung in Lauterburg-Dammwartshaus findet diefe Vorjchrift feine Ans 
wendung. 


XXV. 239 

3. Auch Floßführer, welche außerhalb der gewöhnlichen Arbeitszeit der Schiffbrücken— 

mannſchaft die Brücken durchfahren wollen, können ihre Ankunft, wie oben, Ziffer 1, I. ht. b, 

für die Schiffsführer vorgefchrieben, telegraphiich anjagen laſſen. Die Anmeldung mittels 
des Läutewerls unmittelbar vor der Abfahrt muß dann aber gleichwohl geichehen. 


8. 12, 

Wird ein telegraphiich angemeldetes Schiff bei der Abfahrt oder auf der Strede, für 
welche die Anmeldung erfolgt ift, aus irgend welchem Grunde aufgehalten, jo daß die Ankunft 
an ber nächſten Schiffbrüde id) gegenüber der angemeldeten Zeit um mehr als 1 Stunde 
verzögert, jo ijt der Sciffsführer gehalten, von der Verzögerung oder Unterbrechung der 
Fahrt dem Brüdenmeifter der nächſten Schiffbrücke möglichit rajch Kenntnig zu geben. Für 
die Weiterfahrt muß in diefem Falle die Anmeldung zum Durchlaß erneuert werden. Ebenjo 
hat der Floßführer zu verfahren, wenn die Abfahrt des Floßes nicht jogleich nach der 
Beftätigung des Läutewerkſignales ($. 11 Ziffer 2) erfolgt ift oder wenn die Fahrt des Floßes 
fih jo verzögert, daß fie 

zwifchen dem Kehler Hafen oder der Mündung des Ill-Rhein-Kanales mehr als 4 

Stunden, 

zwijchen der Kinzigmündung und der Station Nr. IV, mehr als 3 Stunden, 

zwiichen den Stationen Nr. IV. und Nr. V. mehr ald 2 Stunden, 

zwijchen den Stationen Nr. V. und Nr. VI. mehr als 5 Stunden 
in Anſpruch nimmt. 

8. 13. 

Iſt der Telegraph oder die Läutemwerfeeinrichtung aus irgend weldiem Grunde nicht zu 
benügen, oder will der Schiffs: oder Floßführer dieſelbe nicht benützen, ober ift die An— 
meldung durch Verzögerung der Fahrt hinfällig geworden, und nicht wieder mittels des 
Telegraphen oder der Läutewerke erneuert worden, fo hat die Anmeldung zur Durchfahrt durd) 
eine Schiffbrücke in folgender Weiſe zu geſchehen: 

a. Die Schiffe haben in angemeffener Entfernung vor der Schiffbrüde zu haften, vor 
Unter zu gehen oder am Ufer beizulegen und den Brücdenmeifter von der Abjicht der 
Durchfahrt in geeigneter Weiſe zu benachrichtigen. 

Zu Berg fahrende Dampfſchiffe mit und ohne Anhang können dieſe Abficht durch 
Abfenern eines Böllerjchuffes bei Annäherung an die Schiffbrüde auf etwa 1,5 km 
fundgeben. Schiffe und Flöße, für deren Durchfahrt mehr als zwei Joche ausge— 
fahren werden müſſen, fönnen außerhalb der gewöhnlichen Arbeitsftunden der Schiff: 
brüdenmannjchaft ($. 11 Ziffer 1 1. lit. a) nur dann durchgelaffen werden, wenn 
die beabfichtigte Durchfahrt Schon vor 5 Uhr Nachmittags (vergleiche $. 11 Ziffer 11. 
lit. b.) tefegraphijch oder ſonſtwie zur Kenntniß des Brücdenmeifters gebracht 
worden ijt. 

b. Die Flöße find durch den Wahrjchauer (Artikel I. Ziffer 2 und Artikel XXX. lit, a, 
Abſatz + der PBolizeiordnung für die Schifffahrt und Flößerei auf dem Rhein) mins 

40, 
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deſtens * und höchſtens 19. Stunde vor Ankunft des Floßes bei dem Brückenmeiſter 
anzumelden. 

In gleicher Weiſe iſt ein Floß auf Aufforderung eines Brückenmeiſters oder 
eines Rheinbaubeamten anzumelden, wenn nach geſchehener Anmeldung durch die 
Läutewerke während der Fahrt eine Störung der elektromagnetiſchen Leitung bemerkbar 
wird, durch welche die Anfündigung der Durchfahrt des Floßes von Brüde zu Brüde 
gehindert ift. 

8. 14 

1. Um die fi) annähernden Schiffe und Flöhe jchon auf größere Entfernungen davon 
zu unterrichten, daß fie die Brüde durchfahren können, werden auf der Brüde folgende Bor: 
jignale gegeben: 

a. zur Bezeichnung, daß die Brüde zu Thal durchfahren werden kann, eine rothe Flagge, 

b. zur Bezeichnung, daß die Brüde zu Berg durchfahren werden kann, eine weiße Flagge. 

2. Sobald für den Durchlaß eines Schiffes oder Floßes die Joche ausgefahren find und 
die Durchfahrt erfolgen kann, wird jede der beiden Seiten der Deffnung durch eine roth und 
weiße Flagge bezeichnet. 

3. Kann eine Schiffbrüde eingetretener Hindernifje wegen zeitweije nicht geöffnet werben, 
jo wird joldjes den zur Ducchfahrt zugelafienen Schiffen und Flößen durd) eine auf der Mitte 
der Brüde aufgezogene blau und weiße Flagge zu erfennen gegeben. 

4. Iſt diefe Flagge (Ziffer 3) aufgezogen oder fehlen bei der Annäherung eines Schiffes 
oder Floßes die entjprechenden Vorfignale (Ziff. 1 lit. a. oder b.) oder unterbleiben die Durch— 
fahrtöfignale (Ziff. 2), jo muß das Schiff oder Floß in gemügender Entfernung von der 
Schiffbrücke jo raſch als möglich) halten, vor Anker gehen oder am Ufer beilegen. 

5. Um den zu Berg fahrenden Schiffen anzuzeigen, daß fie die Begegnung mit einem 
Floß zu erwarten Haben, wird, ſobald die Durchfahrt eines Floßes mittels der Läutewerke 
von der näcjt oberhalb gelegenen Station angemeldet worden ijt, eine aus 16 roth und jchwarz 
abwechſelnden Feldern beitehende Flagge auf der Briüde in der Nähe des rechtjeitigen Ufers 
aufgezogen, und erft wieder eingezogen, wenn das Floß die Schiffbrüde durchfahren Hat. 


$. 15. 

Sobald ein zur Durdfahrt beftimmtes Schiff oder Floß die Schiffbrüde in Sicht befommt, 
it auf demjelben eine weithin fichtbare Flagge aufzuziehen, und zwar auf dem Schiff, auch 
auf den AUnhangichiffen eines Schleppzuges, eine voth und weiße Flagge, auf dem Floß eine 
aus roth und jchwarz abwechjelnden Feldern beftehende Flagge. Die Flaggen follen Im hoch 
und 1,50 breit jein. 


8. 16. 
Zur Durdfahrt zugelaffene Dampficiffe haben ihre Abficht, gegen die Oeffnung der 
Schiffbrüde einzufahren, durch dreimaliges Wiederholen von 7 Gfodenjchlägen anzuzeigen. 
In der Thalfahrt jollen Dampfichiffe 500m oberhald und 100m unterhalb der Schiff: 
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brücke mit geminderter Kraft fahren, ſoweit dies mit Rückſicht auf die ſichere Steuerung 
thunlich erjcheint. 
In der Bergfahrt dürfen Dampfichiffe die Brüde nur langjam durchfahren. 


&. 17. 


Ale Schiffe und Flöße haben beim Durchfahren der Schiffbrüden der Richtung des 
Fahrwafjers zu folgen und unter Berüdfichtigung von Strömung und Wind genau durch die 
Mitte der Durchläſſe zu fteuern. 

8. 18 

Die telegraphiiche Anmeldung der Schiffe, auch der Flöße in Falle des 8. 11 Ziffer 3, 
geichieht unentgeltlich. Für die Anmeldung der Flöße mittels der Läutewerfe, auch wenn fie 
durch Vermittlung der Fernſprechſtation Nr. II. jtattfindet, wird von jedem Floß — ohne 
Unterjchied der Zahl der zu durchfahrenden Brüden — eine Gebühr von 4 Mark erhoben, 

Diejelbe it bei Empfang des mit dem Dienftjiegel der Großherzoglichen Rheinbau— 
Inſpektion verjehenen Anmeldeformulars, Anlage B., zu entrichten. Im Falle des S. 13 
lit, b. Abſatz 2 wird die gezahlte Gebühr dem Floßführer zurückerſtattet. 


8. 19. 
Für das Deffnen des Durchlafies ift eine Gebühr nicht zu entrichten 
Den Brüdenmeiftern und den Brüdenmannjchaften iſt unterjagt, für ihre Leiitungen 
von den Sciffern, Steuerleuten oder Flößern eine Belohnung anzunehmen; auch dürfen fie 
die Bejorgung von Privatangelegendeiten der Stenerleute, Schiffer oder Flößer nicht über- 
nehmen. 


Karlörude, den 17. Mai 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eiſenlohr. 
Vdt. von Freydorf. 
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Anlage A. 
Formular für die Anmeldung von Schiffen zum Brückendurchlaß. 


| Rheintelegraph Kehl-Plittersdorf. 

















Station Nr... . . . . nad Station Wer. . j | 
Telegramm Nr... . , befördert am. „tin... ..189.. .Uhr. . Min. 
| burd . er, a he — 









(Das Unzutreffende iſt durchzuſtreichen!) 
Dampfſchiff mit. - . Schiffen im Anhang, 
Eijerner Schleppfahn 
Segelichiff 
beabfihtigt Durchfahrt. ee ae ee Be 
dur die Schiffbrüde bei Freiftett um . . . . Uhr. . . Min. 










Greffern um . . . „Uhr. . . Min. | 
Plittersdorf um . . . Uhr. . . Min. 
Erjuhe - » Joche außzufahren. 





Der Schiffsführer. | 











*) Hier einzufegen „heute“ oder „morgen frühe". 











Anlage B. 
Formular für die Anmeldung eines Floßes zum Brüdendurchlaß. 









Läutewerfe-Einrihtung Kehl-Blittersdorf. — 
f. Siegel 



















| * der Großh. 
S Statim Nr... -» . . . nad Station Nr. . —X 
Signal Ar... . ., befördert am. „en... .0.189. . Uhr. . Min. 
| = | duch. a — 
= Ein Floß abgehend nad) . 





Der Floßführer. 











Druck und Verlag von Mali «& Vogel in Starlsruße, = 
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Gefebes- und Derordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlöruhe, Freitag den 25. Mai 1894. 
Inhalt. 


Geſetz: die Gebühren für Geſchäfte der Hechtspolizeiverwaltung betreffend. 
Berordnung de Minifteriums des Innern: das Kaffen und Rechnungsweſen der Gemeinden betreffend. 





Geſetz. 
(Vom 7. Mai 1894.) 
Die Gebühren für Geichäfte der Rechtspolizeiverwaltung betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 

Wir haben mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände beſchloſſen und verordnen, 
wie folgt: 

Artikel J. 

1. Die 88. 4, 5, 6, 8, 9, 10, 11, 12 und 18 bes Tarifs zu dem Geſetze, die Gebühren 
für die Gejchäfte der Rechtspolizeiverwaltung betreffend, vom 20. Auguſt 1864 in der Fallung 
vom 21. Juni 1874 (Gejeges- und Verordnungsblatt von 1874 Seite 293 ff.) werden durch 
die folgenden Beſtimmungen erjeßt: 

8. 4. 

Für die Erjagberechnung bei Verlaſſenſchafts- und bei Gemeinichaftsauseinanderjegungen 

werden außer der Gebühr des $. 1 oder 2 ferner erhoben von einer Rohmaſſe: 


a. bis zu 1000 Mat ». . 2 2 2000.01 Mart; 
b. „ » 2000 „ Mart 
©. u 190000 , ... 4 Mark; 
d. 20000 , ee ie ine 6 Mark; 
e. 40000 „ Kae ae Mart; 
f. 4100000 0 BO: 
g. über 100000 „ A . . 12 Marf. 
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8. 5. 


Der Tagsgebühr, welche für den vollen Tag von wenigjtens 8 Stunden Arbeit 12 M. 
oder bei fürzerer Dauer der Arbeit für die Stunde 1 HM. 50 .% beträgt, unterliegen: 


a, 


—* 


— 


die in Titel J. genannten Geſchäfte, wenn dieſelben, ehe ſie vollendet ſind, auf Ver— 
langen der Parteien wieder aufgegeben werden, und die Tagsgebühren alsdann 
weniger ausmaden, als die Werthötare für das vollendete Gejchäft ausgemacht hätte; 


. die nachträgliche Berichtigung der im Titel I. genannten Geſchäfte, infofern fie auf 


Grund eines richterlichen Erkenntniffes erfolgt, oder durch die erjtmaligen unvoll- 
ftändigen oder unrichtigen Angaben der Parteien, oder durch unentſchuldigtes Aus» 
bleiben eines Betheiligten, ohne Verſchulden des Gejchäftsjertigers, veranlaßt ift; 


‚ der Sturz von Kafjen, Wergleichsverhandlungen, protofollariiche Vernehmungen 


und dergleichen, ſoweit dieſe Verrichtungen nicht bloß bei einem der Werthötare 
unterliegenden Gejchäfte (Titel 1.) vorfommen ; 


. die Liquidation von Ausftänden, welche auf bejonderes Verlangen der Parteien 


borgenommen wird; 


. Verfteigerungen jeder Art, mit oder ohne Verweifung des Erlöjes; 
. die des Wecisanjages halber erfolgende Erbverzeichnung, jowie die Berechnung der 


Erbichaftsaceije bei Erbverzeichnifjen, die aus privatredjtlichen Gründen errichtet werden ; 


. die Beurfundung einer Darlegung der Zahlung, einer Hinterlegung und der Zurüd- 


nahme der hinterlegten Summe; 


. die Verkündung von legten Willen und von Eheverträgen, wenn fie nicht in Ber: 


bindung mit einem Theilungsgejchäft geichieht ; 


. die Anlegung und Abnahme der Siegel, lebtere, wenn fie nicht mit einer Vermögens— 


aufnahme verbunden iſt; 


. die Beurkundung jonftiger Thatjachen und Vorgänge, für welche im Tarife feine 


andere Gebühr bejtimmt ift; 


. die Unwejenheit des Notars bei Eröffnung eines geheimen letzten Willens 


(ERS. 1007). 
8. 6. 


Wenn ber Anfang oder die Fortſetzung eines Geſchäfts — ohne Unterichied, ob eö der 
Tagsgebühr oder einer fejtbeftimmten Gebühr unterliegt — durch das Nichterjcheinen der 
Parteien länger als eine halbe Stunde aufgehalten wird, jo ift von den Säumigen für die 
Zeit de3 Zuwartens eine nach der Tagsgebühr zu bemejlende Verſäumnißgebühr zu erheben. 


8. 8. 


Für Fauſt-, Nuß-, Unterpfands- oder Kautiongurkunden je nach der Größe der Schuld- 
oder Kautionsjummen die nämliche Gebühr wie nach 8. 7 für Kauf: und Taujchbriefe mit 
der Beitimmung jedoch, daß die Gebühr im Ganzen 12 A nicht überjteigen darf, und daß 
die Gebühr für Fauſtpfand- und Nugpfandurfunden mindejtens 2 HM. beträgt. 


XKVL 245 
8.9. 


Für Berträge, injofern weder in 8. 7 und 8 noch in den folgenden Sätzen eine andere 
Gebühr feftgejegt ift: 


a, wenn der Werth des Gegenftandes nicht 2000 AM. überfteigt, vom Stüd . 4 Mb; 
b. wenn er 2000 AM, aber niht 4000 M überjteigt, vom Stüd . 6 A; 
c u # 4.000 # e n 8.000 # # " „ 8 M; 
d. " 8000 n n " 16 000 " n 2) n 10 M; 
© " # 16 000 1 # " 30 000 n " n n 12 A; 
f. " " 30 000 " n n 60 000 " " " " 14 Sb; 
g. „ 60000, „ 100000 . 16 Mb; 
h, „ 100000 „ überfteit, für je weitere 50.000 Me 2 Mk mehr; 
i. mern der Gegenstand nicht in einem beftinnmten — in der Urkunde 
ausgedrückt iſttt. a er ee TE 
8. 10. 


Für Schenkungen unter Lebenden, legte Willensverordnungen, für Heirathöverträge, 
Verpfründungs-, Leibrenten- und Gejellichaftäverträge: 


a. wenn der Werth des Gegenjtandes nicht 2000 M überjteigt, vom Stüd . 6 Ak; 


b. wenn er 2000 A, aber nicht 4000 AM. überfteigt, vom Stüd . . » 8A; 
c " " 4.000 " [2 nr 8000 " " " " a " 10 AM. ; 
d. n ” 8000 „ " " 16 000 # n " " — — 12 A; 
& u m. 1600 „ nn. 30000 „ 2 ie an M; 
E 7 30000 660000 , ſ* > re M; 
& nn. 60000 „ „ 100000 . 18 4; 
h. „ 100000 „ überfteigt, für je weitere 50.000 * 2 Me mehr; 
i. wenn der Gegenftand nicht in einem en ie in der Urfunde 
aunsgedrüdt it - » 2» 2.2... a Me A 
8. 11. 


Für Aufhebung, Erneuerung und Verlängerung von Verträgen, wenn feine neuen Ber: 
tragsbedingungen dabei vorfommen; für Einjegung in die Rechte des Gläubiger und Ueber: 
tragung von Rechten, jofern damit die Erflärung der Annahme verbunden ift, für allgemeine 
Vollmachten, für Wechjelprotefte: 

a. wenn der Werth des Gegenftandes nicht 2000 A. überfteigt, vom Stüd . 3 Ab; 


b. wenn er 2000 Mb, aber nicht A000 A. überjteigt, vom Stüd. . . LA; 
en " 4000 „ n " 8000 „ " sr „ 6 Me; 
d. " " 8000 r " " 16 000 " 2 n 1 8 sa. ’ 
e. " " 16 000 n " " 30 000 " " " 1 10 Me; 
f. 13 " 30 000 " " " 60 000 13 # " " 12 M ’ 
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g. wenn er 60000 A, aber nicht 100000 M überſteigt, vom Stüd . . . 14 Mk; 

bh. „5 100000 „ überfteigt, für je meitere 50000 A 2 A& mehr; 

i. wenn der Gegenftand nicht in einem bejtimmten Werthsbetrage in der Urfunde 
BRISAEREE IE ea 6 


8. 12. 


Für bejondere Vollmachten, für Schuldanerkenntnifje; für Annahmen, Widerrufe und 
Verzichte; für Quittungen; für Einwilligungen und Genehmigungen, für Einfegungen in die 
Rechte des Gläubiger und für Nechtsübertragungen ohne Erflärung der Annahme; für andere 
einfeitige Willenserflärungen : 


a, wenn der Werth des Gegenftandes nicht 2000 AM. überfteigt, vom Stüd 2 — %; 


b. werner 2000 Ak, abernicht 4000 Ak überjteigt, vom Stüd.. . 3M 50 A; 

c. 4000 "non " 8000 " 2 nm 7 5M — 9; 

d. " " 8000 nn " 16 000 n " " En 7 Me. — 9; 

©. " " 16 000 non " 30 000 # " u [Ta IM — 9; 

f. 30000 u m 60000 „ i „ ne AL; 

& nn 60000 „ „ 100000 „ .. BM— A; 

h. „ 100000 überfteigt, für je weitere 50 000 Mh 2 4 mehr; 

i. wenn der Gegenftand nicht in einem bejtimmten Werthsbetrage in der 

Urkunde ausgedrüdt ft . . . 2... ee a er a 4434504. 
8. 18, 

Für die Beurkundung der Einwilligung zur N eines — von Vorzugs- oder 
Unterpfandsrechten . . . — 1M, 
und, wenn die en von mehr ala drei Perfonen in einer Urkunde glei 
ertheilt wid . . . ö i — — .. 2 


2. Die 88. 3 und 27 des in Ziffer 1 genannten Tarifes werden aufgehoben. 


Artikel IL 


1. Artikel 5 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1864, die Gebühren für die Gejchäfte der 
Rechtspolizeiverwaltung betreffend, in der Faſſung vom 21. Juni 1874, erhält folgenden 
Zufaß als Ziffer 3: 


„3. in den Fällen der 88. 9, 10, 11 und 12 des Titel III. wird bei Beträgen von 
über 100000 M jedes angefangene 50000 AM. für voll gerechnet.“ 


XXVI. 247 
2. Artikel 13 des genannten Geſetzes wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 


„Für die von dem Notar an auswärtigen Amtstagen gefertigten Geſchäfte dürfen 
weder Neijegebühren noch Entfernungsgebühren angerechnet werden.“ 


3. Urtifel 16 Abſatz 2 des genannten Geſetzes erhält die folgende Fafjung: 

„Werden Gejchäfte, die ſowohl in öffentlicher als in Privatform errichtet werden 
fönnen, in Privatform gefertigt, jo darf die Belohnung des Notars für die Fertigung 
und für Verrichtungen, die lediglich wegen der Eigenjchaft der Urkunde ala Privat- 
urkunde Hinzutreten, nicht mehr ald acht Zehntheile der Belohnung betragen, welche 
der Notar für das in öffentlicher Form errichtete Gejchäft zu beziehen haben würde,” 


Artikel ll. 
Diejes Gejeg tritt am 1. Juli 1894 in Kraft. 


Urtifel IV. 

Unjer Minifterium der Yuftiz, des Kultus und Unterrichts iſt mit dem Vollzug 
beauftragt. 

Dasjelbe ift ermächtigt, den Tert der Gejete vom 20. Auguſt 1864 und vom 21. Juni 
1874, betreffend die Gebühren für die Gejchäfte der Rechtspolizeiverwaltung, jammt dem 
beigegebenen Tarif mit den im diejem Geſetze bejchloffenen Aenderungen zufammenzuitellen 
und die Zufammenftellung durch das Gejeges: und Verordnungsblatt zu veröffentlichen. 


Gegeben zu Schloß Baden, ben 7. Mai 189. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Nokk. 


Verordnung. 


(Bom 11. Mai 1894.) 
Das Kaſſen- und Rechnungsweſen der Gemeinden betreffend. 


Zum Vollzug des Gejehes vom 13, Mai 1892 über den Efementarunterricht wird im 
Einverftändniß mit Oroßherzoglihem Minijterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts 
mit Wirkung vom 1. Januar 1894 an verordnet, was folgt: 
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8. 1. 
Die 88. 8 und 28 der Rubriken-Ordnung zur „Gemeinderechnungs-Anweiſung“ vom 
11. September 1883 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XIX.) beziehungsmweife 1. Dezember 
1884 (Gejeges- und Verordnungsblatt Nr. XLIV.) werden dahin abgeändert, daß lautet: 


88 Bon der Schule. 
a. Erträgniffe der Schulpfründe einjchließlich der Beiträge von Stiftungen und privat: 
rechtlich Verpflichteten. 
b. Schulgeld. 
c. Staatöbeitrag. 
d. Sonjtige Einnahmen für Schulzwede. 


8.28. Für die Schule. 


. Huf Gebäude. 

. Zajten der Schulpfründe. 

, Für das Lehrer: und Dienjtperjonal. 
. Sonftiger Aufwand. 

. Für Mittelichulen. 


0 or» 


8. 2. 
Die „Gebrauchsvorſchriften“ zu den genannten Paragraphen ber Rubriken-Ordnung 
lauten fünftig: 


„S. 8 d. (ftatt ec). Sonftige Einnahmen für Schulzwecke. 
In einer bejonderen Abtheilung find die Schulverjäumnißftrafen, welche nach $. 28 der 
Schulordnung — Geſetzes- und Verordnungsblatt 1894 Nr. XIV. Seite 76 — in bie 
Gemeindefafje fließen, zu vereinnahmen.” 


„F. 28. Für die Schule. 

Die Unterrubrifen a., b., e. und d. follen nur den Aufwand für die — einfache und 
erweiterte — Volksschule enthalten; jedoch fünnen die allgemeinen Koften für Gebäude, die 
auch noch anderen Schulanftalten dienen, ganz unter a, gebucht werden. 

Hat eine Gemeinde feine eigene Schule, jondern nur Antheil an einer jolchen, jo fünnen 
die Unterrubriten in Wegfall fommen. 

Fliegen die Schulverfäumnißftrafen in die Gemeindefaffe, fo find die darauf angewiejenen 
Ausgaben für Ortsſchulzwecke — 8. 4 des Elementarunterrichtögefehes — in einem bejonderen 
Abichnitt des 8. 28 d. zu verrechnen.“ 

Karlörube, den 11. Mai 1894. 

Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. U. Roth. 


Drud und Verlag von Malfſch & Vogel in Karlsrube. 
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Gelebes- und Berorönungs-Blatt 
für das Großherzogthum Baden. 


Karlaruhe, Mittwoch den 6. Juni 1894. 





Inhalt. 


Belannimahung des Minifteriums der Juftiz, bes Kultus und Unterridts: die Gebühren für 
Geichäfte der Hechtöpolizeiverwaltung betreffend. 
Verordnung des Minifteriums bed Innern:dben Vollzug des Jagdgeſetzes betreifenb. 


Belanntwmachung. 


(Vom 29. Mai 1894.) 


Die Gebühren für Gejchäfte der Nechtspolizeiverwaltung betreffend. 
Auf Grund der dem umterzeichneten Minifterium durch Artifel IV. des Geſetzes obigen 
Betreffs vom 7. Mai1894 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXVI.) ertheilten Ermächtigung 
wird der Tert des Geſetzes vom 20. Auguft 1864 und des beigegebenen Tarifs, wie er fi 


aus den in den Gejegen vom 21. Juni 1874 und vom 7. Mai 1894 feftgeftellten Menderungen 
für die Beit vom 1. Juli 1894 ab ergibt, nachjtehend befannt ‚gegeben. 


Karlsruhe, den 29. Mai 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts. 
Noll. 


Vdt. Dr. Dietz. 
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J. Geſctz. 
Die Gebühren für die Geſchäfte der Nechtöpolizeiverwaltung betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir bejchlofjen und verorbnen, 
wie folgt: 


Artikel J. 


Für die von den Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſorgten rechtspolizeilichen 
Geſchäfte ſind ausſchließlich die in dem anliegenden Tarif feſtgeſetzten Gebühren zu entrichten. 
Dieſelben werden für die Staatskaſſe erhoben. 


Artikel 2. 
Paßt ein Geſchäft unter verſchiedene Tarifſätze, ſo kommt der höchſte derſelben in Anwendung. 


Artikel 3. 


Unter den feſtbeſtimmten Gebühren (Titel J., II. IV. des Tarifs) find die Gebühren 
für alle gewöhnli mit dem Gejchäfte verbundenen Verrichtungen, wie namentlich für Vor: 
Ladungen, Eröffnungen, protofollarijche Vernehmungen und Berichte, enthalten. 


Urtifel 4. 


Für die Werthötare in den Fällen des Titels 1. des Tarifs gelten folgende Vorjchriften: 

1. Der Bruttomafje werden auch die beftrittenen Aftivforderungen hinzugeſchlagen. 

2. Bei Gemeinjchaftstheilungen kommt nicht bloß das Gemeinjchaftsvermögen in Anſchlag, 
jondern auch das eigene Vermögen jedes Ehegatten, joweit dasjelbe zu inventiren iſt. 

3. Dagegen kommen nicht in Unjchlag: 

a. die Vergütungen, melde von einem Ehegatten oder dejjen Erben der Gemeinſchaft 
(L.R.S. 1437) oder welche von diejer einem Ehegatten oder deſſen Erben (L. R.S. 
1470 Nr. 3) zu machen find; 

b. Güter, an welden dem Erblaſſer nur die Nutznießung zuftand, und die nun einem 
Dritten, oder (mie etwa Lehen: und Stammgüter) einem Miterben, ohne Auf: 
rechnung zufallen. 


Artikel 5. 


Bei allen der Werthstare unterliegenden Gejchäften wird 


1. in den Fällen des Titel I. des Tarifs der Betrag bis zu 200 M für volle 200 M 
gerechnet ; 
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2, in den Fällen des Titel I. und ber 88. 7 und 8 des Titel III. der volle 200 M. 
überjteigende Betrag, wenn er unter 100 A bleibt, nicht berüdfichtiget, andernfalls 
aber für volle 200 A. gerechnet; 

3. in den Fällen der 88. 9, 10, 11 und 12 des Titel III. wird bei Beträgen von 
über 100000 .H. jedes angefangene 50000 M. für voll gerechnet. 


Urtifel 6. 


Für Kauf und Taufchbriefe, welche zur Beurkundung des in den Fällen des Artikel 1 
des Gejepes vom 3. März 1854 — den Nachlaß der Kaufaccife und die Ermäßigung der 
Gebühr für Kauf: und Taufchbriefe, auch Unterpfands- und Kautionsurfunden für gemifje 
Fälle des Uebergangs des Eigentums von Grundftüden betreffend, Regierungsblatt Nr. VIII. 
— jtattfindenden Eigenthumsüberganges ausgefertigt werden, ift jtetS nur die Gebühr einer 
halben Mark vom Stüd — $. 7a. des Tarif — anzujeßen. 

Der gleiche ermäßigte Anja tritt auch ein, wenn in Folge einer Zufammenlegung der 
Grundſtücke, welche fich über das gejammte Tandwirthichaftliche Gelände einer Gemarkung oder 
doc) über den größeren Theil diejes Geländes erjtredt, neue Unterpfands: oder Kautionsurkunden 
ausgefertigt werben und dieje Ausfertigung vor Ablauf von drei Jahren nach dem Vollzuge 
der Zufammenlegung gejchieht. 

Urtifel 7. 


Bei doppeljeitigen Verträgen wird die Gebühr nach dem Werthe der höchſten 
Leiſtung berechnet. 

Wenn der Gegenftand des Gejchäftes in einer Jahresleiftung beſteht, melche für fünf 
oder mehr Jahre oder für eine Zeit zu leiften ijt, deren Dauer von einem noch ungewiſſen 
Ereigniije abhängt, jo wird der fünffache Betrag der Jahrezleiftung, bei jährlichen Leitungen 
von bejtimmter kürzerer Dauer die Gefammtjumme der Yahresbeträge der Berechnung der 
Gebühr der 88. 9, 10, 11, 12, 13 des Tarif3 zu Grunde gelegt. 


Artifel 8 


Bei Gejchäften, welche nad) der Seiten oder Bogenzahl mit Gebühren belegt find (58. 19, 
21, 24, 26, 29, 30 des Tarifs), joll jede gejchriebene Seite mindejtens vier und zwanzig 
Zeilen von zwei und dreißig Buchitaben, jede Seite einer Rechnung aber ebenjo viele Zeilen 
mit einer fich möglichft annähernden Zahl von Buchſtaben und Ziffern enthalten. Die Schlußjeite 
wied, wenn jie auch weniger Zeilen enthält, ſtets für eine vollgejchriebene Seite gerechnet. 


Artikel 9. 


Für die Urſchrift eines Gejchäftes wird feine Schreibgebühr ($. 29 des Tarifs) berechnet, 
es unterliegen derjelben nur die Ausfertigungen von Theilzetteln und Verweiſungen, jowie die 
Auszüge und Abjchriften, welche an die Partei oder deren Stellvertreter abgegeben werben. 

Für die Beglaubigung von Abjchriften, für deren Fertigung der nämliche Beamte die 
Schreibgebühr angejegt hat, wird feine Gebühr erhoben. e 
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Artikel 10. 


Wenn Notare Geſchäfte, welche nicht der Werthstaxe des J. Titels des Tarifs unterliegen, 
auf Verlangen eines Betheiligten oder wegen der Natur des Geſchäftes außerhalb ihres Geſchäfts— 
zimmers verrichten, ſo wird, ſofern nicht Weggebühren nach Artikel 11 in Anſatz gebracht 
werden können, die Ganggebühr ($. 31 des Tarifs) erhoben. 


Artikel 11. 


Bei amtlichen Merrichtungen jeder Art, welche der Notar außerhalb feines Wohnortes 
oder zeitigen Aufenthaltsvrtes vornimmt, werden, wenn die Entfernung dieſer Orte vom 
Geſchäftsorte mehr als 2 Kilometer beträgt, 

1. die Entfernungsgebühr ($. 32 des Tarifs) und nebſtdem — falls nicht die 

Parteien für Yahrgelegenheit jorgen — 
2. für Neifetoften angerechnet: 
a. wenn die Orte mitteljt Eifenbahnen, Dampfichiffen oder anderen regelmäßigen 
Fahrgelegenheiten verbunden find: 
bie tarorbnungsmäßigen Gebühren, auf Eijenbahnen diejenigen der zweiten Wagen: 
klaſſe, auf Dampfichiffen die des erjten Platzes; 
b. wenn ſolche Verfehrömittel nicht beſtehen: 
für je ein Kilometer der nüchſten fahrbaren Straßenverbindung bis zu einer 
Ortsentfernung von 10 Kilometern. . - » | Piennig ; 
für jedes weitere, dieſe Entfernung überfteigende Kilometer : 
ec. wenn die Reife auf das bejondere Verlangen der Bartei nach 8 Uhr Abends ober 
vor 7 Uhr Morgens angetreten werden mußte: 
die ortäübliche Auslage für ein gebrauchtes bejonderes Gefährt. 


Artikel 11a. 

Die Entfernungsgebühr ($. 32 des Tarifs) und die Neifefoften (Artikel 11 Ziffer 2) 
find für die Hin: und für die Nüdreije anzujeßen. 

Beträgt die Länge eines zurüdgelegten Weges neben vollen Kilometern noch Bruchtheile 
eines ſolchen, jo werden diejelben bei Beftimmung der Gebühren des Tarifs $. 32 und des 
Artikels 11 Ziffer 2b. für ein volles Kilometer gerechnet. 

Artikel ilb. 

Das Yuftizminifterium ift ermächtigt, zu beftimmen, daß bei Neijen in Gemeinden, die 
weder durch Eijenbahnen nocd durch Dampfichiffe verbunden find, jtatt der Taren für andere 
regelmäßige TFahrgelegenheiten (Artikel 11 Ziffer 2a.), die in Artikel 11 Ziffer 2b. bezeichnete 
Gebühr zu entrichten jeie. 

Artikel 12. 

Sind auf einer Reiſe mehrere Geichäfte gefertigt worden, jo findet der Anja der 

Entfernungsgebühr nur einmal jtatt. 
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Der Berechnung der Reiſekoſten darf auch in dieſem Falle nur der wirklich zurückgelegte 
Weg zu Grunde gelegt werden. 

Der Geſammtaufwand wird unter die Perſonen, welche die Reiſe veranlaßt haben und 
zwar, wenn die mehreren Geſchäfte in einem Orte verrichtet wurden, gleich, andernfalls 
nad Berhältniß der zurüdgelegten Entfernungen getheilt. 


Artifel 12a. 

Nimmt ein Geſchäft mehrere Tage in Anfpruch, jo ift für jeden Tag die Entfernungs- 
gebühr zu berechnen. Der mehrfache Anſatz der Neijegebühr findet nur ftatt, wenn die Reife 
mehrfach gemacht worden ift. 

Artifel 13. 


Für die von dem Notar an auswärtigen Amtstagen gefertigten Geichäfte Dürfen weder 
Neijegebühren noch Entfernungsgebühren angerechnet werben. 


Artikel 14. 
Der Betrag der angejegten Gebühren und die Orduungszahl, unter welcher das Gejchäft 
im Urkundenverzeichnifje eingetragen iſt, muß auf jeder Urfchrift und auf jeder Ausfertigung 
aus Notariatsurtunden angegeben werben. 


Artikel 15. 

Die durch Verordnung geregelten Gebührenantheile der Notare können auf demjelben 
Wege erhöht werden. 

Urtifel 16. 

Die Belohnung für Gejchäfte, für welche feine Gebühr durch Geſetz feitgejtellt ift, wird 
durch Uebereinfommen zwiſchen dem Notar und der Partei beftimmt. 

Werden Gejchäfte, die ſowohl in öffentlicher al3 in PBrivatform errichtet werden können, 
in Privatform gefertigt, jo darf die Belohnung des Notars für die Fertigung und für Verrich— 
tungen, die lediglich wegen der Eigenjchaft der Urkunde als Privaturfunde Hinzutreten, nicht 
mehr als acht Zehntheile der Belohnung betragen, welche der Notar für das in öffentlicher 
Form errichtete Gejchäft zu beziehen haben würde. 

Das Auftizminifterium fann auf Antrag des Schuldners Verträge, welche ein über: 
mäßiges Honorar bedingen, auf ein billiges Maß herabjegen, unbejchadet weiteren dienftpolizei- 
lichen Einſchreitens im geeigneten Falle. 


Artikel 17. 
Keine Gebühren außer den Schreibgebühren und etwaigen Neijefoften (Fubrlohn und 
Diäten) werden erhoben: 
1. wenn jie von der Staatskaſſe oder aus Kirchenmitteln, oder aus Mitteln einer öffent: 
lichen Anjtalt für Wohlthätigfeit oder für Unterricht zu entrichten wären; 
2. für die Aufnahme von Ablöjungsverträgen über Herrenfrohnden, Blut: und andere 


Behnten. 
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Artikel 18. 

Alle bisherigen Geſetze und Verordnungen über Taxen, Sporteln und Stempel für 
die von den Amtsreviſoraten und Theilungskommiſſären beſorgten rechtspolizeilichen Geſchäfte 
ſind aufgehoben. 

Artikel 19. 


Die Gebühren der Waiſenrichter, Schätzer und Zeugen bei rechtspolizeilichen Geſchäften 
werden durch Verordnung der Regierung beſtimmt. 


I. Tarif 
zu dem Gejege über die Gebühren für die Geichäfte der Rechtspolizei— 
verwaltung. 
Titel J. 


Theilungen und Bermögensaufnahmen. 


8. 1. 

Für die Aufnahme und die durch Verlooſung oder Vereinbarung im Stück vollzogene 
Theilung von Verlaſſenſchaften, Gemeinſchaften und übergebenem Vermögen (mit Einſchluß 
der Erb- und Schuldverweiſungen) werden erhoben: 

a, bei einer Rohmaſſe bis zu 1000 A. von je 200 A. 1 A. 50 H, ſodann von je 

weiteren 200 M der Bruttomafje: 


b. über 1000 M bis 2000 ¶UC. ern nr LM; 
Dr age EDEN OD 
d. " 10 000 " " 20 000 " z a ha kn * “ y z ° u v " 60 " ? 
e r 20 000 " " 40 000 7 - " " " B 
f. 40000, je ... ee 


8. 2. 

Der Hälfte der in $. 1 beitimmten Gebühr unterliegen: 

1. Bermögensaufnahmen oder VBermögensunterfuchungen mit Zufammenftellung der Aktiven 
und Paſſiven (ohne Abtheilung $. 1); 

2. Verlaſſenſchafts-, jowie auch Gemeinſchafts-Auseinanderſetzungen, bei welchen nur Einer 
der Betheiligten die ganze Verlafjenichaft, beziehungsmweile die ganze Gemeinjchafts- 
maſſe im Stüd erhält und den anderen ihre Antheile nur in Geld berechnet werden; 

3. AUbtheilungen, bei welchen die Antheile der Betheiligten nicht im Stüd ausgeſchieden, 
jondern nur in Geld berechnet werben; 

4. Vermögensausfolgungen auf den Grund ſolcher Abtheilungen (Nr. 3), iniofern feine 
neue Vermögensaufnahme erforderlich ift. 
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8. 3. 
(Aufgehoben.) 


8.4. 


Für die Erjagberehnung bei Verlaſſenſchafts- und bei Gemeinjchaftsauseinanderjegungen 
werden außer der Gebühr des $. 1 oder 2 ferner erhoben von einer Rohmaſſe: 


a. bis zu LOSE en ee or 
—J ED 7, er aa nee EA 
Bi: u: AO oe ie Sr ar we 
et RE on ee ME Me: 
SOSSE 4900000...8343; 
f. „ 100000 „ . ee ter a Ser A: 
g. über 100000 „ 12 Ak. 
Titel IL 
Geichäfte, welde der Tagsgebühr unterliegen. 
8.5. 


Der Tagsgebühr, welche für den vollen Tag von menigjtend 8 Stunden Arbeit 12 M 
oder bei fürzerer Dauer der Arbeit für die Stunde 1 A 50 % beträgt, unterliegen: 


a, 


— 


die in Titel J. genannten Geſchäfte, wenn dieſelben, ehe ſie vollendet ſind, auf Ver— 
langen der Parteien wieder aufgegeben werden, und die Tagsgebühren alsdann 
weniger ausmachen, als die Werthstaxe für das vollendete Geſchäft ausgemacht hätte; 


die nachträgliche Berichtigung der im Titel I. genannten Geſchäfte, inſofern fie auf 


den Grund eines richterlichen Erkenntniſſes erfolgt, oder durch die erftmaligen unvoll: 
ftäudigen oder unrichtigen Angaben der Parteien, oder durch unentichuldigtes Aus- 
bleiben eines Betheiligten, ohne Verſchulden des Gejchäftsfertigers, veranlaßt ift; 


. der Sturz von Kafjen, Bergleichöverhandlungen, protofollariihe Vernehmungen 


und dergleichen, ſoweit dieje Verrichtungen nicht bloß bei einem der Werthötare 
unterliegenden Gejchäfte (Titel 1.) vorfommen; 


. die Liquidation von Ausjtänden, welche auf beionderes Verlangen der Parteien 


vorgenommen wird; 


. Verfteigerungen jeder Art, mit oder ohne Verweiſung des Erlöfes; 
. die des Accisanſatzes halber erfolgende Erbverzeichnung, jowie die Berechnung der 


Erbichaftsaceije bei Erbverzeichnifjen, die aus privatrechtlichen Gründen errichtet werden ; 


. die Beurkundung einer Darlegung der Zahlung, einer Hinterlegung und der Zurüd- 


nahme der hinterlegten Summe; 


. die Verkündung von lebten Willen und von Cheverträgen, wenn fie wicht in Ber- 


bindung mit einem Theilungsgeichäft geichieht ; 
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i. die Anlegung und Abnahme der Siegel, letztere, wenn ſie nicht mit einer Vermögens— 
aufnahme verbunden iſt; 
k. die Beurkundung ſonſtiger Thatſachen und Vorgänge, für welche im Tarife keine 
andere Gebühr beſtimmt iſt; 
J. die Anweſenheit des Notars bei Eröffnung eines geheimen letzten Willens 
(L. R.S. 1007). 
8. 6, 


Wenn der Anfang oder die Fortſetzung eines Geſchäfts — ohne Unterſchied, ob es der 
Tagsgebühr oder einer feſtbeſtimmten Gebühr unterliegt — durch das Nichterſcheinen der 
Parteien länger als eine halbe Stunde aufgehalten wird, ſo iſt von den Säumigen für die 
Zeit des Zuwartens eine nad) der Tagsgebühr zu bemeſſende Verſäumnißgebühr zu erheben. 


Titel III. 
Verträge, letzte Willen und andere Rechtsgeſchäfte. 


8.7. 
Für Kaufe oder Taufchbriefe über Beräußerung oder Bertaufchung von Liegenichaften 
vom Stüd: 
a. wenn der Kaufpreis oder Tauſchwerth nicht über 60 M. beträgt, 50 9; 
b. bei einem Kaufpreis oder Taufchwerth von mehr als 60 bis zu 200 M. 1.4.50 %; 
e, injofern diefer den Betrag von 200 M überjteigt, neben dev Gebühr von 1.1 50 
von je weiteren 200 M des Kaufpreiies oder Tauſchwerthes 50 x). 


8. 8. 


Für Fauſt-, Nutz-, Unterpfande oder Kautionsurkunden je nad) der Größe der Schuld: 
oder Kautiondfummen die nämliche Gebühr wie nach $. 7 für Kauf: und Taufchbriefe mit 
der Beſtimmung jedoch, daß die Gebühr im Ganzen 12 Me nicht überfteigen darf, und daß 
die Gebühr für Fauſtpfand- und Nuppfandurkunden mindejtens 2 HM. beträgt. 


8.9. 
Für Verträge, injofern weder in $. 7 und 8 noch in den folgenden Sätzen eine andere 


Gebühr feitgeiegt iſt: 
a, wenn der Werth des Gegenjtandes nicht 2000 .6 überfteigt, vom Stüd . 4 A; 
b. wenn er 2000 A, aber nicht 4000 AM überjteigt, vom Stüd . . . 6 AM; 


c n n 4000 " " nr 8000 er " 2 " — 8 A; 
d, " n 8000 n " n 16 000 " n " " — 40 M; 
e. er n 16 000 " " " 30 000 " " J " a | AM ’ 
f. " " 30 000 n " " 60.000 1) # " " . 14 M; 
8. J J 60 000 " " " 100 000 " " n " ... 16% B 
h. „100000 ,  überjteigt, für je weitere 50000 HK. 2 AM. mehr; 
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j. wenn der Gegenſtand nicht in einem beſtimmten Werthsbetrag in der Urkunde 
DOBBEDEREE IN: u un a ee a ee FE 


g. 10. 


Für Schenkungen unter Lebenden, lebte Willensverordnnungen, für Heirathsverträge, 
Verpfründungs:, Leibrentene und Geſellſchaftsverträge: 
a, wenn der Werth des Gegenjtandes nicht 2000 M überfteigt, vom Stüd . 6 Mk; 


b. wenn ee 2000 Mb, aber nicht 4000 M überfteigt, vom Stüd. . » 8 Ak; 
c. n " 4.000 " " " 8000 n 2 # nr | Al. ; 
d. " " 8000 „ "” 113 16 000 113 " " rm 12 NM $ 
Ber 16000 a 30000 „ 2 = 1 
f. 30000 un. 60000 „ rt 
& u m 60000 „ nn. . 100000 18 A; 
h. „ 100000 „ überjteigt, für je weitere 50.000 * 2 Me mehr; 
i. men der Gegenſtand nicht in einem ae —— in der Urkunde 
ansgebrüdt it. - - ak a ee A 
8. 11. 


Für Aufhebung, Erneuerung und Verlängerung von Verträgen, wenn feine neuen Ver: 
tragäbedingungen dabei vorfommen; für Einjegung in die Rechte des Gläubigers und Ueber: 
tragung von Rechten, ſofern damit die Erklärung der Annahme verbunden ift, für allgemeine 
Vollmachten, für Wechjelprotefte: 

a. wenn der Werth des Gegenjtandes nicht 2000 M überjteigt, vom Stüd . 3 Mi; 


a wenn er 2000 M, aber niht 4000 Ak überfteigt, vom Stüd. . . 4 JA; 
n n 4000 " " n 8000 " r " 2 re 6 Ab; 
F 8000 16000, en Ba 
e& 16000 un ..30000 „ u > a AS 
En. 000... 60000 u er 
g. wenn er 60000 Mk, aber nicht 100 000 4 überfteigt, vom Stüd. . . 14 A; 
h, „ 100000 „ überfteigt, für je weitere 50000 M. 2 A. mehr; 
i. weun der Gegenſtand nicht in einem — De in der Urkunde 
ausgedrückt ft » : 2 2 2... i FE 6 
8. 12. 


Für bejondere Vollmachten, für Schuldanerfenntniffe; für Annahmen, Widerrufe und 
Berzichte; für Quittungen; für Einwilligungen und Genehmigungen, für Einjegungen in die 
Rechte des Gläubigers und für Rechtsübertragungen ohne Erklärung der Annahme; für andere 
einfeitige Willenserklärungen : 

a. wenn der Werth des Gegenstandes nicht 2000 A. überjteigt, vom Stüd 2.4. — ai 

b. werner 2000 A, aber nicht 4000 M überjteigt, vom Stüd. . 3.4 50 ei 

DO 


c. " ” 4.000 " # " 8000 # ” 3 hr 


. HM — vr 
Bejeged- und Berorbnungäblatt 189. 43 
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d. wern er 8000 AM, aber nicht 16000 A überjteigt, vom Stüd. . 7TM— ı; 
e. [7 7 16 000 ” " " 30 000 " " [2 ” . . 9 fe. — a; 
fe un 30000 „ u m 6000 „, —— — 


& 60000 u m 100000 „ . vn... BM— 9; 
h. „ 100000 „ überjteigt, für je weitere 50 000 Me 2 Me mehr; 
i. wenn der Gegenstand nicht in einem bejtimmten Werthsbetrage in der 

Urkunde ausgedrückt iſttt. 4 50. 


8. 18. 


Wenn in den Fällen der SS. 9, 10, 11 und 12 der Gegenjtand nur theilweije in einem 
bejtimmten Werthöbetrage in der Urkunde ausgebrüdt ift, die für die nächit hohe Klafje über 
diefen Werthöbetrag fejtgejegte Gebühr. 


8. 14. 

Für Urkunden über Anerfennung natürlider Kinder vom Stüd . . 2. 
8. 15. 

Für Aufſchriftsurkunden auf geheime legte Willen vom Stüd. . . . . . 10 AM. 
8. 16. 

Für die Beurkundung von Eröffnungen, Mahnungen und Kündigungen vom Stüf 2 M 
8. 17. 

Für die Ausftellung von Zeugnifien und — für die —— des Datums 
von Urkunden vom einzelnen Falle. . . 1 

8. 18. 

Für die Beurkundung der ar zur le eines ee von Vorzugs⸗ oder 
Unterpfandsredten . . . WERNE: DR 3 
und, wenn die Einwilligung ı von mehr als drei Perfonen in einer Urkunde geigeitig 
a a ee ee ; — 2 M. 

$. 19. 


Wenn ein den Gebühren der SS. 9 bis 18 unterliegendes Gejchäft mehr als zwei Bogen 
füllt, für jede weitere Blattjeite ein Zehntel der für das Geſchäft beftimmten Gebühr. 
8. 20, 
Wenn eines der in den SS. 9 bis 17 genannten Geichäfte ohne Verjchulden des Notars 


unvollendet blieb, die Tagsgebühr; wenn fie mehr beträgt als die für das Gejchäft feſtgeſetzte 
Stüdgebühr, diefe legte Gebühr. 
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Titel IV. 
Rechnungen. 
8. 21. 
Für Stellung von Vormundſchafts- und Pflegſchaftsrechnungen (mit Einihluß der 
Notatenbeantwortung) für jeden Bogen der Rechnung (mit Ausschluß der Beilagen) 1:4. 20 +). 
8. 22. 
(Aufgehoben). 
Titel V. 
Verſchiedene Verrichtungen. 
8. 23. 


Für Gutachten in Fällen, wo ſolche nach beſtimmten Geſetzen und Verordnungen abzugeben 
find, und dann aud) nur, jomeit fie . mit den unter Titel I. und II. — Geſchäften 
in Verbindung ſtehen, are ae ee ——— .. . 1M 


8. 24. 

Umfaßt das —— * als drei ——— Bu werben er * weitere Dlattjeite 
angejeßt . . - - ; ; ; ; .. BO. 
8. 28. 

Für die Beglaubigung von Unterjcriften . . - 1 A. 


wenn die Unterjchriften von mehr als drei Perſonen unter ı einer Urkunde gehe 
beglaubigt werben BEN : ee 


8. 26. 

Für die Beglaubigung von ee und Auszügen, welche nicht vom Notar jelbit 
gefertigt wurden. . » . — 
wenn das Geſchäft mehr als einen Bogen umfaßt, für iwen genen, au nicht 
vollendeten, Bogen . . . . 5 : .. .10 4. 

8. 27. 
(Aufgehoben). 
8. 28. 

Für Aufſuchung von Urkunden und Akten in der ſtehenden Regiſtratur, ſofern ſie nicht 

behufs eines anderen Geſchäftes geſchieht, vom einzelnen Falle . » » 2 220. 50 45. 
8. 29. 


Als Screibgebühr bei Fertigung von Auszügen oder PIE: bei — von 
Verweiſungen oder Theilzetteln, vom Bogen . . . . . . RE 6. 
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8. 30. 
Für Fertigung von Doppelurjriften, vom Bogen. . » 2 2 2 222.80 A 
Titel VI. 
Entfernungsgebühren. 
$. 31. 

Für den Gang nad) der Wohnung einer Partei . . .. 1M 
und wenn das Geſchäft nad) 8 Uhr Abends oder vor 7 Uhr Morgens vorzunehmen it 2 Me 
8. 32. 

Dei auswärtigem Aufenthalt wegen Zeitverſäumniß und ——— für je 
Kilometer des zurückgelegten Wegeee. nn. . ... 209 
Verordnung. 


(Bom 18. Mai 1894.) 
Den Vollzug des Jagdgeſetzes betreffend. 


Die SS. 1 und 2 der Verordnung vom 6. November 1886, den Vollzug des Jagdgeſetzes 
betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt 1886 Nr. XLVIL.), werben abgeändert und ergänzt 
wie folgt: 

8, 1. 


Dem unter Ziffer 2 benannten jagbbaren Federwild werden die Wafferhühner (Rohr: 
und Bleßhühner) Hinzugefügt. 2 

Ziffer 2 lit. b. erhält folgende Faſſung: 

Tagraubvögel (Adler, Falten, Habichte, Milane, Buffarde, Weihen) mit Ausnahme des 
Thurmfalfen, Uhus, Würger, Kernbeißer, Kolfraben, Eltern, Eichelheher, Nuß- oder Tannen: 
heher, Reiher und Kormorane. 

Abſatz 2 erhält folgende Fallung: 

Soweit einzelne der in Ziffer 2 lit. b bezeichneten Vogelarten gemäß $. 4 der Ver: 
ordnung vom 13. Juli 1888, den Schuß von Vögeln betreffend (Gejeges- und Verordnungs— 
blatt 1888 Nr. XXVIII.), durch bezirfspolizeiliche Borjchrift auf Grund der 88.143 u. 145 
Biffer 3 des Polizeiftrafgefegbuchs den ſchützenden Beftimmungen (SS. 1—5) des Reichsgeſetzes 
vom 22. März 1888 über den Vogelſchutz unterworfen werden, find diejelben innerhalb der 
betreffenden Bezirke nicht als jchädliche Thiere zu behandeln. 

Karlsruhe, den 18. Mai 1894, 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eiſenlohr. 
Vdt. H. von Reck. 





Drud und Verlag vor Malfh «K Bogel in Karleruhe. 
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Grfebes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 





Karlsruhe, Freitag den 8. Juni 1894. 


Anhalt. A 
X 
Verordnung und Bekauntmachung: des Miniſteriums der Zuſtiz, des Fultus und Unter“ 
richts: die Geihäftsorbnung für die Notare als Rechtspolizeibeamte betreffend; des Minifteriums des Innern; 
die Vicheinfuhr aus Oeſterreich-Ungarn betreffend. 








Verordnung. 
(Vom 31. Mai 1894.) 


Die Geſchäftsordnung für die Notare als Rechtspolizeibeamte betreffend. 


I. Die Gejhäftsordnung obigen Betreffs vom 2. November 1889 (Geſetzes- und Ver— 
ordrungsblatt Nr. XXVII. Seite 309 folgende) wird hiemit abgeändert, wie folgt: 
1. $. 32 erhält folgenden Zuſatz (Abſatz 3): 

„Der Notar Hat die Parteien bei der Vorladung auf die gefeglichen Folgen 

des Nichterfcheinens oder des verjpäteten Erſcheinens aufmerffam zu machen.“ 
2. In $. 68 Abſatz 4 erhält die Beftimmung unter b. folgende Faſſung: 

„wenn der Ehevertrag freigebige Verfügungen von Todeswegen zu Gunften 
Dritter enthält.” 

3. In $. 191 Abſatz 2 wird das Eitat „S.5k. des Tarifs“ durch „S. 5 f. des Tarifs" 
erjegt umd in $. 194 wird Abjag 1 wie folgt gefaßt: 

„Der Tagsgebühr unterliegen die im Tarif 83. 5, 6 und 20 bezeichneten 
Geſchäfte.“ 

4. In 8. 200 kommt Abſatz 1 in Wegfall. 
5. In $. 201 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 

„Werden Gejchäfte, die ſowohl in öffentlicher als in Privatform errichtet werden 
fönnen, in Privatform gefertigt, jo darf die Belohnung des Notars für die Fertigung 
und für Verrichtungen, die lediglich wegen der Eigenjchaft der Urkunde als Privat- 
urkunde hinzutreten, nicht mehr als acht Zehntheile der Belohnung betragen, welche 
der Notar für das in öffentlicher Form errichtete Gejchäft zu beziehen haben würde 
(Rechtöpolizeigebührengejeh Artikel 16 Abſatz 2 in der Faſſung von 7. Mai 1894). 
Die tarifmäßige Gebühr Für Hinzufommende Berrichtungen, wie Unterſchrifts— 
beglaubigungen und dergleichen, fommt in Anjag, wenn fie für ſich allein mehr als 
jene acht Zehntheile beträgt.“ 

Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1894, 43 
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6. In $. 205 wird Abjah 5 wie folgt gefaßt: 
„Für die von dem Notar an auswärtigen Amtstagen (vergleiche $. 18 Abſatz 4) 
gefertigten Gejchäfte dürfen weder Reifegebühren nor Entfernungsgebihren angerechnet 
werden (Nechtöpolizeigebührengejep Artikel 13 in der Faſſung vom 7. Mai 1894),* 
II. Die vorstehend unter Ziffer 1 und 2 gegebenen Beitimmungen treten jofort, die 
unter Ziffer 3, 4, 5, 6 gegebenen am 1. Juli 1894 in Wirkſamkeit. 
Karlsruhe, den 31. Mai 1894. 
Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noll. 
Vdt. Dr, Dietz. 


Belanutwachung. 


(Vom 30. Mai 1894.) 
Die Vieheinfuhr aus Defterreih-Ungarn betreffend, 


Aus den in der Anlage bezeichneten öfterreich-ungariichen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvieh big auf Weiteres verboten. (Bergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 29. April d. J. Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 236) tritt außer Wirkſamkeit. 

Karlsruhe, den 30. Mai 1894, 

Großherzogliched Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Hofmann. 


Anlage. 
A. Oeſterreich. 
Mähren: Bezirkshauptmannſchaften: Göding, Gaya, Ungariſch-Hradiſch, Ungariſch-Brod, 
Holleſchau, Prerau, Kremſier, Wiſchau und Proßnitz, ferner die Städte Ungariſch— 
Hradiſch und Kremſier. 
Schleſien: Bezirkshauptmannſchaften: Bielitz, Freiſtadt, Freiwaldau, Freudenthal, Jägern- 
dorf, Teſchen und Troppau, ferner die Städte Bielitz, Friedek und Troppau. 


B. Ungarn. 
Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thurocz, Trentſchin, Neutra, Sohl, Bars und 
Preßburg. 


Drug und Verlag von maiſch Bogel in Karlsruhe. u 
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Gefeßes- und Berordnungs-BDlatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Dienftag den 19. Juni 1894. 


Inhalt. 


Gefechte : die Erbauung einer Nebenbahn von Bühl nad Bühlertbal betreffend; bie Erbauung einer Lokalbahn vom 
Bahnhof Müllheim nach Badenweiler betreffend; die Erbauung einer Nebenbahn von Bruchſal nach Odenheim und von 
Ubftabt nah Menzingen betreffend; Die Abänderung und Ergänzung bes Bolizeiftrafgefepbuchs vom 31. Oltober 1868 betreffend. 

Belanutmahung des Minifteriums ber Juſtiz, bed Kultus und Unterricht: die Schulordnung 
für die Vollsſchulen betreffend. 


Geſttz. 


(Vom 4. Juni 1894.) 
Die Erbauung einer Nebenbahn von Bühl nach Bühlerthal betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir bejchloffen und verorbnen, 
wie folgt: 
Artikel 1. 
Der Bau und Betrieb einer der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands 


vom 5. Juli 1892 zu unterſtellenden normalſpurigen Seitenbahn von der Hauptbahnſtation Bühl 
nach Bühlerthal kann einem Unternehmer oder einer Unternehmergeſellſchaft überlaſſen werden. 


Artikel 2. 


Die Rechte und Verbindlichkeiten des Unternehmers der Bahn werden in einer beſonderen, 
vom Miniſterium Unſeres Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten mit Unſerer 
Genehmigung zu ertheilenden und alsdann zu veröffentlichenden Konzeſſion feſtgeſtellt. 


Artikel 3. 


In der Konzeffion ift dem Staat das Recht zu wahren, das Eigenthum der Bahn nad) 


Ablauf von fünfundzwanzig Jahren vom Zeitpunkt der Betriebseröffnung “ jederzeit anzukaufen. 
Geſetzes und Berorbnungsblatt 1804, 
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Außerdem ift der Staatsauffichtsbehörde dari‘ 
1. die FFeititellung der Bahnlinie, die Beſtim 

die Feſtſtellung der Projekte für die bauli 

die Betriebsmittel und ihrer Anzahl vor un 
2. die Genehmigung und Abänderung bes Fahr 
3. die Genehmigung des Tarifs der Beförderungs 

























vorzubehalten : w 
* Zahl und Lage der Stationen, 


en Anlagen und Einrichtungen, ſowie für 
nach Inbetriebnahme ber Bahn; 


8; 
eu jowie die Abänderung derjelben. 


Artitel 4, 


Dem Unternehmer können folgende Rechte zugefichert werben! 
1. Tax- und Sportelfreiheit in allen den Bau und den Betrieb d 
gelegenheiten. 
2. In Bezug auf die Bwangsabtretungen des für die Bahn janımt 
lichen Geländes, die Anwendbarfeit der bei dem Bau von Staatsba 
gejeglichen Beftimmungen, wobei der Unternehmer zu der Expropriatio 
(Artikel 3 des Gejeges vom 29. März 1838) einen Bevollmächtigten zu er 
3. Befreiung des Unternehmers bezüglich derjenigen Grundftüde und Gebäude a 
deren Erwerbung für die Eifenbahn und deren Beiwerfe erforderlich ift, v 
Entrihtung der Liegenſchafts- und Schenkungsaccife, fowie der Kaufbriefgebühr 
4. Befreiung des Unternehmers in Bezug auf die Eijenbahn und deren Beiwerke 
der beftehenden Grund-, Häufer- und Gewerbefteuer, jowie den ſich daran knüpfen 
Gemeindeumlagen, 
Das bei dem Unternehmen verwendete Perjonal unterliegt bezüglich der Befteuerung d 
allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen. 
Auf die Kautionen, weiche der Unternehmer nach den Konzeffionsbedingungen bei ber 
Amortiſationskaſſe zu hinterlegen haben wird, ift das Gefeg vom 22. Juni 1837 anwendbar. | 


Bahn betreffenden Un: 


ehörde erforder 
maßgebenden 


Artikel 5, | 
Die unentgeltliche Mitbenügung der vorhandenen Anlagen auf der Anfchlußftation Bühl \ 
kann dem Unternehmer geftattet und die für die Seitenbahn Hier erforderliche Beforgung des i 
Stations- und Erpeditionsdienftes von der Staatöbahnverwaltung ohne Entgelt übernommen werben. | 


Artikel 6. | 


Unter der Vorausſetzung, daß von den Lokalintereffenten die zur Ermöglichung des Unter: \ 
nehmens erforderlichen Zuichüfle aufgebracht werden, kann neben den Vergünftigungen in 
Artitel 4 und 5 für die Ausführung der Bahn vom Staat noch ein einmaliger unverzins- 
licher und nicht rüczahlbarer, aus Beſtänden der Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe zu ſchöpfender 
Beitrag von 160000 M gewährt werden. Der Staatsbeitrag fommt erft mit Vollendung 
des Baues und zwar unmittelbar nach erfolgter Betriebseröffnung zur Auszahlung. 
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Artikel 7. 

Nur mit Zuftimmung der Staatsregierung fünnen die Bahnanlagen im Ganzen oder 
Einzelnen veräußert, verpachtet, verpfändet oder ſonſt belaftet, auch Vorzugs-, geſetzliche oder 
richterlihe Unterpfandsrechte daran erworben werben. 

Artikel 8. 


Die Wirkfamfeit des Geſetzes erliſcht mit Ablauf des Jahres 1896, wenn bis dahin der 
Bau nicht vollendet ift. Mit Unferer Genehmigung kann die Wirkſamkeit des Gejehes 
jedoch noch auf ein weiteres Jahr erjtredt werben. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 4. Yuni 1894. 
Iriedrid). 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


von Braner, 


Geſetz. 


Die Erbauung einer Lokalbahn vom Bahnhof Müllheim nad) Badenweiler betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände haben Wir bejchloffen und verordnen, 
wie folgt: 


(Bom 4. Juni 1894.) 


Artikel 1. 


Der Bau und Betrieb einer der Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutjchlands von 
5. Juli 1892 zu unterjtellenden jchmalfpurigen Bahn von der Hauptbahnftation Müllheim nach 
Badenweiler kann einem Unternehmer oder einer Unternehmergejellichaft überlaffen werden. 


Artikel 2. 


Die Rechte und VBerbindlichkeiten des Unternehmers der Bahn werden in einer bejonderen, 
vom Minifterium Unjeres Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten mit Unſerer 
Genehmigung zu ertheifenden und alsdann zu veröffentlichenden Konzeffion feftgeftellt. 


Artikel 3. 


In der Konzejfion ift dem Staat das Recht zu wahren, das Eigenthum der Bahn nad 
Ablauf von fünfundzwanzig Jahren vom Zeitpunkt der Betriebseröffnung am jederzeit anzufaufen. 
44. 
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Außerdem iſt der Staatsaufſichtsbehörde darin vorzubehalten: 

1. die Feſtſtellung der Bahnlinie, die Beſtimmung der Zahl und Lage der Stationen, 
die Feſtſtellung der Projekte für die baulichen Anlagen und Einrichtungen, ſowie für 
die Betriebsmittel und ihrer Anzahl vor und nad) Inbetriebnahme der Bahn; 

. die Genehmigung und Abänderung des Yahrplanz ; 

3. die Genehmigung des Tarif der Beförderungspreije jowie die Abänderung derjelben. 


Artikel 4. 


Dem Unternehmer können folgende Rechte zugefichert werden: 

1. Tar- und Sportelfreiheit in allen den Bau und den Betrieb der Bahn betreffenden 
Angelegenheiten. 

2. In Bezug auf die Zwangsabtretungen des für die Bahn ſammt Zugehörde erforder: 
lichen Geländes, die Anwendbarkeit der bei dem Bau von Staatsbahnen maßgebenden 
gejeplichen Beitimmungen, wobei der Unternehmer zu der Erpropriationstommiflion 
(Artikel 3 des Gefehes vom 29. März 1838) einen Bevollmächtigten zu ernennen hat. 

3. Befreiung des Unternehmers bezüglich derjenigen Grundftüde und Gebäude aller Urt, 
deren Erwerbung für die Eifenbahn und deren Beiwerke erforderlich ift, von der 
Entrihtung der Liegenjchafts: und Schenktungsaccife, ſowie der Kaufbriefgebühren. 

4. Befreiung des Unternehmers in Bezug auf die Eifenbahn und deren Beiwerfe vou 
der bejtehenden Grund», Häufer- und Gewerbefteuer, jowie den fi) daran fnüpfenden 
Gemeindeumlagen. 

Das bei dem Unternehmen verwendete Perjonal unterliegt bezüglich der Beſteuerung den 

allgemeinen gejeglichen Beftimmungen. 

Auf die Kautionen, welche der Unternehmer nad den Konzeffionsbedingungen bei der 

Amortifationgkafje zu hinterlegen haben wird, ift das Gejeh vom 22. Juni 1837 anwendbar. 


Artikel 5. 


Die unentgeltlihe Mitbenügung der vorhandenen Anlagen auf der Anjchlußftation Müll: 
heim kann dem Unternehmer gejtattet und die für die Lofalbahn hier erforderliche Bejorgung 
des Stationd- und Erpeditionsdienftes, jedoch ausſchließlich des Umladegeſchäfts, von der Staats: 
bahnvermwaltung ohne Entgelt übernommen werden. 


Artikel 6, 


Unter der Boransjegung, daß von den betheiligten Gemeinden das zur Herſtellung der 
Bahn erforderliche Gelände unentgeltlich und Laftenfrei zur Verfügung gejtellt wird, kann 
neben den Vergünftigungen in Artikel 4 und 5 für die Ausführung der Bahı vom Staat 
nod) ein einmaliger unverzinslicher und nicht rüctzahlbarer, aus Beftänden der Eiſenbahnſchulden— 
tilgungskaffe zu jchöpfender Beitrag von 17000 M. für das Kilometer Bahnlänge gewährt 
werden. Der Staatsbeitrag fommt erjt mit Vollendung des Baues und zwar unmittelbar 
nad) erfolgter Betriebseröffnung zur Auszahlung. 
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Artikel 7. 


Nur mit Zuſtimmung der Staatsregierung können die Bahnanlagen im Ganzen oder 
Einzelnen veräußert, verpadjtet, verpfändet oder ſonſt belaftet, and) Vorzugs,-, gejegliche oder 
richterliche Unterpfandsrechte daran erworben werben. 


Artikel 8. 


Die Wirkſamkeit des Geſetzes erlifcht mit Ablauf des Jahres 1896, wenn bis dahin der 
Bau nicht vollendet if. Mit Unſerer Genehmigung fann die Wirkfamfeit des Gejehes 
jebod) noch auf ein weiteres Jahr erftredt werben. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 4. Juni 1894. 


Iriedrid). 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


bon Brauer. 


Geſttz. 


(Vom 4. Juni 1894.) 
Die Erbauung einer Rebenbahn von Bruchſal nach Odenheim und von Ubſtadt nach Menzingen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit BZuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir beichlofien und verordnen, 
wie folgt: 
Artikel J. 


Der Bau und Betrieb einer der Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutſchlands vom 
5. Juli 1892 zu unterſtellenden normalſpurigen Eiſenbahn von Bruchſal nach Odenheim und 
von Ubſtadt nach Menzingen kann einem Unternehmer oder einer Unternehmergeſellſchaft über— 
lajjen werden. 
Artikel 2. 


Die Rechte und Verbindlichkeiten des Unternehmers der Bahn werden in einer befonderen, 
vom Minifterium Unſeres Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten mit Unjerer 
Genehmigung zu ertheilenden und alsdann zu veröffentlichenden Konzeſſion feitgeftellt. 
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Urtifel 3. 


Fu der Konzeifion ift dem Staat das Recht zu wahren, das Eigenthum der Bahn mad) 
Ablauf von fünfundzwanzig Jahren vom Zeitpunkt der Betriebseröffnung an jederzeit an- 
zufaufen. 

Page ift der Staatsauffichtsbehörde darin vorzubehalten: 

1. die Feftftellung der Bahnlinie, die Beitimmung der Zahl und Lage der Stationen, 
die Feſtſtellung der Projekte für die baulichen Anlagen und Einrichtungen, jowie fr 
die Betriebömittel und ihrer Anzahl vor oder nad) Inbetriebnahme der Bahn; 

2. die Genehmigung und Abänderung des Yahrplanes; 

3. die Genehmigung des Tarifs der Veförderungspreije jowie die Abänderung berjelben. 


Artikel 4, 


Dem Unternehmer können folgende Rechte zugefichert werben: 

1. Tar: und Sportelfreiheit in allen den Bau und Betrieb der Bahn betreffenden 
Angelegenheiten. 

2. In Bezug auf die Zwangsabtretungen des für die Bahn ſammt Zugehör erforder: 
lichen Geländes, die Auwendbarkeit der bei dem Bau von Staatsbahnen maßgebenden 
gejeglichen Beftimmungen, wobei der Unternehmer zu der Erpropriationstommiffion 
(Artikel 3 des Gejeges vom 29. März 1838) einen Bevollmächtigten zu ernennen hat. 

3. Befreiung ded Unternehmers bezüglich derjenigen Grundftüde und Gebäude aller Art, 
deren Erwerbung für die Eijenbahn nnd deren Beiwerke erforderlich ift, von der 
Entrichtung der Liegenfchafts: und Schenkungsaccije, ſowie der Kaufbriefgebühren. 

4. Die Befreiung des Unternehmers in Bezug auf die Eifenbahn und deren Beiwerke 
von der beitehenden Grund-, Häufer- und Gewerbeftener, jowie den fich daran 
fnüpfenden Gemeindeumlagen. 

Das bei dem Unternehmen verwendete Perjonal unterliegt bezüglich der Beſtenerung den 

allgemeinen gejeglichen Beſtimmungen. 

Auf die Kantionen, welche der Unternehmer nad) den KRonzejfionsbedingungen bei der 

Amortifationstafje zu hinterlegen haben wird, ift das Gefeg vom 22. Juni 1837 anwendbar. 


Artikel 5. 


Die unentgeltliche Mitbenügung der vorhandenen Anlagen auf ber Anjchlußftation Bruchſal 
fann dem Unternehmer gejtattet und die für die Seitenbahn hier erforderliche Beforgung des 
Stationd: und Erpeditionsdienjtes von der Staatsbahnverwaltung ohne Entgelt übernonmen 
werden. 

Artifel 6. 
Unter der Borausfegung, daß von den betheiligten Gemeinden der gejammte zur Ser: 


ftellung der Bahn nad) Maßgabe der von Unferer Regierung feitgeitellten Bläne erforder: 
liche Grund und Boden unentgeltlich und Laftenfrei zur Verfügung gejtellt und außerdem ein 
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Baukoſtenzuſchuß in der zur Ermöglihung des Unternehmens erforderlichen Höhe aufgebracht 
wird, kann neben den Vergünſtigungen in Artikel 4 und 5 für die Ausführung der Bahn 
vom Staat noch ein einmaliger unverzinslicher und nicht rüdzahlbarer, ans Beftänden der 
Eijenbahnjchuldentilgungsfafle zu fchöpfender Betrag von 16900 M für dns Kilometer Bahn- 
länge gewährt werden. 

Der Staatöbeitrag fommt erft mit Vollendung des Baues und zwar unmittelbar nach 
erfolgter Betriebseröffnung zur Auszahlung. 


Artikel 7. 

Nur mit Zuftimmung der Staatöregierung können die Bahnanlagen im Ganzen oder 
Einzelnen veräußert, verpachtet, verpfändet oder fonft belaftet, auch Vorzugs-, geſetzliche oder 
richterliche Unterpfandsrechte daran erworben werden. 

Artikel 8. 


Die Wirkſamkeit des Geſetzes erlifcht mit Ablauf des Jahres 1897, wenn bis dahin der 
Bau nicht vollendet if. Mit Unferer Genehmigung kann die Wirkfamteit des Geſetzes 
jedoch noc auf ein weiteres Jahr erjtredt werden. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 4. Juni 1894. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


von Brauer. 


Geſttz. 


(Bom 8. Juni 1894.) 


Die Abänderung und Ergänzung des Polizeiſtrafgeſetzbuchs vom 31. Dftober 1863 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 
Mit Zuftimmung Unferer getrenen Stände haben Wir bejchloffen und verordnen, 
was folgt: 
Erjter Artikel. 
Der 8. 144 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs erhält die beigefeßte veränderte Fafjung : 
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8. 144. 

Entwendungen noch nicht eingebrachter Feld: und Gartenfrüchte oder anderer Boden— 
erzeugniffe, deren Werth den Betrag von 5 Mark nicht überfteigt, werden nicht als Diebitahl, 
fondern als Feldfrevel beitraft. 

Auch wenn die Entwendung zum alsbaldigen Verbraud verübt wurde, bedarf es zur 
Strafverfolgung feines Antrags. 

Wer einen Feldfrevel verübt gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher, oder Perjonen, 
zu denen er im Lehrlingsverhältnifie jteht, oder in deren häuslicher Gemeinjchaft er als 
Gefinde fich befindet, ift nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des Antrags ift 
zuläffig. 

Feldfrevel, welche von Verwandten aufiteigender Linie gegen Verwandte abfteigender 
Linie oder von einem Ehegatten gegen den andern begangen werden, find ftraflos. 

Der Feldfrevel wird, joweit der Werth des Entwendeten den Betrag von 2 Mark nicht 
überfteigt, mit Geld von 50 Pfennig bis 50 Mark oder mit Haft bis zu 8 Tagen beitraft. 


Zweiter Artikel. 
In das Polizeiftrafgejehbuc werden folgende neue Beftimmungen eingejtellt: 


8. 4la. 
Wer den Verordnungen über den Brieftaubenverfehr zumwiderhandelt, wird an Geld bis 
zu 150 Mark oder mit Haft beftraft. 
Im Falle der Zumwiderhandlung kann auf Einziehung der Brieftauben erfannt werden. 


$. 71b. 

Wer eine auf Grund gejeplicher Beftimmungen zur Zwangserziehung in einer Familie 
oder in einer Anftalt untergebrachte jugendliche Perſon unbefugt aus der Familie oder aus 
der Anstalt entfernt oder zum Verlaſſen der Familie oder der Anftalt verleitet, wird an Geld 
bis zu 150 Mark oder mit Haft beftraft. 


$. 109a. 

An Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft wird beftraft, wer den Beſtimmungen zuwider— 
handelt, welche im öffentlichen Intereſſe über die Benügung und Inſtandhaltung von Waſſer— 
feitungen, Gagleitungen oder anderen zur Zuführung elementarer Stoffe oder Kräfte dienenden 
und für weitere Kreiſe bejtimmten Leitungen, ſowie zum Schutze derartiger Anlagen gegen 
Störung und Beichädigung durch Verordnung, bezirks- oder ortspolizeiliche Vorſchriften 
erlaffen worden find. 

8. 134d. 

Wer Lebens, Auöftener-, Militärdienft- oder ähnliche Verficherungsaejchäfte betreibt, 
ohne die durch Verordnung vorgejchriebene Anzeige erjtattet zu haben, wird mit Geldftrafe 
bis zu 150 Mark oder mit Haft beftraft. 
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Gleicher Strafe unterliegt, wer die durch Verordnung vorgeſchriebenen Nachweiſe über 
den Betrieb derartiger Geſchäfte nicht erbringt oder der durch die zuſtändige Centralbehörde 
ergangenen Unterjagung des Betriebes zumiderhandelt. 


8. 144. 


Mit Geldftrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird der Feldfrevel beitraft: 


4. 


1. wenn der Werth des Entwendeten den Betrag von 2 Mark überfteigt ; 
2. 
3. wenn der Thäter innerhalb der legten 12 Monate zweimal wegen Feldfrevels rechts: 


wenn die Entwendung von einem aufgeftellten Feldhüter verübt ift; 


fräftig betraft worden iſt; 

wenn die Entwendung aus einem umjchlojjenen Raume mittels Einbruchs oder 
Einfteigend verübt wurde oder zur Eröffnung der Zugänge zu demſelben faljche 
Schlüffel oder andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bejtimmte Werkzeuge 
angewendet worden find; 


. wenn der Thäter bei Begehen der That Waffen bei fich führte; 
. wenn zu dem Feldfrevel Mehrere mitwirkten, welche ſich zur fortgefeßten Begehung 


von FFeldfreveln oder Diebftählen verbunden Haben. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 8. Juni 1894. 


Friedrich. 


Eiſenlohr. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Belanntmachung. 


(Bom 12. Juni 1894.) 
Die Schulorduumg für die Volksſchulen betreffend. 


Zufolge der Verordnung des Großherzoglichen Ministeriums des Innern vom 11. Mai 
d. J., das Kaſſen- und Rechnungsweſen der Gemeinden betreffend — Geſetzes- und Ber- 
ordnungsblatt Nr. XXVI. Seite 247 — erhalten die SS. 28 und 35 der Schulordnung für 
die Boltsjchulen vom 27. Februar 1894 — Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XIV. 
Seite 76 — folgende geänderte Faſſung: 


1. 


ſtrafen 


8. 28. 


Durch Beichluß des Gemeinderathd wird beftimmt, ob die eingehenden Verſänmniß— 
in der Schulfondrecdinung, falls cine ſolche vorhanden ift, oder in der Gemeindefafie 


verrechnet werben. 
Geſehes · und Berorbnungsblatt 1894 45 
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2. Der Empfang der Strafgelder ift von dem betreffenden Rechner zu bejcheinigen. Die 
Beicheinigung kann auch in die Tabelle jelbft eingetragen werden. 
8. 35. 


Dem Gemeinderath wird empfohlen, behufs der gewöhnlichen Kleinen Anjchaffungen, 
ſoweit wegen berjelben nicht mit den einzelnen Lehrern Pauſchſummen vereinbart find, dem 
(erften) Lehrer eine angemefjene Summe zur Verfügung zu ftellen. 


Karlsruhe, den 12. Juni 1894, 


Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noll. 
Vdt. Jaeckle. 
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Gefeßes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Dienjtag den 26. Yuni 1894. 
Inhalt. 


Geſetz: die Abänderung bed Gejeges vom 4. Juni 1888, die Gebühren in Berwaltung®> und verwaltungägerichtlichen 
Sachen betreffend. 

Bandesherriihe Verordnung: dad Verwaltungsgebührengeieg betreffend. 

Verordnung und Belanntmahung: ber Minifterien der Juſtiz, bes Kultus und Unterridts 
und des Intern: ben Koftenanfag im gerichtlichen, Verwaltungs - und vermaltungsgerichtlichen Angelegenheiten betreffend; 
des Minifteriumd bed Innern: Abänberungen ber Deutichen Wehrordnnung betreffend. 


Geſttz. 
(Bom 15. Juni 1894.) 
Die Abänderung bes Gejeges vom 4. Juni 1888, die Gebühren in Verwaltungs- und verwaltungs- 
gerichtlihen Sachen betreffend. 


(Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 255.) 


Sriedrid, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen, 
was folgt: 
Eriter Artikel. 


Das Geſetz vom 4. Yuni 1888, die Gebühren in Verwaltungs- und verwaltungs- 
gerichtlichen Sachen betreffend — Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XVIEL Seite 255 —, 
wird in nachitehenden Punkten abgeändert: 


$. 14 wird aufgehoben. 
II. 
In 8.20 wird eingejchaltet: 
1a. in Ungelegenheiten der Staatsaufficht über die Gemeinden und über die Kreig- und 
Bezirköverbände ; 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, 46 
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5a. im dienſtpolizeilichen Verfahren, ſoweit nicht ſchon in 8. 127 des Beamtengeſetzes 
Sportelfreiheit ausgeſprochen ift. 
III, 
Dem 8. 24 wird als Abſatz 3 beigefügt: 
Auf den Bergmeifter finden die vorftegenden Beitimmungen ebenfall® Unmwendung mit 
der Maßgabe, daß derjelbe in Bezug auf die Erhebung von Sporteln den Bezirksämtern 
gleichgeftellt ift. ne 


In $.25 erhalten die nachſtehenden Ziffern die beigejegte veränderte Faſſung: 
9. Für die Verleihung der Staatsangehörigkeit durch Naturalijation ($. 2 Ziffer 5 des 
Neichägejeges vom 1. Juni 1870) für jede Perſon 25—50 M 
Erfolgt die Verleihung für eine Familie, jo find die noch unter väterlicher Gewalt 
ftehenden Kinder von der Taxe frei. 
(11. fällt weg und find demgemäß die folgenden Ziffern 12—42 als Ziffern 1I—41 zu 
bezeichnen.) 
19. Für die Ertheilung eines Steuermannd: oder Scifferpatents . -» . . 3 Mi 
20, Für die Erlaubniß zum Betrieb einer Wirthichaft: 
a, in Orten mit weniger ala 3000 Einwohnern 


für eine Gaſtwirthſchafft. 150 Mi 

für eine Schankwirthſchaft - . nr De 3 SO 
b. in Orten mit 3000 bis 10000 Sinvoßnern 

für eine Gaftwirthihaft. - -. » . .» er a DR 

für eine Schanfwirthichaft . . ee ee ar NE 
e. in Orten mit mehr als 10000 Einwohnern 

für eine Gaftwirtbihaft - - > 2 2 m m an nn 500 Me 

für eine Schankwirthſchaft . - 300 M 


Wenn neben der Erlaubnif zum Betrieb einer Schankwirihſchaft 
auch die Erlaubniß zum Ausſchank von Branntwein nachgeſucht und 
ertheilt wird, erhöht fich die Tare 


für Orte mit weniger als 3000 Einwohnern um . » 2 2 220.40 Ma 
für Orte mit 3000 bis 10000 Einwohnern um . >» 2 2 2 220.60 Me 
für Orte mit mehr ald 10000 Einwohnern um . . . .. 100 M. 


Handelt e3 ſich um den Betrieb einer Wirthſchaft v von beſonder⸗ bedeutendem 
Umfange, jo kann die Taxe für die Erlaubniß bis zum doppelten Betrag ber 
angegebenen Säge erhöht werden. 

Für die Erlaubniß zur Verlegung einer Wirthichaft innerhalb des Gemeinde- 
bezirks find ſieben Zehntel der oben vorgefchriebenen Taren zu erheben. 

Bei Ausdehnung eines beſchränkten Schankwirthichaftäbetriebs, forwie bei Um: 
wandlung einer Schankwirthichaft in eine Gaftwirtbichaft ift die oben bezeichnete 
Tage, abzüglich des für die frühere Erlaubniß bezahlten Tarbetrags, zu erheben. 
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Für die Geſtattung des pachtweiſen Betriebs einer Realwirthſchaft werden zwei 
Zehntel der oben bezeichneten Taxen erhoben. 
Für die Friſtung einer Wirthſchaftserlaubniß ($. 49 Gewerbeordnung) werben 
ein bis fünf Zehntel der für die Wirthichaftserlaubniß zu erhebenden Tare erhoben. 
22. Fir die Erlaubniß 
a, zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritu8 . . » 2... 40—100 A 
b, zum Sleinhandel mit dematurirtem Spirituß . . . Ei b— 20 AM. 
23. Für die Erlaubniß zur gewerbömäßigen Beranftaltung von "Sing 
jpielen, Schauftellungen 20. in einem jtehenden Lofal 6 33 a. 
Gewerbeordnung) . - . 100-500 AM 
28. Für die Erlaubniß zur Ragerinig von Sprengftoffen Be Be 3— 25 M 


V. 

Im 8. 25 wird eingeſchaltet: 

27 a. Für die dauernde Befreiung einer Wirthſchaft von der Polizeiſtunde 20— 50 M 
v1. 

Dem $. 26 wird als Abſatz 4 beigefügt: 

Für die Austellung eines Jagdpaſſes wird ald Taxe ohne Sportel erhoben: 

1. für Jagdpäfle auf ein Jahr 


a, für Inländer . . Pre ER 

b. für nicht im Sroßheroathum niderhelaſen heeizaualiider er a DO 

2. für Wochenjagdpäſſe - . - ae, DR 
VII. 


Nach 8. 28 wird eingefügt 
8.28 a. 


Diejenigen Behörden, die zu Nachläffen an Einnahmen des Staats für zuftändig erflärt 
find, fünnen bis zum Höchitbetrag ihrer Zuftändigkeit im einzelnen Fall aus bejonderen 
Gründen von dem Anſatz einer Sportel oder Tare ganz ober theilweije abfehen. 

Auch ijt der Verwaltungsgerichtöhof befugt, Sporteln, die lediglich durch eine unrichtige 
Behandlung einer Sache ohne Schuld der Betheiligten entjtanden find, niederzufchlagen. 
VMI. 

In 8. 29 wird zwiſchen Abſatz 1 und 2 eingeichaltet: 

Die in dem vorhergehenden Abſatz bezeichneten Koſten und Auslagen werden auch in 
denjenigen Fällen erhoben, in denen die Erhebung von Sporteln unterbleibt. In Angelegen— 
heiten der Staatsaufficht über die Gemeinden und über die Kreis: und Bezirköverbände 
bleiben jedoch die den Beamten des Bezirksamts zu gewährenden Entichädigungen für Dienjt- 


aufwand der Staatskaſſe zur Lait. 
46. 
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Zweiter Artifel. 


Der Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch landesherrliche Ver— 
ordnung bejtimmt. 

Bon diefem Zeitpunkt an treten $. 12 Abjah 2 und 3 des Jagdgeſetzes außer Wirkjamteit. 

Das Minifterium des Innern wird ermächtigt, den Tert des Geſetzes vom 4. Juni 1888, 
wie er ſich aus ben vorftehenden Aenderungen ergibt, Durch das Geſetzes- und Verordnungsblatt 
mit ber Ueberjchrift „Verwaltungsgebührengeſetz“ bekannt zu machen, 


Gegeben zu Schloß Baden, den 15. Juni 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Eifenlohr. 


Landesherrliche Verordnung. 
(Bom 21. Juni 1894.) 


Das Berwaltungsgebührengejeg betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 
Auf Grund de3 zweiten Artikels — Abſatz 1 — des Geſetzes vom 15. Juni 1894, 
betreffend die Abänderung des Gejepes vom 4. Yuni 1888, die Gebühren in Verwaltungs- 
und verwaltungsgerichtlichen Sachen betreffend, haben Wir nad) Anhörung Unſeres Staats- 


minifteriums bejchlofjen und verorbnen, was folgt. 
Das obige Gejeg vom 15. Juni 1894 tritt mit dem 1. Juli d. J. in Wirkſamkeit. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 21. Juni 1894, 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Eiſenlohr. 
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") 


Verordnung. 


(Bom 19. Juni 1894.) 
Den Koftenanfah in gerichtlichen, Verwaltungs- und verwaltungsgerichtlihen Angelegenheiten betreffend.. 


Der Gerichtsfoftenordnung vom 2. Januar 1890 (Gejeges- und Verordnungsblatt Nr. 1.) 
wird in $. 75 und der Verordnung vom 25. Auguſt 1888, den Vollzug des Geſetzes vom 
4. Yuni 1888 über die Gebühren in Verwaltungs und vermaltungsgerichtlichen Sachen 
betreffend (Gejeges- und Verordnungsblatt Nr. XXXVL), wird in $. 25 in deſſen Fajlung 
vom 12. Juni 1891 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. IX.) die folgende gleichlautende 
Zufagbeitimmung hinzugefügt: 

„Vom 1. Juli 1894 an werden Konftatirgebühren an Diejenigen, welche von da 
ab in das Amt des Koftenbeamten eintreten, nicht mehr gewährt.“ 


Karlsruhe, den 19. Juni 1894. 


Großherzogliches Miniſterium der Yuftiz, Großherzogliches Minifterium des Innern. 
des Kultus und Unterrichts. Eijenlohr. 
Noll. 
Vdt. Jaeckle. Vdt. Kirchberger. 
Bekanntmachung. 


(Vom 18. Juni 1894.) 
Abänderungen der Deutſchen Wehrordnung betreffend. 


In der abgeänderten Faſſung des 8. 128 der Wehrordnung (diesſeitige Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 1893 — Geſetzes- und Verordnungsblatt 1893 Seite 161, beziehungsweiſe 
Seite 170 —) iſt in der fünften Zeile ſtatt des 15. Juni zu leſen: 15. Juli. 

Dies wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Karlsruhe, den 18. Juni 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Blattner. 


Drud und Verlag von Malſch K Bogel in Karlsruhe. 
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Grfebes- und Berorönungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 





Karlsruhe, Mittwoch den 27. Juni 1894, 


Anhalt. 
Gefeß : die Abänderung des Einlommenftener- und des Kapitalrentenfteuergejehes betreffend. 
2andesherrlihe Berordnung: die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchenverluften betreifend. 


eich. 
(Bom 26. Juni 1894.) 
Die Abänderung des Einkommenſteuer- und des Slapitalrentenftenergejehes betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zühringen. 


Mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir bejchlojjen und verordnen, 
wie folgt: 
Artikel I. 
Das Einfommenfteuergejeg vom 20. Juni 1884 (Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 321) 
erleidet die nachjtehenden Aenderungen: 
1. Im zweiten Abjah des Artikel 13 werden die Beftimmungen unter b. und c. durch 
die folgenden erjeht: 
b. bei Einfommen von 10000 bis zu 20000 Mart 
für die erjten 10000 Mark in 9000 Mark, für je weitere volle 500 Mark 
in weiteren 500 Mark; 
ce, bei Einfommen von 20000 bis zu 25000 Mark 
für je volle 500 Mark in 500 Marf; 
d. bei Einkommen von 25000 Mark und mehr 
für je volle 1000 Mark in 1000 Marf. 
2. Dem Artikel 19 wird als zweiter Abſatz folgende Beitimmung beigefügt: 
Bei der Ermittelung der nad) Abjag 1 fteuerbaren Beträge ift, joweit es ſich 
um die nad Artikel 2 Abſatz 1 Ziffer 4 jteuerpflichtigen Bezüge handelt, der am 
Todestag des Erblafjerd vorhandene Stand der Renten, injoweit als er den zuleßt 
verjtenerten Stand überfteigt, für den ganzen rüdliegenden Zeitraum der Ber: 
Beiepeds und Verordnungsblatt 189. 47 
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jährungsfriſt als ſteuerbar anzunehmen, falls nicht während dieſes Zeitraumes ein 
höherer oder niedrigerer Stand aus bekannten Thatſachen ſich ergibt oder ein 
niedrigerer Stand durd) die Erben nachgewiejen wird. 
3. Dem Artikel 24 wird als zweiter Abjag folgende Beitimmung beigefügt: 
Der durch das Finanzgejeg bejtimmte Steuerfuß iſt zu erhöhen 
bei Steueranjcdjlägen von 25000 bis zu 30000 Marf um 5 Prozent 


” " " 30 000 "” " 40 000 ” " 10 " 
" [14 " 40 000 " 113 50 000 " " 15 " 
z £ „ 50000 „ „ 500 „ „20 „ 
j n » 75000 „ „t0000 „ „2 „ 
ü — „ 100000 „ „150000 „ „30 u 
n " „150000 „ „20000 „ „3 „ 

„ 200000 Markt und mehr 40 „ 


4. In Artikel 26 ijt 
a. im erjten Sa des erjten Abjages jtatt „dem achtfachen Betrag": „dem zehnfachen 
Betrag” zu jegen; 
b. im erjten Abjag nad) dem eriten Sat folgende Beſtimmung einzuschalten: 

Als Grundlage für die Berechnung dieſer Strafe gilt bei Zuwiderhandlungen 
gegen Artifel 19 der einfache Betrag der von dem Erblafjer zu wenig entrichteten 
und von den Erben nicht angemeldeten Steuer. 

e. im zweiten Abſatz jtatt „3000 Mark": „5000 Markt“ zu jegen. 
. gm Urtitel 27 iſt im erjten Abſatz ftatt „300 Mark”: „500 Mark” zu fegen. 
.In Artikel 28 iſt im erjten Abjag jtatt „drei”: „Fünf“ zu jepen. 


a 5 


Artitel IE. 


Das Kapitalrentenftenergejeg in der Yallıng der Bekanntmachung vom 6. März 1886 
(Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 37) erleidet die nachſtehenden Aenderungen : 
1. In Artikel 27 it 
a, im erjten Abjap unter Streichung der Worte „in den letzten drei Jahren“ ftatt 
„des achtfachen Betrags“: „des zehnfachen Betrags”, 
b. im zweiten Abjag ftatt „LOOO Mark”: „5000 Marf“ 
zu jegen. 
2. Artikel 29 erhält folgende Faſſung: 

Wird dargethan, daß die umterbliebene oder zu niebere Steuererklärung auf 
einem Berjehen beruht, jo tritt neben Nadyzahlung der nicht angejegten Steuer 
an Stelle der Strafe des Artikel 27 eine Ordnungsftrafe bis zu 500 Marf, die 
jedoch den Betrag der erjteren Strafe nicht überjteigen darf. 

3. In Artitel 31 wird Abſatz 1 und 2 durch folgende Beitimmung erjegt: 

Nach dem Tode eines Pflichtigen, der in Folge unterbliebener oder unrichtiger 

Steuererklärung zu wenig an SKapitalrentenjtener entrichtet hat, find die Erben 
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und für den Fall der Theilnahme an der Gütergemeinſchaft auch die Wittwe des 

Erblaſſers oder die Vertreter dieſer Perſonen (Artikel 20 Ziffer 1—4) ſchuldig, 

innerhalb 6 Monaten, vom Todestag des Erblafferd an gerechnet, bei der Bezirks— 

fteuerbehörde die zu wenig entrichteten Steuerbeträge, ſoweit ſolche nit am 

Todestag des Erblafferd verjährt find, anzumelden und das Doppelte berjelben 

zu erlegen, Erben und Wittwen find zur Bezahlung diefes Steuernachtrags nad) 

Verhältniß ihres Erbantheils verpflichtet, Haften jedoch für die Beibringlichkeit des 

ganzen Steuernadhtrags bis zum Betrag ihres Erbantheils oder Gemeinſchaftsantheils 

fammtverbindlich. Derfelbe verjährt in fünf Jahren vom Todestag des Erblaſſers an. 

Dem Artikel 31 wird als neuer (dritter) Abſatz folgende Beftimmung beigefügt: 

Bei der Ermittelung der nad; Abjah 1 ftenerbaren Beträge ift ver am Todestag 

des Erblaſſers vorhandene Stand der Renten, injoweit als er den zulegt ver— 

ſteuerten Stand überjteigt, für den ganzen rüdliegenden Zeitraum der Verjährungs- 

frift als ftenerbar anzunehmen, falls nicht während biejes Zeitraums ein höherer 

oder niedrigerer Stand aus befannten Thatjachen fich ergibt oder ein niedrigerer 
Stand durch die Erben nachgewieſen wird. 

4. Im erjten Abſatz des Artikel 32 iſt jtatt „drei“: „fünf“ zu ſetzen und nad) „Artikel 27": 

„und 31" einzujchalten. 

Artitel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme der Beitimmungen in Artikel I. Ziffer 1 und 3, die 
am 1. Januar 1894 in Wirkjamfeit treten, am 1. Januar 1895 in Kraft. 


Artitel IV. 
Uebergangöbeftimmung. 


In den Fällen, in denen nad) dem Tode eines Pflichtigen, der in Folge unterbliebener 
oder unrichtiger Steuererklärung zu wenig an Einfommenfteuer oder an Kapitalrentenfteuer 
entrichtet hat, Steuernachtrag anzujegen oder das Strafverfahren einzuleiten ift, find Hinfichtlich 
des Laufs der Friften, der Feitiegung des Steuernachtrags und der Anwendung der Straf: 
beitimmungen auch nad) dem Inkrafttreten diejes Gejeges die bisherigen Vorjchriften maß: 
gebend, wenn das Ableben des Pflichtigen vor dem 1. Januar 1895 erfolgt ift. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 26. Juni 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Raif. 


Buchenberger. 
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Landesherrliche Verordnung. 


(Bom 21. Juni 1894.) 


Die Gewährung von Entihädigungen bei Seuchenverluften betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen, 
Auf Antrag Unjeres Minifteriums des Innern und im Hinblid auf $. 16 des Geſetzes 
vom 13. März 1894, die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchenverluften betreffend 


Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XVI.), haben Wir nad) Anhörung Unjeres Staat3- 
miniſteriums bejchlojjen und verordnien, was folgt: 
8. 1. 
Das Geſetz vom 13. März 1894, die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchen— 
verluſten betreffend, tritt mit dem 1. Juli 1894 in Kraft. 


8.2 
D* . 
Unjer Minifjterium des Innern iſt mit dem Bollzug diefer Verordnung beauftragt. 


Gegeben zu Schloß Baden, ben 21. Juni 1894, 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Eiſenlohr. 





Druck und Verlag von Matidı «& Bogel in Karleruhe 
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Gefehes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogtum Baden. 


Karlsruhe, Donnerjtag den 28. Juni 1894, 


Anhalt. 


Landeöherriihe Verordnung: bie Verwaltungsrechtspflege betreffend. 
Berordnung des Minifterium sd bes Innern: die Bewährung von Entſchädigungen bei Seuchenverluſten betreffend. 


Landesherrlihe Verordnung. 


(Bom 26. Juni 1894.) 


Die Verwaltungsrechtöpflege betreffend, 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Zum Bollzuge des 8. 41 Ziffer 1 des Gejehes vom 14. Juni 1884, die Verwaltungs: 
rechtöpflege betreffend, und der 88. 13, 14, 16 bes Geſetzes vom 13. März 1894, die Gewäh— 
rung don Entjchädigungen bei Seuchenverluften betreffend, Haben Wir nah Anhörung 
Unſeres Staatsminifteriums bejchloffen und verordnen, was folgt: 


8. 1. 


Ziffer 16 der Landesherrlichen Verordnung vom 5. Auguſt 1884, die Verwaltungs— 

vechtöpflege betreffend, erhält folgende Faſſung: 

„16. über den Anſpruch auf Entihädigung für auf polizeiliche Unordnung getöbtete 
und gefallene Thiere, ſowie für vernichtete Sachen auf Grund der Reichsgeſetze 
vom 7. April 1869 und vom 23. Juni 1880, ſowie des Landesgejepes vom 
13. März 1894 der Bezirksrath;“ 

Als Ziffer 16a. wird in die obige Verordnung eingejchaltet: 

„16a, über die Verpflichtung der Befiger von Pferden oder Nindvieh zu Beiträgen zu 
den Entjchädigungen für auf polizeiliche Anordnung getödtete oder für gefallene 


Thiere ($$. 10 bis 12 des Gejepes vom 13. März 1894), = Bezirksrath;“ 
Geſehzes und Verordnungsblatt 159. 
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8.2. 
Diefe Verordnung tritt am 1. Juli 1894 in Kraft. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 26. Juni 1894. 
Iriedrid). 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Eifenlohr, 


Verordnung. 
(Bom 26, Juni 1894.) 


Die Gewährung von Entichädigungen bei Seuchenverluften betreffend. 


Zum Bollzuge der Reichögejeße vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeft 
betreffend (5. 3 und 4) und vom 23. Juni 1880, die Abwehr und Unterdrüdung von Vieh: 
jeuchen betreffend (88. 5764), ſowie des Landesgejepes vom 13. März 1894, die Gewährung 
von Entihädigungen bei Seudjenverluften betreffend, wird unter Aufhebung der diesfeitigen 
Verordnung vom 12, März 1881 (Geſetzes- und Verordnungsblatt 1881 Seite 113), des 
$. 15 der bdiesfeitigen Verordnung vom 22. Juni 1871 (Gejepes- und Verordnungsblatt 
von 1871 Seite 121), der bdiesjeitigen Verordnung vom 30. Dezember 1871 GGeſetzes— 
und Berordnungsblatt 1872 Seite 5) und der Bekanntmachung vom 5. November 1881, die 
Ninderpeft betreffend (Gejeges: und Verordnungsblatt 1881 Seite 271), verordnet, wie folgt: 


8. 1. 

Behufs Ermittelung der einem Berechtigten zu gewährenden Entſchädigung veranlaßt 

das Bezirksamt die Schätzung 

1. der Thiere, welche zum Schutze gegen eine Seuche auf polizeiliche Anordnung zu tödten 
oder nach der Anordnung der Tödtung an der Seuche gefallen find (5. 57 des Reichs— 
gejeges vom 23. Juni 1880, 8. 3 des Reichsgeſetzes vom 7. April 1869), 

2. der mit Milzbrand oder Naufchbrand behafteten Thiere des Pferdegeſchlechtes (Pferde, 
Ejel, Maufejel, Maulthiere) und Rindviehftüde, welche an einer dieſer Seuchen gefallen 
find oder auf Anordnung des Befigers, ohne daß er die Seuche ald Milzbrand oder 
Rauſchbrand erkannte, getödtet wurden ($. 3 des Landesgejeges vom 13. März 1894), 

3. der Thiere, welde an Rinderpeſt gefallen find (8. 3 des Neichsgefepes vom 
7. April 1869). 
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Die Abſchätzung fällt weg bezüglich 


1. 


2. 


der aus Anlaß der Tollwuth getödteten Hunde und Hagen (vergleiche 8. 2 Ziffer 3 
des Landesgejehes vom 13. März 1894), 

der Thiere, welche dem Reiche, den Einzelftaaten oder zu den landesherrlichen Geftüten 
gehören ($. 61 Ziffer 1 des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 1880 und $. 7 Ziffer 2 
bes Landesgejeßes vom 13. Mär} 1894), und 


. des in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern aufgeftellten Schladjt: 


viehs, es jei denn, daß das letztere wegen Ninderpeft getödtet wird oder diefer Seuche 
erlegen iſt (8. 2 Ziffer 2 und 8. 7 Ziffer 1 des Landesgeſetzes vom 13. März 
1894 im Zuſammenhang mit 85. 3 und 4 des Reichsgeſetzes vom 7. April 1869). 


8. 3, 


Außer in den im 8. 2 diefer Verordnung genannten Fällen wird Entichädigung nicht 
gewährt: 


L. 


für Thiere, welche — abgeſehen von Rotz, Lungenſeuche, Milzbrand, Rauſchbrand, 
Tollwuth oder Rinderpeſt — mit einer unheilbaren und unbedingt tödtlichen Krankheit 
behaftet waren (8. 2 Ziffer 1 des Landesgejeges vom 13. März 1894), 


. für Thiere, welche der Vorfchrift des 8. 6 des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 1880 


zumider mit eimer übertragbaren Seuche behaftet in das Neichägebiet oder mit Toll: 
wuth, Milzbrand oder Naufchbrand behaftet in dad Landesgebiet eingeführt worden 
find (8. 61 Ziffer 2 des Meichögefepes vom 23. Juni 1880 und 8. 7 Ziffer 3 des 
Landesgejeges vom 13. März 1894), 


. für Thiere, bei welchen nad ihrer Einführung in das Meichsgebiet innerhalb 


90 Tagen die Rotzkrankheit oder innerhalb 180 Tagen die Lungenſeuche oder nad 
ihrer Einführung in das Landesgebiet innerhalb 20 Tagen die Tollmuth oder inner- 
halb 3 Tagen der Milzbrand oder Rauſchbrand fejtgeitellt wird, wenn nicht der 
Nachweis erbracht wird, daß die Anſteckung der Thiere erſt nach Einführung berjelben 
in das Meichögebiet, bezw. das Landeögebiet ftattgefunden Hat (8. 61 Ziffer 3 des 
Neichögejepes vom 23. Juni 1880 und 8.7 Ziffer 4 des Landesgejekes vom 13. März 1894), 


. für Thiere, welche innerhalb 10 Tagen nach erfolgter Einfuhr oder nad) Eintrieb 


über die Reichsgrenze an ber Rinderpeſt gefallen find (8. 3 Abjak 2 des Reichsgeſetzes 
von 7. April 1869). 


8. 4. 


Der Anſpruch auf Entſchädigung fällt ferner weg, 


1; 


wenn der Befiger der Thiere oder der Vorſteher der Wirthichaft, welcher die Thiere 

angehören, vorſätzlich oder jahrläjfig oder der Begleiter der auf dem Transporte 

befindlichen Thiere oder bezüglich der in fremdem Gewahrſam befindlichen Thiere der 

Befiher des Gehöfts, der Stallung, Koppel oder Weide vorfäglich den Vorjchriften 
48, 
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ber 88. 9 und 10 des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 1880 zuwider die Anzeige vom 
Ausbruche der Seuche oder vom Seuchenverdacht unterläßt oder länger ala 24 Stunden 
nad) erhaltener Kenntniß verzögert ($. 63 Ziffer 1 des Neichdgejepes vom 23. Juni 
1880 und $. 7 Ziffer 5 des Landesgejeges vom 13. März 1894), 

2. wenn unterlafjen wurde, von der Erfranfung, dem Berenden oder der Tödtung mit 
Milzbrand oder Rauſchbrand behafteter Thiere unverzüglich Anzeige an die Polizei- 
behörde zu erjtatten ($. 7 Ziffer 6 des Landesgefeges vom 13. März 1894), 

3. wenn der Befiber unterlajfen bat, jchleunigft Anzeige von dem Ausbruche der Rinder: 
peſt oder von dem Verdachte diejer Seuche der Ortöpolizeibehörde zu erftatten (S. 4 
des Reichsgeſetzes vom 7. April 1869), 

4. wenn der Befiger eines der Thiere mit der Seuche behaftet gefauft oder durch ein 
anderes Rechtsgeſchäft unter Lebenden erworben Hat und von diefem franfen Zuftande 
bei dem Erwerb des Thieres Kenntniß hatte ($. 62 Ziffer 2 des Reichsgeſetzes vom 
23. Juni 1880 und $. 7 Ziffer 7 des Landesgejeges vom 13. März 1894), 

5. wenn dem Befiter oder deſſen Vertreter die Nichtbefolgung oder Webertretung der 
polizeilich angeordneten Schugmaßregeln zur Abwehr der Seuchengefahr zur Lat 
fällt ($. 63 Ziffer 3 des Neichögejeges vom 23. Juni 1880 und $. 7 Ziffer 8 des 
Landesgejeges vom 13. März 1894), 

6. wenn Thiere, welche beftimmten Verkehrs- oder Nutzungsbeſchränkungen oder ber 
Abjperrung unterworfen find, in verbotwidriger Benugung oder außerhalb der ihnen 
angewiejenen Näumlichfeit oder an Orten, zu welchen ihr Zutritt verboten iſt, betroffen 
werden ($. 63 Ziffer 3 des Neichögejeges vom 23. Juni 1880 und $. 7 Ziffer 9 
des Landesgeſetzes vom 13. März 1894). 

In den in den $$. 2, 3 und 4 diejer Verordnung verzeichneten Fällen kann eine Ab- 

ihägung nur auf den Antrag des Beligers und unter feiner Haftbarfeit für die Koften vor: 
genommen werben. Dem Befiger ift geeignetenfall3 hievon Kenntniß zu geben. 


8.5. 

Das Bezirksamt ordnet auch die Abſchätzung von Sachen an, welde aus Anlaß der 
Ninderpeit nah Maßgabe der 88. 40, 41, 42, 43 und 44 der Inſtruktion zum Reichsgeſetze 
vom 7. April 1869 zu vernichten find, 

Muß eine Enteignung von Plägen ftattfinden, jo iſt das Geſetz vom 28. Auguft 1835 
über die Zwangsabtretung maßgebend. 


8. 6. 

Die Schägung ift vor der Tödtung, bezw. in kürzejter Frift nach dem eingetretenen Tode 
des Thieres vorzunehmen und kann in dringenden Fällen durch den Bezirksthierarzt veran- 
laßt werden. 

Sie kann auf alle durch die Seuche bedrohten Thiere eines Befigers ausgedehnt werden. 

Die Schägung von Sachen hat thunlichit vor der Vernichtung der letzteren zu gejchehen. 


XXXII. 287 


8. 7. 

Für jeden Amtsbezirk find von dem Bezirksrathe alljährlich diejenigen Perſonen in der 
erforderlichen Zahl zu bezeichnen, aus welchen für die Dauer des laufenden Jahres in den 
einzelnen Fällen je 3 zu dem Amte eines Schägers durch das Bezirksamt zu berufen find. 
Die Schäger find eidlih zu verpflichten. Perſonen, bei welchen für den einzelnen Fall eine 
Befangenheit zu bejorgen ift, dürfen micht berufen werden (8. 9 des Landesgejeges vom 
13. März; 1894). 

8. 8. 


Bei der Wahl der Schäßer iſt nicht nur auf perfönliche Vertrauenswürdigkeit und die 
erforderliche Sachkenntniß derjelben, jondern auch darauf Nücficht zu nehmen, daß fie 
vermöge ihrer Berufs oder jonjtigen Verhältniſſe die Gefahr einer Verjchleppung der Seuche 
nicht bejorgen Lafjen. 

8. 9. 


Jeder Abſchätzung hat der Bezirksthierarzt oder ein defjen Stelle vertretender Thierarzt 
als Leiter des Gejchäfts und Schriftführer beizumohnen. 

Er Hat zugleid; die Aufgabe, die Schätzer nöthigenfals auf diejenigen Umſtände 
aufmerfjam zu machen, welde den Werth der abzufchägenden Thiere und Sachen zu beſtimmen 
geeignet find, 

8.10. 


Segenftand der Abſchätzung ift der gemeine Werth des Thieres oder des zu vernichtenden 
Gegenstandes, bei Thieren jedoch ohne Rückſicht auf den Minderwerth, welchen das Thier 
dadurch erleidet, daß es mit der Seuche behaftet ijt (8. 59 des Neichögejeßes vom 23. Juni 
1880, 8. 4 Abſatz 1 des Landesgejeges vom 13. März 1894). 

Die Schäger haben, abgejehen von Rinderpeft, Milzbrand, Rauſchbrand, Rotz, Tollwuth, 
auch den Werth derjenigen Theile der Thiere (Fleifch, Haut, Unfchlitt, Hörner, Klauen u. ſ. w.), 
welche dem Befiter nad; Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben, 
zu ermitteln. 

8. 11. 

Stimmen die Gutachten der Schäger über den Werth des Thieres oder eines Gegen: 
ftandes nicht überein, fo gilt derjenige Betrag als Ergebniß der Schäßung, in welchen, wenn 
man von der höchften Schäßung auf die nachfolgende geringere herabgeht, die Mehrzahl der 
Schätzer zujfammentrifft. 

8. 12, 

Ueber die Abſchätzung und deren Vorgang iſt ein Protokoll aufzunehmen, worin bie 
abgejchägten Thiere einzeln nach Naffe, Gejchlecht, Alter, Gebrauchszweck und Ernährungs: 
zuftand, ferner die abzuſchätzenden Gegenftände mit dem ermittelten Werthe bezeichnet werden 
müſſen. 

Biegen, Schafe, Schweine und Geflügel können, wenn eine größere Anzahl folder Thiere 
abzuſchätzen ift, durchichnittlich nach der Stückzahl gemwerthet werden. 
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8. 13. 

Dem Protokoll iſt ſtets ein Gutachten des Bezirksthierarztes beizulegen, welches ſich 
darüber ausſpricht, ob und von welcher Krankheit das Thier befallen und ob die Krankheit 
ihrer Urt oder ihrem Grade nad) unheilbar und unbedingt tödtlid war. Jedoch fällt die 
Beantwortung der letzteren Frage bei Rinderpeft, Rotz, Lungenjeuche und ferner bei Milz: 
brand, Raufhbrand und Tollwuth des Nindviehs oder der Thiere des Pferdegeichlecht3 weg. 

Ferner ift bei mit Naufchbrand behafteten Nindviehjtüden im Alter von 6 Monaten 
bis 2 Jahren in folhen Gemeinden, auf welche Eraft Verordnungsbeitimmung 8. 8 des Landes- 
gejeges vom 13. März 1894 für anwendbar erklärt ift — vergl. $. 16 diefer Verordnung — 
im Protokoll feftzuftellen, ob die Schupimpfung an dem Thier vorgenommen war, oder wenn 
dies nicht der Fall ift, ob das Thier zur Zeit der legten ftaatlicherjeits angeordneten Impf— 
tagfahrt noch nicht 6 Monate alt oder noch nicht in ber Gemeinde eingeftellt war ($. 8 des 
Landesgejeed vom 13. März 1894). 

Das Protokoll ift von den Schäbern zu unterzeichnen, das Ergebnif der Abſchätzung 
und der mwejentliche Inhalt des Gutachtens ſodann dem Befiger des Thieres oder Gegenstandes 
zu eröffnen und dejjen etwaige Erklärung gleichfalls aufzunehmen, am Schluffe aber durch 
den Bezirföthierarzt die Ordnungsmäßigkeit des Vorgangs zu beftätigen. 


8. 14. 

Sobald die Thiere vorfchriftsmäßig getöbtet und befeitigt oder die Gegenftände vernichtet 
find, hat der Bezirksthierarzt das Protofoll über die Schägung beziehungsweiſe die Obduktion 
dem Bezirfsamte vorzulegen. 

8. 15. 

Der Bezirksrath ($. 9 des Gejehes vom 13. März 1894) bejchließt, ob und in welchem 
Betrage Entichädigung zu leiften jei. 

1. Wenn Thiere des Pferdegeichlechtes mit Rob behaftet waren, fo ift drei Viertel des 

gemeinen Werths (3. 59 des Reichsgeſetzes vom 23. Juni 1880), 

2. wenn Rindvieh mit Lungenjenche oder Thiere des Pferdegeichlechtes oder Rindvieh 
mit Milzbrand oder Naujchbrand oder Tollwuth behaftet waren, vier Fünftel des 
gemeinen Werth ($. 59 des Neichsgefeges vom 23. Juni 1880 und 8. 4 des Landes- 
gejeßes vom 13. März 1894), 

3. wenn Thiere wegen Rinderpeſt oder wegen anderer Seuchen getödtet wurden oder 
an Rinderpejt gefallen find oder in Folge der ftaatlicherjeitS angeordneten Schuß: 
impfung an Rauſchbrand zu Grunde gehen, der volle Betrag des gemeinen Werths 

des Thiered zu vergüten ($. 3 des Neichögejeßes vom 7. April 1869, 88. 57—59 des 
Neichögejeßes vom 23. Juni 1880, $. 8 Abſatz 4 des Landesgejeges vom 13. März; 1894). 


z. 16. 


Für mit Raufchbrand behaftete Rindviehſtücke im Alter zwiſchen 6 Monaten und 
2 Jahren wird im den durch Verordnung bejonders bezeichneten Gemeinden die in den vor— 
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ftehenden Paragraphen bezeichnete Entf hädigung nur gewährt, wenn der Beſitzer nachweift, 
daß die Thiere in den legten 12 Monaten der Schugimpfung durch einen beamteten Thierarzt 
unterzogen worden find. Kann diejer Nachweis nicht erbracht werden, jo ermäßigt ſich bie 
Entſchädigung auf zwei Fünftel des gemeinen Werths, es ſei denn, daß die Thiere zur Zeit 
der legten ftaatlicherjeitd angeordneten Impftagfahrt noc nicht 6 Monate alt oder noch nicht 
in der Gemeinde eingeftellt waren ($.8 Abi. 1, 2 und 3 des Landesgejehes vom 13. März 1894). 


8. 17. 


Pferdebefiger, welche für ihre Thiere, jofern einer der Fälle des $. 1 diefer Verordnung 
vorliegen jollte, eine höhere Entihädigung als 1000 Mark in Anfpruch zu nehmen beabfich- 
tigen, müfjen dieje Thiere alljährlich bei dem Bezirksamte, in deſſen Dienftbezirf die Pferde 
eingeftellt find, anmelden. 

Die Anmeldung hat längftens innerhalb 14 Tagen nad) Einftellung des betreffenden 
Thieres im Großherzogtfum, außerdem alljährlid) bei der allgemeinen BViehzählung zu 
erfolgen. 

Die Anmeldung ift jchriftlih und in doppelter Fertigung einzureichen. 

Sie hat zu enthalten: 

Name und Wohnort des anmeldenden Pferdebeſitzers, 

Alter, Gejchlecht, Farbe, Abzeichen, Größe, Raffe, Gebrauchsart und Werth des Pferdes, 
jowie dad Datum der Anmeldung. 

Das Bezirksamt hat alsbald nad) Einlauf der Anmeldung das Gutachten des Bezirks— 
thierarzted über den Werth des Thieres zu erheben. 

Eine Fertigung der Anmeldung jowie eine Abjchrift des Gutachtens des Bezirkäthier- 
arztes find mit thunlichſter Bejchleunigung dem Minifterium des Innern vorzulegen. 


8. 18. 


Das Minifterium des Innern trifft Beftimmung darüber, ob für ein angemeldetes Pferd 
gemäß $. 12 Abſatz 1 des Landesgejeßes vom 13. März 1894 Rüdverficherung zu nehmen 
fei. Von dem gefaßten Beſchluſſe ift dem Befiger Eröffnung zu machen. Wird Riidver- 
ficherung genommen, jo hat der Befier der Staatsfafje für den ihr hierdurch erwachſenden 
Aufwand Erfah zu leiften. 

Die Verpflihtung der Befiger zur Entrichtung der in den 88. 9 und 10 des obigen 
Geſetzes erwähnten Beiträge wird hierdurch nicht berührt. 

Hat ein Beſitzer, dem eine höhere Entjchädigung ald 1000 Mark zuerkannt ift, die An— 
meldung unterlaflen, jo famı die ihm zu gewährende Entichädigung um den Betrag gekürzt 
werden, um welchen die Staatskaſſe in Folge der Unterlafiung der Rückverſicherung als 
geſchädigt erjcheint. 

BZuftändig zur Entſcheidung hierüber iſt der Bezirksrath ($. 12 des Landesgeſetzes vom 
13. März 1894). 
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8. 19. 


Auf die zu leiftende Eutfchädigung find anzurechnen: 

1. die aus Privatverträgen zahlbaren Berfiherungsjummen in dem Berhältniß, in 
welchem der gemeine Werth des Thieres vergütet wird; 

2. der Werth derjenigen Theile des getödteten Thieres, welche dem Befiker nad) Maß- 
gabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben ($. 59 Abjah 2 des Reichs— 
gejepes vom 23. Juni 1880, $. 5 des Landesgejees vom 13. März 1894). 


8. 20. 


Der Aufwand für Thiere des Pferdegejchlechts, die mit Milzbrand, Rauſchbrand, Rotz 
oder Tollwuth behaftet find, wird der Staatöfafje jährlich; durch Beiträge der Pferdebefiger, 
ferner für Rindvieh, das mit Milzbrand, Rauſchbrand, Lungenjeuche oder Tollwuth behaftet 
ift, durch Beiträge der Rindviehbeſitzer erjegt. Iſt ein Nindviehftüd in Folge der Schuß: 
impfung gegen Rauſchbrand umgejtanden, jo werden der Staatöfaffe von der zu leiftenden 
Entjchädigung ($. 8 Abjay 4 des Landesgejepes vom 13. Mär; 1894, $. 15 diejer Verord— 
mung) nur erſetzt. 

Bei Feſtſetzung der Entſchädigung (5. 9 des Landesgeſetzes vom 13. März 1894, 8. 15 
dieſer Verordnung) hat der Bezirksrath zugleich zu beſtimmen, ob und in welchem Umfange 
der Staatskaſſe Erſatz zu leijten jet. 

Die Entjchädigung für die wegen Ninderpeft polizeilic getödteten oder an der Seuche 
gefallenen Thiere, für vernichtete Sachen und enteignete Pläge wird nad) Maßgabe der 88. 3 
und 4 des Neichsgejepes vom 7. April 1869 aus der Reichskaſſe geleiftet. 


g. 21. 


Der Bezirkörath beftimmt außerdem die den Schäbern zu gewährende Gebühr und Ver— 
gütung für Neifeaufwand ($. 9 der Verordnung vom 19. Dftober 1874). 


8. 22. 


Als berechtigt zum Empfang der zu leiftenden Entichädigung gilt, jofern ein anderer 
Berechtigter nicht bekannt ijt, derjenige, in deſſen Gewahrſam oder Obhut fid) das Thier 
zur Zeit der Tödtung befand (5. 60 des Neichsgejeges vom 23. Juni 1880 und $. 6 des 
Zandesgejeßes vom 13. März 1894), 


8. 23. 


Gegen bie Enticheidungen des Bezirköraths fann ſowohl Rekurs an das Großherzogliche 
Minifterium des Innern eingelegt, als verwaltungsgerichtliche Klage erhoben werden ($. 3 
Ziffer 16 des Gejeges über die Berwaltungsrechtspflege, SS. 13 und 14 des Gejehes vom 
13. März 1894, $. 28 der landesherrlichen Verordnung vom 31. Auguſt 1884, das Ber: 
fahren in Verwaltungsjachen betreffend). 
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8. 2. 


Nach endgiltiger Feitftellung der Entichädigung werden die Akten dem Berwaltungshof 
zur Zahlungsanweifung vorgelegt. 

Fall eine Rüdverfiherung im Sinne des $. 12 des Landesgejehes vom 13. März 1894 
bewirkt wurde und für ein Pferd eine höhere Entihädigung als 1000 Mark zuerfannt ift, 
bat der Verwaltungshof die Akten dem Minifterium des Innern behufs Erwirkung der Aus- 
zahlung des von der Verficherungsanftalt zu entrichtenden Entjchädigungsbetrags vorzulegen. 

Hinfichtlich der Ninderpeft find nad; Feſtſtellung der Entſchädigung und der Koften des 
Abſchätzungsverfahrens die Akten dem Minifterium des Innern behufs der Liquidation des 
Erjapes bei der Reichskaſſe vorzulegen. 

Zu den aus der Reichskaſſe zu erjegenden Beträgen gehören: 

1. die für getödtetes und gefallenes Bieh, für vernichtete Sachen und enteignete Plätze 

zu gewährenden Entjchädigungen, 

2. die Koften des Abſchätzungsverfahrens, 

3. die Koften der Tödtung und orbnungsmäßigen Verſcharrung der Thiere, ſowie der 
Vernichtung von Sachen, 

4. die Koften der Desinfizirung der Gebäude, Transportmittel und fonftiger Gegenftände, 
ſowie der ‘Perjonen, welche mit jeuchefranfen oder verdächtigen Thieren in Berührung 
gekommen find, joweit diefe Koften nicht durch äußere Einrichtungen und Nebendienft- 
leiftungen verurjacht werden, aljo ausjchlieglich des Aufwandes für die Herftellung 
von Desinfektionghütten, für Botendienſte, Auffichtsperfonal. Indeſſen werden dieje 
Koften nur auf die Reichskaffe übernommen, wenn durd die Desinfektion entweder 
Sachen wirklich vernichtet worden find oder wenn durch dieſelbe die ſonſt nöthige 
Bernichtung von Sachen vermieden wurde und die Koften den Werth der vernichteten 
Sachen nicht überfteigen. 

Dagegen werben die Koften der in Folge von Desinfektionsmaßregeln nöthig werdenden 
Neuberftelung des Putzes, der Fußböden und jonftiger Einrichtungen von Stallungen u. |. w., 
fomweit dieje Koften den Werth, welchen die fraglichen Einrichtungen zur Zeit ihrer Zerftörung 
hatten, überfteigen, nicht erjeßt. 

Die Bezirksämter Haben die Liquidationen nad) Gemeinden und Jahrgängen getrennt 
aufzuftellen. 


8. 25. 
Amtlich find zu bejcheinigen die Belege: 


1. bei der Liquidation von Vergütungen für gefallene oder getödtete Thiere hinſichtlich 
der rechtzeitig erfolgten Unzeige ($. 4 des Geſetzes vom 7. April 1869, $. 11 der 
Inftruftion vom 26. Mai 1869), fowie darüber, daß fid) unter den gefallenen Thieren 
feine befunden haben, welche innerhalb 10 Tagen nad erfolgter Einfuhr oder nad 


Eintrieb über die Reichsgrenze gefallen find ($. 3 Abjah 2 ” obigen Gejeges); 
Gefepes- und Verorbnungsblatt 1894. 
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2. bei den durch Schätzer feftgeftellten Entjchädigungsbeträgen Hinfichtlich der erfolgten 
Verpflichtung der Schäßer ; 

3. bei Wrbeitsleiftungen Hinfichtlich der erfolgten Leiftungen und der Angemejjenheit 
der Arbeitslöhne ; 

4. bei Anfchaffungen hinfichtlich der Angemefjenheit der Preije, der Nothwendigkeit der 
Anschaffung und der erfolgten Verwendung. 


8. 26. 
Die vorliegende Verordnung tritt am 1. Juli 1894 in Kraft. 


Uebergangsbeftimmung. 


8. 27. 


Die Anmeldung von 3. Zt. der Einführung des Geſetzes vom 13. März 1894 vor- 
handenen Pferden, für welche im Falle des 8. 1 dieſer Verordnung eine höhere Entſchädigung 
ala 1000 M in Anſpruch genommen wird, hat, abgefehen von der bei der allgemeinen Vieh— 
zählung im Dezember db. J. zu bewirfenden Anmeldung im Laufe des Monats Juli 1894 zu 


geichehen. 
Karlsruhe, den 26. Juni 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr, 
Vdt, Arnold. 
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Gefebes- und Berordnungs-BDlatt 
für da3 Großherzogthum Baden, 


Karlöruhe, Mittwoch den 4. Juli 1894. 


Anhalt. 


Gefche: die Abänderung des Geſetzes über die Beſteuerung ber Kunftweinfabritation betreffend; Nachtrag zu dem 
Gejege, die Feſtſtellung bes Staatshaushaltsetats Fir Die Jahre 1394 und 1895 betreffend. 
Berordnung bed Minifieriums des Innern: die Bicheinfuhr aus Defterreidy-Ungarn betreffend. 


eich. 


(Bom 21. Juni 1894.) 


Die Abänderung des Gejepes über die Beiteuerung der Kunftweinfabrifation betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnen, 
wie folgt: 


Einziger Urtifel, 


Das Geje vom 27. Juni 1892, die Beſteuerung der Kunftweinfabrifation betreffend 
(Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 293), erleidet die nachjtehenden Aenderungen: 


1. Dem Urtifel 11 wird als dritter Abſatz beigefügt: 

Ausnahmsweiſe fann unter den von der Steuerverwaltung vorzujchreibenden 
Kontrolen geftattet werden, daß die Inhaber der in Abjag 1 genannten Räume 
in Diejen für ihre eigene Haushaltung und zur Verabreichung an ihre ftändigen 
oder unjtändigen landwirthichaftlichen Hilfsarbeiter Kunſtwein von der in Artikel 29 
Abſatz 3 Ziffer 4 des Weinftenergejeges vom 19. Mai 1882 (Geſetzes- und Ver- 
ordnungsblatt Seite 137) bezeichneten Art darftellen. Für Jeden, dem  bieje 
Erlaubniß ertheilt wird, wird die Menge des darzuftellenden Kunſtweins von der 
Steuerverwaltung nad; Anhörung der Gemeindebehörde —— feſtgeſetzt. 

Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1894. 
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2. Der zweite Abjab des Artikel 15 erhält folgende Faſſung: 


Wirthe und Weinkleinverfäufer, jowie Inhaber von Weinhandlungs: und Wein- 
lagerpatenten, die dem Verbot in Artikel 11 Abjag 1 zumider in ihren Wirth: 
ſchafts- oder Patentkellern Kunſtwein darjtellen, oder im Fall des Artikel 11 
Abjap 3 über die von der Steuerverwaltung feitgejegte Menge hinaus Kunftwein 
bereiten oder über den auf Grund des Artikel 11 Abja 3 dargeitellten Kunſt— 
wein in anderer alö der zugelailenen Weife verfügen, werden neben der in Abſatz 1 
angedrohten Defraudationsitrafe mit einer Zufagitrafe von 100 bis 1000 Mark belegt. 


3. Diejes Geſetz tritt am 1. September 1894 in Kraft. 
Gegeben zu Schloß Baden, den 21. Juni 1894. 


Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Buhenberger. 


Geſetz. 


(Vom 21. Juni 1894.) 


Nachtrag zu dem Geſetze, die Feititellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unjerer getrenen Stände haben Wir beichloffen und verordnen, 
mas folgt: 
8.1. 


Das Budget des Minifteriums der Juftiz, des Kultus umd Unterrichts für Unterrichts: 
weien (Uusgabetitel IX. B., Außerordentlicher Etat, III. Gewerbliche Unterrichtsanftalten) 
erhält für die Jahre 1894 und 1895 den anliegenden Nachtrag. 
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8. 2. 
Der dadurch ſich ergebende Mehraufwand im Betrag von 6480 iſt durch einen ent— 
ſprechenden Zuſchuß der Amortiſationskaſſe zu decken. 


Gegeben zu Schloß Baden, den 21. Juni 1894. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Nokl. 


Nachtrag 


zum Spezial-Budget des Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und 
Unterrichts 


für die Jahre 1894 und 1895. 


Tit. IX. Unuterrichtsweſen. 
B. Außerordentlider Etat. 


III. Gewerbliche Unterrichtsauſtalten. 


Voranſchlag für 
1894 und 1895 
zujammen. 


8. 1. Zur Einführung der eleftriichen Beleuchtung in die Großherzogliche 
Schnigereifchule in Furtwangen . . . 
. Zur Einführung der eleftriichen Beleuchtung "mb zur Anſchaffung 
eines elektriſchen Motors in die — — AN 
in Furtwangen . . » . 4260 


— 
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Bekanntmachung. 


(Bom 28. Juni 1894.) 
Die Vieheinfuhr aus Dejterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öjterreich= ungarischen Bezirken iſt die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Bergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 30. Mai d. J. Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 262) tritt außer Wirkjamteit. 


Karlörube, den 28. Juni 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A. 


Schenlel. 
Vdt. Gülich. 


Anlage. 
A. Oeſterreich. 


Böhmen: Bezirfshauptmannichaften: Komotau, Brüx, Teplitz, Auſſig, Leitmeritz, Raudnitz, 
Melnik, Schlan, Saag, Laun, Secan, Pribram, Smichow, Karolinenthal, 
Böhmiſch-Brod, Kolin, Kuttenberg, Beneſchau und Königliche Weinberge; ferner 
die Stadt Prag. 

Mähren: Bezirkshauptmannſchaften: Göding, Gaya, Ungariſch-Hradiſch, Ungariſch-Brod, 
Holleſchau, Prerau, Kremſier, Wiſchau und Proßnitz; ferner die Städte Ungariſch— 
Hradiſch und Kremſier. 


B. Ungarn. 
Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thuroez, Trentſchin, Neutra, Sohl, Bars und 


Saros. 
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Gelebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Donnerftag den 19. Juli 1894. 
Inhalt. 


Gefe : die Aufhebung des Gejeges vom 2, April 1872, die Abhaltung von Miſſionen betreffend. 

Belanntmahung des Miniſteriums des Innern: das Uebereinkommen zwiſchen bem deutſchen Reich und Rußland 
wegen gegenſeitiger Uebernahme der Angehörigen der beiden Länder betreffend. 

Berordnungen des Miniſteriums der Finanzen: ben Vollzug des Einkommenſteuer⸗, des Gewerbſteuer⸗ 
und des Kapitalrentenſteuergeſetzes betreffend; den Vollzug des Geſezes über die Abänderung des Einfommenftener- und 
des Kapitalrentenſteuergeſetzes vom 26. Juni 1894 betreffend. 





Geſetz. 
(Vom 14. Juli 1894.) 
Die Aufhebung des Gejeges vom 2. April 1872, die Abhaltung von Miffionen betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verordnen, 


wie folgt: 
Artikel I. 
Das Gejeg vom 2. April 1872, die Abhaltung von Miffionen durch Mitglieder religiöjer 
Orden betreffend, wird aufgehoben. 
Artikel II. 


Der Artikel IV. in dem Gejehe vom 5. Juli 1888, Wenderung einiger gejeglichen 
Beitimmungen über die rechtlihe Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate 
betreffend, wird aufgehoben. 


Gegeben zu St. Blafien, den 14. Juli 1894. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Not, 


Geſetzes und Verordnungsblatt 189, 51 
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Bekanntwmachung. 


(Vom 29, Juni 1894.) 


Das Uebereinfommen zwiſchen dem deutichen Reich und Rußland wegen gegenfeitiger Uebernahme der 
Angehörigen der beiden Länder betreffend. 


Nachſtehend bringen wir das zwijchen dem deutſchen Reiche und Rußland unterm 
10. Februar d. %. abgejchlofjene Uebereinfommen wegen gegemjeitiger Uebernahme der 
Angehörigen der beiden Länder, weldjes am 7. Maid. J. in Kraft getreten ijt, in der durch 
das Gentralblatt für das deutjche Reich vom 30. März d. J. Nr. 14 veröffentlichten Leber: 
jegung zur allgemeinen Kenntniß. 


Karlsruhe, den 29. Juni 1894. 
Großherzogliches Ministerium des Innern. 
A. A.: 


Schentel. 
Vdt. Hofmann. 


Die Katjerlich deutfche Negierung und die Kaiferfich ruſſiſche Regierung haben ſich zur 
Negelung der Frage, nad) welchen Grundfägen jeder Theil zur Wieder-Uebernahme jeiner auf 
dem Gebiete des anderen Theil lebenden Angehörigen verpflichtet jein ſoll, über folgende 
Punkte geeinigt. 

Artikel l. 


Beide Theile verpflichten fi), diejenigen ihrer früheren Angehörigen, welche ihre Staats: 
angehörigfeit durch Abwejenheit im Auslande oder durch förmliche Entlaffung oder auf andere 
Weiſe verloren haben, zu übernehmen, falls jene nicht eine andere Staatsangehörigfeit 
erworben haben, 

Dieje Uebernahmepflicht Toll ſich jedoch nicht erftreden auf Perjonen, welche die von ihren 
Eitern verlorene Staatsangehörigkeit ihrerjeits niemals bejeilen haben. 


Urtifel 2. 


Die heimzujchaffenden Perjonen jollen übernommen werden auf Grund eines unmittel- 
baren Schriftwechjelö der deutfchen und ruſſiſchen Grenzbehörden. 

Die Heimjhaffung iſt jedesmal der Grenzbehörde desjenigen Bezirks, in welchem die 
Vebernahme gejchehen joll, vorher anzuzeigen, worauf diefe nach Prüfung der Verhältniſſe 
und der Ausweispapiere ihre Zuftimmung dazu zu geben hat, daß die betreffende Perſon 
an einem bejtinmten Ort übernommen werde. 
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Artikel 3. 


Ein vorgängiger Schriftwechſel iſt nicht erforderlich, wenn die heimzuſchaffende Perſon 
mit Papieren verſehen iſt, die noch gültig oder doch erſt ſeit einem Jahre abgelaufen 
find, oder wenn fein Zweifel darüber beſteht, daß fie dem übernehmenden Staate angehört 
oder früher angehört hat. 

In allen diefen Fällen ſollen die Grenzbehörden die betreffende Perjon ohne weitere 
Förmlichkeit übernehmen. 


Artikel 4. 

Eine diplomatijche Verhandlung joll ftattfinden in den Fällen, in denen die Grenz: 
behörden ich über die Uebernahmepflicht nicht einigen fünnen, oder wenn die Entjcheidung 
der Grenzbehörden von den höheren Behörden des Heimathsſtaats nicht gebilligt wird. 

Artifel 5. 

Ueber die Grenzorte, wo die Uebernahme der heimzujchaffenden Perjonen ftattzufinden 

bat, werden fich die beiden Regierungen verjtändigen. 
Artikel 6, 

Die beiden Regierungen werden einander die Grenzbehörden bezeichnen, in deren Hand 

die Uebernahmeverhandlungen gelegt werden jollen. 
Artikel 7. 

Die beiden Regierungen verpflichten fi, ihre Grenzbehörben anzumeijen, alle Uebernahme— 

Anträge mit größtmöglicher Beſchleunigung zu erledigen. 
Artikel 8. 


Diefes Uebereinfommen joll fo lange in Kraft bleiben, als es nicht von einer oder der 
anderen Seite gekündigt wird. In diefem Fall joll es noch drei Monate über den Tag hinaus 
bejtehen, an welchem die Kündigung des einen Theil dem anderen Theil angezeigt jein wird. 


Artikel 9. 


Gegenmwärtiges Ablommen tritt in Wirkfjamfeit 20 Tage, nachdem es in beiden Staaten 
vorſchriftsmäßig veröffentlicht worden iſt. 
10. Februar 


erlin, den ———— 
Berlin, 29. Januar 
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Verordnung. 
(Vom 4. Juli 1894.) 


Den Bollzug des Eintommenjteuers, des Gewerbiteuer- und des Kapitalrentenſtenergeſetzes betreffend. 


In Ergänzung der diesjeitigen Verordnungen vom 17. Februar 1885, den Vollzug des 
Einfommenfteuergefetes betreffend (Gejebes: und Verordnungsblatt Seite 41), vom 26. April 
1886, den Vollzug des Gewerbſteuergeſetzes betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 177), 
und vom 6. März 1886, den Bollzug des SKapitalrentenjteuergejeßes betreffend (Geſetzes- und 
Verordnungsblatt Seite 49), wird beftimmt: 

Die Steuerfommiffäre find ermächtigt, Geſuche um Feftftellung von Steuerabgang oder 
Steuerrüdvergütung, die in Fällen des Todes eines Einkommenſteuer-, Gewerbiteuer: oder 
Kapitalrentenfteuerpflichtigen, oder de3 Wegzugs eined Einkommensteuer: oder Kapitalrenten- 
jteuerpflichtigen aus dem Großherzogthum, oder der gänzlichen Aufgabe eines Gewerbebetriebs 
eingereicht werben, vorbehaltlich der endgiltigen Entſcheidung durch den Schagungsrath beim 
nächjten Ab- und Zujchreiben, alsbald zu erledigen und zutreffendenfalls die jofortige Ein- 
jtellung der Steuererhebung und die Leiftung von Steuerrüderjag herbeizuführen. 

Die Steuerdireftion ift mit dem weiteren Vollzug beauftragt. 


Karlsruhe, den 4. Juli 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 
Buchenberger. 
Vdt. Eichhorn. 


Berordiuung. 
(Bom 6. Juli 1894.) 


Den Vollzug des Gejeges über die Abänderung des Einfommenjteuers und des Kapitalrentenſteuergeſetzes 
vom 26. Juni 1894 betreffend. 


Zum Vollzug des Geſetzes vom 26. Juni 1894, die Abänderung des Einfommenfteuer- 
und des Kapitalrentenjteuergejepes betreffend (Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 279), wird 
mit Wirkung vom 1. Januar 1895 Nachſtehendes verordnet: 


8. 1. 


In der diesſeitigen Verordnung vom 17. Februar 1885, den Vollzug des Einkommen— 
iteuergefeßed vom 20. Juni 1884 betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 41), 
erleidet $. 43 folgende Aenderungen: 
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1. Der dritte Abſatz der Ziffer 2 erhält nachſtehende Faſſung: 

Bei Feitiegung der Strafe für die Verfehlungen, die der Steuerpflichtige durch 
Unterlajjung der Abgabe einer Steuererflärung oder Anmeldung oder durd) wahrheits- 
widrige Angaben in einer joldhen oder in einem nad) Artikel 18 Abſatz 2 des Geſetzes 
eingereichten Gejuche in ben lepten fünf Jahren begangen Hat, find die legten fünf 
Jahre vom Tag der Erlaffung des Strafbeicheids oder von der erften richterlichen 
Unterjuchungshandlung an, wenn eine jolche der Erlafjung des Strafbeicheids vorher: 
gegangen oder ein Strafbeſcheid nicht erlaſſen worden ift (8. 68 bes Strafgeſetzbuchs, 
8.459 Abſatz 3 der Strafprozeßordnung), zurüdzurecdnen. Eine Beftrafung wegen 
Nichtabgabe einer Steuererklärung nach Artikel 14 Abſatz 1 des Geſetzes kann hiernach 
nicht mehr eintreten, wenn jeit dem Ablauf der in Artikel 26 Abſatz 1 des Geſetzes 
gewährten zufäglichen Frift von vier Wochen fünf Jahre verftrichen find. In den 
Fällen des Artifel 19 beginnt die Verjährung der Strafverfolgung mit Ablauf der 
den Erben zc. eingeräumten jechsmonatlichen Frift. 

2. Der zweite Abſatz der Ziffer 3 erhält nachſtehende Faſſung: 

Dagegen ift bei der Strafausmefjung nur der einfache Betrag der nachzuzahlenden 

Steuer alö der Hinterzogene Steuerbetrag zu behandeln. 
3. Der Ziffer 3 wird als dritter Abſatz beigefügt: 

Im Falle der Zumiderhandlung gegen Artitel 19 des Gejeges ift die verwirkte 
Strafe gegen Jeden, dem eine Verpflichtung zur Anmeldung oblag, zu erfennen und 
zwar bildet, wenn die Defraudationgftrafe auszufprechen ift, die ganze von dem Erb: 
lafjer vorenthaltene Steuerjchuldigfeit ohne Rüdficht auf die Größe des Erbtheils des 
zu Bejtrafenden die Grundlage für die Berechnung der Strafe. 


8.2. 


Die diesjeitige Verordnung vom 6. März 1886, den Vollzug des Kapitalrentenjteuer- 
geſetzes betreffend (Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 49), erleidet folgende Aenderungen: 
1. In 8. 19 iſt 
a. im erjten Abſatz der Ziffer 1 ftatt: „innerhalb dreier Monate”: „binnen ſechs 
Monaten” zu jeken; 

b. in Ziffer 2 ftatt: „des dritten Monats”: „des jechdten Monats" zu ſetzen; 

e. in Ziffer 4 unter d. ftatt: „von dem Tage der erjten Erklärung der Erben, 
beziehungsweije von dem Tage des erjten Friſtgeſuchs derjelben”: „von dem Todes- 
tage des Erblaſſers“ zu ſetzen; 

d. in Ziffer 5 der zweite Abſatz und im dritten Abſatz das Wort: „hiernach“ zu 
ſtreichen; 

e. Ziffer 6 wie folgt zu faſſen: 

Die Erben und die Wittwe find verbunden, wenn ber Erblafler nach dem. 
1. April geftorben it, für das Jahr feines Todes die Steuer nadhzuzahlen. 
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2. In $. 20 iſt 

a, der Eingang des eriten Abſatzes der Ziffer 3: „die in Artikel 27 und 29 
erwähnten legten drei Jahre find” zu erjegen durch: „die fünfjährige Friſt für 
die Strafverjährung ift” ; 

b. im zweiten Abjab der Ziffer 3 ftatt: „3 Jahre”: „Fünf Jahre“ zu fepen; 

c. der vierte Abja der Ziffer 3, wie folgt, zu fallen: 

In den Fällen des Artifel 31 beginnt die Verjährung der Strafverfolgung 

mit Ablauf der den Erben 2c. eingeräumten ſechsmonatlichen Frift. 


Karlsruhe, den 6. Juli 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 
Buchenberger. 
Vdt. Eichhorn. 





Druck und Verlag von Malſch Kr Vogel in Rarlarube. 
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Gefeßes- und Derordnungs-BDlatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlörube, Montag den 23. Juli 1894. 





Inhalt. 


Geſetz: Nachtrag zur Gehaltsordnung. 





eich. 


(Vom 9. Juli 1894.) 


Nachtrag zur Gehaltsordnnung. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 


Mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände Haben Wir befchloffen und verordnen, 
wie folgt: 
8.1. 
Cinführungsbeftimmungen. 


1. An die Stelle des der Gehaltsordnung vom 24. Juli 1888 (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt Seite 450) beigegebenen Tarifes nebjt den jpäteren Ergänzungen (Gejepe vom 
11. Juni 1890 und vom 28. Mat 1892, Geſetzes- und Verordnungsblatt von 1890 Seite 
285 und von 1892 Seite 259) tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1895 der anliegende 
neue Tarif. 

2. Der lebte Abſatz von 8. 2 der Gehaltsordnung erhält folgenden Zuſatz: 

Auc haben die richterlichen Beamten einen Rechtsanſpruch auf die im Gehalts- 
tarif für die betreffenden Amtsjtellen oder für beftimmte richterliche Funktionen vorge: 
jehenen Nebengehalte und auf Belaffung verjelben, injolange ald das betreffende 
richterliche Amt befleidvet oder die Funktion ausgeübt wird. 

3. Der vorlegte Abjah von 8. 9 der Gehaltsordnung erhält vom 1. Januar 1895 an 
die folgende Faſſung: 

Geſethzes · und Verordnungsblatt 1894. 62 
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Im Falle einer Verfegung oder Beförderung wird für die Vermwilligung der 
Zulage in der neuen Amtsſtelle die Zeit, die der Beamte jeit der legten Gehalts: 
oder Zulageverwilligung auf der jeitherigen Amtsſtelle zugebradjt hat, ſtets mit ber 
ganzen Dauer eingerechnet. 
4. Die Vorſchrift in 8. 14 Abſatz 2 der Gehaltsordnung fommt vom 1. Januar 1895 
an in Wegfall. 
5. Die gegen bisher geänderte Eintheilung der Amtsftellen hat für die nad) dem neuen 
Tarife in eine höhere Abtheilung eingereihten Beamten die Gewährung einer Beförderungs: 
zulage nicht zur Folge. 


8. 2. 
Zulagen und Theilzulagen auf 1. Januar 1895. 


1. Die Gehaltözulage, die ein Beamter nad) den bisherigen VBorjchriften auf 1. Januar 
1895 zu erhalten hatte, wird ihm auf diefen Zeitpunkt in unverändertem Betrage gewährt. 

2. Wo die Gehaltözulage, auf die ein Beamter am Schluffe des Jahres 1894 nad) den 
bisherigen Vorſchriften Anmwartichaft hatte, auf einen jpäteren Zeitpunkt als auf 1. Januar 
1895 angefallen wäre, erhält er mit Wirfung vom 1. Januar 1895 den Theilbetrag jener 
Zulage, der ſich nad dem Verhältniß des bis dahin abgelanfenen Theiles der bisherigen 
Zulagefrift berechnet, unter Aufrundung der Zulage, ſoweit nöthig, auf die nächſte durch zehn 
theilbare Zahl in vollen Marf. 

Jedoch wird bei Beamten der Abtheilungen D. und aufwärts des neuen Tarifes eine 
jolche Theilzulage nur dann gewährt, wenn der neue Tarif die bisherigen Zulagebeträge oder 
Bulagefriften verändert. 

3. Die tarifmäßige Alterözulage, die ein Beamter am Schluß des Jahres 1894 bereits 
bezieht, wird auf 1. Januar 1895 in Gehalt umgewandelt; die einem Beamten auf 1. Januar 
1895 anfallende Alteräzulage wird in unverändertem Betrage, aber als Gehalt verwilligt; 
einem Beamten, der am Schluß des Jahres 1894 Anwartſchaft auf eine erft jpäter anfallende 
Alterszulage hat, wird das nach Ziffer 2 berechnete Betreffniß derfelben auf 1. Januar 1895 
als Gehalt bewilligt. 

Die gleiche Borjchrift gilt für die Umtwandlung und Gewährung derjenigen Zulagen, 
die ein Beamter gemäß $. 25 Ziffer 3 der Gehaltsordnung nach den Berhältnifien am 
Schluß des Jahres 1894 ala Alterszulage bezieht oder zu erwarten hat. 

4. Für diejenigen Beamten, deren Gehalt nad Ziffer 1, 2 oder 3 diefes Paragraphen 
auf 1. Januar 1895 erhöht worden ift, beginnt mit dem gleichen Zeitpuntte der Lauf der 
neuen Zulagefriften gemäß $. 4. 


8. 3. 


Außerordentliche Gehaltszulane. 


1. Die am Schluß des Jahres 1894 etatmäßig angeftellten Beamten der bisherigen 
Tarifabtheilungen E. bis mit K. erhalten auf 1. Januar 1895 eine anferordentliche Zulage; 
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ausgenommen ſind die Notare, Bezirksaſſiſtenzärzte, Badeärzte, Gerichtsvollzieher, Beamte mit 
freier Gehaltsfeftjegung. 

2. Dieje außerordentliche Zulage beträgt vier Prozent des Höchftgehaltes, der im neuen 
Gehaltstarife für die Amtsſtelle des Beamten vorgejehen ift, mit Aufrundung, ſoweit nöthig, 
auf die nächite durch zehn theilbare Zahl in vollen Mark. 

Der Höchſtbetrag der außerorbentlichen Zulage wird für alle Beamten auf hundert Mark 
fejtgejeßt und es darf außerdem bei den jeit 1. Januar 1890 zur erften etatmäßigen An- 
ftellung gelangten Beamten durch Gewährung diefer Zulage und der Zulage nach $. 2 der: 
jenige Betrag nicht überjfchritten werden, den der Beamte am 1. Januar 1895 bezöge, wenn 
auf ihm feit feiner erjten etatmäßigen Anſtellung die Vorjchriften der Gehaltsordnung 
und des neuen Gehaltstarifes Anwendung gefunden hätten und der jo gefundene Betrag, in 
finngemäßer Anwendung von 8. 2 Ziffer 2 gegenwärtigen Geſetzes, um die erbiente Theil: 
zulage erhöht würde. 

3. Die außerordentliche Zulage wird zwar auch neben der Theilzulage (8. 2 Ziffer 2 
und 3) gewährt; indeſſen darf der Höchjtgehalt der Gehaltäflaffe, der die Amtsſtelle des 
Beamten durch den neuen Tarif zugewiejen ift, durch keinerlei Gehaltszulage überjchritten werden. 


8. 4. 
Aufaugsgehalt und Friftenlanf. 

1. Iſt der nad) den Vorschriften der 88. 2 und 3 fich ergebende Gehalt Heiner als der 
neue Anfangsgehalt der vom Beamten befleidveten Umtsftelle, jo erhält der Beamte mit 
Wirkung vom 1. Januar 1895 an den neuen Anfangsgehalt. 

2. Für alle am Schluß des Jahres 1894 etatmäßig augeftellten Beamten der bisherigen 
Tarifabtheilungen E. bis K. und für diejenigen Beamten der bisherigen Tarifabtheilung D., 
für deren Amtsſtelle der neue Tarif die bisherigen Zulagebeträge oder Zulagefrijten abändert, 
beginnt mit dem 1. Januar 1895 der Fyriftenlauf für eine Anfangszulage nach dem neuen 
Tarif. Für die Anwendung diefer Vorſchrift fommt es nicht darauf an, wie groß der Gehalt 
ift, den der Beamte bezieht, oder ob er etwa im feiner dermafigen oder in einer früheren 
Stellung eine Anfangszulage oder nach $. 2 einen Theilbetrag einer folchen jchon erhalten hat. 

Wird der Beamte nad) dem 1. Januar 1895 befördert, bevor diefe Anfangszulage au— 
gefallen ift, fo wird fie nad) der für feine neue Stellung geltenden Borjchrift bemefjen. 


8.5. 
Nebengehalte. 

1. Nebengehalte,"die auf Grund des bisherigen Tarifs bewilligt, im nenen Tarif aber 
nicht mehr oder in geringerem Betrage vorgefehen find, verbleiben den Beamten, die fie am 
Schluß des Jahres 1894 bereits beziehen, im Allgemeinen ungejchmälert; fie fommen nur 
infoweit in Wegfall, als die für ihre Bewilligung maßgebend geweienen Vorausſetzungen auf: 
hören oder der bisherige Höchjtgehalt zuzüglich der Alterszulage der vom Beamten am Schluffe 
des Jahres 1894 beffeideten Amtsitelle durch anfallende Gehaltszulagen überjchritten wird. 
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2. Dieſe letztere Vorſchrift gilt auch für ſolche Nebengehalte, die einem Beamten, zur 
Ergänzung der Bezüge auf ſein früheres Einkommen, über den bisherigen Höchſtgehalt ſeiner 
Amtsſtelle hinaus belaſſen worden find. 


3. Bei Anwendung der Vorichriften in $. 23 der Gehaltsordnung bleibt die aufer- 
ordentliche Zulage, die auf Grund des $. 3 gegenwärtigen Geſetzes gewährt wird, außer 
Betracht, jedocd, darf der Gefammtbezug des Beamten den Höchſtgehalt feiner Amtsitelle nad) 
dem neuen Tarife nicht überjteigen. Ebenſo fommt jene außerordentliche Zulage für die An- 
rechnung wandelbarer Bezüge nicht in Betracht. 


S. 6. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


1. Soweit auf 1. Januar 1894 oder ſpüter bis zur Verkündung dieſes Geſetzes Zulagen 
an Gehalt oder Nebengehalt, die nach den bisherigen gejeplichen Borfchriften hätten gewährt 
werden können, nicht bewilligt worden find, fünnen fie mit Wirkung von dem Zeitpunfte an, 
auf den die Borausjehungen zur Bewilligung erfüllt waren, nachträglich verliehen werden. 
Dieje Beftimmung gilt jowohl für die bei Verkündung diejes Geſetzes noch im aktiven Dienſt 
jtehenden wie für die jeit 1. Januar 1894 zuruhegefegten oder verftorbenen Beamten. 


2. In der Hebergangszeit fommt bei Feitftellung der Zulagen und Theilzulagen auch 
diejenige Dienftzeit zur Anrechnung, die ein Beamter vor dem 1. Januar 1895 im Bezug 
des für feine Amtsſtelle maßgebenden fejten oder Höchſtgehaltes zugebracht hat. Jedoch kann 
im Bollzug diefer Beftimmung der Ablauf der Zulagefrift nicht auf einen früheren Zeitpunkt 
ala den 1. Januar 1895 feitgejegt und eine auf dieſen Zeitpunkt oder jchon früher nad) den 
bisherigen Borjchriften angefallene Zulage nicht nachträglich abgeäudert werden. 


3. Den beim Inkrafttreten dieſes Gejeges bereits etatmäßig angejtellten Beamten der 
bisherigen Tarifabtheilungen G. F. und E., deren Amtsjtelle im neuen Gehaltstarif unter 
Abtheilung D. eingereiht ift, kann auf den Zeitpunkt, auf den fie beim Fortbejtand des bis- 
herigen Gehaltstarifs durch Vorrücken in eine höhere Tarifabtheilung eine nach dem neuen 
Tarif nicht mehr zuläffige Befürderungszulage erhalten hätten, eine entjprechende außer: 
ordentliche Gehaltszulage gewährt werden. Der Lauf der Zulagefrijten wird durch diefe Zu: 
lage nicht berührt. Auf die Notare findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 


4. In ähnlicher Weife kann auch fonft eine von den Vorjchriften des Geſetzes abweichende 
Ordnung der Gehaltsverhältnifie ftattfinden, wo ein auf Schluß des Jahres 1894 etatmäßig 
angeftellter Beamter durch die Webergangsvorfchriften des gegemvärtigen Gejeges, entgegen 
der Abficht desjelben, in jeinem Dienfteinfommen dauernd unginftiger gejtellt würde, als bei 
unveränderter Geltung der bisherigen Borjchriften. Die bezüglichen Verfügungen werden 
durch landesherrliche Entjchliegung getroffen und find dem nächſten Landtag zur Kenutniß 
zu bringen. 
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8. 7. 
Wohnungsgeld. 


1. Mit Wirkung vom 1. Januar 1895 beſtimmt ſich der Anſpruch der etatmäßigen 
Beaniten auf Wohnungsgeld nach dem anliegenden Tarif; die entgegenftehenden Vorſchriften, 
insbejondere des Gejehes vom 5. Mai 1892, den Wohnungsgeldtarif betreffend, find aufgehoben. 

2. Bom gleichen Zeitpunkte an werden die den Inhabern von freien und von Dienit- 
wohnungen durch $. 2 des ebengenannten Geſetzes gewährten Vergünftigungen zurückgezogen. 

Soweit für deren Wegfall ein am Schluß des Jahres 1894 im Genuß folder Wohnung 
ftehender Beamter nicht durch die außerordentliche Gehaltszulage Erſatz erlangt, erhält er zum 
Ausgleich eine Dienjtzulage im entiprechenden Betrage; diejelbe ift zurüczuziehen, ſobald dem 
Beamten freie oder Dienftwohnung nicht mehr zugewiefen ift, ferner jobald er im Gehalt 
über den Betrag hinausfommt, den er auf der vor 1895 von ihm befleideten Amtäftelle nad) 
den damaligen Borjchriften als Gehalt zuzüglich) der Alterszulage hätte erlangen können. 

3. Soweit in Folge der neuen Ortsklaſſeneintheilung die bisherigen Wohnungsgeldfäge 
einjchließlich der am 1. Januar 1892 eingetretenen provijorischen Aufbeiferung eine Ermäßigung 
erfahren, foll den Beamten, die am Scyluffe des Jahres 1894 das bisherige höhere Wohnungs: 
geld bereits beziehen und nicht im Genufje einer freien oder Dienftwohnung ſich befinden, der 
Mehrbetrag für ihre Perſon jo lange belaffen werden, als fie an dem bisherigen Ort und 
in der bisherigen Dienftllaffe verbleiben. 


Gegeben zu St. Blafien, den 9. Juli 1894. 


Friedrich. 


Buchenberger. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Gehalts-Varif. 
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Abtheifung A. 


A. Ord.-Baff 1. 
Feſter Gehalt: 12000 M 


Miniſter; 
Miniſterialpräſidenten; 
Stimmführende Mitglieder des Staatsminiſteriums. 


A. Ord.Zahl 2. 


Feſter Gehalt: 10000 M- 


Präſident der Oberrechnungskammer; 
Präſident des Oberlandesgerichts. 


A. Ord.Sahl 3. 


Feſter Gehalt: 8400 Me. 
Präſident des VBerwaltungsgerichtshofs. 


Anmerlung zu Abtheilnug A. 


Dienftzulagen erhalten: 
a. Minister (Ord.-Bahl 1) jährlich 6000 4; 
b. Minifterialpräfidenten (Ord.-Zahl 1) jährlid) 4000 M 
Außerdem erhält derjenige Miniſter oder Minifterialpräfident, welchem die Repräfentation über: 
tragen ift, einen Repräjentationsgehalt von jährlich 10000 M 
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Abtbeilung B. 


B. Ord.-Badf 1. 
Feſter Gehalt: 7500 M 


Minifterialdireftoren und vorjigende Räthe der Minifterien ; 
Direktoren der Kollegialmittelitellen ; 

Senat3präfidenten beim Oberlandesgericht ; 

PBräfidenten der Landgerichte. 


B. Ord.Zahl 2. 


Höchſtgehalt: 7500 M 
Ordentliche Zulage: 600 AM nad je 2 Jahren. 


Gejandter in Berlin; 
Oberſtaatsanwalt; 

Vorſtand des Geheimen Kabinets; 
Direktor der Amortiſationskaſſe; 
Vorſtand der Baudirektion. 


B. Ord. Zahl 3. 


Höchſtgehalt: 6800 M 
Ordentliche Zulage: 600 AM. nad) je 2 Jahren. 


Kollegialmitglieder der Minifterien und der Oberrechnungsfammer ; 
Abtheilungsvorftände und vorfigende Näthe bei Kollegialmittelitellen ; 
Erjte Staatsanwälte; 
Vorſitzender des Vorſtandes der Berficherungsanftalt rege 

Bejched- und Verordnungsblatt 1AB4. 
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to 


B. Ord.Zahl 4. 


Höchſtgehalt: 6800 Me 
Ordentliche Zulage: 500 MM. nad) je 2 Jahren. 


Landgerichtsdirektoren; 

Oberlandesgerichts- und Verwaltungsgerichtsräthe; 
Korpsfommandeur der Gendarmerie; 

Direltor des Generallandesardjivs ; 

Vorſtand des Statiftiihen Bureaus. 


B. Ord.Zahl 5. 
Mit freier Gehaltsfeſtſetzung. 


Drdentlihe Brofejjoren der Landesumiverfitäten und der Technifchen 
Hochſchule; 

Profeſſoren der Akademie der bildenden Künſte; 

Vorſtand der Hof- und Landesbibliothek, der Univerſitätsbibliotheken; 

Vorſtand der Sternwarte; 

Vorſtand der Sammlungen für Alterthums- und Bölferkunde und Konfervator. 


Anmeriung zu Abtheilung B. 


. Bei der Beförderung nah Abtheilung B. beträgt die Beförberungszulage (Gehaltsorbnung $. 6 


Abſatz 1) bei Ord.» Zahl 2, 3 und 4: 300 M 


. Der Geſandte (Ord.»Zahl 2) bezieht an Gehalt, Dienjtzulage und Erjag für Wohnungsgeld jeweils 


zufammen 28000 M 


. Auf die Profefjoren der Akademie der bildenden Künſte findet die Vorfchrift in $. 22 Abſatz 2 des 


Beamtengejeges Anwendung. 


. Dienftzulagen erhalten : 


a. der Generaldirektor der Staatseifenbahnen (Drd.-Zahl 1) jährli 1200 4; 

b. der Oberftaatsanwalt und der VBorftand des Geheimen Kabinets (Ord-Zahl 2) jährlich je 700 4. 
innerhalb des Höchitgehalts ; 

e. Mitglieder der Minifterien (Ord.-Zahl 8) als Landestommifjäre jährlid) 900 4; 

d. Abtheilungsvorftände der Generaldireftion der Staatseifenbahnen (Ord.-Bahl 3) jährlid 700 M 
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Abtbeilung ©. 


C. Ord.-Baft 1. 


Höchitgehalt : 6200 M 
Ordentliche Zulage: 400 AM. nad) je 2 Jahren. 


Borjtände der Heil- und Pflegeanftalten ; 
Borjtände der Strafanftalten (Gehaltsklaſſe J.). 
0. Ord.Zahl 2. 


Höchſtgehalt: 5800 M. 
Ordentliche Zulage: 400 M nad) je 2 Jahren. 


Mitglieder von Kollegialmittelftellen ; 


Bollbejhäftigte tehnifche Referenten bei Mintjterien ; 
Mitglieder des Vorſtandes der VBerficherungsanftalt Baden. 


C. Ord.-Bapf 3. 


Höchſtgehalt: 5500 M 
Ordentliche Zulage: 400 „Me nach je 2 Jahren. 
Borjtände der Bezirksämter; 


Vorſtände der Strafanftalten (Gehaltsklaſſe IL); 
Staatsanwälte im Rang von Landgerichtsräthen. 


C. Ord.-Bafl 4. 


Höchſtgehalt: 5500 Me. 
Ordentliche Zulage: 350 I. nad) je 2 Jahren. 


Mitglieder der Landgerichte. 


53. 
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C. Ord. Zahl 5. 


Höchſtgehalt: 5500 M 
Ordentliche Zulage: 500 Aa nach je 3 Jahren. 


Direktoren der Gymnaſien, der Realgymnaſien, der Oberrealſchulen, der Lehrer— 
ſeminare, der Baugewerkeſchule, der Kunſtgewerbeſchulen; 
Vorſtände der Generaljtantsfaffe, der Eiſenbahnhauptkaſſe, der Beamtenwittwenkaſſe. 


C. Ord.Zahl 6. 


Höchſtgehalt: 5200 M. 
Ordentliche Zulage: 400 M nach je 2 Jahren. 


Vorſtand der Münzverwaltung; 
Diſtriktskommandanten der Gendarmerie. 


0. Ord.Zahl 7. 


Höchſtgehalt: 5000 M 
Ordentliche Zulage: 500 AM nad) je 3 Jahren. 


Näthe beim Generallandesarhiv und beim Statiftifchen Bureau ; 

Kreisihulräthe; 

Direktoren und Vorſtände der fieben- und ſechsklaſſigen Mittelſchulen, des 
Lehrerinnenjeminars, der Turnlehrerbildungsanftalt ; 

Gewerbeſchulinſpektoren. 


Aumerkung zu Abtheilung C. 


1. Bei der Beförderung nad) Abtheilung C. beträgt die Beförderungszulage (Gehaltsordnung $. 6 Abjag 1) 


bei Ord.»Zahl 1, 2 und 3: 300 M, 
im Uebrigen: 200 4 


2. Das badiſche Mitglied der Direftion der Main-Nedar-Bahn (vergl. Ord-Zahl 2) erhält einen Gehalt 
bis zu 6000 M und daneben eine Dienftzulage von 500 4 
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3. Dienftzulagen erhalten ferner: 


ü. 


die Vorftände von Strafanftalten, Gchaltsklaffe I, (Ord-Zahl 1) jährlich 300 M. innerhalb des 
Höchſtgehalts; 


. zwölf Amtsvorſtände der größeren Bezirksämter (Ord.»Zahl 3) jährlich 500 M; die in ben Höchſt— 


gehalt von 5500 M eingerüdten Umtsvorftände, wenn fie nicht die Dienftzulage von 500 M beziehen, 
eine jolde von 300 M jährlich; 


. Staatsanwälte im Rang von Landgerichtsräthen (Ord-HZahl 8) jährlich 300 M innerhalb des 


Höchſtgehalts; 


Landgerichtliche Unterſuchungsrichter (Ord-Zahl 4) jährlich 400 M, Landgerichtsräthe als Vor— 


ſitzende von Handelsgerichten jährlich 6600 43; 


. Mitglieder der Landgerichte (Ord.-Zahl 4) nach Erreichung des Höchſtgehalts und Zurücklegung 


einer weiteren Aulagefrift jährlich) 300 M ; 


. Direltoren ber in Ord-Zahl 5 Abſatz 1 genannten Schulanftalten nad Erreihung des Hödhft- 


gehalts und Zurüdlegung einer weiteren Zulagefrift jährlih 300 M.; 


. eim Diftriftsfommandant (Ord.:Zahl 6) Ffir Beiorgung der Wbjutanturgefchäfte beim Korps— 


fommando jährlich 500 A; 


. Direftoren und Borftände der fieben- und jechsflaffigen Meittelfchulen, des Lehrerinnenjeminars 


und der Turnlehrerbildungsanftalt (Ord-Hahl 7) jährlid) 300 4. 
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Abtbeifung D. 


D. Ord.-Bafl 1. 


Anfangsgehalt: 2000 M 
Höchſtgehalt: 5000 Me 
Anfangszulage: 500 „M nad) 2 Fahren. 


Ordentliche Zulage: 500 AM. nad) je 3 Jahren. 


Amtsrichter, Staatsanmälte im Range von Landgerichtsaffejforen ; 

Notare, Gerihtänotare, Notariatöinjpeftoren; 

Bibliothefare an der Hof: und Landesbibliothek und an den Landesuniverfitäten ; 

Borftände der in C, 7 micht genannten Mittelfchulen ; 

Neftoren erweiterter Volksſchulen; 

Borjtände von Blindenerziehungs: und Taubjtummenanftalten (Gehaltsklaſſe L.); 

Profeſſoren an Mittelichulen und Lehrerbildungsanitalten ; 

Borftände der tehnijchen Bezirköftellen (Bezirksbauinfpeftionen, Wafler- 
und Straßenbau:, Rheinbau-, Kulturinjpektionen) einjchließlich der Bahnbau— 
und Maſchineninſpektoren; 

Hauptfafjier der Schuldentilgungstafie; 

Finanz- und Steuerinfpeltoren, Katafterinfpeftoren; 

Domänenverwalter, Obereinnehmer, Oberzollinfpeftoren, Saline- 
vermwalter, Oberförſter; 

Borftände der Zentralanftalten der Eifenbahnverwaltung ; 
Bentralinfpeftoren bei der Oberdireftion des Wafjer- und Straßenbaues, bei 
der Fabrikinſpektion und bei der Generaldireftion der Staatseifenbahnen ; 
Betriebsinjpettoren (Eijenbahnverwaltung) und? Dampfidhifffahrts- 

injpeftor. 
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D. Ord .Zahl 2. 


Höchſtgehalt: 5000 M 
Ordentliche Zulage: 500 A nad) je 3 Jahren. 


Vorſtand der landwirthichaftlihen VBerfuchsanftalt, der Landesgewerbehalle, der 
Uhrmacherſchule; 

Profeſſoren der Baugewerkeſchule, der Kunſtgewerbeſchulen; 

Landesgeologen; 

Bergmeiſter; 

Aerzte bei den Heil- und Pflegeanſtalten. 


D. Ord.-Bafl 3. 


Anfangsgehalt: 2000 M 

Höchitgehalt : 4500 M. 

Anfangszulage: 500 M nach 2 Jahren. 
DOrdentlihe Zulage: 500 AM. nad) je 3 Jahren. 


Wiſſenſchaftlich gebildete Beamte als Hilfsarbeiter bei Zentralftellen und 
als Sefretäre bei Minifterien, Mittelftellen, Gerichtshöfen und der 
Amortijationgtafje ; 

Zweite Beamte bei Bezirfsämtern ; 

Hauptamtsvermwalter, auch Zollinjpettoren und andere zweite 
Beamte der Bezirksfinanzverwaltung mit gleichem Rang; 

Zweite Beamte der Münz- und Salinenverwaltung ; 

Techniker ald zweite Beamte bei Zentralftellen und technifchen Bezirköftellen. 


D. Ord.-Bafl 4. 


Höchſtgehalt: 4500 AM. 
Ordentliche Zulage: 300 M nad) je 2 Jahren. 


Strafanjtaltsärzte; 
Hausgeiftliche bei Strafanftalten, bei Heil- und Pflegeanftalten, 
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D. Ord.-Baff 5. 
Höchſtgehalt: 4300 M 
Ordentliche Zulage: 300 Ak nach je 3 Jahren. 


Borftände der landwirthichaftlihen Lehranftalten Hochburg und Auguftenberg. 


D. Ord.-Baff 6. 


Anfangsgehalt: 2000 M 

Höchftgehalt : 3500 M 

Anfangszulage: 500 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 500 M nach je 3 Jahren. 


Hauptamtsfontroleure, auch Zollinfpeftoren und andere zweite 
Beamte der Bezirköfinangverwaltung mit gleichem Rang; 
Zweite Beamte der YForftverwaltung. 


D. Ord.Zahl 7. 


Anfangsgehalt: 2000 A 

Höchſtgehalt: 3500 M. 

Anfangszulage: 200 HM. nad 2 Jahren. 
Drbentliche Zulage: 200 ‚A nad) je 3 Jahren. 


Techniſche Referenten bei Minifterien, ſoweit nicht zu Abtheilung ©. gehörig. 


D. Ord.-Baßf 8. 


Anfangsgehalt:: 1200 M 

Höchſtgehalt: 3500 MM. 

Anfangszulage: 300 HM. nad 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M. nad) je 3 Jahren. 


Bezirfsärzte. 
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Höchitgehalt: 2300 M 
Unfangszulage: 200 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 AM. nach je 3 Jahren. 


Vorftand der Impfanſtalt. 


D. Ord.-Baff 10. 
Mit freier Gehaltsfeſtſetzung. 


Außerordentlihe und Honorarprofejjoren der Landesuniverfitäten und 


der Techniſchen Hochjchule. 


Anmerlung zu Abtheilung D. 


. Bei der Peförderung mad Abtheilung D. beträgt die Befürderungszulage (Behaltsorbnung $. 6 


Abſatz 1) durchweg 200 Ab. 


.In drei größeren Städten fann je ein zweiter Beamter des Bezirksamts (Ord.-Zahl 3) mit den 


Bezügen der Amtsvorftände (Mbtheilung C. Ord-Zahl 3) angeftellt werben. 


. Das Dienjteinfommen der Borjtände von Bezirköfinanztellen (Domänenverwalter ıc.), die als 


Revifionsvorftände Verwendung finden, kann nad) den für Orb.» Zahl 1 geltenden Beitimmungen fejt- 
geftellt werben; ebenjo können die als Stiftungsverwalter oder als Borftände von Univerfitätsfaffen 
oder bei der Kataftrirung der direkten Steuern verwendeten Fyinanzbeamten der Ord.-Zahl 3 in den 
geeigneten Füllen mit dem Dienftrechten und Bezügen der in Ord.- Zahl 1 aufgeführten Finanz— 
beamten angeftellt werben. 

Die vor dem 1. Januar 1893 in die damalige erfte Gehaltsklaſſe der Borftände der Bentral- 
verwaltungen von Landesſtiftungen, ber Vorjtände der Univerjitätsfaffen oder der Steuerfommifjäre 
eingereihten Beamten werden auc weiterhin ald Beamte der Abtheilung D. Drd. Zahl 1 angefehen 
und rüden bementfprechend im Gehalt vor. 


. Für Bezirksärzte (Ord.- Zahl 8) ift der tarifmähige Anfangsgehalt, aud) wenn der Beamte vorher 


mit höherem Gehalt etatmäßig angeftellt war, unbedingt maßgebend. 


. Bei den Notaren bezeichnen die in Ord.-Zahl 1 genannten Beträge mit Hinzurechnung bes anjchlags- 


mäßigen Betrags des Wohnungsgeldes den Werthanjchlag des Dienjteinfommens ; bei der Ergänzung 
des Gebührenertrags im Sinne des Schlußfages von $. 15 der Gehaltsordnung kann ein Fahres- 
betrag von höchſtens 4000 M. zu Grunde gelegt werben. 
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6. Den Bezirksärzten (Ord⸗-Hahl 8) wird, jedoch nur für die Dauer ihres Verbleibens in dieſem Amte, 
wegen ihrer wandelbaren Dienftbezüge ein Betrag von 500 M. in den Einfommensanjclag auf- 
genommen. 

7, Den Gerichtänotaren, welche Notariatsdienfte verjehen, wird der Anſchlag des wandelbaren Ein- 
kommens auf den baaren Gehalt angerechnet. 

Auf die Strafanftaltsärzte (Drd.-Zahl 4), die technifchen Referenten (Ord.-Zahl 7), Bezirksärzte 
(Ord-Zahl 8), den Vorſtand der Impfanftalt (Drd.» Zahl 9) findet die Vorichrift in $. 22 Abſatz 2 
des Beamtengeſeßes Anwendung. 


8. 


a. 
h. 


— 


d, 


fr. 


. Dienftzulagen erhalten: 


Amtsrichter (Orb. Zahl 7) als Vorfigende von Handelsgerichten jährlich 600 „M; 

bei den mit mehr ald 3 Richtern (oder Gerichtsnotaren) bejebten Amtsgerichten, der Die allgemeine 
Dienftauffiht Führende Amtsrichter jährlich 500 M, fojern er nicht gemäß Anmerkung 9.a eine 
folche von 800 „A bezieht; 

Staatsanwälte, jo lange fie in die Ord.-Bahl 1 diefer Abtheilung eingereigt find, innerhalb des 
Höchſtgehalts jährlich 300 M; 

Kotariatsinipektoren (Ord.» Zahl 1) jährlid) 300 43; 


. Dberzollinfpeftoren (Ord-Zahl 1) jährlich 300 M, die bei drei größeren Hauptämtern jährlich bis 


zu 600 M; außerdem der Oberzollinfpektor in Mannheim als Hafentommijjär weitere 200 43; 
die VBorftände der Verwaltung der Eiienbahnhauptwerkftätte und der Hauptverwaltung der Eifen- 
bahnmagazine (Ord.- Zahl 1) jährlich 500 46 ; 

die techniichen Bentrafinipeftoren (Ord.: Zahl 1) bei der Oberdireftion des Wafler- und Straßen- 
banes und bei der Generaldireltiion der Staatseifenbahnen, ferner die Vorjtände der Wafier- und 
Straßenbaus, Rheinbau-, Kultur-, Bezirksbauinſpektionen, die Vorſtände der nicht unter f. genanuten 
Bentralanftalten und der Bezirksftellen der Eifenbahnverwaltung (Betriebs, Bahnbau- und 
Maſchineninſpeltoren) fowie der Dampfichifffahrtsinipektor (Ord.-Zahl 1) jährlich 300 M 
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Abtbeilung E. 


E. Ord.Zahl 1. 


Anjangsgehalt: 2000 M 

Höchitgehalt : 4800 A. 

Anfangszulage: 400 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 500 Ab nad) je 3 Jahren. 


Reviſionsvorſtände bei Minifterien und der Oberrechnungstammer ; 

Borjtände der Zentralverwaltungen von Landesftiftungen (Stiftungsverwalter) 
und der Univerſitätskaſſen (Gehaltäflafje 1.); 

Verwalter bei Strafanftalten, bei Heil- und Pflegeanftalten, bei afademijchen 
Krankenhäufern, bei der Technischen Hochſchule, Vorſteher des polizeilichen 
Arbeitshauſes (Gehaltsklaſſe 1.); 

Steunerkommiſſäre Gehaltsklaſſe 1.); 

Hauptkaſſen- und Hauptmagazinsverwalter der Eiſenbahnverwaltung 
(Gehaltsklaſſe 1.); 

Bahnverwalter, Güterverwalter Gehaltsklaſſe J.). 


E. Ord.Zaht 2. 


Anfangsgehalt : 2000 M. 

Höchſtgehalt: 4500 M. 

Anfangszulage: 400 M nach 2 Jahren. 
Ordentlihe Zulage: 400 M nad) je 3 Jahren. 


Revifionsvorftände bei Mittelitellen ; 
Borftände der Zentralverwaltungen von Landesitiftungen (Stiftungsverwalter) 


und der Univerfitätsfafjen (Gehaltsklaſſe IL); 
54. 
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Verwalter bei Strafanſtalten, bei Heil- und Pflegeanſtalten, bei akademiſchen 
Krankenhäuſern, bei der Techniſchen Hochſchule, Vorſteher des polizeilichen 
Arbeitshauſes (Gehaltsklaſſe 11.); 

Obergeometer der Techniſchen Hochſchule; 

Vorſtand der Filiale der Landesgewerbehalle; 

Chemiker an der chemiſch-techniſchen Prüfungs- und Berjuchsanftalt ; 

Meteorologe beim Zentralbureau für Meteorologie und Hydrographie; 

Bureauporjteher bei der Eijenbahnverwaltung, der Oberdireftion des Waſſer— 
und Straßenbaues, dem Statiftiichen Burean und der Domänendireftion ; 

Ingenieure (BZivilingenienre, Waller: und Straßenbau: Kultur-, Eijenbahnz, 
Mafchineningenieure), auch technifch gebildete Hilfsarbeiter der Fabrikinſpektion 
(Gehaltsklaſſe 1.); 

Eiſenbahnarchitekten Gehaltsklaſſe 1.); 

Hauptkaſſen- und Hauptmagazinsverwalter der Eiſenbahnverwaltung 
Gehaltsklaſſe 11.). 


E. Ord.-Bafl 3. 


Anfangsgehalt: 2000 M 

Höchſtgehalt: 4300 M. 

Anfangszulage: 300 M nad 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 400 M nad) je 3 Jahren. 


Landſtändiſche Ardivare; 

Steuerfommiffäre (Gehaltäflaffe IL); 

Zahlmeifter (Kaffiere, Kontroleure) bei Zentralkaflen ; 
Borjteher von Eifenbahnzollabfertigungsftellen (Gehaltsklaſſe 1.); 
Bahnverwalter, Güterverwalter Gehaltsklaſſe U.). 


E. Ord.Zahl A. 
Mit freier Gehaltsfeſtſetzung. 


Univerjitäts-Mufitdireftoren; 
Wiſſenſchaftlich gebildete Hilfslehrer an Hochſchulen. 
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Anmerlung zu Abtheilung E. 


. Bei der Beförderung nach Abtheilung E. beträgt die Beförberungszulage (Gehaltsordnung $. 6 Abſatz 1) 
bei Ord-Zahl 1: 200 M, 
im Uebrigen: 100 M. 
. As Vorſteher von Eifenbahnzollabfertigungsftellen (Abtheilung E. Ord.-Zahl 3, Abtheilung F, Orb. 
Zahl 5, je nad) dem Dienftalter des Beamten) können die Vorfteher der Zollftellen in Bajel, Scaff- 
haufen und Waldshut angeftellt werden. Die vor dem 1. Januar 1893 als BZollinjpektoren mit 
Hauptamtsverwaltersrang angeftellten Beamten diefer Art können im Gehalt und Nebengehalt nad) 
den Beitimmungen unter Abtheilung E. Ord-Zahl 2 des Gehaltstarifß vom 24. Juli 1888 vorrüden. 
‚ Auf die Univerfitäts-Mufifdireftoren und die Hilfsfehrer an Hochſchulen (Ord-Zahl 4) findet die Vor— 
ſchrift in 5. 22 Abſatz 2 des Beamtengejehes Anwendung. 
. Dienftzulagen von je 300 4 jährlid innerhalb des Höchitgehalts erhalten folgende Beamte der 
Orb.»Bahl 1: 

die Steuerfommiffäre (Gehaltsklaffe 1); 

die Bahn» und Güterverwalter (Gehaltsklaſſe 1.). 
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Nbtbeilung F. 


F. Ord.Zahl 1. 


Anfangsgebalt:: 2000 MM. 
Höchſtgehalt: 4000 M 
Anfangszulage: 400 ‚A. uach 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 400 M nad je 3 Jahren. 


Sefretäre und Reviforen bei Minifterien und der Oberrechnungstammer. 


F. Ord.Zahl 2. 


Anfangsgehalt: 2000 M. 

Höchſtgehalt: 4000 M. 

Anfangszulage: 300 HM. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 300 M nad) je 3 Jahren, 


Ingenieure (Ziwilingenienre, Waſſer- und Straßenbau, Kultur, Eijenbahn;, 
Mafchineningenieure), auch techniſch gebildete Hilfsarbeiter der Fabrikinſpektion 


(Gehaltsklaſſe 11.); 
Eiſenbahnarchitekten Gehaltsklaſſe I.). 


F. Ord.Zahl 3. 
Anfangsgehalt: 2000 M 


Höchjtgehalt : 3800 M 
Anfangszulage: 300 M. nad) 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 350 AM nad je 3 Jahren. 


Sefretäre md NRevijoren bei Kollegialmittelftellen, Gerichtshöfen und dem 
Statiſtiſchen Bureau, auch andere Bureaubeamte gleicher Stellung bei der 


Generaldireftion der Staatseijenbahnen ; 
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Expeditoren und Regiſtratoren bei Miniſterien, der Oberrechnungskammer, 
der Geſandtſchaft in Berlin, dem Geheimen Kabiuet, den Kollegialmittelſtellen, 
Berichtshöfen, Staatsanwaltichaften, dem Generallandesardjiv, dem Statiftischen 
Bureau, der Amvrtijationstafle ; 

Oberbuchhalter bei Zentralfaffen, auch bei den Zentralanftalten der Eifen- 
bahnverwaltung; 

Polizeikommiſſäre Gehaltsklaſſe 1.); 

Vermeſſungsreviſoren; 

Bezirks- und Forſtgeometer Gehaltsklaſſe I); 

Kanzleiſekretäre beim Miniſterium des Großherzoglichen Hauſes und der aus— 
wärtigen Angelegenheiten und bei der Geſandtſchaft in Berlin; 

Betriebskontroleure bei der Eifenbahnverwaltung ; 

Apothefenvermwalter an Staatsanftalten. 


F. Ord.-Buaßfl 4. 


Anfangsgehalt: 1900 AM. 
Höchftgehalt : 3800 .„M. 
Anfangszulage: 300 A nad) 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 250 AM. nad) je 3 Jahren. 


Vorftände von Blindenerziehungs- und Taubftummenanftalten (Gehaltsklaffe IL); 

VBorftände der landwirthichaftlichen Winterjchulen ; 

Vorſtand der Echnikereijchule ; 

Neallehrer, Gewerbelecehrer, Zeichenlehrer und Mufiflehrer 
(Gehaltsklaſſe L.). 


F. Ord.Zahl 5. 


Anfangsgehalt: 1900 M. 

Höchſtgehalt: 3500 Ab, 

Anfangszulage: 300 AM. nah 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M nach je 3 Jahren. 


Gerichtsſchreiber (ehaltsklaſſe J.); 

Reviſoren bei Bezirksämtern, auch als Gehilfen bei Landeskommiſſären; 
Kanzleiſekretäre, ſoweit nicht in F. 3 genannt; 

Zeichner Gehaletlafſ 15 

Oberbuchhalter der Bezirksſinanzverwaltung; 
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Obergrenzfontroleure; 

Zollverwalter (Gehaltsklaffe 1.); 

Vorſteher von Eijenbahnzollabfertigungsftellen (Gehaltsklaſſe TT.); 
Stationdfontroleure und Telegraphenfontroleure bei der Eijenbahn- 


verwaltung. 


F. Ord.-Bahl 6. 


Unfangsgehalt: 1000 M. 


Höchſtgehalt: 2200 Me. 

Anfangszulage: 200 Ak nad 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 M nad) je 3 Jahren. 

Bezirköthierärzte. 
F. Ord.-Bafl 7. 

Anfangsgehalt : 00 M 

Höchſtgehalt: 1200 M. 

Anfangszulage: 150 M nad) 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 125 AM nad) je 3 Jahren. 
Bezirksaſſiſtenzärzte. 


F. Ord.-Bafl 8. 
Feſter Gehalt: 900 AM. 
Badeärzte. 


Anmertung zu Abtheilung F. 


1. Bei ber Beförderung nad Abtheilung F. beträgt die Beförderungszulage (Gehaltsordnung $. 6 


Abſatz 1) durchweg 100 M. 
2. Wegen der Vorfteher von Eifenbahnzollabfertigungsftellen (Ord-HZahl 5) vergl. Anmerkung 2 zu 


Abteilung E. 
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3, In die erſte Gehaltsklaſſe der Real-, Zeichen- und Muſiklehrer (Ord-Hahl 4) kann der fünfte Theil 
aller etatmäßig angeſtellten Beamten dieſer Art einrücken. Ebenſo kann in die erſte Gehaltsklaſſe ber 
Gewerbelehrer der fünfte Theil aller etatmäßig angeſtellten Gewerbelehrer vorrücken. 

4. Die vor dem 1. Januar 1893 als Stationskontroleure (Gehaltsklaſſe 1.) angeſtellten Beamten, die 
jegt zu den Beamten unter Ord-Zahl 5 (Stationskontroleure) gehören, können im Gehalt und Neben- 
gehalt nad) den Beitimmungen unter Abtheilung F. Ord.»Zahl 6 des Gehaltstarifs vom 24. Juli 1888 
vorrüden. 

5. Bei den Bezirfsafjiftenzärzten (Orb. Zahl 7) ift der tarifmäßige Anfangs-, bei den Badeärzten 
(Ord.»Bahl 8) der feite Gehalt unbedingt maßgebend, aud wenn der Beamte vorher mit höherem 
Gehalt etatmäßig angeftellt war. 

6. Den Bezirksthierärzten (Ord-Zahl 6) wird für die Dauer ihres Verbleibens in diefem Amte wegen 
ihrer wandelbaren Dienftbezüge ein Betrag von 400 M in den Einfommensanihlag aufgenommen. 
7. Die Gebührenbezüge der Koftenbeamten und Sportelertrahenten werden, joweit fie den Betrag von 

200 M überfteigen, mit einem für jede Amtsjtelle befonders feftzufegenden Durdjichnittsbetrag auf 

den Gehalt in Anrechnung gebracht. 

8, Auf die Bezirfsaffiftenze und Badeärzte (Ord.-Zahl 7 und 8) und auf die Bezirksthierärzte (Drd.- 
Bahl 6) findet die Vorſchrift in 8. 22 Abſatz 2 des Beamtengejeges Anwendung. 

9. Dienftzulagen erhalten: 

a. die Borftände von Blindenerziehungs- und Taubftummenanftalten, Gehaltstlaffe II. (Ord.-Zahl 4) 
jährlich 200 4; 

b. die erften Lehrer (Vorftände) der Gewerbefchulen mit drei und mehr etatmäßigen Gewerbelehrern 
(DOrd.»Bahl 4) jährlid 400 .M, an Gewerbeichulen mit zwei etatmäßigen Gewerbelehrern der erfte 
derjelben jährlich 200 4; 

c. Polizeitommifjäre, Gehaltsklaſſe I. (Ord.»Zahl 3), bei ausschließlicher Verwendung im Dienfte der 
Kriminalpolizei jährlich 300 M, font jährlich 150 A; 

d. der als Sportelvifitator verwendete Revifor der Steuerdireftion (Ord-Zahl 3) jährli 300 „A. 
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Abteilung G. 


6. Ord.-Baft 1. 


Anfangsgehalt: 1800 M 

Höchſtgehalt: 3700 A. 

Anfangszulage: 300 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M nad) je 3 Jahren. 


Neallehrer, Gewerbelehrer, Zeihenlehrer und Mufiflehrer (Gehalts: 
flaffe II.) an Mitteljchulen, Lehrerbildungsanftalten, Gewerbeſchulen, Fach— 
ichulen für landwirtbichaftlichen, gewerblichen oder funftgewerblichen Unterricht, 
an Blindenerziehungd- und Zaubjtummtenanftalten, auch an Straf» oder an 
Heil und Pilegeanftalten oder als Beante der Landesgewerbehalle ; 

Wiſſenſchaftlich gebildete Aififtenten bei der landwirthichaftlich-botanifchen 
und landwirthichaftlich-chemischen Berjuchsanftalt, bei dem Zentralburean für 
Meteorologie und Hydrographie, jowie bei gewerblichen und funftgewerblichen 
Anftalten und an Hochſchulinſtituten und ähnlichen Anftalten, auch bei dem 
Statiftiichen Bureau; 

Objtbaulehrer; 

Defonomieinjpeftor bei der Heil- und Pflegeanftalt Emmendingen; 

Borftand der Probiranftalt für Edelmetalle. 


6. Ord.-Bafl 2. 


Anfangsgehalt : 1800 M 

Höchitgehalt : 3400 M 

Anfangszulage: 300 AM. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M. nad) je 3 Jahren. 


Reviſionsgeometer; 

Bezirks- und Forſtgeometer Gehaltsklaſſe IT), Trigonometer; 
Steuerkommiſſäre Gehaltsklaſſe IIL); 

Werkſtättevorſteher der Eiſenbahnverwaltung. 


XXXV. 329 
G. Ord.Zahl 3. 


Anfangsgehalt : 1700 M. 

Höchſtgehalt: 3000 Mb 

Anfangszulage: 300 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M nad) je 3 Jahren. 


Bahnerpeditoren 1. Klaſſe, Gütererpeditoren, Obertelegraphiften. 


G. Ord.-Bahl 4. 


Anfangsgehalt: 1600 M 

Höchitgehalt : 2900 M 

Anfangszulage: 300 MA. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M nach je 3 Jahren. 


Sefretariatsaffiftenten bei Minifterien, dem Oberlandesgericht, dem Ober: 
ftoatsanwalt, dem Vermwaltungsgerichtshof ; 

Revidenten bei Minifterien und der Oberrechuungsfammer ; 

Polizeifommifjäre Gehaltsklaſſe IT.); 

Zahlmeiſter des Gendarmerieforps; 

Bollverwalter (Vorftände der Unterfteuerämter und Nebenzollämter I. Klaſſe) 
Gehaltsklaffe U. 


G. Ord.Zahl 5. 


Anfangsgehalt: 1500 M. 

Höchſtgehalt: 2800 M. 

Anfangszulage: 200 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M. nad) je 3 Jahren. 


Sefretariatsafsfiftenten und Revidenten bei Kollegialmitteljtellen, Land: 
gerichten, Staatsanwaltichaften und dem Statiftiichen Bureau; 

Betriebsjefretäre und Betriebsafjiitenten bei ber Eijenbahn- und 
Dampfichifffahrtöverwaltung ; 

Regiſtratur- und Erpedituraffiftenten bei FKollegialmittelftellen, Land— 
gerichten, Stantsammwaltichaften und höheren Behörden, bei dem Geheimen 
Kabinet, der Gejandichaft in Berlin und dem Generallandesardhiv. 

55. 
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Buchhalter bei Zentralkaſſen, Bezirks- und Staatsanſtaltenkaſſen, Zentral: 
anftalten der Eijenbahn, Univerfitätsfaffen und Univerfitätsanftalten, Zentral- 
verwaltungen von Landesitiftungen; 

Sefretäre an Hochſchulen und deren Anftalten ; 

KRataftergeometer; 

Vermeſſungsaſſiſtenten; 

Brauereiverrechner, Schloßkaſſier (Domänenmvermwaltuug) ; 

Hauptamtsaſſiſtenten, Stenerkommiſſäraſſiſtenten; 

Grenzkontroleure, Steuerfontroleure, Reviſionsinſpektoren. 


G. Ord.Zahl 6. 


Anfangsgehalt : 1500 M 

Höchftgehalt : 2600 M 

Unfangszulage: 200 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 250 M nad) je 3 Jahren. 


Gerichtsſchreiber Gehaltsklaſſe 11.); 

Regiſtratoren bei Amtsgerichten und Bezirksämtern; 

Bolizeiaftuare; 

Gemeinderehnungsrevidenten, auch ala Gehilfen bei Landestommifjären. 


G. Ord.Zahl 7. 


Anfangsgehalt: 1400 ‚M 

Höchitgehalt : 2200 M. 

Unfangszulage: 200 M. nad; 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 A nad) je 3 Jahren. 


Berwaltungsajfiftenten bei Zentralfaflen, Hochſchulen, der Baugewerke— 
jchule, den Kunftgewerbeichulen, Staatsanftaltenverwaltungen, der Landes- 
gewerbehalle und ihrer Filiale, der Uhrmacherſchule, dem Statiftiichen Bureau, 
der Waſſer- und Straßenbauverwaltung, den Zentralverwaltungen von Landes: 
ftiftungen ; 

Aktnare bei Hochſchulen; 

Expeditions- und Telegraphenaſſiſtenten bei der Eiſenbahn- und Dampf- 
ſchifffahrtsverwaltung. 


— 


6. 
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Aumerkung zu Abtheilnug G. 


‚ Bei der Beförderung nad Abtheilung G. beträgt die Beförderungszulage (Gehaltsordnung $ 6 


Abſatz 1) durchweg 100 M 


. Die Stellen unter Drd.-Bahl 5, 6 und 7 (mit Ausnahme der Grenzkontroleurftellen) und die regels 


mäßig von da aus erreichbaren Stellen diefer Abtheilung find nur ſolchen Beamten zugänglich, weldye 
mindeitens eine Prüfung als — je nad) der Verwendungsart — Finanz: oder Eifenbahnaffijtent, 
Amtsrevident, Geometer, Altuar abgelegt haben; im Uebrigen vergleiche Tarifabtheilung J. Orb.» 
Bahl 3 und 6. 


. Nad) DOrd.-Zahl 2 gelangen nur die Vorfteher der größeren Werfftätten. 
. Bei den Kataftergeometern umfaffen die in Ord-Zahl 5 genannten Beträge für den Werthanichlag 


des geſammten Dienfteintommens auch den anjchlagsmäßigen Betrag des Wohnungsgeldes. Bei der 
Ergänzung ihres Gebührenertrages im Sinne des Schluhfages von $. 15 der Gehaltsordnung, Die 
nur in Erfrantungsfällen ftattfindet, fann ein Jahresbetrag von höchſtens 2000 M. zu Grunde 
gelegt werben. 


. Die Gebührenbezüge der Koftenbeamten und Sportelertrahenten werden, foweit fie den Betrag von 


150 4 überjteigen, mit einem für jede Amtsjtelle bejonders feftzujegenden Durhichnittsbetrag auf 
ben Gehalt in Anrechnung gebradt. 
Dienftzulagen erhalten: 
a. die erjten Lehrer (Borftände) der Gewerbejchulen mit drei oder mehr etatmäßigen Gewerbelchrern 
jährlich 400 M, an Gewerbefchulen mit zwei etatmäßigen Gewerbelehrern der erfte derjelben 200 „A ; 
b. die in Drd.-Bahl 2 genannten Beamten aus der Klaſſe der geprüften Geometer in der Höhe, daß 
fie fi an Gehalt und Nebengehalt auf 2200 4. ftellen ; 
c. Bolizeifommifjäre, Gehaltsklaſſe I. (DOrd.-Zahl 4), die ausjchliehlic im Dienfte der Kriminalpolizei 
verwendet find, jährlicd; 300 4; 
d. der Zahlmeifter des Gendarmerieforps (Ord-Zahl 4) jährlih 250 M. und nad fünfjährigem 
Bezug bderjelben im Ganzen jährlid 500 43; 
e, von den Borftänden der Nebenzollämter I. Klaſſe und Unteritenerämter (BZollverwalter, Orb. 
Bahl 4) die Inhaber der acht wichtigiten Stellen, joweit fie nicht der Gehaltsklaſſe I. angehören, 
jährlih 200 4; 
Nevifionsinfpektoren, Grenzfontroleure und Buchhalter bei Staatsanftaltenkaffen, aud) die als Bor: 
fteher von Eifenbahnzollabfertigungsftellen am Sig von Hauptämtern verwendeten Hauptamts- 
affiftenten und Revifionsinjpektoren (Ord-ZJahl 5) jährlid 200 4; 
g. 10 Regiftratoren oder Polizeiaftuare bei Bezirksämtern (Ord-HZahl 6), 
10 Regiftratoren oder Gerichtsjchreiber (Gehaltsflaffe 11.) bei Amtsgerichten (Ord-Zahl 6), 
830 Beamte der Ord-Hahl 5 aus dem Gejchäftskreije des Finanzminifterrums und 
10 ſolche Beamte aus dem Bereiche der Eifenbahnverwaltung jährlid; 200 M 


Fa | 
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Abtbeilung H. 


H. Ord.-Baßt 1. 


Unfangsgehalt : 1700 M 
Höchſtgehalt: 3000 Mi 
Anfangszulage: 200 M nach 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 250 M nad) je 3 Jahren. 


Techniſche Ajjiftenten bei der Wafler- und Straßenbau-, Hochbau: und 
Eijenbahnverwaltung, der Landesgemwerbehalle, ferner an den Fachſchulen für 
landwirthichaftlichen, gewerblichen und Eunjtgewerblichen Unterricht und ähn— 
lichen Anftalten ; 


Defonomen bei Heil und Pflegeanftalten und bei Strafanftalten ; 
Hauptmagazinsmeifter bei der Eifenbahnvermwaltung. 


H. Ord.-Bahf 2. 


Anfangsgehalt : 1600 M. 

Höchitgehalt : 2700 M 

Anfangszulage: 200 M. nach 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 M. nad) je 3 Jahren. 


Steuereinnehmer Gehaltsklaſſe 1); 

Material: und Hausverwalter bei der Generaldireftion der Staatseifen- 
bahnen; 

Zeichner Gehaltsklaſſe IL); 

Werfmeifter bei der Eifenbahn: und Miünzverwaltung, auch bei anderen ftaat- 
lichen Betrieben. 
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H. Ord.-Bafl 3. 


Anfangsgehalt : 1600 M 

Höchſtgehalt: 2500 M 

Anfangszulage: 200 A. nach 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 A nad) je 3 Jahren. 


Werfführer bei der Eiſenbahn, Salinen: und Münzverwaltung ; 
Filialmagazinsmeiſter. 


H. Ord.Zahl 4. 


Unfangsgehalt: 1600 M. 

Höchſtgehalt: 2400 Me. 

Anfangszulage: 200 M nad 2 Jahren. 
Ordentlihe Zulage: 200 M nad) je 3 Fahren. 


Gerihtsvollzieher Gehaltsklaſſe J.); 
Bahnmeiſter; 
Telegraphenmeiſter; 
Stationsmeiſter; 
Schiffskapitäne. 


H. Ord.Zahl 5. 
Anfangsgehalt: 1500 M 


Höchſtgehalt: 2100 Ak 
Unfangszulage: 120 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 120 A. nad) je 3 Jahren. 
Straßenmeifter; 
Brüdenmeifter; 
Dammmeifter; 


Kulturoberauffeher (Waſſer- und Straßenbauverwaltung, Domänenver- 
waltung). 
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H. Ord.-Zahl 6. 
Anfangsgehalt: 1400 M 


Lokomotivführer. 


Höchſtgehalt: 2100 M 

Anfangszulage: 200 M nach 2 Jahren. 

Ordentliche Zulage: 150 M nad je 3 Jahren. 
H. Ord.Zahl 7. 

Anfangsgehalt: 1500 Mh 

Höchſtgehalt: 2000 M. 

Anfangszulage: 200 M nad) 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 250 „HM. nad) je 3 Jahren. 


Gendarmerie-Oberwactmeifter. 


H. Ord.-Baff 8. 


Anfangsgehalt: 1250 M 

Höchſtgehalt: 2000 A. 

Anfangszulage: 150 AM. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 AM nad) je 3 Jahren. 


Zugmeiſter. 


H. Ord.Zahl 9. 


Anfangsgehalt : 1250 M. 

Höchftgehalt: 1800 M. 

Anfangszulage: 150 M nah 2 Yahren. 
DOrdentlihe Zulage: 150 M. nad) je 3 Fahren. 


Aktuare bei Bezirfsämtern, Staatsanwaltichaften, Gerichtshöfen und Umtsgerichten, 
auch als Gerichtsjchreibereigehilfen. 
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H. Ord.-Bafl 10. 


Anfangsgehalt : 1250 M 

Höchftgehalt : 1750 M. 

Anfangszulage: 100 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 100 AM. nad) je 3 Jahren. 


Hauslehrerinnen der Weiberftrafanftalt. 


H. Ord.-Baff 11. 


Anfangsgehalt: 1100 M 

Höchſtgehalt: 1500 M 

Anfangszulage: 100 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 100 AM. nad je 3 Jahren. 


Erpeditiond- und Telegraphengehilfinnen. 


H. Ord.-Baff 12. 
Mit freier Gehaltsfeſtſetzung. 


Hilfslehrer an Hochſchulen, joweit nicht nad) Abteilung F. gehörig; 
Erjte Gärtner an Hochſchulen und bei der Badanftaltenverwaltung ; 
PBräparatoren an Hodhjchulinftituten und Sammlungen. 


Anmertung zu Abtheilung H. 


. Bei der Beförderung nad) Abtheilung H. beträgt die Befürderungszulage (Gehaltsordnung $. 6 


Abſatz 1) durchweg 50 M 


. Die Stellen unter Ord-Zahl 9 find für die geprüften Aktuare beitimmt ; vergl. Anmerkung 2 zu 


Tarifabtheilung J. 


.Als Werfmeifter bei andern ſtaatlichen Petrieben (Ord-Zahl 2) fünnen Inhaber befonders wichtiger 


Maihiniftenftellen (Ubtheilung J. Orb.» Zahl 5) angeftellt werben, welche die Befähigung zum Lokomotiv— 
führer oder Werkführer der Eifenbahnverwaltung erlangt oder mindeftens durch Abjolvirung einer 
technischen Mittelfchule ihre Höhere Qualifitation dargethan Haben. 

Geſetzes- und Verordnungsblatt 15M. 56 
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4. 


5 


Auf die unter Drd.-Zahl 12 genannten Hiüfslchrer findet die Vorfchrift in 5. 22 Abſatz 2 bes 
Beamtengejehes Anwendung. 


5. Bei den Gerichtsvollziehern bezeichnen die in Ord-Zahl 4 genannten Beträge mit Ginzurechnung des 


anichlagsmäßigen Betrags des Wohnungsgeldes ben Werthanihlag des Dienſteinkommens; bei den 
am Schluß des Jahres 1894 bereits etatmäßig angeitellten Beamten wird ber bisherige Einfommens- 
anjchlag zumächit um 250 4 gemindert. Bei der Ergänzung des Gebührenertrages im Sinne bes 
Schlußſatzes von $. 15 der Gehaltsordnung kann ein Jahresbetrag von höchſtens 2100 4 zu 
Grunde gelegt werben. 


. Wandelbare Bezüge werden in den Einfommensanfchlag aufgenommen bei Lotomotivführern (Orb.- 


Zahl 6) mit 400 M, BZugmeiftern (Ord.-Hahl 8) mit 300 M, bei Schiffsfapitänen (Ord.»Zahl 4) 
mit 200 M 


. Auf ben Gehalt wird der Werthanfchlag des wandelbaren Dienfteintommens angerechnet bei Aktuaren 


(DOrb.»Zahl 9), foweit ihre Bezüge als Koftenbeamte oder Sportelextrahesten den Betrag von 100 ‚ik. 
überfteigen; ferner bei Sulturoberauffehern der Wafjer- und Straßenbauverwaltung (Ord.Zahl 5) 
mit 800 M, Dammmeiftern am Rhein und Straßenmeiftern (Ord-Zahl 5) mit 550 M, Damm- 
meiftern an Binnenflüffen mit 350 4. 


. Naturallieferung freier Dienftfleidung im Werthanſchlag von 50 #. erhalten Stationsmeifter und 


Schiffskapitäne (Ord-Zahl 4), Gendarmerieoberwachtmeifter (Ord.-Zahl 7), Zugmeifter (Ord.-Zahl 8). 


. Dienftzulagen erhalten: 


a. die Steuereinnehmer (Ord-Zahl 2) in Städten von mehr als 20000 Einwohnern jährlich 150 4, 
nad) zehnjährigem Bezug derjelben 300 4; 

b. die Bahnmeifter (Ord-Zahl 4) der 18 wichtigſten Bezirke und zwar 6 jährlich) 200 M, 12 jährlich 
100 M; 

. bie Gendarmerieoberwachtmeiiter (Ord-Zahl 7) jährlich 150 M; 

d. Altuare (Ord-Zahl 9) bei Staatsanwaltichaften jährlich 100 M, nad fünfjährigem Bezug jährlich 
200 4; 

e. die Expeditions- und Telegraphengehilfinnen (Ord-Hahl 11) jährlich 100 4 


ge) 
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Abtbeiflung J. 


I. Ord.-Bußf 1. 
Anfangsgehalt: 1400 M 
Höchſtgehalt: 2800 A 
Anfangszulage: 200 M nat 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 200 A. nad) je 3 Jahren. 
Borfteher der Eifenbahnbilletdruderei. 


J. Ord-Zußl 2. 
Anfangsgehalt : 1500 M 
Höchftgehalt: 2300 M 
Unfangszulage: 150 M. nad) 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 200 M. nach je 3 Jahren. 


Oberaufjeher bei Strafanftalten und beim polizeilichen Arbeitshaus; 
Münzmechanikus. 


J. Ord.Sahl 3. 


Anfangsgehalt: 1400 M. 

Höchſtgehalt: 2300 4 

Anfangszulage: 200 AM. nad 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 200 A& nad) je 3 Jahren. 


Kanzleiafjiftenten bei Minifterieh, der Oberrechnungskammer, dem Geheimen 
Kabinet, der Geſandtſchaft in Berlin, dem Oberlandesgericht, dem Verwaltungs: 
gerichtähof ; 

Bureanafjiftenten bei den vorgenannten Behörden und beim Statiftiichen 
Burean. 

56. 
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J. Ord.-Bafl 4. 


Anfangsgehalt: 1450 M. 

Höchſtgehalt: 2100 M 

Anfangszulage: 150 M. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 AM. nad) je 3 Jahren. 


Steuereinnehmer (Gehaltäffafje II.); 

Magazins, Betriebd- und Werkaufſeher und Salinenfhreiber bei 
der Salinenverwaltung, auch Betriebsaufjeher bei dem Steinbruchbetrieb 
in Vormberg; 

Hafenmeifter; 

Bahnerpeditoren 11. Klaſſe. 


J. Ord.-Bafl 5. 


Anfangsgehalt: 1400 AM. 

Höchſtgehalt: 2100 M. 

Anfangszulage: 150 M nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 M nach je 3 Jahren. 


Aufſeher bei der Landesgewerbehalle und bei den Kunftgewerbeichulen ; 
Maſchiniſten bei jtaatlichen Betrieben ; 
Bermwalter und Hausmeifter bei der Babdanftaltenverwaltung. 


J. Ord.-Bahl 6. 


Anfangsgehalt: 1300 M. 

Höchſtgehalt: 2100 M 

Anfangszulage: 150 A nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 M nad) je 3 Jahren. 


Bureauasfiftenten, foweit nicht unter einer andern Ordnungszahl der Ab— 
theilung J. befonders genannt. 
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J. Ord.Zahl 7. 


Anfangsgehalt: 1250 M. 

Höchſtgehalt: 2000 AM 

Anfangszulage: 200 M nad; 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 M nad) je 3 Jahren. 


Kanzleiaffiftenten bei Kollegialmittelitellen, Landgerichten, Staatsanwaltſchaften 
und Zentralkaſſen; 

KRanzleiafjiftenten und Verwaltungsgehilfen bei Strafanftalten, Heil: 
und Pflegeanftalten, Zentralverwaltungen von Landesftiftungen, beim Statiftijchen 
Bureau, bei der Landesgewerbehalle, bei den Hochſchulen und deren Inſtituten; 

Werkſchreiber, Billetdruder und Magazinsaufjeher bei der m 
bahnvermwaltung; 

Maſchinenleiter bei der Dampficifffahrt. 


J. Ord.-Baßt 8. 


Anfangögehalt : 1250 M 

Höchſtgehalt: 1950 M 

Anfangszulage: 150 M. nad) 2 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 M nad) je 3 Jahren. 


DOberpedelle an Univerfitäten; 
Gerichtsvollzieher Gehaltsklaſſe IL). 


J. Ord.-Bahl 9. 


Anfangsgehalt: 1200 AM 

Höchſtgehalt: 1900 AM. 

Anfangszulage: 150 M. nad) 2 Jahren. 
Orbdentlihe Zulage: 150 AM nad je 3 Jahren. 


Oberaufſeher bei Amts: und Kreisgefängniffen mit Regie; 

Obermwärter bei den Univerfitätsirrenflinifen und den Heil: und Pflegeanftalten ; 
Hausmeijter bei Heil: und Pflegeanftalten ; 

Schifffahrts- und Fijchereiauffeher am Bodenſee; 
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Bureauaſſiſtenten bei Bezirksſtellen der Waſſer- und Straßenbauverwaltung 
und bei Bezirksgeometern; 

Gehilfen bei Steuereinnehmereien und Unterſteuerämtern; 

Nebenzollamtsaſſiſtenten; 

Küfermeiſter (Domänenverwaltung); 

Platzſteuermann. 


J. Ord.-Zahf 10. 


Anfangsgehalt: 1150 M. 
Höchſtgehalt: 1850 Mb 
Aufangszulage: 150 M na) 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 „M. nad je 3 Jahren. 
Aufſeher I. Klafje bei Strafanftalten und Negiegefängniffen und beim polizei— 
lichen Arbeitshaus; 
Bauaufjeher (beim Hochbau). 


J. Ord.-Bahl 11. 


Anfangsgehalt: 1400 M. 

Höchſtgehalt: 1800 Mb 

Anfangszulage : 100 M nad) 2 Jahren. 

Ordentliche Zulage: 150 M nad je 3 Jahren. 
Bolizeimadhtmeifter; 
Gendarmeriewadhtmeijter; 
Steueroberauffeber. 


J. Ord.-Baff 12. 


Anfangsgehalt: 1150 M. 

Höchſtgehalt: 1800 M. 

Anfangszulage: 150 M nach 3 Jahren. 

Ordentliche Zulage: 150 M nad) je 3 Jahren. 
Berittene Örenzauffeber; 


Reviſionsaufſeher; 
Schleußenwarte. 
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Anmerlung zu Abtheilung J. 


. Bei ber Beförderung nad Wbtheilung J. beträgt die Beförberungszulage (Gehaltsorbnung $. 6 


Abſatz 1) durchweg 50 Mr 


. Die — abgefehen von den Kanzleiaffiitenten — im Regiftratur:, Erpebitur- ıc. Dienfte der Zentral- 


ftelen und jonftigen Behörden, auch im Bezirfsdienfte verwendeten Affiftenten ꝛc, deren Einreihung 
in Tarifabtheilung G. und H. nad Anmerkung 2 dafelbft nicht zuläffig ift, werden je nach der Art 
oder der Stelle ihrer Verwendung in die Tarifabtheilung J. Orbnungszahl 3 oder 6 als Bureauaffiftent 
eingereiht. Soweit ein Beamter auf Grund der Borfchriften der Gehaltsordnung vom 24. Juli 1888 
in eine Kategorie der Tarifabtheilung G. oder H. eingereiht worden ift, behält e8 dabei fein Bewenden. 


. Mafchiniften bei ftaatlihen Betrieben (Ord.-Zahl 5), die vor dem 1. Januar 1893 als Mafchiniften 


I. Klaſſe (Abtheilung J. Ord.Hahl 2 des Gehaltstarifs vom 24. Juli 1888) etatmäßig angeftellt 
waren, fünnen im Gehalt ausnahmsweiſe bis auf den Betrag von 2700 „A. vorrüden. 


. Bei den Gerichtsvollziehern bezeichnen die in DOrd.-Zahl 8 genannten Beträge mit Hinzurechnung des 


anjchlagsmäßigen Betrags des Wohnungsgeldes den Werthanfchlag des Dienfteintommens; bei den 
am Schluß des Jahres 1894 bereits etatmähig angeftellten Beamten wird der biöherige Einfommens- 
anjchlag zunächſt um 170 M. gemindert. Bei der Ergänzung des Gebührenertrags im Sinne des 
Schlußfages von $. 15 der Gehaltsordnung kann ein Jahresbeitrag von hHöchftens 1800 „4. zu Grunde 
gelegt werben. 


. Banbelbare Bezüge werden in den Einfommensanihlag aufgenommen bei Mafchinenleitern (Ord. 


Bahl 7) mit 200 M 


. Den Oberpebellen (Ord-HZahl 8) wirb der Werthanfchlag der wandelbaren Beziige auf den Gehalt 


angerechnet. 


. Raturallieferung freier Dienftfleidung im Werthanfchlag von 50 M erhalten Oberpebelle (Ord.-Bahl 8), 


Oberaufjeher (Ord.- Zahl 2 und 9), Plapfteuermann (Orb.-Zahl 9), Aufſeher I. Klaſſe (Orb.-Bahl 10), 
Gendarmeriewachtmeilter und Steneroberauffeher (Orb. Zahl 11), berittene Grenzauffeher und Revi— 
fionsaufjeher (Ord.-Zahl 12). 


. Poligeiwachtmeifter Ord-Zahl 11) erhalten zur Beihaffung der Dienftlleidung einen Pauſchbetrag 


von jährlich 100 M. unter Aufnahme diejes Betrages in den Einfommensanjclag. 


. Dienftzulagen erhalten: 


a. der Oberauffeher beim poligeilihen Arbeitshaus (Ord-Zahl 2) nah Erreichung des Höchſtgehaltes 
und Zurüdlegung einer weiteren Zulagefrift jährlich 100 M.; 

b. Bureauaffiftenten bei Minifterien zc. (DOrd.Zahl 3) jährlih 200 M, Bureauaffiftenten ber Orb.- 
Bahl 6 jährlid 100 M; 

e. Kanzleiaffiftenten bei Staatsanwaltichaften (Orb. Zahl 7) jährlih 100 M, nach fünfjährigem 
Bezug jährlih 200 M; 

d. Strafanftalts= und Arbeitshausauffcher (DOrd.-Zahl 10), die einen Gewerbszweig leiten, jährlich 100 M; 

e. Strafanftaltsauffeher (Ord.-Zahl 10) für den Mefpnersdienft jährlih 50 M; 

f. Bolizei- und Gendarmeriewachtmeifter (Ord.Hahl 11) für Die Dauer der ausschließlichen Ver- 
wendung im Dienste der Sriminalpoligei jührli 250 M, andere Gendarmeriewachtmeiſter jühr- 
lid) 150 M 
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Abttzeilung K. 


K. Ord.Zahl 1. 


Unfangsgehalt : 1200 M. 

Höchſtgehalt: 1700 M 

Anfangszulage: 150 M nad) 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 120 M nad) je 4 Jahren. 


Billetausgeber I. Klaſſe; 
Oberſchaffner; 
Wagenrevidenten; 
Steuermänner. 


K. Ord.Zahl 2. 


Anfangsgehalt: 1250 M. 
Höchſtgehalt: 1650 M 
Anfangszulage: 160 A. nad 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 120 A nad; je 4 Jahren. 


Bolizeifergeanten; 

Steuereinnehmer Gehaltsklaſſe 111.); 

Badmeifter, Trinthalleverwalter, Theatermeilter, 
beleuchter bei der Badanftaltenverwaltung. 


Theater: 
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K. Ord. Sahl .3. 


Anfangsgehalt: 1100 M. 

Höchftgehalt : 1650 M 

Unfangszulage: 150 M nad) 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 150 AM. nad) je 4 Jahren. 


KRanzleidiener bei den Minifterien, der Oberrechnungskammer, dem Ober: 
(andeögericht, dem Verwaltungsgerichtshof, Geheimen Kabinet, den Kollegial- 
mitteljtellen, der Baudirektion, dem Generallandesarhiv, dem Statiftifchen 
Bureau; 

Diener der Ständefammern, der Kunftichule, der Hof- und Landesbibliothek, der 
Univerfitätsbibliothefen, der Naturalienſammlung, der Alterthumshalle ; 

Kaſſendiener bei den Zentralfaflen ; 

Gefangenwärter; 

Hausmeiſter, Pedelle, Gärtner, Laboranten an Hochſchulen und Hoch— 
ihulanftalten ; 

Hauswart der vereinigten Sammlungen ; 

Stempelverwaltungsgehilfe; 

Wangmeifter, Lagerhausaufſeher, Hafenmeiftergehilfen (Boll 


verwaltung). 
L. Ord.Zahl 4. 
Anfangsgehalt: 950 M. 
Höchſtgehalt: 1650 M 
Anfangszulage: 150 M uach 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 150 M, nad je 3 Jahren. 


Aufjeher I. Klafje bei Strafanftalten und Regiegefängnifien und beim polizei- 
lichen Arbeitshaus; 
Biüteraufjeher Gehaltsklaſſe 1.); 


Gebäudeaufjeher (Domänenverwaltung). 
Geſetzes- und Verordnungsblatt 1994. 57 
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K. Ord.-Baff 5. 


Anfangsgehalt : 1200 M. 


Höchſtgehalt: 1600 Mk. 
Anfangszulage: 160 M nad) 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 120 HM. nad) je 4 Jahren. 
Steueranffeher; 
2ofomotivheizer; 
Schiffsheizer; 
Heizer im Gebäude der Generaldirektion der Staatseiſenbahnen und im Samm— 
lungengebäubde ; 


Kafjiererinnen, Badmwärter, Weißzeugbeſchließerinnen, Bad: 
aufjeherinnen bei der Badanjtaltenverwaltung. 


K. Ord.-Bafl 6. 


Anfangsgehalt: 1100 AM. 

Höchftgehalt : 1500 M 

Anfangszulage: 100 M. nach 3 Jahren. 

Ordentliche Zulage: 120 M nach je 4 Jahren. 
Zolleinnehmer (auch als Anſagepoſtenverwalter). 


K. Ord.Sahl 7. 


Anfangsgehalt: 1000 M 
Höchſtgehalt: 1450 M 
Anfangszulage: 120 AM. nach 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 120 M nad) je 4 Jahren. 
Diener (Amtsdiener, Kanzleidiener, Kafjendiener, Hausdiener, Pförtner) : 

bei Landestommiflären ; 

bei Landgerichten und Staatsanwaltjchaften ; 

bei Amtögerichten und Bezirksämtern ; 

bei Hochſchulen; 

bei der Landesgewerbehalle und deren Filiale, der Uhrmacherſchule, der 
Schnigereifchule ; 

bei den Kunftgewerbejchulen, der Baugewerfefchule, den Meitteljchulen, den 
Lehrerbildungsanftalten ; 

bei Bezirköfinanzitellen ; 


XXXV. 


Steuerboten; 


345 


Grenzaufjeher, Hafenaufjeher, Gewichtsſetzer, Schifföbegleiter, 


Rübenzuder: und Salzfteueraufjeher; 


Münzgebilfen; 


Wagenwärter, Pförtuer, Bureaudiener bei Bezirks: und Lokalſtellen 


der Eijenbahnvermwaltung ; 


Schleppſchiffführer, Schiffsfafjiere, Unterfteuermänner. 


K. Ord.-Baff 8. 


Anfangsgehalt: 900 M 
Höchſtgehalt: 1450 M 
Anfangszulage: 150 M nad) 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 120 M nad) je 4 Jahren. 


Schaffner. 


K. Ord.-Baff 9. 


Anfangsgehalt : 1150 AM. 


Hödjitgehalt : 1400 .M. 

Anfangszulage: 100 M nad) 3 Jahren. 
Ordentliche Zulage: 100 A, nad) je 4 Jahren. 

Schutzmänner. 
K. Ord.-Bahl 10. 

Anfangsgehalt: 1100 AM. 

Höchftgehalt : 1400 M. 

Unfangszulage: 100 M nach 3 Fahren. 


Ordentliche Zulage: 100 A: nad je 4 Fahren. 


Sendarmen. 


57. 
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L. Ord.-Baßl 11. 


Anfangsgehalt: 900 M 
Höchitgehalt : 1300 M 
Anfangszulage: 100 M nad) 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 120 M nach je 4 Jahren, 


Oberauffeherinnen bei den MWeiberftrafanftalten und beim polizeilichen 
Urbeitshaus ; 

Arbeitslehrer bei der Blindenerziehungsanitalt ; 

Werkmeifter, Wärter, Kanzleidiener, Gärtner, Thorwarte, 
Brunnenmeifter und Heizer bei Heil- und Pflegeanftalten ; 

Wirthſchafterin bei der Objtbaufchule ; 

Nebenzollamtsdiener, Unterftenueramtsdiener. 


K. Ord.-Bahl 12. 


Anfangsgehalt: 800 M 
Höchſtgehalt: 1200 M. 
Anfangszulage: 100 M nad) 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 120 M nad) je 4 Jahren. 


DObermwärterinnen und Weißzeugbejchließerinnen bei Univerfitäts- 
anftalten und bei Heil- und Pflegeanftalten. 


K. Ord.-Zahl 13. 


Anfangsgebalt : 800 M. 
Höchſtgehalt: 1200 M 
Anfangszulage: 100 M nah) 3 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 100 M nach je 4 Jahren. 


Süteraufjeher (Gehaltsflaffe II.); 
Gartenauffeher (Domänenverwaltung). 
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K. Ord.Zahl 14. 


Anfangsgehalt: 700 M 
Höchſtgehalt: 1100 M. 
Anfangszulage: 80 M nad) 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 80 AM nad) je 4 Jahren. 


Erjte Aufjeherinnen bei Weiberftrafanftalten und beim polizeilichen Arbeitshaus ; 
Forſtwarte Gehaltsklaſſe 1.). 


K. Ord.Sahl 15. 


Anfangsgehalt: 700 M. 
Höchſtgehalt: 1000 M. 
Anfangszulage: 60 M. nad 2 Jahren. 


Ordentliche Zulage: 60 HM. nad) je 4 Jahren. 
Uuffeherinnen bei Weiberftrafanftalten umd beim polizeilichen Arbeitshaus. 


X. Ord.-Baßl 16. 


Anfangögehalt : 700 M 
Höchſtgehalt: 950 M 
Anfangszulage: 50 M nad) 2 Jahren, 


Ordentliche Zulage: 50 .M. nad) je 4 Jahren. 


Weichenwärter und Bahnmwärter. 


K. Ord.-Badt 17. 


Anfangsgehalt: 600 M 
Höchſtgehalt: 800 Ak 
Anfangszulage: 50 AM. nach 2 Fahren. 


Ordentliche Zulage: 50 M nad) je 4 Jahren. 
Wärterinmen bei Heil: und Pflegeanftalten ; 
Forſtwarte (ehaltsklaſſe 1.); 

Güteraufſeher Gehaltsklaſſe ILL.) 
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Anmerkung zu Abtheilung K. 


1. Bei der Ernennung eines Schutzmauns (Ord.«Zahl 9) zum Polizeifergeanten (Orb.-Zahl 2) wirb 
eine Beförberungszulage von 50 M. gewährt. 

2. Wandelbare Bezüge werden in den Einfommensanjchlag aufgenommen bei Oberichaffnern (Orb. 
Zahl 1) mit 300 M, Steuermännern (Ord.sZahl 1) mit 150 M, Lofomotivheizern (Ord.-Zahl 5), 
Wagenwärtern (Ord.-Zahl 7) und Scaffnern (Ord.: Zahl 8) mit 200 M., Schiffsheizern (Ord. 
Zahl 5), Schleppiciffführern, Schiffstaffieren und Unterftenermännern (Ord.»Zahl 7) mit 100 M 

3. Auf den Gehalt wird der Werthanfchlag des wandelbaren Dienfteinfommens angerechnet: 

a. bei den Badmeiftern (Ord-HZahl 2), den Kaffiererinnen, Badwärtern Weißzeugbeſchließerinnen und 

Badaufjeherinnen (Ord-Zahl 5) mit dem hälftigen Betrag; 

. den Steuerboten (Ord.-Zahl 7) mit dem Jahresdurchichnitt ; 

. den Ständefammerdienern (Ord-Zahl 3) mit höchſtens 150 43; 

. ben Kanzleidienern (Ord,- Zahl 3) mit höchſtens 150 M; 

. ben Kafjendienern (Ord-Zahl 3) mit hödjitens 150 M; 

den Dienern der Bezirkäfinanzitellen (Ord-HZahl 7) mit höchſtens 100 4, 
bei den unter d. und e. Genannten, foweit dDadurd der Baargehalt nicht unter 1400 .M, 
bei den unter f. Genannten, foweit er nicht unter 1300 4 finkt; 

g. ben Gefangenwärtern (Ord. Zahl 3) in dem Maße, daß der Baarbezug an Gehalt nicht unter 
1150 4. finft; 

h. den Dienern bei Landgerichten und Staatsanwaltichaften (Ord-HZahl 7) mit höchſtens 150 4, 
joweit dadurch der Baarbezug an Gehalt nicht unter 1300 4 ſinkt; 

i. den Amtsgerichtsdienern (Ord-Zahl 7) mit Gefängniß- oder mit Hilfsgerichtsvollziehersdienft, 
joweit die wandelbaren Bezüge den Betrag von 150 4 überfteigen. 

4. den Bahn: und Weichenwärtern (Ord.»Zahl 16) wird der Genuß freier Wohnung zugefichert. 

5. Naturallieferung freier Dienftkleidung im Werthanſchlage von 50 4M erhalten Billetausgeber, Ober: 
Ichaffner und Steuermänner (Ord.»Zahl 1); Kanzleidiener, Diener der Ständelammern, der Kunft- 
ſchule, der Hof» und Landesbibliothek, der Univerfitätsbibliotheten, der Naturalienfammlung, der 
Alterthumshalle, Kafjendiener, Gefangemwärter, Hausmeister und Pedelle an Hodjchulen, Hauswart 
der vereinigten Sammlungen (Ord.» Zahl 3); Strafanftalts:, Gefüngniß- und Arbeitshansauffeher 
(Ord.-Zahl 4); Stenerauficher (Ord.- Zahl 5); Diener bei Landesfommifjären, Landgeridgten, Staats» 
anwaltichajten, Amtsgerichten, Bezirfsämtern und Bezirksfinanzjtellen, Steuerboten, Grenzauffeher, 
Hafenaufſeher, Schiffsbegleiter, Rübenzudere und Salzfteneraufjeher, Wagenwärter, Pförtner, Bureau— 
diener, Scleppichiffführer, Schiffskaffiere und Unterftenermänner (Ord-Hahl 7); Scaffuer (Ord» 
Zahl 8); Gendarmen (Drd.Zahl 10); Nebenzollamts: und Unterjteneramtsdiener (Ord.»Zahl 11); 
ferner im Anjcdlag von 25 M Bahn: und Weichenwärter. 

6. Als Pauſchbeträge zur Beſchaffung der Dienftlleidung erhalten Polizeifergeanten (Ord.-Zuhl 2) 
jährlid 100 M, Schugmänner (Ord.-Zahl 9) jährlid) 90 MA, unter Aufnahme diefer Beträge in den 
Einkommensanſchlag. Dienitzulagen zur Beſchaffung der Dienftlleidung erhalten Oberaufjeherinnen, 


> 


mr m 9% 
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Erjte Aufſeherinnen und Aufjeherinnen bei den Strafanftalten und dem Arbeitshaus (Ord.-Zahl 11, 

14 und 15) jährlid; 20 M 

7. Dienftzulagen erhalten ferner: 

a. für die Dauer der ausjchlieglichen Berwendung im Dienjte der Kriminalpolizei: Polizeifergeanten 
(Ord.-BZahl 2) jährlih 200 M, Schugmänner (Ord.-Zahl 9) und Gendarmen (Ord.-Zahl 10) 
jährlich 150 4; 

b. Strafanſtalts- und Arbeitshausauffeher (Ord.-Zahl 4) für den Meßnersdienſt jährlich 50 Mr; 

e. die einen Gewerbszweig leitenden Strafanftalt3- und Arbeitshausanffeher (Ord-Zahl 4) jährlich 
100 M; im Fall der Beförderung zum Aufieher 1. Klaſſe kann der die Beförderungszulage über: 
fteigende Theil dieſer Dienftzulage vorerft als Nebengehalt im Simme von 8. 12 Abſatz 1 der 
Gehaltsorbnung belaffen werden, jofern nicht der befürderte Beamte alsdann die nach Ziffer 94. 
der Anmerkung zu Abtheilung J. vorgejehene Dienjtzulage erhält; 

d. Gendarmen (Ord.-Zahl 10) für die Dauer der Verwendung als Fouriere oder berittene Gen- 
darmen jährlich 150 M, als Stationsfommandanten jährlich 100 MA., ohne eine Verwendung dieſer 
oder der unter a, bezeichneten Art jährlich 50 AM; 

e, von den Zolleinnehmern (Ord.-Zahl 6) die Inhaber der ſechs wichtigften Stellen jährlidy 150 4; 

f. die ald Oberaufjeher verwendeten Hafenaufjeher (Ord.-Zahl 7) in Mannheim jährlich 150 „ ; die 
als Poftenführer verwendeten Grenzaufjfeher (Ord-Zahl 7) jährlid) 60 M, diejenigen in Bajel und 
Konftanz jährlich 100 AM; 

g. Gärtner und Brummenmeifter (Ord.-BZahl 11) innerhalb des Höchſtgehalts jährlich 100 AM; 

h. Beichenwärter (Orb.-Zahl 16) als Stationszulagen je nad; der Schwierigkeit des Dienftes jährlid) 
100, 125, 160, 200 oder 250 M, außerdem nad) vierjährigem Bezug des Höchitgehaltes Dienft- 
zulage von jährlid) 50 A. 


Gemeinfame Bemerkung 
zu verjchiedenen Tarifabtheilungen. 


Die bei der Verfiherungsanftalt Baden, beim Borftande der landwirthichaftlichen Berufs- 
genoſſenſchaft und bei der Berbandsverwaltung der Nindviehverjicherung angeftellten etatmäßigen 
Beaniten werden, ſoweit fie im Gehaltstarif nicht ausdrücklich genannt find, nach näherer 
Beitimmung im Staatsvoranjchlag den gleichartigen Beamten bei Kollegialmitteljtellen und 
Bentralfaffen gleichgeachtet. 

Welche Amtsftellen der badiichen Eifenbahnverwaltung für die badijchen Beamten im 
Dienste der Main-Nedarbahn maßgebend jein jollen (Gehaltsordnung $. 19), richtet fich nad) 
der jedesmaligen Beftimmung im Staatsvoranſchlag. 
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Wohnungsgelod-Tarif. 








— Jahresbetrag des Wohnungsgeldes für die Ortsflafie | 














Ortsklaſſe I: 


Ortöffaffe II: 


Ortsklaſſe III: 


Ortsklaſſe IV: 




















| Il. | 
— 
— — 
| 
ERRE 
330 250 
260 | 180 | 
— — 
200 | 150 
—— — — — — — — — —— 
250 | 180 140 | 100 





Ortsklaffen. 


Die Gemeinden Baden, Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, Konftanz, Mann: 
heim, Pforzheim. 

Die Gemeinden Brögingen, Bruchſal, Durlach, Emmendingen, Ettlingen, Räfer- 
thal, Kehl, Lahr, Lörrach, Mosbach, Offenburg, Raftatt, Sädingen, St. Blafien, 
Schopfheim, Triberg, Waldshut, Weinheim, Zell i. W. 

Die Gemeinden Achern, Bretten, Bühl, Donaueidingen, Eberbadh, Engen, 
Eppingen, Furtwangen, Gernsbach, Hornberg, Kleinlaufenburg, Lauda, Miüll- 
heim, Nedaran, Nedargemünd, Neuſtadt, Oberkirch, Radolfzell, Schwetzingen, 
Singen, Stodad), Tauberbiichofshein, Thiengen, Ueberlingen, Billingen, 
Waldkirch, Wertheim, Wiesloch. 

Alle übrigen Gemeinden des Großherzogthums. 


drug und Verlag von Malſch & Bogel in Karlsruhe. u 
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Gefebes- und Berordönungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Samftag den 28. Juli 1894. 


Inhalt. 


Gefeis: Zweiter Nachtrag zu dem Gele, bie Feitftellung des Staatshaushaltsetats fir die Jahre 1894 und 1895 betreffend. 
Verordnung bed Minifteriumd ber Finanzen: ben Vollzug bed Gefepes über bie Abänderung bes 
Kunftweinftenergeiched vom 21. uni 1894 betreffend. 


Geſttz. 


(Bom 9. Juli 1894.) 


Zweiter Nachtrag zu dem Geſetz, die Feitftellung des Stantshaushaltsetats für die Jahre 1894 und 
1895 betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 


Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen, wie folgt: 


Artikel l. 


Der dem Gejeh vom 29. April 1894 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 181) ala 
Beilage 1 beigefügte Haushaltsetat der allgemeinen Staatöverwaltung und die ald Beilage 4 
beigefügte Zufammenftellung der Spezialbudgets der ausgejchiedenen VBerwaltungszweige für 
die Jahre 1894 und 1895 erleiden die aus der Anlage erfichtliche Aenderung. 


Artikel 2. 


Um die hiernach feftgeftellte Mehreinnahme der allgemeinen Staatsverwaltung mit 24 058 M. 
vermindert fich der im Artikel 2 des oben erwähnten Geſetzes feftgeftellte Fehlbetrag von 
5230157 M 63 4; diefer beträgt fomit 5206099 AM. 63 und mit Hinzurechnung des 


Geſehes und Verordnungsblatt 1894. 58 
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durch Geſetz vom 21. Juni 1894 feſtgeſtellten Nachtrags über einen außerordentlichen Aufwand 
von 6480 4 ſchließlich 5212579 M. 63 „. Die zur Deckung dieſer Summe erforderlichen 
Mittel find durch einen außerordentlichen, in den folgenden Etatperioden wieder zu erjeßenden 
Zuſchuß aus der Amortijationstafle zu bejchaffen. 


Urtifel 3. 


Das Finanzminifterium ift mit dem Bollzuge beauftragt. 


Gegeben zu St. Blajien, den 9. Juli 1894. 


Friedrid). 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchjten Befehl: 
Dr. Bauer. 


Budhenberger. 
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Anlage. 


Die in Beilage 1 und 4 des Finanzgefehes vom 29. April 1894 aufgeführten Ausgaben 
und Einnahmen werden unter den nachbezeichneten Abteilungen und Titeln durch die beige: 


fügten Beträge erjegt: 








| DOrdentlicher | | Seünftig 











\ Etat | weg⸗ 

18395. ſetend 
| 4 
1. Allgemeine Staats: | | 
verwaltung. | I 
(Beilage 1 des Finanz- | 
gejebes.) i 

Ausgabe, | 
A. Staatsminifterium. 

Titel L. (unverändert) | 1876269| — 
—— 121652 | 800 
„TU (unverändert) 14.081 208 | — 
„IV. desgl. 

„V. desgl. 
„VI. desgl. 


Summe A.. 





B. Minifterinm des Grohh. 


Hauſes und der auswärtigen, 


| 








Angelegenheiten. | | 
Titel 1.. . 118197 | — 
— 40640 4320 
„II... 40018 — 
IV. (unverändert) | 26628 — 
„V. desgl. | 1424| — 
Summe B... 239687 4320 





Ordentliche | K Künftig 





zu 
C. Minifterinm der . ER 


Etat | meg« 
189%. E BUME 
ur. Me 





des Kultus und Unterrichts. 
Titel 1. | 


ui. 
IB, sh 
We ya 
. (unverändert) ‚ 
WEL .::; .% 


re] 
una 
XL. .l 
XII. (unverändert) 


Summe O.. .| 

| 

D. Minifterium des mern. | 
Titel L. 


u 
— 
„VI. (unverändert) 
„VII. desgl. 
„VIII. desgl. 
IX... 


” 








187 600 700 
806 593 90 
221693 440 


2236 368 | 93940 
1329 920 | 
1251525 


2460 
346832 2400 
8027194 , 14377 
210568, 3600 
8670, 
49 972 


| 14.830 854 1138257 


229530 
60.012 | 
54194 

173.060 
35550 

1950 
182051 — 
16 800 | 
3906470 


| m 





940 








Uebertrag . 


J 4479386 | 1140 
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Ordentlicher Künftig 








D. Miniferinm ı des Inneru. 


Uebertrag . 


Titel X. 


xXvu. 


=. EIER. 


XX. desgl. 
Summe D. . 


E. Ainanzminifterium. 











XVII (uneränder) 





Titl 1. 
LVI. 
II. . 
—— 
V.- 
VI. 
„VII.. 
„VIII.. 
IMIX. (unverändert) | 
„X. desgl. 
„XI. desgl. 
Hiezu Voranſchlag der 
Beamtenwittwenkaſſe 
für 1895 | 


in Ausgabe 2176868 
Titel XH. ; 
„ AI. (unverändert) 


Summe E. . 


| 


i 














Etat weg— 
| 1895. —X 
4 m 
4479386 | 1140 
877172) 700 
535 | — 
1404 756 | — 
114784 — 
82560 | — 
116160 | — 
4272801 — 
4465906 | 6355 
5010| — 
18180 | — 
2940| — 
12074205 | 8195 
121352 | 2640 
50300) 100 
224252 | 7280 
4999333 | 1000 
570642! — 
3983345 | 5530 
2216524| 20 
3339| — 
2590501 — 
2750000| — 


3561700 ' 3700 
| 
| 
| 
I 
J 


17070 
4.659 


18791 626 | 20270 





— — 


F. Oberrecdhinnugstammer. | 


Wiederholung. 


Summe A.. 
B.. 


O.. 
=. Di 
E. 
Ei; 
Summe der Ausgabe 


Künftig 
weg⸗ 
fallend. 


| 

Ordentlicher 
Etat 
1895. 








16. 616559 
239 687° 
‚| 14.830854 


800 
4320 
138257 
8195 

| 20270 
| 2.000 


| 62 654524 [173 842 





Gegenüber der Feititel-| 
(lung des Finanzgeſetzes 


vom 29. April 1894 mit 


Mehr-Ausgabe 
dazu 
Außerordentlider 
Etat. 


D. Minifterium des Iunern. | 


Titel XI. 8. 3 a, Bei: 
träge zu der Verſorg— 


ung der Nathichreiber | 
für 1894/95 zufammen . 


Summeder Mehrausgabe 


| 61998311! 
| 6213| 


| 
| 


60.000 | 
| 16213) 








| 
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Ordentlicher Ordentlicher 
Etat Etat. 
1895. 1895 
Einnahme. * D. Finanzminiſterium. | 4 
für 1894. 
A. Staatsminifterium. Uebertr.D. . ._8967720.M | 8973595 

Titel I. (unverändert) . . . 12414680 „Tit. III. 28288 781 | 28288 781 

EEE RE — 4. Verſchiedene 
—— des Kultus Einnahmen . 3060624,,) 307901 

BE Lu: 270 4 725 462 28595 305. M. | 28596 682 
„ IM. ..2.20220.4 846053 | Zitel IV.. . 2259287 „*)| 2402047 
„ 11. (unverändert). . .. 3311233| m Ve... 26717 ,,*))  26717* 

„ VL. . 712247 ,*)| 742977 
Summe B. . .| 4882748 —_ — 

Summe D. . 40661276 4 40742 018 

unern. 

Titel 1. (unverändert) . .| 1700 E. Oberredjunngstammer . - 291 
a A ae 591 190 Wiederholung. en 
„mMm.....2.2.2.51012682 für 1894. 
ae Ne nee 73296 Summe A. - 2 2 2 ..,112414680 
„ V. (unverändert). . . 290 n„ B.. .. 0.0. ..| 4882748 
Fa 1 TEE 16570 „ ©... 2 2% .| 2830054 
a WR Zu: eg yE 8750 „  D. 40561 276.4 40742018 
„VIII..... 1125576 J 291 

Summe C. . .| 2830054 | Summe der Ein- 
D. Xi Fa nahme . » . 60299668.M | 60869791 
£ —— Gegenüber der 
r A h 
Titel J. .. 8024478.) | 8029803 | Selltellung bes 
1 943242 „*)| 943792 | Srranigefeges ». 

n 29. April 1894 
1.DitefteSteuern12619874, | 12619874 |" = - - G0N19EGB.M [60409520 
2.Indirefte „ 11137512 „*)' 11137512* Mehr-Einnahme . 280000.M. | 460271 
3. Juftize u. Boli- 5 Lan 

seigefälle . . 4531395 „*)| 4531395*) Verglichen mit obiger 

Uebertr. Tit. III. 28288781. | 28288781 Mehrausgabe von... . 716218, 
„» D.. . 8967720 „ ‚ 8973595 |bleibt Mehr-Einnahme . . 24058 M 


*) unverändert, ! *) unverändert. 
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Ordentlicher Ordentlicher 
Etat | Etat 
1895. 1895. 
Il. Ausgeſchiedene Ber: * 1V. Eiſenbahnſchuldeutilgungskaſſe. | R 
—— | Titel L 2222202 6898 
(Beilage 4 des Finanzgejeges.) (Titel II. bis VI. unverändert 
Ausgabe. = in — 4 des Finanz: 
1. €i i geiebes | 
Eifenbahubetricböverwaltung | <itel VII. i 4749405 
1. Eigentlider Betrieb. | > | 
Titel 1. .| 7513295 Summe IV. . .)43002 668 
HE 0770 V. Badanftaltenverwaltung . -. 298974 
(Titel II. bis IX. unverändert | B | 
wie in Beilage 4 des Finanz: | Einnahme. | 
geſetzes.) J. Eiſenbahubetriebsverwaltung. 
| I — „1 8 Eigentliher Betrich. 
Summe 1, 1 u 32 929666 (Titel I. bis V. unverändert.) 
| in ee Sa 022 485 
la. Berffjtättenbetrieb. | „Vı. & e 922.485 
." 47204 985 
Titel L 2222220. 0225965 umme l,1 . .147204986 
nr 2 ı 2673150 | 1a. Werfftättenbetrieb .! 5472025 
„ II. unverändert N 
om — (ER -I1b. Magazins: (Betriebs) 
Summe I., 1a. .| 5472025 | materialien-) Verwaltung. | 
| ’ er 
1b. Magazins: (Betriebs: | (Unverändert) r Sa 0 
materialien:) Verwaltung. Summe I. 60 284 980 
(lUnverändert.) . . 7607970 | IV. Autheil am Neinertrag der Main: | 
Hierzu Summe ]., 1. . ı 32929 565 Nedarbahn 870830 
" „ I,1a. —4 5472025 | v. Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe. 
Summe J. | 46 009560 | Titel 7 8476 988 
" ad .: 
1. Bodeuſecdampfſchifffahrtsver— —— ae 18 375 680 
waltung. ( „ AL, V. und VI unver: 
Titel L 86 720 ändert wie in Beilage 4 des 
el on 2 ae 80250 | Finanzgeſetzes.) | 
(„III. bis VII unverändert) Summe V. 43 002 668 
Summe II. .339170 VI. Badanftaltenverwaltung - -; 298482 
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Verordnung. 
(Vom 20. Juli 1894.) 


Den Vollzug des Gejeges über die Abänderung des Kunftweinftenergejches vom 21. Juni 1894 betreffend. 


Zum Vollzug des Gejeges vom 21. Juni 1894 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 
293) und zur Ergänzung der Verordnung vom 27. Juni 1892, den Vollzug des Geſetzes 
über die Bejtenerung der Kunftweinfabrifation vom 27. Juni 1892 betreffend (Geſetzes- und 
Verordnungsblatt Seite 300), wird Nacjjtehendes verordnet: 


8. 1. 

Die Erlaubniß zur Darſtellung von Kunſtwein als Haustrunk in Wirthſchafts-, Wein— 
handlungs- und Weinlagerkellern, ſowie in Kellern und Ränmen, aus denen Weintransporte 
in Keller der vorbezeichneten Art anders als auf offener Straße ſtattfinden können, wird 
nur ertheilt, wenn die Inhaber diejer Keller und Räume jelbjterzeugten Wein im Sinne des 
Artikel 29 des Weinftenergejepes vom 19. Mai 1882 einlegen und einen guten jteuerlichen 
Ruf Haben. 

8. 2. 

Ver dieje Erlaubniß zu erhalten wünjcht, hat dies der Steuereinnehmerei jeines Wohnorts 
ichriftlich anzumelden. 

Die Anmeldung ift nad) näherer Vorſchrift der Steuerdireftion aufzuftellen und in 
doppelter Fertigung unter Benügung von Formularen, die von den Steuereinnehmereien 
unentgeltlich, abgegeben werden, einzureichen. 


8.3. 

Die Anmeldung muß insbejondere enthalten: 

a. den Namen und Wohnort des Anmeldenden ; 

b. die Bezeichnung der Keller und Räume, in denen der Kunftwein dargeftellt und 
gelagert werden joll; 

c. die Zahl der Perjonen, an die der darzuftellende Kunſtwein verabreicht werden fol, 
und zwar, gejondert nach männlichen und weiblichen Perſonen, die Zahl der zu dem 
Hausſtand des Anmeldenden gehörigen und der jtändigen oder unftändigen landwirth— 
ſchaftlichen Hilfsarbeiter ; 

d. die Menge des Kunſtweins, die an die bezeichneten Perſonen im Laufe eines Jahres 
verabreicht wird. 

8. 4. 


Die Menge des Kunftweins, defien Darftellung geftattet werben joll, wird, nachdem die 
Gemeindebehörde des Anmeldenden hierüber gehört ift, von der Bezirköfteuerbehörde je für 
ein Jahr feitgejegt und auf der Anmeldung vermerkt. 
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Bei der Bemeſſung dieſer Menge iſt einerſeits auf die Produktionsverhältniſſe, andrerſeits 
auf den Bedarf jedes Antragſtellers Rückſicht zu nehmen. 

Die Erlaubniß zur Darftellung des Kunftweins wird auf der Anmeldung extheilt, deren 
eine Fertigung dem Anmeldenden ausgehändigt wird. 


8.5. 

Dieſe Erlaubniß berechtigt den Anmeldenden nur zur Darftellung von Kunftwein von 
der in Artikel 29 Abjap 3 Ziffer 4 des Weinftenergefeges vom 19. Mai 1882 bezeichneten 
Art und zwar in der von der Bezirksitenerbehörde feitgefeßten Menge. 

Die Darftellung von jeder anderen Art von Kunftwein in den betreffenden Räumen ift 
unterjagt. 

8. 6. 


Der auf Grund der ertheilten Erlaubniß dargeftellte Kunftwein darf nur als Haustrunk 
d. h. für die eigene Haushaltung des Anmeldenden und zur Verabreichung an dejien jtändige 
oder unftändige landwirthichaftliche Hilfgarbeiter verwendet werden und muß in der Zeit vom 
Beginn des Herbjtes bis zum Ende des betreffenden Kalenderjahres bereitet jein. Der Tag 
des Anfangs und der Beendigung der Darftellung des Kunftweins ift von dem Anmeldenden 
der Steuereinnehmerei anzuzeigen. 


8. 7. 

Der dargeftellte Kunftwein ift nach näherer Borjchrift der Stenerbehörde abgejondert 
von den fonftigen Weinvorräthen zu lagern. Die zur Aufbewahrung desjelben dienenden 
Fäſſer müflen an einer in die Augen fallenden Stelle die deutliche, nicht verwiſchbare Aufichrift 
„Haustrunk (Runftwein)” tragen. 


8.8. 

Für den innerhalb der durch die ertheilte Erlaubniß gezogenen Grenzen dargejtellten 
Kunftwein werden die in dem Gejeg vom 27. Juni 1892, die Bejteuerung der Kunftwein- 
fabrifation betreffend, vorgejchriebenen Abgaben nicht erhoben. Dagegen unterliegt diejer 
Kunftwein der Beiteuerung nad) Maßgabe des Weinfteuergejeßes vom 19. Mai 1882, joweit 
nicht nad) den Vorſchriften dieſes Geſetzes Steuerbefreiung einzutreten hat. 


Karlsruhe, den 20. Juli 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 


Buchenberger. 
u ’ Vdt. Eichhorn. 
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Gefebes- und Berorönungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Donnerftag den 9. Augujt 1894. 
Inhalt. 


Geſeiz: die Verbrauchäfteuern in den Gemeinden betreffend. 

Sekanntinachungen: bed Minifteriums ber Yuftiz, des Kultus nnd Unterrichts: die Vorbereitung 
für den öÖffentlihen Dienft eines wilfenfchaftlichen Lehrerd an den Mittelichulen betreffend; des Minifteriums bes 
Innern: die Vieheinfuhre aus Defterreich-Uingarn betreffend; die Bezüge der im Zivilſtaatsdienſt ſtehenden Beamten bei 
auswärtigen Dienſtgeſchäften betreffend. 





Geſetz. 


(Vom 4. Auguſt 1894.) 


Die Verbrauchäfteuern in den Gemeinden betreffend. 


- Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände haben Wir beichloffen und verorbnen, 
wie folgt: 
Artifell. 


Die 88. 78 und 79 der Städteorbnung und ber Gemeindeordnung werden durch folgende 
Beitimmungen erjept: 
8. 78. 


Durch Gemeindebeihluß mit Staatögenehmigung fann innerhalb ber durch die Reichs— 
gejege gezogenen Grenzen die Erhebung einer Verbrauchsſteuer angeordnet, werden, durch 
welche folgende zum örtlichen Verbrauch beſtimmte Gegenſtände belaſtet werden dürfen: Vier, 
Eifig, Obftwein, Wein, Kunftwein, Branntwein, Getreide, Mehl, Brod, Bac, Teigwaaren, 
Schlachtvieh, Fleiſch, Fleiſchwaaren, Geflügel, Wildpret, Fiſche, — Miarktoittualien, 
Brennſtoffe, Fourage. 

Kartoffeln, Milch und Speiſefette dürfen nicht, Getreide, Mehl und Base nur in 
den Gemeinden belaftet werden, in denen fchon am 1. Januar 1895 von den genannten 
Gegenftänden Verbrauchsſteuer erhoben wird. 
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Die Verbrauchsſteuer darf für 100 Kilogramm Mehl 1 M. 40 , für 100 Kilogramm 
Getreide 1 M 20 , für 100 Kilogramm Schwarzbrod 1 .M.5 , für ein Schwein 1 M, für 
ein Stüd Rindvieh von weniger als 200 Kilogramm Scjlachtgewicht 2 M. und für eine mehr 
ala 200 Kilogramm ſchwere Kuh 3 M, für Mehl, Getreide und Schwarzbrod überdies Die 
am 1. Januar 1895 in der einzelnen Gemeinde beftehenden Abgabeſätze nicht überfteigen. 

Bei Anordnung der Erhebung einer Verbrauchsſteuer dürfen die Abgabejäge Höchitens 
derart bemefjen werben, daß ber jährliche Rohertrag der Verbrauchsſteuer nad) Abzug der als 
Rückvergütung zu leiftenden Beträge vorausfichtlich ein Drittel des Gemeindeaufwandes nicht 
überfteigt, welcher nach dem Durchſchnitt der drei vorausgegangenen Jahre wit bereit3 nach 
88. 68—77 gebedt worden ift. 

Beträgt in drei aufeinanderfolgenden Jahren der burcjichnittliche jährliche Rohertrag 
der Verbrauchsſteuer nach Abzug der als Nüdvergütung zu Leiftenden Betreffnifje mehr als 
40 Prozent des, nad) den Voranfchlägen berechneten, durchſchnittlichen ungedeckten Gemeinde: 
aufwandes (Abja 4), jo müſſen die Abgabefäge der Vorjchrift des vorhergehenden Abſatzes 
entiprechend herabgejegt werden. 

In der Gemeinde gewonnene oder verfertigte und in die Gemeinde eingeführte Gegen- 
jtände gleicher Art jollen von der Verbrauchsſteuer in thunlichft gleichem Maße belajtet werden. 


8. 79. 


Befreit von der Verbrauchsſteuer find: 

1. der Großherzog und der Großherzogliche Hofhalt, 

2. die am Großherzoglichen Hofe beglaubigten Gejandten, 

3. die Militärverwaltung nach Maßgabe des Gejeges vom 16. Mai 1888 „die Befreiung 
der Militärverwaltung von der Verbrauchsfteuer der Gemeinden betreffend“, 

4, die Verwaltung der Staatseifenbahnen Hinfichtlich der für den Bahn: und Danıpf- 
ſchifffahrtsbetrieb beftimmten Brennftoffe. 


8. 79a. 


Werden aus Gegenftänden, von welchen Verbrauchsſteuer erhoben wurde, von Gewerbe: 
treibenden Waaren hergeftellt, welche nicht der Verbrauchafteuer unterliegen, oder werden 
Gegenjtände, von welchen Berbrauchöftener erhoben wurde, im urjprünglichen oder verarbeiteten 
Buftande im. Wege des Handeld aus der Gemeinde ausgeführt, jo hat auf Verlangen Rüd: 
vergütung “Dr-- Verbrauchsſteuer zu erfolgen. Der Jahresbetrag der an Gewerbetreibende 
zn entrichtenden Rückvergütung kann durch Vereinbarung im Voraus für beſtimmte Zeit feſt— 
geſetzt werdeii: · 


* 8. 79 b. 
Nähere — über die Erhebung der Verbrauchsſteuer, Sicherung und Ueber— 


wachung der Abgabeentrichtung ſowie über die Rückvergütuug werden durch Gemeindebeſchluß 
mit Staatsgenehmigung getroffen. 
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Streitigkeiten über die Pflicht zur Entrichtung von Verbrauchsſteuer und über Anſprüche 
auf Rüdvergütung entjcheiden die Verwaltungsgerichte. 


Artikel 2. 


- Das Gejep tritt in Gemeinden, in welchen Verbrauchöiteuern erhoben werden, am 
1. Yanuar 1895, im Uebrigen jofort in Wirkſamkeit. 


Gegeben zu Schloß Mainau, den 4. Auguſt 1894. 
Friedrich. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Eiſenlohr. 


Belanntwmachung. 
(Vom 11. Juli 1894.) 


Die Vorbereitung für den öffentlichen Dienſt eines willenichaftlihen Lehrers an den Mittelichufen betreffend. 


Seine Königlihe Hoheit der Großherzog haben mit Allerhöchjter Staats- 
minifterialentfchließung vom 5. Juli 1894 gnädigft zu genehmigen gerubt, daß die $$. 1, 32 
und 35 der durch landesherrliche Verordnung vom 20. Mai 1889 eingeführten 


Drdnung der Prüfung für das höhere Lehramt an Mitteljchulen 
folgende geänderte Faſſung erhalten: 


Er 


1. Die Prüfung für das höhere Lehramt an Meittelichulen wird regelmäßig jährlich) 
einmal, im Frühjahr, am Sige des Oberjchulrath3 von einer Kommilfion vorgenommen, deren 
Mitglieder jeweils durch das Minifterium der Justiz, des Kultus und Unterrichts ernannt werben. 

Den Borfig in der Kommiſſion führt der Direktor (Vorjteher) des Oberjchulrathe. 

2. Ergänzungd- und Erteiterungsprüfungen (88. 35 und 36) können aud außerhalb 
des allgemeinen Prüfungstermins (Ziffer 1 Abſatz 1) vorgenommen werden. 

59. 
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8. 32. 
Entſcheidung über das Ergebniß der Prüfung. 


1. Nach dem Abſchluſſe der geſammten Prüfung entſcheidet die Kommiſſion auf Grund 
der Beſtimmungen von $. 9, 2—4, ob die Prüfung beſtanden und ob dem Kandidaten ein 
Zeugniß erften Grades (Oberlehrer:) oder ein Zeugniß zweiten Grades (Lehrer-Zeugniß) aus— 
zuftellen ift. 

2. Wenn ein Kandidat in feinen Hauptfächern ($. 9, 2) Lehrbefähigung für die oberen 
oder für bie mittleren Klaſſen erwiejen, dagegen in den Nebenfächern nicht mindeftens die für 
ein Zeugniß zweiten Grades erforderliche Lehrbefähigung ($. 9 Ziffer 2 Abſatz 2) dargethan, 
ober wenn derſelbe — bei genügenden Leiftungen, auch in den Nebenfächern — in der all 
gemeinen Prüfung ($. 7) den Forderungen der Prüfungsordnung nicht entfprochen hat, io 
fann die Prüfungstommiffion demjelben die Befugniß zur Ablegung einer Ergänzungs- 
prüfung in dem Sinne zuerfennen, daß er zwar nicht die ganze Prüfung zu wiederholen 
hätte, aber zur Ablegung des Probejahres (8. 38) erjt nach Beitehen der Ergänzungsprüfung 
zugelajlen wird. 

Dem Kandidaten ift in diefem Falle ftatt eines Befähigungszeugniſſes eine Bejcheinigung 
der Prüfungsfommijfion darüber auszuftellen, inwieweit er den Anforderungen zur Zeit ent- 
ſprochen Hat, mit dem Hinzufügen, daß ihm der Zutritt zum Probejahr ($. 38) erft durch 
das Beitehen einer Ergänzungsprüfung ($. 35) eröffnet werde. 

Die Befugniß zur Ablegung einer Ergänzungsprüfung erlischt, wenn dieſe nicht in einer 
Frift von längftend drei Jahren, von Beendigung der erjten Prüfung an, beftanden ift. 

3. Kandidaten, welche die Kommiffion auch nicht für die Zulaffung zu einer Ergänzungs- 
prüfung vereigenjchaftet erachtet, find für nicht beftanden zu erflären. 


8. 35. 
Ergänzungsprüfung. 


. 1. Die Zulafjung zu einer Ergänzungsprüfung ($. 32, 2) ſetzt voraus, daß entweder 
auch die erjte Prüfung bei der badijchen Behörde ($. 1) abgelegt wurde, oder der Kandidat 
in Baden im Schuldienft beichäftigt ift. 

2. Bezüglic) der Nebenfächer jteht ed dem Kandidaten zu, von der durch $. 9, 3 getroffenen 
Beitimmung für die Ergänzungsprüfung auch in dem Falle Gebraud) zu machen, wenn dies 
für die erfte Prüfung nicht geichehen ift. 

3. Die Ergänzungsprüfung kann nur einmal abgelegt, die Zulaffung zu einer ſolchen 
nicht früher als ſechs Monate nad) der unvollitändig bejtandenen Prüfung nachgejucht werden, 

Für Kandidaten, welche bei Erlaſſung der gegenwärtigen Bekanntmachung ein bedingtes 
Zeugniß I. oder II. Grades (Oberlehrer- beziehungsweiſe Lehrerzeugniß) bereit? erworben 
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haben, gelten weiterhin unverändert die Beſtimmungen in 8. 32, 2 der Prüfungsordnung 
vom 20. Mai 1889. 


Karlsruhe, den 11. Juli 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
Nolk. 
Vdt. Yaedle. 


Belauntmachung. 


(Vom 29, Juli 1894.) 
Die Vieheinfuhr aus Defterreich-Ungarn betreffend. 
Aus den in der Anlage bezeichneten öſterreichiſch-ungariſchen Bezirken ijt die Einfuhr 


von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die -Belanntmahung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 


Die diesſeitige Bekanntmachung von 28. Juni d. J. Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 296) tritt außer Wirkjamteit. 


Karlsruhe, den 29. Juli 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 
A. A. 


Baader. 
Vdt Arnold. 


Anlage. 
A. Deiterreid. 
Mähren: Die Bezirkshauptmannfchaften: Göding, Gaya, Ungariſch-Hradiſch, Ungarifch-Brod, 


Holleihau, Prerau, Kremfier, Wildau und Proßnig; ferner die Städte 
Ungariſch-Hradiſch und Kremfier. 


B. Ungarn. 


Die Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thurocz, Trentichin, Neutra, Sohl, Bars, 
Preßburg und Saros. 
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Bekanntmachung. 


(Vom 8. Auguſt 1894.) 
Die Bezüge der im Zivilſtaatsdienſt ſtehenden Beamten bei auswärtigen Dienſtgeſchäften betreffend. 


Seine Königlihe Hoheit der Großherzog haben mit Allerhöchfter Staats- 
minifterialentjchließung d. d. St. Blafien, den 29. Juli 1894 gnädigft zu beftimmen gerubt, 
daß der Großherzogliche Bergmeifter mit Wirfung vom 1. Januar 1894 an in die IV. Klaſſe 
des der landeöherrlichen Verordnung vom 5. November 1874 beigegebenen Tarifs der Diäten: 
jäge aufzunehmen jei. 


Karlsruhe, den 3. Auguft 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Diehl. 


Drud ond Verlag von Malſch & Bonel in Karlsruhe 
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Grefebes- und Berordnungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Mittwoch den 29. Auguſt 1894. 


Inhalt. 


Belauntmahnng dee Miniſteriume des Großherzoglihen Hauſes und der auswärtigen 
Angelegenheiten: das lebereinfommen über die Einrichtung einer ftantlichen bayerischen Kettenſchleppfchifffahrt auf der 
badiſch · baheriſchen Mainjtrede betreffend. 

Verordnung des Miniſteriums des Innernu: bie Prüfung der NahrungsmittelChemiter betreffend. 


Bekanntwmachung. 
(Bom 15. Auguſt 1894.) 


Das Uebereinkommen über die Einrichtung einer ftantlichen bayerischen Kettenſchleppſchifffahrt auf der 
hadifch-bayeriichen Mainftrede betreffend. 


Zwiſchen Bevollmächtigten der Großherzoglichen Regierung und der Königlich Bayerischen 
Regierung ift am 6. Jannar d. J. zu Würzburg ein Uebereinfommen, betreffend die Ein- 
richtung einer ftaatlichen bayerischen Kettenjchleppichifffahrt anf der badijch-bayerischen Main- 
ftrede, abgeichloffen worden, Nachdem diejes Uebereinfommen beiderjeits genehmigt worden 
ift, wird dasjelbe nebit dem zugehörigen Schlußprotofoll auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung 
nachjtehend öffentlich bekannt gemacht. 


Karlsruhe, den 15. Auguſt 1894, 


Großherzogliches Minifterium des Großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten. 


bon Brauer. 
Vät. Dr. Seyb. 


Nachdem die Königlid) Bayerische Staatsregierung beabfihtigt, auf dem Main von 
Aſchaffenburg aufwärts eine Kettenschleppichifffahrt von Stantswegen einzurichten, haben die 
Regierungen de3 Großherzogthums Baden und des Königreichs Bayern behufs Regelung der 
Verhältnifje diefes Unternehmens auf derjenigen Mainftrede, deren Ufer linksſeitig der Groß: 
herzoglich Badischen und rechtsfeitig der Königlich Bayerifchen Staatshoheit unterftehen, 
fommiffarische Verhandlungen pflegen laffen, zu welchen badifcherjeits * Miniſterialdirektor 
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im Großherzoglichen Minifterium des Innern Dr. Schenfel und der Großherzogliche Bau— 
direftor. Brofejlor Honſell, bayerijcherjeit3 der Minifterialratd im Königlichen Staatsmini— 
jterium des Königlichen Haujes und des Weußern Dr. Ritter von Rumpler als Vertreter 
abgeordnet wurden. 

Die beiderfeitigen Vertreter Haben unterm Heutigen, vorbehaltlich der Genehmigung ihrer 
hohen Regierungen, das nachjtehende Webereinfommen verabredet: 


8.1. 

Zum Zwede der von der Königlich Bayerischen Regierung auf dem Main von Ajchaffen- 
burg aufwärts einzurichtenden Kettenjchleppichifffahrt geſtattet die Großherzoglich Badijche 
Regierung, daß auch auf dem unter badiſcher Staatöhoheit ftehenden Theile des Maines die 
Kette gelegt und die Kettenſchleppſchifffahrt betrieben wird. 

Im Hinblide auf die Vortheile, die durch diejes Unternehmen den Scifffahrtsbetheiligten 
auf badijchem Gebiete zugehen, wird die Großherzoglich Badiſche Regierung der Kettenjchlepp- 
ſchifffahrt volles Entgegenfommen erweijen und alle nach den Gejegen zuläffigen Erleichterungen 
und Förderungen zu Theil werden laſſen, ihr insbejondere die Benübung der Häfen, Lande: 
pläge und jonjtigen der Schifffahrt dienenden Einrichtungen für die Zwecke des Unternehmens 
geftatten, aucd im Falle Seitens der Großherzoglich Badiſchen Regierung Hinfichtlich der 
Benügung folder Anlagen Vorzugsrechte eingeräumt würden, die Kettenſchleppſchifffahrt auf 
Berlangen dabei in erjter Linie berüdfichtigen. 


8. 2. 

Die Großherzoglich Badiſche Regierung ift damit einverftanden, daß auf der Mainftrede, 
deren Ufer linföfeitig der Großherzoglic Badischen und rechtsjeitig der Königlich Bayerischen 
Staatshoheit unterjtehen, von der Königlich Bayerijchen Regierung auf ihre Koften diejenigen 
Arbeiten zur Verbejjerung und Unterhaltung des Fahrwafjers vorgenommen werben, welche 
dazu beftimmt find, den Schleppzügen auch bei niederen Wafferftänden eine Eintauchung bis 
zu 0,65 m zu ermöglichen und eine ausreichende Breite des Fahrwaſſers zu fichern. 

Die Projekte, woraus Art und Umfang der beabfichtigten Berbeilerungsarbeiten zu 
erjehen ift, werden vor ber Inangriffnahme der Arbeiten der Großherzoglich Badijchen 
Regierung mitgetheilt werden, damit fie in der Lage ift, die vom Gefichtöpunfte der das 
badijche Gebiet berührenden öffentlichen Intereſſen etwa bejtehenden Einwendungen geltend 
zu machen. 

Die Ausführung von VBerbefferungsarbeiten, gegen welche nad) einer Seitens der Groß— 
herzoglich Badijchen Regierung erfolgenden Erklärung Einwendungen dieſer Art nicht geltend 
gemacht werden, joll im badijchen Hoheitägebiete, joweit es nad der dort maßgebenden Gejeß- 
gebung zuläffig ift, an die vorgängige Erwirkung einer bejonderen majjerpolizeilichen Geneh- 
migung nicht gebunden fein. 

Bei den auf badijchem Gebiete zur Ausführung gelangenden Unterhaltungsarbeiten ift 
eine jolhe vorgängige Mittheilung an die Großherzoglic) Badijche Regierung nur erforderlich, 
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wenn dieſe Arbeiten nicht lediglich die Erhaltung des beſtehenden oder des durch die Ver— 
beſſerungsarbeiten geſchaffenen Zuſtandes, ſondern zugleich auch weſentliche Aenderungen 
derſelben zum Zweck oder vorausſichtlich zur Folge haben. 

8. 3. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung iſt befugt, die Lage der Kette zu beſtimmen und, 
ſoweit nicht Gejehe oder verfehrspolizeiliche Beſtimmungen entgegenftehen, durch reglementarijche 
Vorſchriften die Beziehungen der Kettenjchleppihifffahrt zu den ihre Leiftungen benütenden 
Betheiligten zu regeln. Ueber derartige Beitimmungen wird, fomweit fie die im 8. 2 bezeid)- 
nete Mainftrede berühren, der Großherzoglich Badiſchen Negierung ſpäteſtens gleichzeitig mit 
der Veröffentlichung Mittheilung gemacht werden. 

Die für die eben genannte Mainftrede mit Nüdficht auf die Kettenschleppichifffahrt 
erforderlichen verfehröpolizeilichen Vorfchriften werden von den betheiligten Regierungen auf 
Grund darüber zu treffender Vereinbarung erlaffen werben. 


8.4, 
Beim Betriebe der Kettenjchleppichifffahrt wird die Königlich Bayerische Regierung die 
badischen Interefenten gleid) den bayerischen behandeln, und zwar ohne Unterjchied, ob bie 
Denügung der Schleppichifffahrt auf bayerifchem oder auf badiſchem Staatägebiete erfolgt. 


8.5. 

Die Organe der Kettenjchleppichifffahrt werden von der Großherzoglich Badischen Regierung 
ermächtigt werden, auf dem unter badiſcher Hoheit ftehenden Theile des Maines, fowie über- 
haupt im Bereiche der in Baden befindliden Anlagen der Kettenjchleppichifffahtt die zum 
Schutze der Kette, der Betriebsmittel und Betriebsanftalten erforderlichen Maßnahmen vor: 
zufehren und Perfonen, welche fi ftrafbarer Handlungen in Bezug auf die Einrichtungen 
der Kettenschleppichifffahrt jchuldig machen, beim Worhandenjein der gejehlichen Voraus— 
jegungen vorläufig feftzunehmen. Solche Perjonen find unverzüglich der nächſt erreichbaren 
zuftändigen badifchen Behörde zu übergeben. 

Die Großherzoglich Badiſche Negierung wird den bayeriichen Betriebsorganen Gelegenheit 
geben, bei der polizeilichen oder ftrafgerichtlichen Behandlung derartiger Perſonen die bayerifchen 
Intereſſen wahrzunehmen. 

8. 6. 


Die ſtaats- und völferrechtlichen Verhältniffe der in $. 2 bezeichneten Mainftrede jollen 
durd) gegenwärtiges Webereinfommen in feiner Weife eine Aenderung erleiden, insbefondere 
ſoll Hinfichtlich der Staatöhoheit der gegenwärtige Zuſtand fortbejtehen. 

Keine beim Betriebe der Kettenichleppichifffahrt vorfommende Handlung, welche als Aus- 
übung der Staatöhoheit gedeutet werden fönnte, fol zum Nachweiſe des Beſitzes der Staats- 
hoheit in Betracht kommen. 

Würzburg, den 6. Januar 1894, 

gez. Schenkel. gez. Honſell. gez. Dr. von Rumpler. 
60. 
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Schluß-Protokoll. 


Bei der heute erfolgten Unterzeichnung des Uebereinkommens zwiſchen Baden und Bayern, 
betreffend die Kettenſchleppſchifffahrt auf der badiſch-bayeriſchen Mainſtrecke, ſind in das gegen— 
wärtige Protokoll noch folgende Erklärungen niedergelegt worden, welche die gleiche Kraft 
haben ſollen, wie die Beſtimmungen des Uebereinkommens, und mit der Genehmigung dieſes 
letzteren als mitgenehmigt gelten. 

Zu 8. 1. 

I. Auf eine bezügliche Anfrage erklärte der bayeriſche Vertreter, es ſei zur Zeit nur 
beabſichtigt, durch Einrichtung der Kettenſchleppſchifffahrt den auf dem Main verkehrenden 
Schiffern die Schleppkraft zu bieten. 

Sollte dennoch in Ausſicht genommen werden, mit der Kettenſchleppſchifffahrt einen 
gewerbsmäßigen Betrieb der Frachtſchifffahrt auf eigenen Fahrzeugen der Unternehmung zu 
verbinden, jo würde die Königlich) Bayeriiche Regierung dieje Abficht eine entſprechende Zeit 
zuvor der Großherzoglich Badijchen Regierung mittheilen und, foweit ungünftige Rückwirkungen 
einer folhen Maßnahme auf die Schifffahrtsbetheiligten der badiſchen Uferpläge zu beforgen 
find, über die bezüglichen Verhältniffe, unter Berüdfichtigung des im 8. 4 des Uebereinkommens 
niedergelegten Grundſatzes einer gleichmäßigen Behandlung der badiichen und der bayerijchen 
Intereffenten, mit der Großherzoglich Badischen Negierung in ein vorgängiges Benehmen treten. 

II. Die beiderjeitigen Vertreter waren darüber einverftanden, es jei Sache der Groß— 
herzoglid) Badiſchen Regierung, dafür zu jorgen, daß auf dem unter badischer Hoheit ftehenden 
Theile des Maines den im Zujammenhange mit der Kettenfchleppichifffahrt ſich ergebenden 
Bedürfnifien nad) Herftellung, Erweiterung und Unterhaltung der Hafen: und Landungs- 
Einrichtungen entjprochen werde, 

III. Die Großherzoglid) Badische Regierung wird dafür jorgen, daß die Menderungen, 
welche an den von badijchen Uferorten aus betriebenen Mainfähren durch die Einführung der 
Kettenfchleppichifffahrt erforderlich find, rechtzeitig vorgenommen werden. Fir die dadurch 
entjtehenden Kojten und etwaige jonjtige Benachtheiligungen wird die Königlich Bayerifche 
Negierung nad) denjenigen Grundjägen, welche für die vom bayerischen Ufer aus betriebenen 
Fähren in Anwendung fommen, Vergütung leijten. 


Zu 8. 2. 

1. Man war darüber einverftanden, daß die Großherzoglich Badische Regierung, wenn 
fie beabfichtigt, im Bett oder am Ufer des unter badijcher Hoheit ftehenden Theiles des 
Maines Arbeiten auszuführen, die auf den Zuftand des Fahrwaſſers mwejentliche Einwirkungen 
auszuüben geeignet find, fich zuvor mit der Königlich Bayerischen Negierung in's Benehmen 
jegen werde, damit Benachtheiligungen der Fahrmwaflerverhältniffe durch folche Arbeiten thun— 
fichjt vermieden werden. 


XXXVIII. 369 


Wegen des wechſelſeitigen Benehmens über ſonſtige Aulagen oder Arbeiten in und an 
dem Fluſſe, wodurch erheblichere Einwirkungen auf die Intereſſen des gegenüberliegenden Gebiets 
ausgeübt werden können, ſoll es bei den darüber beſtehenden allgemeinen Grundfägen ſein 
Bewenden behalten. 

II. Mit dem Beginne der nad $. 2 vorgejehenen Berbefjerungsarbeiten in der oberen 
Hälfte der badijch-bayerifchen Mainftrede jollen für die Dauer des Betriebes der bayerischen 
Kettenſchleppſchifffahrt die früher badifcherfeits gegenüber der Königlich Bayerifchen Regierung 
Hinfichtlid; der Räumung des Fahrwafjers vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen 
außer Wirkſamkeit treten. 

Zu $. 4. 


I. Seitens der badijchen Vertreter wird es als eine Folge des in $. 4 niedergelegten 
Grundſatzes bezeichnet, daß die Betheiligten in den badijchen Uferorten hinfichtlich der Tarif: 
jäge, der Annahme und Schleppbedingungen, ſowie der Ermäßigungen und Erleichterungen, 
welche etwa beim Vorliegen bejtimmter Thatſachen gewährt werden follten, unter den gleichen 
Borausfegungen nicht ungünftiger behandelt werden, als die Betheiligten in den bayerijchen 
Uferorten der im $. 2 bezeichneten Mainftrede. 

Der bayerijche Vertreter erklärt fich hiemit einverftanden. 

II. Auf Anfrage erklärt der bayerijche Vertreter: 

1. Alle für den allgemeinen Verkehr bejtimmten Schleppzüge jollen zur Ermöglichung 
des Umſchlags in Werthein anhalten. 

2. Die Königlich Bayerijche Regierung wird, joferne fie Schlepplohn-Tarife nicht auf 
Grund Eilometrifcher Einheitsfäge erjtellen follte, davon abſehen, die Schlepplohnfäte von 
einem bejtimmten Punkte aus nach einem höher als Wertheim gelegenen Punkte in geringerer 
Höhe anzujegen, als bis nach Wertheim. 

Gleiches joll bezüglich der Frachttarife bei allenfallfiger Einführung eines eigenen Fradıt: 
transport=-Berfehres ftatthaben. 

Zu 8. 6. 


Man war darüber einverftanden, es bleibe die im Schlußprotofolle zu der Vereinbarung 
vom 1. Februar 1883, betreffend die Kanalifirung des unteren Maines, enthaltene Zufage 
hinfichtlich der etwaigen Ertheilung einer Konzeffion zum Betriebe einer Seil: oder Ketten— 
ichleppichifffeher auf dem Maine oberhalb Aichaffenburg für den Fall in Kraft, daß die 
bayeriſche Kettenschleppichifffahrt auf dem Maine aus irgend welchen Gründen nicht eröffnet 
oder der Betrieb diejes Unternehmens wieder eingeftellt würde, 

Schließlich war man darüber einverftanden, daß, wo im dieſem Uebereinkommen von den 
beiderfeitigen Regierungen die Rede ift, darunter auch die Behörden zu verftehen find, welche 
von der einen und anderen Regierung in dem betreffenden Beziehungen als zuftändig 
bezeichnet werden. 

Würzburg, den 6. Januar 1894. 

gez. Schenkel. gez. Honjell. gez. Dr. von Rumpfler. 
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(Bum 18. Auguft 1894.) 


betreffend- 


Die Prüfung der Rahrungsmittel-Chemike i 
— — inifterium wird verordnet 


Mit höchſter Ermächtigung aus Großherzoglidem Staat 
was folgt: 
8.1. 
Un den Landesuniverfitäten in Heidelberg und Freiburg und au de 
ichule in Karlsruhe werden Kommiffionen zur Prüfung von Nahrungsmittel: 
Die Mitglieder der Brüfungstommiljionen, einschließlich der Borfigenden, 
lid) durch das Minifterium des Innern ernannt, 


Techuiſchen Hoch— 
mikern errichtet. 


8. 2. 
Den Prüfungen find die in der Anlage enthaltenen Vorſchriften zu Grunde ten ein 


Den als beftanden befundenen PBrüflingen wird nad) Maßgabe diefer Vorſchr 
Befähigungsausweis ertheilt. 
8.8. 


Die zuftändige Behörde beziehungsweile Zentralbehörde im Sinne von $. 16 Ab 

8. 27 Abjag 3, $. 28 Abſatz 1 und 8. 31 der Prüfungsvorichriften it das Minift 
des Innern. 

8. 4. 


Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1894 in Kraft. 


8.5. 

Das Minifterium des Innern ift ermächtigt, innerhalb Jahresfrift von dem im 

bezeichneten Zeitpunfte an 

1. den als Leiter öffentlicher Anftalten zur Unterfuchung von Nahrungs und Ge 
mitteln ſchon angeftellten Sachverſtändigen den Befähigungsausweis unter Vers 
auf die vorgejehenen Prüfungen und deren VBorbedingungen zu ertheilen, den Leit 
anderer als ftaatlicher Anjtalten der vorbezeichneten Art jedody nur, fofern fie ni 
mit ihrem Einkommen ganz oder zum Theil auf die Einnahmen aus den Unt 
Juchungsgebühren angemwielen find; 

2. anderen als den vorgedachten Sadwerftändigen den Befähigungsausmweis unter gän, 
lihem oder theilweilem Verzicht auf die vorgejehenen Prüfungen und deren Bo 
bedingungen zu ertheilen, ſofern dieje Sadwerftändigen mad) dem Gutachten eine 
der für die Prüfung von Nahrungsmittel-Ehemitern eingejegten Kommiſſionen nach 
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ihrer wiſſenſchaftlichen Vorbildung und praktiſchen Uebung im Weſentlichen den 
Anforderungen genügen, welche die neuen Beſtimmungen au geprüfte Nahrungsmittel: 
Chemiker ftellen. 
8. 6. 
Diejenigen Chemiker, welche den Befähigungsausweis erhalten haben, follen vorzugsweiſe 
berücfichtigt werden und zwar vornehmlich 

a, bei der öffentlichen Bejtellung ($. 36 der Gewerbeordnung) von Sachverſtändigen 
für Nahrungsmittelchemie, 

b. bei der Auswahl von Gutachtern für die mit der Handhabung des Nahrungsmittel 
gejeßes in Verbindung ftehenden chemifchen Fragen, ſowie 

c. bei der Auswahl der Arbeitäfräfte für die öffentlichen Anftalten zur technischen Unter: 
juchung von Nahrungs und Genußmitteln ($. 17 des Nahrungsmittelgejeges). 


Karlsruhe, den 18. Auguft 1894. 


Großherzogliches Ministerium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. von Grimm. 


Vorſchriften, 
betreffend die Prüfung der Nahrungsmittel-Chemiker. 


8. 1, 

Ueber die Befähigung zur chemifchstechnischen Beurtheilung von Nahrungsmitteln, Genuß- 
mitteln und Gebrauchsgegenſtänden (Reichsgeſetz vom 14. Mai 1879, Reichsgeſetzblatt Seite 
145) wird demjenigen, welcher die in Folgendem vorgejchriebenen Prüfungen beftanden Hat, 
ein Ausweis nach dem beiliegenden Mufter ertheilt. 


8.2. 


Die Prüfungen beftehen in einer VBorprüfung und einer Hanptprüfung. 
Die Hauptprüfung zerfällt in einen techniſchen und einen wiljenfchaftlichen Abſchnitt. 


A. Borprüfung. 


8. 3. 
Die Kommiffion für die Vorprüfung befteht unter dem Vorſitz eines Berwaltungsbeamten 
aus einem oder zwei Lehrern der Chemie und je einem Lehrer der Botanik und der Phyſik. 
Der Borfigende leitet die Prüfung und ordnet bei Behinderung eines Mitgliedes deſſen 
Bertretung an. 


k a ET  — 
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8. 4. 
In jedem Studienhalbjahr finden Prüfungen ftatt. 
Gejuche, welche jpäter als vier Wochen vor dem amtlich feftgejegten Schluß der Bor: 
lefungen eingehen, haben feinen Anſpruch auf Berüdfichtigung im laufenden Halbjahr. 
Die Prüfung kann nur bei der PBrüfungstommiffion derjenigen Lehranftalt, bei welcher 
der Studirende eingejchrieben ijt oder zuleßt eingejchrieben war, abgelegt werden. 


8. 5. 

Dem Gejuche find beizufügen: 

1. Das Zeugniß der Reife von einem Gymuaſium, einem Realgymnaſium, einer Ober: 
realjchule oder einer durch Beſchluß des Bundesraths als gleichberechtigt anerfannten anderen 
Lehranftalt des Reiche. 

Das Zeugniß der Reife einer gleichartigen außerdeutjchen Lehranstalt kann ausnahmsweiſe 
für ausreichend eradjtet werben. 

2. Der durd; Abgangszeugniſſe oder, ſoweit das Studium uoch fortgejegt wird, durch 
das Anmeldebucdh zu führende Nachweis eines naturwiſſenſchaftlichen Studiums von ſechs 
Halbjahren, deren leßtes indefjen zur Zeit der Einreichung des Geſuchs noch nicht abgejchlofjen 
zu fein braucht. Das Studium muß auf Univerfitäten oder auf techniſchen Hochſchulen des 
Neich zurückgelegt fein. 

Ausnahmsweiſe kann das Studium auf einer gleichartigen außerdeutſchen Lehranftalt 
oder die einem anderen Studium gewidmete Zeit in Anrechnung gebradjt werben. 

3. Der durch Beugniffe der Laboratoriumsvorjteher zu führende Nachweis, daß ber 
Studirende mindejtens fünf Halbjahre in chemischen Laboratorien der unter Nr. 2. bezeichneten 
Lehranftalten gearbeitet hat. 


8. 6. 


Der Vorfigende der Prüfungskommiſſion entjcheidet über die Zulaffung und verfügt die 
Ladung des Studirenden. Legtere erfolgt mindeftens zwei Tage vor der Prüfung, nuter 
Berfügung eines Abdruds diefer Beſtimmungen. Die Prüfung kann nad) Beginn der lebten 
ſechs Wochen des jechjten Studienhalbjahres ftattfinden. 

Zu einem Prüfungstermin werden nicht mehr als vier Prüflinge zugelafjen. 

Wer in dem Termin ohne ausreichende Entjchuldigung nicht rechtzeitig erjcheint, wird 
in dem laufenden Prüfungshalbjahr zur Brüfung nicht mehr zugelaffen 


8.7. 
Die Prüfung erftredt ſich auf 
unorganiſche, organische und analytiſche Chemie, Botanik, Phyfik. 
Bei der Prüfung in der unorganijchen Chemie ift auch die Vlineralogie zu berüdfichtigen. 
Die Prüfung ift mündlich; der Borjigende und zwei Mitglieder müſſen bei derfelben 
jtändig zugegen fein. 
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Die Dauer der Prüfung beträgt für jeden Prüfling etwa eine Stunde, wovon die Hälfte 
auf Chemie, je ein Viertel auf Botanik und Phyſik entfällt. 

Ver die Prüfung für das höhere Lehramt beftanden hat, wird, ſofern er in Chemie oder 
Botanik die Befähigung zum Unterricht in allen Klaſſen oder in Phyſik die Befähigung zum 
Unterricht in den mittleren Klaſſen erwiejen hat, in dem betreffenden Fach nicht geprüft. 


8. 8. 


Die Gegenstände und das Ergebniß der Prüfung werden von dem Eraminator für jeden 
Geprüften in ein Protokoll eingetragen, welches von dem Borfigenden und ——— Mit⸗ 
gliedern der Kommiſſion zu unterzeichnen iſt. 

Die Zenſur wird für das einzelne Fach von dem Eraminator ertheilt, und zwar unter 
ausjchlieglicher Anwendung der Prädifate „jehr gut”, „gut“, „genügend“ oder „ungenügend“. 

Wenn in der Chemie von zwei Lehrern geprüft wird, haben beide ſich über die Zenjur 
für das gefammte Fady zu einigen. Gelingt dies nicht, jo entjcheidet die Stimme desjenigen 
Eraminators, welcher die geringere Zenſur ertheilt Hat. 


8.9. 


Ft die Prüfung nicht beftanden, jo findet eine Wiederhofungsprüfung ftatt Dieſelbe 
erſtreckt ſich, wenn die Zenfur in der erjten Prüfung für Chemie und für ein zweites Fach 
„ungenügend” war, auf jämmtliche Gegenftände der Vorprüfung und findet dann nicht vor 
Ablauf von ſechs Monaten ſtatt. 

In allen anderen Fällen beſchränkt fi) die Wiederholungsprüfung auf die nicht beftandenen 
Fächer. Die Frijt, vor deren Ablauf fie nicht ftattfinden darf, beträgt mindeftens zwei und 
höchſtens jechd Monate und wird von dem VBorfigeuden nach Benehmen mit dem Eraminator 
fejtgefegt. Meldet fich der Prüfling ohne eine nad) dem Urtheil des Vorfigenden ausreichende 
Entichuldigung innerhalb des nächjtfolgenden Studienfemefters nad) Ablauf der Frift nicht 
rechtzeitig (8. 4) zur Prüfung, fo hat er die ganze Prüfung zu wiederholen. 

Lautet in jedem Face die Zenjur mindeftens „genügend”, fo ift die Prüfung bejtanden. 
Us Sclußzenfur wird ertheilt 

„ſehr gut”, wenn die Zenjur für Chemie und ein anderes Fach „jehr gut“, für 
das dritte Fach mindejtens „gut“ lautet; 

„gut“, wenn die Zenjur nur in Chemie „jehr gut” oder in Chemie und noch einem 
Fach mindeftens „gut“ lautet; 

„genügend" in allen übrigen Fällen. 


8. 10. 


Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urtheil des VBorfigenden ausreichende Entſchuldigung 
im Laufe der Prüfung zurüd, jo hat er diejelbe vollftändig zu wiederholen. Die Wieder: 
Holung ift vor Ablauf von ſechs Monaten nicht zuläffig. 
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Die Wiederholung der ganzen Prüfung kann auch bei einer anderen Prüfungskommiſſion 
geichehen. Die Wiederholung der Prüfung in einzelnen Fächern muß bei derjelben Kommiſſion 
jtattfinden. 

Eine mehr als zweimalige Wiederholung der ganzen Prüfung oder der Prüfung in einem 
Face ift nicht zuläffig. 

Ausnahmen von vorftehenden Beitimmungen können aus bejonderen Gründen gejtattet 
werben. 

8. 12. 

Ueber den Ausfall der Prüfung wird ein Zeugniß ertheilt. Iſt die Prüfung ganz oder 
theilweije zu wiederholen, jo wird jtatt einer Gejammtzenfur die Wiederholungsfrift in dem 
Zeugniß vermerkt. Diejer Vermerk ift, falls der Prüfling bei einer akademiſchen Lehranftalt 
nicht mehr eingejchrieben ift, auch in das legte Abgangszeugniß einzutragen. Iſt der Prüfling 
bei einer akademischen Lehranftalt noch eingejchrieben, jo hat der Vorſitzende den Ausfall der 
Prüfung und die Wiederholungsfriften alsbald der Anftaltsbehörde mitzuteilen. Von diefer 
it, fall der Studirende vor vollftändig beftandener VBorprüfung die Lehranftalt verläßt, ein 
entjprechender Vermerk in das Abgangszeugniß einzutragen. 


8. 13, 


Un Gebühren find für die VBorprüfung vor Beginn derjelben 30 AM. zu entrichten. 

Für Prüflinge, welche das Befähigungszeugniß für das höhere Lehramt befigen, betragen 
in den im 8. 7 Abja 5 vorgejehenen Fällen die Gebühren 20 GK. Dasjelbe gilt für die 
Wiederholung der Prüfung in einzelnen Fächern ($. 9 Abjah 2). 


B. Sauptprüfung. 
8. 14. 


Die Kommiffion für die Hauptprüfung befteht unter dem Vorſitz eines Verwaltungs: 
beamten aus zwei Chemtifern, von denen einer auf dem Gebiete der Unterſuchung von Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchögegenftänden praftijch geſchult ift und aus einem Vertreter 
der Botanif. 

Der Borfigende leitet die Prüfung und ordnet bei Behinderung eines Mitgliedes deſſen 
Bertretung an. 

$. 15. 

Die Prüfungen beginnen jährlich im April und enden im Dezember. 

Die Prüfung kann vor jeder Prüfungskommiſſion abgelegt werden. 

Die Gejuhe um Zulaffung find bei dem Vorfigenden bis zum 1. April einzureichen. 
Wer die Vorbereitungszeit erjt mit dem September beendigt, kann ausnahmsweiſe noch im 
laufenden Prüfungsjahre zur Prüfung zugelaffen werden, jofern die Meldung vor dem 
1. Oftober erfolgt. 
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8. 16. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein £urzer Lebenslauf; 

2. die in 8. 5 Nr. 1 bis 3 aufgeführten Nachweije ; 

3. das Zeugnif über die Vorprüfung ($. 12); 

4. Zeugniffe der Laboratoriums- oder Anftaltsvorjteher darüber, daß der Prüfling vor 
oder nach der Vorprüfung an einer der im $. 5 Nr. 2 bezeichneten Lehranftalten min- 
deſtens ein Halbjahr an Mikcojfopirübungen Theil genommen und nach beftandener 
Borprüfung mindejtens drei Halbjahre mit Erfolg an einer ftaatlichen Anftalt zur 
technischen Unterfuhung von Nahrungs: und Genußmitteln thätig gewejen ift. 

Wer die Prüfung als Apothefer mit dem Prädikat „jehr gut” beftanden hat, bedarf, 
jofern er die im $. 5 Nr. 2 bezeichnete Vorbedingung erfüllt hat, der im $. 5 Nr. 1 und 3 
vorgejehenen Nachweije ſowie des Zeugnifjes über die Vorprüfung nicht. Wer die Befähigung 
für das höhere Lehramt in Chemie und Botanik für alle Klaffen und in Phyſik für die 
mittleren Klaſſen dargethan Hat, bedarf, ſofern er dem im $. 5 unter Nr. 3 vorgejehenen 
Nachweis erbringt, des Zeugnifies über die Vorprüfung nicht. Wer an einer technijchen 
Hocjchule die Diplom-(Abfolutorial-) Prüfung für Chemiker bejtanden Hat, bedarf des Zeug— 
nifjes über die VBorprüfung nicht, wenn die bejtehenden Prüfungsvorjchriften als ausreichend 
anerfannt find. 

Wer nad der Vorprüfung ein halbes Jahr an einer Univerfität oder technijchen Hoch— 
Ichule dem naturwiſſenſchaftlichen Studium, verbunden mit praktifcher Laboratoriumsthätigfeit 
geroidmet hat, bedarf nur für zwei Halbjahre des Nachweiſes über eine praftiiche Thätigfeit 
an Anftalten zur Unterfuchung von Nahrungs: und Genußmittel. 

Den ftaatlichen Anftalten diefer Art fünnen von der Zentralbehörde jonjtige Anstalten 
zur technijchen Unterfuchung von Nahrungs und Genußmitteln, ſowie landwirthſchaftliche Unter- 
juchungsanftalten gleichgejtellt werden. 


8. 17. 


Der Vorſitzende der Kommiffion entjcheidet über die Zulaffung des Studirenden. Diejer 
hat fid) bei dem Vorſitzenden perſönlich zu melden. 

Die Zulaffung zur Prüfung ift zu verfagen, wenn Thatjachen vorliegen, welche die 
Unzuverläjfigkeit des Nachjuchenden in Bezug auf die Ausübung des Berufs als Nahrungs: 
mittel-Chemifer darthun. 


8. 18. 


Die Prüfung ift nicht öffentlich. Sie beginnt mit dem technifchen Abſchnitt Nur wer 
diefen Abjchnitt beftanden Hat, wird zu dem wifjenjchaftlichen Abſchnitt zugelaffen. Zwiſchen 
beiden Abjchnitten joll ein Zeitraum von höchſtens drei Wochen liegen; jedoch kann der Vor— 
figende aus bejonderen Gründen eine längere Frift, ausnahmsweiſe auch eine Unterbrechung 
bis zur nächften Prüfungsperiode gewähren. 
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8. 19. 

Die techniſche Prüfung wird in einem mit den erforderlichen Mitteln ausgeftatteten 
Staatslaboratorium abgehalten Es dürfen daran gleichzeitig nicht mehr ald acht Kandidaten 
theilnehmen, 

Die Prüfung umfaßt vier Theile. Der Prüfling muß fich befähigt erweisen: 

1. eine, ihren Bejtandbtheilen nad) dem Eraminator bekannte chemische Verbindung oder 
eine Eünftliche, zu dieſem Zweck bejonders zufammengejegte Mifchung qualitativ zu analyfiren 
und mindeftens vier einzelne Bejtandbtheile der von dem Kandidaten bereits qualitativ unter: 
juchten oder einer anderen dem Eraminator in Bezug auf Natur und Mengenverhältniß der 
Beltandtheile befannten chemiichen Berbindung oder Mifchung quantitativ zu beftimmen ; 

2. die Zujammenjegung eines ihm vorgelegten Nahrungs: oder Genußmittel qualitativ 
und quantitativ zu beftimmen ; 

3. die Zuſammenſetzung eines Gebraucjsgegenftandes aus dem Bereich des Geſetzes vom 
14. Mai 1879 qualitativ und nad) den Ermeſſen des Eraminatord auch quantitativ zu beftimmen; 

4. einige Aufgaben auf dem Gebiete der allgemeinen Botanik (dev pflanzlichen Syftematit, 
Anatomie und Morphologie) mit Hilfe des Mikrofkops zu Löfen. 

Die Prüfung wird in der hier angegebenen Reihenfolge ohne mehrtägige Unterbrechung 
erledigt. Zu einem jpäteren Theil wird nur zugelaffen, wer den vorhergehenden Theil be- 
ſtanden hat. 

Die Aufgaben find fo zu wählen, daß die Prüfung in vier Wochen abgeichloffen werden 
fann. 

Sie werden von den einzelnen Eraminatoren beftimmt und erſt bei Beginn jedes Prüfungs: 
theils bekannt gegeben Die technifche Löfung der Aufgabe des erjten Theil muß, joweit 
die qualitative Analyfe in Betracht kommt, im einem Tage, diejenige der übrigen Aufgaben 
innerhalb der vom Eraminator bei Ueberweifung der einzelnen Aufgaben feftzufegenden Frift 
beendet jein. 

Die Aufgaben und die gefegten Friften find gleichzeitig dem Borfitenden von den Era: 
minatoren ſchriftlich mitzutheilen. 

Die Prüfung erfolgt unter Klaufur dergeitalt, daß der Kandidat die technischen Unter: 
juchungen unter jtändiger Amwejenheit des Examinators oder eines Vertreters deöfelben zu 
Ende führt und die Ergebniffe täglich in ein von dem Eraminator gegenzuzeichnendes Protokoll 
einträgt. 

8. 20. 


Nach Abſchluß der technischen Unterfuchungen (8. 19) hat der Kandidat in einem fchrift- 
lichen Bericht den Gang derjelben und den Befund zu beichreiben, aud die daraus zu ziehenden 
Schlüfje darzulegen und zu begründen. Die jchriftliche Ausarbeitung kann für die beiden 
Analyjen des erſten Theils zufammengefaßt werden, falls diejelbe Subftanz qualitativ und 
quantitativ bejtimmt worden ift; jie hat ſich für Theil 4 auf eine von dem Eraminator zu 
bezeichnende Aufgabe zu beichränfen. Die Berichte über die Theile 1, 2 und 3 find je binnen 
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drei Tagen nah Abſchluß der Laboratoriumsarbeiten, der Bericht über die mifrojtopijche 
Aufgabe (Theil 4) binnen zwei Tagen, mit Namensunterfchrift verjehen, dem Eraminator zu 
übergeben. 

Der Kandidat hat bei jeder Arbeit die benußte Literatur anzugeben und eigenhändig die 
Berfiherung hinzuzufügen, daß er die Arbeit ohne fremde Hilfe angefertigt hat. 


8. 21. 

Die Urbeiten werden von den Facheraminatoren zenfirt und mit den Unterjuchungs- 
protofollen und Zenſuren dem Vorfigenden der Kommilfion binnen einer Woche nad) Empfang 
vorgelegt. 

8. 22. 


Die wiſſenſchaftliche Prüfung ift mündlih. Der Vorſitzende und zwei Mitglieder 
der Kommilfion müffen bei derjelben ftändig zugegen fein. Zu einem Termin werden nicht 
mehr als vier Kandidaten zugelafien. 

Die Prüfung erftredt fi: 

1. auf die unorganiſche, organische und analytifche Chemie mit befonderer Berüdfichtigung 
der bei der Zufammenjegung der Nahrungs: und Genußmittel in Betracht kommenden 
chemischen Verbindungen, der Nährftoffe und ihrer Umfegungsprodufte, ſowie auch die Er- 
mittelung der Ajchenbeftandtheile und der Gifte minerafifcher und organifcher Natur; 

2. auf die Herftellung und die normale und abnorme Bejchaffenheit der Nahrungs- und 
Genußmittel, fowie der unter das Gejeh vom 14. Mai 1879 fallenden Gebrauchsgegenſtände. 
Hierbei ift auch auf die fogenannten landwirthichaftlichen Gewerbe (Bereitung von Molkerei— 
produften, Bier, Wein, Branntwein, Stärke, Zuder u. dgl. m.) einzugehen; 

3. auf die allgemeine Botanik (pflanzliche Syitematit, Anatomie und Morphologie) mit 
bejonderer Berüdfichtigung der pflanzlichen Rohſtofflehre (Droguenktunde u. dgl.), ſowie ferner 
auf die bafteriofogischen Unterfuchungsmethoden des Waffers und der übrigen Nahrungs: und 
Genußmittel, jedoch unter Beichräntung auf die einfachen Kulturverfahren ; 

4. auf die den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden 
regelnden Gejehe und Verordnungen, ſowie auf die Grenzen der Zuftändigkeit des Nahrungs 
mittel-Chemifer8 im Berhältnig zum Arzt, Thierarzt und anderen Sachverſtändigen, enblid) 
auf die Organijation der für die Thätigfeit eines Nahrungsmittel-Chemiters in Betracht 
fommenden Behörden. 

Die Prüfung in den erften drei Fächern wird von den Fachexaminatoren, im vierten 
Face von dem Vorfigenden, geeignetenfalld unter Betheiligung des einen oder anderen Fach— 
eraminators abgehalten. Die Dauer der Prüfung beträgt für jeden Kandidaten in der Regel 
nicht über eine Stunde. 

8. 23. 

Für jeden Kandidaten wird über jeden Prüfungsabſchnitt ein Protokoll unter Anführung 
der Prüfungsgegenftände und der Zenjuren, bei der Zenjur „ungenügend“ unter kurzer 
Ungabe ihrer Gründe aufgenommen. 
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Ueber den Ausfall der Prüfung in den einzelnen Theilen des technischen Abſchnitts und 
in den einzelnen Fächern des wifjenichaftlichen Abjchnitt$ werben von den betreffenden 
Eraminatoren Zenfuren unter ausjchließlicher Anwendung der Prädikate „sehr gut“, „gut“, 
„genügend”, „ungenügend” ertheilt. 

Für Botanik und Bakteriologie muß die gemeinjame Zenjur, wenn bei getrennter Be: 
urtheilung in einem diejer Zweige „ungenügend“ gegeben werden würde, „ungenügend“ lauten. 


8. 25. 

Iſt die Prüfung in einem Theile des technifchen Abjchnitts nicht beftanden, jo findet 
eine Wiederholungsprüfung ftatt. Die Frift, vor deren Ablauf die Wiederholungsprüfung 
nicht erfolgen darf, beträgt mindeftens drei Monate und höchſtens ein Jahr; fie wird von 
dem Borfisenden nad) Benehmen mit dem Eraminator feftgejegt. 

Hat der Kandidat die Prüfung in einem Face des wiſſenſchaftlichen Abjchnitts nicht 
beftanden, jo kann er nad) Ablauf von jechs Wochen zu einer Nachprüfung zugelafjen werben. 
Die Nachprüfung findet in Gegenwart des Borfitenden und der betheiligten Fachexamina— 
toren ſtatt. Bejteht der Kandidat auch in der Nachprüfung nicht, oder verabjäumt er es, 
ohne ausreichende Entihuldigung ſich innerhalb 14 Tagen nad Ablauf der für die Nad)- 
prüfung geftellten Friſt zu melden, jo hat er die Prüfung in dem ganzen Abjchnitt zu wieder- 
holen. Dasjelbe gilt, wenn der Kandidat die Prüfung in mehr als einem Fache diejes 
Abſchnitts nicht bejtanden Hat. Die Wiederholung ift vor Ablauf von ſechs Monaten nicht 
zuläjfig. 


8. 26. 


Erfolgt die Meldung zur Wiederholung eines Prüfungstheils nicht jpäteftens in dem 
nädjften Prüfungsjahre, jo muß die ganze Prüfung von neuem abgelegt werden. 

Ber bei der Wiederholung nicht befteht, wird zu einer weiteren Prüfung nicht zugelafjen. 

Ausnahmen von vorjtehenden Beftimmungen können aus bejonderen Gründen geftattet werden. 


8. 27. 


Nachdem die Prüfung in allen Theilen beftanden ift, ermittelt der Vorſitzende aus den 
Einzelzenjuren die Schlußzenfur, wobei die Zenjuren für jeden einzelnen Theil des erjten 
Abjchnitts doppelt gezählt werden, jo daß im Ganzen zwölf Einzelzenfuren ſich ergeben. 

Die Schlußzenfur „jehr gut” darf nur dann gegeben werben, wenn die Mehrzahl der 
Einzelzenfuren „jehr gut“, alle übrigen „gut“ lauten; die Schlußzenjur „gut“ nur dann, 
wenn die Mehrzahl mindeftens „gut” oder wenigftens ſechs Einzelzenſuren „sehr gut” lauten. 
In allen übrigen Fällen wird die Schlußzenjur „genügend“ gegeben. 
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Nach Feſtſtellung der Schlußzenſur legt der Vorſitzende die Prüfungsverhandlungen der: 
jenigen Behörde vor, welche den Ausweis über die Befühigung als Nahrungsmittel-Chemiker 
($. 1) ertheilt. 

8. 28. 


Wer einen Prüfungstermin oder die im $. 17 vorgejehene Frift ohne ausreichende Ent- 
ſchuldigung verfäumt, wird in dem laufenden Brüfungsjahr zur Prüfung nicht mehr zugelafjen. 
Der Vorfigende hat die Zurückſtellung bei der im 8. 27 bezeichneten Behörde zu beantragen, 
falls er die Entſchuldigung nicht Für ausreichend hält. 

Tritt ein Prüfling ohne ausreichende Entiduldigung von einem begonnenen Prüfungs: 
abjchnitt zurüd, oder hält er eine der im $. 19 Abſatz 4 und $. 20 vorgejehenen Friſten 
nicht ein, jo hat dies die Wirkung, als wenn er in allen Theilen des Abſchnitts die Zenjur 
„ungenügend” erhalten hätte, 


8. 29. 

Die Prüfung darf nur bei derjenigen Kommiffton fortgejegt und wiederholt werden, bei 
welcher fie begonnen it. Ausnahmen können aus bejonderen Gründen gejtattet werden. 

Die mit dem Zulaſſungsgeſuch eingereichten Zeugniffe werden dem Kandidaten nad) 
bejtandener Gefammtprüfung zurüdgegeben. Verlangt er fie früher zurüd, jo ift, falls bie 
Zulaffung zur Prüfung bereit3 ausgejprochen war, vor der Nüdgabe in die Urjchrift des 
legten afademijchen Abgangszeugnifes ein Vermerk hierüber, jorwie über den Ausfall der 
ſchon zurüdgelegten Brüfungstheile einzutragen. 


5. 30. 


Un Gebühren find für die Hauptprüfung vor Beginn derjelben 180 A zu entrichten. 
Davon entfallen: 
I. auf den techniſchen Abjchnitt 
für jeden der erften drei Theile 25 M, für den vierten Theil 15 M, 
II. auf den wiffenjchaftlichen Abjchnitt 30 M, 

III. auf allgemeine Koften 60 M. 

Wer von der Prüfung zurücktritt oder zurüdgeftellt wird, erhält die Gebühren für die 
noch nicht begonnenen Prüfungstheile ganz, die allgemeinen Koften zur Hälfte zurüd, letztere 
jedod) nur dann, wenn ber dritte Theil des techniſchen Abſchnitts noch nicht begonnen war. 

Bei einer Wiederholung find die Gebührenjäge für diejenigen Prüfungstheile, welche 
wiederholt werden, und außerdem je 15 M. für jeden zu wiederholenden Brüfungstheil auf 
allgemeine Koſten zu entrichten. Für die Nachprüfung in einem Fache des wiſſenſchaftlichen 
Abſchnitts find 15 M zu zahlen. 

8. 81. 


Ueber die Zulaffung der in vorjtehenden Beftimmungen vorgejehenen Ausnahmen ent= 
jcheidet die Zentralbehörde. 
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Ausweis für geprüfte Nahrnugsmittel-Chemiler. 


Dem Herrn. een. Wied hierdurch 
bejcheinigt, daß er jeine Befätigung zur chemiſch-techniſchen Unterſuchung und Beur: 
theilung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebranchögegenftänden durch die vor der 


an . PBrüfungstommilfion zu... . . . . mit dem Prä⸗ 
en Prüfung — hat. 
DE ee A ee te er 


(Siegel und Unterfchrift der beicheinigenden Behörde.) 


Druct und erlag von Mali & Bogel in Karlarıhe. 
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Gelebes- und Berorönungs-Blatt 
für dad Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Montag den 10. September 1894. 





Juhalt. 


Bekanutmachungen des Minifteriums des Innern: bie Vieheinfuhr ans Oeſterreich-Ungarn betreffend ; 
die Berlegung ber Gemarkungsgrenze zwiſchen den abgejonderten Gemarkungen Lehenwald und Winde betreffend. 


Belanntmachung. 


(Bom 25. Auguſt 1894.) 
Die Vieheinfuhr aus Defterreih-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeicdjneten öfterreichifch-ungarischen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Berordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 29. Juli d. 3. Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 363) tritt außer Wirkſamkeit. 


Karlsruhe, den 25. Auguft 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr, 
Vdt. Kapferer. 


Anlage. 
A. Deiterreidh. 


Balizien: Bezirtshauptmannschaften: Saybuſch, Biala, Chrzanow, Wadowice, Krakau, 
Wirlida, Myslenice, Bochnia, Cimanowa, Neumarkt, Neufander, Brzzesko, 
Dabrowa, Tarnow und Grybomw, ferner die Stadt Krakau. 


B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thuroez, Trentihin, Neutra, Sohl, Bars, 
Hont und Preßburg. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 189. 61 
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Bekanntwachung. 
(Bom 28. Auguſt 1894.) 


Die Verlegung der Gemarkungsgrenze zwiſchen den abgeſonderten Gemarkungen Lehenwald und 
Windeck betreffend. 


Infolge der durch Allerhöchſte Staatsminiſterialentſchließung d. d. Schloß Mainau, den 
15. Auguſt 1894 gnädigſt genehmigten Verlegung der Gemarkungsgrenze zwiſchen den 
abgeſonderten Gemarkungen Lehenwald und Windeck wird der bewohnte Theil der Kolonie 
Hundsbach, ſoweit er auf Gemarkung Lehenwald liegt, mit der Gemarkung Windeck vereinigt. 


Karlsruhe, den 28. Auguſt 1894. 
Großherzogliches Miniſterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt. Rapferer. 





Drug und Verlag von Malfh & Vogel in Karlsruhe. 
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Gefebes- und Berordönungs-Biatt 


für das Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Donnerftag den 27. September 1894. 





Inhalt. 
Sandedherrlihe Verordnung: das Verwaltungsverfahren zur Berfolgung von Nechtsanfprüden des Staats gegen 
Beamte betreffend. 
Verordnungen: bes Minifteriumsd ber Juftiz, des Kultus und Unterridts: die Führung der 
Hanbeläregifter betreffend; des Minifteriums der Finanzen: bie Hafenpoligeiordnung für Mannheim betreffend. 


Landesherrliche Verordnung. 


(Bom 14. September 1894.) 
Das Perwaltungsverfahren zur Verfolgung von Rechtsanſprüchen des Staats gegen Beamte betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 
Zum Vollzug des $. 89, Abſatz 1 bis 4 und 6 des Beamtengejeges vom 24. Juli 1888 


— Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 399 — haben Wir nad Anhörung Unjeres 
Staatsminiſteriums bejchlojjen und verordnien, wie folgt: 


©: 1 

Zur Einleitung des Vermwaltungsverfahrend zur Verfolgung von Rechtsanſprüchen des 
Staat3 gegen Beamte ($. 89 des Beamtengejeges vom 24. Juli 1888, Geſetzes- und Ver: 
ordnungsblatt Seite 399) ift die dem Beamten unmittelbar vorgejegte Dienftbehörde zuftändig, 
joweit nicht durch die Minijterien Einjchränfungen in der Zuftändigfeit diefer Behörde an— 
geordnet werben. 

Die zentralen Dienjtbehörden find in jedem Fall befugt, die Unterſuchung an fich zu 
ziehen oder einen bejonderen Beamten mit deren Führung zu beauftragen. 


8. 2. 
Zur Erlaſſung des Feſtſtellungsbeſchluſſes ift die dem Beamten vorgejegte zentrale Dienft- 
behörde zuftändig. 
Durch die Minifterien fann für beftimmte Klaſſen von Beamten oder für bejtimmte Fälle 


der Erjagverpflichtung angeordnet werden, daß eine dem Beamten — Behörde, welcher 
Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 189. 
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nicht die Eigenjchaft einer zentralen Dienjtbehörde zukommt, zur Erlaſſung des Feſtſtellungs— 
bejchlufjes zuſtündig jei. 

Wenn der Beamte feinen dienftlichen Wohnfig verlaſſen hat und fich außerhalb bes Neiche- 
gebietö aufhält oder fein Aufenthaltsort unbekannt ift, jo erfolgt die Zuftellung des Feſt— 
ftellungsbejchluffes gemäß $. 167 Civilprozeßordnung. Die Bekanntmachung der Niederlegung 
(8. 167 Civilprozefordnung) gejchieht in der Wohnung, die der Beamte an jeinem dient: 
lihen Wohnfig zulegt inne hatte. 


8. 3. 

Ein vollzugsreifer, nicht von der zentralen Dienjtbehörde ſelbſt erlafjener Feſtſtellungs— 
beichluß it, wenn deſſen Zwangsvollftredung herbeigeführt werden joll, der legteren zur Be— 
jtätigung vorzulegen. 

Bon jeder zum Nachtheil des Beamten erfolgenden Berichtigung des Feititelungsbeichlufjes 
ift demjelben durch Zuftellung des mit Gründen verjehenen Berichtigungsbeichluffes Kenntniß 
zu geben. 


8.4. 


Die Zmwangsvollftrefung eines von der zentralen Dienjtbehörde erlaſſenen oder beftätigten 
Feſtſtellungs- beziehungsweije Berichtigungsbejchluffes erfolgt auf Grund einer mit der Boll- 
ſtreckungsklauſel verjehenen Ausfertigung des vollzugsreifen Feſtſtellungs- oder Berichtigungs- 
beichlufjes. Die Vollſtreckungsklauſel: „Borftehende Ausfertigung wird zum Zweck der Zwangs— 
vollſtreckung erteilt" ijt von der zentralen Dienjtbehörde der Ausfertigung des Beſchluſſes 
am Schluß beizufügen und von ihre mit Datum und Unterjchrift ſowie mit dem Dienftfiegel 
zu verjehen. 

8. 5. 

Der Antrag auf Zmangsvollitredung ans dem mit der VBollitredungsflaujel verjehenen 

Feſtſtellungsbeſchluſſe kann von jeder dem Beamten vorgejegten Dienftbehörde gejtellt werden. 


8. 6. 

Die Kojten des Verwaltungsverfahrens fallen demjenigen Beamten zur Laſt, der dasſelbe 
ichuldhafter Weile veranlaßt hat. 

Mehrere Beamte, die wegen eines und besjelben Verluftes oder Schadens erjagpflichtig 
erklärt werden, haften für die Koſten des Verfahrens jammtverbindlich. 


8. 7. 
— Im Verwaltungsverfahren werden feine Sporteln in Anſatz gebracht. 
Die Gebühren der einvernommenen Zeugen und Sadjverjtändigen ſind nad) den in Ver— 
waltungsjachen maßgebenden Beitimmungen anzujegen. 
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8. 8. 


Die Minifterien find damit betraut, jedes für feinen Gejchäftöfreis und geeigneten Falls 
im wechjelfeitigen Benehmen, die zum Vollzug diejer Verordnung erforderlichen Beftimmungen 
zu treffen. 

Dieje Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft. 


Gegeben zu Fröſchweiler, den 14. September 1894. 


Friedrich. 


Noll. v. Brauer. Eiſenlohr. Buchenberger. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Verordnung. 
(Vom 17. September 1894.) 


Die Führung der Handelsregiſter betreffend. 


8. 6 Abſatz 1 unſerer Verordnung vom 21. März 1883 (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 105) erhält folgende Faſſung: 

Scheiden im Laufe der fünfjährigen Amtsperiode Beifiger aus, jo fünnen Ergänzungs- 
wahlen jtattfinden. 

Ergänzungswahlen müfjen injomweit jtattfinden, als in Folge des Ausſcheidens nicht noch 
minbeftens zwei Beifiger — die Stellvertreter ($. 7) hinzugerechnet — übrig bleiben. 

Karlsruhe, den 17. September 1894. 


Großherzogfiches Minifterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
Noll. 
Vdt. Dr. Flad. 
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Verordnung. 
(Vom 20. September 1894.) 


Die Hafenpolizeiorbnung für Mannheim betreffend. 


Im Einverjtändniß mit Großgerzoglihem Minifterium des Innern wird die diesjeitige 
Verordnung obigen Betreffs vom 30. September 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 110/111) mit dem Bemerfen aufgehoben, daß $. 16 der Hafenpolizeiordnung für 
Mannheim wieder die durch die Verordnung vom 10. Juli 1888 (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 331) beftimmte, nachjtehende Fafjung erhält. 


8. 16. 


Schiffe, welche unter den Eijenbahnbrüden und den Brüden über dem Verbindungsfanal 
durchfahren, haben die ihnen angemiejene Richtung der Durchfahrt einzuhalten. Schiffe, welche 
unter dieſen Brüden nur durchfahren können, wenn leßtere aufgedreht find, haben außerhalb 
des Drebprofil® und jedenfalls jo lange in Ruhe zu bleiben, als die Aufdrehung dauert. 
Das Anfahren an die Mittelpfeiler oder an die Landfeften ift unterjagt, deögleichen das 
Einjegen der Schaltwerkzeuge in dieſe oder einen der beweglichen Theile der Brüden. Das 
Beiholen ift nur mitteljt Anjchlagung der Hafen an den zu diefem Zwede angebrachten Ringen 
und Haltern gejtattet. Zur Bermeidung von Beichädigungen müfjen die Korkjäde bereit 
gehalten werden. 

Das Aufdrehen der Brüden findet nur in den hierfür feitgefegten, durch Anjchlag an 
den Brüdenzufahrten befannt gemachten Stunden ftatt. 


Karlsruhe, den 20. September 1894. 


Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 


Buhenberger. 
Vdt. Eichhorn. 





—— Prud und Verlag von Malſch K Bogel in Karlärube, 
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Grefebes- und Derordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden. 





Karlsruhe, Samftag den 29. September 1894. 
Juhalt. 


Verordnung und Bekannimachungen des Miniſteriums bed Innern: den Schutz von Vögeln betreffend ; 
die Einfuhr von Schlachtvich aus Italien betreffend; die Bicheinfuhr aus Oeſterreich-Ungarn betreffend. 





Verordnung. 
(Vom 24. September 1894.) 


Den Schuk von Vögeln betreffend. 


Auf Grund des $. 1 des Jagdgeſetzes vom 2. Dezember 1850 in der Faſſung des Ge- 
jeges vom 29. April 1886 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 476) und im Anſchluß an 
die Verordnung vom 13. Juli 1888, den Schub von Vögeln betreffend, (Gejehes- und Ver— 
ordnungsblatt Seite 346) wird unter Aufhebung der Verordnung vom 21. Oftober 1890, 
den Schub von Bögeln betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 646), verordnet, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Alle Arten von Krammetsvögeln find jagdbare Thiere im Sinne des 8. 1 Abſatz 4 
Biffer 1 des Jagdgeſetzes. 

Die Erlegung von Krammetsvögeln ift nur mittelft Anwendung von Schußwaffen und 
nur in der Beit von 24. Auguft bis 31. Januar einschließlich geftattet. 

Das Einfangen von Krammetsvögeln mittelft Schlingen oder anderen Fangeinrichtungen 
ift verboten. 


Karlsruhe, den 24. September 1894. 
Großherzogliches Minifterium de3 Innern. 
J. A 


Schentel, 
Vdt. Dr. Schneider. 


Geſehes- und Verorbnumgsblatt 189. 63 


m 
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Belanntmadung. 
(Vom 27. September 1894.) 


Die Einfuhr von Schladhtvieh aus Italien betreffend. 

Nachdem der Stand der Maul: und Klauenjeuche unter den Viehbeftänden Italiens ſich 
in neuerer Zeit günftiger geftaltet hat, wird unter theilweiſer Abänderung der Bekanntmachung 
vom 14. Dezember 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 161) die Einfuhr von 
Schlachtvieh (Rindvieh und Schweine) aus Jtalien in die Schlachthöfe der Städte Freiburg, 
Konftanz, Karlsruhe und Mannheim unter den in III. und IV. der diesjeitigen Verordnung 
vom 24. Juni 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 72 und 73) bezeichneten Be— 
dingungen bis auf Weiteres gejtattet. 

Karlörude, den 27. September 1894. 

Großherzogliches Minifterium des Innern. 
J. A. 


Schenlkel. 


Belanutmachung. 
(Bon 27. September 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus Deſterreich-Ungarn betreffend, 

Aus den in der Anlage bezeichneten öfterreichiichungariichen Bezirken ift die Einfuhr 
von Nindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 25. Auguft d. J. (Geſetzes- und Berorbnungsblatt 
Seite 381) tritt außer Wirkſamkeit. 

Karlsruhe, den 27. September 1894, 

Großherzogliches Minifterium des Innern. 
J. A. 


Scheulel. 


Vdt. von Grimm. 


Vdt. von Grimm. 
Anla 

A. Oeſterreich. san 
Mähren: Bezirkfshauptmannidaften: Göding, Gaya, Ungariſch-Hradiſch, Ungariſch-Brod, 

Holleihau, Prerau, Kremfier, Wildau und Proßnitz, ferner die Städte Ungariſch— 

Hradiſch und Kremfier. 
Galizien: Bezirkshauptmannſchaften: Saybuſch, Biala, Chrzanow, Wadowice, Krakau, 

Wirlicka, Myslenice, Bochnia, Limanowa, Neumarkt, Neuſandee, Brzesko, 

Dasrowa, Tarnow und Grybow, ferner die Stadt. Krakau. 

B. Ungarn. 
Komitate: Arva, Zips, Liptau, Thurocz, Trentichin, Neutra, Sohl, Bars, 
Hont, Saros und Preßburg. 
Drud und Berlag von Mali K Bogel in Karlsruhe. 
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Grfehes- und Berorönungs- Blatt 


für dad Großherzogthun Baden. 


Karlsruhe, Mittwoch den 10. Dftober 1894. 


Inhalt. 
Verordnung des Miniſteriums des Innernt die Gewährung von Entſchädigungen bei Seuchewerluſten 
betreffend. 
Berorduung. 


(Bom 8. Oktober 1894.) 
Die Gewährung von Entihädigungen bei Seuchenverluften betreffend. 


Zum Bollzuge des Gefehes vom 13. März 1894 GGeſetzes- und Verordnungsblatt 
Nr. XVI. Seite 123), die Gewährung von Entichädigungen bei Seuchenverluften betreffend, 
wird im Einverftändniß mit Großherzoglihem Minifterium der Finanzen unter Aufhebung 
der diesfeitigen Verordnung vom 16. Auguſt 1879 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 595) 
bezüglich der Erhebung der von den Thierbefigern zu Leiftenden Beiträge verordnet, wie folgt: 


I. Feſtſtellung und Erhebung der ordentlihen Beiträge. 
(88. 10 und 11 des Gefehes vom 13. März 1894; $. 20 der Verordnung vom 26. Juni 1894.) 


8.1. 


Die Zählungsliften über den Beitand an Nindvieh und Thieren des Pferdegefchlechts 
(Pferde, Ejel, Maulejel und Maufthiere), welche nah Anordnung des vormaligen Groß- 
berzoglichen Handelsminifteriums jährlich behufs der Viehzählung in jeder Gemeinde auf- 
gejtellt werden, müſſen jpäteftens vom dritten Tage nach der Aufnahme an acht Tage lang 
auf dem Rathhauſe zu Jedermanns Einficht aufgelegt werben. 

Ort und Zeit der Auflegung wird vorher auf ortsübliche Weije durch den Gemeinderath 
befannt gemacht und dabei ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die Lifte für die Berechnung 
der Beiträge maßgebend jei, welche von den Thierbefigern zur Dedung der Entſchädigungen 


fir Seuchenverlufte entrichtet werden müſſen. 
Geſehes ⸗· und Verordnungsblatt 15. 64 
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Mit der Bekanntmachung wird die Aufforderung verbunden, Anträge auf Berichtigung 
innerhalb der Frift der Auflegung bei dem Gemeinderathe vorzubringen. 

Ueber derartige Anträge, joweit fie nicht jchon von dem Gemeinderathe mit Zuftimmung 
der Betheiligten erledigt werden, bejcjließt, vorbehaltlid) einer etwaigen verwaltungsgerichtlichen 
Entjcheidung über die Beitragspflicht, das Bezirksamt. 


8. 2. 


Nach Ablauf der Auflegungsfrift läßt der Gemeinderat aus den Zählungeliften eine als 

Hebregifter dienende Ortslifte der Befiger von Thieren des PBferdegeichlechts und von Rind: 

wir I dich nad) Formular 1 anfertigen und legt diejes Berzeichniß mit den Zählungstliften jpäteftens 
5 ——T 14 Tage mad) der Viehzählung dem Bezirksamte vor. 

Bon dem Gemeinderath werden nur die 5 erjten Spalten der DOrtölifte ausgefüllt. 
Spalte 6 füllt jpäter ($. 8) das Bezirfsamt aus. Die Spalten 7 bis 11 bleiben offen zur 
Benügung durch den Steuererheber. 

Borübergehend abmwejende Thiere, jowie Thiere, welche am Zählungstage auf den Markt 
geführt werden, find bei dem Befiger an deſſen Wohnort zu zählen. Worübergehend und 
zufällig anmwejende Thiere werben bei der Viehzählung nicht aufgenommen, fondern befonders 
verzeichnet. 

Das Bezirksamt hat die Ortsliften (Formular 1) mit den Zählungsliften und der Zu- 
jammenftellung der zufällig anmwejenden Thiere zu vergleichen und nöthigenfalls zu ergänzen. 
Sofern die Wohnorte der Beliger zufällig anweſender Thiere in anderen Amtsbezirken gelegen 
find, ift dem betreffenden Bezirksamt die nach dem Zwed der Sadje erforderliche Mittheilung 
zu machen. 


8. 8. 


In Garnifonsorten werden die Bezirksämter auf Erjuchen von der Kommandantur 
beziehungsweife dem Garnijonsälteften Berzeichniffe der am Tage der Viehzählung im Privat: 
eigenthum der Militärperfonen befindlichen Pferde erhalten und hiernach die betreffenden Orts- 
liſten vervollftändigen. 


8. 4. 


Nah Prüfung und Vervollftändigung der Ortöliften Formular 1 (8. 2 Schlußſatz und 
$. 3) ftellt das Bezirksamt diefelben jummarijch, nämlich mit den Ortsſummen der Spalten 4 
und 5 in eine Bezirksliſte zujammen und fegt diefe, ſummirt und abgejchloffen, unter Anſchluß 
ſämmtlicher Ortsliften dem VBerwaltungshofe vor, welcher fie fpäter, nach Feſtſtellung der 
Umlage, dem Bezirfsamte wieder zurückgiebt ($. 7). 

Die Bezirkslifte erhält diefelbe Einrichtung wie die Ortsliften, nur mit dem Unterfchiede, 
daß in Spalte 2 und 3 ftatt der Namen der umlagepflichtigen Thierbefiger die Namen der 
einzelnen Orte einzutragen find. 
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8.5. 


Zu dem durch die Umlage auf die Thierbefiger zu deckenden Aufmwande find — getrenut 

für Thiere des Pferdegejchlechts und Rindvieh — zu rechnen: 

1. der Betrag der im abgelaufenen Jahre auf Grund bes Geſetzes vom 13. März 1894 
vorjchüßlich geleiteten Vergütungen abzüglich der durch Rüdverficherung von Pferden 
($. 12 des Geſetzes) gedeckten Beträge; 

2. die in dem abgelaufenen Jahre für den Einzug der Umlagen an die Steuerver: 
waltung (durd) die Amtskaſſe Karlsruhe) bezahlte Vergütung und der etwaige fonftige 
Berwaltungsaufwand ; 

3. diejenigen Umlagebeträge, welche in dem abgelaufenen Jahre aus irgend welcher Ber- 
anlaffung in Abgang verrechnet werden mußten; 

4. der Betrag der noch nicht getilgten Vorſchüſſe aus früheren Jahren. 


8. 6. 

Sobald die bezüglichen Rechnungsergebniffe des abgelaufenen Jahres durch die nad) 8. 16 
ſeitens der Amtskaſſen zu bewirkende Borlage dem Berwaltungshofe zugefommen find, berechnet 
derjelbe: 

I. den Betrag der ganzen Erjaßforderung der Staatsfafle an die Gejammtheit der 

betreffenden Thierbefiger am Ende des abgelaufenen Jahres ; 

ll. den Betrag der nad) $. 11 des Geſetzes vom 13. März 1894 für jedes Thier des 
Pferdegeichlechts und jedes Stück Rindvieh nach den Beſitzſtande bei der legten Vieh- 
zählung für das beginnende Jahr zu erhebenden Uinlage. 

Um den Betrag der Erjaßforderung der Staatskaſſe an die Gefammtheit der betreffenden 
Thierbefiger forthin auf dem Laufenden zu erhalten, werden von dem Verwaltungshofe die 
Ergebniffe der Berechnung nad Ziffer I. und II. fortlaufend zufammengeftellt wie folgt: 

ir die Thiere des Ba a er 
ee für Rindvieh: 


Umlage für 1880 . 
. Verbliebene Neftichuld 


— 3 Se — 


. Umlage für 1881. 
, Berbliebene Reſtſchuld 


10 ©Ot 


. Aufzurechnende — 1879 , 


. Aufzurechnende Geſammtausgabe 1880 i 
Ziffer 3 und 4 zufammen . 





. Aufzuredjnende Gefammtauägabe 1881 ı u. ſ. w. 


93642 .M 58 9 
80401 „30 „ 


13241 M. 28 
56150 „ 40 „ 


69391 M. 68 
69350 „ 20 „ 


216150 M. 36 


205046 „ 20 „ 


11104 M. 16 %) 
181260 „ 70 „ 








192364 M. 86 
192356 „ 80 „ 





41 M 48 9 


8 ıM 6% 


Die Ergebniffe beider Berechnungen (Ziffer I. und II.) fegt der Verwaltungshof dem 
Minifterinm des Innern vor, und diejes veröffentlicht im Staatsanzeiger den Betrag der für 


das betreffende Jahr zu entrichtenden Beiträge. 
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8.7. 

Auf Grund diefer Bekanntmachung berechnet der VBerwaltungshof für jeden Amtsbezirk, 
welcher Umlagebetrag nad) der Gejammtzahl feiner Thiere des Pferdegeſchlechts und ber 
Rindviehftücde im Ganzen in demjelben zu erheben ift, merkt diefen Betrag in feinem Nota— 
bilienbuch vor und füllt Hiernach in der Summirungslinie die Spalte 6 der Bezirksliften 
aus. Nachdem dies gefchehen, werden die Bezirksliſten nebſt den zugehörigen Ortsliſten den 
betreffenden Bezirksämtern zurüdgegeben. 


8. 8. 


Das Bezirfgamt berechnet ſodann die von den einzelnen Thierbefigern zu bezahlenden 
Umlagebeträge und trägt jolche in die Spalte 6 der Ortälifte und die Summe der nad) jeder 
Ortsliſte zu bezahlenden Umlagen ebenjo auch in die Spalte 6 der Bezirkälifte ein. 

Iſt die Rechnung richtig, jo muß ihr Gefjammtbetrag mit der von dem Verwaltungshofe 
bereit3 eingetragenen Summe der Bezirkälifte wieder übereinftimmen, 

Sind jämmtliche Ortsliften hiernach ausgefüllt, jo werden fie als nunmehr vollzugsreife 
Umlageregifter nebjt der Bezirkslifte der Amtskaſſe zugefertigt, welche wegen der Erhebung 
das Weitere zu bejorgen Hat. 


8.9. 


Die Amtskaſſe verläffigt ſich zunächſt von der Lebereinftimmung der Bezirklifte mit den 
Ortsliften. 

Die Ortzliften übergiebt fie gegen Beſcheinigung den betreffenden Steuererhebern zum 
Einzug der hiernach feitgeftellten Beiträge. 

Die Bezirkölifte nimmt fie als Beleg zur Rechnung und fertigt hiernach den Rechnungs: 
eintrag über die jedem Steuererheber zum Einzug überwiejene Umlagefunme. 


$. 10, 


Der Steuererheber hat al3bald den Umlagepflichtigen über ihre Schuldigkeit Forderungs: 
zettel zuzuftellen. 

Diefer Forderungszettel dient zugleich zur Anforderung der von den Pferdebefigern zu 
feiftenden beionderen Beiträge für riücdverficherte Pferde ($. 17), ſowie der von den Land: 
wirthen zu entrichtenden Beiträge für die land» und forftwirthichaftliche Unfallverficherung 
($. 42 ber Verordnung vom 17. Auguſt 1889, die Beiträge für die land- und forft- 
wirthichaftlihe Unfallverfiherung betreffend — Geſetzes- und Verordnungsblatt Nr. XX. 
Seite 184). 

Wenn jedoch die bezüglichen Hebregifter dem Steuererheber nicht gleichzeitig zugehen, jo 
hat derjelbe jeweils nad Einfunft der Hebregifter für die einzelnen Beitragsjchuldigkeiten 
bejondere Forderungszettel zuzuftellen. 
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Die Ausfertigung der Forderungszettel hat nach anliegendem Formular 2 zu geſchehen, For, 


durch welches das der Verordnung vom 17. Auguft 1889 beigegebene Formular 5 erjegt wird. 


5: 11: 


Die Hierauf eingehenden Beträge find in den Spalten 7 und 8 des Hebregifterd ein: 
zutragen. 

Rüdfichtlich derjenigen Schuldbeträge, welche innerhalb der gegebenen Frift nicht berichtigt 
worden find, hat die Mahnung, und ſoweit and; auf diefe feine Zahlung geleiftet wird, bie 
Fahrnißpfändung einzutreten. Das hierbei einzuhaltende Verfahren richtet ſich nad) den 
Borjchriften über die Betreibung der Staatzfteuern. 


8. 12. 


Kann ein Umlagebetrag auch nicht durch die Fahrnißpfändung flüſſig gemacht, oder kann 
legtere 3. B. wegen Eröffnung des Konfursverfahrens gar nicht vorgenommen werden, jo 
erftattet der Stenererheber der Amtskaſſe unter Anschluß des Pfändungsprotofolls 2c. hievon 
Anzeige. Die Amtskaſſe prüft das eingehaltene Verfahren und veranlaßt die etwa nöthige 
Berichtigung oder Vervolftändigung desjelben. Iſt Hierzu feine Veranlaffung gegeben, jo 
ermächtigt fie den Steuererheber, den rüdjtändigen Betrag als Abgang in Spalte 9 des 
Hebregifterd einzutragen. 


8. 18. 


Die Querſumme der Spalten 8 und 9, welche mit dem Betrage in Spalte 6 überein: 
ftimmen muß, wird auf Spalte 10 übertragen, und es werden, fobald alle Einträge der 
Ortslifte eingegangen oder zur Abgangsbehandlung genehmigt find, die Spalten 8, 9 und 10 
fodann auch vertifal jummirt. Von der Summe der Spalte 10 wird der Abgang (Spalte 9) 
in Abzug gebracht. Der hiernach verbleibende Neft ijt nebjt dem Hebregifter, welchem die 
etwaige Abgangsermächtigung anzuschließen ift, bei der nächſten Monatsabrechnung der Amts» 
kaſſe aufzuliefern 


8. 14. 


Die Amtskaſſe vereinnahmt im Hat ihrer Nechnung den Sollbetrag der Ortälifte. 
Der etwa ftattgehabte Abgang wird aljo Hier ebenfall® als Baareinnahme behandelt, gleid)- 
zeitig aber zur Ausgleichung in Soll und Hat der Ausgabe geftellt und zwar auf den Pferde 
oder Rindviehfonto, je nachdem und joweit er dem einen oder andern deöjelben angehört. 

Für allen fonftigen Verwaltungsaufwand, welcher hier verausgabt werden foll, ift jedes: 
mal die Dekretur des Berwaltungshofes einzuholen. 


a2 
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$. 15. 
In der Amtskaſſerechnung werden für die hierher gehörigen Einnahmen und Ausgaben 
unter Nechnungsabtheilung II. bejondere Rubriken eröffnet, nämlich in der Einnahme: 
„Erſatz der Entihädigungen für Thiere bei Seuchenverluften“ 
und in der Ausgabe: 
„Entihädigungen für Thiere bei Seuchenverluften auf Wiedererjag". 
Dieje legtere Pofition erhält die beiden Unterrubrifen: 
A. für Thiere des Pferdegeſchlechts, 
B. für Rindvieh. 
Jede diefer beiden Unterrubriken wird getrennt geführt und am Ende des Jahres für 
ſich abgejchlofien. 


8. 16. 


Am Jahresſchluſſe fertigen die Amtskaſſen eine Darftellung von dem Abjchlußergebnifle 
beider Ausgaberubrifen A. und B. Jeder derjelben ijt eine Entzifferung beizufügen, aus 
welcher erjehen werden kann: 

a. der Betrag der bezahlten Entjchädigungen ; 

b. die Summe der unter jeder in Abgang verrecdjneten Beträge; 

e. die von der Amtskaſſe Karlsruhe an die Steuerverwaltung für den Einzug der 

Umlagen bezahlte Vergütung; 

d. der Betrag der für Rückverſicherung von Pferden erwachjenen, von den Bferdebefigern 

wieder erjegten Koſten; 

e. die Summe der betreffenden fonftigen Verwaltungskoften. 

Dieje Darjtelluug, deren Uebereinftimmung mit der Rechnung ausdrüdlich zu beurkunden 
ift, wird mit dem Rechnungsauszug für das abgelaufene Jahr dem Verwaltungshofe vor: 
gelegt, um für die Berechnung der neuen Umlage ($. 7) als Grumdlage zu dienen. 


II. Außerordentlihe Beiträge der ferdebefiter für zur Rückverſicherung 
angemeldete Sferde. 


8. 17. 


Der durch die Rüdverfiherung erwachſene Aufwand wird auf die Befiger der angemel- 
deten Pferde nad; Verhältniß des Rüdverficherungswerthes der leßteren umgelegt- 

Die Erhebung diefer Beiträge erfolgt durch die Amtskaſſen beziehungsmweife die örtlichen 
Steuererheber und zwar joweit thunlich gleichzeitig mit den durch 8. 11 des Landesgefeges 
vorgejchriebenen ordentlichen Beiträgen nad den für die legteren geltenden Vorſchriften. 
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III. Yebergangsbeftimmung. 
$ 18. 

Zu dem durch die Umlage auf die Thierbefiger zu deckenden Aufwande (8. 5 diefer Ber: 
ordnung) ift für die Zeit vom 1. Januar bis 1. Juli 1894 der Betrag der in dieſer Zeit 
auf Grund der Gejege vom 8. November 1867, die Entihädigung der Befiker von auf 
polizeiliche Anordnung getödteten Thieren betreffend, vom 30. Januar 1879, die Entihädigung 
für die wegen Rotz, Lungenſeuche und Milzbrand auf polizeiliche Anordnung getöbteten Thiere 


betreffend, und vom 6. März 1880, die Entjchädigung für das an Milzbrand gefallene Nind- 
vieh betreffend, vorjchüßlich geleisteten Vergütungen zu rechnen. 


Karlöruhe, den 3. Oftober 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. von Grimm. 
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Formular 1. 
Bezirksamt Durlad). Ort Singen. 


Ortsliſte 


der Beſitzer von Thieren des Pferdegeſchlechts und von Rindvieh mit ihrem bei der Vieh— 
zählung am 3. Dezember 1894 vorgefundenen Beſitzſtande. 


Nach der Bekanntmachung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 4. Februar 
1895 (Staatsanzeiger Nr. 16) iſt als Umlage für das Jahr 1895 zu erheben: für jedes 
Thier des Pferdegeſchlechts 24 , für jedes Stück Rindvieh 12 5. 

1. 2, 3. 4. b. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 
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Der Betrag von 70,08 M. 
wurde heute der Großherzoglichen Amtskaſſe Durlach abgeliefert und zwar: 
a. baar mit. . . 69,48 M. 
b. als Abgang mit —,60 „ 


zuſammen obige 70,08 Me 


Singen, den 3. Mai 1895. Der Steuererheber: 
Unterichrift. 
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Formular 2. 
r (Biertelbogen). 
Gemeinde 


Forderungszettel 


über 
die Beiträge zur land- und forſtwirthſchaftlichen Unfallverſicherung und zur Deckung der 
Entſchädigungen für Thiere bei Seuchenverluſten 


für das Jahr 


ſchuldei 










2.8. 


des Heb · 
— Bezeichnung der Schuldigkeit. 









— — — urn. — 















Beitrag zur land- und forſtwirthſchaftlichen Unfallverſicherung 
Umlage nach 88. 10 und 11 des Geſetzes vom 13. März 1894 


für. . . Thiere des eg 
#" * . Stück Nindvieh . . 


zufammen . 












Beiträge der Pferbebefiger für die Nüdverfiherung nad} $. 12 
des Geſetzes vom 13. März 1894 


für . . Pferde mit . . M. Berfiherungsanichlag 






Diefe Beträge find binnen 8 Tagen an den unterzeicyneten Erheber zu bezahlen. 
Die Uebereinftimmung mit den KHebregiftern bezeugt: 


ae tenn18. 


Der Stenererheber: 


Siehe Rüdfeite! 
Geſehes und Berorbnungsblatt 189. 
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Rückſeite! 
Zahlung. 
San ara an er RR See a De 


fage . 
wofür quittirt der Steuererheber:: 


Be EEE ie u ER 


er rt 
wofür quittirt der Steuererheber: 


Anumerlung. 


1. Diefer Forderungszettel ift bei der Zahlung dem Steuererheber vorzulegen. 

2. Die Quittung erfolgt auf dem vorgelegten Forderungszettel. 

3. Bon ber Uebereinjtimmung des Forderungszettels mit den Hebregiftern kann fich der Pflichtige 
durch Einfichtnahme der im Befige des Steuererhebers befindlichen Hebregifter überzeugen. 


Drud und Verlag von Malſch K Vogel in Narlärube. 
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Gefebes- und Berordnungs-BDlatt 


für da3 Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Mittwoch den 17. Oftober 1894. 


Juhalt. 

Berordnung und Bekanntmachungen: des Miniſteriumſsdes Innern: den Brieftaubenverfehr betreffend; 
die Ein und Durchfuhr von Thieren aus ber Schweiz betreffend; des Minifteriumsd ber Finanzen: die Ausführung 
bes 8. 66 des Meichd-Militärgefepes betreffend. 

Den Breit des Geſetzes- und Verordnungsblattes für dad Jahr 1895 betreffend. 





Verordnung. 
(Bom 6. Ditober 1894.) 


Den Brieftaubenverkehr betreffend. 


Auf Grund des 8. dla. des Polizeiftrafgejegbuchs in der Faſſung des Gejehes vom 
8. Juni d. J. Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 270) wird verordnet: 

Das Auflafjen von ausländiichen d. i. von ſolchen Brieftauben, welche in reich3ausländifchen 
Schlägen heimiſch find, jowie das Auflafjen von inländischen Brieftauben zum Zwecke von 
Flügen nad) dem Reichsauslande ijt verboten. 

Auch jede Beförderung der zu einem verbotenen Auflaffen bejtimmten Brieftauben ift 
unterjagt. 

Karlsruhe, den 6. Dftober 1894. 

Großherzogliches Ministerium des Innern. 
IN. 


Schenlel. 
Vdt. Kapferer. 


Bekauntmachung. 


(Bom 11. Dftober 1894.) 
Die Ein» und Durchfuhr von Thieren aus der Schweiz betreffend. 


Mit Wirkung vom 25. Oktober d. J. ab wird unter Aufhebung der in der Beilage 


zur Verordnung vom 24. Juni 1893, betreffend die Ein- und DENN von Thieren aus 
Geſetzes- und Verordnungsblatt 189. 
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der Schweiz (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 68), jowie der in der Bekanntmachung 
vom 22. Auguſt 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 85), vom 14. September 1893 
(Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 109), vom 25. Dftober 1893 (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt Seite 131), vom 23. November 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 159), 
vom 22. Dezember 1893 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 174), vom 19. Februar 1894 
(Gejepes- und Verordnungsblatt Seite 40) und vom 23. April 1894 (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt Seite 179) getroffenen "Anordnungen bejtimmt: 

Die Einfuhr von Pferden, Maulthieren und Ejeln, Rindvieh, Schafen, Ziegen und 
Schweinen aus der Schweiz ift gemäß Ziffer I. der Verordnung vom 24. Juni 1893 nur 
über die machverzeichneten Zolljtellen und an den nachgenannten Tagen und Tageszeiten 
geftattet: 

1. über die Zollitelle am Kreuzlinger Thor und die Zollftelle Haupt: 
amt (Hafen) in Konjtanz an allen Werktagen von 7—10 Uhr Bormittags und 
bon 3—6 Uhr Nachmittags; 

2. über die Zollftelle (Hauptamt) in Singen an jedem Donnerftag von 2—4 Uhr 
Nachmittags umd außerdem nad) vorausgegangener Anmeldung an allen übrigen 
Werktagen; 

3. über die Zollftelle (Nebenzollamt) Radolfzell nad) vorausgegangener An: 
meldung an allen Werktagen ; 

4, über die Zollitelle (Nebenzollamt) Wangen nad vorausgegangener Anmels 
dung an allen Werktagen; 

5. über die Zollſtelle (Nebenzollamt) Randegg an jedem Dienjtag von 2’, bis 
4", Uhr Nachmittags; 

6. über die Zolljtelle (Nebenzollamt) in Gailingen an jedem Mittwoch und 
Freitag von 2—4 Uhr Nachmittags und außerdem an den PViehmarkttagen in 
Dießenhofen und Schaffhaufen jeweils von 1—4 Uhr Nachmittags; 

7. über bie BZollftelle am Bahnhof in Stühblingen an jedem Donnerftag 
von 3—5 Uhr Nachmittags und außerdem an den BViehmarkttagen in Stühlingen 
von 7—8 Uhr Vormittags; 

8. über die Zollitelle am Bahnhof in Erzingen an jedem Dienjtag und 
an den Viehmarkttagen in Scaffhaufen, Neunkirch, Unterhallau und Wildingen 
von 'sll Uhr Vormittags bis "sl Uhr Nachmittags; ferner an den Viehmarkt- 
tagen in Erzingen, Grießen, Thiengen und Waldshut von 6—7 Uhr Vormittags; 

9. über die Zollftelle in Riedern nad) vorausgegangener Anmeldung an allen 
Werktagen ; 

10. über die Zolljtelle in Kadeldburg nad voransgegangener Anmeldung ar 

allen Werktagen ; 

11. über die Zollftelle Rheinheim nad) vorausgegangener Anmeldung an allen 

Werktagen; 
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12. über die Zollſtelle Fahrhaus an jedem Dienſtag und Freitag von 4—5 Uhr 
Nachmittags und außerdem an den Viehmarkttagen in Waldshut und Thiengen im 
Winter von 7—B Uhr, im Sommer von 6—7 Uhr Bormittags ; 

13. über die Zoflftelle am Bahnhof in Waldshut täglich von "sd— "5 Uhr 
Nachmittags; 

14. über die Zollitelle Rheinbrüde in Sädingen an jedem Montag und 
Donnerftag von 4—6 Uhr Nachmittagg und Für die Zeit vom 1. März bis 
1. Oftober an jedem Dienftag und Freitag von 6—8 Uhr Abends; 

15. über die Zolljtelle Rheinbrüde in Kleinlaufenburg an jedem Dienftag 
von 8—10 Uhr Vormittags; 

16. über die Zollftelle bei Rheinfelden: Nollingen an jedem Donnerftag von 
8—10 Uhr Vormittags, an den Biehmarkttagen in Nheinfelden von 7—8"; Uhr 
Vormittags; 

17. über die Zofllftelle am badijhen Bahnhof in Bajel nad voraus 
gegangener Anmeldung und außerdem regelmäßig Dienftag und Freitag Nachmittags 
von 2—-",7 Uhr; 

18, über die Zollfjtelle Stetten nach vorausgegangener Anmeldung an allen 
Werktagen. 

Für die thierärztliche Unterfuchung der auf bejondere Anmeldung über die Boll 
ftellen in Radolfzell, Singen, Wangen, Riedern, Kadelburg, Rheinheim, Bajel und Stetten 
eingeführten Thiere ift mindeftens eine Gebühr von 6 M. an die Kaſſe der Eingangszoflitelle 
zu entrichten, jofern der nacı Maßgabe der diesjeitigen Bekanntmachung vom 24. Juni 1893 
(Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 73/74) zu erhebende Betrag nicht diefe Höhe erreicht. 


Karlsruhe, den 11. Oftober 1894. 


Großherzogliches Minijterium des Innern. 
Eiſenlohr. 
Vdt. Hofmann. 


Bekanntmachung. 
(Vom 12. Oktober 1894.) 


Die Ausführung des $. 66 des Reichs-Militärgeſetzes betreffend. 


Seine Königlide Hoheit der Großherzog haben mit Allerhöchſter Staat3- 
minifterialentichließung vom 6. Oftober 1894 gnädigft zu genehmigen gerubt, daß die landes- 
bGerrliche Verordnung vom 28. November 1889, die Ausführung des $. 66 des Reichs— 
Militärgejeges betreffend (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 457), unter I. Ziffer 2 im 
vorlegten Abjay mit fofortiger Wirkſamkeit folgende Faſſung erhält: 

66. 
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„Notare und Gerichtsvollzieher können, wenn ſie dies der Gewährung einer 
Entſchädigung nach der Beſtimmung unter f. vorziehen, im Bezug der Geſchäfts— 
gebühren belaſſen werden, mogegen fie neben den etwaigen Koſten ihrer Stellver- 
tretung die gewöhnlichen Laſten des Dienftes forthin zu tragen haben. Nach dem 
Ermefien des Yuftizminifteriums fönnen indeß im einzelnen Fall die Koſten der 
Stellvertretung ganz oder theilweife auf die Staatskaſſe übernommen mwerden.“ 


Karlörude, den 12. Dftober 1894. 


Sroßherzogliches Minifterium der Finanzen. 


Buchenberger. 
Vdt. Diefenbader. 


Bekanntmachung. 
Den Preis des Geſehes ⸗ und Verordnungsblattes für das Jahr 1895 betreffend. 


Für das Jahr 1895 wird ber Preis des Geſehes- und Verordnungsblattes auf 
Drei Marf fünfunddreißig Pfennig, 
einichließli einer Expeditionsgebühr, jedoch ausſchließlich der nefeglichen Pofterpeditionsgebühren, feitgeleht. 
Karlsruhe, den 11. Oftober 1394, 


Die Redaktion des Geſetzes und Berordriungsblattes. 
Raif. 


Druck und Verlag von Malſch & Vogel in Karlärube. 
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Gefebes- und Berorönungs-Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Samjtag den 3. November 1894. 


Inhalt. 
Berordnung und Bekänntinachung det Miniſteriums des Innern: den Vollzug der Anvalibitäts: und 
Aitersverficherung betreffend ; die Vicheinfuhr aus Oeſterreich- Ungarn betreffend. 


Verordnung. 
(Vom 25. Oftober 1894.) 


Den Bollzug der Invaliditäts- und Altersverfiherung betreffend. 


Auf Grund der durch Staatöminiiterialentichließung vom 19. Oftober 1894 ertheilten 
Allerhöchſten Ermächtigung erhält der $. + Ziffer 3 unjerer Verordnung obigen Betreffs 
vom 27. Oktober 1890 — Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 651 — mit fofortiger 
Wirkſamkeit folgende Faſſung: 

„3. die der unteren Verwaltungsbehörde: 

a. im alle des 8. 161 des Geſetzes durd) den Biürgermeifter, 

b, im Falle des $. 126 Abſatz 2 des Gejeges durch das Bezirksamt, an Orten, 
mojelbjt die Handhabung der Ortöpolizei dem Bürgermeifter übertragen iſt, auch 
durch diejen, der jedoch nur Gelditrafen bis einjchließlih 10 A androhen und 
erfennen kann, 

e. im Webrigen durch das Bezirksamt.” 


Karlsruhe, den 25. Oktober 1894. 


Sroßherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
a Vdt. Mujer. 
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Belanntmahung. 


(Bom 27. DOftober 1894.) 
Die Vieheinfuhr aus Defterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öſterreich-ungariſchen Bezirken ift die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 27. September d. J. (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 388) tritt außer Wirkſamkeit. 


Karlsruhe, den 27. Oktober 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt. Hofmann. 


Anlage. 
A. Oeſterreich. 


Böhmen: Bezirkihauptmannichaften: Secan, Pribam, Smichow, (Kladno) Karolinenthal, 
Böhmiſch-Brod, Kolin, Kuttenberg, Benefhau und Königliche Weinberge, ferner 
die Stadt Prag. 

Galizien: Bezirföhauptmannjhaften: Saybuſch, Biala, Chrzanow, Wadowice, Krakau, 
Wielida, Myslenice, Bochnia, Linanowa, Neumarkt, Neuſandec, Brzesko, 
Dabrowa, Tarnow und Grybow, ferner die Stadt Krakau. 


B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Szepes (Zips), Liptö (Liptau), Turöez, Trentichin, Nyitra 
(Neutra), Zölpom (Sohl), Bars, Hont und Saros. 








Drud und Berlag von Malſch & Vogel in Karlstuhe. 
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Gelebes- und Berordnungs- Blatt 


für das Großherzogthum Baden. 


Karlsruhe, Samitag den 10. November 1894. 
Anhalt, 


Belannimahungen und Berordnungen bed Miniſteriume des Innern: das Statut der Verficherungsanftalt 
Baden betreffend; die Sicherung der öffentlihen Geſundheit und Neinlichfeit betreffend ; die Lebens, Militärdienſt- und Aus- 
ftenterverficherung betreffend ; die Einfuhr von Rindvieh und von friſchem Rindfleiich aus Amerika betreffend. 


Bekanntmachung. 
(Vom 29. Oftober 1894.) 


Das Statut der Verfiherungsanjtalt Baden betreffend. 


Nachitehend bringen wir die in der Sitzung des Ausjchuffes der BVerficherungsanftalt 
Baden vom 12. d. M. beichlofjenen und von Großherzoglichem Landesverjicherungsamte unter 
dem 25. d. M. genehmigten Abänderungen der Abſätze 3, 4 und 5 des $. 23 des mitteljt 
der diesjeitigen Bekanntmachungen vom 26. November 1890 und vom 5. Oftober 1892 in 
dem Geſetzes- und Verordnungsblatt der Jahre 1890 Seite 736 und 1892 Seite 497 ver- 
öffentlichten Statut3 der Verficherungsanftalt Baden zur öffentlihen Kenntniß. 


Karlsruhe, den 29. Oktober 1894. 
Großherzogliches Minijterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt E. Muſer. 


Abänderungen des Statuts der Verſicherungsanſtalt Baden. 


8. 23 


erhält von Abjag 3 an folgende Faflıng : 

Sofern die Dienftleiftungen innerhalb des Wohnortes erfolgen, wird den Vertretern 
der Verficherten für jede ganz oder theilweile verwendete Arbeitsftunde, für welche der Verluft 
von Arbeitsverdienſt wahricheinlich gemacht ift, eine Entichädigung von 40 Pfennig vergütet; 
wird der Ausfall eines höheren Arbeitsverdienſtes nachgewiejen, jo wird der höhere Betrag 
erjeßt. 
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Dieſe Entichädigung wird bei Theilnahme an den Sigungen des Borftandes, des Ausſchuſſes, 
der Ausſchußkommiſſion und des Schiedägerichtes jtet3 für 5 beziehungsweiſe 10 Arbeits: 
jtunden gewährt. 

Für die Tage, an welden der Ausſchuß in Karlsruhe Situng hält, 
wird die Banfchgebühr Abjag 2 Ziffer 1b und Ziffer 2b auf 5 beziehungsweife 10 Marf 
erhöht und den in Karlsruhe mwohnenden an der Sitzung theilnehmenden Arbeitgebern und 
Berficherten, und zwar den leßteren neben der Verdienftentichädigung, eine Baujchgebühr für 
Auslagen von 2 Mark 50 Pfennig beziehfungsweile 5 Mark bewilligt. 


Verordnung. 
(Vom 90. Oktober 1894.) 


Die Sicherung der öffentlichen Geſundheit und Neinlichfeit betreffend. 


Der $. 4 Abſatz 3 der diesjeitigen Werordnung vom 27. Juni 1874, Geſetzes- und 
Verordnungsblatt 1874 Seite 353, erhält folgende veränderte Faſſung: 

Durch ortspolizeiliche Vorjchrift kann die Anlage von Schweine: und Geflügeljtällen 
jowie dag Halten von Schweinen bejchränft oder ganz umterjagt, das Halten von Geflügel 
beichränft werden. 

Karlsruhe, den 30. Oftober 1894, 


Großherzogliches Minijterium des Innern. 
Eifenlohr. 
Vdt. von Grimm. 


Verordnung. 


(Vom 31. Oftober 1894.) 
Die Lebens, Militärdienft- und Ausfteuerverficherung betreffend. 


Auf Grund des $. 134 d. des Polizeiftrafgejepbuchs in der Faſſung bes Gejehes vom 
8. Juni 1894 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 269) wird verordnet, wie folgt: 


8.1. 

Der Betrieb der Lebensverficherung, Militärdienftverficherung und Ausftenerverficherung 
im Großberzogthum ift vor der Eröffmung beim Minijterium des Innern anzuzeigen, 

Die Anzeige iſt auch bezüglich joldyer Berficherungsunternehmen zu eritatten, welche ſchon 
bisher Verficherungsgeichäfte im Großherzogthum betrieben haben, ſofern diejer Betrieb fort: - 
gejegt werden jol. Die Anzeige bat im diejem Falle jpäteitens bis zum 1. Januar 1895 
zu erfolgen. 
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Begräbnißgelderkaffen und diejenigen ſonſtigen Sterbefaffen, deren Betrieb fich nicht über 
den Bezirk einer Gemeinde hinaus erjtredt, unterliegen der Anzeigepflicht nicht. 


8. 2. 
Die Anzeige hat zu enthalten: 
1. den Namen des Verfiherungsunternehmens, 
2. die Bezeichnung der leitenden Perjönlichkeiten, 
3. u * des Sitzes des Unternehmens, 
4. , * des Gegenſtandes des Unternehmens. 


Mit der Anzeige ſind vorzulegen: 

die Statuten, die Verſicherungsbedingungen und Tarife und, ſofern es ſich nicht um ein 
neues Unternehmen handelt, der letzte Rechenſchaftsbericht. 

Für außerbadiſche Verſicherungsunternehmen iſt außerdem mit der Anzeige ein im 
Großherzogthum anjäfjiger, bevollmächtigter Vertreter zu benennen und der Nachweis zu 
führen, daß in allen zwilchen ihmen und den hierlands wohnenden Verficherten entjtehenden 
Streitigkeiten der Gerichtsftand im Großherzogthum genommen wird. 


8.3 

Auf Verlangen des Minijteriums des Innern find weitere Nachweiſe über den Gegen: 
ftand und die Grundlagen eines Berficherungsunternehmens insbejondere Hinfichtlih der 
finanziellen Fundirung und der Berechnung der Prämien und der Prämienrejerven, über die 
Zuverläffigfeit der leitenden Perſonen, die Verjiherungsbedingungen, die Gewinnvertheilung, 
den Gejchäftsbetrieb, die Zulafjung in anderen Staaten und, ſofern es fich nicht um ein 
neued Unternehmen handelt, ferner über den Verficherungsbeftand, die vorhandenen Reſerven 
und deren Anlage jowie die Einnahmen und Ausgaben zu erbringen. 


8.4. 

Uenderungen in denjenigen Verhältnifien, auf welche ſich die Unzeigepflicht des $. 2 
erjtredt, jind dem Minifterium des Innern jofort zur Kenntniß zu bringen; auch fann das 
Minifterium des Innern vorjchreiben, daß jede in den gemäß $. 3 nachgewiejenen Berhält- 
niffen nachmals eintretende Aenderung ihm unverzüglich anzuzeigen jei. 


8.5. 

Dem Minifterium des Innern müſſen alljährlich innerhalb der eriten ſechs Monate nad 
Abſchluß des Nechnungsjahres die Nechenjchaftsberichte derjenigen nad) 8. 1 anzeigepflichtigen 
Lebens-, Militärdienft- und Ausftenerverficherungsunternehmen vorgelegt werden, welche ihr 
Geſchäft im Großherzogthum betreiben. Mit der Vorlage ift der Nachweis zu verbinden, 
daß die Bilanz in der Karlöruher Zeitung veröffentlicht worden ift. 

Weitere Nachweije und Aufichlüffe kann das Minijterium des Innern verlangen. 
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Auch jteht es demjelben zu, durch einen Bevollmächtigten von den Büchern, Rechnungen 
und Akten jederzeit Einficht zu nehmen. 


Karlsruhe, den 31. DOftober 1894, 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt. H. von Red. 


Bekauntwmachung. 
(Vom 7. November 1894.) 


Die Einfuhr von Nindvieh und von friſchem Rindfleiſch aus Amerifa betreffend. 


Nachdem in Hamburg bei zwei amerikanischen Rinderjendungen das Texasfieber feit- 
gejtellt worden ift, wird die Einfuhr von [ebendem Nindvieh und friſchem Rindfleiſch aus 
Amerifa auf Grund des $. 7 des Neichögejeges vom 23. Juni 1880 bis auf Weiteres ver— 
boten. Nur ſolche Sendungen, welche bis zum 28. v. M. einfchließlich aus Amerika abgegangen 
find, werden unter der Bedingung fofortiger Abſchlachtung noch zugelafjen. 


Karlsruhe, den 7. November 1894. 


Grofherzogliches Minifterium des Innern. 


Eifenlohr 
Vdt. Dr. Schneider. 








Drud und Verlag von Malfh & Bogel in Karlörue. 


Nr. XLVL 409 


Grefebes- und Berordnungs-Blatt 


für dad Großherzogthum Baden, 


Karlörube, Samftag den 17. November 1894. 
Inhalt. 


Berordnung des Minifteriums bed Innern: bie Dienfiweifung der Steinjeger betreffend. 





Verordnung. 
(Bom 30. Oftober 1894.) 


Die Dienftweifung ber Steinfeger betreffend. 


In Gemäßheit des 8. 17 der Verordnung vom 1. Auguft 1854 zum Vollzug des 
Geſetzes vom 20. April 1854, die Sicherung der Gemarfungs:, Gewann: und Eigenthums- 
grenzen, ſowie der Dreiedöpunfte des der Vermeſſung des Großherzogthums zu Grund liegenden 
Dreiedneges betreffend (Regierungsblatt Seite 312), wird über die Aufftellung, die Dienit- 
verrichtungen und die Gebühren der verpflichteten Steinjeger unter Aufhebung der Verordnung 
vom 7, März 1856, die Aufftellung der Steinjeger und ihre Dienjtweijung betreffend (Zentral- 
Verordnungsblatt Seite 47), in der durch die Verordnungen vom 3. November 1874, die 
Gebühren der Steinjeger betreffend (Gejepes- und Verordnungsblatt Seite 519), und vom 
14. März 1893, die Sicherung der Gemarkungs-, Gewann- und Eigenthumsgrenzen betreffend 
(Verordnungsblatt der Oberdireftion des Waſſer- und Straßenbaues Seite 5), bewirkten Faſſung 
folgende 


Dienftweilung 


Wahl, Stellung und Beauffihtigung der Steinſetzer. 
8.1. 


In jeder Gemeinde find in der Regel vier Steinjeger vom Gemeinderath zu wählen und 
vom Bezirksamt auf diefe Dienftweifung eidlic zu verpflichten. 

Im Bedürfnißfall, insbejondere, wenn vier Steinjeger zur Durchführung der Vermarkung 
anläßlich der Kataftervermefjung und FFeldbereinigung, oder zur Erfüllung ihrer regelmäßigen 
Obliegenheiten in zufammengejegten Gemeinden mit mehreren Gemarfungen nicht genügen, ift 
auf Anordnung des Bezirksamts oder ber Oberbireftion des Wafler- und Straßenbanes die 


erforderliche weitere Anzahl von Steinjegern aushilfsweife aufzuftellen. 
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In fleineren Gemeinden, in melden die Kataftervermeifung beendet ift, können mit 
Genehmigung des Bezirfsamts, welches bierüber den Bezirkägeometer hören wird, ftatt vier 
Steinjegern zwei Steinjeßer und zwei Stellvertreter aufgejtellt werden. 

Das Bürgermeifteramt hat dafür zu jorgen, daß ſtets die vorgejchriebene Zahl von 
Steinjegern vorhanden ift. 


8. 2. 

Als Steinjeger dürfen nur ſolche Ortsbürger oder Ortseinmwohner ernannt werben, welche 
die Wählbarfeitserforderniffe für den Bürgerausſchuß befiten, körperlich rüftig und für den 
in Frage jtehenden Dienft vereigenschaftet find; wenigftens einer der Steinjeger ſoll jchreib- 
gewandt und fähig fein, einfache Meſſungen zum Zweck des Steinjages vorzunehmen, ſoweit 
er biezu nach $. 24 Abſatz 2 diejer Dienftweifung befugt ift. 

Berjonen, welche in auf- oder abfteigender Linie oder im zeiten oder dritten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verjchwägert find, können in einer und derjelben Gemeinde nicht 
gleichzeitig Steinjeger jein. 

8. 8. 

Die Steinfeger ftehen unter dem Bürgermeifteramte, von welchem fie ihre Weifungen 
und Aufträge erhalten und in ihren Dienftverrichtungen überwacht werben. 

Wer eine Grenzmarke gejegt, verjeßt, aufgerichtet oder herausgenommen haben will, hat 
ſich hierwegen an das Bürgermeifteramt, oder bei dienftlicher Anwejenheit des Bezirksgeometers 
an den leßteren zu wenden. 

8.4, 


Der Bezirfögeometer wird fich bei Gelegenheit darüber verläffigen, ob die Steinſetzer 
ihren Obliegenheiten pünktlich nachlommen, und über etwaige Ungehörigfeiten nöthigenfalla dem 
Bürgermeifteramt oder Bezirksamt, in wichtigeren Fällen der Oberbdireftion des Wafler- und 
Straßenbaues Anzeige erftatten. 

8. 5. 

Steinjeger, welche die nöthige Befähigung zur Ausübung ihres Dienftes nicht haben oder 
ihre Obliegenheit nicht gehörig erfüllen oder fich ungebührliche Anrechnungen erlauben, find 
ihres Dienjtes zu entlafjen. 

Benn die Oberbireftion des Wafler- und Straßenbaues die Entlaffung eines Steinſetzers 
fordert, jo Hat das Bezirksamt diejelbe herbeizuführen. 


Aufgabe der SHteinfeker. 


. 6. 
Die Steinfeher follen : : 
1. die Grenzmarken der Gemarkungs-, Gewann- und Eigenthumögrenzen ſetzen; 
2. für die Erhaltung ſowohl dieſer Grenzmarten, als der Grenzfteine des der Vermeſſung 
des Großherzogtfums zur Grundlage dienenden Dreiednepes ſorgen; 
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3. die entbehrlichen Grenzmarken herausnehmen; 
4. zur gütlichen Löſung der Grenzſtreitigkeiten mitwirken. 


8.7. 

Außer den verpflichteten Steinjegern ift Niemand befugt, auf Gemarkungs-, Gewann— 
oder Eigenthumsgrenzen einen Stein zu jegen, welcher ala Grenzftein angejehen werden fann, 
oder einen aus feiner Lage gekommenen Grenzſtein wieder aufzurichten, oder einen entbehrlichen 
Grenzftein herauszunehmen. 

Dasjelbe gilt von jonftigen Marken der Gemarkungs- und Gewanngrenzen. 

Wer diejen Beftimmungen zumiderhandelt, unterliegt, wenn die Handlung nicht unter 
das Strafgejeg fällt, gemäß Artikel 5 und 8 des Geſetzes vom 20. April 1854, die Sicherung 
ber Gemarfungs:, Gewann- und Eigenthumsgrenzen fowie der Dreiedöpunfte des der Ver: 
meilung des Großherzogthums zu Grund liegenden Dreiedineges betreffend (Negierungsblatt 
Seite 199), einer Geldftrafe von 20—50 M 


Beflimmung der Grenzpunkte. 
8. 8. 


Bevor eine Gemarkungs-, Gewann- oder Eigenthumsgrenzmarfe gejeßt wird, muß bie 
Grenze durch unbeftrittene Urkunde oder Anerfenntniß oder Uebereinkunft der Betheiligten 
oder rechtäfräftiges Erfenntniß feftgeftellt fein. 

Zur Herausnahme einer giltigen Gemarkungs-, Gewann- oder Eigenthumsgrenzmarke ift 
ebenfalls die Zuftimmung der Betheiligten oder ein rechtsfräftiges Erkenntniß erforderlich. 

Beftehen Grenzftreitigfeiten, jo follen die Steinjeger gemeinjchaftlic mit den Vertretern 
der Gemarkung und mit dem Geometer fi) bemühen, zwijchen den Betheiligten eine gütliche 
Uebereinfunft herbeizuführen. 


Form und Hoff der Grenzmarken. 
8.9. 

Zu Grenzmarfen ift Material von bewährter Dauerhaftigkeit zu verwenden, 

Wo die durch das Gejeh vom 26. März 1852, die Vornahme einer ſtückweiſen Ber: 
meſſung ſämmtlicher Liegenichaften des Großherzogthums betreffend (Regierungsblatt Seite 106), 
verordnete ſtückweiſe Wermefjung vorgenommen wird oder vorgenommen ift, müſſen die 
Gemarfungs:, Gewann- und Eigenthumägrengen mit Steinen vermarft werden, injoweit nicht 
von der Oberbdireftion des Wafler- und Straßenbaues durch bejondere Entſchließung eine 
Ausnahme geftattet ift. 

Für Gemarkungs: und Gemwanngrenzen, für welche eine ſolche Ausnahme zugegeben ift, 
find Pfähle von Eichenholz oder andere von der Vermefjungsbehörde im Einzelfall beftimmte 
Örenzzeichen zu verwenden. 

Wenn ſich Lagerfelfen oder feite Mauern auf der Grenze befinden, jo können dieſe zu 
Grenzmarken benüßt werben, indem der Grenzpunkt mit der Winkelruthe oder mit einem 
Kreuze verjehen wird. 

69. 
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8. 10. 


Die Gemarkungsgrenzſteine ſollen mindeſtens 90 em lang, 21 cm nach jeder Richtung 
did, von oben herab auf 30 cm behauen und bes feiten Standes wegen mit breitem Fuß 
verjehen, aud; die Kanten am Kopfe etwas abgeftumpft jein. 

Werden des weichen Bodens halber hölzerne Marken auf der Gemarkungsgrenze geſetzt, 
jo jollen diejfe mindejtend 120 cm lang und bei fantiger Form nad) jeder Richtung 12 cm, 
bei runder form 15 cm did fein. 

Die Gemarfungsgrenzfteine erhalten auf der oberen Fläche die Winkelruthe und auf der 
der Gemarkung zugewendeten Seite den Buchſtaben G. nebft dem Anfangsbuchitaben des Namens 
der Gemarkung, 3. B. G. D. (Gemarkung Durlach), welchen auf Verlangen des Inhabers des 
Markungsrechts noch deſſen Wappen beigefügt wird, ferner die Ordnungsnummer. Sie find 
fo zu jegen, daß fie höchſtens zu zwei Fünftel, und wenn fie nicht über 120 cm lang find, 
höchſtens zu einem Drittel ihrer Länge über den Boden hervorragen. 
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Die Grenzen der Gewanne müſſen mit Steinen bezeichnet werden, twelche mindeftens 
60 em lang, nad) jeder Richtung 15 em did, mit breitem Fuß verjehen und am Kopfe mit 
Vermeidung jcharfer Kanten roh behauen find. 

Den Gemeinden iſt es unbenommen, vollftändig behauene Steine von ftärferem Maße 
zu Gemwannfteinen zu verwenden. 

Wenn des weichen Bodens halber hölzerne Marten auf Gewanngrenzen gefeßt werden, 
jo müffen fie je nad) Umftänden 90—120 cm lang und bei vierfantigem Holze nad) jeder 
Richtung wenigſtens 9 cm, bei rundem Holze wenigftens 12 cm did fein. 

Steine von 60 em Länge und hölzerne Marken von der vorgejchriebenen Größe jollen 
bis auf 15 cın im Boden figen, längere Marken dürfen verhältnigmäßig mehr über den 
Boden hervorragen. 


8. 12. 


Zur Vermarfung der Eigenthumsgrenzen können die Eigenthümer nach) ihrem Belieben 
behauene oder unbehauene Steine verwenden, welche mindejtens 54 cm lang, am Fuße genug- 
jam did, am Kopfe dagegen etwas verjüngt jein, und bis auf 12 cm im Boden figen müfjen. 

Werden die Eigenthumsgrenzen mit Pfählen feftgeftellt, jo jollen diefe 60 cm lang und 
nach jeder Richtung 6 cm die fein, und bis auf 15 cım im Boden fteden. 


8. 13. 


Die Steinjeger dürfen feine Grenzmarken jegen, welche der Vorjchrift der 88. 9—12 
in der Art, Dauerhaftigkeit, Größe und Form nicht entjprechen. 

Nach Beendigung der Kataftervermefjung find die Gemeinden verpflichtet, jederzeit vorjchrift- 
mäßige Grenzmarfen vorräthig zu halten und den Grundeigenthümern gegen entiprechende 
Bergütung zu überlaffen. 
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Sebung der Grenzmarken. 


5. 14, 

Jeder Grundeigenthümer hat die Marken des der Bermellung des Großherzogthums 
ala Grundlage dienenden Dreiedineges, jowie die Gemarkungs- und Gewanngrenzmarfen ohne 
Entihädigungsaniprud auf feinem Eigenthume zu dulden. (Artikel 6 des Geſetzes vom 
20. April 1854.) 

8. 15. 

Bei dem Seen, Verjegen, Aufrichten und Herausnehmen der Grenzmarken ift Folgendes 
zu beobachten: 

1. Beim Segen und Verſetzen von Eigenthums- und Gewanngrenzmarfen haben zwei 
Steinjeger mitzuwirken; das Aufrichten derjelben, ebenjo das Herausnehmen entbehrlicher 
Gewann- und Eigenthumsgrenzmarfen fann einem Steinfeger übertragen werden. 

Zur Vermarkung der Eigenthums- und Gewanngrenzen find die betheiligten Eigenthümer 
urkundlich einzuladen. Erjcheinen fie nicht, jo ift die Vermarfung gleichwohl vorzunehmen. 

2. Auf Gemarkungsgrenzen muß bei den Eingangs bezeichneten Arbeiten von jeder 
betheiligten Gemeinde wenigftens ein Steinfeger zugegen und jede beteiligte Gemarkung 
vertreten jein. 

3. Auf der Landesgrenze ift das Gejchäft nach Maßgabe der landesherrlichen Verordnung 
vom 5. April 1894, die Erhaltung und Berichtigung der Landesgrenzen betreffend (Gejees- 
und Verordnungsblatt Seite 131), zu verrichten. 


8. 16. 

Die Grenzmarken müfjen fo gejegt werden, daß überall gut von einer Marke zur anderen 
gejehen werden fann. Wo dies in Folge Unebenheit des Bodens oder anderer Hindernifje 
nicht möglich ift, find Zwiſchenmarken (Läufer) anzubringen. 

Bei Gewann= und Eigenthumsgrenzen find Zwiſchenmarken auch dann nothwendig, wenn 
die Entfernung der Grenzmarken in der Grenzlinie mehr ala 150 ın beträgt 

Die Zwiſchenmarken müſſen hinſichtlich ihrer Beichaffenheit gleichfalls den Vorſchriften 
der 88. 10, 11, 12, entſprechen. 

8. 17. 

Die Mitte der Marke joll auf dem Grenzpuntte ftehen, da fie den Grenzpunft bezeichnet. 

Bevor die Grube gegraben wird, ift der Grenzpunft durch Rückmaße auf dem Boden 
feitzuftellen, und mittelft diefer die Mitte der Marke auf den Grenzpunft zu bringen. 


8. 18. 
Die Grenzmarken jollen einen feften Stand haben und nicht leicht aus ihrer Lage 
verrüdt werden fünnen. 
In jumpfigem oder loderem Boden, jowie an fonftigen ungünftigen Standorten ift dem 
Berfinfen oder Umfinfen der Grenzmarfen durch geeignete Mittel wie Unterlegen oder Um: 
geben mit Steinen u. dgl. zu begegnen. 
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8. 19. 


An Wegen müſſen diejenigen Grenzmarfen, welche der Beſchädigung ausgejegt find, 
möglichft tief gejeßt und nöthigenfall® durch Abweisfteine u. dgl. geſchützt werben. 

Bildet die Mitte des Weges die Grenze, jo find die Grenzmarfen unbejchadet des Eigen- 
thumsrecht3 in der Regel beiderjeits des Weges zu jehen. 


8. 20. 


Wenn ein Fluß, Bad) oder Graben mit feitem Bette die Grenze bildet, jo find nur an 
den Hauptpunften desjelben, d. h. da, wo er die Richtung wmejentlidy ändert, Grenzmarfen zu 
jeßen. Iſt die Mitte des Bettes die Grenze, jo find die Marken verjchränft, d. 5. abmwechjelnd 
an das linfe und an das rechte Ufer zu jegen. 

Wenn ein Ufer feinen fejten Stand gewährt oder dem Einbruche ausgejegt ift, jo find 
die Marken von demjelben entfernt auf feiten Grund zu ſetzen. 


8. 21. 


Werden die Marken in den Fällen der beiden vorhergehenden Paragraphen nicht auf bie 
Grenzlinie, jondern rüdwärts der Grenzlinie gejebt, jo heißen fie Rückmarken und die Ent: 
fernung zwijchen der Grenzlinie und den Marken heißt Rückmaß. 


8. 22. 

Wo bei parzellirtem Eigenthum mehrere Eigenthumsgrenzen in annähernd gleicher Richtung 
ziehen, jollen die benachbarten Örenzmarfen in gerader Flucht (jogenannte Steinlinien) verjept 
werden. 

Wenn die Eigenthumsgrenzen mit Gemarkungd-, Gewann- oder Weggrenzen zufammen- 
fallen, jo find die Eigenthumsgrenzmarfen nicht in die Gemarkung, Gewann- oder Weg: 
grenzen, jondern Hinter diejelben zurüdzufegen, und zwar jo, daß die betreffende Steinlinie 
in der Negel 1,5 m, jedenfalls aber nicht mehr als 4,5 m von der Gemarkungs-, Gewann- 
oder Weggrenze entfernt ift. 


8. 23. 
 NRüdfihtlih der geheimen Unterlagen verbleibt e& bei der Uebung. Die Steinjeker 
haben ſich aljo derſelben forthin wie bisher zu bedienen, Wo aber die durch das Gejeh vom 
26. März 1852 vorgejchriebene ſtückweiſe Vermeſſung vorgenommen ift, entjcheiden die geheimen 
Unterlagen nicht gegen den Ort, welcher durch die bei diefer Bermefjung erhobenen, in den 
gefertigten Planen enthaltenen Zahlen beftimmt ift. (Urtifel 10 des Gejehes vom 20. April 1854.) 


8, 24. 

Wo die ſtückweiſe Vermeffung nad) dem Gejeke vom 26. März 1852 vorgenommen wird 
oder vorgenommen ift, darf in vermeflenen Gewannen feine Grenzmarke geſetzt und feine in 
den Plan aufgenommene Grenzmarfe verjeßt oder herausgenommen werden, ohne daß ein 
Nachweis darüber zu dem Vermeſſungswerke gegeben wird. 
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Neu entftandene Grenzen dürfen von den Steinjegern nad den Angaben der Grund: 
eigenthümer vermarft werden, wenn Dies ohne weitere Bermefjungen und Berechnungen 
geichehen kann. Sind jolche erforderlich, jo darf eine neue Grenze nur nach den Angaben des 
Bezirkögeometerd beziehungsmeife des mit der Beichaffung der Handrifje und Meßurkunden 
betrauten Geometers vermarkft werben. Ebenſo darf eine verloren gegangene Grenzmarke, 
welche im Vermeſſungswerk eingetragen ift, erjt dann von den Steinjeern wieder neu geſetzt 
werden, nachdem der betreffende Grenzpunft vom Bezirkögeometer neu beftimmt und mit einem 
Pfahl bezeichnet worden ift. 

Wird eine Grenzmarfe, welche feine bejondere Nummer im Plan hat, entbehrlich, jo 
dürfen die Steinjeger diejelbe auf Verlangen der Betheiligten ohne Weiteres herausnehmen. 
Eine Marke dagegen, welche im Plane mit einer bejonderen Nummer verjehen ift, darf ohne 
vorgängige Ermächtigung de3 Bezirfögeometers nicht herausgenommen werden. 

Ebenjo ijt die Ermächtigung bes Bezirfägeometerd einzuholen, wenn auf der Zwiſchen— 
grenze zweier nebeneinanderliegenden Grundſtücke von verſchiedener Nechtöbejchaffenheit, welche 
bon einer Hand bemirthichaftet werden, der beſſeren lanbwirthichaftlichen Bejtellung wegen die 
Srenzmarfen gemäß Erlaß Großherzoglihen Minifteriums des Innern vom 4. März; 1882 
Nr. 3332 vorübergehend ausgehoben werden follen. Die Steinfeger Haben diejen Grund der 
Herausnahme der Grenzfteine unter Hinweifung auf die Ermächtigung des Bezirksgeometers 
in ihrem Tagebuch ausdrüdlich anzugeben. 


8. 25. 


In jeder Gemarkung, welche in Gemäßheit des Gejeges vom 26. März 1852 ſtückweiſe 
vermefien ift, haben die Steinjeger über die von ihnen vorgenommenen Bermarfungsgeichäfte 
ein Tagebuch nach beiliegendem Mufter zu führen. 

Jeder Eintrag muß enthalten: m 

1. die ihm zufommende Ordnungszahl; 

2. den Tag der Verrichtung des Gejchäftd unter Angabe des Zeitauftwands nad) Y, "r 
und ganzen Tagen (vergleiche $. 30); 

3. das Gewann, die Nummern und Eigenthümer der von der Gejcäftsverrichtung 
berührten Grundftüde; 

4. eine furze Bejchreibung der Verrichtung, z. B. ob ein aus der Lage gefommener 
Markitein aufgerichtet, ein beſchädigter durch einen neuen erſetzt, ein Grenzpunkt, von 
welhem der Stein abhanden gefommen war, neu verjteint, oder ein entbehrlich 
gewordener Markjtein herausgenommen worden ift; 

5. die Beurfundung derjenigen Steinjeger, welche die Arbeit verrichtet haben; 

6. die Bezeichnung der Erjagbeträge und der zahlungspflichtigen Grundeigenthümer. 

Diejes Tagebuch muß gebunden und mit Seitenzahlen verjehen jein, deren Unzahl vom 
Bürgermeifteramte auf der erften Seite zu beurkunden ift. 

Dienftliche Verrichtungen, welche unter der Aufficht oder im unmittelbaren Auftrag bes 
Bezirkögeometerd vorgenommen werben, insbejondere die Wermarfung ber bei den Grenz: 
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befichtigungen und Fortführungsvermefjungen vom Bezirkögeometer beftimmten und mit einem 
Pfahl bezeichneten Grenzpunkte, find nicht im Tagebuch, jondern in dem von bem Bezirke: 
geometer aufgejtellten und den Steinfegern übergebenen Verzeichniß als vollzogen zu beurkunden. 
Hierauf iſt durch einen jummarijchen Eintrag im Tagebuch zu verweifen. 


Erhaltung der Grenzmarken. 


8. 26. 

Bei der Bearbeitung des Feldes müſſen die Marfen des der Vermefjung des Groß: 
herzogthums als Grundlage dienenden Dreiedneges, jowie die Gemarkungs-, Gewann- und 
Eigenthumsgrenzmarfen gejchont werden. Wer Arbeiten vornehmen will, welche dem feften 
Stande einer ſolchen Marke jchaden fönnten, hat vorher deren Berjegung auf feine Koften 
zu erwirfen. (Artikel 7 des Geſetzes vom 20. April 1854.) 


8. 27. 

Wer eine der im $. 26 genannten Marken beichädigt, ift zum Schadenerſatze verbunden 
und unterliegt überdies, wenn er die Beichädigung vorjäglich verübt bat, die Handlung aber 
gleichwohl nicht unter das Strafgejeg fällt, gemäß Artikel 8 des Gejeged vom 20. April 1854, 
einer Geldftrafe von 20—50 M 

Die gleihe Strafe trifft Denjenigen, welcher den Beitimmungen des vorhergehenden 
Paragraphen zumiberhandelt. 

8. 28. 

Die Steinjeger find verpflichtet, über die Erhaltung der Grenzmarken zu machen und wenn 
fie eine Veränderung oder einen Schaden daran wahrnehmen, der Urſache nachzuforſchen und 
dem Bürgermeifteramte davon Anzeige zu machen. Das Bürgermeifteramt hat dann den 
Fall zu unterjuchen, und wenn er fich zu einem ftrafenden Einfchreiten eignet, die Akten zum 
weiteren Verfahren an das Bezirksamt einzujenden, endlih für die Wiederherftellung der 
Marken zu jorgen. 

Nöthigenfalld Haben die Steinjeger das Bürgermeifteramt an feine Obliegenheit zu 
erinnern und, wenn dieje Erinnerungen vergeblich find, fi) an das Bezirksamt zu wenden. 


8. 29, 

Alle ſechs Jahre müſſen ſämmtliche Dreiedö: und Polygonpuntte, Gemarkungs- und 
Gemwanngrenzmarten einer Gemarkung unter Mitwirkung bes Bezirfsgeometerd von den Stein- 
jegern befichtigt und fofort, ſoweit nöthig, wieder bergeftellt werden. Bei diefem Gejchäfte 
jollen in der Negel zwei Steinfeger mitwirken. 

Sofern die Befichtigung jämmtlicher Grenzmarken angeordnet wird, haben 3—4 
Steinjeger mitzuwirken, welche ſich nach Weifung des Bezirksgeometers auf die zu begehenden 
Steinlinien vertheilen. 

Werden bei einer ſolchen Befichtigung Zumiderhandlungen gegen die Beitimmungen der 
Artikel 5—8 des Geſetzes vom 20. April 1854 fejtgeftellt, jo find diefe dem Bezirksamt 
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oder, wenn der Fall des $. 274 Ziffer 2 des Reichsſtrafgeſetzbuchs vorliegt, der Staats» 
anmaltichaft anzuzeigen. 


Gebühren der Hteinfeber. 


8. 30. 

Die Dienfte der Steinfeger werden in der Regel in Tagesgebürren, ausnahmsweiſe, mit 
bejonderer Genehmigung des Bezirksamts, nach dem Stüd entlohnt. 

Die Tagesgebühr der Steinjeger beträgt: 

1. bei Verrichtungen innerhalb der Gemarkung: 

in Gemeinden von weniger ald 4000 Einwohnern E70 

in andern Gemeinden. - a 
2. bei Verrichtungen außerhalb ber Gemarkung des Wohnorts: 

in Gemeinden von weniger als 4000 Einwohnern 5 Mb 

in andern Gemeinden 6 A 

Aus bejonderen Gründen kann das Bezirtsamt die Erhöhung ber Tagesgebühr durch 
Gemeindebeſchluß in Gemäßheit des 8. 71 Gemeindeordnung genehmigen. 

Bei einem Zeitaufwand von zwei Stunden und weniger wird eine Viertelötagesgebühr, 
bei einem jolchen von 2—4 Stunden eine halbe und bei längerer Beichäftigung die volle Tages- 
gebühr gewährt. Die Steinjeger Haben fomweit thunlich die ihnen aufgetragenen Gejchäfte in 
einem Zuge zu verrichten. 

Bezüglich der Neifekoften und Weggebühren finden die Beftimmungen in $. 4 ber landes- 
herrlichen Verordnung vom 29. Dftober 1874, die Gebühren der Zeugen ꝛc. betreffend 
(Geſetzes- und Berordnungsblatt Seite 499), über die Neifegebühren der Zeugen aud) bier 
Anwendung. 

Will der Gemeinderath mit den Steinfegern bei der anläßlich der Kataftervermeflung 
oder Feldbereinigung vorzunehmenden allgemeinen Yusfteinung einen Stüdlohn vereinbaren, 
fo wird das Bezirksamt Hiezu die Genehmigung nur dann ertheilen, wenn die Gebühr jo 
bemefjen ift, daß die Steinſetzer bei fleißiger und guter Arbeit in einem vollen Tag die 
Tagesgebühr verdienen. 

Die Gebühren der Steinjeger werden von der Gemeinde vorbehaltlich des Rückgriffs auf 
die Verpflichteten vorſchüßlich bezahlt. 


8 


Für die Vermarkung der Eigenthumägrenzen kann außer dem in 8. 30 beftimmten 
Lohne für jeden Eintrag in dad Tagebuch für den Steinjeger, welcher den Eintrag macht, 
eine Gebühr von zehn Pfennig von den betheiligten Eigenthiimern erhoben werden. Sämmt- 
liche Verrichtungen auf ben Grenzen eines und beöjelben Grundftüds — oder bei großen 
Gütern, deren Beitandtheile ihrer Lage und Eintheilung nach) als Gewanne betrachtet werden 
fönnen, auf den Grenzen eines joldhen Gewanns — find in einen Eintrag aufzunehmen, 
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Tragung der Koſten. 
8. 32. 
Die Koften der Verpflichtung der Steinjeßer werden aus der Gemeindekaſſe beftritten. 


8. 33. 
Die zum Vermadupgägeihäft erforderlichen Werkzeuge ſowie 2 Fünfmeterlatten, 6 Stüd 
Bifirftäbe, 2 Senkel und das Tagebuch der Steinjeger find von der Gemeinde anzujchaffen 
und ftet3 in gutem Zuftand zu erhalten. 


8. 34. 


Wegen der Koften der Ausfteinung der Landesgrenze ift die Landesherrliche Verordnung 
vom 5. April 1894 maßgebend. 

Die Koften der Ausfteinung der Gemarkungs- und Gewanngrenzen hat die Gemarkungs: 
gemeinde, oder wer jonft dad Markungsrecht befist, zu tragen. 

Die Grenziheidung zwiſchen einzelnen Grundjtüden gejchieht auf gemeinjchaftliche Koſten 
der Befiger der betreffenden Grundftüde. (Urtifel 1 und 2 des Gejeges vom 20. April 1854.) 


8. 35. 


Die Koften für die Vermarktung der Eigenthumsgrenzen find von den Steinſetzern nad) 

folgenden Regeln auf die betheiligten Eigenthümer auszutheilen: 

1. wenn fih das Eigenthum an einem Grenzpunkte nur in einer Richtung theilt, jo 
fällt auf jede Seite die Hälfte der Koften; 

2. gehen mehrere Grenzlinien von einem ‘Punkte aus, jo find die Koften gleichheitlich 
unter die Grundftüde oder Grundftüdslagen zu vertheilen, welche in dem Punkte 
zufammentreffen ; 

3. beitimmt ein Punkt eine Grenzlinie, welche mehreren nebeneinanderliegenden Stüden 
gemeinſam ift, jo find die auf diefe Stüde fallenden Kojten nad; Verhältniß ihres 
Antheild an der gemeinjfamen Grenzlinie auf dieſelben auszujchlagen ; 

4. veranlaßt ein Grumdeigenthümer bejondere Koften, jo hat er dieje allein zu tragen. 
Wenn 3. B. ein Grumdeigenthümer behauene Steine auf feiner Grenze jeken läßt, 
während jonjt rauhe Steine verwendet werden, jo fällt ihm der ganze Mehraufwand 
für die Steine zur Laſt, fall3 nicht der Nachbar freiwillig daran Theil nimmt. 


8. 36. 
Vorſtehende Vorſchriften treten am 1. Januar 1895 in Kraft. 
Karlsruhe, den 30. Oftober 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. Hofmann, 
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Anlage 
zu 8. 25 der Dienftweifung. 


Gemarkung Htern. 
Tagebuch 


über 


die Dienſtverrichtungen der Steinſetzer. 


Dieſes Tagebuch der Steinſetzer der Gemarkung Stern enthält... . . Seiten. 
Stern, den .. .ten BEE 18 
Bürgermeiſteramt: 


Anmerkung: Die mit lateiniſchen Lettern gedruckten Bemerkungen ſollen die deutſchgedruckten Bei- 
ſpiele von Einträgen erläutern. 


— 
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Zeit der geit — Nähere Bezeichnung der Grundſtücke, an“ welchen die | 
* 
on. Ausführung. af — Verrichtungen — 
—— ar re BO 

Zahl ahr. R Nummer , 

| — € = des Gewann. | Eigenthümer. 
ag | Monat. | agen Grundſtücks 

— — 4 5. —— 1. — 

Mustereinträge 


betreffend 


I. Dienstverrichtungen, welche auf Ansuchen der Grundeigenthümer im Auftrag des 
Bürgermeisters vollzogen wurden. 


1. Aufrichtung aus ihrer Lage gekommener Grenzsteine, 


1895 
1] 3 April 1; 160 | Gemeindeweg nad) | Gemeinde Stern 


Friedburg 


3, Ersatz schadhafter Grenzsteine. 

















2| 4 E i. 386 Im Grün Scherer Johann, Landwirth 
| 387 | | Berberic; Martin, Witte 
3. Aushebung von Grenzsteinen. 
3] 5 ” 101 Im Ortsetter Margſtein Wilh., Landwirth 
| : | 
4|, | ö u q | Hurft Heinrich, Kaufmann 
| 














Beſchreibung 
der 
vorgenommenen Verrichtungen. 








Dorf und der Adlerbrücke zehn 
ſchief geſtandene Grenzſteine 
wieder aufgerichtet. 


Auf der Zwiſchengrenze zwei 
beſchüdigte Steine durch neue 
erſetzt. 


Zwei entbehrliche Grenzſteine 
ausgehoben. 


Einen Grenzſtein am Wohnhaus 
wegen Umbau vorübergehend 
ausgehoben. 
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Unterſchrift 
der 


mitwirkenden Steinſetzer. 


Auf der Strecke zwifchen dem | Steinmann Chriſtoph 


Steinmann Chriſtoph, 
Pfähler Franz Joſeph 


Feld Stefan 
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= 
ER Bezeichnung | 
33 3 | der zahlungspflichtigen 
52= | Grundeigenthümer.*) 

P-} 


11. 


1 


Me. 


[*) Diese Spalten können entweder 
von den Steinsetzern oder von den Rath- 
schreibern im Benehmen mit denselben 
ausgefüllt werden.) 


1,50 | Gemeinde Stern. 
0,75 | Scherer Joh., Land. 
0,75 | Berberid) Mart., Wie. 





0,50 | Margjtein Wilh. Landw. 


0,25 | Hurft Heine. Kaufmann. 
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Zeit der Nähere Bezeichnung der Grundſtücke, an welchen die 
Ausführung. Verrichtungen vorgenommen wurden. 


Eigenthümer. 





4. Vorübergehende Aushebung von Grenzsteinen mit Ermächtigung des Bezirksgeometers 
($. 24 der Dienstweisung). 


a. Aushebung mit besonderer Nummer im Plan bezeichneter Steine. 


10 Mai 416 Steinäder Gemeinde Stern 








Ya | 


b. Aushebung behufs gemeinsamer Bewirthschaftung zweier 
Grundstücke von verschiedener Rechtsbeschaffenheit. 


n " 1207 a. | | Ewald Friedrid, Landwirth 
1207 b. Ewald Friedr., Landw. Kinder 


II. Bei Vermarkung der bei den Grenzbesichtigungen und Fortführungsvermessungen 
vom Bezirksgeometer bestimmten und mit einem Pfahl bezeichneten Grenzpunkte 
genügt eine Verweisung auf das vom Bezirksgeometer aufgestellte und mit der 
Vollzugsbeurkundung der Steinsetzer zu versehende Verzeichniss etwa in folgender 
Form: 


„Daß die in der Beilage MR .... unter ©. 3.1 bis .... aufgeführten Grenz- 
fteine auf den mit Pfählen bezeichneten Punkten geſetzt worden find, beurfunden : 
Dessen — a ee 


Die Steinſetzer:“ 
P. 


Js 
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& 
Beichreibung Unterſchrift SF Bezeichnung 
ber der 58 der zahlungspflichtigen 
vorgenommenen Verrichtungen. |mitwirfenden Steinfeßer. 5®8 Örumdeigenthümer.*) 


ber 








[*) Diese Spalten können entweder 
von den Steinsetzern oder von den Rath- | 
schreibern im Benehmen mit denselben | 
ausgefüllt werden.] 


Um Gemeinderveg nad) Hard | Märker Karl 1,00 | Gemeinde Stern. 
längs der Grundftüde 526— 

551 vier im Plan mit Nr. 

271, 272, 273 und 275 be 

zeichneten Grenzſteine wegen 

Begverbreiterung mit Ermäch— 

tigung des Bezirksgeometers 

auögehoben. 


Wegen gemeinichaftl. Bejtellung = 0,50 | Ewald Friedr., Landw. 
zwei Örenzjteineinder Zwijchen- 
grenze mit Ermächtigung des 
Bezirkögeometerd ausgehoben, 


pr und Berlag von Mas & Bogel in Korlöruke. 


Kr. XLVII. — 


Gelebes- und Berorönungs- Blatt 


für das Großherzoathum Baden, 


Karlsruhe, Montag den 19. November 1894. 
Juhalt. 


Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts: die öffentliche Ginter- 
legung von Geld und Werthpapieren betreffend. 





Verordnung. 


(Vom 7. November 1894.) 
Die öffentliche Hinterlegung von Geld und Werthpapieren betreffend. 


Zum Vollzug des Geſetzes, die öffentliche Hinterlegung von Geld und Werthpapieren 
betreffend, vom 7. Juni 1884, wird hiemit unter Bezugnahme auf 8. 53 der Vollzugs— 
Verordnung vom 30. Dezember 1884 (Gejeged: und Verordnungsblatt Nr. LIL) im Ein- 
verjtändnifje mit den Großherzoglichen Minifterien des Innern und der Finanzen weiter 
verordnet, was folgt: 

Die in $. 31 des Gejeges vorgejchriebene öffentliche Befanntmahung hat durd) einmalige 
Einrüfung in die „Karlöruber Zeitung” zu geichehen. 

In die Berzeichniffe der Maſſen, bei welchen die Einftellung der Verzinfung bevorjteht, 
find aufzunehmen: 

1. Namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Hinterlegerd und jeines etwaigen 

Vertreters; 
. der Betrag des hinterlegten Geldes ; 
. ber Zeitpunkt der erfolgten Hinterlegung ; 
die Beranlaflung zur Hinterlegung; 
. ber Zeitpunkt, auf welchen die Verzinjung einzuftellen ift. 

An Stelle der Angabe unter Ziffer 1 genügt bei Hinterlegungen aus der Zeit vor 

1. Jannar 1885 die Bezeichnung der Behörde, welche die Hinterlegung angeordnet hat. 


Karlsruhe, den 7. November 1894. 


Großherzogliches Minijterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. 
oft, 


tem m 


Vdt, Dr. Dieb. 


Drud und Berlag von Malfh & Vogel in Karlörube. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, 70 


Kr. XLVIII. 427 


Geleßes- und Berordönungs-Blatt 


für das Großherzegthum Baden, 


Karlsruhe, Dienftag den 11. Dezember 1894. 


Inhalt. 


Berauntmahung bes Minifteriumd bes Jumern: die beutiche Wehrorbnung betreffend. 


Belanntmadung. 
(Bom 80. Oftober 1894.) 


Die deutſche Wehrordnung betreffend. 


In der Anlage wird die deutjche Wehrordnung vom 22. November 1888 jammt der 
diesjeitigen Verordnung vom 13. Dezember 1888, betreffend die Wehrordnung, unter Berüd- 
fihtigung der inzwiſchen eingetretenen Abänderungen befannt gemacht. 


Karlsruhe, den 30. Oftober 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Blatter. 


Geſetzes und Verordnungsblatt 189. 71 
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Nr. XLIX. 429 


Gefebes- und Berordnungs-Blatt 
für das Großherzogthum Baden, 





Karlsruhe, Mittwoch den 12. Dezember 1894. 
Juhalt. 


Verorduungen und Bekannimachungen: des Miniſteriums ber Juſtiz des Kultusund Unter 
richts: die Gerichtsloſtenordnung betreffend; des Miniſteriums des Innern: bie Bewährung von Entichädigungen 
er —— betreffend; die Prüfung ber Nahrungksmittel⸗Chemiler betreffend; die Vieheinfuhr aus Oeſterreich Ungarn 
etreffend. 








Verordnung. 
(Bom 20. November 1894.) 


Die Gerichtsloftenordnung betreffend. 


Im Einverftändnig mit Großherzoglicdem Finanzminiſterium wird verordnet: 


Artikel J. 

Die Gerichtskoſtenordnung vom 2. Januar 1890 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 1) 
erhält nadjitehende Aenderungen: 

I. Der 8.106 in der durd) die Verordnungen vom 14. April 1891 (Gejeßes: und Ver: 
ordnungablatt Nr. VI. von 1891) und vom 28. Januar 1893 (Gejehes- und Verordnungs— 
blatt Nr. V. von 1893) feftgejtellten Faſſung wird aufgehoben und durd folgende Bejtim- 
mung erjeßt: 

Iſt nachgemwiejenermaßen ($. 102) der verurtheilte Beſchuldigte zahlungsunfähig, auch 
nicht in Ausficht, dag er zahlungsfähig werde, jo wird — von Privatklagefachen abgejehen, 
vergleiche $. 99 Abjag 1 — ein Koftenverzeichniß nicht gefertigt. 

Hd. In $. 107 werden „Sag 1” jowie die Worte „oder geht ein Antrag der Amtskaſſe 
nad $. 106 Abſatz 2 ein“ gejtrichen. 

Artikel IL 

Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Karlsruhe, den 20. November 1894. 

Großherzogliches Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts. 


Noll. 
Vdt. Dr. Flad. 


Geſehes und Berordnungsblatt 1804 72 
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Verordnung. 


(Bom 15. November 1894.) 
Die Gewährung von Entihädigungen bei Seuchenverluften betreffend. 


Zum Vollzug des Geſetzes vom 13. März 1894, betreffend die Gewährung von Ent: 
Ichädigungen bei Seucdjenverluften (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 123), wird bejtimmt: 


8. 1. 

Mit Wirkung vom 1. Juni 1895 ab findet auf die in der Anlage verzeichneten Gemeinden 
die Beſtimmung des 8. 8 Abſatz 1 des genannten Geſetzes Anwendung, wornach für mit 
Rauſchbrand behaftete Aindviehftüde im Alter zwifchen 6 Monaten und 2 Jahren eine Ent- 
Ihädigung von *s des gemeinen Werths nur gewährt wird, wenn der Befiker nachweiſt, daß 
die Thiere in den legten 12 Monaten der Schugimpfung durch einen beamteten Thierarzt 
unterzogen worden find. 

8. 2. 


In den in der Anlage verzeichneten Gemeinden wird alljährlich im Frühjahr die Schuk- 
impfung gegen den Raujchbrand auf Staatsfoften vorgenommen. 
Die Bekanntgabe der Tagfahrten zur Impfung erfolgt durch das Großherzogliche Bezirksamt. 
Karlsruhe, den 15. November 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Junern. 





Eijenlohr. 
Vdt. Dr, Schneider. 
Anlage. 
Amtsbezirk Mosbad: ı Amtöbezirf Tauberbijchofsheim: 
Obrigheim, | Gerchsheim, 
Oberſchefflenz. | Giffigheim, 
Amtsbezirk Adelsheim: | Oberndorf, 
Hüngheim, | Uiffingen-Gräffingen, 
Dfterburfen, Uiſſigheim, 
Shhlierſtadi, | Sroßrinderfelb, 
Sindolsheim. | Grünsfeld, 
Amtsbezirk Buchen: Impfingen, 
Götzingen, | Bentheim, 
Walditetten, Zimmern. 
Gerichtitetten, Umtsbezirt Wertheim: 
Höpfingen, Bettingen, 
Altheim, Dertingen, 


Hardheim. Niklashauſen. 


ux. 431 
Bekanntmachung. 


(Vom 21. November 1894.) 
Die Prüfung der Nahrungsmittel-Chemifer betreffend. 


Nach Vereinbarung der Bundesregierungen jollen die auf Grund der Vorjchriften für 
die Prüfung der Nahrungsmittel-Chemifer (vergleiche Beilage zu der diesjeitigen Verordnung 
vom 18. August d. J., Gejepes- und Verordnungsblatt Nr. XXXVIIL) ertheilten Befähigungs- 
ausmweije für den Umfang des ganzen Reiches Gültigfeit haben. 

Die wird mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die in anderen 
Bundesjtaaten ertheilten Befähigungsausweije aud) in Baden Anerkennung zu finden haben. 

Karlsruhe, den 21. November 1894. 

Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
He Vdt. Hofmann. 


Bekanntmachung. 
(Vom 30. November 1894.) 


Die Vieheinfuhr aus Defterreich-Ungarn betreffend. 


Aus den in der Anlage bezeichneten öfterreichiich-ungarifchen Bezirken iſt die Einfuhr 
von Rindvieh bis auf Weiteres verboten. (Vergleiche die Bekanntmachung vom 30. Januar 
1893, Gejeges- und Verordnungsblatt Seite 21.) 

Die diesjeitige Bekanntmachung vom 27. Oftober d. J. (Geſetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 404) tritt außer Wirkſamkeit. 

Karlsruhe, den 30. November 1894. 

Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. Vdt. Dr. Gülich. 


Anlage. 
A. Oeſterreich. 


Bezirfshauptmannschaften: Saybuſch, Biala, Chrzanow, Wadowice, Krakau, Wielizka, 
Myslenice, Bochnia, Limanowa, Neumarkt, Neufandee, Brzesko, Dabrowa, Tarnow und 
Grybow, ferner die Stadt Krakau. 


B. Ungarn. 


Komitate: Arva, Szepes (Zips), Lipto (Liptau), Turocz, Trentihin, Pozſony (Preß— 
burg), Nyitra (Neutra), Zoͤlyoom (Sohl), Bars, Hont und Saros. 


Deut und Verlag von Maiſch & Bogel in Karlruße. 


Beilage zum Geſetzes- und Verordnungöblatt von 1894, 


Deutſche Wehr-Ordnung. 


Anmerkung. Die bis zum April 1894 erſchienenen Aenderungen haben im Text an den ent— 
jprechenden Stellen Aufnahme gefunden. 


Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 1 


Auf Ihren Bericht vom 21. November d. I. will Ich unter Aufhebung aller entgegen- 

jtehenden Beftimmungen, namentlich der Deutjchen Wehrordnung vom 28. September 1875 

und der vorläufigen Ausführungsbeftimmungen zu dem Geſetze, betreffend Aenderungen der 

ge. vom 11. Februar d. J., der anbei folgenden Dentichen Wehrordnung Meine 
Genehmigung ertheilen. 


Berlin, den 22. November 1888. 
gez. Wilhelm. 


095. v. Boetticher. 


Un den Reichskanzler 


Vebergangsbeitimmungen. 


. Diejenigen Mannjchaften der Erjagrejerve, welde vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, be— 
treffend Aenderungen der Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 — d. i. vor dem 14. Februar 
1888 — nicht übungspflichtig waren, bleiben während ihrer weiteren Zugehörigkeit 
zur Erjagreferve von Uebungen befreit. Ihre Ueberweilung zum Landiturm erjten Auf: 
gebots erfolgt am 1. Dftober desjenigen Jahres, im welchem diejelben 5 Jahre — vom 
1. Oktober des Jahres an gerechnet, in welchem die Ueberweiſung zur Erjaßrejerve erfolgte 
— der Erjagrejerve angehört haben. 
Geſetz vom 11. 2. 88. Art. I. 8. 19,3 

. Mannschaften, welche vor dem 14. Februar 1888 der Erjaßrejerve zweiter Klaſſe ange: 
hörten und mit diefem Zeitpunkte Angehörige des Landfturms erjten Aufgebots geworden 
find (Gejeß vom 11. 2. 88. Urt. II. $. 19, 2), weiſen fid) al3 foldhe durch ihre früheren 
Papiere aus. 


3. Perſonen, welche vor dem 14. Februar 1888 das 42, Lebensjahr bereits vollendet hatten, 


find nicht mehr landſturmpflichtig. 
Die für den Landjturm getroffenen Beftimmungen finden ferner auf Angehörige von 
Elſaß-Lothringen, welche vor dem 1. Januar 1851 geboren find, feine Anwendung. 
Geſetz vom 11. 2. 88. Art. I. $. 34, 1. 
. Für das Jahr 1888:89 find die Schiffermufterungen — dem biäherigen Termin entfprechend 
— im Januar 1889 abzuhalten. 


W. G 


G. v. 27. 1. 90. 


Abkürzungen. 


Deutjches Strafgeſetzbuch (Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reid vom 15. Mai 1871). 
Geſetz, betreffend Ergänzungen und Wenderungen des Reichs-Militärgeſetzes vom 
2. Mai 1874 (vom 6, Mai 1880). 

Geſetz, betreffend Aenderungen des Neihs-Militärgefehes vom 2. Mai 1874 (vom 
31. März 1885). 

Geſetz, betreffend Aenderungen der Wehrpflicht (vom 11. Februar 1888). 

Kontrolgeſetz (Geſetz, betreffend die Ausübung der militärischen Kontrole über Die 
Perjonen des Beurlaubtenjtandes, die Uebungen derjelben, ſowie die gegen fie zuläffigen 
Disziplinarftrafmittel, vom 15. Februar 1875). 

Militär - Strafgefegbuh (Militär » Strafgefepbudh für das Deutſche Reid) vom 
20. Juni 1872). 

Neichs-Militärgejeh (vom 2. Mai 1874). 

Reichsverfaſſung (Verfaſſung des Deutjchen Reichs vom 16. April 1871). 
Staatsangehörigkeits-Geſetz (Geſetz über die Erwerbung und den Verluft der Bundes: 
und Staatsangehörigkeit, vom 1. Juni 1870). 

Wehrgejeh (Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum riegsdienfte, von 9. November 1867). 
Geſetz, betreffend Wenderungen des Reichs: Militärgeieges vom 2. Mai 1874 (vom 
27. Januar 1890). 

Geſetz, betreffend die Wehrpflicht der Geiftlichen (vom 8. Februar 1890). 

Geſetz, betreffend die Friedenspräſenzſtärke des Deutjchen Heeres (vom 15. Juli 1890). 
Geſetz, betreffend die Erjagvertheilung (vom 26, Mai 1893). 

Geſetz, betreffend die Friedenspräjenzjtärfe des Deutſchen Heeres (vom 3. Auguft 1898). 


Erſter Theil, 
Erfaßwefen. 


Abſchnitt l. 
Organifation des Erſatzweſens. 
8. 1. 
Erjagbezirke, 

. Das Gebiet des Deutjchen Neicys*) ift in militärischer Hinficht in 19 Armeeforps-Bezirfe 
eingetheilt. 

Jeder Armeckorps-Bezirk bildet einen bejonderen Erjaßbezirf. 

Das ge vie bildet außerdem einen Erjagbezirk für ſich. 


Jeder aeſchlegih — in der Regel in vier, das Großherzogthum Heſſen in zwei 
Infanterie-Brigadebezirke. 


3. Jeder Infanterie-Brigadebezirk beſteht aus den zugehörigen Landwehrbezirken.*) 





In Anlage 1 ift die zeitige Landwehr-Bezirkseintheilung für das Deutſche Reich 
nachrichtlich beigefügt. 

. Die Landwehrbezirte find in Rückſicht auf die Erjagangelegenheiten in Aushebungsbezirke 
und dieſe leßteren — wenn nöthig — in Mufterungsbezirke (8. 60, 4) eingetheilt. 

R. M. ©. 8. 30, 2 
. Umfang und Größe der Aushebungsbezirke hängt von der Eintheilung in Zivil-Verwal— 
tungsbezirfe ab. 

In denjenigen Bundesstaaten, in welchen eine Kreiseintheilung befteht, bildet in der 
Negel jeder Kreis einen Aushebungsbezirf. Größere Kreije können jedoch aud) in mehrere 
Aushebungsbezirke getheilt werden. Städte, welche feinen eigenen Kreis bilden, find in 
Hinficht des Erſatzgeſchäfts ($. 3) von dem Kreife, welchem fie angehören, in der Regel 
nicht zu trennen. 


*) Für das Königreich Bayern wird die Wehrordnung nad) Mafgabe des Bündnißvertrags vom 


23. November 1870 von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern erlaffen ; jedoch haben die für Bayern 
beitehenden Hnordnungen hier infoweit Erwähnung gefunden, al3 die Gemeinſchaft der militärischen 
Beziehungen dies erfordert. 


*) m Reichs: Militärgefet „Landwehr-Bataillonsbezirfe” genannt. 


8.2. — 


Städte, welche einen eigenen Kreis bilden, dürfen nur ausnahmsweiſe in verſchiedene 
Aushebungsbezirke zerlegt werden. Macht die Höhe der Einwohnerzahl ſolche Theilung 
erforderlich, jo iſt diejelbe nicht räumlich, ſondern derart zu bewirken, daß die Wehr: 
pflichtigen nach den Anfangsbuchjtaben der Familiennamen getheilt werden. 

In denjenigen Bundesstaaten, in welchen eine Sreiseintheilung nicht bejteht, werden 
die vorhandenen Verwaltungsbezirfe zu Aushebungsbezirken derart zujammengelegt, daß 
legtere im Allgemeinen nicht weniger als 30000 und nicht mehr als 70000 Seelen 
umfajjen. 

Die Feitjebung der Aushebungsbezirfe unterliegt der Genehmigung der Erjagbehörbe 
dritter Instanz, die der Mufterungsbezirke derjenigen der zuftändigen Ober-Erſatzkom— 
miſſion ($. 2, 3 und 4), 


. Aenderungen in der VBerwaltungseintheilung der Bundesftaaten werden, injofern fie auf 


den Juhalt der Anlage 1 von Einfluß find, jeitens der Bundesregierungen 2c. dem Reichs— 
fanzler zum 1. Dezember jedes Jahres behufs Veröffentlichung im Zentralblatt für das 
Deutſche Neid) mitgetheilt. 


8. 2. 
Erſatzbehörden. 


. Die Erſatzbehörden zerfallen in Erſatzbehörden der Miniſterialinſtanz, Erſatzbehörden der 


dritten Inſtanz, Ober-Erſatzkommiſſionen (zweite Inſtanz), Erſatzkommiſſionen (erfte 
Inſtanz). 


.Sämmtliche Erſatzangelegenheiten in den Bezirken der unter Preußiſcher Militärverwaltung 


ſtehenden Armeekorps leitet das Königlich Preußiſche Kriegsminiſterium im Verein mit 
den oberſten Zivil-Verwaltungsbehörden der betreffenden Bundesſtaaten als „Miniſterial— 
inſtanz“. 
Als oberſte Zivil-Verwaltungsbehörden fungiren: 
a. für Preußen ſowie für Waldeck und Pyrmont das Königlich Preußiſche Miniſterium 
des Innern zu Berlin, 
b. für Baden das Großherzoglich Badiſche Miniſterium des Innern zu Karlsruhe, 
ec. für Helfen das Großherzoglich Heſſiſche Minifterium des Innern und der Juſtiz zu 


Darmftadt, 

d. für Medlenburg- Schwerin das Großherzoglich Mecklenburgiſche Staatsminifterium zu 
Schwerin, 

e. für Großherzogthum Sadjen das Großherzoglich Sächſiſche Staatsminifterium zu 
Weimar, 


f. für Medleuburg : Streli das Großherzoglid) Mecklenburgiſche Staatsminifterium zu 
Neuftreliß, 
g. für Oldenburg das Großherzoglich Oldenburgiſche Staatsminifterium zu Oldenburg, 


— — 8. 2. 


h. für Braunſchweig das Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſche Staatsminiſterium zu 
Braunſchweig, 
i. für Sachſen-Meiningen das Herzoglich Sächſiſche Staatsminiſterium zu Meiningen, 
k. für Sachſen-Altenburg das Herzoglich Sächſiſche Staatsminiſterium zu Altenburg, 
1. für Sachſen-Coburg und Gotha der Borjtand der Abtheilung B. des Herzoglich Sächſiſchen 
Staatsminiſteriums zu Gotha, 
m, für Anhalt das Herzoglich Anhaltiiche Staatsminifterium zu Deſſau, 
n. für Schwarzburg-Sondershaufen das Fürftlih Schwarzburgijche Minifterium zu 
Sonderöhaujen, 
. für Schwarzburg-Rudolftadt das Fürftlich Schwarzburgiſche Minifterium zu Rudolſtadt, 
. für Reuß älterer Linie die Fürftlich Reuß-Plauiſche Landesregierung zu Greiz, 
. für Neuß jüngerer Linie das Fürſtlich Reußiſche Miniftertum zu Gera, 
. für Schaumburg-Lippe die Fürftfih Schaumburg-Lippiſche Landesregierung zu 
Büdeburg, 
8. für Lippe das Fürftlich Lippiihe Kabinetsminifterium zu Detmold, 
t. für Lübeck der Senat der freien und Hanjeftadt Lübed, 
u. für Bremen der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen, 
v. für Hamburg der Senat der freien und Hanjejtadbt Hamburg, 
w, für Elfaß-Lothringen der Kaiferliche Statthalter in Eljaß-Lothringen zu Straßburg. 

In den Königreichen Bayern, Sachſen und Württemberg ftehen die Erjahangelegen- 
heiten unter der Leitung der betreffenden Kriegsminifterien in Gemeinſchaft mit den 
Minifterien des Innern. 

R. M. 8. $. 30, 3a. 

Die Mitwirkung des Reichs-Marine-Amtes Hinfichtlich der Leitung der Erjagangelegen- 
heiten der Marine in der Minifterialinftanz ergiebt jich aus dem Inhalt diefer Verordnung 
beziehungsweije aus der Marineordnung. 

. In den einzelnen Grfagbezirten fteht der fommanbirende General des Armeekorps in 
Gemeinfchaft mit dem Chef der Provinzial: oder Landes-Berwaltungsbehörde, ſofern nicht 
hierfür in einzelnen Bundesstaaten bejondere Behörden beftellt find, den Erjagangelegen- 
heiten als „Erjagbehörde dritter Inſtanz“ vor. 

R. M. ©. F 30, 34 

Im Großherzogthfum Helen tritt an Stelle des kommandirenden Generalö der 
Kommandeur der Großherzoglich Helfiihen (25.) Divifion. 

In der dritten Inſtanz fungiren nachſtehende Zivilbehörden: 

a, für Preußen jowie für Waldeck und Pyrmont die betreffenden Königlich Preußiſchen 

Dberpräfidenten, 

b. für Baden ein Beauftragter des Großherzoglich Badiſchen Minifteriums des Innern 
zu Karlsruhe, 

e. für Heflen ein Beauftragter des Großherzoglich Heififchen Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz zu Darmftabt, 
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für Mecklenburg-Schwerin das Großherzoglich Mecklenburgiſche Miniſterium des Innern 
zu Schwerin, 

für Großherzogthum Sachſen das Großherzoglich Sächſiſche Staatsminiſterium, Depar— 
tement des Innern, zu Weimar, 

für Mecklenburg-Strelitz die Großherzoglich Mecklenburgiſche Landesregierung zu 
Neuftrelig, 


. für Oldenburg das Großherzoglich Oldenburgiiche Staatsminifterium, Departement der 


Juſtiz, zu Oldenburg, 


. für Braunſchweig das Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſche Staatsminiſterium, 


Departement des Innern, zu Braunſchweig, 


. für Sachſen-Meiningen dad Herzoglich Sächſiſche Staatsminiſterium, Abtheilung des 


Innern, zu Meiningen, 


. für Sachſen-Altenburg das Herzoglich Sächſiſche Miniſterium, Abtheilung des Innern, 


zu Altenburg, 


für Sachſen-Coburg und Gotha der Chef des Departements I. des Herzoglich Sächſiſchen 


Staatsminiſteriums zu Gotha, 


. für Unhalt das Herzoglich Anhaltiſche Staatsminifterium zu Deffau, 
. für Schwarzburg-Sondershaujen das Fürſtlich Schwarzburgiſche Minijterium, I. Ab— 


theilung, zu Sondershaujen, 


. für Schwarzburg-Rudoljtadt das Fürſtlich Schwarzburgijche Minifterium zu Nudolftadt, 
. für Neuß älterer Linie die Fürftlih Reuß-Plauiſche Landesregierung zu Greiz, 
. für Neuß jüngerer Linie das Fürſtlich Reuß-Plauiſche Minifterium, Abtheilung für 


das Innere, zu Gera, 
für Shaumburg=Lippe die Fürftlih Schaumburg-Lippiiche Landesregierung zu Bückeburg, 
für Lippe die Fürſtlich Lippijche Negierung zu Detmold, 
für Lübeck die Militärkommiſſion des Senats zu Lübed, 
für Bremen die Militärkommiſſion des Senats zu Bremen, 
für Hamburg die Militärfommiffion des Senats zu Hamburg, 
für Elſaß-Lothringen das Kaijerliche Minifterium für Eliaß-Lothringen, Abtheilung 
des Innern, zu Straßburg. 
Im Königreich Bayern fungiren als Erſatzbehörden dritter Inſtanz die beiden General- 


fonımandos zu München und Würzburg im Verein mit je einem für den Armeekorps— 
Bezirk durd) das Königlich Bayerijche Staatsminifterium des Innern an den bezeichneten 
Orten ernannten Kommiſſar.“) 


Im Königreich Sachſen wird die Erjagbehörde dritter Inſtanz durch die Ober- 


Rekrutirungsbehörde, im Königreich Württemberg ducch den Ober-Rekrutirungsrath gebildet. 


*) Als Kommiſſare fungiven zur Beit: für den Bezirk des J. Armeckorps der Präjident der König— 
lichen Regierung von Oberbayern in München; fir den Bezirk des Il. Armeelorps der Präſident der 
Königlichen Regierung von Unterfranken und Aſchaffenburg in Würzburg. 
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Die durch das Beſtehen beſonderer Behörden in der dritten Inſtanz erforderlichen 
Abmweihungen von dem allgemein vorgejchriebenen Geſchäftsverkehr werden in den betreffen- 
den Staaten durch beiondere Verordnung geregelt. 

Die Mitwirkung des Marineſtations-Kommandos hinſichtlich der Erſatzangelegenheiten 
der Marine in der dritten Inſtanz ergiebt ſich aus dem Inhalt dieſer Verordnung beziehungs— 
weiſe aus der Marineordnung. 

Wenn in Fällen von Meinungsverſchiedenheiten bei den Erſatzbehörden dritter Inſtanz 
eine Vereinbarung durch Schriftliche oder mündliche Beratung nicht erzielt wird, jo ift die 
Angelegenheit der Minifterialinftanz zur Entjcheidung vorzulegen. 

4. Yu den Infanterie-Brigabebezirken bilden ein höherer Offizier, in der Negel der Nufanterie- 
Brigadefommandeur*) oder Landwehrinjpefteur und ein höherer Berwaltungsbeamter 
unter dem Namen: 

„Dber-Erjapfommiffion im Bezirk der xten Infanteriebrigabe” 
die Behörde, welcher die jtändige Bejorgung der Erjagangelegenheiten obliegt.**) 
N M. ©. $. 30, sv u. G. v 81.8. 85. 

Erftredt ich der Brigadebezirf auf mehrere Bundesjtaaten, jo ift dem Namen der 
Ober-Erjagfommijfion auch noch der Name des betreffenden Staates bei den auf denjelben 
bezüglichen Funktionen binzuzufügen.***) 

In Infanterie-Brigabebezirken, in welchen die Gejchäfte des Militärvorfigenden der 
Ober-Erjagfommiffion durch mehrere Offiziere verfehen werden, führt diejenige, bei welcher 
der Infanterie-Brigadelommandeur die Gejchäfte wahrnimmt, die Bezeichnung 

„Ober-⸗Erſatzkommiſſion J.“ u. j. w., 
die übrigen die Bezeichnung 
„Ober-Erſatzkommiſſion IL, III.“ u. 5. f. 

Die für die Aushebungsbezirfe der Landwehrbezirte I. bis IV. Berlin beftehende 

Ober-Erjagfommijfion führt die Benennung 
„Ober-Erſatzkommiſſion im Bezirk Berlin”. 

Für den Gejchäftsbereich der legteren können mit Genehmigung der Minijterialinftanz 
den InfanteriesBrigadefommandenr bezw. Bezirfätommandenr find auf dem militärischen Dienjtwege ein- 
jureihen und von dem zuftändigen Sriegäminifterium zu entjcheiden. 

*) Da, wo in den folgenden Paragraphen von dem Infanterie-Brigadefommandent bezw. dem Bezirks— 
fommandeur in ihrer Eigenjchaft als Militärvorfigende der Ober-Erſatzlommiſſion bezw. der Erjaß- 
fommijfion, fowie von dem Brigade-Adjutanten die Rede ift, gilt das dajelbit Gefagte für den Fall der 
Uebertragung der ftändigen Gejchäfte der Heeresergänzung auf andere Offiziere aud) für leptere bezw. 
für den betreffenden Adjutanten. 

“+, Menn die ftändigen Mitglieder der Ober-Erſatzkommiſſionen Offiziere bezw. Beamte eines und 
deſſelben Bundesjtantes find, jo führen die Kommiffionen den Titel: „Königliche (Großherzogliche ꝛc.) 
Ober-Erſatzkommiſſion 2c.”, und in dem Dienftjiegel das Landeswappen. Andernfalls fällt die Bezeich— 
nung „Königlich 2c.” aus, ebenjo das Landeswappen im Dienftfiegel. 

Diefe Beſtimmung findet auch auf die Erjagfommiffionen und die Prüfungsfommilfionen für Ein- 
jährig-Freiwillige ($. 2, :) finngemäße Anwendung. 

Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 2 


8. 2. ——— 


Hülfs⸗Ober⸗Erſatzkommiſſionen gebildet werden, welche unter fortlaufender Nummer zu 
bezeichnen ſind, und deren Geſchäftsbereich bei den Landwehrbezirken Berlin nach den 
Anfangsbuchſtaben der Familiennamen der Wehrpflichtigen abzugrenzen iſt. 

Die Beſtellung des höheren Verwaltungsbeamten als Mitglied der Ober-Erſatzkom— 
miſſion erfolgt durch die in der dritten Inſtanz fungirende Zivilbehörde.*) 

5. In den einzelnen Aushebungsbezirfen bilden ein Offizier, in der Regel der Bezirks— 
fommanbeur**) und ein Verwaltungsbeamter de3 Bezirks (in Preußen in der Negel der 
Landrath oder Polizeidireftor) oder, wo ein ſolcher Beamter fehlt, ein bejonders zu dieſem 
Zwede bejtelltes bürgerliches Mitglied unter dem Namen: 

„Erſatzkommiſſion des Aushebungsbezirks (Kreiſes ze.) N. N.“ 
bie Behörde, — die ſtändige Beſorgung der Erſatzangelegenheiten obliegt.***) 
M. G. 8. 30. 3. u. ©. v. 81. 3. 85. 

6. Zur ——— der Obliegenheiten, welche der verſtärkten Erſatzkommiſſion bezw. 
Ober-Erſatzkommiſſion zugewieſen find ($$. 64, 5 und 71,3), treten den ſtändigen Mit— 
gliedern andere Mitglieder Hinzu, welche aus den Bezirkgeingejejjenen von Kommunal: 
oder Landesvertretungen gewählt, oder wo jolche Vertretungen nicht vorhanden find, von 
der Zandes-Verwaltungsbehörde ernannt werden. 

Es jollen hiernach bejtehen: 

die verjtärkte Erjagfommijfion neben den ftändigen Mitgliedern aus einem Offizier 
($. 61, 1) und aus vier bürgerlichen Mitgliedern; 

die verjtärfte Ober» Erjagfommijfion neben den ftändigen Mitgliedern aus einem 
bürgerliden Mitgliebe. 

N. M. ©. 8. 30, « 

Die bürgerlichen Mitglieder der Erſatzlommiſſion und der Ober-Erſatzkommiſſion werden 
nebjt einer gleichen Anzahl von Stellvertretern auf drei Jahre gewählt bezw. ernannt. 

Iſt in volfsreichen Aushebungsbezirken eine größere Anzahl Stellvertreter erforderlich, 
jo wird diejelbe durch die in der dritten Juſtanz fungirende Zivilbehörde }) beftimmt, der 
auch die Regelung des Wahlverfahrens obliegt. 

Das bürgerliche Mitglied der Ober-Erſatzkommiſſion darf nicht zugleich Mitglied einer 
Erjagfommijfion fein. 

. Außerdem bejteht für Bezirke von gewiljer Größe (in Preußen in der Regel für jeden 
Regierungsbezirk, in Bayern für jeden Infanterie-Brigadebezirt, in Sacjien für jede 
Kreishauptmannjchaft, in Württemberg zu Stuttgart, in Heſſen zu Darmitadt) eine Kom: 
miffion unter dem Namen: 

Zen „Prüfungsfommilfion für Einjährig-Freiwillige“. 

) In Sachſen durd) die Ober-Refrutirungsbehörde, in Württemberg durch den Ober-Refrutirungs- 
ig ee durch das Minifterium des Innern, in Hefjen durch das Minifterium des Innern und 
der Juſtiz. 

=. Siehe Anmerkung *) zu $. 2, + eriter Abſatz (Seite 9). 

**) Siehe Anmerkung **) zu $. 2, + erjter Abſatz (Seite 9). 

7) Siehe Unmerkung *) zu 8. 2, + legter Abſatz (Seite 10). 
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Diefe Kommiffionen find dazu beftimmt, über die Ansprüche auf die Berechtigung 
zum einjährigen Dienft nad) vorgängiger Prüfung zu entjcheiden (Abjchnitt XIV.). 


. Die Erjagfommisfion arbeitet der Ober-Erſatzkommiſſion vor. Sie verfügt die nad) dem 


Geſetz zuläffigen Zurüdjtellungen der Militärpflichtigen. Im Uebrigen unterliegen ihre 
Beichlüffe der Nevifion und endgültigen Entjcheidung durch die Ober-Erſatzkommiſſion. 
R. M. ©. $. 30, :. 
Die Ober-Erjagkommiffionen und Prüfungsfommiffionen für Einjährig- Freiwillige 
ftehen unter der Leitung der Erjagbehörden dritter Juſtanz. 


8. 3. 
Erſatzgeſchäft. 


. Das jährliche Erſatzgeſchäft zerfällt in drei Hauptabſchnitte. 
. Den erjten Abichnitt bildet das Vorbereitungsgeichäft (Abfchnitt VII.). 


E3 umfaßt diejenigen Maßregeln, welche zur Ermittelung der im laufenden Jahre 
zur Geftellung vor den Erjagbehörden verpflichteten Wehrpflichtigen erforderlich find, ſowie 
die Eintragung der legteren in die Grundliften. 

Dieje beitehen aus den Refrutirungsftammrollen ($. 45), den alphabetischen Liften 
(8. 47) und den Neftantenliften (8. 48). 


. Den zweiten Abjchnitt bildet das Mufterungsgeichäft (Abſchnitt VIIL). 


E3 umfaßt die Mufterung und Nangirung der zur Geftellung vor den Erjagbehörden 
verpflichteten Wehrpflichtigen durch die Erſatzkommiſſion. 


. Den dritten Abjchnitt bildet dad Aushebungsgeihäft (Abſchnitt IX.). 


Es umfaßt die Entjcheidungen durch die Ober-Erſatzkommiſſion und die Aushebung 
der für das laufende Jahr erforderlichen Rekruten. 


. Hußerden findet in einzelnen Bezirken für die Schifffahrt treibenden zur Geftellung ver- 


pflichteten Wehrpflichtigen ein Schiffer-Mufterungsgefchäft ftatt (Abſchnitt X.). 


. In Kriegszeiten wird dad Mufterungsgejchäft mit dem Aushebungsgeihäft vereinigt 


(Abihnitt XV.). 


. Nach Aufruf des Landfturms findet für die von demjelben betroffenen unausgebildeten Land- 


fturmpflichtigen ein befonderes Mufterungs- und Anshebungsgeichäft ftatt (Abſchnitt XVL). 


Abſchnitt IL. 
Weßrpfliht und deren Gliederung. 
8.4, 
Wehrpflicht. 
: * Deutſche iſt wehrpflichtig und kann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht vertreten 


Ausgenommen von der Wehrpflicht find nur: 
a. die Mitglieder regierender Häufer ; 


— 


St 
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b. die Mitglieder der mediatifirten, vormals reichöftändiichen und derjenigen Häuſer, 
welchen die Befreiung von der Wehrpflicht durch Berträge zugefichert ift oder auf 
Grund bejonderer Rechtstitel zufteht. 

N. V. Urt. 57. WO 81. 


. Diejenigen Wehrpflichtigen, welde zwar nicht zum Waffendienfte, jedoch zu fonftigen 


militärifchen Dienftleiftungen, welche ihrem bürgerlichen Berufe entiprechen, fähig find, 
können zu jolchen herangezogen werden. 
W. ©. 8 1, Ab. 2. 


. Die Wehrpflicht beginnt mit dem vollendeten 17. Lebensjahre und dauert bis zum 


vollendeten 45. Lebensjahre. 
6. v. 11. 2. 88. Art. M.$ 24. 


8. 6. 
Gliederung der Wehrpflicht. 


. Die Wehrpflicht zerfällt in die Dienjtpflicht und die Landfturmpflicht. 
. Die Dienftpflicht ift die Pflicht zum Dienft im Heere oder in der Marine. 


Während der Dauer der Wehrpflicht ift jeder Deutjche in der Regel vom vollendeten 
20. Lebensjahre bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahres, im welchem er das 
39. Lebensjahr vollendet, dienjtpflichtig. 
G. v. 11. 2. 88. Urt. 1 W. ©. S8.6 und 7. 


. Die Pflicht zum Dienft im Heere wird eingetheilt in: 


a. aktive Dienftpflicht, 
b. Rejervepflicht, 

c. Landwehrpflicht, 
d. Erſatzreſervepflicht. 


Dienjtpflicht im ftehenden Heere, 


. Die Pflicht zum Dienft in der Marine wird eingetheift in: 


a. aftive Dienjtpflicht, 
b, Marinerejervepflicht, 
e. Seewehrpflicht, 

d. Marine-Erjagrejervepflicht. 


Dienftpflicht in der ftehenden Marine,*) 


. Meber Dienftpflicht im Kriege ſiehe $. 19. 
. Alle nicht zum Dienft im Heere oder in der Marine eingezogenen Wehrpflichtigen find 


landiturmpflichtig ($. 20). 
G. v. 11. 2. 88. Art. II. 8. 24. 


8. 6. 
Dienftpflidht im ftchenden Heere. 


. Die Dienjtpfliht im ftehenden Heere umfaßt die aktive Dienftpflicht und die Reſerve⸗ 


pflicht. 


Im Wehrgeſetz „Flotte“ genannt. 


a 


— — 88. 7.8. 


Die Dienſtpflicht im ſtehenden Heere dauert ſieben Jahre (vergl. jedoch 8. 11, 5). 
. Während der Dauer der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere find die Mannfchaften der 


Kavallerie und der reitenden Feldartillerie die erften drei, alle übrigen Mannjchaften die 
erften zwei Jahre zum ununterbrochenen Dienft bei den Fahnen verpflichtet. 

Inſoweit Mannjchaften, welche nad zweijährigem aktiven Dienft im Herbſt 1893 
hätten zur Entlafjung fommen müſſen, für das dritte Dienftjahe zurüdbehalten, oder 
während defjelben einberufen worden find, zählt diefe Zurüdbehaltung oder Einberufung 


für eine Webung. 
G. v. 3. 8. 93, Art. III. 


. Im Falle notwendiger Berftärkungen können auf Unordnung des Kaiſers die nach den 


Beitimmungen der Biffer 3 zu entlaffenden Mannjchaften im aktiven Dienſt zurüd- 
behalten werden. Eine ſolche Zurüdbehaltung zählt für eine Uebung. 
G. v. 3. 8. 98. Art. II. $. 1. 


. Nach abgeleiftetem aktiven Dienjt werden die Mannjchaften zur Reſerve beurlaubt. 


8. 7. 
Aktive Dienftzeit im Heere. 


. Die aktive Dienjtzeit wird nad) dem wirflid erfolgten Dienjtautritt mit der Maßgabe 


berechnet, daß diejenigen Mannſchaften, welche in der Zeit vom 2. Oftober bis 31. März 
eingeftellt werden, als am vorhergehenden 1. Dftober eingeftellt gelten. 
w. 86. 


. Die aftive Dienstzeit der als unfichere Dienftpflichtige*) eingejtellten Mannfchaften wird 


von dem auf ihre Einftellung folgenden Nefruteneinftellumgstermine ab gerechnet. 
R. M. ©. 8. 33. 


. Die Zeit einer Freiheitsftrafe von mehr als ſechs Wochen wird auf die aktive Dienftzeit 


nicht angerechnet. 
M. Str. ©. 8. 18. 


. 3m Uebrigen richtet fich die Dauer der aktiven Dienftzeit nach den vom Kaijer alljähr- 


lich zu erlafjenden Rekrutirungsbeitimmungen. 


8.8. 
Aktive Dienftzeit der Einjührig- Freiwilligen. 


. Zunge Leute von Bildung, welche ſich während ihrer Dienftzeit jelbjt befleiden, ausrüſten 


und verpflegen und melche die gewonnenen Kenntniſſe im dem vorgejchriebenen Umfange 
dargelegt haben, werben ſchon nad einer einjährigen aftiven Dienftzeit im ftehenden Heere 
— vom Tage des en an gerechnet — zur Rejerve beurlaubt. 

W. G. 8 


*) Im Reichs⸗Militärgeſetz „Heerespflichtige“ genannt. 


55- 
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Einjährig-zreiwillige, welche während ihrer aftiven Dienftzeit mit Verjegung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenjtandes bejtraft werben, verlieren die Eigenjchaft als Einjährig- 
Freiwillige und den Anspruch auf Entlafjung nad einjähriger Dienftzeit. 
RM ©. 8 50, Abi. 4. 
Ihre aktive Dienftzeit wird in diefem Falle nad 8. 7 Ziffer 1 berechnet. 


8. 9. 
Aktive Dienftzeit der Vollsſchullehrer und Kandidaten des Volksſchulamts. 


. Bolksjchullehrer und Kandidaten des Volksſchulamts, welche ihre Befähigung für das 


Schulamt in vorichriftsmäßiger Prüfung nachgewiejen haben, fünnen nad) kürzerer Ein- 
übung mit den Waffen zur Nejerve beurlaubt werden. Die näheren Beitimmungen 
hierüber find in der Heerordnung enthalten 

Auf Militärpflichtige, welche die Eigenjchaft als Volksſchulamtskandidaten befigen und 
bei Privatanftalten angeftellt oder bejchäftigt find, findet dieſe Vergünftigung in der 
Regel feine Anwendung. 


. Giebt der nad Ziffer 1 Benrlaubte feinen bisherigen Beruf gänzlich auf oder wird er 


aus dem Schulamte für immer entlafjen, jo kann er vor Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem er das 25. Lebensjahr vollendet, zur Ableijtung des Reſtes jeiner aktiven Dienft: 
pflicht jofort wieder eingezogen werden (88. 64, 5e. und 82, 5«.). 

RM. ©. 


8. 51. 


. Wenn ein jolcher Dienftpflichtiger vor dem erwähnten Zeitpunft aus dem Schulamt für 


immer entlajjen wird, jo hat die vorgejegte Behörde dem Bezirkskommando zur weiteren 
Anzeige an die Erjagbehörden Hiervon Mittheilung zu maden. 


8. 10. 
Altive Dienftpflicht chemaliger Zöglinge militärischer Bildungs: und Lehr-Auſtalten. 


. Militärzöglinge und Schüler, welde in militäriichen Bildungs: und Lehr-Anftalten auf 


Staatskoften unterhalten beziehungsweife unterrichtet werden, haben ihrer aktiven Dienft: 
pflicht nach den allgemeinen gefeglichen Beitimmungen zu genügen. 


. Außerdem darf ihre aktive Dienftpflicht bis zu dem Maße verlängert werden, daß fie für 


jedes Jahr, während deffen fie dieſe Anftalten bejuchten, zwei Jahre länger aktiv zu dienen 
haben. 


. Die näheren Beftimmungen hierüber find in der Heerordnung enthalten. 


ae 
Refervepflicht. 


. Die Rejervepflicht wird von demſelben Zeitpunkte ab berechnet, wie die aftive Dienjtpflicht, 


auch wenn in der Erfüllung der legteren eine Unterbrechung ftattgefunden hat. 


. Die Mannfcaften der Reſerve (Reſerviſten) werden in Jahresklafjen nad) ihrem Dienft- 


alter eingetheilt. 


fr 


a a 8.18. 


. Mannjchaften, welche in Folge eigenen Verſchuldens verjpätet aus dem aftiven Dienft 


entlaffen werden, treten jtet3 im die jüngjte Jahresklaſſe der Reſerve ein ($. 7, 3). 
M. Str. ©.8.18. NR. M. ©. 8 02. 


. Mannſchaften der Reſerve, welche ſich der Kontrole länger als ein Jahr entziehen oder 


einen Befehl zum Dienjte ohne anerkannte Entichuldigung unbefolgt laſſen, Fönuen, 
abgejehen von der etwa noch anderweit über fie zu verhängenden Strafe ($. 119), unter 
Verlängerung ihrer Dienftpflicht in die nächſt jüngere Jahresklaſſe verfegt werden. 
Dauert die Kontrofentziefung zwei Jahre und darüber, jo können fie entiprechend 
weiter zurückverſetzt werben. 
RM. ©. 8 67. 
Die Entjcheidung hierüber fteht dem Bezirfsfommandenr zu. 


.‚ Die VBerjegung aus der Neferve in die Landwehr erften Aufgebots ($. 12, ı bis 5) 


erfolgt bei den nächſten auf Erfüllung der Dienftzeit im ftehenden Heere folgenden Früh: 
jahrs-Ktontrolverjammlungen. 
Nur diejenigen Mannſchaften, deren Dienftzeit im jtehenden Heere in der Zeit vom 
1. April bis 30. September ihr Ende erreicht, werden bei den Herbſt-Kontrolverſamm— 
lungen des betreffenden Jahres zur Landwehr verjegt. 
R.M.G.$62. ©. v 6.5. 80. Art. J. 8. 4 


. Ueber Rejervepflicht ehemaliger Erjagrejervijten fiehe $. 13, 7 und 8. 


8. 12. 
Yandwehrpflict. 


. Die Landwehr wird in zwei Aufgebote eingeteilt. 
. Die ae! zum Dienst in der Landwehr erften Aufgebots ift von fünfjähriger Dauer. 


®. v. 11. 2. 88, Art. 11.8. 2, 

Mannichaften der Kavallerie und der reitenden Feldartillerie, melche im ftehenden 
Heere drei Jahre aktiv gedient Gaben und nad dem 1. Dftober 1893 zur Entlafjung 
gekommen find, dienen in der Landwehr erjten Aufgebot? nur drei Jahre. 

®. v. 3. 8. 93. Art. 11. 8. 8. 
Die Beitimmung des zweiten Abſatzes gilt aud für Mannjchaften der Kavallerie, 
welche ſich freiwillig zu einer vierjährigen aktiven Dienftzeit verpflichtet und dieſe Ver— 
pflichtung erfüllt haben. 

&. v. 11. 2. 88. Art. I. 8. 2. 


. Der Eintritt in die Landwehr erften Aufgebots erfolgt nach abgeleifteter Dienftpflicht im 


jtehenden Heere. 
G. v. 11. 2. 88. Art. 11. 8. 2. 


. Die Verjegung aus der Landwehr erjten Aufgebots in die Landwehr zweiten Aufgebots 


erfolgt nach erfüllter Dienjtpflicht bei den Frühjahrs-Kontrolverfammlungen. 
Nur diejenigen Mannfchaften, deren Dienftzeit in der Zeit vom 1. April bis 
30. September abläuft (vergl. $. 11, 5 zweiter Abjah), treten bei den Herbit-Sontrolver: 
jammlungen des betreffenden Jahres in die Landwehr zweiten Aufgebot3 über, 
&.v. 11.2. 88. Urt. U. 8.5 


8. 13, — 16 — 


. Die Verpflichtung zum Dienft in der Landwehr zweiten Aufgebot dauert bis zum 


31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem das 39. Lebensjahr vollendet wird. 


. Für Mannfchaften, welche vor Beginn des militärpflichtigen Alters (8. 22,2) in das Heer 


eingetreten find, endigt dieje Verpflichtung jedoch fchon am 31. März desjenigen Kafender- 
jahres, in welchem fie neunzehn Jahre dem Heere angehört haben. 


. Der Uebertritt aus der Landwehr zweiten Aufgebots zum Landſturm zweiten Mufgebots 


($. 20, 2 bis 5) erfolgt nad) erfüllter Dienjtpflicht ohne Weiteres. 


. Die im 8. 11 unter Ziffer 1, 2 und 4 enthaltenen Beſtimmungen finden auf die Land» 


wehr erjten und zweiten Aufgebots jinngemäße Anwendung. Im Befonderen wird hier- 
nad ein Mann, welcher beijpielöweiie während der Zugehörigkeit zum Beurlaubtenjtande 
zwei Mal um je eine Jahresklaſſe wegen Kontrolfentziehung u. ſ. w zurüdverjegt ift, erſt 
am 31. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem er das 41. Lebensjahr vollendet, 
zum Landfturm zweiten Aufgebots überzutreten haben. Eine Verlängerung der Dienft- 
pflicht über das 45. Lebensjahr hinaus ift auf diefe Weiſe jedoch nicht zuläffig. 


. Ueber Landwehrpflicht ehemaliger Exrjagrejervijten fiehe $. 13, 5 bis 8. 


8. 13. 
Erſatzreſervepflicht. 


. Die Erſatzreſerve dient zur Ergänzung des Heeres bei Mobilmachungen und zur Bildung 


von Erjagtruppentheilen. Derjelben find alljährlid) jo viele Mannſchaften zu überweijen, 
daß mit fieben Jahresflafjen der erjte Bedarf für die Mobilmahung des Heeres gededt 


wird. 
©. v. 11. 2. 88. Art. II. SS. 8 und 9. 


. Die Erjagrejervepflicht dauert zwölf Jahre und rechnet vom 1. Dftober desjenigen 


Kalenderjahres ab, in welchem das 20. Lebensjahr vollendet wird. 
G. v. 11. 2. 88. Art. 11. 8. 15. 


. Die Mannjchaften der Erjagrejerve (Erjagrejervijten) werden in Jahresklaſſen nad) dem 


Zeitpunkt, von welchem ab ihre Erjaßrejervepflicht berechnet wird, eingetheilt. 


. Mannichaften, welche durch eigenes Verſchulden verjpätet der Erjagrejerve überwiejen 


werden, treten jtet3 in die jüngjte Yahresklaffe ein. In diefem Falle ſowie in den— 
jenigen Fällen, in welchen eine Zurüdverjegung in jüngere Jahresklaflen wegen Kontrol- 
entziehung eintritt, erfolgt der Austritt aus der Erjagreferve erſt zu demfelben Zeit 
punft wie der der betreffenden Jahresklaſſe. 
G. v. 11. 2. 88. Art. II. 8. 15. 
Bezüglich der Zurüdverfegung in jüngere Jahresklaſſen findet $. 11,4 finngemäße 
Anwendung. 


Erſatzreſerviſten, welche geübt Haben ($. 117), treten nach Ablauf der Erſatzreſervepflicht 


zur Landwehr zweiten Aufgebots, die übrigen Erjaßrejerviften zum Landſturm erjten 


a t 


— — 88. 14. 15. 


Aufgebots ($. 20, 2 sis 4) über. Die Verjegung erfolgt bei der nächſten nach Ablauf der 
Sraheeferepficht —** Frühjahrs-Kontrolverſammlung. 
11. 2. 88. Urt. II. 8. 15. 


. Die Verpflihtung mi Dienft in der Landwehr zweiten Aufgebots regelt fi nad) 


8. 12, 5,7 und. 


. Erjagrejerviften, welche im Falle der Mobilmahung oder Bildung von Erjaßtruppen- 


theilen einberufen werben, find bei der Demobilmahung bezw. bei Auflöfung der Erjap- 
truppentheile zu entlajjen. 
Sind fie nicht militärisch ausgebildet, jo treten fie, fofern fie das erfaßrejerve- 
pflichtige Alter noch nicht überjchritten haben, wieder in die Erfagrejerve zurüd. 
Gelangen diejelben als militärijch ausgebildet zur Entlaffung, jo treten fie, fofern 
fie fich im rejervepflichtigen Alter befinden, zur Nejerve, jofern fie dem landmwehrpflichtigen 
Alter angehören, zur Landwehr über. 


. Die Dauer der ihnen hiernach obliegenden Reſerve- bezw. Landwehrpflicht ift fo zu 


beredjnen, ala wenn fie am 1. Oftober desjenigen Kalenderjahres, in welchem fie das 


20. Lebensjahr vollendeten, zur Einftellung zum aktiven Dienft gelangt wären. 
G. v. 11. 2. 88. Art. II. $. 18. 


8. 14. 
Dienftpfliht in der ftcheuden Marine, 


. Die Dienftpflicht in der ftehenden Marine umfaßt die aktive Dienftpflicht und die Marine: 


tejervepflicht. 


. Die Dienftpfliht in der ftehenden Marine dauert fieben Jahre. 
. Die aktive Dienftpflicht in der Marine dauert drei Jahre. 
.Nach abgeleiftetem aktiven Dienfte werden die Mannschaften zur Marinerejerve beurlaubt. 


8. 15. 
Aktive Dienftpflicht in der Marine. 


. Die Beitimmungen des $. 7, 1,3 und 4 finden auf die aktive Dienftpflicht in der Marine 


finngemäße Anwendung ; die näheren Beſtimmungen find in der Marineordnung enthalten. 


. Die Entlaffung eingejchiffter Mannjchaften der Marine kann jedoch, wenn den Umftänden 


nad) eine frühere Entlafjung nicht ausführbar ift, bis zur Rückkehr in den Stationshafen 
de3 Reichs verjchoben werden. 
W. G. 8. 6. 


. Die aktive Dienftzeit fan für Seeleute von Beruf und für das Majchinenperjonal, ſowie 


für Lootjen und Lootjenknechte in Verüdfichtigung ihrer technijchen Worbildung und nad) 
Maßgabe ihrer Ausbildung für den Dienft in der Marine bis auf ein Jahr verkürzt 
werden. 

W. G. 8 13,3. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 189, Beilage. 3 


- 


ern 


16. 17. 18: — 18 — 
. Zunge Seeleute von Beruf und Maſchiniſten, welche die Berechtigung zum einjährig— 


freiwilligen Dienjt oder das Zeugniß über die Befähigung zum Geefteuermann befigen 
($. 88, 3), genügen ihrer aftiven Dienftpflicht in der Marine durch einjährig-freimilligen 
Dienit. 
Diefelben find nicht verpflichtet, ſich felbjt zu befleiden und zu verpflegen. Im 
Uebrigen fiehe Marineordnung. 
W. G. $.18,« 


. Seeleute, welche auf einem Deutſchen Handelsſchiffe nach vorjchriftsmäßiger Anmuſterung 


thatſächlich in Dienft getreten find, follen in SFriedengzeiten für die Dauer der bei der 
Anmuſterung eingegangenen Verpflichtungen von allen Diilitärdienftpflichten befreit werden, 
haben jedoch eintretenden Falls die legteren nad ihrer Entlafjung von dem Handelsſchiffe, 
bevor fie fi aufs Neue anmuftern laſſen, nachträglich zu erfüllen. 
. ©. 8. 18,5. 
Ueber vorjhriftsmäßige Anmufterung fiehe 8. 107, 2 und 8. 108, 4. 


. Ebenjo jollen Seeleute während der Zeit des Beſuchs einer Deutjchen Navigationd- oder 


Schiffsbaufchule im Frieden zum Dienft in der Marine nicht herangezogen werden. 
W. ©. 8. 13,5. 
Als Nabigations ſchulen im Sinne dieſer Vorſchrift find die öffentlichen Navigations— 
ſchulen anzujehen, an deren Sitze von der Landesregierung eine Kommiffion für die 
Prüfung der Seeſteuerleute auf Deutihen Kauffahrteifchiffen eingejegt ift. 


. 3m Uebrigen finden die Beitimmungen der 88. 8 und 10 finngemäße Anwendung. 


Die näheren Bejtimmungen find in der Marineordnung enthalten. 
8. 16. 
Marinerejervepflicht. 


. Die Beftimmungen bes $. 11, ı bis 5 finden finngemäße Anwendung. 
. Ueber Marinerejervepflicht ehemaliger Marine-Erjagrejerviften ſiehe $. 18, 3 und 4. 


8. 17. 
Seewehrpfliät. 


. Die Beitimmungen des 8. 12, ı bis 8 finden auf die Seewehr finugemäße Anwendung. 
. Ueber Seewehrpflicht ehemaliger Marine-Erjagrejerviften fiehe $. 18, 3 und 4. 


G. v. 11. 2. 88. Art. II. 8. 20. 
$. 18. 
Marine⸗Erſatzreſervepflicht. 


. Die Marine-Erſatzreſerve dient bei Mobilmachungen zur Ergänzung der Marine. 


©. v. 11. 2. 88. Art. U. 8. 22 
Derjelben werden jänmtliche in Betracht kommenden ($. 41) Mannjchaften der 
jeemännijchen und halbſeemäuniſchen Bevölkerung ($. 23) überwiejen. 


— 


= 88. 19. 20. 


. Die Beftimmungen des $. 13, 2 5is 4 finden auf die Marine-Erjagrejerviften finngemäße 
Anwendung. 
. Marine-Erjagreferviften, welche nach Uebungen ala jeemännifch bezw. militärisch ausge: 


bildet zur Entlaffung fommen, treten je nach ihrem Alter zur Marinerejerve bezw. See- 
wehr erjten Aufgebots über. 


. Die Dauer der ihnen hiernach obliegenden Marinerejerve- bezw. Seemwehrpflicht ift nad) 


ben im 8. 13, 2 is 4 enthaltenen Beitimmungen zu berechnen. 


. Mannschaften, welche nicht ſeemänniſch bezw. militärifch ausgebildet find, treten nach Ablauf 


der Marine-Erjagrejervepflicht zum Landſturm erften Aufgebots über. 
Die Entlafjung erfolgt zu dem im $. 13,5 feſtgeſetzten Zeitpunft. 


. Marine-Erfagrejervijten, welche im alle der Mobilmahung zur Ergänzung der Marine 


einberufen werben, find bei der Demobilmahung zu entlaffen. 
G. v. 11. 2. 88. Art. 11. SS. 20 u. 22. 


8. 19. 
Dienftpfliht im Kriege. 


. Die Beftimmungen über die Dauer der Dienftpflicht im ftehenden Heere, in der Land- 


wehr und der Erjahrejerve, jowie in der ftehenden Marine, Seewehr und Marine-Erjag- 


rejerve gelten nur für den Frieden. 
W. ©. 8.14 ©. v. 11.2. 88. Urt. II. 88. 5, 15 und 20. 


. Für die Dauer einer Mobilmahung ift hiernach aufgehoben: 


der Uebertritt vom ftehenden Heere zur Landwehr, 
von der Landwehr erjten Aufgebot3 zur Landwehr zweiten Aufgebots, 


2 2 von der Erjagrejerve zur Landwehr zweiten Uufgebots, 

J F von der Erſatzreſerve zum Landſturm erſten Aufgebots, 

von der Landwehr zweiten Aufgebots zum Landſturm zweiten Auf: 
gebots, 

R . von der ftehenden Marine zur Seewehr, 


von der Seewehr erften Aufgebots zur Seewehr zweiten Aufgebots, 
von der Marine-Erfagrejerve zum Landfturm erften Aufgebots, 
von der Seewehr zweiten Mufgebot3 zum Landfturm zweiten Aufgebots. 


. Ueber Landjturmpflicht fiehe 8. 20. 


8. 20, 
Landſturmpflicht. 


. Der Landſturm hat die Pflicht, im Kriegsfalle an der Vertheidigung des Vaterlandes 


theilzunehmen; er kann in Fällen außerordentlichen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres 


und der Marine herangezogen werden. 
G. v. 11. 2. 88. Art. I. $. 23. 


8. 20. — 


10, 


11. 


. Der Landſturm bejteht aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 


45. Lebensjahre, welche weder dem Heere, noch der Marine angehören. 


. Der Landfturm wird in zwei Mufgebote eingetheilt. 
. Zum Landfturm erften Aufgebot3 gehören die Landfturmpflichtigen big zum 31. März 


desjenigen Kalenderjahres, in welchem fie ihr 39. Lebensjahr vollenden, zum Landfturm 
zweiten Aufgebots von dem eben bezeichneten Zeitpunkt bis zum Ablauf der Landſturm— 


pflicht. 


. Perjonen, welche gemäß 8. 12, 6 vor dem im vorigen Abſatz bezeichneten Zeitpunkte ihre 


Dienftpflicht in der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebot3 abgeleijtet haben, treten jo- 
fort zum Landjturn zweiten Aufgebot3 über. 


. Der Uebertritt vom Landfturm erften Aufgebot3 zum Landfturm zweiten Aufgebots er: 


folgt im Frieden ohne Weiteres; ebenjo erlijcht die Landfturmpflicht zu dem unter 
Ziffer 2 angegebenen Zeitpunkt, ohne daß es dazu einer bejonderen Verfügung bedarf. 


. Durch die Landfturmpflicht wird die Militärpflicht ($. 22) nicht geändert. 


G. v. 11. 2. 88. Art. I. $. 24. 


. Der Aufruf des Landfturms erfolgt durch Kaiferliche Verordnung, bei unmittelbarer 


Kriegsgefahr im Bedarfsfalle durdy die fommandirenden Generale, die Gonverneure und 
Kommandanten von Feitungen. 
G. v. 11. 2. 88. Urt. II. 8. 25. 


. Der Aufruf des Landiturms erften Aufgebots bezw. zweiten Aufgebots erfolgt nad) 


Sahresklafjen, mit den jüngften beginnend, ſoweit die militärischen Intereffen es gejtatten. 
Dem Aufruf unterliegen nicht jolche Wehrpflichtige, welche gemäß $. 38 wegen förper- 
licher und geiftiger Gebrechen dauernd untanglicd) zum Dienft im Heere und in der 
Marine befunden und ausgemuftert find. 
G. v. 11. 2. 88. Art. I. 8. 27. 
Bei Aufruf des Landjturms bleiben von der Heranziehung zur Ergänzung des Heeres 
und der Marine ausgejchlojien: 
a. Perſonen, welche zur Zuchthausftrafe verurtheilt find — dauernd, 
D. Str. G. 8 31. 
b. Berfonen, welche durch Straferkenntniß aus dem Heere oder der Marine entfernt find 
— dauernd, 
M. Str. ©. $. 32, a. 
c. Berjonen, welche mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beftraft find — für die 
Dauer, während welcher jie unter der Wirkung der Ehrenftrafen ftehen. 
D. Str. ©. $. 34. 


. Na) Erlaß des Aufrufs bis zur Auflöfung des Landiturms findet ein Uebertritt 


vom erften zum zweiten Aufgebot, jowie ein Ausſcheiden aus dem Landjturm nicht 
ſtatt. 
G. v. 11. 2. 88. Art. II. 8. 27. 


15. 


16. 


— 


— 1 8. 21. 


. Die Auflöfung des Landfturms wird vom Kaijer angeordnet. 


Mit Ablauf des Tages der Entlaffung hört das militärische Dienftverhältniß der 


NN auf. 
®. v. 11. 2. 88. Urt. I. 8. 38. 


. Ueber Befreiung ber in außerenropäifchen Ländern befindlichen Landjturmpflichtigen von 


Befolgung des Aufrufs (bereits im Frieden) fiehe 8. 100, 8 b. und c. 

Ueber Ausmufterung Landftnrmpflichtiger, welche ihren Aufenthalt im Auslande haben, 
bom Dienft im Landfturm (bereits im Frieden) fiche 8. 100, 4 

Im Uebrigen fiehe $. 39, ſowie Abjchnitte XVI. und XX. 


8. 21. 
Wehrpflicht nach Erwerbung und Verlnſt der Reichsaugehörigleit. Angehörige fremder Staaten. 


. Ausländer, welche die Neichsangehörigkeit erwerben, werden nach Maßgabe ihres Lebens- 


alters wehrpflichtig. 
St. A. ©. 8. 10. 
Die Regelung ‚der Dienftpflicht folcher Perfonen erfolgt nach denjelben Grundjägen, 
wie bei allen übrigen Wehrpflichtigen. 


. Perjonen, welche das Neich3gebiet verlafjen, die Reichdangehörigfeit verloren, eine andere 


Staatsangehörigkeit aber nicht erworben oder wieder verloren haben, find, wenn fie ihren 
dauernden Aufenthalt in Deutichland nehmen, zur Geftellung vor den Erjaßbehörden 
verpflichtet und können nachträglich ausgehoben, jedoch im Frieden nicht über das vollendete 
31. Lebensjahr hinaus im aktiven Dienft zurücgehalten werben. 

Daffelbe gilt von den Söhnen ausgewanderter und wieder in das Deutſche Neid 
zurückgekehrter Perſonen, jofern die Söhne feine andere Staatdangehörigfeit erworben 
haben. 

Die vorftehenden Beitimmungen finden auch Anwendung auf Ausgerwanderte, welche 
zwar eine andere Staatdangehörigkeit erworben hatten, aber vor vollendetem 31. Lebens— 
jahre wieder Reichsangehörige werden. 

R.MG$ 11. 

Sobald ſolche Mannfchaften ſich gemeldet haben oder ermittelt find, ift den Erjaß- 
behörden dritter Inſtanz Meldung zu erjtatten. Letztere haben in jedem Einzelfalle 
über die Zuläffigkeit und den Zeitpunft der Einftellung, jowie darüber Entjcheidung zu 
treffen, ob Anlaß vorliegt, den Betreffenden die Vortheile der Loofung zu entziehen. 


.In Betreff der Perjonen der Rejerve, Landwehr, Erjagrejerve, Marinerejerve, Seewehr 


oder Marine-Erjaßrejerve, welche nach erfolgter Auswanderung wieder naturalifirt werben, 
fiehe RM. ©. $. 68, ©. v. 11. 2. 88, Urt. I. und St. A. ©. $. 10. 


. Ungehörige fremder Staaten bedürfen zum Eintritt in das Heer der Genehmigung des 


Kontingentsheren, zum Eintritt in die Marine Kaiferlicher Genehmigung. 


. Sind Angehörige fremder Staaten irrthümlich zum Militärdienfte eingeſtellt, jo hat jofort 


ihre Entlafjung aus jedem Militärverhältuig und Streihung in den militärischen Liften 


S8. 22. 23. = 


zu erfolgen, e3 jei denn, daß diefelben ihre Naturalifation beantragen, und diefem Antrage 
ftattgegeben wird. 


Abſchnitt IH, 


Militärpflidt. 
8. 22. 
Bedentung der Militärpflicht. 

1. Die Militärpflicht iſt die Pilicht, fich der Aushebung für das Heer oder die Marine 
zu unterwerfen. 

2. Die Militärpfliht beginnt mit dem 1. Januar des Kalenderjahres, in welchem der 
Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, und dauert jo lange, bis über die Dienft- 
verpflichtung der Wehrpflichtigen endgültig entjchieden ift ($. 28, 4). 

3. Während der Dauer der Militärpflicht heißen die Wehrpflichtigen militärpflichtig. 

®. v. 6. 5. 80. Art. II, 8. 10. 


8. 23. 
Militärpfliht der ſeemänniſchen und halbjeemännifchen Bevölkerung. 


1. Die jeemännifche Bevölkerung des Neichs ift nur der Aushebung für die Marine unter: 


worfen. 
R. V. Urt. 583, Abi. 4. 


Aus der halbjeemänniichen Bevölkerung wird der weitere Bedarf der Marine an 
Seeleuten gededt. 

2. Zur jeemännijchen Bevölferung*) des Reichs find zu rechnen: 

a. Seeleute von Beruf, d. h. Leute, welche mindeftens ein Jahr auf deutichen Sees, 
Küften- oder Hafffahrzeugen gefahren find; 

b. See, Küften und Hafffiicher, welche die Fifcherei mindeftens ein Jahr gewerbsmäßig 

betrieben haben; 

. Schiffszimmerleute und Segelmacher, welche zur See gefahren find; 

.Maſchiniſten, Mafchiniftengehilfen und Heizer von See- und Flußdampfern ; 

.Schiffsköche und Kellner (Stewards). 

ur halbjeemännifchen Bevölterung*) find zu rechnen: 

. Seeleute, welche als jolche auf deutjchen oder außerdeutjchen Fahrzeugen mindeftens 

zwölf Wochen gefahren find; 

b. See», Küften- und Haffficher, welche die Fifcherei zwar weniger als ein Jahr, aber 
gewerbsmäßig, jei es als Hauptgewerbe (Berufsfiicher), jei e8 ald Nebengewerbe (Ge: 
legenheitsfiſcher) betreiben oder betrieben haben. 

*) Zur ſeemänniſchen oder halbjeemänniichen Bevölkerung gehören auch ſolche Militärpflichtige, 


welche früher den Bedingungen entſprochen Haben, aber zur Zeit der Aufſtellung der Rekrutirungs— 
ftammrolle oder der Aushebung einen anderen Beruf haben. 


* 
Em mo 


— 88. 24. 26. 
8. 24. 


freiwilliger Eintritt vor Beginn der Militärpflidt. 

1. Um im Allgemeinen wifjenjchaftlihe und gewerbliche Ausbildung jo wenig wie möglich 
durch die Dienftpflicht zu ftören, ift e& jedem jungen Mann überlaffen, jchon nad) voll- 
endetem 17. Lebensjahre (d. i. nad) Beginn der Wehrpflicht), wenn er die nöthige mora= 
liche und körperliche Befähigung hat, freiwillig zum aktiven Dienjt im Heere oder in 
der Marine einzutreten. 

W. ©. 8. 10. 

2, Wehrpflichtige der jeemännischen und halbjeemännijchen Bevölkerung dürfen nur in die 
Marine freiwillig eintreten. 

3. Wehrpflichtige, welche freiwillig in da8 Heer oder die Marine eintreten, find der Aus- 
bebung nicht mehr unterworfen. 

®. v. 6. 5. 80. Art IL 8. 10, 

4. Die näheren Beitimmungen über den freiwilligen Eintritt in das Heer oder in die 

Marine find in den Abjchnitten XIII. und XIV., jowie in der Marineorbnung enthalten. 
8. 25. 
Meldepflicht. 

1. Nadı Beginn der Militärpflicht ($. 22, 2) haben die Wehrpflichtigen die Pflicht, fich zur 

Aufnahme in die I MERAN eR ($. 3,2) anzumelden (Meldepflicht). *) 
Mm. 6.5.3 
Dieje elbung muß in a Zeit vom 15. Januar bi zum 1. Februar erfolgen. **) 

2. Die Anmeldung erfolgt bei der Ortöbehörde desjenigen Ortes, an welchem der Militärs 

pflichtige feinen dauernden Aufenthalt Hat. 
Als dauernder Aufenthalt ift anzufehen: 

a. für militärpflichtige Dienftboten, Haus: und Wirthichafts-Beamte, Handlungsdiener, 
Handwerkägejellen, Lehrlinge, Fabrifarbeiter und andere in einem ähnlichen Verhältniß 
ftehende Militärpflichtige der Ort, au welchem fie in der Lehre, im Dienft oder in 
Urbeit ftehen; Fabrikarbeiter ꝛe, welche außerhalb ihres Wohnortes bejchäftigt find, 
werden ald am Wohnorte — nicht am Beichäftigungdorte — meldepflichtig behandelt. 

b. für militärpflichtige Studirende, Schüler und Zöglinge fonftiger Lehranftalten der Ort, 
an welchem fich die Lehranftalt befindet, der die Genannten angehören, fofern diefelben 
auch an diefem Orte wohnen, 

3. Hat der Militärpflichtige feinen dauernden Aufenthalt, jo meldet er fich bei der Orts— 
behörde jeines Wohnfihes. 

W. ©. 8 17. G. v. 6. 5. 80. Art. II. 8. 12. 


u Militärpflichtige, welche im Beſitz des Berechtigungsicheines zum einjährig- freiwilligen Dienft 
ober des Befühigungszengnijjes zum Geejtenermann find, haben beim Eintritt in das militärpflichtige 
Alter ihre Zurüditellung von der Aushebung zu beantragen ($. 93,2) und find alsdann von der Ans 
meldung zur Rekrutirnngsſtammrolle entbunden. 

**) Im Uebrigen fiehe 8. 77, « 


— 
8. 28. — — 


4. Wer innerhalb des Reichsgebiets weder einen dauernden Aufenthaltsort noch einen Wohn— 
ſitz hat, meldet ſich in ſeinem Geburtsort zur Stammrolle, und wenn der Geburtsort im 
Auslande liegt, in demjenigen Orte, in welchem die Eltern oder Familienhäupter ihren 
legten Wohnſitz Hatten. 

®. v. 6. 5. 80. Art. I. 8. 12. 

. Bei der Anmeldung zur Stammrolle ift das Geburtszeugniß*) vorzulegen, jofern die 
Anmeldung nicht am Geburtsort felbjt erfolgt. 

6. Sind Militärpflichtige von dem Orte, an welchem fie ſich nach Ziffer 2 oder 3 zur 
Stammrolle anzumelden haben, zeitig abwejend (auf der Reiſe begriffene Handlungs- 
gehilfen, auf See befindliche Seeleute u |. w.), jo haben ihre Eltern, Vormünder, Lehr-, 
Brot: oder Fabrikherren die Verpflichtung, fie innerhalb des in Ziffer 1 genannten Beit- 
raums zur Stammrolle anzumelden. 

Diefelbe Verpflichtung ift, ſoweit dies gefeglich zuläjfig, den Vorftehern ftantlicher oder 
unter ftaatlicher Aufficht ftehender Straf-, Beſſerungs- und Heil-Anftalten in Betreff der 
dafelbft untergebrachten Militärpflichtigen aufzuerlegen. 

7. Die Anmeldung zur Stammrolle iſt in der vorjtehend vorgejchriebenen Weiſe jeitens der 
Milttärpflidtigen jo lange alljährlich zu wiederholen, bis eine endgültige Entſcheidung 
über die Dienftverpflichtung durd die Erjagbehörden erfolgt ift (8. 28, 4). 

Bei Wiederholung der Anmeldung zur Stammrolle ift der im erften Militärpflicht- 
jahr erhaltene Looſungsſchein (8. 67) vorzulegen. 

Außerdem find etwa eingetretene Veränderungen (in Betreff des Wohnſitzes, des 
Gewerbes, des Standes 2c.) dabei anzuzeigen. 

8. Von der Wiederholung der Anmeldung zur Stammrolle find nur diejenigen Militär: 
pflichtigen befreit, welche für einen beftimmten Zeitraum von den Erfagbehörden aus— 
drüclich hiervon entbunden oder über das laufende Jahr Hinaus zurücgejtellt werben 
(8. 29, 6). 

9. Militärpflichtige, welche nad; Anmeldung zur Stammrolle im Laufe eines ihrer Militär: 
pflichtjahre ihren dauernden Aufenthalt oder Wohnfik verlegen, haben diejes behufs Berich- 
tigung der Stammrolle jowohl beim Abgange der Behörde oder Perjon, welche fie in die 
Stammrolle aufgenommen hat, al3 auch nach der Ankunft an dem neuen Ort derjenigen, 
welche dajelbft die Stammrolle führt, ſpäteſtens innerhalb dreier Tage zu melden ($. 47, 8). 

10. Berjäumung der Meldefriften (Ziffer 1, 7 und 9) entbindet nicht von der Meldepflicht. 

11. ®er die vorgejchriebenen Meldungen zur Stammrolle oder zur Berichtigung derjelben 
unterläßt, ift mit Gelditrafe bis zu dreißig Mark oder mit Haft bis zu drei Tagen zu 
beftrafen. 

Iſt diefe Verſäumniß durch Umftände herbeigeführt, deren Befeitigung nicht in dem 
Villen des Meldepflichtigen lag, jo tritt feine Strafe ein ($. 26, 8). 

NR M. ©. 8. 33. 


27} 


) Dieje Geburtszeugnifje find foftenfrei zu ertheilen. (N. M. G. $. 32.) 


S-t 


25 — 88. 26. 27. 
$. 26. 
Geftellungspflicht. 


. Die Geftellungspflicht ift die Pflicht der Militärpflichtigen, ſich behufs Herbeiführung 


einer endgültigen Enticheidung über ihre Dienftverpflichtung vor den Erjagbehörden zu 
geitellen. Die er findet höchſtens zweimal jährlich ftatt. 
v. 6. 5. 80. Art. 1. 8. 10. 


. Seber El ift in dem Aushebungsbezirk geftelungspflichtig, in welchem er ſich 


zur Stammrolle zu melden hat ($. 25, 2 bis 4). 


. Wünfchen im Auslande fid) aufhaltende Mitlitärpflichtige ihrer Geftellungspflicht in näheren 


ala in den unter Biffer 2 genannten Aushebungsbezirten zu genügen, jo haben fie bei 
ihrer Anmeldung zur Stammeolle die Ueberweiſung nach diefen Bezirken zu beantragen. 
In Betreff der Gejtellung im Auslande fiehe 8. 42. 


. Unterlafjene Anmeldung zur Stammroflle entbindet nicht von ber Geftellungspflicht (Ziffer 7). 
. Die Geftellung findet während der Dauer der Militärpflicht jährlich jomohl vor der Erſatz— 


kommiſſion als aud) vor der Ober-Erjagfommiffion ftatt, jofern nicht die Militärpflichtigen 
durch die Erjagbehörden hiervon ganz oder theilweife entbunden find. (Siehe 88. 62, 3; 
72,2 und 42, ı.) 


.Geſuche von Militärpflichtigen um Entbindung von der Geftellung find an den Zivil: 


vorfigenden der Erſatzkommiſſion desjenigen Aushebungsbezirks zu richten, in welchem fie 
fi) nad) Ziffer 2 oder 3 zu geftellen haben (8. 62, 3). 


. Milttärpflichtige, welche in den Terminen vor den Erſatzbehörden nicht pünktlich ericheinen, 


find, jofern fie nicht dadurch zugleich eine härtere Strafe verwirkt haben, mit Geldtrafe 
bis zu dreißig Marf oder Haft bis zu drei Tagen zu betrafen. 

Außerdem können ihmen von den Erjaßbehörden die Vortheile der Loojung ($. 66) 
entzogen werden. 

Sit diefe Verſäumniß in böslicher Abficht oder wiederholt erfolgt, oder Liegen die 
Vorausjepungen des $. 140 D. Str. ©. vor, jo find fie unbefchadet der von ihnen ver: 
wirkten Strafe als unfichere Dienftpflichtige (8. 66, 8 «) zu behandeln. 


Iſt die Verſäumniß der Geftellungspflicht durch Umstände herbeigeführt, deren Befeitigung 


nit in dem Willen der Gejtellungspflichtigen lag, jo treten die vorerwähnten Folgen 
nicht ein. 
R. M. ©. 8. 38. 
8. 27. 
Einfluß der Militärpfliht auf Auswanderungen, 


. Die Entlaffung aus der Reichsangehörigkeit (Genehmigung zur Auswanderung) darf nicht 


ertheilt werden; 


Wehrpflichtigen, welche fi) in dem Alter vom vollendeten 17. m zum vollendeten 
Geſetzes- und Verordnungsblatt 184, Beilage. 


8. 28. — 


— 


IV 


25. Lebensjahre befinden, bevor fie ein Zeugniß der Erſatzkommiſſion darüber beigebracht 
haben, daß fie die Entlafjung nicht bloß in der Abſicht nachjuchen, um ſich der Dienſt— 
pflicht im Heere oder in der Marine zu entziehen. 

St. A. G. 8. 15,1 


Die Erſatzkommiſſionen Haben pflichtmäßig zu erwägen, ob der Nachſuchung der Auswan— 


derungserlaubniß nicht bloß die Abſicht zum Grunde liegt, ſich der Dienſtpflicht im Heere 
oder in der Marine zu entziehen. 

Trifft dieſe Vorausſetzung zu, jo iſt das vorerwähnte Zeuguiß zu verweigern. 

Die desfallfigen Enticheidungen der ftändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion find 
als endgültig zu betrachten. 

Bei Meinungsverfchiedenheit der beiden ſtändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion ift 
die Entjcheidung der Ober-Erſatzkommiſſion einzuholen. Bis zum Eingang diejer 
Entjcheidung ijt von der Ertheilung der Auswanderungserlaubnig Abftand zu nehmen. 

St. A. ©. 8. 14. 


. Die Beitimmung unter Ziffer 1 findet, jofern Yamilienväter für fih und ihre Familien 


die Entlafjung aus der Reichsangehörigkeit nachſuchen, auf Söhne, welche das 17. Lebens- 
jahr vollendet haben, dergejtalt Unmwendung, daß, wenn auch den Yamilienvätern die 
Entlafjung geftattet werden muß, den Söhnen derjelben die Entlafjung jo lange zu verfagen 
iſt, ald das unter Ziffer 1 erwähnte Zeugniß nicht beigebradht ijt. 

St. A G. 8. 19. 


. Die Entlaſſung aus der Reichsangehörigkeit wird unwirkſam, wenn der Entlaſſene nicht 


binnen jehs Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlafjungsurfunde an feinen 
Wohnſitz — des Reichsgebiets verlegt. 
St. A. G. 8. 18. 


. gür die Zeit eines Krieges ober einer Kriegsgefahr kann durch Kaiſerliche Verordnung 


die Ertheilung der Auswanderungserlaubnig an Wehrpflichtige unterjagt werben. 
St. u. ©. 8. 17. 


. Ueber Beftrafung der unerlaubten Auswanderung Militärpflichtiger ſiehe Strafgeſetzbuch 


für das Deutſche Reich $. 140. (Vergl. aud) $. 26, 7.) 


Abſchnitt IV. 
Grundſätze für Entfheidungen über Militärpflihtige. 
8, 28. 
Entiheidungen der Erjasbehörben im Allgemeinen. 


. Die Entjcheidungen der Erjahbehörden werden bedingt durch die Würdigkeit, die Tauglichkeit, 


die bürgerlichen Berhältniffe und die Rangirung der Militärpflichtigen. 


. Die Entjcheidungen find entweder vorläufige oder endgültige. 


wit 


ie — 8. 29. 


. Die vorläufigen Entjcheidungen beftehen in der Zurückſtellung Militärpflichtiger von der 


Aushebung für einen beftimmten Zeitraum. 


. Die endgültigen Entjcheidungen bejtehen in der 


a. Ausichliegung vom Dienft im Heere oder in der Marine, 
b. Ausmufterung vom Dienjt im Heere oder in der Marine, 
ec. Ueberweifung zum Landſturm erften Mufgebots, 

d. Ueberweiſung zur Erjaßrejerve bezw. Marine-Erjagrejerve, 
e. Aushebung für einen Truppen: oder Marinetheil. 


8. 29. 
Borläufige Entiheidungen. 


. Zurüdjtellung Militärpflichtiger von der Aushebung kann erfolgen: 


a, wegen zeitiger Ausichließungsgründe ($. 30), 

b. wegen zeitiger Untauglichfeit (8. 31), 

e. in Berüdfihtigung bürgerlicher Verhältniffe (88. 32 und 33), 
d. als überzählig ($. 34). 


. Die Zurüditellungen unter 1a big c. werden in der Regel durd die Erjahfommiffion, 


die unter Id. durcd die Ober-Erſatzkommiſſion verfügt. 


In der Regel erfolgt Zurüdjtellung nur für die Dauer des laufenden Jahres, d. h. bis 


zum Termin für Anmeldung zur Stammrolle im nächſten Jahre. 

Laffen bejondere im Geſetz begründete Verhältnifje eine weitergehende Berüdfichtigung 
gerechtfertigt erjcheinen, jo ijt Zurüdjtellung durch die Erſatzkommiſſion bis zum britten 
— zuläſſig. 

NM. ©. 8. 20. 


Zurückſtellung über das dritte Militärpflihtjahr hinaus ift durch die Erſatzkommiſſion 


zuläſſig: 

a. wegen zeitiger Ausſchließungsgründe (5. 30, 2), und zwar bis zum fünften Militär 
pflichtjahre, 

b. behufs ungeſtörter Ausbildung für den Lebensberuf ($. 32,5) und zwar in aus— 
nahmsweiſen Berhältniffen bis zum fünften Militärpflichtjahre (vergleiche 88. 33, 7 
und 89, 7). Militärpflichtige römiſch-katholiſcher Konfeſſion, welche fich dem Studium 
der Theologie widmen, find jedoch während der Dauer dieſes Studiums bis zum 
1. April des fiebenten Militärpflichtjahres zurückzuſtellen. 

e. in Folge erlangter Berechtigung zum einjährigsfreiwilligen Dienft und zwar bis zum 
1. Oktober des fiebenten Militärpflichtjahres ($$. 32, 5 und 93). 

N M. ©. SS. 18 und 20. ©. v. 6. 5. 80. Art. II. 8. 14. ©. v. 8. 2. 9. 
Auch in diefen Fällen darf die Zurüdjtellung in der Regel nur von Jahr zu Jahr 
erfolgen. (Siehe jedoch 8. 93, 2 und 8.) 


. Zurüdjtellung wird von derjenigen Erſatzlommiſſion verfügt, in deren Bezirk der Militär: 


pflichtige gejtellungspflichtig iſt ($. 26, 2). 
4. 


8. 30. 3. 


6. Mit Zurüdftellung über das laufende Jahr hinaus (Ziffer 3 und 4) ift für die Dauer 
derjelben die Entbindung von der Anmeldung zur Stammrolle verbunden. 

Die zurücgeftellten Militärpflichtigen find beim Ablauf der ihnen bewilligten Zurück— 
ftellung im Bezirk derjenigen Erſatzkommiſſion geftellungspflichtig, welche ihre Zurüdtellung 
verfügt hat. Wünſchen fie ſich anderwärts zu gejtellen, fo Haben fie bei genannter Erjap- 
kommiſſion die Ueberweiſung nach dem neuen Gejtellungsort zu beantragen. 

7. Zurüdjtellungen Militärpflihtiger auf Grund bejonderer im Gejeß nicht ausdrücklich 
borgejehener Berhältniffe fünnen ausnahmsweife von der Erjagbehörde dritter Inftanz 
verfügt werben. 

Zurüdjtellungen über die in Ziffer 3 und 4 erwähnten Friften hinaus können aus— 
nahmsweiſe von der Minifterialinftanz genehmigt werden. 

Solde Zurücjtellungen find feitens der Erſatzkommiſſion auf dem Inftanzenwege zu 
beantragen. 

Die Zurückſtellung ganzer Berufsklaffen auf Grund diefer Beitimmung ift unzuläffig. 

R. M. ©. 8. 22 in Verbindung mit ©. v. 11. 2. 88. Urt. 11. $. 10. 

8. Nah Eintritt einer Mobilmachung verlieren alle Zurüdjtellungen ihre Gültigkeit. Sie 
fönnen jedoch durch die Erſatzkommiſſion (Ziffer 5) und zwar für die Zeit bis zum 
nächjten Mufterungsgejchäft von Neuem ausgejprochen werden (8. 97, 2). 


8. 30. 
Zurüdftellung wegen zeitiger Ausihliefungsgrände. 


1. Wer wegen einer ftrafbaren Handlung, welche mit Zuchthaus oder mit dem Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte bejtraft werden kann, oder wegen welcher die Berurtheilung zu 
einer Freiheitsjtrafe von mehr als ſechswöchiger Dauer oder zu einer entiprechenden 
Geldjtrafe zu erwarten ift, in Unterſuchung ſich befindet, wird nicht vor deren Beendigung, 
und wer zu einer Freiheitsftrafe oder zu einer in Freiheitsitrafe umzumandelnden Geld: 
ftrafe rechtskräftig verurteilt ift, nicht vor deren Volljtredung oder Erlaß zum Dienjt 
im Heere oder in der Marine eingeftellt. 

N. M. ©. $. 18. 

2. Im fünften Militärpflictjahre muß über ſolche Perſonen endgültig entjchieden werden 
(8. 29, 44.). 

3. Daffelbe gilt von denjenigen Perſonen, welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehren: 
rechte find, für die Zeit, während welcher fie unter der Wirkung der Ehrenjtrafen 
ftehen. 

RM. ©. 8 18 

4. Die Aushebung der unter Ziffer 3 bezeichneten Perionen darf jedoch in ihrem vierten 
Militärpflichtjahre erfolgen, jofern fie im Laufe des nächſten Jahres wieder in Bejit der 
bürgerlichen Ehrenrechte gelangen. 


— 88. 31. 32. 


Sie werden in diefem Falle in eine Arbeiterabtheilung eingeftellt. 
Die Dienstzeit in der Arbeiterabtheilung kommt auf die aftive Dienftzeit zur Ans 


rechnung (8. 43, 2). 
RM. G. 8. 18, 


$. 31. 
Zurüdjtchung wegen zeitiger Untauglichleit. 


. Mititärpflichtige, welche noch zu ſchwach oder zu Hein für den Dienft im Heere oder in 


der Marine oder welche mit heilbaren Krankheiten von längerer Dauer behaftet find, 
werden vorläufig zurüdgeitellt. 


. Das geringste Maß der Körperlänge für den Dienft mit der Waffe beträgt, ſoweit die Aus— 


hebung ($. 43) und der freiwillige Eintritt im Frieden fowie die Erjahrejerve in Betracht 
fommt, 1 m 54 cm. Für den Dienft ohne Waffe (Militärapothefer, Kranfenwärter, 
Defonomichandwerfer) jowie für die der jeemännischen und Halbjeemänniichen Bevölkerung 
angehörigen Mannjchaften und Marinehandwerfer, fir die Erjabrejerve zum Dienft ohne 
Waffe, für Marine-Erfagreferve und für den Landſturm ift ein geringftes Körpermaß 
nicht vorgejchrieben. 


. Die an die körperliche Tanglichkeit der Militärpflichtigen zu ftellenden Anforderungen 


find in der Heerordinung bezw. in der Marineordnung enthalten. 


. Ueber die körperliche Tauglichkeit Militärpflichtiger muß in ihrem dritten Militärpflicht- 


jabre endgültig entjchieden werden. Zuläffige Ausnahmen fiche 8. 29, 4. 
RM. ©. 8S. 17. 


8. 32. 
Zurückſtellung in Berüdfihtigung bürgerliber Berhältnifie. 


. Zurüdjtellungen in Berüdfichtigung bürgerlicher VBerhältniffe finden auf Anſuchen (Rekla— 


mationen) der Militärpflichtigen oder deren Angehörigen ftatt. 
R. M. ©. $. 19. 


. &3 dürfen vorläufig zurücgeftellt werden: 


a. die einzigen Ernährer hülfloſer Familien, erwerbsunfähiger Eltern, Großeltern oder 
Geſchwiſter; 

b. der Sohn eines zur Arbeit und Aufſicht unfähigen Grundbeſitzers, Pächters oder 
Gewerbetreibenden, wenn dieſer Sohn deſſen einzige und unentbehrliche Stütze zur 
wirthſchaftlichen Erhaltung des Beſitzes, der Pachtung oder des Gewerbes iſt; 

c. der nächſtälteſte Bruder eines vor dem Feinde gebliebenen, oder an den erhaltenen 
Wunden geftorbenen, oder in Folge derjelben erwerbsunfähig gewordenen oder im Kriege 
an Krankheit gejtorbenen Soldaten, ſofern durch die Zurückſtellung den Angehörigen 
des leßteren eine weſentliche Erleichterung gewährt werden fann; 

. Militärpflichtige, welchen der Bejig oder die Pachtung von Grundſtücken durch Erb- 
ihaft oder Vermächtniß zugefallen, jofern ihr Lebensunterhalt auf deren Bewirth- 


je 


$. 33. — 350 — 


— 


ſchaftung angewieſen und die wirthſchaftliche Erhaltung des Beſitzes oder der Pachtung 
auf andere Weiſe nicht zu ermöglichen iſt; 

e. Inhaber von Fabriken und anderen gewerblichen Anlagen, in welchen mehrere Arbeiter 
beihäftigt find, fofern der Betrieb ihnen erſt innerhalb des dem Militärpflichtjahre 
vorangehenden Jahres durch Exrdichaft oder Vermächtniß zugefallen und deren wirth: 
Ihaftlihe Erhaltung auf andere Weije nicht möglich ift. Auf Inhaber von Handels- 
häujern entiprechenden Umfanges findet dieſe Vorfchrift finngemäße Anwendung ; 

. Militärpflichtige, welche in der Vorbereitung zu einem bejtimmten Lebensberufe oder 
in der Erlernung einer Kunſt oder eines Gewerbes begriffen find und durch eine Unter: 
brechung bedeutenden Nachtheil erleiden würden; 

Militärpflichtige römisch-fatholifcher Konfeſſion, welche ji dem Studium der Theologie 
widmen, find zurüdzuftellen. 

g. Militärpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Auslande haben. 

RM. 6.8.20. © v8.2.M. 


— 


. Können zwei arbeitsfähige Ernährer hülfloſer Familien, erwerbsunfähiger Eltern, Groß: 


eltern oder Geſchwiſter nicht gleichzeitig entbehrt werden, fo iſt einer von ihnen zurück— 
zuftellen, bis der andere entlafjen wird. Der einftweilen Zurücgejtellte iſt jpäteftens nad) 
Ablauf des zweiten Militärpflichtjahres einzuftellen und gleichzeitig der zuerft Eingeitellte 
zu entlaſſen. Dieje Bejtimmung findet auf Ziffer 2b. entiprecheude Anwendung. 

R. M. ©. 8. 20. 


. Durch Verheirathung eines Militärpflichtigen können Anfprüce auf Zurüdftellung nicht 


begründet werden. 
R. M. ©. 8. 22. 


. Im dritten Militärpflichtjahre muß über die in Berüdfichtigung bürgerlicher Verhältniſſe 


Zurüdgejtellten endgültig entjchieden werden. 
Auf die unter 2 f. aufgeführten Militärpflichtigen finden die Beitimmungen des 
8. 29, Ziffer £b. oder ce. Anwendung. 
R. M. ©. $. 20,6. ©. v. 8. 2. 90. 
$. 33. 
Beurtheilung der Nellamationen. 


. Zurüdjtellungen in Berüdfichtigung von Reklamationen finden nur nad eingehender 


Prüfung der Berhältniffe durch die Erſatzkommiſſion des Geftellungsortes ftatt. Lehtere 
Erſatzkommiſſion hat ſich diejerhalb erforderlichen Falls mit der den Verhältniſſen näher 
jtehenden Erſatzkommiſſion in Verbindung zu jeben. 


. Sind die Neflamationsgründe durch freie Entichliefung des Militärpflichtigen oder jeiner 


Angehörigen herbeigeführt (3. B. durd; Ankauf, Erpachtung, Uebertragung eines Beſitz— 
thums u. 5. w) To find fie in der Negel zu verwerfen. 


. Das Vorhandenſein verheiratheter Brüder, welche zur Zeit der endgültigen Entjcheidung 


über den Militärpflichtigen mindeitens 26 Jahre alt und durch ihren eigenen Hausſtand 
außer Stand gejept find, reflamirende Eltern zu umterjtügen, iſt als Grund zur Vers 


Be 8. 33, 


werfung der Reklamation nicht anzufehen, es ſei denn, daß die Verheirathung und Grün 
dung des eigenen Hausftandes erjt nach dem Mufterungstermin desjenigen Jahres jtatt- 
gefunden hat, in welchem die Aushebung des Reklamirten erfolgt ift. 

Auch ift dad Worhandenjein eines oder mehrerer älterer Brüder, melche im Heere 
oder in der Marine als Unteroffiziere dienen, fein Grund der Abweiſung, inſofern eine 
Beſcheinigung des Truppen-(Marines)theild darüber vorliegt, daß diefer mit erfteren auch 
fernerhin zu kapituliren gedenft. 


. Wird die Zurüdftellung eines Militärpflichtigen in Antrag gebracht, weil dieſer al3 bie 


einzige Stüße feiner Eltern oder Angehörigen zu betrachten ijt, indem ein anderer zur 
Unterftügung derjelben Berpflichteter fich diefer Pflicht entzieht, ausgewandert ijt, oder 
wegen jtrafbarer Handlungen eine längere Freiheitsftrafe zu verbüßen hat, jo iſt der An— 
trag auf Zurüdjtellung des erjteren in der Regel als begründet nicht zu betrachten und 
bejonders dann nicht, wenn jener andere zur Unterſtützung Berpflichtete etwa jelbjt jchon 
zu diefem Behuf von der aktiven Dienjtpflicht entbunden worden ift. 

Auch kann in der Negel daraus ein Neklamationsgrund nicht hergeleitet werden, daß 
ein zur Unterftügung Verpflichteter diefer Verpflichtung nur unter bejonderen Opfern 
nachkommen fann, indem er 3. B. fein lohnendes Gewerbe zeitweiſe aufgiebt, um dem 
arbeitsunfähigen Vater unmittelbar hülfreiche Hand zu Leiften. 


d. Die im $. 32, 2a. bezeichneten Berüdfichtigungen dürfen in der Negel nicht eintreten, 


wenn die Familie 2c. neuerdings erhebliche Unterftügungen aus Armenfonds bezogen hat. 

Wenn es fi in den Fällen des $. 32, 2a. und b. darum Handelt, fejtzuftellen, ob 
die Berjon, zu deren Gunſten reflamirt worden ift, noch arbeits- beziehungsweife aufſichts— 
fähig ift oder nicht, jo entjcheiden hierüber die Erjagbehörden nach Anhörung des Gut— 
achtens des denſelben beigegebemen Arztes, weshalb in derartigen Fällen die gedachte 
Perſon fi den Erſatzbehörden periönlich vorftellen muß (8. 63, 7). Iſt dies unthunlic, 
jo darf die Berücjichtigung nur auf Grund eines beigebradhten Zeugniffes erfolgen, 
welches von einem beamteten Arzte ausgeſtellt ift. 


. Die in Vorftehendem enthaltenen Bejtimmungen finden auf Stiefjöhne und Adoptivſöhne, 


fowie auf uneheliche Söhne gegenüber ihrer Mutter gleiche Anwendung, wogegen fie auf 
Pflegeſöhne, welche nicht durch gerichtliche Urkunden an Kindesjtatt angenommen find, 
jowie auf Schwiegerjöhne in der Negel nicht ausgedehnt werden dürfen. 

Adoptionsverträge, welche erjt nach Eintritt in das militärpflichtige Alter ($. 22, 2) 
geichloffen find, gewähren in der Negel auf Berücfichtigung feinen Anſpruch. 


. Eine Zurüdftellung auf Grund des $. 32, 28. darf micht ftattfinden, wenn im ihrer 


allgemeinen Ausbildung zurüdgebliebene Militärpflichtige fihd — behufs Behebung diejes 
Mangels — durch Gymnaſial- oder anderen Unterricht fortbilden wollen, um jpäter die 
wiſſenſchaftliche Befähigung für den einjährig-freiwilligen Dienst nachzuweiſen. 


. Auf Schüler von Landwirthichafts- und Handelsfchulen kann dagegen die Bejtimmung des 


$. 32, 22 in Anwendung gebracht werden, wenn fie fich nachweislich der Landwirthſchaft 
bezw. dem Handel widmen wollen, ebenjo auch auf Milttärpflichtige, welde in den Offizier: 


10. 


— 
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ſtand zu treten beabſichtigen und ſich auf einer Privatſchule zu den nöthigen Prüfungen vor— 
bereiten, wenn ſie ſich im Beſitz einer Annahme-Erklärung von einem Truppentheil befinden. 


. Die Vergünſtigung der Zurückſtellung kann ferner gewährt werden: 


a. Handwerfburfchen, wenn diejelben im Intereſſe ihrer gewerblichen Verhältniſſe zu 
wandern beabfichtigen, 

b. den jchifffahrttreibenden Militärpflichtigen der Landbevölferung, 

c. allen Militärpflichtigen der feemännifchen und halbjeemännischen Bevölkerung. 

Die Zurüdftellung der unter b. und ec, genannten Militärpflichtigen darf bis zu 
dem während ihres vierten Militärpflichtjahres jtattfindenden Aushebungsgeichäft aus: 
gebehnt werden. 

Seeleute, welche eine Deutiche Navigations- oder Schiffsbauſchule beſuchen, Haben für 
die Dauer des Bejuches diefer Anftalten auf Zurüditellung Anſpruch ($. 15, 6). 

Die Zurüdjtellung der im Auslande Lebenden Militärpflichtigen darf bis zu dem im 
ihrem dritten Militärpflichtjahre ftattfindenden Aushebungsgejchäft ausgedehnt werden. 

Die Zurüdftelung der in Nufland lebenden Deutſchen Militärpflichtigen bis zu 
vorjtehend ermwähntem Termin darf feitens der Kaiferlich Deutichen Botſchaft zu 
St. Peteröburg — unter Benachrichtigung der heimathlichen Erſatkommiſſion ($. 25, 4) 
— verfügt werden. 


8. 34, 
Zurüditelfung als überzählig. 


. Sobald der Bedarf an Erjapmannihaften einfchließlich der für Ausfall und Nacherſatz 


erforderlichen Prozentmannjcaften ($. 73, 5) gededt iſt, werden die nod vorhandenen 
dienfttauglichen Militärpflichtigen bi8 zum nächſten Jahre als Ueberzählige zurückgeſtellt 
(8. 73, 7). 

Doch kann auf diefelben im Falle des Bedarfs während der Dauer der Nacherſatz— 
geftellungen ($. 77) jederzeit zurücgegriffen werben. 


. Eine Zurüditellung Militärpflichtiger als Ueberzählige ift nur bis zu dem auf ihr drittes 


Militärpflichtjahe folgenden 1. Februar zuläjfig, und muß bis dahin endgültig über fie 
entichieden jein (88. 28, 4 und 40, 1). 


8. 35. 
Beicheinigung der Zurüdjtellung. 


. Ueber die erfolgten Zurüdjtellungen find jeiten® der Erſatzkommiſſionen Bejcheinigungen 


auszufertigen. 

In denjelben ift die Dauer der Zurüdjtellung genau anzugeben, ſowie ob für die 
Dauer der Zurüdjtellung die Entbindung von der Anmeldung zur Stammrolle ſtatt— 
gefunden hat. 


* 


— — 8. 36. 


Dieſe Bejcheinigungen find einzutragen: 


für alle der Aushebung unterworfenen Militärpflichtigen in die Looſungs— 
icheine ($. 67) und zwar unter „Bemerkungen“, 

für alle zum einjährigsfreiwilligen Dienjt Beredjtigten in die Berechtigungs: 
icheine ($. 88). 


. Für die überzähligen Militärpflichtigen genügt der Vermerk „Ueberzählig“ im Looſungsſchein. 
. Den auf Grund des Zeugniſſes über die Befähigung zum Seeftenermann zum einjährig- 


freiwilligen Dienft in der Marine Berechtigten ($. 88, 3) iſt über die erfolgte Zurück— 
ftellung eine befondere Bejcheinigung auszuftellen. 


. Für die Militärpflichtigen, welche jeitens der Truppen zum freiwilligen Dienft angenom- 


men find, dient ald Ausweis — behufs Zurüdftellung von der Aushebung bis zum 
Dienftantritt — der Annahmejchein ($. 85). 


8. 36. 
Endgültige Entſcheidungen. 


. Endgültige Entſcheidungen über Militärpflichtige erfolgen durch die Ober-Erſatzkommiſſion. 


N. M. ©. 8. 30,1. 

Ausnahmen Hiervon finden bei außerterminlichen Mufterungen (8. 78), bei den 

Sciffermufterungen (8. 76) und im Kriege ($. 97) ftatt, ferner in den Fällen der 
88. 39, 2 und 40, 4. 


. Gegen die Entjcheidungen ber Ober-Erjagfommiffionen fteht nur den Militärpflichtigen 


und ihren zur Reklamation berechtigten Angehörigen eine Berufung an die höheren In— 
ftanzen zu. 

Gegen die Enticheidungen der Ober-Erjaglommiffionen über die körperliche Brauch— 
barkeit (Tauglichkeit) der Militärpflichtigen und über die Vertheilung der ausgehobenen 
Mannjchaften auf die verjchiedenen Waffengattungen und Truppen: (Marine-)theile jowie 
über die Bertheilung der Erjaßrejerviften (Marine-Erjagrejervijten) auf die verjchiedenen 
Waffengattungen ꝛc. und Marinetheile ($. 71,2) findet eine Berufung nicht ftatt. 

N. M. ©. $. 30, 5. 

In Aushebungsbezirken, welche ihren NRefrutenantheil nicht aufzubringen vermögen, 
kann jedoch gegen die auf Befreiung von der aktiven Dienftpflicht gerichteten Entſchei— 
dungen auch feitens des ftändigen militärijchen Mitglieds der Ober-Erſatzkommiſſion Be— 
rufung an die —— rn eingelegt werben. 

©. 8. 30, 3. 


. Die endgültigen .. über Militärpflichtige dürfen nur bis zur Endfrift der 


auf Grund der borangegangenen Paragraphen zuläffigen Zurüdftellungen hinausgefchoben 
werden. 


. Sobald über Milttärpflichtige nicht endgültig entjchieden werden kann, weil fie fich nicht 
b 
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rechtzeitig vor den Erjaßbehörden gejtellen, bleibt die endgültige Entſcheidung (8. 28, 4) 
bis zu ihrem perjönlichen Erjcheinen vor den Erjagbehörden ausgejegt. 
Diejelben bleiben bis zum Erlöjchen ihrer Wehrpflicht ($. 4, 3) fortbauernd ver: 
pflichtet, ich der Aushebung zu unterwerfen (8. 43, 1). 
G. v. 6. 5. 80. Urt. II. 8. 10. 
Im Uebrigen fiehe 8. 72, 6. 


8. 37. 
Ausihlichung. 


. Militärpflichtige, welche zur Zuchthausſtrafe verurtheilt worden find, oder gegen meldye 


auf dauernde Unfähigkeit zum Dienjte in dem Deutſchen Heere und der Kaiferlichen 
Marine erkannt ijt, werden vom Dienjt im Heere und in der Marine ausgeichlofien. 
D. Str. &. 88. 31 und 37. 


. Militärpflichtige, auf welche auch noch in ihrem fünften Militärpflichtjahre die Beſtim— 


mungen de3 $. 30, ı und 3 Anwendung finden, find vom Dienjt im Heere und im der 
Marine auszufchließen. 


. Die Ausjchliegung vom Dienft im Heere und in der Marine erfolgt durch Ertheilung 


eines Ausſchließungsſcheins. 


. Ueber Ausſchließung bei Aufruf des Landſturms fiehe $. 20, 11. 
Betreffs Beitrafung Militärpflichtiger im Auslande fiehe D. Str. G. 8. 37. 


$. 38. 


Andmufterung. 


. Militärpflichtige, welche wegen förperlicher oder geiftiger Gebrechen ſowohl zum Dienft 


mit der Waffe, ald auch zu einem ihrem bürgerlichen Beruf entjprecjenden Dienjt ohne 
Waffe dauernd untauglic) befunden werden, find auszumuſtern, d. 5. vom Dienft im 
Heere, im Landfturm und in der Marine befreit. 

R M. G. 8. 15. W. 1. 


. Diefe Militärpflichtigen find, ſobald ihre dauernde Untauglichkeit feſtgeſtellt iſt, von jeder 


weiteren Geſtellung vor den Erſatzbehörden entbunden und unterliegen auch nicht dem 
Aufruf des Landſturms. 
R. M. G. $.15. ©. v. II. 2. 88. Art. I. 8. 27. 


Ihre Ausmuſterung erfolgt ohne Rückſicht auf das Militärpflichtjahr, in welchem fie ſich 


befinden, durch Ertheilung eines Ausmuſterungsſcheins. 


Militärpflichtige, welche ſich vorſätzlich durch Selbſtverſtümmelung oder auf andere Weiſe 


dauernd untauglich gemacht haben und daher auszumuſtern find, unterliegen der Straf: 
bejtimmung des $. 142 des Strafgeſetzbuchs für dad Deutiche Neid). 

Die Herbeiführung der diejerhalb einzuleitenden gerichtlichen Unterſuchung ift Sache 
des Zivilvorjigenden der Erſatzkommiſſion. 


35 — 8. 39. 
8. 39. 
Ueberweiſung zum Landſturm erſten Anfgebots. *) 


1. Dem Landſturm erſten Aufgebots find zu überweiſen: 

a, Militärpflichtige, welche mit unheilbaren (bleibenden) körperlichen Gebrechen behaftet 
find, die die Heranziehung zum Dienſt im ſtehenden Heere, ſowie in der Erjaßrejerve 
zwar ausjcjließen, eine Verwendung im Landfturm — jei es zum Waffendienft oder 
zum Dienst ohne Waffe, und im Bejonderen zu jolchen militärifchen Dienitleijtungen 
und Arbeiten (als Apotheker, Techniker, Handwerker, Erdarbeiter u. ſ. w.), welche 
ihrem bürgerlichen Beruf entiprechen — noch zulafjen, ohne Rückſicht auf das Militär: 
pflichtjahr, in welchem fie fich befinden. 

®.0.11.2.8. At. 1... R. M. G. 8. 16. W. G. L 1. 

b. Militärpflichtige, welche wegen zeitiger Untauglichkeit zurückgeſtellt ſind ($. 31) und auch 
in ihrem dritten Militärpflichtjahre nur bedingt tauglich oder noch zeitig untauglich befunden 
werden, inſofern ihre Kräftigung während der nächſtfolgenden Jahre nicht in dem Maße 
zu erwarten iſt, daß fie den Anſtrengungen des Dienſtes der Erſatzreſerve gewachſen find. 

G. v. 11.2. 88. Art. 1.88.9190. RM. ©. $ 17. 

e, Militärpflichtige, denen die im $. 32, 2a bis e. enthaltenen Berüdjichtigungsgründe 
nad) Entjcheidung der verftärften Ober-Erſatzkommiſſion in ihrem dritten Militärpflicht- 
jahre zur Seite ftehen — infofern dieſe Gründe nad Anficht der verjtärkten Ober: 
Erſatzkommiſſion eine weitergehende Berüdjichtigung als durch Zuweiſung zur Erjaß- 
rejerve angezeigt erjcheinen laſſen. 

G. v. 11.2. 88. Urt. 1.8.19. R. M. G. 8. 21. 

Militärpflichtige, welche nach den Beftimmungen des 8. 40, ı und 2 der Erjahrejerve 

zu überweifen fein würden, für dieje aber nicht erforderlich find, weil der Bedarf 

derjelben gededt und Ueberſchuß vorhanden iſt. Es entjcheidet Hierbei die Abkömm— 
lichkeit, da8 Lebensalter ſowie die beflere Dienjttauglichkeit, und jofern unter den gemäß 

Biffer 1 des 8. 40 zur Erſatzreſerve überführten Mannjchaften Ueberjchuß vorhanden 

ift, die Reihenfolge der Loosnummern der Lebteren. 

G. v. 11. 2. 88. Art. I. $. 9. 

2. Die ausnahmsweiſe Ueberweiſung Militärpflichtiger zum Landſturm erjten Anfgebots kann 
durch die Miniſterialinſtanz verfügt werden, wenn in einzelnen Fällen bejondere 
nicht ausdrücklich vorgejehene Billigfeitsgründe eine meitergehende Berüdfichtigung als 
Ueberweilung zur Erjaßrejerve rechtfertigen. Im Uebrigen vergleiche $. 40, 4. 

Auf ganze ge darf dieje Vergünjtigung nicht ausgedehnt werden. 
®. 8.22. ©. v. 11.2. 88. Art. I. 8. 10. 

3. Die EI je Sanditurm erften Aufgebots erfolgt durch Ertheilung eines Land- 

jturmijdeind. °  * 


— 


ad, 


*) Eine Ueberweifung von Militärpflichtigen der ſeemänniſchen und halbſeemänniſchen Bevölkerung 
zum Landſturm erften Aufgebots findet nicht ftatt ($. 18, :). 
d. 


8. 40, Be. 


4. 


— 


Ein nah Ziffer 16. und 2 Berückſichtigter, der ſich der Erfüllung des Zwecks entzieht, 
welcher jeine Weberweilung zum Landjturm erften Aufgebot3 herbeigeführt hat, kann vor 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er das 25. Lebensjahr vollendet, nachträglich 
ausgehoben werden ($. 43, 1). 

G. v. 11.2. 88. Art. 1.8.19. R.M. © $ 21. 

Zu einer derartigen nachträglichen Heranziehung zum aktiven Dienft ift nad) einges 
holtem Gutachten der verftärkten Erjagfommillion ($. 64, 5) die Genehmigung der ver- 
ftärften Ober-Erſatzkommiſſion erforderlich). 

R. M. ©. $. 30, 4«. 

Die Beſchlußfaſſung fann im Wege des Schriftverfehrd herbeigeführt werden. Die 
Aushebung und Einftellung erfolgt im gewöhnlichen Verfahren, kann aber ausnahmsweiſe 
mit Genehmigung der Erjagbehörde dritter Juftanz außerterminlich erfolgen. 


8. 40. 


Ueberweiſung zur Erfagrejerve. 


. Der Erjaßrejerve find in erjter Linie diejenigen Perjonen zu überweijen, welche zum 


Dienft im jtehenden Heere tauglid) befunden, aber als „Ueberzählige” bis zu dem auf 
das dritte Militärpflihtjahr folgenden 1. Februar nicht zur Einftellung 
gelangt find. 

Die Ueberweifung erfolgt an dem genannten Zeitpunkt — erforderlichen Falls unter 
Vertheilung auf eine andere Waffengattung — ohne Weiteres. 


. Der etwaige weitere Bedarf an Erjaßrejerviften ($. 13, 1) ift zu entnehmen: 


a, 


= 


aus der Zahl derjenigen tauglichen Militärpflichtigen, denen die im $. 32, 2a. bis e. 
enthaltenen Berüdfichtigungsgründe nach Entjcheidung der verjtärkten Ober-Erſatzkom— 
mijfion in ihrem britten Meilitärpflichtjahre zur Seite ftehen, infofern die häuslichen 
VBerhältniffe für den Fall eines Krieges eine weitergehende Berücdfichtigung nicht 
gerechtfertigt erjcheinen lafjen. (Im Uebrigen fiehe 8. 73, 1); 

b. aus der Zahl derjenigen Militärpflichtigen, welche wegen geringer förperlicher Fehler 
nur bedingt tauglich befunden und aus diefem Grunde von der Ableiftung der aftiven 
Dienjtpflicht befreit werden — ohne Nüdficht auf das Militärpflichtjahr, in welchem 
fie fich befinden ; 

ce. aus der Zahl derjenigen Militärpflichtigen, welche wegen zeitiger Dienftuntauglichkeit 

(8. 31) zurüdgeftellt worden find, und aucd im dritten Militärpflichtjahr noch zeitig 

untauglich befunden werden, deren Kräftigung aber während der nächjtfolgenden Jahre 

in dem Maße zu erwarten ift, daß fie den Anftrengungen des Dienftes gewachſen find. 


. Für die Meberweifung zur Erjaßreferve iſt die vorjtehende Neihenfolge maßgebend. Sit 


Ueberjhuß vorhanden, jo erfolgt die Ueberweiſung deijelben an den Landſturm erften 
Aufgebot? nad) den im $. 39, ı a. enthaltenen Beftimmungen. 
G. v. 11. 2. 88. Act. I. 8. 9. 


= 


ao 


—— gg. 41. 42. 


.a. Taugliche Militärpflichtige römiſch-katholiſcher Konfeſſion, welche die Subdiafonatsmeihe 


empfangen haben ($. 29, 4 v.), find der Erjagreierve zu überweifen. Im Uebrigen fiehe 
8. 117, 4. 
G. v. 8. 2. 90. 


. Die ausnahmsweiſe Ueberweifung anderer als der unter Ziffer 1, 2 und 3a. bezeichneten 


tauglichen Militärpflichtigen zur Erjaßrejerve fanıı durch die Erjagbehörden dritter 

Inſtanz verfügt werden, wenn bejondere, nicht ausdrücklich vorgejehene Billigteitsgründe 

eine Befreiung von der Ableiftung der aktiven Dienftpflicht gerechtfertigt erjcheinen Lafjen. 
G. v. 11. 2. 88. Art. I. $. 10. 


Die Entjcheidungen der Erſatzbehörden dritter Inftanz find endgültig. 
Im Uebrigen fiehe 88. 39, 2 und 117, 10. 


. Die Ueberweiſung zur Erjagrejerve erfolgt durch Ertheilung eines Erſatzreſervepaſſes. 
. Auf einen nach) Ziffer 2 a. und 4 Berüdfichtigten, welcher fich der Erfüllung des Zwecks 


entzieht, welcher jeine Ueberweiſung zur Erjabrejerve herbeigeführt hat, findet die Bejtim- 
mung des $. 39, 4 finngemäße Anmwendung. 


8. 41. 


Ueberweifung zur DMarine-Erjagrejerve. 


. Der Marine-Erjagrejerve find jämmtliche Perfonen der ſeemänniſchen und halbſeemänni— 


chen Bevölkerung (8. 23) zu übermweijen, welche nicht zum aftiven Dienft ausgehoben 
werden können, aber im Kriegsfalle zum Waffendienft oder zum Dienft ohne Waffe taug- 
lich find, 


. Hierzu gehören die im 8. 39, ı und 8. 40,2 und 4 bezeichneten Gruppen der ſeemänni— 


fchen und halbjeemännifchen Bevölkerung ($. 23). 


. Die Ueberweifung zur Marine-Erjagrejerve erfolgt durch Ertheilung eines Marine-Erjap: 


reſervepaſſes. 


. Die Beſtimmung der Ziffer 6 des 8. 40 findet auf die Marine-Erſatzreſerviſten ſinn— 


gemäße Anwendung. 
8. 42. 


Endgültige Entiheidungen über Militärpflitige im Auslande. 


. Ueber Militärpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Auslande Haben, darf 


durch die Ober-Erjagfommilfionen in folgenden Fällen endgültig entfchieden werden, ohne 

daß ihr perfönliches Erjcheinen vor den Erjahbehörden erforderlich ift: 

a. wenn fie durch glaubhafte ärztliche Zeugniſſe nachweiien, daß fie dauernd untauglich 
find ($. 38, 1); 


8. 43, = Be 


b. wenn fie durch glaubhafte ärztliche Zeugniffe nachweisen, daß fie nur bedingt tauglich 
find (58. 39, ı a. und b.; 40, 2 b. und.e.); 

ce. wenn fie durch glaubhafte obrigkeitliche Zeugniffe nachweisen, daß ihnen einer der im 
8. 32, 2a. bis e. aufgeführten Neklamationsgründe zur Seite fteht. 


. Zur Ausſtellung glaubhafter ärztlicher Zeugniffe (Ziffer 1 a. und b.) können beftimmte 


Aerzte im Auslande durch den Reichskanzler ermächtigt werden. Die ertheilte Ermächtigung 
ift durch das Zentralblatt für dad Deutiche Reich zu veröffentlichen. 
Auch find die aktiven Aerzte der Marine befugt, dergleihen Zeugniffe auszuftellen. 
Die Erjagbehörden find nicht befugt, die Zeugniffe anderer als der vorstehend bezeich— 
neten Merzte als glaubwürdig anzunehmen. 


.Auf den nach Ziffer 1 vorzulegenden Zeugnifjen iſt feitens desjenigen Konſuls des 


Deutichen Reiche, welcher den Militärpflichtigen in jeiner Matrikel führt, oder in beifen 
Bezirk der Militärpflichtige fi) aufhält bezw. im defjen Bezirk der Ort liegt, an welchem 
die Ärztliche Unterfuchung jtattgefunden hat, die Jdentität zu bejcheinigen. 

In den ärztlihen Zeugniffen (Ziffer 1 a. und b.) ijt außerdem von genannten 
Konjul anzugeben, daß die ärztliche Unterjuchung in Gegenwart eines Konjularbeamten 
ftattgefunden hat. 

Bei Unterfuhungen durch Aerzte der Marine ift in der Regel noch die Hinzuziehung 
eines Offizier derjelben erforderlich. 


. Militärpflichtige und Freiwillige dürfen im Auslande durch die Kommandanten deutjcher 


Kriegsihiffe und Fahrzeuge zum aktiven Dienft in der Marine eingeftellt werben. 
Die heimathliche Erſatzkommiſſion ($ 25, 2 bis 4) ift durch den zuftändigen Marine 
theil hiervon zu benachrichtigen 


$. 48. 


Anshebung für das ftchende Heer oder die ftchende Marine. 


. Die Aushebung erfolgt entweder zum Dienſt mit der Waffe oder zum Dienft ohne 


Waffe oder zum Dienſt als Arbeitsjoldat. 


. AS Urbeitsjoldaten find — unter den Voransfegungen des 8. 30, 4 — Militärpflichtige 


nur dann auszuheben, wenn fie zum Dienft mit der Waffe tauglich find. 


. Eine verjuchsweile Aushebung von Militärpflichtigen darf ftattfinden, jobald diefelben 


angeblich an Gebrechen leiden, deren Vorhandenjein bei der Gejtellung vor den Erjaß- 
behörden überhaupt nicht oder nicht in dem behaupteten Grade nachgewiejen werden 
fann (8. 65, 4). 


. Die näheren Bejtimmungen über die Aushebung Militärpflichtiger find im Abjchnitt IX. 


enthalten. 


an 9 


1; 
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Abſchnitt V. 
Fiftenführung. 
8. 44. 


Fiftenführung im Allgemeinen. 


. Alle das Erjfagweien betreffenden Lijten müſſen gewiſſenhaft und jorgfältig geführt und 


deutlich gejchrieben werden. 
Irrungen find nicht durch Nadiren, jondern mittelft Durchftreichens zu verbefjern. 
Der Grund der Abänderung iſt durch eine bezügliche Bemerkung zu erläutern. 


. Die Liften beftehen in den Grundliften ($. 3, 2) und den Vorſtellungsliſten ($. 50). 
. Die Grundliften bejtehen in den Rekrutirungsſtammrollen, den alphabetijchen Liften und 


den Reſtantenliſten. 

Die NRekrutirungsftammroflen dienen zur Aufnahme der Namen aller Militärpflichtigen 
derjelben Gemeinde oder des gleichartigen Verbandes. 

Die alphabetiichen Liften dienen zur Aufnahme der Namen aller Militärpflichtigen 
deſſelben Aushebungsbezirks. 

Die Nejtantenliften dienen zur Aufnahme der Namen aller Militärpflichtigen des 
Aushebungsbezirks, über welche nach Ablauf ihres dritten Militärpflichtjahres noch nicht 
endgültig entjchieden tft. 


. Die Borftellungstliften dienen zur Aufnahme der Namen der Militärpflichtigen, über 


welche eine endgültige Entjcheidung herbeigeführt werden fann oder muß. 


. Die Anlage von Hülfsliſten zur Erleichterung des Mufterungsgejchäfts ift geftattet. 
. Alle Belege, auf Grund deren die Streichung Militärpflichtiger aus den Grundliften 


ftattfindet, find dem Zivilvorfigenden der Erjagfommijfion auszuhändigen und von dieſem 
in gejonderten Heften den alphabetijchen oder NRejtantenliften beizufügen und aufzubewahren. 


. Streihungen aus den Grundliften müſſen derart ftattfinden, daß jowohl die Namen als 


auch alle Bemerkungen lejerlich bleiben. 


. gu allgemeinen Erlaſſen über die Liftenführung und zur Anordnung etwaiger durch bes 


ſondere Verhältnifje bedingter Abweichungen von den im dieſem Abſchnitt getroffenen Be— 
ftimmungen ift für die Grundliften nur die in der dritten Inſtanz fungirende Zivil: 
behörde,*) für die Vorftellungsliften nur die Erjagbehörde dritter Inſtanz innerhalb ihres 
Geſchäftsbereichs befugt. 


8. 45. 


Nekrutirungsftammrollen im Allgemeinen.**) 


Die Vorfteher der Gemeinden oder gleichartigen Berbände haben unter Kontrole der 


*) In Sachſen die Ober-Refrutirungsbehörde, in Württemberg der Ober-Refrutirungsrath. 
**) Siehe Badiſche Vollzugsverordnung vom 13. Dezember 1888, abgedrudt am Schluffe (hinter Anlage 4). 


8. 46. rd. = 


Erjagbehörden Refrutirungsftammrollen über alle Militärpflichtigen ($. 46, 3) zu führen 
oder unter ihrer Verantwortung führen zu Laffen. 
R. M. ©. 8. 31. 

2. Die Refrutirungsftammrollen werden auf Grund der Zivilftandsregifter, der nach $. 25 

zu erjtattenden Anmeldungen und amtlicher Ermittelungen geführt. 
R. M. ©. 8. 32. 

3. Die Rekrutirungsſtammrollen ſind unter ſicherem Verſchluß aufzubewahren und bei ein— 
tretender Gefahr jchleunigft in Sicherheit zu bringen. 

4. Die Negelung und Kontrole der Führung der Refrutirungsftammrollen innerhalb des 
Aushebungsbezirks ift Sade des Bivilvorjigenden der Erſatzkommiſſion. Derjelbe darf 
die Nefrutirungsftammrollen jeines Aushebungsbezirks jeder Zeit zur Berichtigung und 
Kontrole einfordern. 

8. 46. 


Führung der Rekrutirungsſtammrollen. 

1. Die Nekrutirungsftammrollen werden jahrgangsweile angelegt, jo daß für alle Militär- 
pflichtigen, welche innerhalb eines Kalenderjahres geboren find, eine befondere Rekruti— 
rungsſtammrolle befteht. 

2. Die Militärpflichtigen werden in alphabetifcher Reihenfolge in die Rekrutirungsſtammrolle 
ihres Jahrganges eingetragen. 

Bei Anlegung jeder Rekrutirungsſtammrolle ift unter dem lebten Namen jedes Buch— 
ftabeng genügender Raum zu Nachtragungen frei zu laſſen. 
Die Militärpflichtigen mit gleichem Anfangsbuchitaben werden unter fich numerirt. 

3. In die Nefrutirungsftammrollen werden aufgenommen: 

a. die innerhalb des Bezirkes der Gemeinde oder des gleichartigen Verbandes geborenen 
männlichen Berjonen beim Eintritt in das militärpflichtige Alter, fofern fie nicht vor— 
her verjtorben find; 

b. die in der Zeit vom 15. Januar bis zum 1. Februar ſich anmeldenden Militär: 
pflichtigen ($. 25, ı und 7); 

e, die fich nachträglich anmeldenden Militärpflichtigen ($. 25, 10); die durch die amtlichen 
Nachforſchungen der Ortsbehörde etwa ſonſt noch ermittelten zur Anmeldung Berpflichteten. 

4. Wehrpflichtige, welche vor Beginn des militärpflichtigen Alters freiwillig eingetreten find 
($. 24), werden zwar in die Nefrutirungsjtammrollen — der Sontrole wegen — auf: 
genommen, jedoch nach der Eintragung mit bezüglichem Vermerk wieder geftrichen. 

5. Doppelte Eintragungen find unzuläſſig. Sollten fie teoßdem vorfommen, jo ift eine 
Eintragung zu ftreichen. 

6. Die Nefrutirungsjtammrollen werden nad) Mufter 6 aufgeitellt. Bei der erſten Anfftellung 
werden die Spalten 1—10 ausgefüllt, jofern dies mit unzweifelhafter Sicherheit gejchehen kann. *) 


*) In den Küſten-Aushebungsbezirken ift Schon bei Aufftellung der Nefrutirungsftammrollen feitzu- 
ftellen, ob der Mititärpflichtige zur jeemänniichen oder halbjeemännischen Bevölkerung ($. 23) gehört 
oder früher gehört hat umd ſomit zum Dienft in der Marine verpflichtet ift. 


10. 


21; 


= A 8. 46 


Zweifelhafte Angaben find nicht aufzunehmen, jondern die bezüglichen Spalten leer 
zu laſſen. 


. Die mit Führung der Zivilftandsregifter betrauten Behörden und Perfonen*) überjenden 


unentgeltlich zum 15. Januar jedes Jahres: 

a. den Vorftehern der Gemeinden oder gleichartigen Verbände einen Auszug aus dem 
Geburtöregifter des um fiebenzehn Jahre zurüctiegenden Kalenderjahres, z. B. zum 
15. Januar 1889 einen Auszug aus dem Jahre 1872, enthaltend alle Eintragungen 
der Geburtsfälle von Kindern männlichen Gejchlecht3 innerhalb der Gemeinde oder des 
gleichartigen Verbandes ; 

b, den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion des Bezirks einen Auszug aus dem Sterbe: 
regifter des letztverfloſſenen Kalenderjahres, enthaltend die Eintragungen von QTodes- 
fällen männlicher Perjonen, welche das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, 
innerhalb ihres Bezirkes. 


. Die unter 7 a, genannten Auszüge werden zur Aufftellung der Rekrutirungsſtammrollen 


(Ziffer 3 a.) benugt. 


. Die unter 7 b. genannten Auszüge dienen dazu, die Aufnahme BVBerftorbener in die Re— 


frutirungsftammrollen oder ihre Weiterführung in denjelben zu verhindern. 

Der Zivilvorfigende der betreffenden Erſatzkommiſſion hat daher die Verpflichtung, 
nad; Empfang obiger Auszüge die darin verzeichneten Todesfälle von Perſonen, welche 
innerhalb feines Aushebungsbezirks gebürtig, unmittelbar den Vorſtehern der Gemeinden 
oder gleichartigen Verbände, in deren Bezirk die Berjtorbenen geboren, von Perjonen aber, 
welche außerhalb jeines Aushebungsbezirks gebürtig, den Zivilvorfigenden der Erjagfom- 
mijfionen der Geburtsorte, welche jodann die weitere Vermittlung und Benachrichtigung 
an die Vorjteher der Geburtögemeinden 2c. zu bejorgen haben, umgehend mitzutheilen. 
Inſoweit die Führung der Ziviljtandsregijter und der Nekrutirungsftammrollen für einen 
Bezirk durch eine und diejelbe Behörde ze. erfolgt, kann die Uebertragung der Geburts: 
fälle, ſowie der Sterbefälle im Bezirk gebürtiger Perjonen aus den Ziviljtandsregijtern 
in die Refrutirungsftammrolle unmittelbar, und ohne daß es der Anfertigung von Aus— 
zügen aus den erjteren bedarf, erfolgen. Ein Auszug, enthaltend die Sterbefälle der 
nicht im Bezirk gebürtigen Perjonen, ift jedoch auch in diefem Falle dem Zivilvorfigen- 
den der Erſatzkommiſſion des Bezirkes zu überjenden (Ziffer 7 b.). 

Zum 15. Februar jedes Jahres werden die Nefrutirungsftammrollen des laufenden Jahres 
und der beiden Vorjahre an den Zivilvorligenden der Erſatzkommiſſion eingereicht. 

Sind ausnahmsweiſe Militärpflichtige älterer Jahrgänge zur Anmeldung gefommen, 
fo ift entweder ein bezüglicher Auszug aus den Refrutirungsftammrollen, in welche fie 
eingetragen, oder es find leßtere ſelbſt beizufügen. 


) Den mit Führung der Standesregifter oder Kirchenbücher früher betraut gewejenen Behörden und 


Beamten verbleibt die Verpflichtung, über die bis zur Wirkjamkeit des Geſetzes vom 6. Februar 1875 
eingetragenen Geburten in der früheren Weiſe Geburtsliften einzureichen. 
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8. 47. —— 


12. 


13, 


14. 


15. 
16. 


— 


Außerdem werden beigefügt: 
a. die Auszüge aus den Geburtsregiſtern, welche die in die Rekrutirungsſtammrollen des 
laufenden Jahres aufgenommenen Militärpflichtigen enthalten (Ziffer 7 a); 
b. die über Todesfälle eingegangenen Benadjrichtigungsjchreiben (Ziffer 7 b. und 9). 
Inſoweit eine unmittelbare Uebertragung der Geburts- und Sterbefälle aus den 
Zivilſtandsregiſtern ftattgefunden hat (Ziffer 10), ift an Stelle der Auszüge und Be- 
nachrichtigungsichreiben eine Bejcheinigung des betheiligten Beamten darüber beizufügen, 
daß die Uebertragung vollftändig und richtig erfolgt ift. 
Der Bivilvorfigende der Erſatzkommiſſion jendet die Rekrutirungsſtammrollen, nachdem 
fie zur Aufſtellung der alphabetifchen Lifte benußt (8. 47, 4) und nad) den eingegangenen 
Mittheilungen berichtigt find ($. 49, 5), an die Vorfteher der Gemeinden ꝛc. zurüd. 
Die weitere Vervollitändigung der Nekrutirungsjtammrollen erfolgt bei Gelegenheit 
bes Mufterungsgeichäfts ($. 61, 3). 
Von jeder im ferneren Verlauf des Jahres ftattfindenden Aufnahme eines Militär- 
pflitigen in die Refrutirungsftammrollen, von jeder darin vorgenommenen Veränderung 
und von jeder Anmeldung eines Militärpflichtigen in Folge Aufenthaltswechjels ($. 25, 9) 
bat der zur Führung der Nefrutirungsjtammmolle Berpflichtete dem Zivilvorfigenden der 
Erſatzkommiſſion behufs Berichtigung der alphabetiichen Liſten oder der Nejtantenliften 
fofort Mittheilung zu maden ($. 47, 8). 
Die Streihung eines Mannes in der Rekrutirungsſtammrolle darf nur mit Genehmigung 
des Bivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion ſtattfinden. 
Ueber Führung der Rekrutirungsſtammrollen in großen Städten ſiehe $. 47, 11. 
Ueber Vernichtung der Refrutirungsftammrollen fiehe $. 48, 6. 


8. 47, 
Alphabetifhe Liſten. 


. Das Erjabgejhäft wird auf die alphabetische Lifte des laufenden Jahres und auf die 


jenigen der beiden vorhergehenden Jahre gegründet. 


Jede alphabetijche Lifte ift die Zujammenftellung aller in den Refrutirungsftanımrollen 


eines „Jahres enthaltenen Militärpflichtigen für den Aushebungsbezirf. 
Sie wird nad demjelben Mufter wie die Refrutirungsftammroflen geführt. 


. Die einzelnen Gemeinden oder gleichartigen Verbände werden in alphabetiicher Reihenfolge 


hintereinander aufgeführt und der Kürze wegen mit fortlaufenden Ziffern bezeichnet. 

In der Reihenfolge der Militärpflichtigen innerhalb der einzelnen Gemeinden 2c. 
ändert ſich nichts. 

Hiernach ift 3.8. IL A. 1. der erfte mit dem Buchjtaben A anfangende Militär: 
pflichtige einer alphabetifchen Lifte. 


. Nachdem die eingereichten Rekrutirungsſtammrollen mit ihren Beilagen geprüft find, wird 


— — 8. 47. 


die alphabetijche Lifte des laufenden Jahres aufgeftellt. Die alphabetifchen Liften der beiden 

Vorjohre werden — wenn nöthig — nad) den NRefrutirungsitammrollen berichtigt. 

Mit den Beilagen wird nad) $. 44, 6 verfahren. 

5. Die Vervollftändigung der alphabetijchen Lifte erfolgt beim Mufterungsgeichäft (SS. 64 
und 68, 5), ſodann auf Grund der Borjtellungsliften (8. 50) nad) dem Aushebungs- 
geichäft. 

Berichtigungen der alphabetiichen Liften erfolgen auf Grund der nach $. 46, ı3 und 
nad; 8. 49, 1 und 2 eingehenden Mittheilungen, auf Grund angejtellter Ermittelungen 
($. 49, 6) und ftattgehabter Uebermweijungen ($. 47, 8). 

6. Uebertragungen von Namen in den alphabetiichen Liften finden ftatt, jobald ein Militär: 
pflichtiger jeinen Aufenthaltsort innerhalb des Aushebungsbezirks wechſelt. 

7. Streichungen von Namen in den alphabetiichen Liften finden ftatt: 

a. wenn Militärpflichtige verjtorben find; *) 

b. wenn Militärpflichtige eine endgültige Entjcheidung ſeitens der Erjagbehörden erhalten 
haben beziehungsweije ala Rekruten ausgehoben find; 

e. wenn Milttärpflichtige freiwillig eingetreten find; 

d. wenn Milttärpflichtige, welche nicht in dem Aushebungsbezirk geboren find,**) in 
Folge Aufenthaltswechjels nach anderen Aushebungsbezirken überwieſen find, oder wer 
diejelben auf Grund des 8. 140 des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich gerichtlich 
verurtheilt find (8. 49, 7); 

e. wenn Militärpflichtige in die Reftantenlifte aufgenommen find; 

f. wenn Milttärpflichtige die Neichsangehörigkeit nach Maßgabe des Stantsangehörigkeits- 
gejeges vom 1. Juni 1870 verloren haben. 

Neben jeder Streihung ift der Grund kurz zu vermerken; im Falle zu f. ift die 
betreffende Verfügung der zuftändigen Zivil-VBerwaltungsbehörde anzugeben. Die Streich: 
ung wegen Berluftes der Neichdangehörigfeit gemäß $. 21 St. A. ©. ift von der 
Zuftimmung der Zivilverwaltungsbehörde abhängig. 

8. Alle Militärpflichtigen, welche nach; anderen Aushebungsbezirken verziehen (8. 25, 9), werden 
durch den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion des bisherigen Aushebungsbezirks dem— 
jenigen des neuen Aushebungsbezirks übermwieien. 

Die Ueberweijung iſt jedoch nicht ohne Weitere zu veranlaflen, jondern von dem 
Zivilvorfigenden des AUnzugsortes auf Grund der nach 88. 25, 9 und 46, 18 zu madjenden 
Meldungen zu beantragen und erft dann von dem Zivilvorfigenden des Abzugsortes zu 
bewirken. 

Als Ueberweifungspapier für derartige Militärpflichtige dient ein vom Zivilvorfigenden 
zu unterjchreibender Auszug aus der alphabetijchen Lifte. 


*) Iſt eine Sterbeurkunde nicht zu beichaffen, jo kann die Streichung angeblich Berftorbener durch 
den BZivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion auf Grund glaubwürdiger Ermittelungen verfügt werben. 
**) Eine Streichung ſolcher Militärpflichtiger, welche in dem Wushebungsbezirfe geboren find, in den 
dortigen Grundliſten findet in beiden zu Hiffer 7 d. bezeichneten Fällen nicht ftatt (fiehe $- 48, :). 
6. 


“1 


8. 48, — — 


10. 


11. 


12. 


1. 


Werden Militärpflichtige des jüngften Jahrganges nach der Looſung übertoiejen, jo 
ift unter „Bemerkungen“ die im Aushebungsbezirt gezogene höchite Loosnummer anzu— 
geben ($. 66, 12). 

Den Militärpflichtigen jelbjt find die Loojungsicheine (8. 67) bei der Abmeldung 
durch die mit Führung der NRekrutirungsftammrolle beauftragte Behörde oder Perſon mit 
dem Abmeldevermerf unter Angabe des Ortes „wohin“ zu verjehen und den noch nicht 
im Befig eines Loojungsjcheines befindlichen Militärpflichtigen Beſcheinigungen mit den 
gleichen Angaben zu ertheilen. 


. Für die richtige Führung der alphabetifchen Liften ift der Zivilvorfigende der Erjaß- 


fommiffion verantwortlich). 

Der Militärvorfigende der Erjagfommijfion hat fich alljährlich vor Beginn des Muſte— 
rungsgeſchäfts Abjchrift der alphabetiichen Lifte des laufenden Jahres zu bejorgen und 
die Abjchriften der alphabetiichen Lifte der Borjahre nach den Liften der Zivilvorfigenden 
zu berichtigen. 

Er hat dieje jeine alphabetijchen Liften unter eigenen Verjchluß zu nehmen und ift 

verantwortlich dafür, daß die eingetragenen Militärpflichtigen jo lange in denjelben fort 
geführt werden, bis fie beftimmungsgemäß geftrichen werden dürfen (Ziffer 7). 
In Städten, welche eigene Aushebungsbezirfe bilden, darf, infofern die Führung der 
Nekrutirungsftammrollen der unmittelbaren Aufficht des Zivilvorfigenden der Erſatzkom— 
miffion unterjtellt ift, von der Aufftellung einer bejonderen alphabetijchen Lifte Abſtand 
genommen werden. 

Ueber Genehmigung hierzu fiehe $. 44, 8. 

In diefem Falle erhält der Militärvorfigende der Erſatzkommiſſion Abjchriften der 
Nefrutirungsjtammrollen der einzelnen Jahre überjandt. 

Alle übrigen Feitfegungen finden finngemäße Anwendung. 

Die alphabetiihen Lijten werden jo lange aufbewahrt, bis die in denjelben enthaltenen 
Militärpflichtigen das 45. Lebensjahr vollendet haben. 
Ihre Vernichtung darf fodann durch die Ober-Erjagfommiffion verfügt werden. 


8. 48, 
Reftantenliften. 


Dleiben in der alphabetijchen Lifte der im dritten Militärpflichtjahre befindlichen Wehr: 
pflichtigen nad Beendigung des Erjaggeichäftes Namen ftehen, weil über die betreffenden 
Militärpflichtigen noch nicht endgültig entjchieden ift, jo werden dieje Namen nunmehr in 
der alphabetifchen Lifte geitrichen und in die Neftantenlifte übertragen. 


2. Die Nejtantenliften werben nah Mufter 6 jahrgangsweife aufgeitellt. 


In diejelben gehören auch diejenigen Perſonen, welche erjt nad) Ablauf ihres dritten 
Militärpflichtjahres in die Refrutirungsjtammrollen des Mushebungsbezirks aufgenommen 
werden. 


— 
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. Die Militärpflichtigen werden in den Rejtanteuliften jo lange fortgeführt, bis fie aus dem 


wehrpflichtigen Alter (8. 4, 3) getreten find, jofern nicht eine der im $. 47,7 a. bis c. und f. 
bezeichneten Vorausſetzungen vorliegt. 


. Militärpflichtige, welche nach Beendigung des in ihrem dritten Militärpflichtjahre ftatt- 


findenden Erjaßgejchäfts unermittelt geblieben find, werden nur in den Reftantenliften des 
Aushebungsbezirks ihres Geburtsortö weiter fortgeführt. 

Liegt der Geburtsort im Auslande, jo werden fie in demjenigen Aushebungsbezirk 
weiter fortgeführt, in deifen alphabetifcher Lifte fie fich bei Ablauf ihres dritten Militär- 
pflichtjahres befanden. 


. Die Führung der Neftantenliften liegt dem Zivilvorfigenden der Erjagfommiifion ob. 


Der Militärvorfigende beforgt fih alljährlich zugleich mit der Abſchrift der alpha- 
betijchen Lifte des laufenden Jahres Abjchrift der neu aufgejtellten Rejtantenlifte. 

Bon jpäteren Veränderungen in den Nejtantenliften erhält er durch den Zivilvor— 
fißenden Kenntniß. 


. Die Neftantenliften derjenigen Jahrgänge von Wehrpflichtigen, welche das 45. Lebensjahr 


vollendet haben, dürfen vernichtet werden. 

Gleichzeitig verfügt der Zivilvorfigende der Erſatzkommiſſion die Vernichtung der 
Refrutirungsjtammrollen der betreffenden Zahrgänge ($. 46, 16). 

Im Uebrigen fiehe $. 50, 8, 


8. 49. 


Berichtigung der Grundliften, 


. Unmittelbar nad) Beendigung des Aushebungsgejchäfts hat der Zivilvorfigende jeder Erjaß- 


kommiſſion von der getroffenen vorläufigen oder endgültigen Entjcheidung über die in 
jeinem Aushebungsbezirk zur Gejtellung vor den Erfagbehörden herangezogenen, in anderen 
Aushebungsbezirfen gebürtigen Perſonen dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion des 
Aushebungsbezirfs, im welchem der Geburtsort liegt, mittelft eines von ihm zu unter: 
Ichreibenden Auszuges aus der alphabetifchen Lifte Mittheilung zu machen. Dieje Mit- 
theilungen find vorbehaltlich der bis zum 1. Februar des nächſtfolgenden Jahres erforder: 
fich werdenden Nachträge bis zum 1. Oftober zu beenden. 


. Eine gleiche Mittheilung tft, jofern Militärpflichtige zur Vorſtellung vor den Erfaß- 


behörden gelangen, ohne in die Grundliften aufgenommen zu fein, unverzüglich au 
den Bivilvorfigenden desjenigen Aushebungsbezirks zu richten, in welchem der Vorgeftellte 
geitellungspflichtig ift (8. 26, 2). 


. Die Benachrichtigungsjchreiben find als Beläge zu den alphabetischen oder Rejtantenliften 


ebenjo lange, wie dieje, aufzubewahren (8. 44, 6). 


. Auf Grund diefer Benachrichtigungen find bis zum 1. März die alphabetifchen und 


Reftantenliften zu berichtigen. 


8. 50. — — 


5. 


6. 


Der Zivilvorfipende der Erſatzkommiſſion veranlaßt — ſoweit erforderlich — eine Be: 
rihtigung der ihm vorgelegten Hefrutirungsftammrollen ($. 46, 12). 

Nach dem Verbleib Militärpflichtiger, welche fich ohne Erlaubnif vor den Erjaßbehörden 
nicht geftellt Haben, find vorbehaltlich der durd) die Beftimmungen in 8. 62 bedingten, 
jofort zu veranlafjenden Maßnahmen durch den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion 
alsbald nad) dem 1. Oktober (Ziffer 1) Ermittelungen anzuftellen; auch ift bezüglichen 
Anfuchen jeitens anderer Zivilvorfigender ungeläumt Folge zu geben. 


. Wenn ein Militärpflichtiger bis zur Beendigung feines dritten Militärpflichtjahres uner— 


mittelt geblieben ift, oder wenn er das Gebiet des Deutichen Reiches ohne Erlaubniß 
verlafjen hat, jo ijt von dem Zivilvorjigenden der Erjagfommiffion des Aushebungs- 
bezirks, in welchem der Geburtsort liegt, die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens auf 
Grund des 8. 140 des Strafgejeßbuches für das Deutjche Neich zu veranlafien (fiehe 
8. 472 der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877). 

Liegt der Geburtsort im Auslande, jo liegt die Veranlafjung zur Einleitung der 
gerichtlichen Unterfuhung demjenigen Zivilvorfigenden ob, in deſſen Grundliften der 
Militärpflichtige geführt wird. 

Der Inhalt des ergangenen Erfenntniffes wird in den Grundliften vermerkt. 


8. 50, 
Borftellungstiften. 


. Die Vorftellungsliften (8. 44, 4) find Auszüge aus den alphabetijchen Liften und ent— 


halten die Namen derjenigen Militärpflichtigen, über weldje eine endgültige Entjcheidung 
gefällt werden kann oder muß. 


. Sie werden nad) Mufter 7 in folgenden bejonderen Ausfertigungen angelegt: 


Borftellungslifte A 
enthält die vom Dienft im Heere auszujchließenden Militärpflichtigen ($. 37). 


Vorftellungslifte B 
enthält die 
a. wegen geiftiger Gebrechen, 
b. wegen fürperlicher Gebrechen 
auszumufternden Militärpflichtigen ($. 38). 


Borftellungstifte © 
enthält die 
a. wegen häuslicher Verhältniſſe, 
b. wegen bedingter Tauglichkeit bezw. wegen Mindermaß, 
e. wegen zeitiger Untauglichfeit, 
zum Landſturm erjten Aufgebots in Borichlag gebrachten Militärpflichtigen (8. 39). 


— — 8. 50. 


Vorftellungslifte D 
enthält die 
a, wegen häuslicher Verhältnifie, 
b. wegen geringer förperlicher Fehler bezw. wegen Mindermaß, 
c. wegen zeitiger Untauglichkeit 
zur Erfagrejerve in Vorſchlag gebrachten Militärpflichtigen (8. 40). 
Borftellungslifte E 
enthält die zur Uushebung in Borjchlag gebrachten Militärpflichtigen der Landbbevölferung. 
Vorſtellungsliſte F 
enthält die Militärpflichtigen der jeemännijchen und Halbjeemännifchen Bevölkerung, und zwar: 
a. die Auszujchließenden, 
b. die Auszumufternden, 
c. die zur Marine-Erjagreferve in Vorſchlag Gebrachten, 
d. die zur Aushebung für die Marine in Vorſchlag Gebraditen. 
. Die Eintragung der Militärpflichtigen in die Vorſtellungsliſte E erfolgt nad) der bei der 
Musterung feſtgeſetzten Neihenfolge ($. 66, 2). 
. Sämmtliche Vorſtellungsliſten A big F werden in je vier Ausfertigungen von der Erſatz— 
fommiffion gefertigt und vollzogen, von denen je eine für die jtändigen Mitglieder der 
Ober-Erjagkommilfion und der Erſatzkommiſſion beftimmt ift. 

Die Ausfertigungen für die Militärvorfigenden läßt der Militäroorfigende der Erjaß- 
fommijfion, die für die Zivilvorfigenden der Zivilvorfigende der Erſatzkommiſſion anfertigen. 
. Als Beilagen zu den Vorſtellungsliſten dienen: 

Beilage 1, 
enthaltend die zur Diepofition der Erſatzbehörden entlaſſenen Mannjchaften, über welche 
zu entjcheiden ijt ($. 82, 6); 
Beilage 2, 
enthaltend die zur Zeit des Aushebungsgejchäfts noch vorläufig beurlaubten Rekruten 
(88. 76,3 und 81, 2); 
Beilage 3, 
enthaltend diejenigen zum einjährigsfreiwilligen Dienjt Berechtigten, welche 
a. wegen häuslicher Verhältniffe ihre Befreiung von der aktiven Dienſtpflicht beantragen, 
b. von den Truppen= bezw. Marinetheilen abgemwiejen worden find ($ 94, 7). 
. Die Anfertigung der Beilagen 1 und 2 liegt dem Militärvorfigenden, diejenige der Bei— 
fage 3 dem Zivilvorfigenden der Erjaglommijfion ob und zwar in je vier Ausfertigungen 
und nach demjelben Mufter wie die Vorſtellungsliſten. 
. Betreff3 Veränderungen bezw. Zugangsnachweiſungen zu den Borftellungsliften fiehe 
88. 68, 5 und 72, A. 
. Die Borftellungstiften nebjt Beilagen und Zugangsnachweiſungen werben mit den Reftanten- 
liften zufammen aufbewahrt und vernichtet ($. 48, 6). 
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Abſchnitt VI. 
Erſatzvertheilung. 


8. 51. 
Ermittelung des Erſatzbedarfs. 


. Der Kaifer beſtimmt für jedes Jahr die Zahl der in das Heer und in die Marine ein: 


zuftellenden Refruten. 
®. v. 26. 5. 98. Art. I. 8. 1. 


Hiernach wird bei allen Truppen: und Marinetheilen der Erjagbedarf — unter Anrechnung 


der zum zweis, drei⸗ oder vierjährigen Dienft freiwillig eintretenden Mannjchaften — ermittelt. 


. Der fejtgeftellte Erfagbedarf der Truppentheile*) wird dem zuftändigen Kriegaminifterium 


bi3 zum 15. April jedes Jahres mitgetheilt. 


. Der feitgeftellte Erfagbedarf der Marinetheile wird durch das Reichs-Marine-Amt dem 


Königlich preußischen Kriegsminifterium bis zum 15. April jedes Jahres mitgetheilt; die 
Aufftellung erfolgt getrennt nad) der Land» und der jeemännifchen (Halbjeemännijchen) 
Bevölkerung. 


8. 52. 


Erjagvertheilung. Allgemeines. 


. Der Gejammtbedarf an Rekruten wird für das unter preußiicher Verwaltung ftehende 


Neihe-Militärfontingent durch das Königlich preußiiche Kriegsminifterium, für die übrigen 
Reichs: Militärkontingente durch die betreffenden Kriegsminifterien auf die Armeekorps— 
bezirfe**) vertheilt, und zwar nad) dem Verhältniß der im laufenden Jahre in dieſen 
Bezirken vorhandenen, zur Einftellung in den aktiven Dienft tauglichen Militärpflichtigen ***) 
ausjchließlich derjenigen der jeemännijchen (Halbjeemännifchen) Bevölkerung. 


. Die vorläufige Vertheilung des Erjagbedarfs für die Marine findet durch das 


Königlich preußiiche Kriegsminifterium nach Maßgabe der vorhandenen Militärpflichtigen 
der ſeemänniſchen (Halbjeemännijchen) Bevölkerung ftatt. Die endgültige Vertheilung 
erfolgt durch das Königlich preußiiche Kriegsminiſterium nach dem Bekanntwerden des 
Ergebnifjes der Schiffermufterungen ($. 76, 6) nach Maßgabe der Zahl der zur Einftellung 
in den aktiven Dienft tauglichen Militärpflichtigen. 


) Bei Berechnung des Erſatzbedarfs bleiben die etwa zur Einberufung gelangenden Volksſchul— 


fehrer und Kandidaten des Volksſchulamts ($. 9) außer Betracht. 


++), Das Großherzogthum Heſſen bildet in diefem Sinne einen eigenen Armeelorpsbezirk ($. 1,1). 
**) Die in Berüdfichtigung bürgerlicher Verhältniſſe zurüdgeftellten bezw. zu befreienden Militär- 


pflihtigen und die zu einer kürzeren Einübung mit den Waffen zugelaffenen Vollsſchullehrer und 
Kandidaten des Volksſchulamts bleiben außer Anſatz. 


— #6 8. 53. 


. Beim Mangel an Erſatzmannſchaften der jeemännischen (halbſeemänniſchen) Bevölkerung 
wird der Bedarf durch Hinübergreifen auf geeignete Militärpflichtige der Landbevölferung 
unter Zurechnung zu dem für das Landheer aufzubringenden Rekruten gededt. 
. Vermag ein Armeekorps-Bezirk jeinen Nefrutenantheil nicht aufzubringen, jo wird ber 
Ausfall auf die anderen Armeekorps-Bezirke defjelben Reichs-Militärkontingents nad) Maß: 
gabe der vorhandenen Weberzähligen vertheilt. 
. Die unter jelbjtändiger Milttärverwaltung jtehenden Armeekorps-Bezirke können im Bedarfs- 
fall im Frieden zur Rekrutengeſtellung für Armeeforps anderer Neichs-Militärkontingente 
nur in dem Maße herangezogen werden, ala Angehörige der betreffenden Kontingente bei 
ihnen in Gemäßheit des $. 12 R. M. G. in der Faſſung des ©. v. 6. 5. 80 zur Aus— 
hebung gelangen. Den Ausgleich regeln die Kriegsminifterien untereinander. 
. Für die Zutheilung der auszuhebenden Rekruten an die Truppen des Reichsheeres iſt 
im Uebrigen das militärijche Bedürfniß maßgebend. 

G. v. 26. 5. 98. Art. 1. 8. 1. 
. Eine Anrechnung der freiwillig eingetretenen Maunjchaften findet bei ber Erfaßvertheilung 
nicht Statt. 


8. 53. 
Minifterial-Erjagvertheilung. 


. Die jeitens der Kriegsminifterien nach Maßgabe der Feitiegungen des $. 52 aufzuftellende 

Erjagvertheilung bildet die Minifterial-Erjagvertheilung. 

. Die ſeitens des Königlich preußifchen Kriegaminifteriums aufgeftellte Minifterial-Erjag- 

vertheilung muß enthalten: 

a, die Gejammtzahl der aus jedem Armeeforps-Bezirk zu ftellenden Rekruten — getrennt 
nad) Land» und jeemännifcher (Halbjeemännijcher) Bevölkerung. Beim XIV. Armee: 
forps tritt ferner eine Trennung der von dem Großherzogthfum Baden und dem 
eljaß-fothringiichen Antheil aufzubringenden Rekruten ein, 

b. die Verteilung der aus jedem Armeekorps-Bezirk zu jtellenden Rekruten nad) Armee— 
korps, für welche fie beſtimmt find, und nad) Waffengattungen getrennt. 

In denjenigen Armeeforps-Bezirken, in melden Rekruten für die Marine zu jtellen 
find, ift auch die Vertheilung derjelben auf die Marinetheile anzugeben. 

.‚ Die Minifterial-Erjagvertheilung wird von dem Königlich preußifchen Kriegaminifterium 

dem Großherzoglich badijchen Minifterium des Innern, dem Großherzoglich heſſiſchen 

Minifterium des Innern und der Yuftiz, dem Reichs-Marine-Amt, jämmtlichen unter— 

jtellten Generalfommandos und dem Kommando der Großherzoglich Heifiichen (25.) Divifion 

überjendet, 
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Tritt ein nicht vorhergeſehener Erſatzbedarf ein, nachdem bereits die Miniſterial-Erſatz— 
vertheilung herausgegeben war, jo wird derſelbe nachträglich angemeldet und nach Maß— 
gabe der zur Einſtellung noch verfügbaren Tauglichen bezw. Ueberzähligen auf die Armee— 
korps-Bezirke vertheilt. 


. Ueber den aufzubringenden Bedarf an Erſatzreſerviſten ſiehe 8. 54, 6. 


8. 54. 


Korps⸗Erſatzvertheilung. 


. Die Generalkommandos vertheilen den aus ihrem Bereiche aufzubringenden Erſatzbedarf 


auf die Brigadebezirfe (Korps-Erjagvertheilung*) nach dem Verhältniß der im Diejen 
Bezirken vorhandenen, zur Einftellung in den aftiven Dienst tauglichen Militärpflichtigen **) 
nad) Land» und ſeemänniſcher (halbjeemännijcher) Bevölkerung getrennt. 

Beim XIV. Armeeforps wird die Korps-Erjagvertheilung, joweit fie auf die von 
den Großherzogthum Baden aufzubringenden Rekruten ($. 53, 2a.) fich bezieht, von dem 
Großherzoglichen Minifterium des Innern im Einverftändniß mit dem Generalfommando 
des XIV. Armeekorps aufgeftellt. Im Großherzogthum Helfen wird die Divijions- 
Erjagvertheilung jeitens des Minifteriums des Innern und der Juſtiz im Einverftändniß 
mit dem Divifionstommando aufgeftellt. 


. Die Korps-Erjagvertheilung enthält die Bertheilung der innerhalb der einzelnen Brigade- 


bezirfe aufzubringenden Rekruten auf die Truppentheile 2c. ***) 


. Bermag ein Brigadebezirt die ihm auferlegte Bedarfszahl nicht aufzubringen, jo wird 


— unter Beadhtung des im $. 52, 4 enthaltenen Grundjages — die fehlende Zahl auf 
die übrigen Brigadebezirfe des Armeekorps-Bezirks nad) Maßgabe der in denjelben 
vorhandenen Ueberzähligen vertheilt. 


. Kann ein Armeekorps-Bezirk die ihm auferlegte Bedarfäzahl nicht ftellen, jo ijt dem 


zuftändigen Sriegaminifterium hiervon Mittheilung zu machen. 


. Der Bedarf an Erjabrejerviften ($. 13, 1) wird durd die Generaltommandos berechnet 


und auf die einzelnen Brigadebezirfe nad) Anhalt der für die Erjagrejerve brauchbaren 
Militärpflichtigen verteilt. F) 


) In Sachſen erfolgt die Korps-Erfagvertheilung durd das Kriegaminifterium, in Württemberg 


durch den DOber-Refrutirungsrath. 


*) Siehe Seite 48, Anmerkung ***) zu 8. 52, 1. 
+++), Falls aus dem Korpsbezirf Rekruten für die Marine zu ftellen find, überjendet das General: 


fommando x. Abfchrift oder Auszug der Erjagvertheilung an das Reichsmarineamt. 


In Württemberg durch das Königlih württembergiiche Kriegaminifterium bezw. den Ober— 


Rekrutirungsrath; im Großherzogthum Heſſen durch die Großherzoglich heſſiſche (25.) Divifton. 


— 51 — 88. 55. 56. 
8. 55. 
Brigade-Erfasvertheilung. 


1. Nach Empfang der Korps-Erjahvertheilung entwerfen die Brigadefommandeure eine vor— 
läufige Brigade-Erjagvertheilung auf die einzelnen Aushebungsbezirfe, welche ihnen als 
Anhalt für die durd) fie zu bemirfende Nefrutenaushebung, insbefondere für die Auswahl 
der Militärpflichtigen nad) Waffengattungen, dient. 

2. Für die Aufjtellung diejer vorläufigen Erjagvertheilung ift Hinfichtlid) der Landbevölferung 
die Zahl der im laufenden Jahre in jedem Aushebungsbezirk in den Vorjtellungsliften E 
enthaltenen Militärpflichtigen,“) Hinfichtlich der jeemännischen (halbſeemänniſchen) Be— 
völferung die Zahl der in den Borftellungslijten F enthaltenen Militärpflichtigen maß- 
gebend,. 

3. It ein Aushebungsbezirf nicht im Stande, die ihm durch die vorläufige Brigade-Erjak- 
vertheilung auferlegte Nefrutenzahl aufzubringen, fo werden die anderen Aushebungs- 
bezirfe deflelben Brigadebezirf3 im Verhältnig der im denjelben vorhandenen Ueber: 
zähligen herangezogen. 

4. Die endgültige Brigade-Erjagvertheilung wird nad) Beendigung des Aushebungsgeichäftes 
im gejammten Brigadebezirt nach dem Verhältniß der in ben einzelnen Aushebungs- 
bezirfen vorhandenen, zur Einftellung in den aktiven Dienft verfügbaren tauglichen 
Militärpflichtigen feſtgeſtellt. 

5. Die Brigadefommandeure entwerfen als Grundlage für die Auswahl der im Brigade: 
bezirk, nach Berüdfichtigung der gemäß $. 40, ı am 1. Februar des laufenden Kalender- 
jahres als überzählig zur Erjagrejerve überwiejenen Perſonen, noch aufzubringenden 
Erjagrejerviften eine vorläufige Vertheilung nah Maßgabe der im laufenden Jahre in 
jedem Aushebungsbezirf in den Vorjtellungsliften D enthaltenen Militärpflichtigen. Der 
Bedarf muß — wenn erforderlich unter Heranziehung einzelner Aushebungsbezirfe zur 
Dedung des Ausfalls in anderen — im Brigadebezirk endgültig aufgebracht werden. 


Abſchnitt VOL 
Borbereitungsgefhäft. 
8. 56. 


Borbereitungsgeihäft im Allgemeinen. 


1. Das Vorbereitungsgeichäft (8. 3,2) umfaßt den Zeitraum vom Jahresbeginn bis zum 
Mujterungsbeginn. 





*) Die zu einer kürzeren Einübung mit den Waffen zugelafjenen Vollsſchullehrer und Kandidaten 
des Volksſchulamts werden nicht angerechnet. Gleiches gilt für Ziffer 4. 
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. Während diefes Zeitraums erfolgt: 

a. die Aufftellung der Grundliften des laufenden Jahres und die Berichtigung älterer 
Grundliſten, 

b. die Fertigung und Einreichung der zur Leitung des Erſatzgeſchäftes erforderlichen 
Nachweifungen (Vorbereitungseingaben), 

e. die Vorbereitung der Rundreife der Erjaglommiffion. 


8. 57. 
Aufftellung der Grundliſten. 


. Die BVorfteher der Gemeinden oder gleichartigen Verbände haben alljährlich im Monat 
Januar durch öffentlichen Anfchlag, durch öffentliche Blätter oder auf andere ortsübliche 
Weife die zur Anmeldung zur Rekrutirungsſtammrolle verpflichteten Militärpflichtigen, 
ſowie deren Eltern, Bormünder, Lehr, Brot» oder Yabrifherren ꝛc. zur Befolgung der 
im $. 25 enthaltenen Bejtimmungen auffordern zu laſſen. 

Alle Militärpflichtigen, welche fich zur Stammrolle anmelden oder angemeldet werben, find 
nach vorheriger Prüfung ihrer PBapiere*) fogleich einzutragen oder es ift ihnen eine Be— 
jcheinigung über die erfolgte Anmeldung zu ertheilen. 

. Meber die Aufftelung und Berichtigung der Rekrutirungsſtammrollen fiehe $$. 45 und 46. 
. Ueber die Einreichung der Rekrutirungsftammrollen u. ſ. w. an die Zivilvorfigenden der 
Erſatzkommiſſionen fiehe $. 46, 11. 

. Ueber die Aufftellung der alphabetiichen Lifte des laufenden Jahres und die Berichtigung 
der alphabetifchen Liften der beiden Vorjahre fiehe 8. 47. 

. Ueber die Aufftellung und Berichtigung der Neftantenliften fiehe 8. 48. 

. Infomweit die ftändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion Hülfsliften für ihren” Gebrauch 
erforderlich erachten, laſſen fie diejelben durd) ihr Büreanperjonal anfertigen ($. 44, 5). 


8. 58. 
Borbereitungseingaben. 


. Um Militärpflichtige, die anderwärts gelooft haben, beim Mufterungsgejchäft einrangiren 
zu können ($. 66), ift die Kenntniß der Abichlußnummer erforderlich). 

Ueber die Bedeutung der Abjchlußnummer fiehe $. 66, 5. 
. Die Abſchlußnummer wird für jeden Aushebungsbezirt zum 1. Februar jedes Jahres 
durch die Ober-Erſatzkommiſſion feftgejtellt. 


3. Nach Feſtſtellung der Abichlußnummern find diejelben jogleich mit den bei der Looſung 


gezogenen höchiten Nummern duch die Infanterie-Brigadekommandeure den General: 
fommandos, in Helen dem Diviſionskommando und durch diefe dem Preußischen Kriegs— 
minifterium nad) Mufter 8 zum 1. März anzuzeigen. 


*) Die Vorschrift der Anmerkung *) zu $. 46,» ift auch hier zu beachten. 


ot 


3, 


ee 88. 59. 60. 


Fir die Königreiche Bayern, Sachen und Württemberg laſſen die betreffenden Kriegs— 
minifterien dem Preußifchen Kriegsminifterium zu dem angegebenen Zeitpunkt gleichfalls 
eine derartige Ueberſicht zugehen. 

Letzteres ftellt eine Weberficht für jämmtliche Aushebungsbezirke des Deutſchen Reichs 
auf und macht diejelbe allen Erjagbehörden befannt. 


. Zum 15. März jedes Jahres reichen die Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſionen der 


Ober⸗Erſatzkommiſſion (zu Händen des Militär-Vorfigenden) eine namentliche Nachweiſung 
der aus ihren Aushebungsbezirken im vorhergehenden Kalenderjahre freimillig eingetretenen 
Mannſchaften ein. *) 

In denjenigen Aushebungsbezirken, in melden Militärpflichtige der jeemännijchen 
und halbjeemännifchen Bevölkerung vorhanden, fügen die Bivilvorfigenden eine ſumma— 
rifche Nachweifung derjelben nach Mufter 9 bei ($. 52, 2). 


. Der Militärvorfigende der Ober-Erſatzkommiſſion läßt die unter Ziffer 4 bezeichneten Nach: 


weilungen für den Infanterie-Brigadebezirk ſummariſch nad; Mufter 9 und 10 zuſammen— 
ftellen und reicht diefelben zum 1. April dem Generallommando,**) in Heſſen dem Divi- 
fionsfommando, ein. 

Nachdem dieſe Nachweifungen für die Erjagbezirfe zufammengejtellt find, werben fie 
bis zum 15. April an das Königlich Preußiiche Kriegsminifterium eingereicht. 


8. 59. 


Borbereitung der Mufterungsreife. 


Zur Vorbereitung der Mufterungsreije gehört: 
a. die FFeititellung des Reiſeplans, 
b. die Berufung des Mufterungsperjonals, 
c, die Beorderung der Milttärpflichtigen zur Mufterung. 


8. 60. 
Mufterungsreife, 


Die Neifezeit hängt von der Beitimmung des Infanterie-Brigadefommandenrd darüber 
ab, bis zu welchem Zeitpunkt das Mufterungsgeichäft beendet fein muß (fiehe auch 8. 68, 3). 
Diefe Beftimmung muß bis zum 15. März erfolgt fein. 


*) Abgeſehen von den im $. 86,1 vorgejehenen Fällen find in diefe Nachweifung nur Diejenigen 


freiwillig eingetretenen Mannschaften aufzunehmen, denen die betreffenden Zivilvorfigenden den Meldeſchein 
(5. 84,2) ertheilt haben, und diejenigen Einjährig-Freiwilligen, deren Zurüditellung (8: 93, % sum e) fie 
vermittelt haben bezw. über deren Einftellung ihnen, jofern eine Zurüdjtellung überhaupt nod) nicht ver- 
fügt war, von den betreffenden Truppens(Marine-)theilen Mittheilung gemacht worden ift. 


**) In Württemberg dem Ober-Refrutirungsrath. 


8. 61. — 


2. 


Der Bezirkskommandeur ſtellt hiernach einen Reiſeplan für ſeinen Landwehrbezirt auf 
und theilt ihn den Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſionen ſämmtlicher betheiligter Aus— 
hebungsbezirke mit. 


. Bei Aufſtellung des Reiſeplans bleibt zu beachten: 


a. Yufeinanderfolge der Aushebungsbezirfe nach ihrer örtlichen Lage, 
b. Rüdjichtnahme auf die vorhandenen Eiſenbahn-, Dampfidiff- und Chauffeeverbindungen, 
c. Abhaltung des Mufterungsgejchäfts an dem Orte, an welchem der Zivilvorfigende der 
Erjagtommijfion jeinen Amtsfig hat (fiche jedoch Ziffer 4), 
d. Nüdfichtnahme auf die durd die Militärpflichtigen zurückzulegenden Entfernungen, 
e. Rückſichtnahme auf die Zahl der zu mujternden Militärpflichtigen. 
Auch find Mufterungen an Sonn- und Feiertagen und an Tagen von Reichs- und 
Landtagswahlen möglichjt zu vermeiden, ebeufo jollen diejelben nicht am Grünbonnerjtag 
und dem auf den Charfreitag folgenden Sonnabend jtattfinden. 


. Um der unter 3.d. enthaltenen Bedingung zu entiprechen, find die Mujterungsorte jo zu 


mählen, daß die zu mujternden Militärpflichtigen möglichjt nicht länger als einen Tag 
(einjchließlich des Rückwegs) ihren bürgerlichen Gejchäften entzogen werben. 

Mit Rückſicht hierauf hat die Zujammenlegung der einzelnen Gemeinden und gleich- 
artigen Verbände zu Mufterungsbezirfen jtattzufinden ($. 1, 4). 


. Die Zahl der an einem Tage zu mujternden Militärpflichtigen darf 200 nur ausnahms— 


weije überjteigen. 


. Sind jeitens der Zivilvorfigenden gegen dem durch den Bezirkskommandeur vorgelegten 


Reiſeplan Bedenken nicht zu erheben, jo wird berjelbe als fejtjtehend der Ober-Erſatz— 
fommilfton (zu Händen des Militärvorfigenden) mitgetheilt. 

Werden Bedenken erhoben, jo iſt denjelben, jofern fie als gerechtfertigt anerkannt, 
Rechnung zu tragen, oder es ift die Enticheidung der Ober-Eriagfommijfion herbeizuführen. 


. Sobald der Reijeplan feititeht, forgen die Zivilvorfigenden für Bereititellung geeigneter 


Räumlichkeiten in den Mufterungsorten. Es find erforderlich: zwei helle geräumige 
Zimmer zur Abhaltung des Mufterungsgefchäfts und ein bededter Raum als Berjamm- 
fungsort der Militärpflichtigen. 


. Bei Eintritt einer Mobilmahung ijt das etwa im Gange befindfihe Muſterungsgeſchäft 


zu unterbrechen. Das militärische Perional (8. 61, ı) fehrt jofort in feine Standorte zurück. 
8. 61. 
Muifterungsperjonal. 


. Das Mufterungsperjonal bejteht militäriicherjeit8 aus dem Bezirfsftommandeur, einem 


Infanterieoffizier, einem Militärarzt und dem erforderlichen Unterperjonat. 
Die Zutheilung des Infanterieoffiziers*) und des Militärarztes wird durch den 


*) Die dem Mufterungsperfonal zuzutheilenden Infanterieoffiziere find aus der Zahl der Lientenants 


des Friedensſtandes auszuwählen. Nur wenn jolche nicht verfügbar jein jollten, darf die Heranziehung 
von Lieutenants des Beurlaubtenftandes jtattfinden. 
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Infanterie-Brigadefommandeur nad erfolgter Mittheilung des Reiſeplans ($. 60, 6) ver- 
anlaßt. Gleichzeitig bejtingmt er auf Grund des thatjächlichen Bedürfniſſes die Stärfe 
des heranzuziehenden militärischen Unterperjonal?. 

Fit ein Militärarzt nicht vorhanden und ein Stellvertreter nicht zu beichaffen, fo ijt 
der Bezirfsarzt (Kreisphyfitus) in den einzelnen Aushebungsbezirfen zur Theilnahme am 
Mufterungsgeichäft heranzuziehen. 


. Der Zivilvorfigende entnimmt das erforderliche Unterperjonal aus jeinem Dienftperjonal. 


Er jorgt ferner für die Heranziehung und rechtzeitige Benachrichtigung der vier 
bürgerlichen Mitglieder der verſtärkten Erſatzkommiſſion des Aushebungsbezirks ($. 2, 6). 


. Der Bivilvorfigende der Erſatzkommiſſion veranlaßt das rechtzeitige Erjcheinen der Gemeinde: 


vorjieher und der mit der Führung der Refrutirungsftammrolen betrauten Perſonen 
($. 45, ı) beim Mufterungsgeichäft. Diejelben haben die Nefrutirungsftammtollen, welche 
ihnen der Zivilvorfigende in der Regel mit diefer Benachrichtigung zurücgiebt, mit zur 
Stelle zu bringen. 


8. 62. 


Beorderung der Militärpflihtigen zc. zur Mufterung. 


. Die Beorderung der Militärpflichtigen zur Muſterung erfolgt durch die Gemeindevor: 


jteher u. j. m. 
Bezügliche Mittheilung an die Gemeindevorfteher u. j. w. ergeht bei Gelegenheit der 
nach $. 61, 3 erfolgenden Benachrichtigung. 


. Der Bivilvorfigende der Erſatzkommiſſion macht in feinem Aushebungsbezirk den Reijeplan 


zu wiederholten Malen bekannt. 


. nn Folge diefer Beorderung oder Bekanntmachung müſſen fi alle Militärpflichtigen des 


Aushebungsbezirks, welche noch feine endgültige Enticheidung durch die Erjagbehörben 
erhalten haben oder von der Gejtellung zur Mufterung nicht ausdrüdlich entbunden find, 
zur Mufterung in ihrem Mufterungsbezirf jtellen. 

Entbindungen von der Gejtellungspflicht dürfen nur durch den Bivilvorfigenden der 
Erſatzkommiſſion und zu Gunjten von jchifffahrttreibenden Militärpflichtigen der Landz, 
der jeemännijchen und halbjeemännijchen Bevölkerung nur injoweit verfügt werden, als 
dieje Militärpflichtigen durch das zweimalige Erjcheinen vor den Erjagbehörden in der 
Ausübung ihres Berufs erheblich beeinträchtigt werden. 

Ein Militärpflichtiger, welcher der Beorderung zur Mujterung feine Folge Teiftet, 
fann durch Anwendung gejeglicher Zwangsmaßregeln zur jofortigen Geftellung augehalten 
werden. 


. Wer durch Krankheit am Erjcjeinen im Mufterungstermin verhindert ift, hat ein ärzt- 


liches Zeugniß einzureichen. Dajfelbe iſt durch die Polizeibehörde zu beglaubigen, jofern 
der ausjtellende Arzt nicht amtlich angejtellt iſt. 


8. 63. — 66 — 


— 


art 


Seine außerterminliche Mufterung darf durch die Erſatzkommiſſion veranlaßt werden 
(8. 78), 

Gemüthskranke, Blödfinnige, Krüppel 2c. dürfen auf Grund eines derartigen Zeug- 
niffes von der Gejtellung überhaupt befreit werden. 


. Wer fich der Geftellung böslich entzieht ($. 26, 7), wird als unficherer Dienftpflichtiger 


($. 66, 3) behandelt. Er kann außerterminlich gemuftert und fofort zum Dienjt eingeftellt 
werden ($. 78, s). 


.Alle in Strafhaft befindlichen und diejenigen in Unterfuchungshaft befindlichen Militär- 


pflichtigen, deren Vorführung durch den zuftändigen Richter als zuläffig bezeichnet wird, 
fowie die in Arbeitshäufern u. ſ. m.*) untergebrachten Militärpflichtigen find ohne Rück— 
fit darauf, ob fie im Aushebungsbezirk geftellungspflichtig find oder nicht ($. 26), durch 
von dem Bivilvorfigenden beftimmte Bolizei- 2c. Organe im Mufterungstermin vor= 
zuführen. 


. Im Uebrigen ift eine Geftellung in einem anderen Mufterungsbezirt nur ausnahmsweiſe 


zuläffig, wenn Militärpflichtige ohne ihre Verſchulden an der Theilnahme an dem im 
ihrem Mufterungsbezirf ftattgehabten Mufterungsgeichäft verhindert waren. 


. Bezüglich Mittheilung des Ergebnifjes der Mufterung der unter Ziffer 6 und 7 Genannten 


an den Ziviloorfigenden der zuftändigen Erſatzkommiſſion fiehe 8. 49, 2. 


. Sind Enticheidungen über Perjonen des Beurlaubtenftandes zu fällen (8. 64, 5e.), jo 


fiegt deren Beorderung dem Bezirksfommandeur ob. 


Abſchnitt VII. 
Muflerungsgefhäft. 


8. 63. 
Mufterung. 


. Die Militärpflichtigen werden der Erjagfommiffion einzeln vorgeftellt und gemuftert. 
. Die Reihenfolge, in welcher die Militärpflichtigen der Erjagfommiffion vorgeftellt werden, 


beftimmt der Zivilvorfigende. Er forgt für die Aufrechterhaltung derjelben. 


. Wird die Identität eined Militärpflichtigen in Zweifel gezogen, jo ift derjelbe behufs 


Unftellung weiterer Ermittelung vorläufig zurüdzuftellen. 


. Jeder Militärpflichtige wird unter den Augen der Vorfigenden der Erſatzkommiſſion einer 


förperlihen Unterfuchung unterworfen, bei welcher auf Verlangen des Arztes völlige Ent- 





*) Die in Arbeitshäufern u. ſ. w. untergebrachten Militärpflichtigen dürfen ohne Rüdficht auf die 


Dauer der Unterbringung, welche die Landes-Polizeibehörde gegen fie angeorbnet hat, in das Heer bezw. 
die Marine eingejtellt werben. 


mi 
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blögung des ganzen Körpers unter möglichiter Berüdfichtigung des Schamgefühls jtatt- 
finden muß. 


.Jeder Militärpflichtige wird, ſofern er nicht augenſcheinlich untauglich (Krüppel) oder 


dauernd unwürdig ($. 37) ift, unter ben Augen des Militärvorfigenden behufs Feſt— 
ftellung jeiner Größe ohne Fußbekleidung gemefjen. 


. „Jeder Militärpflichtige wird behufs Vervollftändigung und Berichtigung der Grundfiften 


nad) jeinen bürgerlichen Verhältniſſen befragt.*) Wußerdem muß fejtgeftellt werden, ob 
Ausichliefungsgründe (SS. 30 und 37) vorhanden. 


Jeder Militärpflichtige, ſowie feine Angehörigen find berechtigt, fpäteftens im Mufterungs- 


termine Anträge auf Zurücjtellung oder Befreiung von der Aushebung zu ftellen. 

Entfteht jedoh die Veranlaffung zur Neflamation erjt nach Beendigung des Mufte- 
rungsgeſchäfts, jo kann der Antrag noch im Aushebungstermin angebracht werden ($$. 33, ı 
und 72, 3). 

Die Betheiligten find berechtigt, ihre Anträge durch Vorlegung von Urkunden und 
Stellung von Zeugen und Sachverſtändigen zu unterjtügen ($. 65, 5 und 6). 

R. M. ©. 8. 30, 6. 

Behauptete Erwerbsunfähigfeit muß im Mufterungstermin nach Maßgabe des $. 33, 5 

zweiter Abſatz beftätigt werden. 


. Jeder Militärpflichtige, gleicyviel ob er fich im 1., 2. oder 3. Militärpflichtjahre befindet, 


darf fih im Mufterungstermin freiwillig zur Aushebung melden, ohne daß ihm hieraus 
ein bejonderes Recht auf die Auswahl der Waffengattung oder des Truppen-(Marine-)theils 
erwächit. 

Durch dieſe freiwillige Meldung verzichten die Militärpflichtigen auf die Vortheile 
der Loosnummer und gelangen in erfter Linie zur Aushebung ($. 66, 2). 


8. 64. 


Gefhäftsorduung der Erſatzlommiſſion. 


. Den Borfig im Mufterungstermin führen die beiden jtändigen Mitglieder gemeinjchaftlic. 
. Der Militärvorfigende ift für die Gründlichkeit der ärztlihen Unterfuhung und der 


Meffung verantwortlih. Er ſchlägt die Militärpflichtigen für die einzelnen Waffen- 
gattungen u. ſ. w. vor. 

Um diejen Pflichten zu gemügen, darf er den InfanteriesOffizier mit der Führung 
jeiner alphabetifchen Lifte im Mufterungstermin beauftragen (fiehe $. 68, 3). 


*) In den Küften-Wushebungsbezirken ijt feitzuftellen, ob der Militärpflichtige zur ſeemänniſchen 


oder halbjeemännifchen Bevölkerung ($. 23) gehört oder früher gehört Hat und jomit zum Dienjt in ber 
Marine verpflichtet ift. 


Gefepes- und Verordnungsblatt 1594, Beilage. 8 


8. 65, — 8 — 
3. Dem Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion Liegt die Feſtſtellung der Identität und der 


bürgerlichen Verhältniffe der Militärpflichtigen ob. (Siehe auch Anmerkung zu $. 63, 6.) 
Er führt jeine alphabetiiche Lifte in der Regel eigenhändig. 
Außerdem prüft er die Berichtigung der Nefrutirungsftammrollen. 


4. Den im Namen der Erjapfommijfion zu führenden Schriftwechjel hat der Zivilvorfigende 


1. 


2. 


derjelben im Einverftändniß und unter Mitzeichnung des Militärvorfigenden zu beforgen. 
Die Liften und Verhandlungen werden, mit Ausnahme der über die Loofung aufzu= 
nehmenden Verhandlung ($. 68, 2), nur von den ftändigen Mitgliedern unterzeichnet. 


. Den Beichlüffen der verjtärkten Erjagtommijfion*) unterliegen: 


a. Unträge auf Zurüdjtellung von der Aushebung wegen bürgerlicher Berhältniffe ($$. 32 
und 33), mit Ausnahme der Anträge auf Zurüdjtelung Militärpflichtiger römiſch— 
katholiſcher Konfeſſion, welche fich dem Studium der Theologie widmen. Ueber Anträge 
der legteren Art entjcheiden bie ftändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion ($. 29, 46.). 

b. Unträge auf Entziehung des Nechts, von der Aushebung wegen bürgerlicher Ver: 
hältnifje zurüdgeftellt zu werden ($. 66, 3b.); 

e. Anträge auf nachträgliche Aushebung oder Wiederheranziehung zum aktiven Dienjt 
von Perſonen, die wegen bürgerlicher Berhältnifje berüdfichtigt waren ($$. 9,2; 
39, 4; 40, 6; 41,5 und 82, 5.) 

RM. ©. 8. 30, 4. 


. Sämmtlide Mitglieder der Erjagfommilfion haben gleiches Stimmrecht; ihre Beichlüfje 


werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 
Dem Militär: und Zivilvorfigenden verbleibt die Pflicht, etwaige ungejegliche Ent- 
ſcheidungen zur Senntniß der vorgejegten Erjaßbehörden zu bringen. 


. Wo nur die ftändigen Mitglieder an der Beſchlußfaſſung theilnehmen, ift bei Meinungs: 


verjchiedenheit die Angelegenheit der Ober-Erjaglommiffion zur Enticheidung vorzulegen. 
Für unaufſchiebbare vorläufige Maßregeln ift die Stimme des Zivilvorfigenden 
maßgebend. 
R. M. ©. 8. 30, 5. 


8. 65. 


Entiheidungen der Erſatzlommiſſion. 


Die Entjcheidungen der Erſatzkommiſſion erfolgen nach den im Abjchnitt IV. enthaltenen 
Grundſätzen. 
Soll auf Grund der Muſterung eine endgültige Entſcheidung über einen Militärpflichtigen 


*) Außerdem entjcheidet die verftärkte Erſatzlommiſſion über die Zurüditellung (im Reichs-Militär— 


geſetze $. 30,7 „Slaffiftfation* genannt) der Mannichaften der Reſerve, Landwehr und Erjagreierve bezw. 
der Marinereferve, Seewehr und Marine-Erjagreferve, jowie der ausgebildeten Landjturmpflichtigen 
zweiten Aufgebots ($. 101, :) mit Rückſicht auf die häuslichen und gewerblichen Verhältnifie in Gemäß 
heit des 8. 64 des Neichs-Militärgejeges bezw. $. 29, Artikel II. des Gejehes vom 11. Februar 1888 
(fiehe Abſchnitt XXL). 
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durch die Ober-Erſatzkommiſſion herbeigeführt werden, jo müſſen alle Verhältniſſe, welche 
darauf von Einfluß jein fönnen, völlig Elargelegt werden. 


3. Verſuche Militärpflichtiger zur Täuſchung unterliegen der Strafbeftimmung des $. 143 


des Strafgejeßbuchs für das Deutjche Reid). 

Die Einleitung der gerichtlichen Unterjuchung herbeizuführen, ift Sache de3 Zivil: 
vorjigenden. 
. Dit über die Tauglichkeit oder Untauglichkeit eines Militärpflichtigen im Muſterungstermin 
fein ficheres Urtheil zu gewinnen, jo wird der Militärpflichtige, fofern er nicht weiter 
zurüdgejtellt wird, der Ober-Erjagfommiffion zur Entjcheidung über etwaige verjuchsweije 
Einftellung vorgeitellt. 

Bei Meinungsverjchiedenheit zwiichen den beiden Vorfigenden ift der Militärpflichtige 
jedenfalls der Ober-Erjagfommilfion vorzuftellen. 
. Die jeitens der Militärpflichtigen oder deren Angehörigen vorgelegten Urkunden ($. 63, 7) 
müſſen obrigfeitlic) beglaubigt jein. 
. Wer an Epilepfie zu leiden behauptet, hat auf eigene Koften drei glaubhafte Zeugen 
biefür zu ftellen, oder ein Zeugniß eines beamteten Arztes beizubringen. Auch darf das 
VBorhandenjein behaupteter Epilepfie angenommen werden, wenn der Nachweis derjelben 
in anderer glaubwürdiger Weiſe geführt ift. 


8. 66. 


Nangirung und Yoofung. 


. Zur Beitimmung der Neihenfolge, in welcher die Militärpflichtigen auszuheben find, 

werden diejelben nach der Mufterung und Looſung rangirt. 

. Die Militärpflichtigen werden in folgender Weije rangirt: 

Freiwillig Einzuftellende ($. 63, 8) einjchließlich der Forftlehrlinge, 

. Bormweg Einzuftellende, 

. Borzumerfende, 

. Militärpflichtige des laufenden Yahrganges, 

. Ueberzählige früherer Jahrgänge. 

. Bormweg Einzuftellende find ſolche Militärpflichtige, welche in einem von den Erſatz— 
behörden abzuhaltenden Termine nicht pünktlich erjchienen und denen deßhalb von den 
Erjagfommijfionen die Vortheile der Loojung entzogen worden find (8. 26, 7). 

R. M. ©. 8. 38. 

b, Stehen jochen Militärpflichtigen gejegliche Anfprüce auf Zurüdftellung oder Befreiung 
von der Aushebung zur Seite, jo fünnen fie von den verftärkten Ober-Erjapfommij- 
fionen diefer Vergünftigungen nur dann als verluftig erklärt werden, wenn ihre Ver: 
jäumniß im böslicher Abficht oder wiederholt erfolgt iſt. 

N. M. G. 58. 30, + v. und 33. 
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ce. Unter gleicher Borausfegung können ſolche Militärpflichtige von den Erſatzbehörden 
als unfichere Dienftpflichtige jofort zur Einstellung gebradjt und durd) die Bezirks— 
fommandeure einem Infanterietruppentheil*) bezw. der nächſten Arbeiterabtheilung 
($. 30, 4) oder dem nächſten in Betracht fommenden Marinetheil (Matrojendivifionen: 
$. 23, 2a, b. und 3; Werftdivifionen: $. 23, 20. md a.) überwieſen werden ($. 68, 3). 

d. Iſt die Verſäumniß durch Umftände herbeigeführt, deren Bejeitigung nicht in dem 
Willen des betreffenden Militärpflichtigen Tag, jo treten die unter a. big c. erwähnten 
Folgen nicht ein. 

R. M. ©. 8. 33. 

4. Die Vorzumerkenden find Militärpflichtige älterer Jahrgänge, welche vor der Abſchluß— 

nummer desjenigen Aushebungsbezirfs ftehen, in welchem fie gelooft haben. 

Unter fi rangiren die Vorzumerkenden nad) Jahrgängen — ältefter Jahrgang 
voran — und Loosnummern. Die Einrangirung Berzogener findet nach dem Werth 
ihrer Loosnummern im Verhältnif zu den Abſchlußnummern ftatt **). 

5. a. Die Loojung der Militärpflichtigen findet in ihrem erften Militärpflichtjahr ftatt. An 
derjelben nehmen — abgejehen von den unter Ziffer 7 vorgejehenen Ausnahmen — 
alle in der alphabetischen Lifte des laufenden Jahrgangs geführten Militärpflichtigen 
des Aushebungsbezirks, ſoweit fie bei der Mufterung erfchienen waren oder ent— 
ſchuldigt gefehlt haben, Theil. 

b. Die bei der Loofung gezogene Nummer verbleibt dem Inhaber während der Dauer 
jeiner Militärpflicht. 

e. Abſchlußnummer heißt diejenige Loosnummer, deren Inhaber in einem Aushebungs- 
bezirf in der regelmäßigen durch die Aufeinanderfolge der Loosnummern bejtimmten 
Reihenfolge zulegt ausgehoben ift (fiehe Ziffer 14). 

Dieje regelmäßige Reihenfolge wird dadurch nicht unterbrochen, daß Militärpflichtige 
durch die Erſatzkommiſſion vorläufig von der Aushebung zurüdgejtellt werden, 

d. Iſt zur Aufbringung des einem Aushebungsbezirk auferlegten Rekrutenantheils auf 
die Ueberzähligen früherer Jahrgänge (Ziffer 2 e.) zurücgegangen, fo gilt die bei der 
2oojung des laufenden Jahres gezogene höchfte Nummer zugleich als Abjchlugnummer 
ohne Rüdfiht darauf, ob zwijchen dem zulegt Ausgehobenen des laufenden Jahrgangs 
und der höchſten Loosnummer fi) noch einzelne von der Aushebung zurücdgeitellte 
Milttärpflichtige befinden oder nicht. In ſolchem Falle wird ferner die Abſchlußnummer 
der betreffenden früheren Jahrgänge entſprechend binaufgerüdt. 


*) Die allgemeine Regelung der Bertheilung der unficheren Dienftpflichtigen auf die Infanterie 
truppentheile it Sadje der Generalflommandos. 

**) Beilpiel: Ein Vorzumerkender befigt in dem Mufterungsbezirt A., woſelbſt die Abſchlußnummer 
feines Jahrgangs „1200* ift, die Loosnummer „900°. Derjelbe verzieht in den Mujterungsbezirt B., 
wojelbit die Abichlugnummer deijelben Jahrgangs „400“ beträgt. Er wird demnad im Verhältniß 
900 : 1200 = x : 400, x — 300, mithin hinter dem Borzumerfenden einzurangiren fein, welcher im 
Mufterungöbezirt B. die Loosnummer „300* beſitzt. 


10. 
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e, Alle vor der Abſchlußnummer ihres Jahrgangs ftehen bleibende Militärpflichtige werben 
im nächiten Jahre Vorzumerfende (Ziffer 4). 


. Der Termin, an welchem die Loofung ftattfinden fol, wird öffentlich befannt gemacht. 


Diejelbe findet in Gegenwart der verjtärkten Erjagfommijfion ftatt, nachdem das Mufterungs- 
geihäft im ganzen Aushebungsbezirk beendigt it. 

Jedem Militärpflichtigen ift das perjönliche Erjcheinen überlaffen. Für die nicht 
Erjchienenen wird durch ein Mitglied der Erſatzkommiſſion gelooft. 


. Bon der Loojung find auszujchließen: 


1. die zum einjährig-freiwilligen Dienft Berechtigten, 

2. die von den Truppen{Marine)theilen angenommenen Freiwilligen (einſchließlich 
Forftlehrlinge), 

3. die vorweg Einzuftellenden, 

4. die dauernd Unwürdigen (8. 31 D. St. ©.), 

5. bis auf Weiteres die Militärpflichtigen der jeemännifchen und halbjeemännifjchen 
Bevölkerung ($. 76, 4). 


. Für die Richtigkeit des Looſens ift der Zivilvorfigende der Erſatzlommiſſion vorzugsweiſe 


verantwortlich. 


. Die Zahl der zu ziehenden Looſe muß der Zahl der an der Loofung theilnehmenden 


Militärpflichtigen (Ziffer 5 a.) entſprechen. 

Sie werden in Gegenwart der Kommijfion in ein geeignetes Gefäß eingezählt. Lebteres 
wird jodann gehörig umgejchüttelt. 
Die Militärpflichtigen loojen in der Neihenfolge der alphabetiichen Lifte. In welcher 
Weiſe die Looje für abwejende Meilitärpflichtige zu ziehen find, beftimmt der Zivilvor— 
figende. Jedes gezogene Loos wird laut verlefen und ſogleich in die alphabetijche Lifte 
eingetragen und zwar durd) den Militär und Zivilvorfigenden eigenhändig. 

Unterbrecjungen der Loojung dürfen nur ausnahmsweije ftattfinden. Während der 
Dauer der Unterbrechung ift das Gefäß mit den Looſen unter ſicherem Verichluß aufzu— 
bewahren. 

Betreffs Ausſtellung von Loojungsicheinen fiehe $. 67. 
Die Ueberzähligen früherer Jahrgänge rangiren nad) der Neihenfolge ihrer 
im erjten Militärpflichtjahr gezogenen Loosnummern. 

Sind fie nad) anderen Aushebungsbezirfen verzogen, jo werden fie dort nach dem 
Werth ihrer Loosnummer im Verhältniß zu den Abſchlußnummern einrangirt. *) 


) Beijpiel: Ein Ueberzähliger befigt in dem Mufterungsbezirf A., woſelbſt die Abſchlußnummer 


feines Jahrgangs „1200* ift, die Loosnummer „1500%. Derjelbe verzieht in den Mufterungsbezirt B., 
woſelbſt die Abſchlußnummer defjelben Jahrgangs „400* beträgt. Er wird demnach im Verhältniß 
1500 : 1200 = x : 400, x = 500, mithin hinter dem Ueberzähligen einzurangiren jein, welcher in dem 
Mufterungäbezirt B. die Loosnummer „500“ befikt. 


Ueberjteigt die bei foldher Berechnung gewonnene Zahl die höchſte Loosnummer des Mufterungs- 


bezirks, jo würde der zugezogene Militärpflichtige unmittelbar Hinter demjenigen zu rangiren haben, 
welcher die höchſte Loosnummer gezogen hat. 


8. 67. Re. 


Iſt in einem der Aushebungsbezirfe eine Abſchlußnummer nicht vorhanden, fo find 
die Ueberzähligen nach dem Werthe, weldjen ihre Loosnummer im früheren Aushebungs: 
bezirfe hatte, in die Meberzähligen des neuen Aushebungsbezirks einzurangiren.*) 

12, Milttärpflichtige des laufenden Jahrganges, die nach der Looſung überwiejen werden 
(8. 47, 8), find nad) dem Werth ihrer Loosnummer im Verhältniß zu den höchiten Loos- 
nummern einzurangiren. **) 

13. Militärpflichtige früherer Jahrgänge, für welche ohne ihr Verſchulden nicht gelooft 
tft, loojen mit dem laufenden Jahrgang und werden nach dem Werth; der gezogenen 
Nummer im Berhältniß zur höchſten Loosnummer des laufenden und ihres Jahrgangs 
in den leteren einrangirt. ***) 

14. Abweichungen von der Rangirung dürfen nur von der Ober-Erjagfommilfion verfügt 
werden, jofern für einzelne Waffengattungen (Garde, Kürafliere, Fußartillerie, Pioniere, 
Eijenbahn= und Luftichiffertruppen, Defonomiehandwerfer, Marine) die erforderliche Anzahl 
Nekruten innerhalb der regelmäßigen Reihenfolge nicht zu finden iſt ($. 73, 5). 

Die Abſchlußnummer wird hierdurd) m hinaufgerüdt. 

R. M. ©. 8. 13. 


$. 67. 
Looſungsſcheine. 
1. Den gemuſterten Militärpflichtigen des laufenden Jahrganges werden nach der Looſung 
Looſungsſcheine ertheilt. 
Sie dienen als Ausweis für die Militärpflichtigen während der Dauer ihrer Mili— 
tärpflicht. 
2. Die Aushändigung der Looſungsſcheine erfolgt unmittelbar nach der Looſung durch die 
Gemeindevorſteher oder deren Vertreter, welchen dieſelben durch die Zivilvorſitzenden der 
Erſatzkommiſſion zugehen. 


) Beiſpiel: Ein Ueberzähliger mit der Loosnummer 400 verzieht aus dem Aushebungsbezirk A., 
woſelbſt die höchſte Loosnummer 520, eine Abſchlußnummer aber nicht vorhanden iſt, in den Aus— 
hebungsbezirt B., in welchem die höchſte Loosnummer auf 384, die Abſchlußnummer auf 74 feitgeftellt 
worden ift und wo mithin 310 Lleberzählige vorhanden find. Derjelbe wird ſodann — nad) dem Ver— 
hältniß 520 : 400 = 310 :x — der 238te Ueberzählige, aljo hinter der Loodnummer (74 + 238 =) 312 
einzurangiren fein. 

*) Beilpiel: Ein Militärpflichtiger hat bei der Loofung in dem Mufterungäbezirt A., woſelbſt die 
höchſte Zoosnummer „1600“ beträgt, die Loosnummer „1200* gezogen. In dem Mufterungsbezirt B., 
wohin derjelbe verzieht, ift die höchite Loosnummer „2000*. Er wird demnad; im Verhältniß 1200: 1600 
= x:2000, x = 1500, mithin hinter dem Militärpflichtigen der Loosnummer „1500*, einzurangiren fein. 

***) Beifpiel: Ein im Jahre 1867 geborener Militärpflichtiger hat ohne jein Berjchulden im Jahre 
1887 feine Loosnummer erhalten ; er looſt erjt im Jahre 1888 mit dem laufenden Jahrgang, für welchen 
die höchſte Loosnummer „2500“ beträgt, und erhält hierbei die Loosnummer „1200*. Die höchſte Loos— 
nummer jeine® Jahrgangs (1867) betrug „2000*. Die Einrangirung in den lehteren erfolgt demnach 
im Berhältniß 1200 : 2500 = x : 2000, x — 960, mithin hinter dem Militärpflichtigen des Jahrgangs 
1867, welcher im Jahre 1887 die Loosnummer „960“ gezogen hat. 


— — 8. 68. 


Bor der Aushändigung werden die Nefrutirungsftammrollen durch Eintragung ber 
Loosnummern ergänzt. 
3. Die Loofungsjcheine find bei allen Anmeldungen zur Nefrutirungsitammrolle und jeder 
Geſtellung vor den Erjagbehörden vorzuzeigen. 
Bei jeder Geftellung werden fie durch die Erſatzkommiſſion vervolljtändigt. 
Üeber Eintragungen beim Berziehen fiehe $. 47, 8. 


8. 68. 
Beendigung des Muſterungsgeſchäfts. 


1. Nach gefchehener Looſung ift das Mufterungsgejchäft beendigt. 

2. Ueber die ordnungsmäßig ftattgehabte Loofung wird eine Verhandlung aufgenommen und 
von allen Mitgliedern der verjtärften Erſatzkommiſſion unterzeichnet. 

Hiernad) werden die außerordentlichen Mitglieder entlaſſen. 

3. Die ftändigen Mitglieder vergleichen ihre alphabetifchen Liften nochmald genau und 
reichen hierauf nach näherer Beltimmung der Ober-Erſatzkommiſſion eine jummarijche 
Ueberfiht ber Ergebniſſe des Mufterungsgeihäfts an die Ober-Erjagfommilfion (zu 
Händen des Militärvorfigenden) ein. 

War der Infanterieoffizier mit Führung der alphabetiihen Lifte des Bezirks— 
fommanbeurd im Mufterungstermin beauftragt ($. 64, 2), jo kann derjelbe auch zum 
Vergleichen der Liften nod) herangezogen werben. 

Ueber etwaige während des Mufterungsgeichäfts bewirkte Einftellung unficherer 
Dienftpflichtiger ift bei Vorlage der Ueberficht Meldung zu erftatten ($. 66, Be.) 

Der Brigadefommandeur meldet nad; näherer Unordnung des Generaltommandos 
an diejes jummarijch die Zahl der in den unterftellten Aushebungsbezirfen vorhandenen 
tauglihen Militärpflichtigen, ausschließlich derjenigen, welche in Berüdfichtigung bürger- 
licher Berhältnifje zurückgeſtellt beziehungsweiſe zu befreien find, und ausſchließlich der zu 
einer fürzeren Einübung mit den Waffen zugelafjenen Volksſchullehrer und Kandidaten 
des Volksſchulamts, getrennt nad Land» und ſeemänniſcher (halbſeemänniſcher) Bevölkerung. 
Diefe Angaben werden für die Armeekorps-Bezirke zufammengeftellt und ſpäteſtens bis 
zum 5. Mai an das zuftändige Kriegsminifterium mitgetheilt. *) 

4. Hierauf werden in Gemäßheit der Beitimmungen des 8. 50 die Vorftellungsfiften angelegt. 
Ob diejelben einzujenden oder erft im Aushebungstermin vorzulegen, beftimmt die Ober: 
Erſatzkommiſſion. 

Der Vorſtellungsliſte A. find die betreffenden Ausſchließungsſcheine, der Borjtellungs- 
lifte B. die Ausmufterungsfcheine, der Vorſtellungsliſte C. die Landfturmjcheine beizufügen. 





*) Seitend des XIV. Armeekorps find die Angaben getrennt für das Großherzogthum Baden und 
Elfaf-Lothringen zu madıen. 


8. 69. er 


5. Treten nad) Aufftellung der Borftellungsliften durch Zuzug oder Wegzug ber Militär- 
pflichtigen 2c. Veränderungen ein, jo find erftere hiernac durch den Bivilvorfigenden der 
Erſatzkommiſſion vor Beginn des Aushebungsgejchäftes bezw. jedes Gejchäftstages unter 
Aufnahme einer bezüglichen Bemerkung zu berichtigen. 

Im Uebrigen fiehe 8. 72, &. 


Abſchnitt IX. 


Aushebungsgefdäft. 
8. 69. 


Aushebungsreife. 


1. Der Plan zur Aushebungsreife wird durch die Infanterie-Brigadefommandeure aufgeftellt 
und den Zivilvorfigenden der Ober-Erſatzkommiſſionen mitgetheilt. 

2. Bei Aufftellung des Reiſeplans bleibt zu beachten: 

a. Aufeinanderfolge der Aushebungsbezirke nad) ihrer örtlichen Lage, 

b. Rüdfichtnahme auf die vorhandenen Eifenbahn:, Dampfidhiff: und Chaufjeeverbindungen, 

c. Abhaltung des Aushebungsgejhäfts ſoweit thunlih an den Orten, an welchen die 
Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſionen ihren Amtsfig haben, 

d. Rückſichtnahme auf die Zahl der zur Vorjtellung gelangenden Militärpflichtigen. 

3. Bei Ziffer 2 d. fommt die Zahl der in den PVorjtellungsliften D. und E., in der Regel 
aud die Zahl der in den Vorftellungsliften B. und C, enthaltenen Militärpflichtigen 
derart in Betracht, daß aus den Borjtellungsliften D. und E. im Allgemeinen nicht 
mehr wie 300, aus den Vorſtellungsliſten B. und C. nicht mehr wie 600 Militärpflichtige 
an einem Tage zur Vorjtellung gelangen jollen. 

Die in den Borftellungsliiten A. enthaltenen Militärpflichtigen werben der Ober: 
Erjagfommijfion nur auf bejondere Anordnung derjelben perjönlich vorgeitellt. 

Mit Ermädtigung der Erjagbehörden dritter Inftanz darf von perfönlicher Vor: 
ftellung der in den Vorſtellungsliſten B. und C., b. und e. enthaltenen Militärpflichtigen 
ausnahmsmweije allgemein abgejehen werden. 

Hingegen gelangen die in der Vorjtellungslifte C. unter a. aufgeführten Milttär- 
pflichtigen ſtets zur Vorſtellung. 

Im Uebrigen fiehe $. 72, 2. 

4. Was die Reijezeit anbelangt, jo bleibt zu beachten: 

a. daß jeder Erſatzkommiſſion von Beendigung des Mufterungsgejchäfts bis zum Eintreffen 
der Ober-Erjagkommiffion genügende Zeit zur Vorbereitung der Aushebung bleiben muß, 

b. daß die Aushebung vor der Nefruteneinftellung beendet ift, 

c. daß die Infanterie-Brigadefommandenre u. j. w. den Herbftübungen beiwohnen können. 


—— 8. 70. 


Un Sonn: und Feittagen und an Tagen von Reiche: und Landtagswahlen find 
Aushebungstermine nicht anzuberaumen. 


. Sind jeitens der Zivilvorfienden Bedenken gegen den Reijeplan nicht zu erheben, jo wird 
derjelbe als feitjtehend den Erjagbehörden dritter Inſtanz mitgetheilt. 

Werden Bedenken erhoben, jo ift denjelben, fofern fie ald gerechtfertigt anerkannt, 
Rechnung zu tragen oder es ift die Enticheidung der zuftändigen Erjabbehörde dritter 
Inſtanz herbeizuführen. 


. Der Reijeplan der Ober-Erjagfommiffion wird den Erſatzkommiſſionen mitgetheilt. 
Diefer Mittheilung find etwaige Feitjegungen betreffs der vorläufigen Brigade: 
Erjagvertheilung anzujchließen ($. 55). 
Die Zivilvorfigenden der Erjapfommiffionen machen den Reijeplan amtlich befannt 
und forgen für die Bereitftellung der erforderlichen Räumlichkeiten (5. 60, 7). 


. Bei Eintritt einer Mobilmachung ift das etwa im Gange befindliche Aushebungsgejchäft 
zu unterbredien. Das militäriiche Perjonal ($. 70, 1) kehrt jofort in jeine Standorte 
zurück. 


8. 70. 


Berufung des Aushebungsperjonals. 


. Das Aushebungsperjonal befteht militärijcherjeit3 aus dem Infanterie-Brigadefommandeur 
u. f. w. mit dem Brigade-Adjutanten u. ſ. w., dem zuftändigen Bezirfsfommandeur, 
einem oberen Militärarzt und dem erforderlichen Unterperjonaf. 

Die Zutheilung des oberen Militärarztes wird durch den fommandirenden General 
nad) erfolgter Mittheilung des Reiſeplans ($. 69, 5) veranlaßt. Die Heranziehung des - 
militärischen Unterperſonals beſtimmt der Infanterie-Brigadelommandeur auf Grund des 
thatfächlichen Bedürfniffes. 

. Bon Seiten des Zivils gehört zum Aushebungsperjonal der Zivilvorfigende und das 
bürgerliche Mitglied der Ober-Erſatzkommiſſion, der Zivilvorfigende der zuftändigen Erſatz— 
kommiſſion und das nöthige Schreiber: und Auffichtsperfonal. 

Die Heranziehung der im $. 61, 3 bezeichneten Perjonen erfolgt nad) Maßgabe des 
Bedürfniffes durch den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion. 

. Die Heranziehung und rechtzeitige Benachrichtigung des bürgerlichen Mitgliedes ber 
Ober-Erſatzkommiſſion iſt Sache des Zivilvorfigenden der Ober-Erſatzkommiſſion. 

Für jeden Infanterie-Brigadebezirk beziehungsweiſe für ſämmtliche in demjelben 
liegenden Gebietstheile eines Bundesſtaates fungirt in ber Regel nur ein bürgerliches 
Mitglied. 
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8. 71. 
Geihäftsordunng der Ober-Erſatzlommiſſion. 


1. Den Vorſitz führen die beiden jtändigen Mitglieder gemeinschaftlich. 

2. Der Militärvorfigende entjcheidet über die Tauglichkeit der Militärpflichtigen und die 
Bertheilung der ausgehobenen Nekruten auf bie verjchiedenen Waffengattungen und 
Truppen: Marine-)theile jowie über die VBertheilung der Erjagrejervijten und Marine- 
Erjagrejervijten auf die verjchiedenen Waffengattungen ꝛc. und Marinetheile. Much 
bezeichnet der Militärvorfigende diejenigen Erſatzreſerviſten, welche ihrer Körperbeſchaffenheit 
nad vorzugsweiſe übungsfähig find ($. 117, 10). 

Um diejen Pflichten genügen zu können, darf er ben Brigade-Wdjutanten mit der 
Führung der Borftellungsliiten im Aushebungstermin beauftragen. 

3. Auf den Zivilvorfigenden und das bürgerliche Mitglied der Ober-Erjagfommijfion finden 
die Beftimmungen des 8. 64, 3 und 5 finngemäße Anwendung. 

4. Den im Namen der Ober-Erſatzkommiſſion zu führenden Schriftwechjel hat der Militär: 
vorfigende im Einverftändnig und unter Mitzeichnung des Zivilvorfigenden zu bejorgen. 

5. Die Mitglieder der Ober-Erjagfommiffion Haben gleiches Stimmrecht, ihre Beſchlüſſe 
werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

Dem Militär und Bivilvorfigenden verbleibt die Plicht, etiwaige ungefjegliche Ent— 
ſcheidungen zur Kenntniß der vorgejegten Erſatzbehörden zu bringen. 

Bo nur die ftändigen Mitglieder an der Beichlußfafjung theilnehmen, ift bei 
Meinungsverjchiedenheit die Angelegenheit der Erjaßbehörde dritter Inſtanz zur Ent: 
ſcheidung vorzutragen. 

Für unauficiebbare vorläufige Maßregeln ift die Stimme des Militärvorfigenden 
maßgebend. 

R. M. ©. 8. 30, >. 

Die Liſten und Verhandlungen werden nur von den jtändigen Mitgliedern unter- 
zeichnet. 

6. Abgejehen von den nad) dem Gejege zuläffigen Zurückſtellungen ($. 29, ı bis 5), unterliegen 
die Beſchlüſſe der Erjapfommijfion der Reviſion und endgültigen Entſcheidung der Ober— 
Erſatzkommiſſion. Auch miüfjen derjelben alle, ſei es im erjten, zweiten oder dritten 
Militärpflichtjahre, von der Erſatzkommiſſion unbegründet befundenen Reklamationen ohne 
Rückſicht darauf, ob jeitens der Betheiligten Einſpruch erhoben ift oder nicht, ſowie alle 
im dritten Militärpflichtjahr al3 begründet anerkannten Reklamationen vorgelegt werden. *) 
Im Uebrigen fiehe $. 33, 5 zweiter Abjap. 


*) Es jchlieht dies nicht aus, daß bei der Prüfung und Entjcheidung über die von der Erfaß- 
kommiſſion als unbegründet zurüdgemwiefenen, feitens der Betheiligten nicht angefochtenen Reklamationen 
ein mehr ſummariſches Berfahren eingeführt und damit einer Erſchwerung oder Verzögerung des 
Geſchäftsganges der Ober-Erjapfommiffion vorgebeugt werbe. 


— — g. 72. 


7. Im Aushebungstermine getroffene endgültige Entſcheidungen der Ober-Erſatzkommiſſion 
über Militärpflichtige dürfen, — ſoweit es ſich nicht um zuläſſige Umbeſtimmungen behufs 
Aufbringung des erforderlichen Erſatzes bezw. Nacherſatzes ($. 77) oder um Reklamationen 
handelt, welche erjt nach dem Aushebungsgeihäft zur Vorlage oder Enticheidung gelangen 
fonnten ($. 81, 4) — nur von der Erjagbehörde dritter Inſtanz nachträglich geändert 
werden. 

8. Gegen die Enticheidungen der Ober-Erſatzkommiſſion fteht nur den Militärpflichtigen oder 
ihren zur Reklamation berechtigten Angehörigen (8. 32, 2 und 3) eine Berufung an die 
höheren Inſtanzen zu. 

Im Uebrigen fiehe $. 36, 2. 

9. Die ftändigen Mitglieder der Ober-Erſatzkommiſſion haben die Pflicht, in einzelnen Aus— 
hebungsorten eine Nevifion der alphabetiichen und Rejtantenliften der Erjagfommijfion 
vorzunehmen. 


8. 72. 


Geftellung zur Anshebung. 


1. a. Die Beorderung der Militärpflichtigen nad) dem Aushebungsort ift Sache des Zivil: 
vorfigenden der Erſatzkommiſſion. 

Es werden alle in den Borftellungsliften B., C., D., E. und F. enthaltenen 
Militärpflichtigen — unter Beachtung der eingetretenen Aenderungen — zur perjön- 
lichen Vorftellung beordert, jofern nicht bejondere Anordnungen erlafjen find ($. 69, 3 
bezw. $. 72, 2). 

Außerdem fiehe $. 65, 4. 

Bon den in der Vorftellungslifte F. Enthaltenen werden nur diejenigen nicht 
beordert, welche von dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion aud) von der Gejtellungs- 
pflicht beim Aushebungsgeichäft ausprüdlich entbunden find ($$. 62, 3 und 75, 2). 

Außerdem beordert der Zivilvorjigende die in Beilage 3 ($. 50, 5) aufgeführten 
Freiwilligen. 

b. Alle in Strafhaft befindlichen und diejenigen in Unterfuchungshaft befindlichen, deren 
Vorführung duch den zuftändigen Richter al3 zuläjfig bezeichnet wird, ſowie die in 
Arbeitshäufern u. ſ. w. untergebrachten Militärpflichtigen find ohne Nüdficht darauf, 
ob fie im Aushebungsbezirk ftellungspflictig find oder nicht (8. 26), durch von dem 
Bivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion beſtimmte Polizei- 2c. Organe im Aushebungs- 
termin vorzuführen. *) 

c. Dem Bezirksfommandeur liegt nur die Beorderung der etwa vorzuftellenden Mann— 

ſchaften des Beurlaubtenftandes ($. 50, 5) ob. 

*) Ueber Aushebung der in Arbeitshäufern u. ſ. w. Untergebrachten fiehe Anmerkung *) zu $. 62, « 

Seite 56). 
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2. Gemüthskranke, Blödſinnige, Krüppel, ſowie zur Zeit der Aushebung Erkrankte dürfen 
auf Grund ärztlicher Zeugniſſe (8. 62, 4) durch die Erſatzkommiſſion, andere Militär— 
pflichtige nur in vereinzelten Fällen ausnahmsweiſe durch die Ober-Erſatzkommiſſion von 
der Geftellung befreit werben. 

Die Entjcheidung erfolgt gemäß Ziffer 6. 

3. Im Uebrigen iſt jeder in den Grundliften des Aushebungsbezirks enthaltene Militär: 
pflichtige berechtigt, im Wushebungstermin zu erjcheinen und der Ober-Erſatzkommiſſion 
etwaige Anliegen vorzutragen. 

4. Militärpflichtige, welche fih im Aushebungstermin vorftellen bezw. vorgeführt werben 
(Ziffer 1 b.), ohne in den Grundliſten des Aushebungsbezirfs enthalten zu jein, find in 
bejondere Zugangsliften zu den bezüglichen Vorjtellungsliften aufzunehmen. Ueber jolche 
Militärpflichtige ift nur dann eine endgültige Entjcheidung zu fällen, wenn ihre Identität 
feftiteht und die vorgelegten Papiere eine Entjcheidung mit Sicherheit zulafien. Siehe 
jedoch 8. 73, 46. 

Bon jeder derartigen Entjcheidung ift durch den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion, 
in deren Bezirk fich ein folder Militärpflichtiger zur Aushebung gejtellt hat, dem Zivil 
vorfigenden der Erſatzkommiſſion, in deren Bezirk der in Rede ftehende Militärpflichtige 
gejtellungspflichtig ift, bezw. in deren Bezirk er fi zur Mufterung gejtellt hat, jofern 
feine Ueberweiſung nicht mittlerweile an einen anderen Bezirk erfolgt ift, jofort Mitthei- 
lung zu machen ($. 49, 2). 

Kann eine endgültige Entſcheidung nicht getroffen werden, jo wird ein jolcher Militär: 
pflichtiger vorläufig zurüdgejtellt. 

5. Die Militärpflichtigen werden der Ober-Erjagfommiffion in der Reihenfolge vorgejtellt, 
in welcher fie in den Borftellungsliften oder deren Beilagen stehen. 

Die Aufrechterhaltung diejer Reihenfolge iſt Sache der ftändigen Mitglieder der 
Erjagfommiffion. 

6. Ueber Militärpflichtige, welche ohne Entjchuldigung im Aushebungstermin gar nicht oder 
nicht pünktlich erjchienen find, wird nad) Maßgabe des $. 66, 3 entjchieden. 

Bei hinreichender Entjchuldigung werden fie entweder von den ftändigen Mitgliedern 
der Erjagfommijfion bis zum nächſten Jahre zurüdgejtellt ($. 36, 4), oder es wird die 
vorläufige Entjcheidung der Erſatzkommiſſion beftätigt, nachdem erforderlichenfalls noch 
eine bejondere ärztliche Unterfuchung durd den Bezirkskommandeur veranlaßt ift. 


8. 73. 
Entiheidungen der Ober-Erfastommtifion. 
1. Die Entſcheidungen der Ober-Erjagfommiffion erfolgen nach den im Abjchnitt IV. ent: 
baltenen Grundſätzen. 
Die Ober-Erjagfommijfion bezeichnet diejenigen gemäß $. 40, 2a. der Erſatzreſerve 
überwieſenen Mannjchaften, deren Heranziehung zu Uebungen im Frieden bürgerlidyer 
Verhältniſſe wegen unthunlich ift (fiehe S. 117, 10). 


2. 


St 
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Die getroffene Entjcheidung wird in die Vorftellungstlifte jogleich eingetragen. 

Ob eine Entkleidung dev Meilitärpflichtigen nothwendig, bejtimmt der Militär: 
borfigende. 

Körperliche Fehler, die in den Vorjtellungstiften noch nicht vermerkt find, werben 
unter „Bemerkungen“ nachgetragen. 


. Üebertragungen von Namen aus einer Vorſtellungsliſte in die andere finden, wenn auch 


die Entjcheidung der Ober-Erjagfommiffion von dem Vorſchlage der Erjagfommiffion 
abweicht, nicht jtatt. 


.a. Die Ausſchließungs-, Unsmufterungs: und Landfturmfcheine werden — jomweit fie vor- 


bereitet find — im Aushebungstermin von den jtändigen Mitgliedern der Ober-Erjah- 
kommiſſion unterzeichnet. 

b. Die Erjatrejervepäffe und Marine-Erjagrejervepäffe merden vom Bezirkskommando 
unterftempelt und im Aushebungstermin joweit thunlich ausgehändigt. Daneben Hat 
eine eingehende Belehrung ſämmtlicher Erjagrejerviften und Marine-Erjagrejervijten 
über ihre demmächjtigen Melde: ze. Pflichten, die zuftändige Kontrolftelle ꝛe. durch den 
Bezirkskommandeur ftattzufinden. 

e. Die Erfaßrejervepäffe für die „Ueberzähligen” find fo zeitig auszufertigen, daß fie 
den Betreffenden bei ihrer Ueberweiſung zur Erjagreferve jofort ausgehändigt werden 
fünnen. 

d. Zur Ausftellung 2c. der Papiere für diejenigen Militärpflichtigen, welche gemäß 8. 72, 4 
zur Vorjtellung gelangten, ohne in den Grundliſten des Aushebungsbezirks enthalten 
zu jein, ift diejenige Ober-Erſatzkommiſſion bezw. dasjenige Bezirkskommando verpflichtet, 
in deren Bereich die Militärpflichtigen gejtellungspflichtig find ($. 26), oder in deren 
Bezirk diefelben fi zur Mufterung geftellt haben, ſofern nicht ihre Ueberweilung von 
dort mittlerweile an einen anderen Bezirk erfolgt ift. 

e. Denjenigen gemäß 8. 72, 4 zur Borftellung gelangten Militärpflichtigen, welche für 
tauglich befunden werben, ift ſtets ein (eventuell vorläufiger) Urlaubspaß (Ziffer 6) 
zu ertheilen. 


. Die tauglich befundenen Militärpflichtigen werden — joweit es zur Dedung des Rekruten— 


bedarfs erforderlich — in der regelmäßigen Neihenfolge ausgehoben und treten mit der 
Aushändigung des Urlaubspafjes (Ziffer 6) als Rekruten zu den Mannjchaften des 
Beurlaubtenjtandes über. 

Bon der regelmäßigen Neihenfolge darf nur bei der Aushebung von Rekruten für 
Garde, Küraffiere, Fußartillerie, Pioniere, Eifenbahn: und Luftichiffertruppen, Oekonomie— 
handwerfer und Marine ($. 66, 14) abgemwichen werden, ſofern in diefer Neihenfolge eine 
genügende Zahl tauglicher Rekruten nicht zu finden ift. 

Nachdem der Bedarf gededt, wird eine nach der Erfahrung zu bemeijende Zahl von 
Rekruten ausgehoben, um beim Abgang von Mannfchaften bei den Truppen als Nach— 
erjah zu dienen. 


8. 73. —— 


Falls taugliche Militärpflichtige der ſeemänniſchen (halbſeemänniſchen) Bevölkerung 
zur Vorſtellung gelangen, ohne daß der Brigadebezirk Rekruten für die Marine auf— 
zubringen hat, jo find dieſelben dennoch für die Marine auszuheben und zunächſt in die 
gemäß $. 74, 2 und 3 zu erjtattenden Meldungen aufzunehmen. 

6. Die ausgehobenen Rekruten werden in den Grundliſten geftrichen, treten in die Kontrole 
der Landwehrbehörden ($. 80) und erhalten Urlaubspäſſe nach Mufter 12. 

7. Diejenigen tauglichen Militärpflichtigen, welche nicht ausgehoben worden find, werden für 
eine bejtimmte Waffengattung bezeichnet und bleiben „Ueberzählige”. Diejelben bleiben im 
Befig ihres unter „Bemerkungen“ durch die Erſatzkommiſſion entiprechend vervolljtändigten 
Looſungsſcheins ($. 35, 2). 

Die in ihrem dritten Militärpflichtjahre ftehenden „Ueberzähligen“ werben ebenſo 
wie die in ihrem dritten Militärpflichtjahre ausgehobenen aber bis zum nächiten 1. Februar 
nicht eingejtellten Nekruten ($. 77,4) am nächſten 1. Februar zur Erſatzreſerve — 
erforderlichen Falls unter Vertheilung auf eine andere Waffengattung u. j. w. — über- 
geführt ($. 40, 1).*) Die Ueberzähligen jüngerer Jahrgänge — fofern nicht in Folge 
nachträglich eingetretenen Bedarfs auf fie zurüdgegriffen werden muß ($. 34) — jowie 
zwar auögehobene aber als überzählig nicht eingeftellte Rekruten jolcher Jahrgänge 
($. 77, 4) bleiben bis zum nächjten Jahre zurückgeſtellt. 

8. Hinſichtlich Enticheidung über Entziehung der Vergünftigung der Zurüdjtellung wegen 
bürgerlicher Verhältnifje fiehe $3. 64, 51. und 66, 3».; über nachträgliche Aushebung und 
Wiederheranziehung zur Ableitung des Reſtes der aktiven Dienftpflicht von Berjonen, 
die wegen bürgerlicher Verhältnifje berücfichtigt worden find, ſiehe 88. 9, 2; 39, 1;40, 6; 
64, 5. und 82, 5 c; über die zur Dispofition der Erjagbehörden entlaffenen Mannichaften 
fiehe $. 82, 5; über die von den Truppen: (Marine-)theilen abgewiejenen Einjährig- 
Freiwilligen fiehe $. 94, 8. 

9. Den Erjagreferviften, welche zur erjten Uebung einberufen werden jollen, ift, von be— 
jonderen Ausnahmefällen abgejehen, der Gejtellungstag bis zum 15. Juli des betreffenden 
Kalenderjahres durch den Bezirkstommandeur befannt zu machen. 

©. v. 11. 2. 88, Art. 11. 88. 13 u. 20. 

Erfolgt bei jpäterer Abhaltung des Aushebungsgeichäfts die Ueberweiſung zur Erjaß- 
rejerve erit nach dem 15. Juli, jo hat die Bekanntgabe des Geftellungstages an die zur 
Uebung beranzuziehenden Mannjchaften in der Hegel im Aushebungstermin durch den 
Bezirfsfommandeur zu gejchehen. 

Auch ijt die unmittelbare Aushändigung von Geftellungsbefehlen an diefelben zu 
veranlajjen oder, wenn dies nicht gejchehen kann, ihnen mitzutheilen, daß fie Näheres über 
Ort und Stunde der Gejtellung durch das fie fontrolirende Bezirtsfommando erfahren 
werden. 


) Ihre Dienftpflicht in der Erfagrejerve wird vom 1. Oktober des 1. Militärpflichtjahres berechnet 
(68. 13,2 und 18, 2). 


— — 88. 74. 76. 


Betreffs Bekanntgabe des Geftellungstages an Ichifffahrttreibende Mannjchaften, ſowie 
an jolche Erjagrejerviften 2c., welche auf ihren Wunſch jpäter oder als Nacherſatz nach— 
träglich zur Uebung herangezogen werden jollen, fiehe 8. 117, 3 und 8. 


8. 74. 
Beendigung der Ausbebung. 


1. Mit endgültiger Feſtſtellung der Brigade-Erjagvertheilung durch die Ober-Erjagfommiffion 
ift das Aushebungsgeſchäft im Infanterie-Brigadebezirt beendet. 

2. Der Infanterie-Brigadelommandenr reicht jogleih eine Ausfertigung der endgültig feit- 
geftellten Brigade-Erjagvertheilung an den fommandirenden General, in Helfen an den 
Divifionstommandeur ein, giebt außerdem die Zahl der Ueberzähligen — nad) Waffen- 
gattungen getrennt — an und meldet die Zahl der zur Einjtellung in eine Mrbeiter- 
abtheilung Ausgehobenen *) (88. 30, 4 und 43, 2). 

3. Die Generaltommandos und das Kommando der Großherzoglich heſſiſchen (25.) Divifton 
melden jobald als möglich — jpäteftens bis zum 1. September — unter Benugung des 
Mufters 13 an das vorgejegte Kriegsminiſterium die Zahl der im Erſatzbezirk noch vor- 
bandenen Weberzähligen — nad) Waffengattungen getrennt — beziehungsweife, ob und in 
welchem Maße die Gewährung von Aushülfe erforderlich ift. 


Abſchnitt X. 


Schiffer-Mufterungsgefhäft. 
8. 75. 
Im Allgemeinen. 


1. Durch die Schiffermufterungen ſoll, inſoweit dies mit den militärischen Bedürfniſſen ver- 
einbar ift, den jIchifffahrttreibenden Militärpflichtigen der Lande, der feemännijchen und 
halbjeemännijchen Bevölkerung ohne erhebliche Störung in der Ausübung ihres Berufs 
die Geftellung vor den Erjagbehörden ermöglicht werden. 

2. Es dürfen daher diejenigen jchifffahrttreibenden Militärpflichtigen, welche durch die Ge- 
jtellung beim Aushebungsgejchäft in der Ausübung ihres Berufs erhebliche Nachtheile er: 
feiden würden, auf ihren Wunſch ($. 26,6) durch die Eivilvorfigenden der Erſatzkommiſſionen 
auch von der Geftellungspflicht beim Aushebungsgeichäft ($. 62,3) entbunden und bis zu 
den in den Monaten Dezember oder Januar jedes Jahres jtattfindenden Schiffermufterungen 
zurüdgeftellt werben. **) 


*) Die Generalfommandos beftimmen über die Einftellung ber für eine Arbeiterabtheilung Aus- 
gehobenen. 

**, In Aushebungsbezirken, in welchen Schiffermufterungen nicht ftattfinden, bürfen die jchifffahrt- 
treibenden Militärpflichtigen auf ihren Wunſch ebenfalls bis zum Dezember des laufenden Jahres zurüd- 
gejtellt und demnächſt ebenfo wie die von See zurückkehrenden Militärpflichtigen ($. 78) außerterminlid 
gemujtert werden. 


rag 
8. 76. ——— 


Ueber die erfolgte Zurückſtellung wird ihnen ſeitens genannter Zivilvorſitzenden eine 
vorläufige Beſcheinigung ertheilt. 

Beim Muſterungsgeſchäft wird die Dauer der Zurückſtellung in die Looſungsſcheine 
(68. 35 und 67) eingetragen. 

3. Die Schiffermufterungen werden durch die ftändigen Mitglieder der Erjatfommifjion unter 
Hinzuziehung eines Militär oder Marinenrztes abgehalten. 

Das Schiffer: Mufterungsgeihäft findet in der Negel in den Aushebungsorten 
($. 72) ſtatt. 

4. Woſelbſt Ichifffahrttreibende Militärpflichtige nicht in größerer Unzahl vorhanden, werben 
Sciffermufterungen nicht anberaumt. *) 

5. Die Termine für die Schiffermufterungen werden innerhalb des Brigadebezirfs durd den 
Infanterie-Brigadefommandeur feitgejegt und durch die Erjagfommiljionen amtlich ver- 
öffentlicht. 

Die Termine find derartig feftzujegen, daß die Einftellung der für die Marine aus- 
zubebenden Militärpflichtigen im Anſchluß an die Schiffermufterung erfolgen Fann. 

6. Das Oberfommando der Marine theilt bis zum 1. November jedes Jahres den General: 
fommandos der Küftenbezirfe mit, ob und welche Marineärzte für die Schiffermufterungen 
zur Verwendung gelangen fünnen. 

Die Generaltommandos vertheilen die namhaft gemachten Marineärzte auf die In— 
fanteriebrigaden. 

Die Infanterie-Brigadefommandenre theilen fie den einzelnen Erſatzkommiſſionen zu 
und benachrichtigen das Oberfonımando der Marine über Ort und Zeit des erforderlichen 
Eintreffend der Marineärzte. 

Wird der Bedarf an Werzten Hierdurch nicht gededt, jo veranlaffen die Infanterie 
Brigadefommandenre das Nöthige ($- 61, ı). 


8. 76, 


Entiheidungen. 


. Bei den Schiffermufterungen wird über die Tauglichkeit oder Untauglichkeit der Ichifffahrt- 
treibenden Militärpflichtigen entjchieden, jofern ſolche nicht außerterminlich gemuftert 
werden ($. 78). 

Reklamationen dagegen bürfen in den Schiffer-Mufterungsterminen weder angebracht 
noch erörtert werden. Wer auf Grund bürgerlicher Verhältniſſe Berüdfichtigungen bean— 
ſprucht, muß jeine Wünjche rechtzeitig beim Mufterungs: oder Aushebungsgeichäft ent- 
weder jelbjt oder durch jeine Angehörigen ($. 32, 1) zur Sprache bringen. 

Die Beitimmungen des $. 62 finden finngemäße Anwendung. 

2. Für die Entſcheidungen find die allgemeinen Grundſätze maßgebend mit dem Unterjchiede, 

daß in den Sciffer-Mufterungsterminen duch die Erſatzkommiſſionen — im Auftrage 


*) Siehe Unmerkung zu $. 75, % 


— 





— 3 — 8. 77. 


der Ober-Erſatzkommiſſionen — endgültige Entſcheidungen gefällt werden. Die regelmäßige 
Reihenfolge ($. 66, 2) ift bei der Aushebung der jchifffahrttreibenden Militärpflichtigen 
der Zandbevölferung innezuhalten. 

Die Abſchlußnummern gelten auch für fie ($. 58, 2), 

. Die in der regelmäßigen Reihenfolge für das Heer auszuhebenden jchifffahrttreibenden 
Militärpflichtigen der Landbevölferung erhalten Urlaubspäfje nah Muſter 12, jofern 
fie nicht fogleich zu Nacherjaßgeftellungen Verwendung finden können ($. 77). 

Die für die Marine auszuhebenden Militärpflichtigen erhalten nad) der Aushebung 
einen kurzen Urlaub zur Ordnung ihrer häuslichen 2c. Angelegenheiten. Die Loofungs- 
jcheine werden ihnen vorher abgenommen und durch Gejtellungsbefehle erjebt. 

. Sämmtlihe tauglichen Militärpflichtigen der jeemännifchen (halbſeemänniſchen) Bevölferung 
werden ausgehoben. 

‚ Ueber die Zahl der tauglichen Militärpflichtigen der feemännifchen und balbjeemännijchen 
Bevölkerung wird durd den Bezirkstommandeur dem Infanterie-Brigadefommandeur — 
in der Regel telegraphiih — Meldung eritattet. 

Diejer bejtimmt in gleicher Weije die Zahl der nach dem Brigadejammelplaß (8. 81, 8) 

zu ſtellenden Rekruten. Geht feine Beftimmung über die Zahl ein, wird die ganze Zahl 
der ausgehobenen Mannjchaften geftellt. 
. Der Brigadefommandenr gibt die Meldung der Zahl der Tauglichen an das General- 
fommando, diejes an das Königlich preußiiche Kriegsminijterium — unter Trennung der 
im Mufter 13 aufgeführten Kategorien der ſeemänniſchen (halbjeemännijchen) Bevölkerung 
— jofort weiter. 

Das Königlich preußiiche Kriegsminifterium regelt die Vertheilung auf die verſchie— 
denen Marinetheile endgültig und macht dem Reichs-Marine-Amt hiervon Mittheilung. 

. Die Ausſchließungs- und Ausmufterungs- und Landjturmjcheine werden im Schiffer: 
mujterungätermine dur die Erjagfommiffion im Auftrage der Ober : Erjagfommijfion 
ausgefertigt, Erfagrejerve- bezw. Marine-Erjagrefervepäffe wie gewöhnlich unterftempelt 
und jogleich ausgehändigt. 

. Die biernach berichtigten Borjtellungsliften werden (zu Händen des Militärvorfigenden) 
der Ober-Erſatzkommiſſion zum 1. Februar eingereicht, welche diejelben nad) entjprechender 
Ergänzung ihrer Ausfertigungen zurücjendet. 


Abſchnitt XL 
Schluß des Erfaßgefhäfts. 
8. 77. 
Nacherſatzgeſtellungen. 


. Für Abgang an Mannſchaften ſämmtlicher Jahresklaſſen, welcher in ber Zeit von 


der Einjtellung der Rekruten bis zum 1. Februar entjteht, wird auf Verlangen der 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 10 


8. 78. — 





Truppen Nacherſatz geſtellt, ſofern der Geſtellungsbefehl noch bis zu dem genannten Tage 
behändigt werden kann (Ziffer 4). 


. Der Nacherfag wird aus demjenigen Brigadebezirk bezw. Korpsbezirk gejtellt, aus welchem 


der Truppen-(Mariner)theil bei der legten Einjtellung jeine Refruten erhalten Hat. 

Sind diejelben aus mehreren Korpsbezirfen ausgehoben, jo wird der Nacherſatz in 
der Negel aus demjenigen Korpsbezirk gejtellt, in welchem der in Abgang gelommene 
Mann ausgehoben war, 


. Die Vertheilung der Nacherfaßgeitellung auf die Aushebungsbezirfe gejchieht durch die 


Infanterie-Brigadefommandenre bezw. auf die Brigadebezirfe durch die fommandirenden 
Generale nad) den im $. 55 enthaltenen Grundjägen. 


. Den zu Nacerjaßgeftellungen ausgehobenen Rekruten ($. 73, 5), welche bis zum 1. Februar 


feinen Gejtellungsbefegl erhalten haben, werden durd) die Bezirksfommandos die Urlaubg- 
päſſe wieder abgenommen und durch Loojungsjcheine erjegt, ſofern ihnen nit Erjaß- 
rejervepäfle (8. 73, 7) zu erteilen find. Den Bezirkstommandos liegt im erjteren Falle 
die Pflicht ob, ihre Wiedereintragung in die alphabetiiche Lifte zu veranlafjen. 


8. 78. 


Außerterminlide Muſterungen. 


. Außerterminlihe Mufterungen werden bei plötzlich eintretendem Erſatzbedarf, bei der 


Borjtellung von Militärpflichtigen, welche aus dem Auslande oder von See zurüdtehren, 
beim Aufgreifen unficherer Dienftpflichtiger und dann vorgenommen, *) wenn die Voraus— 
jegungen des $. 62, + vorliegen. Außerdem dürfen diejelben in Ausnahmefällen durd) 
die Ober-Erſatztommiſſion behufs Herbeiführung einer Entſcheidung über Mannjcaften, 
welche wegen Dienjtuntauglichleit zur Dispofition der Erjagbehörden entlajjen worden 
find, genehmigt werden ($. 82, 5a.) 


. Die außerterminlihen Mufterungen erfolgen durch die ftändigen Mitglieder der Erjaß- 


kommiſſion. 

Die ärztliche Unterſuchung findet im Stabsquartier des Bezirkskommandos ſtatt. 

Der Zuſammentritt der Erſatzkommiſſion iſt nicht erforderlich, es genügt ſchriftlicher 
Verkehr. 

Ueber Militärpflichtige der ſeemänniſchen und halbſeemänniſchen Bevölkerung wird 
nach den im 8. 76 enthaltenen Grundſätzen entſchieden. 


. Außerterminlid gemuſterte und tauglich befundene Militärpflichtige der ſeemänniſchen und 


halbſeemänniſchen Bevölkerung werden, jofern fie die Einſtellung wünſchen, ſogleich in die 
Marine eingejtellt und zu dem Zweck dur den Bezirkskommandeur dem nächjten in 
Betracht kommenden Marinetheil (8. 66, 3 c.) überwiejen. 


) Siehe auch Anmerkung **) zu $. 75,: (Seite 71). 


— 


— 76 — 88. 79. 80. 


. Ueber die außerterminlich gemufterten Militärpflichtigen der Landbevölkerung wird der 


Ober-Erſatzkommiſſion (zu Händen des Militärvorſitzenden) Meldung erftattet, welche 
— jofern diejelben nicht als unfichere Dienftpflichtige gemäß $. 66, 3c. jofort zur Ein- 
ftellung gebradht find — Beitimmung über etwaige Einftellung erläßt. 

Brauchbar befundene Militärpflichtige, welche fluchtverdächtig erfcheinen, find bis 
zum Eingang der Entſcheidung der Ober-Erjagfommilfion durch den Bezirkskommandeur 
einem Truppentheil vorläufig zu übermeijen. 


. Die außerterminliche Mufterung Einjährig-Freiwilliger gefchieht nach $. 94, 7. 


8. 79. 
Ergebniffe des Erjasgeihäfts. 


. Im Laufe des Monats März ftellen die Ober-Erſatzkommiſſionen für ihren Bezirk die 


Ergebnifje des Erjaggefchäfts ꝛc, mozu ihnen die Erjagfommijfionen dad etwa nod) 
erforderlihe Material zu liefern haben, nach Mufter 14 zuſammen. 
Diefe Heberfichten jchließen mit dem 1. Yebruar des laufenden Jahres ab. 


. Die na) Muſter 14 aufgejtellten Weberfichten werden duch den Infanterie-Brigade— 


fommandenr dem Generallommando, in Helfen dem Diviſionskommando, und durch den 
Zivilvorfigenden der Ober-Erjagfommilfion der in der dritten Inſtanz fungirenden Zivil- 
behörde eingereicht. 

Den Meberfichten find Berichte über etwaige befondere Wahrnehmungen beim Erjaß- 
geihäft beizufügen. 


. Die Generallommandos (in Helfen das Divifionsfommando) Lafjen eine Ueberficht nach 


demjelben Mufter für den unterftellten Erjagbezirt anfertigen und reichen diejelbe zum 
1. Mai an das zuftändige Kriegsminiftertum ein. Die etwa eingegangenen Berichte der 
Brigadefommandeure werden beigefügt. 


. Das Preußiſche Kriegsminifterium ftellt dieje Ueberfichten für das Deutjche Reich (mit 


Ausnahme von Bayern) zuſammen und jendet dieſe Zujammenftellung bis zum 1. Juni 
dem Reichskanzler zu, welcher die weitere Mittheilung an den Bundesrath und den 


Reichstag veranlaßt. 
R. M. ©. $. 37. 


Abſchnitt XIL 


Einfielung und Entlafung. 
8. 80. 


Sontrole der Refrnten. 


. Die Nekruten gehören zu den Mannjchaften des Beurlaubtenjtandes ($. 109, 46). Ihre 


Kontrole wird durc die Bezirksfommandos ausgeübt. 
10. 


8. 81. ——— 


Als Kontrolliſten dienen die Vorſtellungsliſten und deren Beilagen ($. 50). 
Die Aushändigung der Urlaubspäffe oder der Geftellungsbefehle findet jofort nad 
der Aushebung ftatt. 

2. Die Nekruten dürfen ihren Aufenthaltsort verändern, haben jedoch jede derartige Ber: 
änderung ihrer Kontrolftelle innerhalb von drei Tagen anzuzeigen, auch beim Werziehen 
in einen anderen Kontrolbezirk ($. 105, 5) fi) dort innerhalb dreier Tage anzumelden. 

An dem in ihrem Urlaubspaß oder in dem Geftellungsbefehl angegebenen Zeitpunkt 
und Orte müfjen fie fi bei Vermeidung der gejeglichen Strafe pünktlich einfinden (Aus: 
nahme fiehe $. 81, 1). 

3. Die beurlaubten Rekruten find den Beftimmungen im dritten Abfchnitt des Militär: 
Strafgeſetzbuchs vom 20. Juni 1872 über unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht und 
den Beftimmungen im vierten Abjchnitt deffelben Geſetzbuchs über Selbitbejchädigung und 
Vorſchützung von Gebrechen in gleicher Weije wie die Perjonen des aktiven Dienftftandes 


unterworfen. 
N. M. ©. 8. 60, 3. 
Zu ihrer Berheirathung bedürfen fie der Genehmigung des Bezirkstommandeurs. 
R. M. ©. $. 60, «. 


Die auf Vorftehendes bezüglichen Paragraphen des Militär-Strafgefepbuchs find den 
Nefruten nach ihrer Aushebung bei Ertheilung der Urlaubspäfle oder Geftellungsbefehle 
in Gegenwart des Bezirkäfommandeurs oder ſeines Stellvertreterd vorzulefen und zu 
erklären. 

Bei diejer Gelegenheit ift den Rekruten auch eine Belehrung gemäß $$. 36, 2 zweiter 
Abſatz, 77,4 und 81, 5, ſowie über ihre Meldepflichten (Ziffer 2) und die ihnen zuftehenden 
Marjchgebührniffe zu ertheilen. 


8. 81. 


Geftellung der Rekruten. 


1. Die Geftellung der Nefruten zur Einftellung in die Truppen-(MarineJtheile findet im 
Allgemeinen bei demjenigen Bezirkskommando ftatt, in defjen Bereich fie ausgehoben find. 
Rekruten, welche zwijchen ihrer Aushebung und dem Zeitpunkt der Gejtellung in 
einen anderen Landwehrbezirk verzogen find (8. 80, 2), werden von dem Kommando bed 
Legteren dem Truppen-(Marines)theil, für welchen fie ausgehoben, unmittelbar überfandt. 
Bezügliche Anweiſung ift dem Rekruten bei der Ab- bezw. Anmeldung zu ertheilen. Bon 
der thatjächlich erfolgten Abjendung ijt dem Bezirkskommando, in deſſen Bereich die 
Rekruten ausgehoben find, jofort Mittheilung zu machen. 
2. Rekruten, welche fich wegen Krankheit nicht rechtzeitig gejtellen können, werden zu Nach— 
erjaßgejtellungen verwandt oder bleiben beurlaubt und werden im nächjten Jahre wieder 
der Ober-Erjagfommifjion vorgejtellt ($. 50, 5). 
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Bei nur leichten ungefährlichen Erkrankungen, welche den Marfch geftatten, werden 
fie ohne Weiteres ihrem Truppen-(Marines)theil überwieſen, welcher — wenn erforderlih — 
ihre Aufnahme in ein Militär-«(Marine)lazareth veranlaft. 

. Nefruten, auf melche nad ihrer Aushebung die Feitiegungen des $. 30, ı Anwendung 
finden, geben ihre Urlaubspäfje oder Gejtellungsbefehle ab und treten in die Neihe der 
Militärpflichtigen zurüd, 

Der Bezirkskommandeur jorgt für ihre Wiederaufnahme in die Grundliften. 

. Aus nachträglichen Reflamationsgründen fönnen Rekruten, jo lange fie noch nicht in die 
Militärverpflegung aufgenommen find, duch die Ober-Erjagtommiffion, welche die Aus— 
hebung veranlaßt hat, zurüdgeftellt werden. 

Borläufige Zurüdjtellung von Rekruten von der Einftellung aus Reflamationsgründen 
kann nur durch den Infanterie-Brigadefommandeur genehmigt werden, Desgleichen vor: 
zeitige Einftellung (d. 5. zwijchen Aushebung und dem fejtgejegten Rekruteneinftellungs- 
termin) brotlofer Rekruten. 

. Bei der Geftellung müſſen die Refruten für die Reife zum Truppen-(Marine-)theil mit 
ausreichenden DOberkleidern, Stiefeln und einem Hemde verjehen fein. 

Mer dieje Befleidungsgegenftände wegen Dürftigkeit nicht bejchaffen kann, wendet fich 
wegen Beſchaffung derjelben an den Vorſteher jeiner Gemeinde oder des gleichartigen 
Verbandes, in defien Bezirk er ſich bei der Einberufung aufhält. 

. Unter dringenden Umftänden werden die nothwendigſten Bekleidungsjtüde aus den Beſtänden 
des nächften Bezirksfommandos genommen. 

. Nach Rekruten, welche fih im Gejtellungstermin ohne Entichuldigung nicht jtellen, werben 
durch den Bezirkstommandenr fofort Nachforichungen angejtellt. Er hat die Pflicht, für 
die Einleitung eines etwaigen gerichtlichen Verfahrens (3. 80, 3) zu forgen. 

Werden derartige Rekruten jpäter aufgegriffen, jo find diefelben fofort — Marine- 
refruten bei den im $. 66, 3 6. bezeichneten Marinetheilen — zur Einftellung zu bringen. 
Die aktive Dienftzeit ſolcher Nekruten wird wie die der unficheren Dienftpflichtigen berechnet 
($. 7, 2 jowie Marineordnung). 

. Die bei den Schiffermufterungen ausgehobenen und in die Marine einzuftellenden Rekruten 
werden brigademeije gejammelt ($. 76, 5). 

Als Sammelpläge find möglichft die Infanterie-Brigadeftabsquartiere zu wählen, da— 
mit der Infanterie-Brigadefommandeur fich ein Urtheil über die getroffene Auswahl der 
Rekruten verihaffen und Ausgleiche veranlafjen kann. 

Erjcheint das Brigadeftabsquartier — feiner Lage wegen — zum Sammelplag nicht 
geeignet, jo werden die Marinerefruten den Marinetheilen nad) näherer Bejtimmung des 
Infanterie-Brigadetommandeurd unmittelbar überwieſen. 


8. 82. 
Entlaffung. 
. Eoldaten, welche aus dem aktiven Dienjt entlajjen werden, treten zum Beurlaubtenjtande, 
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oder ſofern fie ihrer Dienſtpflicht (5. 5) bereits vollſtändig genügt haben und ſich noch 
im wehrpflichtigen Alter ($. 4, 3) befinden, zum Landſturm zweiten Aufgebots über. 
2. Zur Disposition der Erjagbehörden find zu entlaffen: 
a. Mannjchaften, welche vor Erfüllung der aktiven Dienftzeit dienftunbrauchbar werden 
(R. M. ©. 8. 52); 

b. Mannjcaften, welche vor Erfüllung der aktiven Dienftzeit in Berüdfichtigung bürger- 
licher Verhältnifje gemäß 8. 83 zur Entlaffung gelangen*) (R. M. ©. $. 53); 

ce. Mannichaften, weiche vor Erfüllung der aktiven Dienftzeit in Gemäßheit der 88. 9 
und 12 der MilitärsStrafgerichtsordnung in Verbindung mit 8. 18 des Reichs— 
Militärgeſetzes wegen vor ihrer Einftellung begangener ftrafbarer Handlungen ent- 
laſſen werden; 

d. Mannjchaften, welche von Unteroffizierfchulen zur Entlafjung gelangen ($. 87, 6). 

Die Entlafjungen zu a, und c. werden durd; den fommandirenden General, bei 

Marinemannjchaften durd; den Marineftationg-Chef verfügt; zu b. fiehe 8. 83, zu d. 

8. 87, 6. 

3. Die zur Dispofition der Erjagbehörden entlaffenen Soldaten gehören zu den Mann: 
ichaften des Beurlaubtenjtandes. 

N. M. ©. 88. 54 und 56, 
Sie find den Beitimmungen im dritten Abjchnitt des Militär-Strafgefegbuches vom 

20. Juni 1872 über unerlaubte Entfernung und Fahnenfluht und den Beltimmungen 

im vierten Abjchnitt dejjelben Geſetzbuchs über Selbftbeichädigung und Vorſchützung von 

Gebrechen in gleicher Weife wie die Perſonen des aktiven Dienftftandes unterworfen. 

M. ©. F 60, >. 

4. Die vor erreihtem militärpflidhtigen Alter zur Dispofition der Erſatzbehörden 
entlafjenen Mannjchaften find ducch den Bezirksfommandeur unter Abnahme ihrer Militär- 
papiere aus dem Militärverhältniß zu entlaffen und hierbei über ihre demnächſtige 
Militärpfliht ($. 22) und Meldepflicht ($. 25) zu belehren. Gleichzeitig ift dem Zivil— 
vorfigenden der Erſatzkommiſſion behufs Anordnung einer entiprechenden Kontrofe über 
die jpätere Erfüllung der Meldepflicht Mittheilung zu machen. 

5. a. Im Uebrigen wird über die Urt der fpäteren Dienftpflicht der zur Dispofition der 
Erjagbehörden entlaflenen Mannichaften durch die Ober-Erjaglommiflion beim Aus— 
hebungsgejchäft Enticheidung getroffen ($. 73, 8). **) Iſt die Entlaffung wegen Dienft- 
unbraucdhbarfeit erfolgt, jo darf die Enticheidung in Ausnahmefällen gelegentlich einer 
durch die Ober-Erſatzkommiſſion zu genehmigenden außerterminlichen Mufterung erfolgen 
(8. 78, 1). **) 

) Trifft bei den in Berüdfichtigung bürgerlicher Verhältniſſe entlafienen Mannjchaften die Voraus: 
jegung der Ziffer 5c. zu, jo treten diejelben, ohne daß es einer Vorftellung vor der Ober-Erſatzkommiſſion 
bedarf, fofort zum Beurlaubtenjtande ihrer Waffe zc. über. 

**) Siche Anmerkung *) zu $. 82, 2». (Seite 78). 

**) Einer nochmaligen ärztlichen Unterfuhung der als dauernd invalide anerkannten Mannjchaften 
bedarf e3 in der Regel nicht. 
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b. Für die Entjcheidung find die Grundſätze maßgebend, nach welchen mit den Militär- 
pflichtigen der entjprechenden Altersklaſſe verfahren wird. 

e. Haben die unter Ziffer 2 a. und b. genannten Mannjchaften bereits ein Jahr (unter 
Berückſichtigung der im $. 7, ı enthaltenen Feitjegung) oder als Einjährig-Freimillige 
neun Monate gedient, fo treten fie — abgejehen von Fällen dauernder Unbraud) 
barfeit*) ($. 38) — zum Beurlaubtenftand ihrer Waffe ꝛc. über und dürfen nicht 
von Neuem für den aktiven Dienft ausgehoben werden, es jet denn, daß fie ſich der 
Verpflichtung, deren Erfüllung ihre Entlafjung aus dem aktiven Dienfte begründete, 
entziehen und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.**) 

R. M. ©. 8. 55. 

d. Ueber die nad) Ziffer 2e. entlafjenen Mannichaften muß jpäteftens im fünften Militär: 
pflichtjahr endgültig entjchieden werden ($. 30, 2). Kann alsdann ihre Wiederaushebung 
zur Erfüllung des Reſtes der aktiven Dienftzeit mit Rückſicht auf die Feſtſetzung des 
8. 30, ı noch nicht erfolgen, jo treten militärisch ausgebildete Mannſchaften zum Be- 
urlaubtenjtande ihrer Waffe 2c., nicht ausgebildete Mannſchaften find auszujchließen 
($. 37). Im Uebrigen fiehe D. Str. ©. $. 31. 


8. 83. 
Entlafjungsgefuhe in Folge bürgerliher Verhältniſſe. 


1. Gejuche um Entlaffung im aktiven Dienft befindlicher Mannjchaften können auf Grund 
der Feitjegungen des $. 32, 2, a. bis e. geftellt und berüdfichtigt werden. 

2. Die zur Begründung des Entlaſſungsgeſuchs vorgetragenen Verhältniſſe dürfen, fofern 
es ſich nicht um eine Berufung an die höhere Inſtanz Handelt (3. 71,8) erjt nad) der 
Aushebung eingetreten fein. 

3. Handelt es ſich um eine Berufung ($. 71, 8), fo fteht die Entfcheidung lediglich der Erſatz— 
behörde dritter Inſtanz zu, in deren Bereich die angefochtene Entfcheidung getroffen ift. 

Findet die genannte Erjagbehörde die Berufung begründet, jo ift — jofern der Rekla— 
mirte feiner Dienftpflicht in einem anderen Korpsbezirf u. j. w. genügt — dem an den 
fommandirenden General des [ehteren bezw. an den betreffenden Marineftations-Chef von 
derjelben zu richtenden Anfuchen auf Entlafjung ohne weitere Prüfung Folge zu geben. 

4. Handelt es fi) dagegen um einen neuen, bis dahin noch nicht geftellten Entlafjungsantrag, 
jo entjcheidet über die Zuläffigfeit des Geſuchs, nach Begutachtung der Verhältniffe durch 





*) Bezügliche Entſcheidung tft in die Militärpopiere einzutragen. 

**) Miederheranziehungen derartiger Mannichaften zur Erfüllung des Reſtes der aftiven Dienftzeit 
unterliegen der Beurtheilung der verſtärkten Erfagfommiffion ($.64, 5) und der Entſcheidung der verftärkten 
Ober⸗Erſatzkommiſſion (R. M. ©. $. 30, 44.). 

Einer Aufammenberufung der genannten Rommijfionen bedarf es nicht, die Beſchlußfaſſung kann im 
Wege des Schriftverfehrs erfolgen. 

Die Wiedereinftellung darf fofort bei dem nächften Truppen-(Marine-)theil derjelben Waffe ıc. erfolgen. 
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die ſtändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion desjenigen Bezirks, in welchem die rekla— 
mirenden Eltern 20. wohnen, der fommandirende General desjenigen Armeeforps, in 
welchem der Reklamirte feiner aktiven Dientpflicht genügt, — bei Marinemannicajten 
der betreffende Marineſtations-Chef — in Gemeinschaft mit der in der dritten Inftanz 
fungirenden Zivilbehörde des Heimathöbezirfes des Reflamirten. *) 

5. Die vorzeitige Entlaffung von Mannſchaften, welche als unfichere Dienftpflichtige eingeftellt 
find, darf bei Vorausſetzung der allerdringenditen Berhältniffe nur ausnahmsweiſe von 
den unter Ziffer 3 und 4 genannten Dienjtitellen genehmigt werden. 

Ueber Beurlaubung ſolcher Mannſchaften zur Dispofition der Truppen-(Marine-) 
theile fiehe Heer- bezw. Marineordnung. 

6. Die Entlaſſung eines Reflamirten erfolgt erjt zu dem nächiten allgemeinen Entlafjungs- 
termin, jofern nicht ein ungewöhnlicher Grad der Dringlichkeit die frühere Entlaſſung 
nothmwendig macht. 

7. Wenn in einzelnen Fällen bejondere, im Geſetz nicht ausdrücklich vorgefehene Billigkeitö- 
gründe vorliegen, jo kann die vorzeitige Entlafjung durch das zuftändige Kriegsminiſterium 
bezw. das Reichs-Marine-Amt in Gemeinjchaft mit der oberjten Zivil-Berwaltungsbehörde 
des Heimathsbezirks des Reklamirten genehmigt werben. 

Derartige Gejuche find auf dem Inſtanzenwege zur Vorlage zu bringen. 
®. v. 6. 5. 80. Art. II. 8. 59. 

8. Ueber Wiederheranziehung zur Ableiſtung des Meftes der aktiven Dienjtpflicht bezw. 
Wiederaushebung und Aushebung der in Folge bürgerlicher Verhältniſſe Entlafjenen oder 
von der Ableiftung der aktiven Dienjtpflicht Befreiten fiehe $. 82, 50. bezw. 88. 39, 4 
40,6 und 41, 5. 

9, Ueber die Entlafjung von Soldaten, welche ſich bei mobilen Truppen im Dienft befinden, 
fiehe $. 99, 3. 


Abſchnitt XII. 
Freiwilliger Eintritt zum zwei-, drei- oder vierjäßrigen aktiven Dienfl. 
8. 84, 


Meldeſchein. 


1. Wer freiwillig zu zweis, drei-, oder vierjährigem aktiven Dienſt ($. 12,2) in das Heer 
oder in die Marine eintreten will ($. 24), hat die Erlaubnig zur Meldung bei einem 
Truppen-(Marine-)theil bei dem Zivilvorfipenden der Erjagtommiffion feines Aufenthalts- 
ortes nachzuſuchen. 

Der Zivilvorfigende Hat vor Ertheilung der Erlaubniß feitzuftellen, ob der Geſuch— 
fteller zur ſeemänniſchen oder Halbjeemännifchen Bevölkerung ($. 23) gehört, und darf 


*) In Sadjen entjcheidet die Ober-Nefrutirungsbehörde, in Württemberg der Ober-Refrutirungsrath. 
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zutreffendenfall3 die Erlaubniß zum freiwilligen Dienfteintritt nur für die Marine er: 
theilen ($. 24, 2). 
. Der Zivilvorfigende der Erjaglommilfion giebt jeine Erlaubniß durch Ertheilung eines 
Meldejcheind nach Muſter 15. 
Die Ertheilung des Meldejcheins iſt abhängig zu machen: 

a. von der Einwilligung des Vaters oder des Vormundes, 
b. von der obrigfeitlichen Beicheinigung, daß der zum freimilligen Dienſt ſich Meldende 

durch Zivilverhältniffe nicht gebunden ijt und fich untadelhaft geführt hat. 

Zeuten, welche bereit3 das militärpflichtige Alter erreicht haben, darf der Meldefchein 
auch dann ertheilt werden, wenn diejelben anjtatt der Einwilligung des Vaters oder Vor: 
mundes eine obrigfeitliche Beicheinigung beibringen, daß die Familie der Hülfe des 
Militärpflichtigen entbehren kann. 

Bon der Vorbedingung der untadelhaften Führung darf nur in vereinzelten Ausnahme- 
fällen mit Genehmigung der Erjabehörde dritter Inſtanz abgejehen werden. Lebterer 
bleibt es überlaflen, in ſolchem Falle einen bezüglichen Vermerk auf dem Meldejchein 
anzuordnen, 

. Die ertheilten Meldejcheine haben nur bis zum nächſten 1. April Gültigkeit. 
.Wer bis zum 31. März feinen Meldejchein nachgejucht oder erhalten, bezw. innerhalb der 
Gültigkeitsdauer eines ſolchen feinen Gebraud) von demjelben gemacht hat, muß — fofern 
er jchon militärpflichtig ift — bis zur Beendigung des Aushebungsgeichäfts und fofern 
er überzählig bleibt, biß zum 1. Februar nächiten Jahres zur Verfügung der Ober: 
Erſatzkommiſſion bleiben; es jei denn, daß dieje jelbjt auf Antrag eines Truppen-(Marine-) 
theild die Genehmigung zur Ertheilung des Meldeſcheins giebt. 

G. v. 6. 5. 80. Art. I. $. 10. 
. Ueber freiwillige Meldung zur Aushebung im Mufterungstermin jiehe 8. 63, 8. 
. Die Einftellung bezw. Annahme von Erjaß: oder Marine-Erjagrejervijten zu zmweijährig:, 
dreijährig- oder vierjährig-freiwilligem Dienst ift zuläffig. Diejelbe iſt abhängig zu machen 
von dem obrigfeitlichen Nachweiie, 
a. daß der fi) Meldende fid) gut geführt hat, 
b. daß derjelbe durch Zivilverhältniffe nicht gebunden ift. 

Der Nahjuhung und Beibringung eines Meldejcheins (Ziffer 1 und 2) bedarf 
es nicht. 

. Die zum einjährigsfreiwilligen Dienft Berechtigten ($. 93, ı) bedürfen behufs Eintritts 
zu zweijährigem, dreijährigem oder vierjährigem Dienjt Feines Meldeſcheins. 
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Annahmeſchein. 


. Den mit Meldeſcheinen verſehenen jungen Leuten ſteht die Wahl des Truppentheils, bei 
welchem fie dienen wollen, frei, 


W. G. 8. 17. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1394, Beilage. —11 
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ER) 


. Sie haben fich behufs Annahme unter VBorlegung ihres Meldeicheins an den Kommandeur 


diefes Truppentheils zu wenden, der, jofern er fein Bedenken gegen die Annahme hat, 
ihre körperliche Unterfuchung veranlaßt und über ihre Annahme enticheidet. 

Die Einjtellung von Freiwilligen findet in der Zeit vom 1. Dftober bis 31. März, 
in der Negel am Refruten-Einjtellungstermin und nur injoweit jtatt, als Stellen ver- 
fügbar find. 

Anherhalb der angegebenen Zeit dürfen nur Freiwillige, welche auf Beförderung 
zum Offizier dienen wollen oder welche in ein Militärmufitforps einzutreten wünjchen, 
eingeftellt werden. 


. Wenn feine Stellen offen find oder Freiwillige mit Nüdficht auf die Zeit ihrer Meldung 


nicht eingejtellt werden dürfen, fo können die Freiwilligen angenommen und nad) Abnahme 
ihres Meldeſcheins bis zu ihrer Einberufung vorläufig in die Heimath beurlaubt werden. 

Die Annahme erfolgt durch Ertheilung eines Annahmejcheins nad) Mufter 16. Die 
Aushändigung defjelben hat von dem betreffenden Truppentheil zu erfolgen, und ift damit 
eine Belehrung gemäß Ziffer 4 und 5 zu verbinden. 


. Die vorläufig in die Heimath beurlaubten Freiwilligen gehören bis zu ihrer Einftellung 


zu den Mannjchaften des Beurlaubtenjtandes. 
R. M. ©. 88. 34 und 56. 
Sie ftehen unter der Kontrole des Bezirfsfommandos desjenigen Ortes, nach welchem 
fie beurlaubt find, werden durch den Truppentheil dorthin überwiejen und durch Ver— 
mittelung diejes Bezirkskommandos einberufen. 


. Die Feitiegungen des $. 80, 2 und 3 finden auf die vorläufig beurlaubten Freiwilligen 


finngemäße Anwendung. 
RM. ©. S. 60, 3 und 4. 


‚ Ueber den freiwilligen Eintritt in die Marine fiehe Marineordnung. 


8. 86. 
Nachricht über Einftellung von freiwilligen. 


. Bon der Einftellung Freiwilliger Hat der Truppen-(Marine-)theil den Zivilvorfigenden, 


welcher den Meldejchein ertheilt hat, unmittelbar nad) der Eintellung zu benachrichtige. 
Letzterer hat zutreffendenfalls die Mittheilung an den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion 
des Geburtsortes weiterzugeben. 

Diejer Benachrichtigung ift der Meldejchein beizufügen. 


. Tritt ein zum einjährigefreiwilligen Dienfte Berechtigter zu zwei-, dreis oder vierjährigem 


Dienjte ein ($. 84, 7), jo finden wegen der Benachrichtigung die Beitimmungen des 
$. 94, 10 finngemäße Anwendung. 


. Auf Grund der Benachrichtigung twerden die Freiwilligen in den Grundliſten geftrichen. 
. Dei Einftellung von Freiwilligen aus militärijchen Bildungs- und Lehranftalten — mit 


Ausnahme der Unteroffizierjchulen ($. 87, 5) — ift der Zivilvorfigende der Erjagfommijfion 
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de3 Geburtsorts dur den Truppen-(Marine)theil zu benachrichtigen, bei welchem die 
Einjtellung erfolgt ift. 

Hiernach iſt auch hinfichtlich der in das Heer übertretenden Zöglinge des Kadetten- 
forps zu verfahren. 
. Bei Einftellung von Erjagrejerviften und Marine-Erjagrejerpiften zu zwei-, drei- oder 
vierjährigsfreimilligem Dienfte ($. 84, 6) ift durch den Truppens-(Marines)theil das Bezirks— 
fommando, in deilen Kontrole fich der Eingeftellte befindet, (behufs Ueberweiſung dejjelben) 
zu benachrichtigen. 


8. 87. 
Freiwilliger Eintritt im eine Unteroffizierſchule. 


. Die Unteroffizierfchulen haben die Beftimmung, junge Leute, welche fi; dem Militärftande 
widmen wollen, zu Unteroffizieren beranzubilden. 

. Wer das wehrpflichtige Alter erreicht, da& zwanzigſte Lebensjahr aber noch nicht vollendet 
hat und die Aufnahme wünfcht, hat fich bei dem Bezirksfommandeur jeines Aufenthalts: 
ort3 oder bei dem Kommando einer Unteroffizierjchule zu melden. 

Bei diefer Meldung ift der Meldeichein ($. 84, 2) vorzulegen. 

.Jeder fid) Meldende twird ärztlich unterfucht und einer Prüfung in den Elementar- 
Lehrgegenftänden unterworfen. 

Wird er für Infanterie brauchbar befunden und hat er einige Kenntniffe im Lejen, 
Schreiben und Rechnen bewieien, jo wird er, jofern Stellen offen find, eingejtellt oder 
es wird ihm durch die Unteroffizierjchule, welcher er zugetheilt wird, ein Annahmejchein 
ertheilt. 

Die Annahme erfolgt nur, fobald fi der Freiwillige zu einer vierjährigen aftiven 
Dienftzeit nach erfolgter Ueberweiſung aus der Unteroffizierichule an einen Truppentheil 
verpflichtet. 

.Nach Ertheilung eines Annahmeſcheins tritt der Freiwillige in die Reihe der vorläufig 
in die Heimath beurlaubten Freiwilligen ($. 85, 4 und 5). 

. Bon der Einjtellung eines Freiwilligen in eine Unteroffizierichule ift durch letztere dem 
Zivilvorfigenden, welcher den Meldeichein ertheilte, die im 8. 86, ı vorgeichriebene 
Benachrichtigung zu erjtatten. 

. Entlafjungen von Unteroffizierfchülern erfolgen ftet3 zur Dispofition der Erjagbehörden. 
Sie werden durch die den Unteroffizierfchulen vorgejegte Militärbehörde verfügt. 

Durch eine derartige Entlaffung wird die Verpflichtung zu vierjähriger aktiver Dienft- 
zeit gelöft. 

Bei jpäterer Erfüllung der gejeglichen Dienjtpflicht wird die im einer Unteroffizier 
ſchule zugebrachte Zeit nicht in Anrechnung gebradıt. 

11. 


Ss. 
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Abſchnitt XIV. 
Einjäßrig-freiwilliger Dienft. 
8. 88, 


Berechtigung. 


. Die Berechtigung zum einjährig-freitwilligen Dienſt ($. 8) wird durch Ertheilung eines 


Berechtigungafcheines nach) Mufter 17 zuerkannt. 


, Die Berehtigungsicheine werden von den Prüfungsfommiffionen für Einjährig-Freimillige 


(8. 2,7) ertheilt. 


. Zunge Seeleute von Beruf fünnen die Berechtigung zum einjährigen Dienft außerdem 


durch Ablegung der Steuermannsprüfung erwerben ($. 15, 4). 
Der Ausweis hierüber erfolgt durch das von der zuftändigen Behörde ausgeitellte 
Zeugniß über die Befähigung zum Seefteuermann. 
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Nachſuchung der Berechtigung. 


. Die Berechtigung zum einjährig= freiwilligen Dienft darf im Allgemeinen nicht vor 


vollendetem 17. Lebensjahre nachgejucht werden. Die frühere Nachfuchung darf, jofern es 
fi; nur um einen furzen Zeitraum handelt, ausnahmsweiſe durch die Erſatzbehörde dritter 
Inftanz zugelaffen werden, doc hat in ſolchem Falle die Hushändigung des Berechtigungs- 
ſcheins nicht vor vollendetem 17. Lebensjahre zu erfolgen. 

Der Nachweis der Berechtigung bezw. die Beibringung der für die Ertheilung des 
Berehtigungsfcheins erforderlichen Unterlagen hat bei Verluſt des Anrechts ſpäteſtens bis 
zum 1. April des erjten Militärpflichtjahres (8. 22,2) bei der Prüfungstommiffion zu 
erfolgen. Ber Nichtinnehaltung diejes Zeitpunftes darf der Berechtigungsſchein ausnahms— 
weile mit Genehmigung der Erjagbehörde dritter Inſtanz ertheilt werden. 


. Die Berechtigung wird bei derjenigen Prüfungskommiſſion für Einjährig-Freiwillige nach— 


gejucht, in deren Bezirk der Betreffende gejtellungspflichtig jein würde ($$. 25 und 26), 
jofern er bereits das militärpflichtige Alter erreicht hätte, 


. Wer die Berechtigung nachjuchen will, bat ji) jpäteftens bis zum 1. Februar 


des erjten Militärpflihtjahres bei der unter Ziffer 2 bezeichneten Prüfungs- 
kommiſſion jchriftlich zu melden. 

Zwiſchen dem 1. Februar und dem 1. April des erften Militärpflichtjahres ein- 
gehende Meldungen dürfen ausnahmsweiſe von der Prüfungstommilfion berüdfichtigt 
werden (Ziffer 1). 
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4. Der Meldung (Ziffer 3) find beizufügen: 

a, ein Geburtözeugniß, 

b. eine Erflärung des Vaters oder Vormundes über die Bereitwilligfeit, den Freiwilligen 
während einer einjährigen aktiven Dienstzeit zu befleiden, auszurüften, ſowie die Koften 
für Wohnung und Unterhalt zu übernehmen,*) Die Fähigkeit hierzu ift obrigfeitlich 
zu bejcheinigen. 

e. ein Unbejcholtenheitözeugniß, welches für Zöglinge von höheren Schulen (Gymnafien, 
Nealgymnafien, Ober-Realichulen, Progymnaſien, Realichulen, Realprogymnafien, 
höheren Bürgerjchulen und den übrigen militärberechtigten Lehranftalten) durch den 
Direktor der Anftalt, für ale übrigen jungen Leute durch die Polizeiobrigfeit oder 
ihre vorgejegte Dienftbehörde auszuftellen ift. 

Sämmtliche Papiere find im Original einzureichen. 

it die Ertheilung eines Unbejcholtenheitszeugniffes wegen erfolgter Beſtrafung ver: 
jagt, und ift aus der Art des Vergehens und der dabei in Betradjt fonımenden Neben- 
umftände unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des jugendlichen Alters des Betreffenden 

Unlaß zu einer milderen Beurtheilung gegeben, auch die fonjtige Führung des Beftraften 

eine gute gemwejen, jo kann derjelbe durch die Erjagbehörde dritter Inſtanz von Bei— 

bringung des Unbejcholtenheitszeugnifjes befreit werben. 

5. Außerdem bleibt die wifjenichaftliche Befähigung für den einjährig-freimilligen Dienft noch 
nacjzumeifen. Died kann entweder durch Beibringung von Schulzeugnifien ($. 90) oder 
durch Ablegung einer Prüfung vor der Prüfungstommiifion ($. 91) geichehen. 

Der Meldung bei der Prüfungstommijfton find daher entweder 

a. die Schulzeugniffe, durch welche die wiſſenſchaftliche Befähigung nachgemwiejen werben 
fann, beizufügen; oder 

b. eö ift zu erwähnen, daß diejelben nachfolgen, in welchem Falle die Einreichung bis 
zum 1. April ausgejegt werden darf; oder 

c. es ift in der Meldung das Gefuh um Zulaffung zur Prüfung auszusprechen. In 
diefem Falle ift ferner anzugeben, in welchen zwei fremden Sprachen der ſich Meldende 
geprüft fein will (Anlage 2, $. 1). Auch hat der ſich Meldende einen ſelbſt gejchriebenen 
Lebenslauf beizufügen. 

6. Bon dem Nachweife der wiſſenſchaftlichen Befähigung dürfen durch die Erjagbehörben 
dritter Inſtanz entbunden werben: 

a. junge Leute, welche fich in einem Zweige der Wiſſenſchaft oder Kunft oder in einer 
anderen dem Gemeinmwejen zu Gute kommenden Thätigfeit bejonders auszeichnen, 

b. funftverjtändige oder mechanijche Arbeiter, welche in der Art ihrer Thätigfeit Hervor- 
ragendes leiften, 


*) Bei Freiwilligen der ſeemänniſchen Bevölkerung genügt die Eimwilligungserflärung des Vaters 
oder Bormundes ($. 15, +). 
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ec. zu Kunftleiftungen angeftellte Mitglieder Iandesherrlicher Bühnen. 

PBerjonen, welche auf eine derartige Berüdjichtigung Anſpruch machen, haben ihrer 
Meldung die erforderlichen amtlich beglaubigten Zeugnijje beizufügen. Diejelben find nur 
einer Prüfung in den Elementarkenntnifjen zu unterwerfen, nach deren Ausfall die 
Erjagbehörde dritter Inſtanz entjcheidet, ob der Berechtigungsichein zu ertheilen ift oder 
nicht. 

7. Militärpflichtige, welche auf Grund der Beitimmung des $. 32, 21. zurüdgeftellt worden 
find, dürfen — mit Genehmigung der Erjagbehörden dritter Inſtanz — während der 
Dauer der Zurüditellung ($. 29, 4b.) die Berechtigung zum einjährigen Dienft nad): 
träglich nachſuchen. 

Weitere Ausnahmen können in bejonderen Fällen durd die Erjagbehörden dritter 
Inftanz genehmigt werden. 


8. 90. 


Nachweis der wiſſeuſchaftlichen Befähigung durch Schulzeugnifle. 


1. Diejenigen Lehranftalten, welche gültige Zeugnijje*) über die willenjchaftliche Befähigung 
für den einjährig-freiwilligen Dienft ausjtellen dürfen, werden durch den Reichskanzler 
anerfannt und Haffifizirt. 

2. Dabei find folgende Lehranftalten zu unterſcheiden: 

a. jolche, bei welchen der einjährige erfolgreiche Beſuch der zweiten Klaſſe zur Darlegung 
der willenjchaftlichen Befähigung genügt, 

b. folche, bei welchen der einjährige erfolgreiche Beſuch der erjten Klaſſe nöthig if, 

c. jolche, bei welchen das Beitehen der Entlafjungsprüfung gefordert wird, 

d. jolche, für welche bejondere Bedingungen feſtgeſtellt werden. 

3. Die nad) Ziffer 1 anerkannten Lehranftalten find durch das Zentralblatt für dag Deutjche 
Reich zur Kenntniß zu bringen. 

4. Neifezeugnifje für die Univerfität und die derjelben gleichgeitellten Hochichulen und Reife 
zeugnifje für die erfte Klaffe der unter Ziffer 2 a. genannten Unjtalten machen die Bei- 
bringung der nad) Mufter 18 auszuftellenden Zeugniſſe entbehrlich). 

5. Der einjährige Beſuch der zweiten Klaſſe des Kadettenforps genügt zum Nachweis der 
wiſſenſchaftlichen Befähigung. 

6. Die Prüfungstommiffion prüft die Gültigkeit der Zeugniffe und ertheilt, jofern gegen 
diejelben nichts einzumenden, den Berechtigungsichein. 


*) Die von der zuftändigen Schulaufficht&behörde genehmigte Befreiung eines Zöglings von dem 
obligatorifchen Unterricht in der Neligion (bei befonderer Lage der konfeſſionellen Verhältniſſe), im Zeichnen 
oder im Turnen (im Falle der Befreiung auf Grund ärztlicher Zeugniſſe) übt bei jonftiger Erfüllung 
aller Bedingungen zwar feinen Einfluß auf die Zuerfennung des Zeugnifjes aus, jedoch iſt die Befreiung 
auf dem Zeugniſſe ausdrücklich zu vermerken. 
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7. Der Neichöfanzler iſt ermächtigt*), in bejonderen Fällen ausnahmsweiſe einzelnen für 
das afademijche Studium befähigenden Reifezeugniffen ausländiicher höherer Lehranftalten 
die Bedeutung eines gültigen Zeugnifjes der wijlenjchaftlichen Befähigung für den ein- 
jährig-freiwilligen Dienft beizulegen. 

8. Der Reichskanzler ift ermächtigt”), in bejonderen Fällen ausnahmsweiſe dem Zeugniß 
über die beftandene Abjchlußprüfung an einer deutjchen Lehranftalt, bei welcher nach dem 
jechsten Jahrgange eine ſolche Prüfung jtattfindet, die Bedeutung eines gültigen Zeug— 
niſſes der miljenjchaftlichen Befähigung für den einjährig-freiwilligen Dienft auch dann 
beizulegen, wenn der Inhaber des Zeugniffes die zweite Klafje der Lehranftalt nicht ein 
volles Jahr Hindurch bejucht Hat. 


8. 91. 
Nachweis der wiſſenſchaftlichen Befähigung durch Prüfung. 


1. Wer die wiljenichaftliche Befähigung für den eimjährig-freiwilligen Dienft durch eine 
Prüfung nachweiſen will, hat ſich auf Vorladung der Prüfungstommiffion perjönlich im 
Prüfungstermin einzufinden. 

2. Uljährlid finden zwei Prüfungen ftatt, die eine im Frühjahr, die andere im Herbft. 

Das Geſuch um Zulaffung zur Prüfung muß für die Frühjahrsprüfung ſpäteſtens 
bis zum 1. Februar, für die Herbjtprüfung ſpäteſtens bis zum 1. Auguft angebracht 
werben. 

Nach diefen Zeitpunkten eingehende Zulafjungsgejuche dürfen durch die Prüfungs- 
kommiſſion nur ausnahmsweiſe und nur dann berüdjichtigt werben, wenn die Prüfung 
noch nicht ftattgehabt und der im $. 89, ı für den Nachweis der Berechtigung feſtgeſetzte 
jpätejte Zeitpunkt nicht überjchritten ift. 

3. Ueber die Prüfung jelbft und deren Wiederholung fiehe Anlage 2. 


8. 92. 
Geihäjtsordnung der Prüfungslommiſſion. 


1. Die Prüfungstommiffionen beftehen aus ordentlichen und auferordentlichen Mitgliedern. 
2. Ordentliche Mitglieder find: 
a. zwei Stabsoffiziere oder Hauptleute, 


*) Bezügliche Gefuche find an den Zivilvorfienden derjenigen Erſatzkommiſſion zu richten, in beren 
Bezirke der Betreffende geftellungspflichtig fein würbe ($$. 25 und 26), fofern er bereit3 das militär- 
pflichtige Alter erreicht hätte. Die Erſatzkommiſſion befördert nad) Feititellung der in Betracht fommen- 
den Berhältniffe die Gefuche mit einer gutachtlichen Aeußerung auf dem Dienftwege weiter. 
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b. der Bivilvorfigende der Ober-Erjaßfommiffion, *) in deren Bezirk die Prüfungskommiſſion 
ihren Sit hat, und ein zweites Mitglied aus dem Bereich der Zivilverwaltung. 
Außerordentliche Mitglieder find die zur Abhaltung der Prüfungen heranzuziehenden 

Lehrer einer höheren Lehranitalt. 

3. Die Ernennung der unter 2a. genannten ordentlichen Mitglieder erfolgt durch dad General» 
fommando,**) der unter 2b genannten durch die im der dritten Inſtanz fungirende 
Bivilbehörde. ***) 

Leptere hat auch über die Berufung der außerordentlichen Mitglieder, ſowie über 
die Zuweiſung eines Büreaubeamten die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Der Bivilvorfigende der Ober-Erſatzkommiſſion führt den Vorſitz der Prüfungs: 
kommiſſion und regelt die Gejchäfte. 

4. Die Feitjegungen über Entſcheidungen der Prüfungstommiffion find in der Anlage 2 
enthalten. 

5. Zur Ausfertigung der Berechtigungsicheine bedarf es nur der Unterjchrift des Vorſitzenden 
und eines militärijchen Mitgliedes. 


8. 93. 
Pilihten der zum einjährig-freiwilligen Dienft Berechtigten. 


1. Die zum einjährig-freiwilligen Dienft Berechtigten können ji) auf Grund ihres Berech— 
tigungsfcheing den Truppentheil, bei welchem fie ihrer aktiven Dienjtpflicht genügen wollen, 
wählen. 

Beſchränkungen fiehe $. 94, 3. 
®. ©. 8 17. 
Zum Eintritt in die Marine ift die Geeignetheit für den gewählten Marinetheif 
erforderlich, und enthält die Marineordnung Näheres hierüber. 

2. Beim Eintritt in das militärpflichtige Alter haben ſich die zum einjährigsfreiwilligen 
Dienjt Berechtigten, jofern fie nicht bereits vorher zum aktiven Dienjt eingetreten find, 
ſowie diejenigen Militärpflichtigen, welche gemäß $. 89, 3 die Berechtigung zum einjährig- 
freiwilligen Dienft bei der Prüfungstommiffion nachgejucht haben, bei der Erſatzkommiſſion 
ihres Geftellungsortes ($. 26, 2) jchriftlich oder mündlich unter Vorlegung ihres Berech— 


*) Der Prüfungstommiffion für Einjährig-Freiwillige zu Berlin tritt an Stelle des Vorſitzenden 
der Ober-Erjagfommiifion der Vorfteher der Militärtommiffion für Berlin als ordentliches Mitglied 
hinzu. 

+) In Sachſen durch das Kriegsminifterium. 

**) In Sachſen durd die Ober-Refrutirungsbehörde, in Württemberg durd) den Ober-Refrutirungs- 
rath, in Baden durch das Minifterium des Innern, in Heflen durd) das Meinifterium des Innern und 
der Juſtiz. 
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tigungsſcheins, jofern ihnen derjelbe bereit? behändigt ift, bezw. unter Vorlegung des 
Befähigungszeugniffes zum Seefteuermann ($. 88, 3) zu melden und ihre Zurüditellung 
von der Aushebung zu beantragen. 
. Sofern ſich die Betreffenden im Beſitze des Berechtigungsfcheing befinden, werden fie durd) 
die Erſatzkommiſſion big zum 1. Dftober ihres vierten Militärpflichtjahres, d. i. des 
Jahres, in welchem fie das 23. Lebensjahr vollenden, zurüdgejtellt. 

G. v. 6. 5. 80, Urt. I. $. 14, 
. Verfäumniß der unter Ziffer 2 feitgejegten Meldung hat, fofern nicht auch der unter 
Ziffer 3 angegebene Zeitpunkt überjchritten wird, nicht den Verluft der Berechtigung zum 
einjährig-freimwilligen Dienft, wohl aber eine Beitrafung wegen Verjtoßes gegen die Melde- 
und Kontrolvorjchriften ($. 26,7, erjter Abſatz) zur Folge. 
. Während der Dauer der Zurüdjtellung findet die Feſtſetzung des $. 29, 6 Anwendung. 


. a. Eine weitere Zurüdjtelung durd die Erjagfommiffion iſt bis zum 1. Dftober des 
fiebenten Militärpflichtjahres, d. i. des Jahres, in welchem das 26. Lebensjahr vollendet 
wird, ausnahmsweiſe und zwar in der Regel nur von Jahr zu Jahr zuläflig. 

b.. Im Uebrigen fiehe $. 29, 7, zweiter Abſatz. 

. Die Zurüdjtellung muß rechtzeitig bei derjenigen Erjaßfommiffion nachgefucht werden, 

welche die erſte Zurüdjtellung verfügt hat. 

d. Die Einreichung eines Geſuchs um weitere Zurüdjtellung entbindet nicht von der Ver— 
pflichtung der Meldung zum Dienftantritt bei einem Truppen-(Marine-Jtheil (Ziffer 8). 

e. Bedürfen Zurüdjtellungsanträge der Entjcheidung der Minifterialinftanz ($. 29, 7), jo 
find die Berechtigungsicheine den Militärpflichtigen mit der Weijung zurüdzugeben, 
fi) gleichwohl bei einem Truppen Marines)theil zum Dienftantritt (fiehe d.) anzus 
melden, wenn die Entjcheidung nicht vor Ablauf der gewährten Zurüdjtellung eintrifft. 

Die Erſatzkommiſſionen haben ſolchen Anträgen Abjchrift des Berechtigungsjcheing 

oder einen Auszug aus demjelben beizufügen; Lepterer muß 

Namen, 

Zeit und Ort der Geburt, des Militärpflichtigen, 

verfügte Zurüdjtellung, 

event. ftattgehabte Wiederverleihung der Berechtigung, 

Meldung beim Truppen:(Marine-)theil, 

Enticheidung der Ober-Erjagfommiflion u. j. mw., 
enthalten. 

. a. Die verfügte Zurüdjtellung wird auf dem Berechtigungsicheine vermerkt. 
Befähigungszeugniffe zum Seeſteuermann find mit einem derartigen Vermerk nicht 
zu verjehen, e3 ijt vielmehr eine befondere Beicheinigung darüber auzzuftellen. 

b. Jede Zurückſtellung wird von der Erjagfommifjion (Ziffer 2) in einer zu dieſem 
Zweck angelegten Hülfslifte ($. 57, 7) geführt und der Erjagfommifjion des Geburte- 


ortes behufs Kontrole in den Grundliften mitgetheilt. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 12 


x) 
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Eine Aufnahme des zum einjährigsfreiwilligen Dienft Berechtigten in die Grund— 
liften der erftgenannten Erjapfommiffion findet nur jtatt, ſofern diejelbe gleichzeitig 
die des Geburtsortes des Berechtigten ift. 


8. Wer den Zeitraum der ihm gewährten Zurüdjtellung verjtreichen läßt, ohne fich zum 


10. 


— 


Dienftantritt zu melden, oder nach Annahme zum Dienſt ſich rechtzeitig zum Dienſt— 
antritt zu ftellen, verliert die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienft. Letztere 
darf nur ausnahmsweiſe durch die Erjaßbehörde dritter Inſtanz, welche der unter Ziffer 6 c. 
bezeichneten Erſatzkommiſſion vorgejegt ift, bezw., falls die Berechtigung durch das Be— 
fähigungszeugniß zum Seeftenermann nachgewiefen war, durch den zuftändigen*) Marine: 
ſtations-Chef wieder verliehen werden. 

Sofern die Berechtigung nicht wieder verliehen wird, führt diejelbe Behörde die Ein- 
jtelung zu zweis bezw. dreijährigem aktiven Dienſte bei dem nächiten Rekruten-Ein— 
ftellungstermine herbei. 

Die bemilligte Zurüdjtellung erlifcht bei früherer Meldung und Annahme mit dem 
Tage, zu weldyem die Stellung zum Dienfteintritt angeordnet wird. **) 

Ueber das Erlöjchen der bewilligten Zurüdjtellung bei Eintritt einer Mobilmachung 
fiehe $. 29, 8. 


. Zum einjährigsfreiwilligen Dienft Berechtigte, welche nad; Ertheilung dieſer Berechtigung 


wegen jtrafbarer Handlungen verurtheift werden, die, wenn fie während ihrer aftiven 
Dienftzeit begangen, ihre Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenjtandes zur Folge 
gehabt Haben würden, verlieren durch Enticheidung der Erjagbehörde dritter Inſtanz die 
Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienft (88. 8, 2 und 94, 9). Bei Seejteuerleuten 
tritt hierbei der zuftändige ($. 93, 8 Abjah 1) Marineftations-Chef an die Stelle des 
fommandirenden Generals des Armeekorps ($. 2, 3). 

Die Erjapbehörde dritter Inſtanz ift befugt, ſelbſt wenn eine Verurtheilung wegen 
itrafbarer Handlungen nicht jtattgefunden bat, den zum einjährigsfreiwilligen Dienft Be— 
rechtigten, welche die nöthige moralische Qualifitation für den freiwilligen Eintritt nicht 
mehr befigen (W. ©. 8. 10), die Berechtigung zu entziehen. 

Werden zum einjährigsfreimwilligen Dienſt Berechtigte reflamirt, jo erfolgt die Enticheidung 
nach den allgemein gültigen Grundjägen ($$. 32 und 33). 


8. 9. 
Meldung Einjährig-Freiwilliger zum Dienfteintritt. 


. Der Dienfteintritt Einjährig Freiwilliger findet alljährlich bei jämmtlichen Waffengattungen 


ausschließlich des Trains, am 1. Oktober, bei dem Train am 1. November, fowie bei 
einzelnen durch die Generalfommandos zu beftimmenden Infanterie-Truppentheilen (Ba- 
taillonen) am 1. April ftatt, 


Für die Zuftändigfeit ift Anlage 12 der Marineordnung maßgebend. 
*) Siehe Anmerkung ***) zu $. 94, + (Seite 91). Mit Wiederabftandnahme von der Einftellung 


tritt die Zurüditellung ohne Weiteres wieder in Sraft. 
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Ausnahmen Hiervon können nur durch die Generaltommandos*) verfügt werben. 

Der Dienfteintritt von Militärapothefern kann, fofern Stellen offen find, jederzeit 
durch Vermittelung des Korps-Generalarztes erfolgen. 

Der Dienſteintritt der Einjährig-Freiwilligen bei der Marine erfolgt nad) ben in 
der Marineordnung enthaltenen Beſtimmungen. 

2. Die Meldung zum eimjährig-freiwilligen Dienſt kann zu den unter Ziffer 1 genannten 
Beiten und im Laufe des den einzelnen Terminen vorangehenden BVierteljahres erfolgen. 

Dei der Meldung ift der Berechtigungsjchein und ein obrigfeitliches Zeugniß über 
die fittliche Führung jeit Ertheilung der Berechtigung vorzuzeigen. **) 

3. Der Kommandeur bed Truppentheilsg veranlaßt die ärztliche Unterſuchung des fich 
Meldenden, ſowie bei vorhandener Tauglichkeit und moraliſcher Würdigkeit ($. 93, 9) feine 
Einstellung unter Berüdfichtigung der bejtimmten Termine. 

In größeren Garnifonen erfolgt nad) Anordnung des Generallommandos die Ver: 
theilung ber Freiwilligen auf die Truppentheile der gewählten Waffengattung durch die 
denjelben vorgejegte Militärbehörde. 

Die Truppen der Feldartillerie and des Train find in Orten, wo außerdem Truppen 
zu Fuß garnijoniren, zur Annahme Einjährig-Freiwilliger nur injoweit verpflichtet, ala 
die Zahl von vier EinjährigeFreimilligen bei jeder Batterie und Kompagnie micht über- 
Ichritten wird. 

®. v. 6. 5. 80, Art. II. 8. 14. 

4. Kann die Eintellung erft jpäter erfolgen, jo wird der FFreimillige angenommen und ihm 
die Annahme auf dem Berehtigungsichein beicheinigt. ***) 

Im Uebrigen ſiehe Ziffer 13 und 8. 93, 8. 

5. Wird der ſich meldende Freiwillige troß zuläffig geringfter Anforderungen an feine Körper: 
bejchaffenheit für untauglich erachtet, jo wird er vom Kommandeur des Truppentheils, 
bei welchem er fich gemeldet hat, abgewiefen und gemäß Ziffer 6 und 7 belehrt. 

6. Iſt der Freiwillige nur für die von ihm gewählte Waffengattung F) untauglich, jo wird 
dies unter Angabe des rundes vom Truppentheile auf dem Berechtigungsfchein vermerkt, 
und darf der Freiwillige fich, wenn er die Mittel hierzu hat, bei einem Truppentheil 


) In Sachſen durch das Kriegsminiſterium. 

*«) Zum einjährig⸗freiwilligen Dienſt Berechtigte, welche bis zum Zeitpunkt der Meldung eine Lehr— 
anftalt befuchen, können an Stefle eines obrigfeitlihen Zeugniſſes ein von dem Direktor u. ſ. w. der 
Lehranftalt ausgeftelltes vorzeigen. 

**) Sefuchen um Wiederabjtandnahme von der Einftellung darf feitens der Truppen Marinesjtheile 
entſprochen werden, fofern dem zum einjährigefreiwilligen Dienft Berechtigten ein über den Zeitpunft der 
in Ausſicht genommenen Einftellung hinausreichender Ausſtand (Zurüdjtellung) ertheilt war (6. 93, » sem. 7) 
oder in glaubhafter Weife der Nachweis geführt wird, daß der Betreffende bei einem anderen Truppen» 
(Marine-jtheile einzutreten beabfichtigt. 

F) Im Sinne dieſer Beftimmung ift die fchwere Kavallerie einerſeits und die leichte tavallerie 
anbererjeit3 als je eine bejondere Waffengattung anzujehen. 
12. 


8. 94. 


— 92 — 


derjenigen Waffengattung melden, für welche er nach Ausweis der Gründe ſeiner Ab— 
weiſung tauglich erſcheint. 


Ein Grund zur Abweiſung darf in dieſem Falle nicht darin gefunden werden, daß 


die unter Ziffer 1 genannten Termine bis zu 14 Tagen überſchritten find. 


Wird er aud) bei diefem Truppentheil wegen Untauglichkeit abgewiejen, jo verfährt 


er nad Ziffer 7 a. 


7... 


ao» 


Die von den Truppentheilen als untauglich abgemwiejenen Freiwilligen melden fich inner— 
halb vier Wochen bei dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion ihres Aufenthaltsorts, 
Diefer beordert fie zur VBorftellung vor der Ober-Erjapfommiffion beim Aushebungs— 
geichäft (8. 72, 12.). *) 

In dringenden Fällen darf eine außerterminliche Mufterung und eine auf das 
Ergebniß derjelben begründete Entjcheidung der Ober-Erſatzkommiſſion herbeigeführt 
werden. 

Unterlaffung der angeordneten Meldung hat, jofern damit eine Weberjchreitung 
des Ausjtandszeitpunktes verbunden ift ($. 93, 3 bezw. 7 a.), die Beitrafung wegen Bu: 
mwiderhandlung gegen die Vorſchriften der 88. 26,5 und 29,6 nad Maßgabe des 
$. 26, 7 zur Folge. 


. Die Truppentheile, welche ſich meldende Freiwillige wegen Untauglichfeit abweijen 


(Ziffer 5), nehmen denjelben, jofern nicht Ziffer 6 Abi. 1 Plab greift, den Berechtigungs: 
ichein ab, vermerken auf diefem die Gründe der Abweiſung und veranlafjen die Ueber— 
jendung an den Zivilvorfigenden der Erjagfommijfion des Aufenthaltsortes. 

Es iſt daher jeitens des abgemwiejenen Freiwilligen dem Truppentheil der Aufenthalts: 
ort bezw. der Ort, an welchem berjelbe innerhalb der nächſten vier Wochen einen jolchen 
zu nehmen gedenkt, anzugeben. 


. Die Ober-Erjagfommijfion entjcheidet nach den allgemein gültigen Grundjägen. 
. Findet fie einen von den Truppen abgewiejenen Freiwilligen tauglich, jo wird er für 


eine bejtimmte oder für mehrere bezw. für alle Waffengattungen bezeichnet und muß 
von jedem Truppentheil berjelben angenommen werben. 

Wer für den Dienft zu Pferde bezeichnet ift, aber nicht die Mittel hierzu Hat, 
muß auch bei der Ynfanterie angenommen werben. 


. Findet die Ober-Erſatzkommiſſion mit Ausftand verjehene Freiwillige zeitig untauglich 


und fann, weil diejelben noch nicht im dritten Militärpflichtjahre jtehen, über fie noch 
nicht endgültig enticheiden, jo treten diejelben ohne Weiteres wieder in den Genuß 
der Zurückſtellung. 





*) Sofern der Freiwillige noch weiteren Ausſtand befigt und ſich vor Ablauf deifelben noch einmal 
bei einem Truppens(Marines)theil zum Dienftantritt zu melden wünfcht, darf auf feinen Antrag die end- 
gültige Enticheidung binausgefchoben und von der Vorftellung vor der Ober-Erſatzkommiſſion Abftand 
genommen werben ($. 26,+). In gleicher Weiſe kann auch auf die Borftellung joldher Freiwilligen ver— 
zichtet werden, welche ſich noch nicht im militärpflichtigen Alter befinden (fiehe Ziffer 8 d.). 

Der Berechtigungsſchein ift von der Erjagfommiffion mit bezüglichem Vermerk zu verfehen. 


— — 8. 9. 


Späteftens mit Ablauf letzterer haben fich jolche Freiwillige nochmals bei einem 
Truppen-(Marines)theil zum Dienjtantritt zu melden und, falls fie wiederum ala 
untauglic) abgewiejen werden, von Neuem der Vorſchrift der Ziffer 7a. nachzukommen. 

d. Befinden ſich die zur Vorftellung gelangenden Freiwilligen noc nicht im militär- 

pflichtigen Alter, jo ift zu unterjcheiden: 

aa. Diefelben werden für tauglich erachtet; in diefem Falle greift das Verfahren der 

Biffer 8b. Platz. 
bb. Diejelben werden für zeitig untauglic oder bedingt tauglich erachtet; in diejem 

Falle kann erft nach Eintritt in das militärpflichtige Alter über fie entichieden 

werden, jofern fie alsdann nicht vorziehen, ihre Zurüdjtellung zu beantragen 

(8. 93, 2) oder fofern fie nicht bei erneuter Meldung von einem Truppentheile 

angenommen find. Im Falle wiederholter Abweifung greift das Verfahren nad) 

Ziffer 7 Platz. 

9. Ergiebt fi) bei der Meldung von Freiwilligen zum Dienfteintritt, daß fie moralifch nicht 
mehr würdig find ($. 93, 9), als Einjährig-Freiwillige zu dienen, jo wird ihnen der 
Berechtigungsjchein abgenommen und dem Generalflommando mit bezüglichem Bericht 
eingereicht. 

Diejed tritt mit der Zivilbehörde dritter Inftanz, in deren Bezirk der FFreimillige 
geftellungspflichtig ift, beziehungsmweife fein würde, wenn ex ſich bereit3 im militärpflichtigen 
Alter befände, in Verbindung. 

Wird die Berechtigung entzogen, jo tft zugleich über die (eventuell fofortige) Ein- 
ftellung zum zwei- bezw. dreijährigen Dienſt Beſtimmung zu treffen. *) 

10. a. Vom Dienfteintritt Einjährig-FFreitilliger, welche nach den Beitimmungen des $. 93 
von der Nushebung zurüdgejtellt worden find, ift feitens des Truppentheils u. j. m. 
der Zivilvorfigende derjenigen Erſatzkommiſſion zu benachrichtigen, welche die Zurüd- 
ftellung verfügt hat. 

b. War eine Zurüdftellung nod nicht erfolgt, jo ift der Zivilvorfigende der Erſatz— 
kommiſſion des bisherigen Aufenthaltsorts des Freiwilligen von der Einftellung bes 
legteren in Kenntniß zu jeßen. 

Der Benachrichtigung ift der Berechtigungsichein beizufügen. 

. Die unter a. und b. bezeichneten Zivilvorfigenden ibrerjeit3 haben dem Bivilvorfigenden 
der Erſatzkommiſſion des Geburtsortes behufs Berichtigung der Grundliften entfprechende 
Mittheilung zu machen, nachdem die Streihung der unter a. genannten Freiwilligen 
in der nach $. 93, 7b. geführten Hülfslifte bewirkt ift. 

11. Wird ein Truppentheil, in welchem ein Einjährig-Freiwilliger dient, in Friedenszeiten in 
einen anderen Standort verlegt, jo wird der Freiwillige auf feinen Wunjc zu einem in 
dem Standort oder in der Nähe deſſelben verbleibenden Truppentheil verjebt. 


* In Sachſen entjcheidet hierüber die Ober-Nefrutirungsbehörde, in Württemberg der Ober: 
Nefrutirungsrath. 


mn 





8. 95, N 


12. 


13. 


— 


Einem bei den Truppen zu Fuß zum Dienſt eingeſtellten Freiwilligen, welchem die Mittel 
zu ſeinem Unterhalt fehlen, darf ausnahmsweiſe durch das Generallommando*) die Geld— 
und Brotverpflegung und unter bejonderen Umjtänden auch Bekleidung, Ausrüftung und 
Duartier unter Anrechnung auf den Etat des Truppentheils gewährt werden. 

Hat ein zum Dienft Angenommener (Ziffer 4) fich zum Dienjteintritt nicht geftellt 
($. 93, 8), jo ift dem Bivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion, durd; welche die Zurüd- 
ftellung verfügt war, bezw. dem Zivilvorfigenden der Erjagfommiffion des Aufenthalts- 
ort3, jofern eine Zurückſtellung noch nicht eingetreten, alsbald durch den Truppen— 
(Marine⸗)theil Unzeige zu machen. 


Abihnitt XV. 


Erfaßgefhäft im Kriege. 
8. 9. 


Organifation des Erſatzweſens. 


. Nach Eintritt einer Mobilmahung treten an die Stelle des Generaltommandos und der 


Infanterie-Brigadefommandos die gleichnamigen ftellvertretenden Behörden mit gleichen 
Befugnifjen. 


. Dad Aushebungsgeichäft wird mit dem Mufterungsgeichäft vereinigt. Bejondere Schiffer: 


mufterungen finden nicht ftatt, jedoch fünnen die Mannichaften der jeemännifchen und 
halbjeemännifchen Bevölkerung, welche von Reifen zurüdfehren, zu jeder Zeit außer: 
terminlich gemuftert werden. 


. Die Erjagbehörden dritter Inftanz jegen in demjenigen Bezirken, in welchen das Erjap- 


geichäft in der verfügbaren Zeit nicht erledigt werden kann, ſoweit erforderlich, neben den 
Erſatzkommiſſionen Hülfs-Erſatzkommiſſionen mit den gleichen Befugniffen und gleicher 
Verantwortung ein. 

Die Auswahl der Mitglieder der Hülfs-Erſatzkommiſſionen, ſowie die Bezeichnung 
der ben legteren zuzumeijenden Bezirke u. j. mw. ift im Frieden vorzubereiten. 

Die Abgrenzung der Bezirke kann ſowohl in räumlicher Beziehung, als auch nad) 
den Anfangsbuchjtaben der Familiennamen der Wehrpflichtigen erfolgen. 


. Die Erjagbehörden dritter Inſtanz find ferner befugt, mit Bezug auf die Handhabung 


des Erjaggejchäfts für größere Städte befondere Einrichtungen zu treffen. 


. Beim Mangel an Militärärzten find zunächit die Bezirfsärzte (Kreisphyſiker), im Bedarfs- 


falle andere dazu bereite und geeignete Aerzte zur Vertretung heranzuziehen. 


) In Sadjen mit Genehmigung des Kriegsminifteriums. 


jr 


u BE, 88. 96. 97. 


. Dt nach der Kriegslage in irgend einem Bezirk die regelmäßige Abhaltung des Eriap- 


geichäftes nicht angängig, jo find durch das jtellvertretende Generalfommando *) vermittelft 
öffentlicher Belanntmahung die Wehrpflichtigen der zur Mufterung oder Einberufung 
beftimmten Altersflaffen nad anderen geficherten Orten zu beordern. 

Die Mittel hierzu find ihnen im Bedarföfalle nach den für Refruten gültigen 
Beftimmungen von den Gemeinden ober gleichartigen Verbänden vorjchußreife zu 
gewähren. 


8. 96. 
Wehrpflicht im Kriege. 


. Meber die Dienftpflicht im Kriege fiehe $. 19 
. In Betreff der Auswanderung Wehrpflichtiger fiehe $. 27, 5. 
. Wehrpflichtige, welche einer ausdrüdlichen Aufforderung zur Nüdfehr aus dem Auslande 


feine Folge leiften, können durch einen Beichluß der Zentralbehörde ihres Heimathäftantes 
ihrer Staatsangehörigkeit verluftig erflärt werden. 
St. A. ©. 8. 20. 


‚ Ueber Landfturmpflicht fiehe 8. 20, ferner Abſchnitt XVI. und XX, 


8. 97. 
Mufterung und Aushebung Militärpflidtiger. 


. Die Mufterung und Aushebung Militärpflichtiger findet durch die Erſatzkommiſſion ftatt 


($. 95, 2) 


. Die tauglich befundenen Mannjchaften werden ausgehoben. Ausnahmen fiehe $. 20, 11. 


Wegen vorläufiger Zurüdjtellungen vergleiche SS. 29, 8 und 99,2. Eine Loojung findet 
nicht Statt. 


. Seemännijche und Halbjeemännijche Bevölkerung ($. 23) find der Aushebung für die 


Marine unterworfen. 


. Die vom Auslande oder von Schifffahrt zurückkehrenden Militärpflichtigen find erforder- 


lihen Falls außerterminlich zu muftern. Siehe auch $. 98, 4. 


. Die Mufterung ift möglichft zu bejchleunigen. Ueber die Zahl der Tauglihen — nad) 


Yahrgängen und Waffengattungen u. ſ. w. getrennt — ijt nach beendigter Mufterung im 
Landwehrbezirf dem ftellvertretenden Generalflommando umgehend Meldung zu erftatten. 


. Das ftellvertretende Generaltommando ftellt dieſe Zahlen für den Korpsbezirf nad) Heer 


und Marine getrennt ſummariſch zufammen und reicht diefe Nachweijung bezüglich des 
Heeres (nad) Anhalt des Mufters 13) dem zuftändigen Kriegsminifterium, bezüglich der 
Marine dem Reichs-Marine-Amt unverzüglich ein. 

Die fonftigen Eingaben (Erjagbedarfsnachmweilungen, Ergebniffe des Erſatzgeſchäfts) 
fallen fort. 


*) In Sachſen durd das Kriegaminifterium. 


— 


. 98. 99. — 9% 
. Die Einftellung der Rekruten richtet ſich Lediglich nach der Beftimmung des ftellvertretenden 


Generaltommandos*) bezw. des Neich3-Marine-Amts. 

Brotloje Nekruten, außerterminlich Gemufterte und umfichere Dienftpflichtige dürfen 
durch die Bezirfsfommandos jederzeit einem von dem ftellvertretenden Generallommando 
bezeichneten Erjagteuppentheil zur Einftellung überwiejen werden; joweit Mannjchaften 
der jeemännifchen und halbſeemänniſchen Bevölkerung in Frage fommen, find biejelben 
jofort dem nächſten in Betracht kommenden Marinetheil ($. 66, 3c.) zu überweiſen. 


8. 98. 


Freiwilliger Eintritt. 


.Nach ausgeiprochener Mobilmachung können von allen Erjaßtruppentheilen Freiwillige 


jederzeit angenommen und eingeftellt werden. 

Bon jeder Einftellung iſt der BZivilvorfigende der Erſatzkommiſſion des Geburtsorts 
zu benachrichtigen, 

Im Uebrigen finden die Beftimmungen der SS. 21,4 und 24 Anmwendung. 


. Die Annahme von Freiwilligen auf Kriegsdauer (Kriegäfreiwillige) ift zuläffig. 


Sie werden bei der Demobilmahung oder Auflöjung der betreffenden Truppentheile 
u. j. mw. zur Diöpofition der Erſatzbehörden entlafjen. 


. Die zum eimjährigfreiwilligen Dienjt Berechtigten werden mit ihrer Altersklaſſe zum 


Dienft herangezogen. 


. Die zum einjährigefreiwilligen Dienft berechtigten Mediziner, welche bereits jechd Semejter 


ftudirt haben, werden außerterminlich gemujtert und bei vorhandener Tauglichkeit jogleich 
einberufen. 


‚ Die zum einjährig-freimilligen Dienft Berechtigten treten — jofern fie es wünſchen — 


bei Auflöjung der Erjagtruppentheile wieder in den Genuß der ihnen bewilligten vor- 
läufigen Zurüdjtellung. 


. Die näheren Beſtimmungen über den freiwilligen Eintritt in die Marine find in der 


Marineordnung enthalten. 
8. 99. 


Reklamationen. 


. Alle Reklamationen bei der Einberufung find unzuläffig. 
. Vorläufige Zurüdjtellungen, die ſeitens der Erjagfommilfionen ausgeiprocen werden, 


haben nur jo lange Gültigkeit, al3 der Bedarf an Mannſchaften anderweitig gededt 
werden fann. 


. Soldaten, welche fich bei mobilen Truppen im Dienft befinden, fünnen nur im äußerſten 


Nothfall reflamirt werden. Ueber die Zuläffigkeit befindet die Erjaybehörde dritter Inſtanz, 


) In Sachſen nad) der Beitimmung des Kriegsminiſteriums. 


ee 8. 100. 


jedoch bleibt die Enticheidung über die Ausführbarkeit der Rückkehr in die Heimath 
lediglich dem Ermejlen des fommandirenden Generals des mobilen Armeeforps und der 
mit gleichen Befugnifjen verjehenen Militärbefehlshaber anheimgeftellt. 

Im Allgemeinen ift nur Verjegung zu einem Erjaßtruppentheil und zeitweife Beur- 
laubung geitattet. 

Sofortige Entlaffungen können nur durch das zuftändige Kriegsminiſterium oder das 
Reichs-⸗Marine-⸗Amt ausnahmsweiſe verfügt werden. 


Abſchnitt XVI, 
Fandflurm. 
8. 100. 


Allgemeines, 


Ueber Landfturmpflicht und Aufruf des Landſturms fiehe $. 20, 

. Nachdem der Aufruf ergangen ift, finden auf die von demjelden betroffenen Landjturm- 

pflichtigen die für die Landwehr (Serwehr) geltenden VBorjchriften Anwendung. Ins— 

bejondere find die Aufgerufenen den Militär-Strafgejegen und der Disziplinar-Strafordnung 
unterworfen. 
G. v. 11. 2, 88, Art. II. 8. 26. 

.a. Die vom Aufruf betroffenen Landiturmpflichtigen, welche fi) im Auslande aufhalten, 
haben in das Inland zurüdzufehren, fofern fie hiervon nicht ausdrücklich befreit waren. 

b, Landfturmpflichtige, weiche durch Konjulatsbejcheinigungen nachweiſen, daß fie in einem 
außereuropäiichen Lande eine ihren Lebensunterhalt fichernde Stellung als Kaufmann, 
Gewerbetreibender u. j. mw. erworben haben, können für die Dauer ihres Aufenthaltes 
außerhalb Europas von der Befolgung des Aufruf entbunden werden. 

G. v. 11. 2. 88. Art. 11. 8. 28. 

c. Derartige Gejuche find an den Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion desjenigen Aus: 
hebungsbezirfs zu richten, im welchem die Gejuchjteller zum Landfturm überwieſen 
bezw. zum Landjturm übergetreten find. Die Gejuche unterliegen der Entjcheidung 
der Erjagfommiifion. 

Die Entſcheidung ift eine endgültige. 

d. Nach Erlaß des Aufrufs find derartige Geſuche unzuläffig. 

. Zandjturmpflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im Auslande Haben, dürfen im 

Frieden durch die Ober-Erſatzkommiſſionen vom Dienft im Landiturm ausgemuftert werben, 

ohne daß ihr perjönliches Erjcheinen vor derjelben erforderlich ift, wenn fie durch ein 

glaubhaftes ärztliches Zeugniß ($. 42, 2) nachmweifen, daß fie dauernd untauglich find. 
Derartige Gejuche find an den Zivilvorfigenden der unter Ziffer 3 c. bezeichneten 


Erjaglommiffion zu richten. Die durch demjelben Herbeizuführende Enticheidung der 
Gejeged- und Berorbnungsblatt 1894, Beilage. 13 


88. 


101. 102. — 8 — 


Ober-Erſatzkommiſſion ift eine endgültige, fie wird in den Militärpapieren vermerkt oder 
in bejonderer Bejcheinigung ertheilt. 


8. 101. 
Ausgebildete und umansgebildete Yanditurmpflidtige, 


. Die ausgebildeten Landjturmpflichtigen, d. h. jolche, weldhe aus der Landwehr 


(Seewehr) zweiten Aufgebot3 zum Landfturm übertraten, werden nach erfolgtem Aufruf 
ohne Mitwirkung der Erjapbehörden unmittelbar zum aktiven Dienſt einberufen. 
Im Uebrigen fiehe Abjchnitt XX. 


. Die unausgebildeten Landfturmpflichtigen, d. h. folche des Landſturms erften Auf: 


gebot3, und diejenigen des zweiten Aufgebots, welche aus bem Landfturm erſten Aufgebots 
übertraten, find vor der Einberufung zum aktiven Dienjt der Mufterung und Aushebung 
underworfen. 

Die nadfolgenden Beftimmungen diejes Abjchnitts beziehen jid 
nur auf Ddieje. 


. Erjtredt fi der Aufruf des Landfturms auch auf Militärpflichtige, jo erfolgt deren 


Mufterung und Aushebung dennoch ſtets im Wege des gewöhnlichen Erjabgeichäfts im 
Kriege nach $. 97. 
8. 102, 
Anmeldung der unausgebildeten Landfturmpflitigen zur Yandjturmrolle. 


. Die unauögebildeten Landfturmpflichtigen der vom Aufruf betroffenen Jahresklaſſen melden 


fi) jofort oder zu der in der öffentlichen Bekanntmachung angegebenen Zeit unter Bor: 
zeigung etwaiger Militärpapiere bei der Ortöbehörde ihres Aufenthalts zur Stammrolle 
(Landfturmrolle) an. Landjturmpflichtige, welche fih im Auslande aufhalten, haben ſich 
bei dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion ihres Wohnfiges und in Ermangelung des 
legteren bei demjenigen Zivilvorfigenden zu melden, deſſen Bezirk fie bei der Rückkehr 
nah Deutjchland zuerft erreichen. 


. Bon der Anmeldung zur Stammrolle find die als dauernd untauglih Ausgemufterten 


($. 20, 10) befreit. 


‚ Die Stammrollen (Zandjturmrollen I. fiehe Ziffer 1) werden von den Vorftehern der Ge: 


meinden oder gleichartigen Verbände nad Mufter 19 jahrgangmweije angelegt*) und ent- 
halten die ortsanwejenden Landjturmpflichtigen gleicher Alteröflaffen in alphabetifcher 
Reihenfolge. 


. Die Landfturmrollen I. werden nad) ihrer Aufftellung ſogleich dem Zivilvorfigenden der 


Erſatzkommiſſion eingereicht. 


. Die Landfturmrollen I. des ganzen Aushebungsbezirks werden jahrgangweife nach alpha= 


betijcher Reihenfolge der Gemeinden oder gleichartigen Verbände an einander geheftet und 
bilden die alphabetischen Landjturmliften für den Aushebungsbezirf. 


*) Die nöthigen Formulare find jchon im Frieden vorräthig zu halten. 


— 9 — 8. 103. 
$. 103. 
Mufterung und Anshebung der unansgebildeten Laudſturmpflichtigen. 


1. Auf Grund de3 vom ftellvertretenden Generaltommando feftgejtellten Bedarfs beftimmt 
dafjelbe, welche Jahresklaſſen zunächſt zu muftern und auszuheben find. 

2, Die Mufterung und Aushebung der Landfturmpflichtigen findet durch die Erjagfommij- 
fionen nad $. 95 mit nachſtehenden Abweichungen ftatt. 

3. Dad Mufterungsgeichäft ift derart zu regeln, daß an einem Drte und Tage bis zu 
600 Landfturmpflichtige gemuftert und ausgehoben werben fünnen. 

4. Die Beorderung der Landjturmpflichtigen zur Mufterung erfolgt durch die Vorfteher der 
Gemeinden oder gleichartigen Verbände u. j. w. vermittelft ortsüblicher Bekanntmachung 
gemäß der ihnen vom Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion ertheilten Weijungen. 

Die Gemeindevorfteher 2. müffen bei der Mufterung anweſend fein oder fich durch 
jolde Perjonen vertreten laſſen, welchen die Verhältniſſe der Landjturmpflichtigen des 
betreffenden Orts befannt find. 

5. Zur Geftellung im Landfturmmufterungstermin find verpflichtet alle unausgebildeten Land: 
fturmpflichtigen derjenigen Jahresklaſſen, welche nad) Beitimmung des ftellvertretenden 
Generalfommandos zunächſt zur Mufterung heranzuziehen find (Ziffer 1), mit Ausnahme 
a. der von der Geftellung ausdrüdlich Befreiten (8. 100, 3); fiehe auch Ziffer 10 vierter 

Abjap; 
b. der vom Dienft im Heer und der Marine Ausgemufterten (55 20, 10 und 100, 4); 

Gemüthskranke, Blödſinnige, Krüppel u. ſ. mw. find vom perjönlichen Erſcheinen 
entbunden, 

Etwaige Papiere über die von den Erjagbehörden erhaltenen Entjcheidungen bezw. 
etwaige Militärpapiere find mitzubringen. 

6. Bei der Mufterung wird über Würdigfeit ($. 20, 11), Tauglichkeit (Ziffer 7) und Ab: 
fömmlichkeit (Ziffer 9 und 10) entichieben. 

Unmwürdige (8. 20, ı1) werden vom Dienft im Landjturm ausgeichloffen. Die Militär: 
papiere derjelben find mit einem bezüglichen Vermerk zu verjehen, oder es iſt eine bejondere 
Beicheinigung (nur unterftempelt) hierüber zu ertheilen. 

Alle Tauglichen und Abkömmlichen find auszuheben, eine Loojung findet nicht ftatt. 

7. Eine ärztliche Unterfuchung der Landjturmpflichtigen im Mufterungstermine findet nur 
injoweit ftatt, als Zweifel über die körperliche Tauglichkeit vorliegen. 

Der Militärvorfigende entjcheidet über die Tauglichkeit und Auswahl für die ver- 
Ichiedenen Waffengattungen u. ſ. mw. 

Ein beſtimmtes Körpermaß ift nicht vorgejchrieben. Die körperliche Tauglichkeit für 
den militärijchen Dienft ift von beftimmten Bedingungen nicht abhängig (W. ©. 8. 1, 
Abi. 2). 

Für die Marine find Landjturmpflichtige nur in den Bezirfen des L, IL, IX., 

13, 


8, 103. 0. 


10. 


11: 


X, und XVII. Armeeforps, und auch da nur foldhe auszuheben, welche Maſchiniſten, 
Maſchiniſtengehülfen und Heizer von See: und Ylußdampfern find. 

Landfturmpflichtige, welche ein geiftliches Amt in einer mit Korporationsrechten 
innerhalb des Neichögebiets beſtehenden Religionsgejellichaft beffeiden, werden nicht zum 
Dienft mit der Waffe, jondern zur Verwendung in der Srantenpflege und Seeljorge 
ausgehoben. 

G. v. 11. 2, 88. Urt. TI. $. 29 und R. M. ©. $. 65. 


. Wer weder zum Dienft mit der Waffe noch zum Dienft ohne Waffe, und im Befonderen 


zu einer militärifchen Dienftleiftung und Arbeit, welche jeinem bürgerlichen Beruf ent— 
ipricht, tauglich ift, wird ausgemuftert. Die Ausgemufterten find von allen militärischen 
Pflichten befreit. 

Die Militärpapiere find mit einem bezüglichen Vermerk zu verjehen, oder es ift eine 
bejondere Beicheinigung (nur unterftempelt) zu ertheilen. 


. Wegen dringender häuslicher und gewerblicher VBerhältniffe können Landfturmpflictige 


hinter die legte Jahresklaſſe ihres Aufgebots, im bejonders dringenden Fällen einzelne 
LZandfturmpflichtige erjten Aufgebots auch Hinter die letzte Jahresklaffe des zweiten Auf: 
gebot3 zurücdgejtellt werden. 

Die Zahl derart Zurücdgeftellter darf jedoch, einjchließlich der nad $. 120, 5». 
zurüdgejtellten ausgebildeten Landfturmpflichtigen, fünf Prozent des Beftandes nicht 
überjteigen. 

®. v. 11. 2. 88. Art. II. $. 29 und R. M. ©. 8. 64. 
Zandjturmpflichtige Beamte können unter finngemäßer Unmwendung der für den Beur: 
laubtenjtand geltenden Beitimmungen ($. 125) jo lange als unabkömmlich anerkannt 
werden, als der Gejammtbebarf an auszuhebenden Landfturmpflichtigen innerhalb des 
Aushebungsbezirts gededt werden fann. 

Die Beicheinigung der Unabfömmlichkeit erfolgt nad) näherer Beftimmung der Landes 
regierungen durch den Chef derjenigen Zivilbehörde, bei oder unter welcher der Zivil- 
beamte angeftellt ift. 

Die Unabkömmlichkeitsbefcheinigungen find den betreffenden Beamten einzuhändigen 
und von den leßteren im Mufterungstermin vorzulegen. Wird die Reklamation berüd- 
fichtigt, jo ijt dies auf der Beſcheinigung zu vermerken. 

Die zu einem geordneten und geficherten Betriebe der Eijenbahnen, der Poft, ber 
Telegraphie und der militärischen Fabriken unbedingt nothwendigen, fejt angejtellten Be— 
amten und ftändigen Arbeiter find gleichfalls ald® unablömmlid; anzuerkennen. Sie 
find von der perjönlichen Geftelung im Mufterungstermin befreit; es genügt die Ein- 
reihung der Unabkömmlichkeitsbejcheinigungen. 


Ueber die Zahl der auögehobenen Landjturmpflichtigen — nad) Jahresklaſſen und Waffen: 
gattungen u. j. w. getrennt — ift nach beendigter Mufterung im Landmwehrbezirf der 
Erjagbehörde dritter Inſtanz umgehend Meldung zu erftatten. 


12, 


13. 
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Das ftellvertretende Generalfommando ftellt diefe Zahlen für den Korpsbezirk ſum— 
mariſch zujammen und reicht dieſe Nachmweifung unverzüglich dem zuftändigen Kriegs— 
minifterium bezw. dem Reichs-Marine-Amt ein. 

Ueber fehlende Landjturmpflichtige jtellt der Zivilvorfigende im Mufterungstermin eine 
Lifte zufammen und theilt Auszüge daraus den betreffenden Ortsbehörden mit. 

Ale Zivilbehörden haben fortgejegt darauf hinzuwirken, daß diejenigen Landfturm- 
pflichtigen, welche im Mufterungstermin nicht erjchienen find, ermittelt und erforderlichen 
Falld unter Anwendung der gejeglichen Zwangsmittel nachträglich gemuftert werden. 
Außerterminliche Mufterungen Landjturmpflichtiger finden beim Bezirkskommando ftatt- 

Betreffs Einjtellung brotlojer oder unficherer Landfturmpflichtiger findet 8. 97, 7 
Anwendung. 


8. 104. 
Kontrole und Einberufung der ansgehobenen unansgebildeten Laudſturmpflichtigen. 


. Die Kontrole der ausgehobenen Landfturmpflichtigen bis zur Einberufung richtet ſich nad) 


den für die Landwehr (Seewehr) beitehenden Beitimmungen; diejelben find durch die 
Bezirkskommandos öffentlich bekannt zu machen, 
Einen jchriftlichen Ausweis erhalten die ausgehobenen Landfturmpflichtigen nicht. 
Sobald das militärijche Intereſſe e3 fordert, find Rontrolverjammlungen abzuhalten. 
Mit der Auflöjung des Landfturms hört auch für die ausgehobenen, jedoch noch 
nicht einberufenen Landfturmpflichtigen jede militärische Verpflichtung auf. 


. Das jtellvertretende Generalfonımando *) bezw. da3 Oberkommando der Marine beftimmt 


je nach Bedarf die Zahl der für jede Waffengattung u. j. w. einzuberufenden Landjturm- 
pflichtigen. 


. Die Einberufung erfolgt mittelſt Gejtellungsbefehls oder öffentlicher Bekanntmachung 


durch das Bezirkskommando, welchem nad) beendigter Musterung die Landjturmrollen zu 
übergeben find. 

Ueber die Reihenfolge der Einberufung entjcheibet unter den ausgehobenen Land: 
fturmpflichtigen derjelben Jahresklaſſe zunächit das militärische Intereſſe, demnächſt der 
Grad der Tauglichkeit und jchließlich die Abkömmlichkeit. 

In ältere Jahresklaſſen darf nur dann gegriffen werden, wenn die jüngeren den 
Bedarf an Mannjchaften überhaupt, oder an Mannſchaften einzelner Waffen u. j. m. 
nicht aufzubringen vermögen. 


*) In Sachſen das Kriegsminiſterium unter Anhörung bes ſtellvertretenden Generalkommandos. 
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Zweiter Theil. 


Kontrolweſen. 


Abſchnitt XVII. 


Organiſation der Kontrole. 
8. 105, 
Im Allgemeinen. 


1. Die Kontrole hat den Zweck, die Erfüllung der militärischen Pflichten der nicht zum 
aktiven Heere bezw. zur aktiven Marine gehörigen Wehrpflichtigen ($. 109, 2) zu beauf- 
fichtigen. 

2. Sie wird einestheild durch die Erjagbehörden, anderntheil3 dur die Landmwehrbehörden 
unter theilweijer Mitwirkung der Zivilbehörden ausgeübt. 

3. Der Kontrole durch die Erjagbehörden unterliegen die Wehrpflichtigen nach näherer 
Beltimmung des erften Theil diefer Verordnung von dem Eintritt in das militärpflichtige 
Alter ab bis zur erfolgten endgültigen Entſcheidung über ihr Dienjtverhäftniß. 

Im Uebrigen tritt die Kontrole der Landwehrbehörden ein. Sie wird, ſoweit fie 
ohne Mitwirkung der Zivilbehörden erfolgt, durch den zweiten Theil der Heerordnung 
geregelt. Someit fie unter Mitwirkung der Zivilbehörden ftattfindet, ift fie Gegenjtand 
de3 zweiten Theils diefer Verordnung. 

4. Die mit der Ausübung der SKontrole beauftragten Landwehrbehörden find die Bezirks- 
fommandos; unter ihrer Leitung jtehen die Hauptmeldeämter bezw. Meldeimter und die 
Bezirksfeldwebel. 

Meldeämter werden an Orten errichtet, an denen mehrere Kompagniebezirke ihren 
Stationsort haben. Die Meldeämter an den Stationdorten der Bezirfstommandos führen 
die Bezeichnung „Hauptmeldeämter”. 

5. Kontrolbezirte find die Landwehrbezirfe (Anlage 1), und innerhalb derjelben die Kompagnie- 
bezirke bezw. die Bezirke der Hauptmeldeämter oder Meldeämter (3. 114, 2). 

6. Nach Einberufung des Landſturms (Abſchnitt XVL und XX.) ift das Perjonal der 
Bezirksfommandos joweit ald möglich zum Dienft mit der Waffe verfügbar zu machen. 
Soweit Vertretung erforderlich und nicht durch felddienftunfähige Perjonen zu ermöglichen 
ift, kann äußerften Falls die ftellvertretende Infanteriebrigade einen Theil der Gejchäfte 


er — 8. 106. 


übernehmen, während die Einzelheiten der Kontrole des verbleibenden Reſtes an Mann 
ichaften des Beurlaubtenjtandes und des Landjturms durch die Zivilvorfigenden der Erja- 
fommiffionen übernommen werden, 

Die Generallommandos und in dritter Inſtanz fungirenden Zivilbehörden *) haben 
die erforderlichen allgemeinen Vereinbarungen bereits im Frieden zu treffen. 


$. 106. 
Mitwirkung von Zivilbehörden. 


. Alle Neiche-, Staat: und Kommunalbehörden find verpflichtet, in dem Bereiche ihrer 


geſetzlichen Befugnifje die Erjag: und Landwehrbehörden bei der Kontrole und allen hier— 
mit im Zuſammenhange jtehenden Dienjtobliegenheiten zu unterftügen. 
N. M. ©. S. 70. 


. a. Dieje Unterjtügung liegt im Wejentlichen den Polizeibehörben ob. 


Un Orten, an welchen die Bolizeiobrigfeit oder deren Vertreter ihren Sit nicht hat, 
ift der Ortövorftand in erjter Linie hierzu verpflichtet. 
b. Bei der Unterftügung in der Kontrole ift davon auszugehen, daß regelmäßig jeder 
Wehrpflichtige im Alter vom vollendeten 20. bis zum vollendeten 45. Lebensjahre 
einen Ausweis über jeine Militärverhältnifje haben muß. 
e. Die Anlage 3 enthält eine Anleitung für die Polizei: und Gemeindebehörden u. j. w. 
zur Mitwirkung bei Ausübung der militärischen Kontrole, und zwar: 
aa, über die Arten (Benennungen) der einzelnen Militärpapiere ; 
bb. über die Borausjegungen, unter welchen die Inhaber von Militärpapieren — nad) 
Maßgabe der ihnen obliegenden Melde- und Gejtellungspflicgten — als legitimirt 
zu erachten find; 

ec. über das Verfahren Hinfichtlich derjenigen innerhalb der unter b, erwähnten Alters: 
grenze befindlichen Wehrpflichtigen, welche fich nicht im Beſitz von Militärpapieren 
befinden, oder welche dergleichen Papiere zwar befigen, aber der ihnen obliegenden 
Melde und Gejtellungspflicht nicht nachgefommen find. 


. Die mit Führung des Meldewejens ($. 10 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. No— 


vember 1867) betrauten Behörden und Beamten haben von allen neu anziehenden, inner: 
halb der unter Ziffer 2b. bezeichneten Wlterögrenze befindlichen männlichen Perſonen 
einen Ausweis über ihre Militärverhältniffe zu verlangen und, falls diejelben fich diejer- 
halb nicht ausweiſen können, hiervon dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion jofort 
Anzeige zu machen. 


. Eine entiprechende Prüfung der Militärverhältniffe ift ferner bei allen mwehrpflichtigen 


Perſonen, welche einen Ba zur Reife nach außerdeutjchen Ländern nachſuchen (8. 107, ı), 
zu veranlaffen. Auch wenn ſonſt feine Anftände vorliegen, find Mannfchaften des Beur— 


) In Sachſen die Ober-Refrutirungsbehörbe. 
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faubtenjtandes die Pälfe jo lange vorzuenthalten, bis der Nachweis der militärischen 
Abmeldung erbracht worden ift (SS. 107; 108,8; 111, 12). 

5. Die Gendarmen, Polizei» und Sicherheitsbeamten haben ihre bejondere Aufmerkſamkeit 
auf die Prüfung der Militärverhältnifje der bei der Reviſion von Herbergen und Gaſt— 
wirthichaften angetroffenen und der auf der Wanderjchaft befindlichen Perſonen zu richten. 

6. Den Vorſtehern ſtaatlicher oder unter jtaatlicher Aufficht ftehender Straf-, Befjerungs- 
und Heilanftalten ift, ſoweit dies geſetzlich zuläſſig, gleichfalls die Verpflichtung aufzu— 
erlegen, die Militärverhältniffe der in die Anftalt eingelieferten innerhalb der unter 2 b, 
bezeichneten Altersgrenze befindlichen Berfonen zu prüfen und ift, falls diejelben ſich nicht 
ordnungsmäßig auszumeifen vermögen, hiervon dem Zivilvorfigenden der Erjagfommillion 
des Geburtäortes der Betreffenden Anzeige zu machen. Die gleiche Verpflichtung ift auch 
den Vorftänden der Arbeiterfolonien aufzuerlegen. 

7. Die Konfuln, die Seemannsämter*), die Vorftände der öffentlichen Navigationsschulen 
und die Neiche-Prüfungs-Infpeftoren haben gleichfalls innerhalb ihres Geſchäftskreiſes bei 
der Kontrole mitzumirfen. 

8. Die Gerichte haben — joweit diefe Obliegenheiten nicht bejonderen Beamten (Staate- 
oder Amtsanmwälten) übertragen find — die hinfichtlih der Kontrole erforderlichen Mit- 
tbeilungen ($$. 108,5 und 111, ı9) den Erjaß- oder Landwehrbehörden nnaufgefordert 
zugehen zu Lafjen. 


Abſchnitt XVIN 


Erfüllung der Wehrpflidt Bis zum DWeginn der Dienfipfliht. 
8. 107. 
Erfüllung der Wehrpflicht bis zum Beginn der Militärpflidt. 

1. Wehrpflichtigen, welche fich noch nicht im militärpflichtigen Alter befinden, dürfen Aus— 
landspäfje für eine über den Zeitpunkt des Eintritts in diejes Alter hinausliegende Zeit 
nur injomweit erteilt werben, als fie eine Bejcheinigung des Zivilvorfigenden der Erjaß- 
fommilfion ihres Gejtellungsortes darüber beibringen, daß ihrer Abmwejenheit für Die 
beabfichtigte Dauer gejegliche Hindernifje nicht entgegenitehen. 

2. Die Zuläffigkeit der Anmufterung jolcher Berjonen durch die Seemannsämter ift von der 
Beibringung einer gleichen Bejcheinigung abhängig. 


8. 108. 


Erfüllung der Militärpflict. 
1. Zur Kontrole über Erfüllung der Militärpflicht ($. 22) dienen die im erjten Theil vor: 
geichriebenen Scheine (Mujfter 1 bis 5, 11, 12, 15 bie 17). 


*) Yinlage 4 enthält eine Zufammenftellung derjenigen Beftimmungen, welche in Bezug auf Die 
Militärverhältniffe Anzumufternder zu beachten find. 


— 1 — $. 109. 


Die Ertheilung diefer Scheine im Driginal erfolgt £oftenfrei. Für Ausfertigung 
von Duplifaten werden 50 Pfennig Schreibgebühr entrichtet. 

Anträge auf Ausfertigung von Duplifaten — ausjchließlich der Erſatzreſervepäſſe, 
Marine-Erfagrejervepäffe, Rekrutenurlaubspäfje und Freiwilligenannahmejcheine — werben 
an den Zivilvorfigenden der Erjagfommilfion des Aufenthaltsorts gerichtet. Anträge auf 
Ausfertigung von Duplifaten der vorjtehend ausgenommenen Militärpapiere find an die 
Kontrolftelle zu richten (8. 112, 4). 

Die Ausfertigung des Duplifat3 darf nur von der Behörbe erfolgen, melde das 
Driginal ertheilt hat. Dieſe Behörde erhebt auch die Schreibgebühren. 

2. Wer fi) über die Erfüllung der Militärpflicht nicht ausweilen fann, wird zur jofortigen 
Anmeldung zur Nekrutirungsitammrolle veranlaft. 

3. Heimathöjcheine, Auslandspäfje und ſonſtige Reifepapiere find Militärpflichtigen nur für 
die Dauer der ihnen bewilligten Zurüditellung (8. 29) zu gewähren. 

4. Unmufterungen Militärpflichtiger durch die Seemannsämter dürfen nur für die Dauer 
der ihnen bewilligten Zurüdjtellung ($$. 29 und 33, 9) ftattfinden, 

5. Von der Einleitung einer gerichtlichen Unterjuhung gegen Militärpflichtige, ſowie von 
jeder Verurtheilung Militärpflichtiger ift dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion ihres 
Aushebungsbezirt3 möglichjt bald Kenntniß zu geben*) ($. 106, 8). 


Abſchnitt XIX. 


Erfülung der Pienfipfidt. 
8. 109. 


Erfüllung der Dienftpflicht im Allgemeinen. 


1. Die Dienftpfliht wird theild im aktiven Heere bezw. in der aktiven Marine, theil3 im 
Beurlaubtenverhältniß abgeleitet. 

2. Zum aktiven Heere gehören: 
A. Die Militärperfonen des Friedensftandes, und zwar: 

a, die Offiziere, Nerzte und Militärbeamten des Friedensſtandes vom Tage ihrer 
Anftellung bis zum Zeitpunft ihrer Entlaffung aus dem Dienft; 

b. die Kapitulanten vom Beginn bis zum Ablauf oder bis zur Aufhebung der abge: 
ichlofjenen Kapitulation; 

e. die Freiwilligen und die ausgehobenen Nekruten von dem Tage, mit welchem ihre 
Verpflegung durch die Militärverwaltung beginnt; Einjährig-Freiwillige von dem 
Zeitpunkt ihrer Einftellung in einen Truppentheil an — ſämmtlich bis zum Ablauf 
bes Tages ihrer Entlafiung aus dem aktiven Dienft. 


*, ft der Militärpflichtige inzwiichen zu den Perfonen des Beurlaubtenftandes übergetreten, jo bat 
die Abgabe der Mittheilung an das zuftändige Bezirlskommando zu erfolgen. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 14 
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B. a. Die aus dem Beurlaubtenftande zum Dienft einberufenen Offiziere, Aerzte, Militär- 
beamten und Mannjchaften von dem Tage, zu welchem fie einberufen find, bis zum 
Ablaufe des Tages der Wiederentlafjung ; 

b. alle in Kriegäzeiten zum aktiven Dienft aufgerufenen oder freiwillig eingetretenen 
Offiziere, Aerzte, Militärbeamten und Mannfchaften, welche zu feiner der vorge— 
nannten Klaſſe gehören, von dem Tage, zu welchem jie einberufen find, bezw. vom 
Zeitpunft de3 freiwilligen Eintritt3 an bis zum Ablauf des Tages der Entlajjung ; 

c. die Zivilbeamten der Militärverwaltung, vom Tage ihrer Anftellung bis zum 
Zeitpunkt ihrer Entlafjung aus dem Dienite. 

R. M. ©. 8. 38. 
Auf die aktive Marine finden vorstehende Feftießungen finngemäße Anwendung. 
3. Im Beurlaubtenverhältnif befinden ſich alle Perfonen des Beurlaubtenſtandes, welche 
nicht zum aktiven Dienft einberufen find. 
4. Zum Beurlaubtenftande gehören :*) 

a. die Offiziere, Verzte, Beamten und Mannjchaften der Rejerve, Marinereferve, Land- 

wehr und Seewehr jowie die Mannjchaften der Erjasrejerve und Marine-Erjagrejerve ; 

b. bie vorläufig in die Heimath beurlaubten Rekruten und Freiwilligen ; 

e. die bis zur Entſcheidung über ihr ferneres Militärverhältnig zur Dispofition der 

Erjagbehörben entlafjenen Mannjchaften ; 

d. die vor erfüllter aktiver Dienftpflicht zur Dispofition der Truppen-(Marine-)theile 

beurlaubten Mannfchaften. 

W. G. 8. 16. RM. G. 8. 56. u. G. v. 11. 2.88. Art. II. 8. 11. 


8. 110. 


Erfüllung der Dienftpflicht im aktiven Heere bezw. im der aktiven Marine. 


1. Ueber die Rechte und Pflichten der Militärperjonen des aktiven Heeres enthält der dritte 
Abſchnitt des Neichs-Militärgejepes vom 2, Mai 1874 das Nähere. 

2. Die Entlafjung aus der Reichsangehörigkeit (Genehmigung zur Auswanderung) darf 
Militärperjonen des aktiven Heeres bezw. der aktiven Marine nicht ertheilt werden, bevor 
fie aus dem Dienft . en find ($. 111, 7). 

St. 4. ©. 8. 15. 

3. Als Ausweis für a des aktiven Heeres dienen die Soldbücher. Offiziere 

und Sanitätsoffiziere weiſen fich durd) ihre Patente, Beamte durch ihre Veftallungen aus. 


*) Nach Aufruf des Landfturms gehören die vom Aufruf betroffenen oder nach freiwilliger Meldung 
in die Liſten des Landſturms eingetragenen Perfonen ebenfalls zum Beurlaubtenſtande (SS. 100, und 
121, #). 

G. v. 11. 2. 88. Art. I. 88. 26 u. 80. 
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. Bei Märjchen dienen die Mearjchrouten, bei Eijenbahnfahrten die Militärfahriceine als 


Ausweis. 


. Zeitweife beurlaubte Mannschaften erhalten Urlaubskarten oder Urlaubsjcheine. 


8. 111. 
Erfüllung der Dienftpfliht im Beurlaubtenftande im Allgemeinen. 


. Die Perfonen des Beurlaubtenftandes find während der Beurlaubung (d. i. während des 


Benrlaubtenverhäftniffes, fiche $. 109, 3) den zur Ausübung der militärischen Kontrole 
(8. 105, 4) erforderlichen Anordnungen unterworfen. 
Sie haben geeignete Vorkehrungen zu treffen, daß dienstliche Befehle ihrer Vorgeſetzten 
und namentlich Gejtellungsbefehle ihnen jederzeit zugeftellt werden können. 
Im dienstlichen Verkehr mit ihren Vorgejegten oder wenn fie in Militäruniform 
ericheinen, find fie der militärischen Disziplin unterworfen. 
R. M. ©. 8. 57. 


. Bei eintretender allgemeiner Mobilmachung haben alle im Auslande befindlichen Perſonen 


des Beurlaubtenjtandes fich unverzüglich in das Inland zurücdzubegeben. 
N. M. ©. &. 58. 


.Im Frieden können Mannjchaften der Nejerve, Marinerejerve, Landwehr und Seewehr, 


ſowie der Erjagreferve und Marine-Erjaprejerve, welche nach außereuropäifchen Ländern 
gehen wollen, unter Befreiung von den gewöhnlichen Dienftobliegenheiten, jedod) unter der 
Bedingung der Rückkehr im Falle einer Mobilmahung, auf zwei Jahre beurlaubt werden. 
R. M. ©. 8.59. ©. v. 11. 2. 88. Art. II. 88. 11 und 20. 

Diejer Urlaub wird durch die Bezirkskommandos ertheilt. 

Offiziere, Sanitätsoffiziere und obere Militärbeamte des Beurlaubtenftandes fünnen 
unter gleichen Verhältniſſen durch den Infanterie-Brigadelommandeur beurlaubt werden. 

Ber feinen Urlaub nachjucht oder erhält, ift zwar in der Wahl feines Aufenthalts: 
orts in Friedenszeiten micht bejchränft, muß jedoch die gewöhnlichen Dienftobliegenheiten 
erfüllen. (Siehe Ziffer 6.) 


. Weift ein auf Grund der unter Ziffer 3 enthaltenen Beftimmungen Beurlaubter durch 


Konſulatsbeſcheinigungen nad, daß er fic in einem außereuropäijchen Lande eine fefte*) 
Stellung al3 Kaufmann, Gewerbetreibender ꝛc. erworben hat, jo kann der Urlaub bis 
zur Entlaffung aus dem Militärverhältniß und unter gleichzeitiger Befreiung von der 


*) Geſuche von Perjonen, welche fein eigenes Gejchäft oder Gewerbe betreiben, vielmehr als An— 


gejtellte in einem Gejchäft oder Gewerbe eine abhängige Stellung befleiden, können dann Berückſichtigung 
finden, wenn in der Konjulatsbejcheinigung meben der genauen Bezeichnung der Art der Stellung be- 
Icheinigt wird, daß die Eigenartigfeit der faufmännifchen ıc. Verhältniffe des betreffenden Landes bezw. 
der betreffenden Stellung jelbft die leßtere, ungeachtet ihrer Abhängigkeit und der Unbeftimmtheit ihrer 
Dauer, dennoch als fefte Stellung kennzeichnet. 


14. 


8. 111. — 18 — 


Rückkehr im Falle einer Mobilmachung verlängert werden. Auf die Küftenländer des 
Mittelländiichen und Schwarzen Meeres findet diefe Bejtimmung feine Anwendung. 
R. M. ©. 8.59. G. v. 11. 2. 88. Art. II. 88. 11 und 20. 

Für Mannſchaften der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebot? bedarf es des vor- 
erwähnten Nachweijes nur dahin, daß fie eine ihren Lebensunterhalt ſichern de Stellung 
ald Kaufmann, Gewerbetreibender u. ſ. w. erworben haben;*) auch gilt für diefelben die 
Beihräntung bezüglich der Küftenländer des Mittelländiichen und Schwarzen Meeres nicht. 

®. v. 11. 2. 88. Art. II. SS. 4,4 und 20. 

Derartige Anträge unterliegen der Entjcheidung der Bezirköfommandos. 

Bei Offizieren, Sanitätöoffizieren und oberen Militärbeamten ift die Verabjchiedung 
nachzuſuchen. 

5. Treffen die Vorausſetzungen der Ziffer 4 nicht zu, iſt aber gleichwohl die Verlängerung 
des Urlaubs erwünſcht, ſo darf dieſelbe von Neuem nach Ziffer 3 bewilligt werden. 

6. Dem Beurlaubtenſtande angehörige Reichs- und Staatsbeamte, welche ihren dienſtlichen 
Aufenthalt im Auslande haben, ſind auf ihren Antrag durch die Bezirkskommandos für 
die Zeit des dienſtlichen Aufenthalts im Auslande allgemein von den gewöhnlichen 
Friedens-Dienſtobliegenheiten ausſchließlich der Uebungen zu befreien. 

7. Den Offizieren und Sanitätsoffizieren der Reſerve und Landwehr erſten Aufgebots ſowie 
den im 8. 109, ab. bis d. bezeichneten Mannſchaften darf — falls fie nicht nachweiſen, 
daß fie in einem anderen Bundesftaate die Staatdangehörigfeit erworben haben — die 
Entlaffung aus der Staatsangehörigkeit nur mit Genehmigung der Militärbehörde erteilt 
werden. 

N. M. ©. 8. 60, 1. 

Auch kann denjenigen Mannjcaften der Nejerve, welche nach zmweijähriger aktiver 
Dienstzeit entlaffen find (8. 6, 3), im erften Jahre nad) ihrer Entlafjung die Erlaubnif 
zur Auswanderung auch in der Zeit verweigert werden, in welcher fie zum aktiven Dienſt 
nicht einberufen find (vergl. Ziffer 16..). 

G. v. 3. 8, 93. Art. Il. 8. 2. 

Den Offizieren und Sanitätöoffizieren der Landwehr zweiten Aufgebot3 darf die 
Entlafjung aus der Staatsangehörigfeit nur ertheilt werden, nachdem fie auf die von ihrer 
bevorjtehenden Auswanderung an die Militärbehörde gemachte Anzeige ihre Verabjchiedung 
erhalten haben. 

®.v.11.2. 88. Art. 1.8.45 St. A. G. 8. 18. 

Bezügliche Gejuche ze. find an das zuftändige Bezirkälommando zu richten und werden 
betreffs der Mannfchaften von diefen entjchieden. 

Geſuche der Offiziere und Sanitätöoffiziere werden behufs Herbeiführung der Ver— 
abichiedung weiter befördert. 


7 Unter gleichen Voransfegungen können Landfturmpflichtige für die Dauer ihres Aufenthaltes 
außerhalb Europas von der Befolgung des Aufrufs entbunden werden; fiehe $-. 100, 5 v- 


8, 


10, 


11, 


12, 


13. 
14. 


15. 


=, 1 = 8. 111. 


Offiziere und Sanitätsoffiziere der Nejerve und Landwehr erjten Aufgebots, welche ohne 
Erlaubniß auswandern, werden mit Geldftrafe bis zu dreitaujend Marf oder mit Haft 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, Offiziere und Sanitätsoffiziere der Landwehr 
zweiten Aufgebots, welche e3 unterlaffen, von ihrer bevorjtehenden Auswanderung dem 
Bezirkskommando Anzeige zu machen, mit Geldftrafe bis zu 150 Marf oder mit Haft 
beitraft. 
* R. M. ©. 8. 60,2. D. Str. G. 8. 140, erſter Abſatz, %, bezw. G. v. 11. 2. 1888, 
Art. I. 8. 4,3; D. St. ©. $. 360. 
Die Herbeiführung der gerichtlichen Unterfuchung ift Sache der Bezirkstommandos 
(fiehe Ziffer 17), 


. Die Feſtſetzungen über die bejonderen Dienjtverhältniffe der vorläufig in die Heimath 


beurlaubten Nekruten und Freiwilligen und der bis zur Entjcheidung über ihr ferneres 
Militärverhältuiß zur Dispofition der Erjagbehörden entlaffenen Mannjchaften find in 
den 88. 80, 82 und 85 enthalten. 
Die zur Dispofition der Truppen-(Marines)theile beurlaubten Mannjchaften können bis 
zum Ablauf ihres dritten Dienftjahres jederzeit zur Fahne (zum aktiven Dienft) wieder 
einberufen werden und bedürfen bis dahın zum Wechfel des Aufenthaltsorts jowie zur 
Anmufterung dur ein Seemanndamt der Genehmigung ihres Bezirkskommandeurs. 
N M. ©. 8. 60, >. 

Wer ohne Genehmigung den Aufenthalt wechjelt, wird durch den bezeichneten Bezirks— 
fommandenr jofort zum Dienft wieder einberufen. 
Im Uebrigen gelten für die Perfonen des Beurlaubtenftandes die allgemeinen Landes- 
gejege, und find diefelben in der Wahl ihres Aufenthaltsorts im In- und Auslande, in 
der Ausübung ihres Gewerbes, rüdfichtlih ihrer Werheirathung und ihrer ſonſtigen 
bürgerlichen Berhältniffe Beichränfungen nicht unterworfen. 

NR M. ©. $. 61. 

Bei Ertheilung von Auslandspäflen an Verfonen des Beurlaubtenjtandes ift darauf zu 
achten, daß diejelben der ihnen nach $. 114, 6 obliegenden Berpflichtung nachkommen 
($. 106, 4). 
Ueber Ab- und Anmeldung beim Aufenthaltswechjel jiehe 8. 114. 
Ueber die erfolgte Anmufterung von Mannjchaften des Beurlaubtenftandes ift durd) die 
Seemannsämter demjenigen Bezirfsfommando, von welchem eritere fontrolirt werden, jofort 
Mittheilung zu machen. Die Dauer der Anmufterung ift hierbei anzugeben ($. 114, 8). 

Falls die angemufterten Mannschaften dem Beurlaubtenftande des Heeres angehören, 
find diefelben in den der Marine überzuführen. 
Die Seemannsämter im Inlande haben den von ihnen abgemufterten Mannjchaften des 
Beurlaubtenftandes eine Beicheinigung*) über den Tag den Abmufterung auszuftellen, 


*) Nach dem Mufter b. der Anlage 4. 


g. 111. — = 


und diejelben gleichzeitig zur Nüdmeldung bei der Kontrolftelle ($. 113, ı) unter Bor: 
zeigung der erhaltenen Abmujterungsbejcheinigung anzumeijen ($. 114, 8). 


16. a. Mannschaften der Reſerve und Mearinerejerve, der Land» und Seewehr erjten Auf: 


17. 


18. 


19. 


gebots, ſowie der Erjagrejerve und Marine-Erjarejerve darf in der Zeit, in welcher 
fie nicht zum aktiven Dienſt einberufen find, die Erlaubnii zur Auswanderung (Ent: 
lafjung aus der Neichsangehörigfeit) nicht verweigert werden. 
®. 6.8.15. ©. v. 11.2. 88. Art. II. 88. 11 und 20. St. A. G. 8. 15,2. R. V. 
Art. 59. 
(Ausnahme fiehe Ziffer 7 zweiter Abjab.) 

Bor Ertheilung der Entlafjung aus der Neichdangehörigkeit ift durch die Polizei— 
behörde dem Bezirfstommando Mittheilung zu machen. Die Aushändigung der 
Entlaffungsurfunde darf erjt erfolgen, nachdem das Bezirkskommando bejcheinigt hat, 
daß der Auswanderung eine Einberufung zum aktiven Dienft nicht entgegenfteht. 

b. Mannſchaften der Land» und Seewehr zweiten Aufgebots bedürfen feiner Erlaubniß 
zur Auswanderung; bdiejelben find vielmehr nur verpflichtet, von ihrer bevorftehenden 
Auswanderung der zuftändigen Kontroljtelle Anzeige zu machen. 

G. v. 11. 2.88, Art. Il. 8. 4,8 

e. Wer ohne Erlaubniß auswandert (a.) bezw. auswandert, ohne der zuftändigen Kontrol- 
jtelle Anzeige gemacht zu haben (b.), unterliegt der im 8. 360 des Strafgeſetzbuches 
für das Deutiche Reich angedroßten Strafe. 

G. v. 11. 2. 88. Urt. H. 88. 11 und 20 bezw. 8. 4,» 

Die in den Fällen der Ziffern 8 und 16 ec. durch $. 472 der Strafprogeßordnung vom 

1. Februar 1877*) für Erhebung der Anklage und Eröffnung der Unterſuchung erfor- 

derten Erklärungen find von den Bezirkskommandos anszuftellen und gleichzeitig mit den 

Anträgen auf Einleitung des Strafverfahrens der Staatsanwaltichaft vorzulegen. 

Wenn Berfonen des Beurlaubtenftandes, welche die Entlafjung aus der Reichsangehörigkeit 

erhalten haben, nicht auswandern oder wenn Ausgewanderte vor vollendetem 39. Lebens- 

jahre wieder zurücdiehren, jo ift durch die Polizeibehörde dem nächjten Bezirfsfommando 

hiervon Mittheilung zu machen ($. 21). 

Bon jeder Einleitung einer gerichtlichen Unterjuchung gegen Perſonen des Beurlaubten- 

ftandes jowie von deren Ausfall ift dem Bezirkskommando, in deſſen Kontrole fie jtehen, 

möglichjt bald Mittheilung zu machen ($. 106, 8). 


*) Im Hinblid auf die 88. 4,5; 11 und 20 Art. 1.0. & v. 11. 2. 58. find auszuftellen: 

a. Erflärungen im Sinne des dritten Abſatzes des $. 472: Betreffs der Offiziere und Sanitäts— 
offiziere der Neierve (Marinereferve) und Landwehr (Seewehr) erſten Aufgebots bezw. der 
Mannschaften der Nejerve (Marinereferve), der Landwehr (Serwehr) erften Aufgebots und 
ber Erjahrejerve (Marine-Erjareierve) ; 

b. Erklärungen im Sinne des vierten Abjages des $. 472: Betreffs der Offiziere und Sanitäte- 
offiziere, fowie der Mannjchaften der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebots. 


— 111 — 88. 112. 113. 
8. 112. 
Militärpapiere der Perſonen des Benrlaubtenftandes, 


. Die Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes weijen ſich durch 


die im 8. 110, 3 bezeichneten Bapiere aus. 
Verabjchiedete Offiziere und Sanitätsoffiziere erhalten auf ihren Antrag Entlafjungs- 
urfunden. 


. Beurlaubte Nefruten und Freiwillige weijen fid) durch die ihnen nad Mufter 12 oder 


16 ertheilten Scheine, Mannſchaften der Erjagrejerve und Marine-Erjagrejerve durch 
Erjaßrejervepäffe bezw Marine-Erjagrejervepäffe (Mufter 4 bezw. 5) aus. 


. Alle übrigen Mannſchaften des Beurlaubtenftandes erhalten Militärpäjje und neben diejen 


Führungszeugnifje. 


. Die Ausfertigung von Duplifaten verloren gegangener Militärpapiere darf nur von der 


Behörde erfolgen, welche das Driginal ertheilt hat. 
Für Ausfertigung eined Duplifats find 50 Pfennig Schreibgebühr zu entrichten. 
Derartige Anträge find von den Mannjchaften des Beurlaubtenjtandes an ihre 
Kontrofitelle zu richten (8. 113, 1). 


8. 113. 


Militärifhe Kontrole der Perſonen des Beurlaubtenftandes. 


. Die militärijche Kontrofe der Perfonen des Beurlaubtenftandes wird durch die Bezirks— 


fommandod und zwar diejenige der Mannjchaften durch die Hauptmeldeämter, Melde: 
ämter oder die Bezirköfeldwebel — im Auftrage und unter Aufficht der Bezirksfommandos 
— ausgeübt ($. 105, 4). 


. Zur Aufrechterhaltung der militäriſchen Kontrole dienen die nach 8. 114 vorgeſchriebenen 


Meldungen und die nach 8. 115 abzuhaltenden Kontrolverſammlungen. 


. Die militäriſche Kontrole muß jo gehandhabt werden, daß die Einberufung der Perſonen 


des Beurlaubtenftandes zu Uebungen, notwendigen Verftärfungen oder Mobilmachungen 
de3 Heeres und der Marine jederzeit ftattfinden kann. 
W. ©. 8. 6. 


. Mannschaften des Beurlaubtenftandes, welche ſich der Kontrole länger als ein Jahr ent- 


ziehen oder einen Befehl zum Dienfte ohne anerfannte Entjchuldigung unbefolgt laſſen, 
können durch den Bezirkstonmmandenre — abgejehen von der etwa noch anderweit über fie 
zu verhängenden Strafe — unter Verlängerung ihrer Dienstzeit in die nächſt jüngere 
Jahresklaſſe verjegt werden. Dauert die Kontrolentziehung zwei Jahre und darüber, jo 
fönnen fie entjprechend meiter zurüdverjegt werden. 

R. M. ©. $. 67. 


8. 114. — 112 — 
8. 114. 
Meldepflicht der Perſonen des Benrlaubtenftandes. 


1. a. Die zur Ausübung der militärifchen Kontrole erforderlichen Meldungen können von 
den Mannichaften des Beurlaubtenftandes bei der Kontrofftelle ($. 113, ı) mündlich 
oder jhriftlich*) erjtattet werden. Den Mannjchaften der Land» und Seewehr 
zweiten Aufgebots fteht es frei, die Meldungen durch Familienangehörige erftatten zu 
lafjen. Im Uebrigen find Meldungen durd) einen Dritten nur in den Fällen zuläffig, 
in welchen e3 fi um eine Abmeldung beim Aufenthaltswechjel oder beim Wohnungs: 
wechjel innerhalb einer Stadt oder um Ab- und Anmeldung bei Neifen handelt. 

Sind in einzelnen Kontrolbezirfen befondere Orte (Meldeorte) feitgejegt, an welchen 
zu beftinmten Tagen und Stunden ein Bezirköfelowebel zur Entgegennahme von 
Meldungen anmwejend ift, jo bürfen zu diejer Zeit dafelbft derartige Meldungen ange- 
bracht werden. Für Bekanntmachung der Meldezeiten haben die Bezirksfommandos 
Sorge zu tragen. 

b. Bebürfen jchriftliche Meldungen weiterer Erläuterungen, jo kann die perjönliche Ge: 
ftellung bei der Kontroljtelle dur da3 Bezirksfommando angeordnet werden. 

Dafjelbe gilt für die Anbringung von Gejuchen und Beichwerden in militäriichen 
Dienftangelegenbheiten, ſowie für Rechtfertigung wegen Verſäumniß militärijcher Pflichten. 

In diefen Fällen dürfen Mannjchaften des Beurlaubtenftandes auch in das 
Stabäquartier des Bezirfsfommandos berufen werben, wenn ihre perjönliche Bernehmung 
daſelbſt erforderlich if. 

8.8.8.2. G.v. 11.2. 88. Art. I, $. 4. 

2. a. Die Geftellung im Stationgorte des Kompagniebezirf3 begründet feinen Anſpruch auf 
Gebühren. 

Mannſchaften, welche auf Grund der Ziffer 1 in das Stabsquartier des Bezirfs- 
fommandos berufen werden, haben nach den hierüber bejtehenden bejonderen Be— 
ftimmungen Anſpruch auf Marjchgebührnifje, wenn das Staböquartier nicht mit dem 
Stationdorte zufammenfällt. 

8.6.83. 

b. Sofern Hauptmeldeämter bezw. Meldeämter errichtet find ($. 105, 4), find die Orte 
derjelben al3 Kompagnie-Stationgorte anzuſehen. Sind aber neben erfteren Kontrol- 
jtellen Meldeorte (Ziffer 1 a, zweiter Abſatz) eingerichtet, jo find letztere Orte als 
diejenigen Stationdorte zu betrachten, in welchen die Gejtellung ohne Anspruch auf 
Gebühren zu erfolgen hat, während bei Berufung in den mit dem Meldeort nicht 


) Zweds Erleihterung der jchriftlichen Meldungen find bei den Ortsvorſtänden vorgedrudte 
Formulare zur foftenfreien Benugung durch die Kontrolpflichtigen niedergelegt. Die Ortsvorftände find 
auf Erjuchen verpflichtet, den Mannichaften bei Ausfüllung der Formulare behülflich zu fein. Die Ab- 
fendung der Meldung iſt Sache des Meldepflichtigen. 

Die Koften ber Formulare werden durch die Bezirfsftommandos getragen. 


ee 8. 114. 


zufammenfallenden Ort des Hauptmeldeamt3 bezw. Meldeamts alsdann Marjchgebühr: 

niffe in demjelben Umfange wie vorjtehend nach dem zweiten Abſatz der Ziffer 2 a. bei 

Berufung in das Stabsquartier des Bezirkskommandos gezahlt werben. 

3. Gehen die Meldungen durch die Bolt, jo werden fie innerhalb des Gebiets des Deutjchen 
Reichs portofrei befördert, injofern die Schreiben mit der Aufjchrift „Militaria* verjehen 
und offen oder unter dem Siegel der Ortöpolizeibehörde verjendet werden. 

Die portofreie Benugung der Stadtpoft ift ausgeichlofjen. 

4. a. Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes, welche aus dem aftiven Dienft entlaffen werben, 
haben ſich innerhalb 14 Tagen bei der Kontrolftelle anzumelden, welcher der von ihnen 
gewählte Aufenthaltsort unterftellt ift. Diefe Meldung iſt auch dann erforderlich), 
wenn ber Entlafjene an dem Standorte jeines bisherigen Truppen-(Marine-)theils bleibt. 

b. Erjagreferviften und Marine-Erſatzreſerviſten haben fich in Folge ihrer Ueberweiſung 
zur Erfagrejerve bezw. Marine-Erjagreferve innerhalb 8 Tagen nad; Aushändigung des 

Erjagrejerve- bezw. Marine-Erjaprejervepafjes bei der unter a, genannten Kontrolftelle 

anzumelden. 

5. Mannjcaften des Beurlaubtenjtandes *), welche innerhalb des Kontrolbezirks (Bezirk des 
Hauptmeldeamts, Meldeamt? oder des Kompagniebezirks) ihren Aufenthaltsort oder die 
Wohnung mwechjeln, haben dies innerhalb 14 Tagen ihrer Kontrolftelle zu melden. 

Wer aus einem Kontrolbezirk in einen anderen verzieht, hat fich bei feiner biöherigen 
Kontroljtelle ab» und bei der zuftändigen Kontrolitelle jeines neuen Aufenthaltsort inner- 
halb 14 Tagen nad) Verlaſſen jeines alten Wohnſitzes anzumelden. 

Nah Eintritt einer Mobilmahung find Veränderungen de3 Aufenthaltsortes und 
der Wohnung innerhalb 48 Stunden zu melden. 

6. Mannjchaften des Beurlaubtenftandes*) haben den Antritt einer Reife und die Rückkehr 
von derjelben der Kontroltelle zu melden, jobald die Neife eine 14 tägige oder längere 
Abweſenheit zur Folge Hat. War beim Antritt der Neife nicht zu überjehen, ob die 
Abweſenheit fih über 14 Tage hinaus erjtreden werde, jo ift die Meldung fpätejtens 
14 Tage nad) erfolgter Abreife zu erjtatten. Bei jeder Abmeldung zur Reife hat der 
Betreffende anzugeben, Durch welche dritte Perjon während feiner Abweſenheit etwaige 
Befehle an ihn befördert werden können. Er bleibt jedoch der Militärbehörde gegenüber 
allein dafür verantwortlich, daß ihm jeder Befehl richtig zugeht ($. 111, 1, 3 und 12), 

7. Mannjchaften, welche auf Wanderjchaft gehen wollen,*) Haben ſich gemäß Ziffer 6 abzu— 
melden und find während der Wanderjchaft von weiteren Meldungen entbunden.**) 


*) Diefe Beitimmungen beziehen ſich nicht auf die vorläufig in die Heimath beurlaubten Rekruten 
und Freiwilligen. Bezüglich diefer fiehe $- 80, 2 um » bezw. $. 85, »- 

*.) Die Ertheilung eine® Wanderurlaubs auf beftimmte Zeit ift unzuläffig; Dagegen ift in Fällen, 
in denen fich die Wanderfchaft fehr ausdehnt, zeitweife der Verbleib des Wandernden dadurch feitzuftellen, 
daß den Betreffenden durch Vermittelung der für eine Befehlsbeförderung bezeichneten Perſon aufs 
gegeben wird, über ihren zeitigen Aufenthalt Aufſchluß zu geben. 

Geſehes und Verorbnungsblatt 1894, Beilage. 15 


8. 116. = iu 


10, 


Sobald diejelben jedoh an einem Orte innerhalb Deutichlands in Wrbeit treten, 
haben fie fich bei der Kontroljtelle des neuen Aufenthaltsortes anzumelden. Erfolgt die 
Arbeit außerhalb Deutjchlands, fo ift der bisher zuftändigen Kontrolftelle die entſprechende 
Meldung zu erjtatten. 


. Mannjchaften der Rejerve, Marinerejerve, Landwehr, Seewehr, Erjagreferve und Marine: 


Erjagrejerve, welche zur See gehen, find in Friedenszeiten bei Anmufterungen durch die See- 
mannsämter von der jedeömaligen Abmeldung bei der Kontrolſtelle entbunden ($. 111, 14). 
Diejelben haben fich jedbocdy nach im Inlande erfolgter Abmufterung innerhalb 14 Tagen, 
im Mobilmahungsfalle innerhalb 48 Stunden, unter Vorzeigung der erhaltenen Ab— 
mufterung3bejcheinigung (8. 111, ı5) bei der zuftändigen Sontrolftelle zurüdzumelden. 
Befindet fih am Abmufterungsorte nicht die zuftändige Kontrofftelle, wohl aber ein anderes 
Hauptmeldeamt, Meldeamt oder ein anderer Bezirföfeldwebel, jo fann die ſolchenfalls 
jedoch ſtets perſönlich zu erftattende Rückmeldung auch bei diefer Stelle erfolgen und 
wird von derjelben unmittelbar am die eigentlich zuftändige Kontrolftelle weitergegeben. 
Erfolgt nad) der Abmufterung die ſofortige Wiederanmufterung für daſſelbe 
Schiff, jo kann die Meldung ganz unterbleiben; die gemäß $. 111,14 von dem betreffenden 
Seemannsamte zu macende Mittheilung hat jedoch ungejäumt zu erfolgen. 


. Bei allen Meldungen find die im $. 112, 2 und s genannten Papiere (ausjchlieglich etwaiger 


Führungszeugniffe) vorzulegen. 

Sind diejelben zufällig nicht vorhanden, jo hat die Meldung dennoch zu geichehen. 
Falls Seeleute, bezw. von einer Seefahrt zurückkehrende Mannschaften des Beurlaubten- 
ſtandes bereits bei der Abmuſterung eine baldige erneute Anmufterung in Ausficht 
haben, genügt bei jchriftlicher Rückmeldung die Beifügung der Abmufterungsbefcheinigung. 
Auf die Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamten des Beurlaubtenftandes finden vor: 
ftehende TFeitiegungen mit der Maßgabe Anwendung, dag fie nur zu Meldungen an die 
Bezirkskommandos verpflichtet find, 


8. 115. 


Kontrolverfammlungen *) der Perfonen des Benrlaubtenftandes. 


. Die Ungehörigen der Land- und Seewehr eriten Aufgebots, der Erfagrejerve und Marine- 


Erjagrejerve können alljährlid) einmal, die übrigen Perſonen des Beurlaubtenftandes 
zweimal zu Kontrolverfjammlungen zujammenberufen werben. 
K. G. 8. 1. ©. v. 11. 2. 88. Art. IL 8. 12. 
Ungehörige der Land» und Seewehr zweiten Aufgebots dürfen im Frieden zu Kontrol- 
verjammlungen nicht herangezogen werben. 
G. v. 11. 2. 88. Art. 11. 88. 4, ı und 20. 


*) Ueber Kontrolverjammlungen nad Aufruf des Landfturms fiche 88. 104, ı und 121,2 


10. 


11. 


= 15 — 8. 115. 


Die Kontrolverfammlungen find mit Bezug auf Zeit und Ort fo einzurichten, daß 
die betheiligten Mannjchaften nicht länger als einen Tag, einfchließlich des Hinweges 
zum Berfammlungsorte und des Rückweges, ihren bürgerlichen Geſchäften entzogen werben. 

8.8.81. 

An Tagen von Reiche: und Landtagswahlen finden Kontrolverfammlungen nicht ftatt, 

an Sonn: und Feiertagen find diejelben thunlichſt zu vermeiden. 


. Gejtellung zu den Kontrolverjammlungen begründet feinen Anſpruch auf Gebühren. 


8.0.88. 


. Befreiungen von den Kontrolverfammlungen können nur durch die Bezirkskommandos 


ertheilt werden. 


. Die Frühjahrs:Kontrolverfammlungen finden im April, die Herbft-Kontrolverfammlungen 


im November ftatt. 


. Zu den Frühjahrs-Ktontrolverfammlungen werden die Angehörigen der Land: und 


Seewehr erſten Aufgebot3 jowie die Erjagrejerviften und Marine-Erjagrejerviften heran: 
gezogen. 

Mannschaften der Land» und Seewehr erften Mufgebots, welche im Herbft zur Land— 
bezw. Seewehr zweiten Aufgebots übergeführt werden ($3. 12,4; 17, 1), find behufs 
Berufung zu den Herbſt-Kontrolverſammlungen von den Frühjahrs-Kontrolverſammlungen 


des betreffenden Jahres entbunden. 
®. v. 11. 2. 88. Art. Il. 88. 5, 12 und 20. 


. In denjenigen Kontrolbezirken, in welchen jchifffahrttreibende Mannſchaften des Beur- 


faubtenftandes in größerer Zahl vorhanden, dürfen durch die Generalfommandos im Laufe 
des Monats Januar befondere Schifferfontrolverfjammlungen anberanmt merden. 


. Die Einberufung zu den Kontrolverfammlungen erfolgt in der Regel durch öffentliche 


Aufforderung. 
Zu jeder Kontrolverfammlung find die Militärpapiere mit zur Stelle zu bringen, 


. Die nad Mittheilung der Seemannsämter für Deutſche Handelsichiffe Angemufterten find 


während der Dauer der bei der Anmufterung eingegangenen Verpflichtungen von der 
Theilnahme an den Kontrolverfammlungen befreit. 
W. G. 8. 13, >. 


Die ſchifffahrttreibenden und die im Auslande befindlichen Perſonen find in der Regel 


von dem perſönlichen Erſcheinen bei den Kontrolverſammlungen zu entbinden. 

Es genügt die Feſtſetzung, daß die Mannſchaften ſich in ber erften Hälfte bes 
Monats November mündlich oder jchriftlich bei ihrer Kontrolftelle zu melden und etwaige 
Veränderungen in ihren bürgerlichen Berhältniffen hierbei anzugeben haben. 

Wer durch Krankheit oder dringende Gejchäfte, welche jo unvorhergefehen eintreten, daß 

ein Befreiungsgeſuch nicht mehr eingereicht werben fann, von der Theilnahme an der 

Kontrolverfjammlung abgehalten wird, muß vorher oder ſpäteſtens zur Stunde derjelben 

durch eine Bejcheinigung der Orts- oder Polizeibehörde entjchuldigt werden. 

Wer zur Theilnahme an der Kontrolverfammlung verpflichtet ift, bis 15 April bezw. 
15. 
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15. November aber zu berjelben keine Aufforderung (Ziffer 7) erhalten hat, auch nicht 
von der Kontrolverfammlung befreit ift, ift verpflichtet, fich zu den angegebenen Beit- 
punften mündlich oder jchriftlich bei der zuftändigen Kontroljtelle zu melden. 


8. 116. 


Uebungen der Reſerve, Marinereferve, Land- nnd Seewehr. 


. Xeder Nefervift ift während der Dauer des Neferveverhäftniffes zur Theilnahme an zwei 
Uebungen verpflichtet. 

Diefe Uebungen follen die Dauer von je 8 Wochen nicht überfchreiten. 

Als Uebung ift auch jede Dienftleiftung im Heere oder in der Marine aus Anlaß 
nothtwendiger Verſtärkungen oder einer Mobilmachung auzujehen. 

W. G. 8. 6. 

Rejerviften, welche bei den Frühjahrs-Kontrolverfammlungen zur Landwehr verjegt 
werden, find mad) den Herbſt-Kontrolverſammlungen des vorangegangenen Jahres zu 
Uebungen nicht mehr heranzuziehen. 

2. Die Mannjchaften der Landwehrinfanterie des erften Aufgebots fünnen während der 
Dienftzeit in der Landwehr erften Aufgebots zweimal auf 8 bis 14 Tage zu Uebungen 
in bejonderen Kompagnien oder Bataillonen einberufen werden. 

Die Landwehrkavallerie wird im Frieden zu Uebungen nicht einberufen. 

Die Mannfchaften der Landwehr erften Aufgebots der übrigen Waffen üben im 
demfelben Umfange, wie die der Infanterie, jedoch im Anjchluffe an die betreffenden 
Zinien-Truppentheile. 

®. G. 8. 7. ©. v. 11. 2. 88. Urt. 1. 8. 2. 

3. Mannichaften der Landwehr eriten Aufgebot, welche das 32. Lebensjahr überjchritten 

haben, können zu den gejeglichen Uebungen nur ausnahmsweije, auf Grund bejonderer 

Kaiferlicher Verordnung, einberufen werden. 

Dieſe Beichränfung findet jedod) feine Anwendung auf diejenigen, welche 

a. in Folge eigenen Verſchuldens verjpätet in den aktiven Dienft getreten find; 

b. wegen Kontrolentziehung oder in Folge einer erlittenen Yreiheitsftrafe von mehr ala 
jechswöciger Dauer — $. 18 des Militär-Strafgejeßbuches — nachdienen müfjen, oder 

e. auf ihren Antrag *) von der zuleßt vorhergegangenen Landwehrübung befreit worden find. 

8. G. 8. 4. 
Mannjchaften der Landwehr erften Aufgebots, welche bei den Frühjahrs-Kontrolver— 
ſammlungen zur Landwehr zweiten Aufgebots verjett werden, find nach den Herbſt— 

Kontrolverfammlungen des vorangehenden Jahres zu Uebungen nicht mehr heranzuziehen. 


er 


) Die mit Zuftimmung des Uebungspflichtigen von dem Brotherrn, der vorgefehten Behörde zc. 
defielben gejtellten Anträge find als eigene Anträge im Sinne diefer Feſtſetzung anzufehen. 


u A se 8. 117. 


4. Die jchifffahrttreibenden Mannſchaften der Nejerve des Heeres und der Landwehr eriten 
Aufgebots follen zu Uebungen im Sommer nicht eingezogen werden. 

8.8.8.4. 

5. Die zur Landwehr zweiten Aufgebot3 gehörigen Perjonen dürfen im Frieden zu Uebungen 
nicht herangezogen werden, jedoch find freiwillige Uebungen derſelben zuläſſig. 

6. Die Offiziere der Nejerve können während der Dauer des Nejerveverhältnifjes dreimal 
zu vier- bis achtwöchigen Uebungen herangezogen werden. 

W. ©. 8. 12. 

7. Offizieren der Reſerve, welche bei außergemöhnlicher Beranlaffung (Mobilmadhung ꝛc.) 
zum Dienft einberufen werden, iſt dies als eine Hebung zu redjnen, 

8.0.8.5. 

8. Die Offiziere der Landwehr erjten Aufgebots find zu Uebungen bei Linientruppentheifen 
allein behufs Darlegung ihrer Befähigung zur Weiterbeförderung, im Uebrigen aber nur 
zu den gewöhnlichen Uebungen der Landwehr heranzuziehen. 

G. 8. 12. 

Finden die gewöhnlichen Uebungen der Landwehr bei den Linientruppentheilen jtatt 
(Ziffer 2, dritter Abſatz), jo find die Landmwehroffiziere ebenfalls zu diejen heranzuziehen. 

9. Die Einberufung zu den Uebungen erfolgt durch die fommandirenden Generale. 

2.6.88. 

10. Befreiungen von den Uebungen auf Grund häuslicher, gewerblicher oder amtlicher Ver— 
hältnifje können bei Mannſchaften ausjchließlich der Offizierafpiranten durch die Bezirks- 
fommandos, bei Offizieren und Offizierafpiranten nur durch die Generalfommandos bezw. 
oberjten Waffenbehörden, welchen die Offiziere u. ſ. w. angehören, unter Mittheilung an 
den fommandirenden General, durch welchen die Einberufung erfolgt ift (Ziffer 9), ver: 
fügt werden. 

Handelt es fid) um eine nad) bereit angetretener Uebung beantragte Befreiung 
(Abkürzung der Uebung), jo ift zur Entjcheidung bei Mannfchaften ausſchließlich Offizier: 
ajpiranten der Kommandeur de3 Truppentheils 2e., eventuell nach Anhörung des Bezirks— 
fommandos, bei Offizieren und Offizierajpiranten der fommandirende General desjenigen 
Armeeforps bezw. die oberſte Wafjenbehörde zuftändig, welcher der Truppentheil 2c. ange: 
hört, bei dem die Uebung ftattfindet. Dem fommandirenden General, welcher die Uebung 
verfügt hat (Ziffer 9), ift von der Befreiung Mittheilung zu machen. 

11. Die Beitimmungen über die Uebungen der Offiziere und Mannſchaften der Marinerejerve 
und Seewehr erjten Aufgebots find in der Marineordnung enthalten, 


8. 117. 
Uebungen der Eriasreferve. *) 
. Die Erjagreferviften find im Frieden zur Ableiftung von drei Uebungen verpflichtet, von 
denen die erite zehn Wochen, die zweite ſechs Wochen und die dritte vier Wochen dauert. 


*) Uebungen mit der Waffe finden nicht ftatt. Marine-Erjaprejerviften werden zu Uebungen über- 
haupt nicht herangezogen. 


— 
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2. Die Heranziehung zur erſten Hebung erfolgt in ber Regel innerhalb eines Jahres nad) 
Ueberweijung zur Erſatzreſerve. Den Erjagrejerviften, welche zur erjten Uebung einberufen 
werden jollen, ijt, von befonderen Ausnahmefällen abgejehen, der Gejtellungstag bis zum 
15. Juli des betreffenden Kalenderjahres befanut zu machen. 

3. Schifffahrttreibenden Mannfchaften und jolchen Erjagrejerviften, welche auf ihren Wunſch 
jpäter, oder als Nacherſatz nadjträglich, zur erften Uebung herangezogen werben ſollen, 
ift der Gejtellungstag 14 Tage vor Beginn der Uebung befannt zu machen. 

Als Nacherſatz find die wegen hoher Loosnummer der Erjagrejerve überwieſenen 

Mannschaften ($. 40, 1) nicht heranzuziehen. 

Im Uebrigen fiehe $. 73, 9. 

4. Der Erjagrejerve übertwiejene Perfonen, welche auf Grund der Ordination dem geiftlichen 
Stande angehören, jollen zu Uebungen nicht herangezogen werden; aud) bleiben Erjaß- 
rejerviften, welche die Subdiafonatsmweihe empfangen haben, von Uebungen befreit. 

G. v. 1. 2. 88. Art. 1. 8. 13. ©. v. 8. 2. 90. 

5. a. Denjenigen Erjaßreferviften, welche im Bejig des Berechtigungsſcheines zum einjährig- 
freiwilligen Dienft find ($. 88 Mufter 17) oder die entiprechende wiſſenſchaftliche 
Befähigung ($. 90) nachzuweiſen vermögen, fteht, wenn fie fich während ihrer Dienft- 
zeit (erften Mebung) ſelbſt befleiden, ausrüften und verpflegen, für die erfte Uebung 
unter denjenigen Truppentheilen die Wahl frei, welchen für das betreffende Jahr die 
Ausbildung von Erjagreferviften übertragen tft. 

G. v. 11. 2. 88. Urt. 11. $. 13. 

b. Wer auf dieſe Vergünftigung Anſpruch macht, hat innerhalb 14 Tagen nad) feiner 
Meberweifung zur Erjagrejerve dem Bezirkskommando durd) die zuftändige Kontrolftelle 
6 113, ı) nachſtehende Papiere einzureichen: 

1. feinen Erſatzreſervepaß, 

2. eine polizeilich beglaubigte Beſcheinigung über ſeine eigene bezw. die Bereitwilligkeit 
und Fähigkeit feines Waters oder Vormundes zur Tragung der often für die 
Bekleidung, Ausrüftung und Verpflegung während der erften Uebung; 

3. ein durch die Polizeiobrigkeit ansgeftelltes Unbefcholtenheitszeugniß ; 

4. den Berechtigungsichein zum einjährigsfreiwilligen Dienft bezw. das den Nachweis 
der wiljenichaftlichen Befähigung für den einjährig-freiwilligen Dienft führende 
Schulzeugniß. 

c. Die Prüfung der vorgelegten Papiere erfolgt durch den Bezirfsfommandeur nach Maß— 
gabe der Grundfäge des $. 90. Derjelbe ertheilt, jofern er fein Bedenken hat, die 
Berechtigung und vermerkt diejelbe im Erſatzreſervepaß. 

Auf Beichwerden gegen den ablehnenden Bejcheid des Bezirkskommandeurs ent: 
jcheidet die Ober-Erſatzkommiſſion endgültig. 

d. Die Meldung beim Truppentheil hat fpäteftens 14 Tage vor Beginn der Uebung 
mündlich oder jchriftlich unter Vorlage des Erfagrefervepaffes ftattzufinden. 


10. 
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e. Die erfolgte Annahme wird duch den Truppentheil im Erſatzreſervepaß vermerkt und 
dient gleichzeitig als Geſtellungsbefehl. 

f. Bon der Annahme zur Uebung hat der Truppentheil das den Erjaßrejerviften fontro: 
lirende Bezirkskommando jofort zu benachrichtigen. 

g. Berjpätete Anträge — jowohl um die Ertheilung der Berechtigung zur freien Wahl 
des Truppentheils (fiehe b.), als auch um Annahme bei einem jolchen (fiehe d.) — 
werden grumbjäglich abgewiejen, jofern die Nichtinnehaltung des Termins zur Meldung 
beim Truppentheil nicht duch den Zeitpunkt der Weberweilung zur Erſatzreſerve 
bedingt wurde. 


. Tritt während der Wbleiftung einer Uebung durch eigenes Verſchulden oder im eigenen 


Intereffe der Uebenden eine Unterbrechung ein, fo fommt die Zeit der Ießteren auf die 
Uebungszeit nicht in Anrechnung. 
®.v. 11. 2. 88. Art. 1. 8. 18. 


. Erjaßrejerviften, welche das 32. Lebensjahr überjchritten haben, werden zu Uebungen 


nicht mehr herangezogen. 
Dieje Beftimmung findet jedoch feine Anwendung auf diejenigen, welche 
a. in Folge eigenen Berjchuldens verjpätet der Erſatzreſerve überwiejen, 
b. wegen Kontrolentziehung in jüngere Jahresklaſſen zurüdverjegt oder 
e, auf ihren Antrag von der zuleht vorhergehenden Uebung befreit worden find. 
G. v. 11. 2. 88. Urt. 11. 8. 14. 


. Die fhifffahrttreibenden Erjagrejerviften jollen zu Uebungen im Sommer nicht einge 


zogen werben. 
8.8.84. G. v. 11. 2. 88, Art. I. 8. 11. 


. In Betreff der Einberufungen zu den Uebungen und Befreiungen von denjelben findet 


die Beitimmung des $. 116, 9 und 10 finngemäße Anwendung. 
Bei der Heranziehung der Erjagrejerviften zu den Uebungen ift, ſoweit die militärijchen 
Intereffen es geftatten, unter den vorzugsweiſe übungsfähig bezeichneten Mannſchaften 
($. 71,2) im Allgemeinen bdiejelbe Reihenfolge innezuhalten, welche im 8. 40 für die 
Uebermweifung zur Erſatzreſerve fejtgejegt ift. 

Entjcheidungen der Ober-Erſatzkommiſſion gemäß $. 73, ı zweiter Abjaß, bezw. 
etwaige Feſtſetzungen der Erjaßbehörde dritter Inftanz gelegentlich der Ueberweifung zur 
Erjagrejerve nach $. 40, 4 find zu berüdfichtigen. 


$. 118. 


Einberufung der Perfonen des Benrlaubtenftandes. 


. Die Einberufung der Nejerve, Marinereferve, Landwehr, Seewehr, Erjagrejerve und 


Marine-Erjagrejerve erfolgt auf Kaijerlichen Befehl. 
Durch die fommandirenden Generale erfolgt die Einberufung nur 
a. zu den jährlichen Uebungen (88. 116, 9 und 117, 9); 
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b. wenn Theile = Neichägebietes in Kriegszuftand erklärt werden. 
W. ©. 8.8.6. v. 11. 2. 88. Art. II. SS. 11 und 20. 

2. Bei nothiwendigen Berjtärfungen oder Mobilmachungen bezw. bei Bildung von Erjaß- 
truppentheilen werden die Mannſchaften des Beurlaubtenftandes, joweit die militärischen 
Interefjen es geftatten, nad) den Jahresklaſſen, mit den jüngften beginnend, einberufen. 

R. M. ©. 8. 63. G. v. 11. 2. 88. Art. I1. 8. 8. 

3. Hierbei können dringende häusliche und gewerbliche Verhältniſſe derartige Berüdfihtigung 
finden, daß in ihrer Waffe und Dienſtklaſſe zeitweije zurücgeftellt werden: 

a. Rejerviften (Marinerejervijten) hinter die legte Jahresklaſſe der Reſerve (Marinereferve); 

b. Mannſchaften der Landwehr (Seewehr) erften Aufgebots, jowie in befonders dringenden 
Fällen auch einzelne Reſerviſten (Marinerejerviften) Hinter die legte Jahresklaſſe der 
Landwehr (Seewehr) erjten Aufgebots; 

c. Mannschaften der Landwehr (Seewehr) erften und zweiten Aufgebot3, ſowie in beſonders 
dringenden Fällen auch einzelne Reſerviſten (Marinerejerviften) hinter die letzte Jahres- 
Haile der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebots. 

d. Erjagrejerviften (Marine-Erjagrejerviften) hinter die legte Jahresklaſſe der Erſatzreſerve 
(Marine-Erjagrejerve), ſowie in bejonders „dringenden Fällen hinter die legte Jahres- 
fHafje der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebots. 

Jedoch dürfen in feinem Aushebungsbezirfe die Zahlen der Hinter die letzte Jahres— 

Hafje Zurücdgeftellten überſteigen: 
bei a.: zwei Prozent der Reſerve (Marinerejerve) ; 
bei b.: drei Prozent der Rejerve (Marinerejerve) und Landwehr (Seewehr) erſten Auf- 

gebot3; 
bei c.: drei Prozent der Reſerve (Marinereferve) und der gefammten Landwehr (Seewehr); 
bei d.: fünf Prozent der vorhandenen Erjaßrejerviften (Marine-Erjagreferviiten). 
Auf die Dauer der Gejfammtdienftzeit (Dienftpflicht) hat die Zurüditellung feinen 

Einfluß. 

* R. M. ©. 8. 64. G. v. 11. 2. 88. Urt. II. 88. 6, 16 und 20. 
Ueber das Verfahren fiehe Abjchnitt XXL. 

4. Reichs-, Staats- und Kommunalbeamte, ſowie Angeftellte der Eijenbahnen, welche der 
Rejerve, Marinerejerve, Landwehr, Seewehr, Erjagrejerve und Marine-Erſatzreſerve ange- 
hören, dürfen für den Fall einer Mobilmachung oder nothwendigen Verſtärkung des 
Heeres Hinter die lebte Fahresklaffe der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebot zurüd- 
gejtellt werden, wenn ihre Stellen jelbjt vorübergehend nicht offen gelafjen werden können 
und eine geeignete Vertretung nicht zu ermöglichen ift. 

RM. G.$.65. ©. v. 11.2. 88. Art. II. 88. 11 und 20. 
Ueber das Verfahren fiehe Abjchnitt XXII. 

5. Berjonen des Beurlaubtenftandes, welche ein geiftliches Amt in einer mit Korporationg- 
rechten innerhalb des Reichsgebietes beftehenden Religionsgejellichaft beffeiden, werden zum 
Dienft mit der Waffe nicht herangezogen. 


— 1211 — $. 119. 


Sie werden im Falle des Bedarfs im Dienft der Kranfenpflege und Seeljorge ver- 

wandt. Außerdem findet auf fie die Beſtimmung unter Ziffer 4 Anwendung. 

NM. G. 8.65. G. v. 11.2. 88. Art. II. $8. 11 und 20. 
Reichs-, Staats: und Kommunalbeamte jollen durd ihre Einberufung zum aktiven Dienſt 
in ihren bürgerlichen Dienſtverhältniſſen keinen Nachtheil erleiden. 

Ihre Stellen, ihr perſönliches Dienſteinkommen aus denſelben und ihr Dienſtalter, 
ſowie alle ſich daraus ergebenden Anſprüche bleiben ihnen in der Zeit der Einberufung 
zum aktiven Dienſt gewahrt. Erhalten dieſelben Offizierbeſoldung, ſo kann ihnen der reine 
Betrag derſelben auf die Zivilbeſoldung angerechnet werden; denjenigen, welche einen 
eigenen Hausſtand mit Frau oder Kind haben, beim Verlaſſen ihres Wohnorts jedoch 
nur, wenn und ſoweit das reine Zivileinkommen und Militärgehalt zuſammen den Betrag 
von 3600 Mark jährlich überſteigen. 

Nach denjelben Grundjägen find penfionirte oder auf Wartegeld ftehende Zivilbeamte 
infichtlich ihrer Penfionen oder Wartegelder zu behandeln, wenn fie bei einer Mobil: 
machung in den Kriegsdienſt treten. 

Obige Vergünftigungen kommen nach ausgejprochener Mobilmahung aud) denjenigen 
in ihren Ziviljtellungen abfömmlichen Reiche: und Staatsbeamten zu gute, welche ſich 
freiwillig in das Heer aufnehmen Tajjen. 

Die näheren Beftimmungen bleiben den einzelnen Bundesregierungen überlafjen. 

G. v. 6. 5. 80. Urt. H. 8. 66. 
‚ Die Einberufungen erfolgen entweder durch Geftellungsbefehle ($. 111, 1) oder durch 
öffentlichen Aufruf oder auf jonjtige der Kriegslage angemefjene Weije. 

Hierbei find alle Zivilbehörden insbejondere verpflichtet, im Bereiche ihrer gejeglichen 
Befugniffe den Militärbehörden jede geeignete Unterftägung zu leiften. 

R. M. ©. 8. 70. 

Hierzu — namentlich die ſchleunigſte Weiterbeförderung und Aushändigung der 
Geſtellungsbefehle, die Weiterverbreitung öffentlicher Aufforderungen zur Geſtellung, die 
Sorge für die Befolgung der ausgehändigten Geſtellungsbefehle, die Mittheilung über 
nicht beſtellbare Befehle. 

. Die näheren Beſtimmungen über die Einberufung der Mannſchaften der Marinereſerve, 
Seewehr und Marine-Erjagrejerve find in der Marineordnung enthalten. 


$. 119. 
Disziplinarftrafmittel gegen Perfonen des Beurlanbtenftandes. 


. Als Disziplinarftrafmittel dürfen gegen Perſonen des Beurlaubtenftandes außerhalb der 
Zeit, während welcher fie zum aktiven Heere bezw. zur aktiven Marine gehören, abgejehen 
von den nad) $. 3 des Einführungsgejeges zum Militär-Strafgejegbuche vom 20. Juni 
1872 zuläffigen Wrreftjtrafen, nur Gelditrafen bis zu 60 Mark und Haft bis zu acht 
Tagen zur Anwendung gebracht werben. 

8. G. 8 6. 
Bejeges- und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 16 
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2. Die Beſtimmungen über die Disziplinarbeſtrafung der Perſonen des Beurlaubtenſtandes 
find in der Verordnung über die Disziplinar-Strafordnung für das Heer enthalten. 

3. Die im Disziplinarwege über Perjonen des Beurlaubtenftandes verhängten Arreftitrafen 
werden durch die Militärbehörde vollitredt. 

Fit innerhalb einer Entfernung von 20 Kilometern vom Aufenthaltsort des zu 
Beitrafenden ein Militärarreftlofal nicht vorhanden, jo find Arreſtſtrafen von geringerer 
als achttägiger Dauer auf Anſuchen der Militärbehörde durch die Zivilbehörde zu volljtreden. 

Die Vollftredung von Haft: und Geldftrafen erfolgt ftet3 durch die Zivilbehörde. 

Die Koften werden aus Militärfonds erjtattet. *) 

K. G. 87. 


Abſchnitt XX. 


Erfüllung der Sandfturmpfliht feitens der ausgebildeten Landfturmpfſichtigen. 
8. 120. 


Im Allgemeinen. 


1. Ueber Landjturmpflicht und Aufruf des Landjturms fiehe $$.20 und 100; über Bezeichnung 
„ausgebildete Landfturmpflichtige” fiehe 8. 101, ı. 

2. Wenn der Landfturm nicht aufgerufen ift, dürfen die Landfturmpflichtigen feinerlei 
militärifcher Kontrole und Uebungen unterworfen werden. 

G. v. 11. 2. 88. Art. TI. $. 31. 

3. Geſuche um Befreiung von der Befolgung des Aufrufs für die Dauer des Aufenthalts 
außerhalb Europas, fofern der Nachweis einer den Lebensunterhalt fichernden Stellung 
al3 Kaufmann, Gemwerbetreibender u. ſ. mw. geführt wird, fiehe $. 100, 3». bis d. 

4, Ausmufterung vom Dienft im Landfturm von Landfturmpflichtigen, welche ihren dauernden 
Aufenthalt im Auslande haben, auf Grund glaubhafter ärztlicher Zengnifje, fiehe 8. 100, # 

5. a. Die Beitimmungen des 8. 118, 3 bis 6 finden auf die Landjturmpflichtigen mit der 

Maßgabe Anwendung, daß die Zahl der in Folge häuslicher und gewerblicher Ber: 
hältnifje Hinter die legte Jahresklaſſe des Landſturms einschließlich der nach $. 103,9 
eintretenden Falles zurüdgeftellten Landfturmpflichtigen fünf Prozent des Bejtandes 
nicht überjteigen darf. 

G. v. 11. 2. 88. Art. II. g. 29. 

b. Gejuche um Zurüdjtellung auf Grund häuslicher und gewerblicher Verhältniſſe find 
von den ausgebildeten Landfturmpflictigen an den Vorſteher der Gemeinde oder des 
gleichartigen Verbandes zu richten, und finden im Uebrigen die Beitimmungen der 
88. 122, ı und 123 Anwendung. 


*) Hierzu gehören auch die durch den Transport der betreffenden Perſonen vom Anfenthaltsorte 
zum Zivilgefängniß erwachienen Soften, joweit die zwangsweife Ueberführung der Beſtraften dorthin in 
Folge Richtbefolgung der Aufforderung zur Verbüßung der Strafe nothwendig geworden ift. 


A, 
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Gejuche um Zurüdftellung im Augenblid der Einberufung find unzuläffig. 


. Zu Betreff des Unabfömmlichkeitsverfahrens finden die Beftimmungen des Abjchnitts 


XXI. auf die ausgebildeten Landjturmpflichtigen Anwendung. Im Bejonderen find 
Unabfömmlichkeitserflärungen im Augenblid der Einberufung unzuläffig. 

Bezüglich des zum Waffendienft vorläufig nicht Heranzuziehenden Eifenbahnperjonals 
fiehe $. 128, sv. 


$. 121. 


Anfruf des Landfturms und Einberufung der ausgebildeten Yandfturmpflidtigen. 


. Die dom Aufruf betroffenen ehemaligen Offiziere, Aerzte und oberen 


Militärbeamten des Frieden: und Beurlaubtenftandes des Heeres und der 
Marine haben fich innerhalb 48 Stunden nach Befanntmachung de3 Aufrufs mündlich 
oder fchriftlich unter Vorlegung vorhandener Militärpapiere bei dem Bezirksfommando 
zu melden, in defjen Bezirk fie ihren AufentHalt haben. Befindet fich der Aufenthalts: 
ort ım Auslande, jo haben fie ſich unverzüglich bei dem Bezirfsfommando zu melden, 
defien Bezirk fie bei der Rückkehr nach Deutſchland zuerjt erreichen. 


. In gleicher Weiſe melden fich die ehemaligen Offiziere, Aerzte und oberen Militär— 


beamten des Friedens: wie des Beurlaubtenjtandes des Heeres und der Marine, welche 
von dem Aufruf zwar nicht betroffen, aber zum freiwilligen Eintritt in den Landfturm 
bereit find, jowie diejenigen ehemaligen Unteroffiziere des Friedensſtandes des Heeres, 
welche mindejtens acht Jahre aktiv gedient haben, und der Marine, ohne Rüdjicht auf 
die Dauer der aktiven Dienstzeit, welche, obwohl von dem Aufruf nicht betroffen, bereit 
find, zum Dienft in Offizierftellen freiwillig einzutreten. 


. Diejenigen ber unter a. und b. bezeichneten Perſonen, welche bei ihrem Ausicheiben 


der Marine angehört haben, bleiben der Marine zur Berfügung. 


. die Einberufung zum Dienft erfolgt durch das zuftändige Bezirkskommando mitteljt 


Geftellungsbefehls oder öffentlicher Bekanntmachung. 


. Diejenigen unter a. und b. bezeichneten Berjonen, deren Unfähigkeit für den Dienft 


im Landfturm 2c. militärärztlich fejtgeitelt und von dem vorgejegten ftellvertretenden 
Infanteries-Brigadetommandeur anerkannt wird, werden je nad) den Verhältnifjfen bis 
zur Wiedererlangung ihrer Dienftfähigfeit bezw. für den vorliegenden Fall des Aufrufs 
des Landſturms von einer weiteren Dienftverpflichtung im Landfturm befreit. Sie 
erhalten hierüber eine Beſcheinigung vom Bezirkskommandeur. 

Die vom Aufruf betroffenen Mannjchaften werden nach näherer Anordnung der 
Generalkommandos von den Bezirkskommandos durd öffentliche Bekanntmachung in 
Sammelorte zum Dienjt einberufen Die Militärpapiere find mitzubringen. In den 
Sammelorten werden namentliche Berzeichniffe der Eingetroffenen nach Truppentheilen ze. 
und Jahresklaſſen getrennt aufgejtellt und den Transportführern zur Aushändigung 
an die Landfturmformation u. j. w. mitgegeben. 

16. 


g. 121. 
b. 


C. 


d. 


e, 
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Der Marine ftehen zur Verfügung und zwar aus den Bezirken des I, IL, IX., X. 
und XVII. Armeeforps: 
1. alle Landiturmpflichtigen, welche der Seewehr angehört haben, 

2. die Mafchiniften, Mafchiniftengehülfen und Heizer von See- und FFlußdampfern, 
welche aus dem Beurlaubtenjtande des Heeres zum Landfturm übergetreten find. 
Die ärztliche Unterfuhung der Einberufenen erfolgt in der Regel erft bei der Land- 

fturmformation u. f. w. 

Ergiebt die ärztliche Unterfuchung die dauernde oder vorausfichtlich längere Zeit an: 
haltende Dienftunfähigfeit, jo verfügt der Kommandeur der Landfturmformation u. |. w. 
die Wiederentlafiung des betreffenden Mannes. 

Ueber die erfolgte Geftelung und Wiederentlaffung ift ein Vermerk in die Militär: 
papiere einzutragen bezw. eine bejondere Beicheinigung zu ertheilen. Die Landſturm— 
pflichtigen bleiben alsdann, jofern fie dauernd dienftunfähig find, für den vorliegenden 
Tall des Aufrufs des Landfturms von einer weiteren Dienftverpflichtung befreit. 
Mannichaften, welche wegen vorausfichtlich längere Zeit anhaltender Dienftunfähigfeit 
entlafien find, treten in die Kontrole des Bezirfsfommandos. Dafjelbe veranlaßt nad 
wiederhergeftellter Dienftfähigfeit und bei vorhandenem Bedürfniß die Wiebereinberufung. 
Ausgebildete Landfturmpflichtige, auf welche die Vorausjegungen des $. 20, 11 zutreffen, 
find jofort zu entlaffen. Die Militärpapiere u. ſ. mw. derjelben find entiprechend zu 
vervollftändigen. 


f. Baldthunlichft nach der Einftellung in die Landfturmformation u. ſ. mw. find von dem 


h. 


Kommandeur derjelben dem Bezirkäfommando, aus deſſen Bereich die Ueberweiſung 
der Mannfchaften erfolgte, namentliche Verzeichniffe der eingeftellten ſowie der wieder 
entlafjenen Mannjchaften (fiehe d. und e.) zu überjenden. 
Dieje Berzeichniffe müfjen folgende Angaben enthalten: 

Waffengattung, 

Charge, 

Familien- und Vornamen, 

Tag und Jahr der Geburt, 

Bisheriger Wohnort, ſowie eventuell 

Grund der Entlaffung. 


. Das Bezirtstommando theilt Auszüge aus dieſen Verzeichniffen (f.), ſowie ein Ber: 


zeichniß der jchon im Frieden Hinter die legte Jahresklaffe des Landjturms zweiten 
Aufgebots Zurüdgeftellten ($. 120, 5) dem Zivilvorfitenden der zuftändigen Erſatz— 
fommijfion mit. 
Auf Grund diefer Mittheilungen veranlaßt der Zivilvorfigende die Aufjtellung der 
Landſturmrolle II. nad Mufter 19, ftellt unter Mitwirkung der Gemeindebehörden 
die Namen der nicht zur Geftellung Gelangten fejt und veranlaßt die nöthigen Ermit- 
telungen nad) dem Berbleib derjelben. 

Die Landfturmrolle II. dient zur Ausübung einer Kontrole für die Zivilbehörden. 


u sg. 122. 123. 


3. Bis zur Einberufung zum Dienft erhalten vom Aufruf betroffene, aber verfügbar gebliebene 
Perfonen des Landſturms zweiten Aufgebots feinen bejonderen Ausweis. 

Diefelben find baldthunlichit zu Kontrolverfammlungen einzuberufen. Bei den Kontrol— 
verfammlungen wird ber verfügbare Bejtand feitgeftellt und durch die Bezirksfommandos 
in Liften nach dem Muſter der Landſturmrolle II. — maffenmweije getrennt — aufge 
nommen und fortlaufend in der für die Landwehr vorgejchriebenen Weiſe fontrolirt. 

4. Wehrfähige Deutfche, welche zum Dienft im Heere oder der Marine nicht verpflichtet 
find, können als Freiwillige in den Landjturm eingeftellt werden. Sobald diejelben in 
Folge ihrer Meldung in die Liften des Landſturms eingetragen find, findet auf fie die 
Beitimmung des $. 100, 2 Anwendung. 


Abſchnitt XXL 


Burüdftellungsverfaßren.*) 
8. 122. 
Zurückſtellnugsgründe. 


1. Zurückſtellungen im Sinne der in 88. 118,8 und 120, 5 enthaltenen Feſtſetzungen dürfen 
aus folgenden Gründen (Zurücjtellungsgründe) eintreten: 

a. Wenn ein Mann als der einzige Ernährer feines arbeitsunfähigen Vaters oder jeiner 
Mutter bezw. feines Großvater oder jeiner Großmutter, mit denen er diejelbe Feuer: 
ſtelle bewohnt, zu betrachten ıjt, und ein Knecht oder Gejelle nicht gehalten werden 
fann, auch durch die der Familie bei der Einberufung gejeglich zuftehende Unterjtügung 
der dauernde Niedergang des elterlichen Hausftandes nicht abgewendet werden fönnte; 

b. wenn die Einberufung eines Mannes, der das dreißigfte Lebensjahr vollendet hat und 
Grundbefiger, Pächter oder Gewerbetreibender oder Ernährer einer zahlreichen Familie 
ift, den gänzlichen Verfall des Hausftandes zur Folge haben und die Angehörigen 
jelbft bei dem Genuſſe der gejeglichen Unterftügung dem Elende preisgeben würde; 

e. wenn in einzelnen dringenden Fällen die Zurüdftellung eines Mannes, defjen geeignete 
Vertretung auf feine Weije zu ermöglichen ift, im Intereſſe der allgemeinen Landes- 
fultur und der Volkswirthſchaft für unabweislich nothwendig erachtet wird. 

2. Mannfchaften, welche wegen Kontrofentziehung nachdienen müſſen (8. 113, 4), haben jedoch 
auc in den vorgenannten Fällen keinerlei Anfpruch auf Zurüditellung. 


8. 123. 
AZurüdjtellungsverfahren. 


1. Die Mannjcaften der Reſerve, Marinereferve, Landwehr, Seewehr, Erſatzreſerve und 
Marine-Erjagrejerve ($. 118, 3), ſowie ausgebildete Landjturmpflichtige des zweiten Auf- 


) Im Neichs-Mifiärgejeh $. 30,7 „affififation“ genannt. 


8. 124. m, 
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gebots ($. 120, 5), welche auf Zurückſtellung Anſpruch machen, haben ihre Geſuche bei 
dem Vorſteher der Gemeinde oder des gleichartigen Verbandes anzubringen, welcher die— 
ſelben prüft und darüber eine an den Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion einzureichende 
Nachweiſung aufſtellt, aus der nicht nur die militäriſchen, bürgerlichen und Vermögens— 
verhältniſſe der Bittſteller, ſondern auch die obwaltenden beſonderen Umſtände erſichtlich 
ſind, durch welche eine zeitweiſe Zurückſtellung bedingt werden kann. 


. Die eingereichten Geſuche unterliegen der Entſcheidung der verſtärkten Erſatzkommiſſion 


($. 64, 5), welche im Anſchluß an das Mufterungsgeichäft in öffentlich befannt zu 
machenden Terminen zu diefem Zweck jährlich einmal Sigung hält. 


. Das Verfahren der verjtärkten Erſatzkommiſſion beim Zurüdjtellungsgeichäft regelt ſich 


nad) $. 64, 6 erjter Abjap. 


. Gegen die Entjcheidungen der verjtärkten Erjagfommiffton fteht dem ftändigen militäriichen 


Mitgliede die Erhebung des Einſpruchs zu. Wird hiervon Gebraud; gemacht, jo erfolgt 
die endgültige Enticheidung durch die ftändigen Mitglieder der Ober-Erſatzkommiſſion, 
anderenfalls ift die Enticheidung der verjtärkten Erſatzkommiſſion endgültig. 

R. M. ©. $. 90, r. 


. Die vorgedachten Enticheidungen behalten ihre Gültigkeit nur bis zum nächſten Zurüd: 


jtellungstermin. 
Im Falle des Bedürfnifjes find Anträge auf weitere Zurüdtellung alsdann zu 
erneuern. 


. Wenn Mannschaften aus einem Aushebungsbezirk in einen anderen verziehen, jo erlischt 


die gewährte Zurüditellung 


. Nad) jedem Termin werden die Namen der zurücgeftellten Mannjchaften durch den Zivil: 


vorjigenden der Erſatzkommiſſion amtlich befannt gemacht. 


8. 124. 
Außerterminliche Zurüditellung. 


. Die vor erfüllter aktiver Dienjtpflicht auf Reklamation entlaffenen Mannjchaften bleiben 


bis zu dem ihrer Entlafjung zunäcdjt folgenden Zurücjtellungstermin Hinter die legte 
Jahresklaſſe der Rejerve bezw. Marinerejerve zurüdgejtellt und haben demnächſt etwaige 
Anträge auf weitere Zurüditellung wie alle übrigen Mannſchaften zu jtellen. 


. Wenn nad) dem allgemeinen Entlafjungstermin der Rejerven bezw. nad) den Entlajjungs- 


terminen der Marinerejerven, dringende Verhältniſſe die jofortige Zurüditellung einzelner 
der entlajlenen Mannjchaften gerechtfertigt ericheinen Lafjen, jo kann die vorläufige Zurück— 
jtellung jolcher Mannjchaften bis zum nächjten Zurüditellungstermin hinter die legte 
Jahresklaſſe der Reſerve bezw. Marinereferve durch jchriftliches Uebereinfommen der 
tändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion verfügt werben. 


. Mannichaften, welche nach dem Zurüdjtellungstermin des laufenden Jahres der Erjap- 


rejerve bezw. Marine-Erjagrejerve übermwiejen werden, können durch Uebereinkommen der 
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ftändigen Mitglieder der Erſatzkommiſſion vorläufig Hinter die legte Jahresklaſſe der 
Erjagreferve bezw. Marine-Erjagrejerve zurüdgeftellt werben. 
J — als den vorbezeichneten Fällen ſind außerterminliche Zurückſtellungen un— 
tatthaft. 

Insbeſondere find Geſuche um Zurdhckſtellung im Augenblick der Einberufung un: 
zuläffig. 
. Eine Wiederentlaffung einzelner bei einer Mobilmahung oder nothwendigen Verſtärkung 
bezw. zur Bildung von Erjaßtruppentheilen einberufenen Mannjchaften kann nur aus- 
nahmsweiſe auf dem in 88. 83 und 99, 3 vorgefchriebenen Wege herbeigeführt werden. 

Derartige Geſuche können nur dadurch begründet werden, daß jeit dem legten Zurüde 
ftellungstermin für den Eingeftellten durch unabwendbare, nicht durch ihn ſelbſt Herbei- 
geführte Ereigniffe, ald Brandjchaden, Ueberſchwemmung, Tod eines nahen Anverwandten 
u. ſ. mw. ein wirklicher Nothſtand eingetreten ift. 

Auf Landiturmpflichtige, welche zum Dienſt einberufen find, findet dieſe Beitimmung 
finngemäße Anwendung. 
. Wiederentlaffung einzelner zu Friedensübungen einberufener Perſonen fiehe 88. 116, 10 
bezw. 117, 9. 


Abſchnitt XXI. 
Anabkömmlidkeitsverfaßren. 
8. 125. 
Unablömmlidkeitögründe. 


. Der nach $. 118, 4 und 5 zuläſſigen Zurüdjtellung hinter die legte Jahresklaſſe der Land- 

wehr (Seewehr) zweiten Aufgebots jowie der im $ 120, 5 zuläſſigen Zurüdftellung der 

ausgebildeten Landjturmpflichtigen zweiten Aufgebots Hinter die letzte Jahresklaſſe des 

Landfturms dürfen im erfter Neihe nur folche Beamte theilhaftig werden, welche in ihren 

Zivilverhältniffen für militärijche Zwede wirkſam find. 

Allein auch dieje Beamten fönnen nicht für unabkömmlich erklärt werden, jobald eine 
Stellvertretung derjelben ohne erheblichen Nachtheil zuläffig erjcheint. 

Die Beſcheinigung der Unabfömmlichkeit (Unabkömmlichkeitsbeſcheinigung) erfolgt nad) 
näherer Bejtimmung der Landesregierungen durch den Chef derjenigen Zivilbehörde, bei 
oder unter welcher der Zivilbeamte angeftellt ift. 

.Außer den unter Ziffer 1 bezeichneten Beamten können noch mit Unabkömmlichkeits— 

bejcheinigungen verjehen werden: 

a. durch die von den Landesregierungen zu bezeichnenden Behörden die einzeln ftehenden 
fautionöpflichtigen Beamten von Staatskaſſen, einzeln ftehende Geiftliche und Volks— 
ſchullehrer, Grenzauffichtsbeamte, Lootſen; 

b. durch die Ober-Poſtdirektionen nach Genehmigung des Reichspoſtamtes die etatsmäßigen 


8. 125. =. Ja: 


3. 


4, 


5 


6. 


7 


8. 


Bolt: und Telegraphenbeamten und die mit dem technijchen Poſt- und Telegraphen- 
dienſt beichäftigten Hülfsarbeiter, legtere jedoch nur im Ausnahmefall. *) 

Bom Waffendienjt werden zurüdgeftellt: 

a, dauernd die zu einem geordneten und geficherten Betriebe der Eifenbahnen unbedingt 
nothwendigen Beamten und jtändigen Arbeiter; 

b. vorläufig (5. 128, 8) die übrigen im ijenbahndienft angeftellten Beamten und 
jtändigen Arbeiter. 

Ueber da3 Verfahren fiehe $. 128. 

Auf Beamte und jtändige Arbeiter mit Dampf betriebener Schmaljpurbahnen bezieht 
ſich dieſe Beftimmung im Allgemeinen nicht. Dieſelben werden zur Sicherftelung des 
Betriebes während der erjten 7 Tage nad Ausſpruch der Mobilmahung auf Antrag der 
Bahnverwaltungen bei den Bezirkskommandos von der Einberufung befreit, demnächſt 
aber zum Waffendienjt herangezogen. Unter bejonderen Berhältniffen darf jedoch in 
Betreff Zurüditelung vom Waffendienjt die Gleichftelung diefer Beamten u. j. w. mit 
denen der normalipurigen Eijenbahnen erfolgen. Bezügliche Anträge werden an das 
Reichd-Eijenbahnamt gerichtet, und von Ddiefem im Einvernehmen mit dem Chef des 
Generalftabes der Armee entjchieden. 

Die Schupmannschaften *) find gleich den Mannfjchaften der Gendarmerie von der Ein- 
berufung zu den Truppen befreit. 

Die Unablömmlichkeit von Zivilbeamten anderer Dienjtllaffen kann nur durch die vor— 
gejegte Minifterialbehörde ***) bejcheinigt werden. 

Die bei den Staatögejtüten, ſowie bei den Landesgejtüten und bei den Zuchthengjtdepots 
in Eljaß-Lothringen angejtelten Wärter können auf begründeten Antrag des Gejtüts- 
vorjteher® für den Mobilmacjungsfall von der Einberufung vorläufig befreit werden. 

Bon der Einberufung von Geftütäwärtern, welche fi mit den Landbeſchälern auf 
Stationen befinden, iſt während der Dauer dieſer Stationirung abzujehen. 

Freiwilliger Eintritt unabfömmlich erflärter Beamten darf nur mit Genehmigung des 
Chefs ihrer vorgejegten Dienjtbehörde ftattfinden. 

Sobald die älteſte Jahresklaffe der Landwehr (Seewehr) zweiten Aufgebot bezw. des 
Landfturms einberufen, erlischt jedes Anrecht auf Zurückſtellung. 


) In den Staaten mit eigener Poſt- und Telegraphenverwaltung erfolgt die Bezeichnung der zur 


Ausſtellung von Unabkömmlichkeitsbejcheinigungen berechtigten Behörden durch die betreffenden Minifterien. 


**) Unter Schugmannfchaften im Sinne diefer Beitimmung werden nur diejenigen in den Staats- 


haushaltsetats als ſolche aufgeführten Beamten verftanden. Mile übrigen von der Kommune angeftellten 
Polizeidiener — gleichviel ob fie Schugmänner heißen — find Kommunalbeamte und nach Ziffer 5 zu 
behandeln. 


**) Das Reichs bankdirektorium ift im Verhältniß zu den ihm unterftellten Beamten ala Minifterial- 


behörde im Sinne diefer Beitimmung anzujehen. 


— 19 — Ss. 126. 127, 
8. 126. 
Unablömmlichleitöverfahren. *) 


. Diejenigen Zivilbehörden, welche nach 8. 125 zur Ertheilung von Unabkömmlichkeitsbe— 
ſcheinigungen berechtigt find, theilen die Liften der unablömmlichen Beamten (Unabfömm: 
lichkeitsfiften) zum 1. Februar jedes Jahres, jowie Nadıtragsliften zum 1. September 
jedes Jahres, beide nach Mufter 20, den Provinzial-Generaltommandos **) mit, in deren 
Bezirk diefe Beamten militäriſch Zontrolirt werden. Soweit ausgebildete Landfturm- 
pflichtige in Frage kommen, find dieje Liften den Provinzial-Generaltommandos**) mitzus 
theilen, in deren Bezirk die Beamten ihren Wohnfig Haben; befindet ſich der Wohnfig 
im Auslande, jo ift dasjenige Brovinzial-Generaltommando zujtändig, in deſſen Bezirk der 
Uebertritt zum Landſturm erfolgt ift. 

In beiden Liften ift der ftattgehabte Abgang und Zugang zu erläutern, 
Außerterminliche Einreichungen von Unabfömmlichkeitsliften finden nur ausnahms— 
weiſe ftatt. 

2. Für diejenigen Beamten, welche zum erften Mal für unabkömmlich erklärt werden, find 

Unabfömmlichkeitöbejcheinigungen beizufügen. 

Diefe Beicheinigungen behalten Gültigkeit, jo lange diefe Beamten in ihren Dienft- 
ftellen und unabfömmlich bleiben. 

Jede Veränderung in der dienftlihen Stellung erfordert, fofern die Unabkömmlichkeit 
wieder anerkannt werden joll, die Ausftellung einer neuen Bejcheinigung. 

3. Die Generalfommandos prüfen die ihnen zugehenden Lijten und laſſen fie, falls diejelben 
im Beanftandungsfalle von dem zuftändigen Refjortminifterium als richtig bejtätigt worden 
find, den Bezirfstommandos zugehen. 

Die Unabfömmlichkeitsbejcheinigungen werden von den Bezirfstommandos aufbewahrt. 

. Unabtömmlichkeitserflärungen im Augenblick der Einberufung find unzuläffig. 

. Wegen der unausgebildeten Landfturmpflichtigen fiehe W. O. $. 103, 6 und 10. 


vi 
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8. 127. 
Verwendung des dienftpflihtigen Eifenbahnperjowals. 


1. Nach 8. 28, 3 des Geſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 haben die 
Eijenbahnen ihr Perſonal im Kriegsfalle der Militärbehörde zur Verfügung zu ftellen. 
2. Die Bertheilung des für Feldeifenbahnformationen heranzuziehenden bienftpflichtigen Perſonals 
auf die einzelnen Bahnverwaltungen findet bereits im Frieden durch den Chef deö General- 
jtabes der Armee im Einverftändnig mit dem Reichs-Eiſenbahnamt ftatt. 
) $. 126 findet auf das Eifenbahnperjonal feine Anwendung; die Zurückſtellung des Lebteren 
erfolgt nad) $. 128, 
*) In Sachſen und Württemberg dem Kriegsminifterium. 
Geſehzes- und Verordnungsblatt 1394, Beilage. 17 
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Die Mannjchaften werden nur jummarijch vertheilt. Die Auswahl und Bezeichnung der 
einzelnen Leute bleibt den Bahnverwaltungen überlafjen. 

E3 dürfen jedoch nur Perjonen ausgewählt werden, welche für die bezeichneten Stellen 
völlig geeignet ſowie felddienftfähig find. 

Bizefeldwebel als Dffizierftellvertreter können — ebenjo wie Offiziere — vom Chef 
des Generalftabes der Armee unter namentlicher Bezeichnung beanjprucht werden. 

Den Bahnverwaltungen bleibt anheimgeftellt, Anträge auf Belafjung einzelner ſchwer 
zu erfeßender Beamten dem Chef des Generalftabes vorzulegen. 


. Nach jtattgehabter Bertheilung reichen die Bahnverwaltungen dem Chef des Generalftabes 


der Armee namentliche Liften der von ihnen bezeichneten Mannjchaften nach Muſter 21 ein. 
Diejer theilt fodann den Generalkommandos mit, wie viele und welche Mannjchaften, 
von welchen Bahnverwaltungen und wohin diejelben einzuberufen find. 
In Sadjjen und Württemberg erfolgt die Einreichung der Liften ꝛe. durch Ber: 
mittelung des zuftändigen Kriegsminifteriums. 


8. 128. 


Zurüditellung des dieuſtpflichtigen jowie des als ausgebildet dem Landiturm zweiten Aufgebots 
angehörigen Eifenbahuperfonald vom Waffendienit. 


. Zu demjenigen Eijenbahnperfonal, welches nach $. 125, 3 vom Waffendienft zurüdzuftellen 


ist, gehören: 

a. Höhere Eifenbahnbeamte ; 

b. Verwaltungs: und Erpebitionsperfonal ; 

c. Fahrperſonal; 

d. Bahndienſt- und Stationsperjonal; 

e. Ständige Eijenbahnarbeiter. 

Ausgenommen find Gepädträger, Perrondiener, Stationsnachtwächter, Mannjchaften, die 

nur in Erdichächten arbeiten, Kanzleidiener, Schreiber. 

a. Die Zurüdjtellung des zum Waffendienft nicht heranzuziehenden dienſtpflichtigen 
Eijenbahnperjonals ift im Januar jedes Jahres unter Ueberfendung einer nad 
Mujter 22 aufgejtellten Gejammtlifte — getrennt nach den Gruppen a. und b. des 
$. 125, 5 — und einer Bejcheinigung über die Anftellung im Eijenbahndienft, für 
jeden Einzelnen, nad Mufter 23 durch die Bahnverwaltungen bei den Bezirfsfommandos 
zu beantragen (fiehe Ziffer 7). 

Veränderungsnachweiſungen zu diejer Lifte, enthaltend Zugänge und Verjegungen, 
find unter Beifügung der Anftellungsbejcheinigungen zum 15. April, 15. Juli und 
15. Dftober jedes Jahres von den Bahnverwaltungen den Bezirkskommandos ein— 
zufenden. 

b. Eines Antrags auf Zurüdjtellung des ausgebildeten dem Landjturm zweiten 
Aufgebots angehörigen Eijenbahnperfonal® vom Waffendienft bedarf es im Frieden 


Be $. 128. 


nicht. Daffelbe bleibt bei Aufruf des Landjturms vorläufig von der Einberufung 
zum Waffendienft auf Grund einer eintretenden Falls vorzuzeigenden Beſcheinigung 
über die Anftellung bezw Beichäftigung im Eijenbahndienft (Ziffer 1) befreit. Ueber 
die eventuelle Heranziehung zur Ergänzung von Eijenbahnformationen trifft der Chef 
des Generalftabes der Armee im Einverjtändniß mit dem Reichseiſenbahnamt Ber: 
fügung. 


4. Die verfügte Zurüdjtelung der unter 3a. genannten Perſonen wird auf der daſelbſt 


erwähnten Bejcheinigung vermerkt und hat bi zum 1. April des nächjten Jahres Gültigkeit. 
. Scheiden Mannſchaften in der Zwijchenzeit aus dem Bahndienſt gänzlich aus, jo jendet 
die Bahnverwaltung die gedachte Bejcheinigung mit bezüglihem Vermerk dem Bezirks— 
fommando unverzüglid; zu. 
. Yußerterminliche Geſuche um Zurüdtellung vom Waffendienft find nur bei den unter 
Ziffer La. aufgeführten Beamten zuläſſig. 

Zugänge, welche durd die Veränderungsnachweiſungen (Ziffer 3a.) zur Kenntniß des 
Bezirfstommandos gelangen, gelten als terminmäßige Gejuche. 
. Vorjtehende Feitjegungen finden auf Offiziere des Beurlaubtenjtandes gleichfalls Anwen— 
dung, jofern diejelben nicht dem Beurlaubtenftande der Eijenbahnbrigade angehören. 
In Tegterem Falle ijt eine Zurückſtellung derjelben vom Waffendient ebenjomwenig tie 
für Bizefeldwebel, welche dem Beurlaubtenftande der Eijenbahnbrigade angehören, zu 
beantragen. 
. Meber die jpätere Verwendung mit der Waffe des von dem Chef des Generaljtabes für 
Feldeifenbahnformationen nicht beanipruchten und bei Eintritt einer Mobilmachung den 
Eifenbahnen vorläufig belaſſenen, jpäter aber entbehrlichen dienftpflichtigen 2c. Perſonals 
($. 125, 3b.) das Weitere zu veranlafien, bleibt dem Königlich; preußischen Kriegsmini— 
fterium vorbehalten. 


— 13 — 


Anlage 1 zu 8. 1. 


Landwehr-Bezirkseintheilung 
für 


das Deutiche Reid. 


Anmerkung: Das alphabetiiche Verzeichniß der Landwehrbezirke iſt am Schlufje diefer Anlage 
abgedrudt. 
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I 
| 
1 


Infanteries' 
brigade. 












Bundesftaat 
Berwaltungss (im Königreih Preußen und 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. Bayern aud) Provinz, bezw. 





Reg. -Bezirk). 






Kreiß Labiau— Königreich Preußen. 





























Wehlau. „Wehlau. R-B. Königsberg. 
1 „ Niederung. wer gie 
Kreis Heydekrug. RB. Gumbinnen. 
Tilfit. „ Tilfit. . U 
„ Memel. RD. Königsberg. 
Kreis Ragnit. 
Infterburg- „Iunſterburg. 
Darkehmen. 
Kreis Stallupönen. 
2. Gumbinnen. » Bumbinnen. R-B. Sumbinnen 
Pillkallen. 
Kreis Angerburg. 
Goldap. „Goldap. 
„DOletzko. 
Kreis Pr. Eylau. WB F 
Bartenſtein. „Friedland O. Br. 
1. Heilsberg. 
Kreis Raſtenburg. — * 
Raſtenburg. „Röſſel. RB. Königsberg. 
Gerdauen. 
% I = ca SE 
' Kreis Allenftein. 
Allenitein. „ Ortelöburg. 
Kreis Sensburg. 
Lügen. R et R-B. Gumbinnen. 
„ Xößen. 
Kreis Fiſchhauſen. 
Königäberg. Stadt Königsberg. 
Landfreis Königsberg. 
4. m EEE — IRB. Königsberg. 


Braunsberg. 





Kreis Braunsberg. 
„  Beiligenbeil. 
„ Br. Holland. 
„ Mohrungen. 
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Bundesjtaat 
Verwaltungs» * Konigreich Preußen und 


(bezw. Aushebungs-)bezirte. ayern aud; Provinz, bezw. 
Reg » Bezirk). 





Armees 


Landwehrbezirke. 
lorps. 


Infanterie⸗ 
brigade. 


Areis Randow. Königreich Preußen. 
Stettin. Stadt Stettin. 
Kreis Ujedom-Wollin. 





Kreis Anclam. RB. Stettin. 
„ Demmin. 
„ Medermünbe. 
„ Greifswald. 


Anclam. 





Kreis Franzburg. 

» Rügen. R.B. Stralfund. 
Stralſund. Stadt Stralſund. 
Kreis Grimmen. 





Kreis Köslin. 
Kolberg⸗Körlin. 
Bublitz. R.B. Köslin. 
Belgard. 
Schievelbein. 


Belgard. 


a a a2 3 





1l. 





Kreid Cammin. 
„ Naugard. 
„  Greifenberg. 


i — | RB. Stettin. 





Kreis Saatzig. 
Stargard. „  Greifenhagen. 
„ Porit. 








Stadt Bromberg- 
Bromberg. Landkreis Bromberg. RB. Bromberg. 
Kreis Wirſitz. 








Deutich-Erone. Kreiß a R.B. Marienwerber. 











s Kreis Neuftettin. 
Neuftettin. „ Dramburg. N:B. Köslin. 





Anlage 1. 








Armee⸗ 


korps. Landwehrbezirfe. 


Infanterie- 
brigade. 


Gneſen. 


II. 8. 
Juowrazlaw. 


Schneidemühl. 


Frankfurt a. O. 









Bundesſtaat 

(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 
Reg.Bezirk). 


Verwaltungs⸗ 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 





Königreich Preußen. 


Kreis Gneſen. 
„ Mogilno. 
„ Wongrowip. 
„Witkowo. 
„ Bnin. 





Kreis Inowrazlaw. 
„ Strelne. 
„ Scdubin. 


Kreis Kolmar i. Poſ. 
„  Gzarnifau. 


Filehne. 


Stadt Frankfurt a. O. 
Kreis Lebus. 
„Weſtſternberg. 


RR. Bromberg. 











Cüſtrin. 


Kreis Königsberg i. N. 
„ Soldin. 
Dftiternberg. 





Landsberg a. W. 


I Stabt Landsberg. 


Landkreis Landsberg. 





Woldenberg. 


III. 
Croſſen. 


Kreis Arnswalde. 
„Friedeberg. 


Kreis Erofien. 


» Biüllihau. 
„ Schmiebus. 


RB. Frankfurt a. D. 





10. — 


Cottbus. 


Stadt Guben. 
Landkreis Guben. 
Kreis Sorau. 


Kreis Luckau. 
„ Kalau, 


Kreis Lübben. 
Stadt Tottbus. 
Landkreis Cottbus. 
Kreis Spremberg. 
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Armee E FH Berwaltungs fi Aönreic es 
2% d irke. im Königrei reußen und 
—JJ  dnd a ae (bezw. Aushebungs-)bezirte. | Yayern au Brovinz, bezw. 
8° Reg.-Bezirk). 
— Stadt Potsdam. Königreich Preußen. 
j Kreis Zaud-Belzig. 
Kreis Yüterbog-Qudenwalde. 
11. Tüterbog. „  Beeston-Storkow. 
- = — RB. Potsdam. 
Stadt Brandenburg. 
Kreis Weſthavelland. 
Brandenburg a. 9. Stadt Spandau. 
Kreis Ofthavelland. 
l. Berlin. 
zn ” z 77 Hauptitabt Berlin. — 
Berlin. 
III. I — — — 


III. Berlin. 





IV. Berlin.“) 


| Berlin (Landwehrinjpeftion). *) | 
} 


Kreis Dftpriegnig. 


Kreis Oberbarnim. 
„ Niederbarnim. 


Kreis Teltow. 
Stadt Charlottenburg. 
Hauptitadt Berlin. 








Perleberg. „  BVeitpriegnit- 
_ — — RaB. Potsdam. 
12 Ruppin. Kreis Ruppin. 
Kreis Prenzlau, 
Prenzlau. Angermünde. 
„ Templin. 


*) Die militärifche Kontrofe ift innerhalb der vier Landwehrbezirfe Berlin unter Wegfall einer 


räumlichen Abgrenzung nad) Wafjengattungen ıc. organifirt. 
“") Das Bezirtstommando IV. Berlin befindet fich vorläufig in Steglik. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 18 


Anlage 1. — 1383 — 











j Dunbenftast 
(im Königreid; Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 


Reg.-Bezirk). 
Königreich Preußen. 










Verwaltungs 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Armee⸗ 


korps. Landwehrbezirke. 






Kreis Jerichow I. 
Jerichow II. 





1. Bezirk. *) 


Stadt Magdeburg. 
Kreis Wanzleben. 


Kreis Kalbe. 


Magdeburg. 








Alchersleben. 















13.1 »  Alchersleben. 
Kreis Stendal. 
Fa „ Diterburg. R-B. Magdeburg. 
* „Salzwedel. 
* Kreis Gardelegen. 
a 


„  Neubalbensleben. 
„Wolmirſtedt. 





I. Stadt Halberſtadt. 
Zandfreis Halberftadt. 
Kreis Oſchersleben. 


„ Wernigerode. 








Kreis Defjan. 
„ Berbit. 


Deſſau. 








— Gergnigum Anhalt, 
» Bernburg. 
»  Ballenftedt. 


14. Bernburg. 









Saalfreis, 






Fr Halle a. ©. Stadt Halle a. ©. 
* Mansfelder Seekreis. Königreich Preußen. 
—— Kreis Delitzſch. RB. Merſeburg. 


2. 
. 


„Bitterfeld. 
„Wittenberg. 


Bitterfeld. 





*) Der 1. Bezirk iſt dem Kommandeur der 13. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 7. Savalleriebrigade im Frieden unterjtellt. 

**) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 14. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk den Kommandeur 
der 4. eldartilleriebrigade im Frieden unterftellt. 
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Unlage 1. 








IV. 


Berwaltungs- 


Sanbwehrbezirte. i 
( hrbezirke (bezw. Aushebungs⸗)bezirke. 


Stadt Mühlhaufen. 
Landkreis Mühlhauſen. 
Kreis Worbis. 

„  Heiligenftadt. 

»  Rangenjalza. 


Mühlhauſen i. Th. 







Bundesitaat 
(im Königreih Preußen und 
Bayern aud ze. bezw. 
Neg.-Bezirk). 


Königreih Preußen. 














RB. Erfurt. 








Stadt Erfurt. 
Landkreis Erfurt. 






























































Landrathsamtsbezirk Königſee. 
Landrathsamtsbezirk Franten- 
hauſen. 
















Erfurt. Kreis Schleufingen. Güchenigim Schweribure⸗ 
Oberherrſchaft Arnftabt. ürftenthum Schwarzburg- 
Kreis Biegenrüd. _ Sonberöhaufen. z 
— Stadt Nordhauſen. Königreich Preußen. 
Kreis Grafſchaft Hohenftein. RB, Erfurt, 
Sondershaufen. Weißenſee. 
66 Unterherrſchaft Sondershauſen. SE 
Sangerhaufe Mansfelder Gebirgskreis. 
3 e Kreis Sangerhaufen. 
I Kreis. Merfeburg. = 
Weißenfels. „Weißenfels. 
Beitz. ahniarei 
Kreis Naumburg. —— en 
Naumburg a. ©. „ Duerfurt. 
. Edartsberga. 
Kreis Torgau. 
Torgau. „ Schweinig. 
on „  Liebenwerda. 
1 Offfreis (Altenburg). — Serposihum Sacjfen-Alten- 
Altenburg Weſtkreis (Roda). 
Unterländifcher Bezirk Gera. — Reuß jüngerer“ 
Dberländiicher Bezirk Schleiz. | Linie. 
Fürſtenthum Neuß älterer Linie, — Reuß älterer 
Gera. Landrathsamtsbezirk Rudolftadt. |-— Linie. — 





— Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt. 







*) Der 1. Bezirk iſt dem Kommandeur der 15. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 8. Kavalleriebrigade im Frieden unterſtellt. 
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Bundesstaat 


Armee⸗ Verwaltungs⸗ (im Koͤngrei 
d b im Königrei reußen und 
korps. — (bezw. Aushebungs⸗)bezirke. Bayern Sa Bes bezw. 
Neg.-Bezirk). 


Stadt Görlig. Königreich Preußen. 





















Görlitz. Landkreis Görlitz. 
Kreis Bunzlau. 
Kreis Hoyerswerda. 
Mustau. „ Rothenburg. 
Kreis Sagan. R-B. Liegnik. | 
17. Sprottau. „ Sprottau. i 
Lüben. | 
Reufalz a. D. Kreis Grünberg. 


Freiſtadt. 


Kreis Glogau. 
„Frauſtadt. 
„ Lille. R-B. Pofen. 


Kreis Schönau. 





v. Glogau. 











Jauer. „Bolkenhayn. 
Jauer. | 
Stadt Liegnitz. 
18 Liegnib. Landkreis Liegnip. 
Kreis Goldberg-Haynau. EIER 
R.B. Liegnip. | 
— — — — | 
Lauban Kreis Löwenberg. 
Lauban. 
Hirſchberg. Kreis Landshut. 


„Hirſchberg. 






Bundesſtaat 
(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 
Reg--Bezirk). 


















Armees 
forps. 


Verwaltungs» 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 






Landwehrbezirke. 







Kreis Obornik. Königreich Preußen. 


Stadt Poſen. 
Landkreis Poſen⸗Oſt. 
Weſt. 





Kreis Samter. 
„Birnbaum. 
Schwerin a. W. 





Samter. 










Kreis Meſeritz. 
„Neutomiſchel. 
„Grätz. 






Neutomiſchel. 












Kreis Koſten. 
Schmiegel. 
Bomſt. 
RB. Poſen. 





Kreis Wreſchen. 
Schroda. 





Kreis Pleſchen. 
„  Jarotichin. 
„ Schrimm. 





Kreis Goſtyn. 
„Rawitſch. 
„  Kofchmin. 
„  Krotoidin. 





Rawitſch. 






Kreis Oſtrowo. 
„Adelnau. 
Schildberg. 

Kempen. 





Oſtrowo. 
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Es Bundesstaat 
Armee) 25 Verwaltungss (im Königreich Preußen und 
forpe. | 25 (bezw. Aushebungs-)bezirte. | Yayern aud) Provinz, bezw. 
5* Reg.⸗Bezirk). 





Königreich Preußen. 





I. Breslau. Stadt Breslau. 















j Kreis Striegau, 
Striegan. „ Waldenburg. 


Landkreis Breslau. 























Il. Breslau. Kreis Neumarkt. 
2. „  Zrebniß. 
* Kreis Dels. 
—* Dels. „ Groß-Wartenberg. 
a „ Mititie. 
u MEERE — — 
Kreis Wohlau. 
Wohlau. „Guhrau. 
VL. | „ Steinau. RB. Breslau. 
Kreis Glatz. 
Glatz. „Habelſchwerdt. 
Neurode. 
—— Reichenbad) 
22. j u € 
Kreis Münfterberg. 
Münfterberg. — —— 
„Nimptſch. 
Kreis Brieg. 
Brieg. „ DObhlan. 
"„ Ramslau, 





*) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 21. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 6. Feldartilleriebrigade im Frieden unterftellt. 
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1 
I 
J 


Armee⸗ 


forps. Landwehrbezirke. 


Infauterie⸗ 
brigade. 


Rybnik. 










Berwaltungs- 
(bezw. Aushebungs⸗)bezirke. 


Kreis Pleß. 
„ Rybnif. 








Ratibor. 





23. | == 


Gleiwitz. 


Kreis Ratibor. 
Leobſchütz 


Kreis Toft-Gleiwip. 
„ Gr. Strehlik. 
„ HBabrze. 





VI. 


Beuthen. 


Kreis Coſel. 
„ Neuftabt. 


Kreis Neiſſe. 
„Grottkau. 


Kreis Tarnowitz. 
Stadt Beuthen. 
Landkreis Beuthen. 









Kattowitz. 


24. I- 


Kreuzburg. 


Kreis Kattowitz. 


Kreis Roſenberg. 
Lublinitz. 
Nreuzburg. 





Kreis Oppeln. 
„Falkenberg. 


Bundesſtaat 

(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 
Neg- Bezirk). 





Königreih Preußen. 


R.B. Oppeln. 
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a 55 
Urmee]) 2 5 
\IEsS Sanbwehrbezirte. 
torps. | 25 
= 


— m — — — — — — —— e — — — en 


Paderborn. 
5 Soeſt. 
ae Dortmund. 
I. Bochum. 
E 
* ll. Bodum. 
—2 
* Hagen. 
VII. 
Minden. 
— 
* 
* Detmold 
* 
mV 
Bielefeld. 


26 


I. Münſter 


‚ Bezirk. **) 


* 


Recklinghauſen. 


II. Münſter. 


Verwaltungs 
(bezw. Aushebungsd-)bezirke. 


Kreis Baderborn. 

„ Warburg. 

»  Hörter. 

„ Büren. 
Berwaltungsbezirt Lipperode— 

Kappel. 

Kreis Soeft. 

„  Kippitadt. 

„ Hanım. 
Stadt Dortmund, 
Landkreis Dortmund 
Kreis Börde 
Stadt Bodum. 
Landkreis Bodum. 
Kreis Geljenfirchen. 

„RHattingen. 
Stadt Hagen. 
Landkreis Hagen. 
Kreis Schwelm. 

Iſerlohn. 
Kreis Minden 


Lübbecke. 


Fürſtenthum Schanmburg-Lippe. 


Aushebungsbezirk Detmofd. 
Aushebungsbezirk Lemgo 
Kreis Hertord. 

Stadt Bielefeld. 

Laudkreis Bielefeld. 

Kreis Halle. 

Wiedenbrück. 

Stadt Münster. 

Landkreis Münſter 

Kreis Steinfurt 
„Coesſeld. 

Kreis Warendorf. 
„Beckum. 
Lüũdinghauſen. 
„Tecklenburg. 

Kreis Recklinghauſen. 
„Borken. 

Ahaus. 


Bundesſtaat 
(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 
Neg-Bezirf). 


Königreich Preußen, 
R.B. Minden. 


Fürſtenthum Lippe. 


Königreich Preußen. 


N-B, Arnsberg. 


N-B. Minden, 
Fürſtenthum Schaumburg- 
Lippe, 


Fürftenthum Lippe. 


Königreich Preußen. 
RB. Minden. 


NV. Münſter. 


*) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur ber 25. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 7. Feldartilleriebrigade im Frieden unterftellt. 
**) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 26. Infanteriebrigade, der 2. Bezirt dem Kommandeur 
der 13. Kavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 


Ce ——————— 
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2. ; Bundesſtaat 
Armee) 25 Verwaltungs- (im Königreich Preußen und 
lorps. 5* (bezw. Aushebungs-)bezirke. Bayern auch Provinz, bezw. 
5* Neg-Bezirf). 





Königreich Preußen. 
Stadt Elberfeld. 
Barmen. „ Barmen. 
Kreis Mettman. 


Solingen. Kreis Solingen. 





Stadt Remjceib. 











Lennep. Kreis Lennep. 
= Stadt Düffeldorf. 
Düfjeldorf. Landtreis Düfleldorf. 
Grefelb Stadt Erefeld. m 
vu. eld. Landkreis Crefeld. ——— 
Kreis Cleve. 
Geldern. Moers. 
Geldern. 
Stadt Eſſen. 
Eſſen. Landkreis Eſſen. 








2. Bezirk. *) 


Stadt Duisburg. 


Mülpeim a. d. Ruhe. | n,.ig Mälgeim a. d. Ruhr. 





Kreis Rees. 
Belel. „Ruhrort. 


*) Der 1. Bezirk iſt dem Kommandeur der 28. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 14. Kavalleriebrigade im Frieden unterſtellt. 
Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Veilage. 19 
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a Bundesstaat 
Berwaltungs- (im Königreich Preußen und 


(bezw. Aushebungs-)bezirte, | Bayern auch Provinz, bezw. 
Reg »Bezirk). 


Königreich Preußen. 


Landwehrbezirke. 





Stadt Aachen. 
Aachen. Landkreis Aachen. 





Kreis Eupen. 


* „  Montijpie. 
Montjoie. Saleben R.B. Aachen. 


„Malmedy. 





Kreis Erkelenz. 
Erkelenz. „ Heinsberg. Be I a 
„ Kempen. RB, Düffeldorf. 





Kreis Düren. 
Jülich. „Geilenkirchen. R.B. Aachen. 
Julich. 


Kreis Neuß. 


„Grevenbroich. ar 
a Stadt München-Giadbach. R-B. Düſſeldorf. 


Kreis Gladbach. 








vol, 





* Siegkreis. 
Siegburg. Kreis Waldbroel. 


Stadt Bonn. 

30. | Landkreis Bonn. 

Kreis Bergheim. 
Euslirchen. 
Rheinbach. 


1. Bezirk. *) 





& 
=} 
Ei 
= 


R.B. Eoeln. 
Kreis Mülheim a. Rhein. 

Deutz. „Wipperfürth. 
„Gummersbach. 





oi Coeln. Stadt Coeln. 
Landkreis Coeln. 


*) Der 1. Bezirk iſt dem Kommandeur der 30. Infanteriebrigade, der 2, Bezirk dem Kommandeur 
der 15. Kavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 
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VHL | 


} 


Infanterie- 


31. 





brigade. 


1. Bezirl.*) 





. Bezirt.*) 


“ 
“ 


Landwehrbezirke. 


Neuwied. 


Verwaltungs⸗ 


(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Kreis Neuwied. 
„Altenkirchen. 


Bundesſtaat 


(im Königreich Preußen und 


Bayern auch Provinz, bezw. 


Neg.-Bezirf). 


Königreich Preußen. 





Andernad). 


Coblenz. 


Kreuznach. 


Kreis Mayen. 
„ Godem. 

Adenau. 
„ Ahrweiler. 


— RB. Coblenz. 











1. Bir) 


82. | 








2. Bezirk.**) 


St. Wendel. 


Saarlouis. 


I. Trier. 


St. Johann. 





Il. Trier. 


Stadt Eoblenz. 
Landkreis Coblenz. 
Kreis St. Goar. 





RB. Sigmaringen. 





Hohenzollernſche Lande. 


Kreis Simmern. 


n„ gell. 
„ Kreuznad). 
Meiſenheim. 


Fürſtenthum Birkenfeld. 


Kreis St. Wendel. 
„  Dttweiler. 


Kreis Saarbrüden. 





RB. Coblenz. 


Großherzogthum Oldenburg. 








Kreis Saarlouis. 
„Merzig. 





Stadt Trier. 

Landkreis Trier. 

Kreis Saarburg. 
„Berncaſtel. 


Kreis Bitburg. 
Prüm. 
Daun. 

Wittlich. 


Königreich Preußen, 
ie 


riet. 


*) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 31. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 8. Feldartilleriebrigade im Frieden unterftellt. 
**) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 32. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 16. Kavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 


19. 
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Bundesftaat 
(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Brovinz, bezw. 
Reg.-Bezirk). 









Berwaltungsd- 


Landwehrbezirke. 
andwehrbezir (bezw. Aushebungs-)bezirke. 





Aushebungsbezirk: 
Hamburg. 

Hamburg. Ritzebüttel. 

Bergedorf. 


Freie und Hanfeftadt 
Hamburg. 











1. Bezirk. *) 
I 


Freie und Hanfeftabt Lübeck. 


Königreich Preußen 
Provinz SchleswigsHolitein. 


Freie und Hanfeftabt Lübeck. 
Kreis Herzogthum Lauenburg. 


Lübed. 








Aushebungsbezirk:: 


1. Bremen. 
Bremen. 


Freie Hanfeftadt Bremen. 





IX. 138. Aushebungsbezirk: 
Bremerhaven. 





Kreis Lehe. 

„Geeſtemünde. 
U. Bremen. „ Dfterholz. 

» Blumenthal. 

„ Verben. 

„ Achim. 

„ Rotenburg. 

„ Zeven. 





2, Bezirk.*) 


Königreich Preußen, 
R-B. Stade. 





Kreis Jork. 
„ Stade. 
Stade. »  Kehdingen. 
Neuhaus a. d. D. 
„ Habeln. 
„ Bremervörde. 


*) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 33. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
ber 9. Feldartilleriebrigade im Frieden unteritellt. 


N 


[ &, von 
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Bundesstaat 
es Königreich Preußen und 
ayern auch Provinz, bezw. 
Reg.Bezirk). 







Armee⸗ 
lorps. 


Verwaltungs⸗ 


Landwehrbezirke. 
HEREIN (bezw. Aushebungs-)bezirte. 


Aushebungsbezirk : 
Schwerin. 
Schwerin. Hagenow. 
Ludwigsluft. 
Parchim. 


Großherzogthum Mecklen— 
burg⸗Schwerin. 





Aushebungsbezirk: 
Neuſtrelitz Großherzogthum Medlen- 
Neubrandenburg. burg-Streliß. 
Schönberg. 

Aushebungsbezirk:: 
Wismar. 
Grepismühlen. 
Doberan. 


Neuſtrelitz. 








a Großherzogthum Mecklen— 


Roftod. Ribnik. burg. Schwerin. 
Güſtrow. 


34. (Großherzoglich Mecklenburgiſche.) 


r 


Aushebungsbezirf: 
Baren. Maldin. 
Waren. 


Kreis Eckernförde. 
Schleswig. i —— 
Eiderſtedt. 





35. = Königreih Preußen, 


Stadt Flensburg. Provinz Schleswig-Holftein. 


Landkreis Flensburg. 
Kreis Hadersleben. 

„  Sonberburg. 

„  Apenrade. 

„  Tondern. 


Flensburg. 


Anlage 1. 


— 10 — 











Armee: 
korps. 





Rendsburg. 








I. Altona. 


H. Altona. 


Aurid). 


Lingen. 


Bundesftaat 

‘im Königreih Preußen und 
Bayern aucd Provinz, bezw. 
Reg.-Bezirk). 


Verwaltungs 
(bezw. Aushebungs-)bezirfe. 


Stadt Kiel. 
Landkreis Stiel. 
Kreis Plön. 

„ Oldenburg. 
Fürſtenthum Lübeck. 


Königreich Preußen, 
Provinz Schleswig-Holſtein. 





Großherzogthum Oldenburg. 





Kreis Rendsburg. 
Norderdbithmarichen. 
Süderdithmarſchen. 

„ Steinburg. 





Königreich Preußen, 


Stadt Altona. Provinz Schleswig-Holiftein. 


Kreis Pinneberg. 
„ Stormarn. 


„ Segeberg. 


Kreis Norden. 

Stadt Emden. 

Landkreis Emben. 

Kreis Wittmund ausſchließlich 


Jadegebiet. WER ING: 
„ Aurich. 
„  Seer. 
„  Weener. 


Kreis Meppen. 
„ Achendorf. 
„ Hümmling. 
„ Lingen. 
„ Grafichaft Bentheim. 
„  Berjenbrüd. 


RB. Osnabrück. 


*) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 36. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 


der 18. Stavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 
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Infanterie! 







Berwaltungss- 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Armee⸗ 
korps. 


Landwehrbezirke. 


brigade. 


Jadegebiet. 


Stadt Varel. 
Amt Varel. 
Stadt Jever. 
Amt Jever. 
„ Butjadingen. 
„ Brafe. 
„Elsfleth. 
Delmenhorſt. 
Stadt Oldenburg. 
Amt Oldenburg. 
„Weſterſtede. 
II. Oldenburg. „Wildeshauſen. 
Vechta. 
„Cloppenburg. 
„Frieſoythe. 


l. Oldenburg. 


37. 








X Stadt Dönabrüd. 
F Landkreis Osnabrück. 
Kreis Wittlage. 
Dsnabrüd. „ Melle. 
„ Sburg. 
„ Diepholz. 
„ Syfe. 


Kreis Hoya. 
„ Nienburg. 
Nienburg. » Stoljenau. 
„ Sulingen. 

Neuftadt a. R. 


38, 


# 





Stadt Hannover. 
Zanbfreis Hannover. 
Stadt Linden. 
Landkreis Linden. 
Kreis Springe. 

„ Bameln. 


„ Rinteln. 


Hannover. 


Königreich 
RB. Aurich. 


Bundesstaat 


(im Königreich Preußen und 
Bayern auch Provinz, 


bezw. 
Reg.-Bezirk). 









reußen. 


Großherzogthum Oldeunburg. 





Königreich Preußen. 


R-B. Denabrüd. 


R-B. Hannover. 





RB. Caſſel. 


Anlage 1. 


152 — 








Armee- 


- Landwehrbezirke. 
lorps. 


Infanterie⸗ 
brigade. 


Hildesheim. 
80. — 
Göttingen. 
X, 
Lüneburg. 
40. 
Gelle. 





I. Braunichweig. 


1. Braunſchweig. 






Kreis Difterode. J 


| Stadt Eelle. 


| Hreis Braunſchweig. — 











Bundesitaat 
(im Königreic Preußen und 
Bayern auch Provinz, bezw. 
Neg.-Bezirk). 





Berwaltungs- 
(bezw. Aushebungs-)bezirte. 


Königreih Preußen. 


Kreis Beine. 

Stadt Hildesheim. 
Landkreis Hildesheim. 
Kreis Marienburg. 


„ Gronau. 

„ feld. 

„ Goslar. 

„  Hellerfelb. 

Ilfeld. RB. Hildesheim. 





»  Duberftabt. 
Stabt Göttingen. 
Landfreis Göttingen. 
Kreis Münden. 


„  Uilar. 
„ KEinbed. 
„ Northeim. 





Kreis Lüchow. 
»„ Dannenberg. 
Bleckede. 
Stadt Lüneburg. 
Landkreis Lüneburg. 
Kreis Winſen. 
Stadt Harburg. 


Landkreis Harburg. R-B. Lüneburg. 





Landkreis Celle. 
Kreis Gifhorn. 


» Burgdorf. 
„Iſenhagen. 
„Fallingboſtel. 
„ Soltau. 

„ Uelzen. 


"  Helmftebt. 

» Blankenburg. 
Kreis Wolfenbüttel. 

„ Gandersheim. 

„ Holzminden. 


——]| Herzogthum Braunſchweig. 
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Armee: 
korps. 


Landwehrbezirke. Berwaltungss 


Infanteries' 
brigade. 


Unterlahnkreis. 
Kreis St. Goarshauſen. 
Unterweſterwaldkreis. 


| Stadt Wiesbaden. 
Kreis Hoechſt. 
Landkreis Wiesbaden. 
Rheingaufreis. 
Untertaumusfreis. 
Kreis Wetzlar. 
Dillfreis. 
Dberlahntreis. 
Kreis Weſterburg. 
Oberweiterwaldfreis. 
Kreis Limburg. 
Kreis Biedenkopf. 
Marbura. „ Marburg. 
En .„ Kirchhain. 
„Ziegenhain. 


Oberlahnſtein. 


Wiesbaden. 


AEut 


Wetzlar. 


2Beꝛirk. 


Limburg a. L. 


xl. 


(bezw. Aushebungs=)bezirke. 





Kreis Fulda. 
Gelnhauſen. 
Schlüchtern. 
„Gersfeld. 








Landkreis Frankfurt a. M. 
Obertaunuskreis. 
Kreis Uſingen. 
Stadt Hanau. 
Landkreis Hanau. 
Kreis Brilon. 
Meichede. 


Frankfurt a. M. 





R, RE „Arnsberg. 
FH I |» Wittgenftein. 
a Kreis Siegen. 
ai Siegen. „  Dlpe. 

»„ Altena. 


Stadt Franffurt aM. 


Bundesitaat 
(im KHönigreih Preußen und 
Bayern aud Provinz, bezw. 
Reg Bezirk). 


Königreich Preußen. 


IRB. Wiesbaden. 


RB. Coole. 





RB. Wiesbaden. 


— | RB. Caſſel. 


RB. Wiesbaden. 





RB. Caſſel. 





IRB. Arnsberg. 


*) Der 1, Bezirk ift dem Kommandeur der 41. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 


der 21. Kavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 


**, Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 42. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 


der 11. Feldartilleriebrigade im Frieden unterftellt. 
Geſetzes und Berorönungsblatt 1894, Beilage. 


20 
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= Bundesſtaat 
Armee] 3 | Sandwehrbezirke. | Verwaltungs (im Königreich Preußen und 
forps. | .&° (bezw. Aushebungs-)bezirke. | Bayern aud) Provinz, bezw. 
a Neg.-Bezirk). 
Fürſtenthum Walde und Pyrmont. —— Waldeck und 
Arolſen. Kreis Wolfhagen. — — — 
„Frankenberg. 
Stadt Caſſel. Königreich Preußen. 
Landkreis Caſſel. R.B. Caſſel. 
2 Kreis Witzenhauſen. 
» Hofgeismar. 
Kreis Gotha. 
„ Coburg. Herzogthum Sacien-Coburg 
48. Gotha. „ Ohrdruf. und Gotha, 
„  Waltershaujen. 
Kreis Meljungen, 
" Eſchwege. 
II. Caſſel. ”  Srihlar. 
; r omberg. RR 
Al. 27) Vi ® 2 Königreich Preußen. 
i on RB. Eaffel. 
Kreis Rotenburg a. F- iR 
Hersfeld. . — 
„Hersfeld. 
Kreis Meiningen. 
* „Hildburghauſen. Herzogthum 
Meiningen. „ Sonneberg. Sadjjen-Meiningen. 
» Saalfeld. 
44 J. Berwaltungsbezirt (Weimar). 
: II. Berwaltungsbezirt (Apolda). 
Meiner. V. Berwaltungsbezirt (Neuftadt 
a. D.). Großherzogthum Sadjen. 
Eifenad;. II. Berwaltungsbezirt (Eifenad)). 


IV. Berwaltungsbezirt(Dermbad)). 


+) Der 1. Bezirk ift dem Kommandeur der 43. Infanteriebrigade, der 2. Bezirk dem Kommandeur 
der 22. Kavalleriebrigade im Frieden unterftellt. 





























— 15 — Anlage 1. 
Er } j Bundesſtaat 
arme ZZLandwehrbeirte. — ——— (im Konigreich Preußen und 
forps. | 22 (bezw. Aushebungs-)bezirte. Bayern aud Provinz, bezw. 
5* Reg.Bezirk). 
XL 1 gg, I. Darmitadt. Kreis Darmitadt. 
„  Dffenbad). 
| Fr 13 Sri db u 
1 Friedbera. eis Friedberg. 
ER — „Büdingen. 
ss — — 
s |$2E — 
= 58 Kreis Gießen. 
5 - 
= : Gichen. „Alsfeld. 
a = — „auterbach. 
Ss „ Schotten. 
= Kreis Dieburg. Großherzogtäum Heffen. 
= IH. Darmitadt. „ Bensheim. 
F 50 „ Groß-Gerau. 
© — Kreis Erbech 
*1 Erbach * 
— Bar: I „ Heppenheim. 
* 5 — — re —— 
SE Mainz Kreis Mainz. 
57 » Bingen. 
” Kreis Worms, 
Worms Oppenheim. 
Alzey. 
Amtshauptmannſchaft Pirna. 
7 Pirna Amtshauptmanuſchaſt 
5 46. Dippoldiswalde. 
ee 
9 = Zittau ir Königreich Sachſen. 
—* — Löbau. 
SS 18 — 
=] 
'E = AUmtshauptmannichaft Baupen. 
& 7 — Kamenz. 
= 2 — — —— 
= { f Amtshauptmannichaft 
S Großenhain. Großenhain. 


20. 
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Verwaltungs» 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Amtshauptmannichaft Plauen. 




















" Delsnib. 

47. b 
4 Amtshauptmannschaft 
= Schneeberg. Schwarzenberg. 

1) Amtshauptmannjchaft Anerbad). 

"3 

SI - SR — 

* 

—— Zwickau. Amtshauptmannſchaft Zwidan. 

2 an 
Glauchau. Amtshauptmannichaft Glauchau. 

= 2 — Een 

Ey “ J 

= 48. Reipaia. Stadt Leipzig. 

= Fra “rn Amts hauptmannſchaft Leipzig. 

— — 

= A t B 

= ' t3 tm - 

e 9 Borna. mtshauptmannſchaf orna 

— Rochlitz. 

= = 

* * — —— — 

5 * 

* = Umtshauptmannichaft Grimma. 
= —— dichab 
es Freiberg. Umtshauptmannichaft Freiberg. 
$ AmtshauptmannichaftMarienberg. 
= Annaberg. ’ Annaberg. 
5 
119] a2 ——— — — 
— — 
=, I. Ehemnip. Stadt Chemnitz. 

: 3 PURE ——— — 
= . c j 
⸗ N. Chemnitz Amtshauptmannſchaft Chemnitz. 


Flöha. 





Bundesſtaat 


(im Königreich Breußen und 
Bayern au Provinz, bezw. 


Neg.- Bezirk). 





Königreih Sadjen. 
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Armee: 
forps. 


XI. (Königlich Sächſiſches.) 


XIII. (Königlich Württembergiſches.) 


Infanterie⸗ 
brigade 


© 
in 


— 
* 
ba 
= 
= 
12 
14) 
8 
= 
= 
= 
Be} 
= 
“Ö 
— 





a 
Dr 


(1. Königlih Wiürttembergijche) 





Sandwehrbezirke. Verwaltungs⸗ (im flönigreih Preuben und 
(bezw. Aushebungs-)bezirte. | Bayern aud) Provinz, bezw. 
Reg.Bezirk). 
Döbeln. Amtshauptmannſchaft Döbeln. 
Meißen. Amtshauptmannſchaft Meißen. 





Der links der Elbe gelegene Theil 
der Stadt Dresden (Altſtadt). 

AUmtshauptmannichaft Dresden- 

Dresden-Altftadt. Altſtadt. 

Der links der Elbe gelegene Theil 
der Amtshauptmannſchaft 
Dresden⸗Neuſtadt. 


Königreich Sachſen. 


Der rechts der Elbe gelegene Theil 
der Stadt Dresden (Neuſtadt). 
Dresden-Neuſtadt. | Der rechts der Elbe gelegene Theil 
ber Amtshauptmannſchaft 
Dresden⸗Neuſtadt. 


Oberamtsbezirk Herrenberg. 





Calw. 
Calw. es Neuenbürg. 
" Nagold. 
F | Oberamisbezirt Reutlingen. J 
Reutlingen. Tübingen. 


Rottenburg a. N. 





Oberamlsbegirt Horb. 
Freudenſtadt. Königreich Württemberg. 








Horb. i Sulz. 
" Oberndorf. 
beramtsbezirt Balingen. 
j E Rottweil. 
Rottweil, : Spaidingen. 
“ Tuttlingen. 
1 Oberamtöbezirt Stuttgart, Stadt» 
& direktion. 
tuttgart. B Stuttgart, Ober: 


amt. 
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XI. (Königlich Württembergijches.) 


Aufanteries 
brigade. 


on 
8 


(2. Königlich Württembergiſche) 


or 
5 


(3. Königlich Württembergiſche) 


— u—— 











Verwaltungs⸗ 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 








Landwehrbezirke. 






Oberamtsbezirk Böblingen. 





Leonberg. 
Leonberg. e Vaihingen. 
ß Maulbronn. 









Oberamtsbezirt Ludwigsburg. 
" Cannſtatt. 
Marbach. 
Waiblingen. 















Oberamtsbezirk Brackenheim. 








Beſigheim. 
Heilbronn. 
" Nedarjulm. 










Oberamtäbezirf Badnang. 








— Weinsberg. 
Oehringen. 








Hall. 









Oberamtsbezirk Künzelsau. 









Gerabronn. 
Mergentheim. Crailsheim. 
Mergentheim. 








Oberamtsbezirk Gaildorf. 










u Ellwangen. 
Elliwangen. : Aalen. 


Neresheim. 






Oberamtsbezirk Schorndorf. 











— Welzheim. 
Gmünd. * Göppingen. 
Gmünd. 





Oberamtsbezirk Geislingen. 
Heidenheim. 
Ulm. 













Bundesſtaat 

(im Königreich Preußen und 

Bayern auch Provinz, bezw. 
Reg.-Bezirk). 


Königreih Württemberg. 
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Armee- 
korps. 


X. (Königlich Württembergiſches.) 


XIV. 


Bundesſtaat 














— 5* Verwaltungs⸗ (im Königreich Preußen und 
= U u s P 
ER; ac ie (bezw. Aushebungs-)bezirte. | Bayern and Provinz, bezw. 
58 Neg.-Bezirf). 
Oberamtsbezirt Riedlingen. 
a Saulgau. 
Ravensburg. ; en 
54. Tettnang. 
Oberamtsbezirk Biberad). 
* Waldſee. 
Biberech * 
8 R Wangen. 
= I — — Königreich Württemberg. 
Oberamtsbezirk Blaubeuren. 
— Münſingen. 
* Ehingen. ä Ehingen. 
2 = Laupheim. 
2 a ae a — — 
Oberamtsbezirk Kirchheim. 
* Nürtingen. 
Eßlingen. Ehlingen. 
Urad). 
Bezirksamt Tauberbifchofsheim. 
ä Wertheim. 
a Buchen. 
Mosbad). F Adelsheim. 
j Mosbad). 
P Eberbad). 
Mannheim. Bezirksamt > — 
5.1. ee SE: noeh Se | Großherzogtum Baden. 
Bezirksamt Heidelberg. 
Heidelberg. : Wiesloch. 
Weinheim. 
Bezirksamt Sinsheim. 
u Be 


a Bruchſal. 
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Yundesitaat 

(im Königreich Preußen und 
Bayern aud) Provinz, bezw. 
Reg. -Bezirk). 






Berwaltungs- 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Armee⸗ 


Landwehrbezirke. 
* andwehrbezirke 







Bezirksamt Durlach. 


- F Ettlingen. 
Karlsruhe. ——— 
Karlsruhe. 








Bezirksamt Raſtatt. 


Bi Baben. 
56. Raftatt. 2 Bühl. 

* Adern. 

P Oberkirch. 





Bezirksamt Offenburg. 
Kehl. 


Offenburg. Wolfach. Großherzogthum Baden. 


xıv. Ettenheim. 


Bezirtdamt Emmendingen. 





© Waldfird. 
Freiburg. n Breiſach. 
Freiburg. 
Staufen. 
57. = — 
Bezirksamt Müllheim. 
„ Lörrad). 
Lörrach. Schönau. 
Schopfheim. 
ö Sädingen. 
Colmar. Kreis Colmar. Eljaf-Lothringen. 


Rappoltsweiler. 
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z Es ee Pe taat 
de 38 ; erwaltungs« im Königreich Preußen und 
. Landwehrbezirfe. g uß 
forp3. SE a (bezw. Aushebungs-)bezirke. Bayern aud) Provinz, bezw. 
5 Reg.-Bezirk). 


Donauefchingen. 





XIV. 


Bezirksamt 


Bezirksamt Triberg. 

" Villingen. 

3 Donaueſchingen. 
Neuſtadt. 
St. Blaſien. 
Bonndorf. 
Waldshut. Großherzogthum Baden. 
Engen. 
— Stockach. 
Meßkirch. 
— Ueberlingen. 
Pfullendorf. 
— Konſtanz. 





Mülhauſen i. E. 


Gebweiler. 


Straßburg. 


61. Molsheim. 


&V. Schlettitadt. 





Kreis Mülhaufen i. €. 
„ Altlicd. 

Kreis Gebweiler. 
„Thann. 


Elſaß-⸗Lothringen. 


Stadt Straßburg. 
Landkreis Straßburg. 


Kreis Molsheim. 

Kantone Buchsweiler, 
Zabern, Maursmüns 
ster, Lüßefftein. J 





des 
Kreiſes 
Zabern. 
Kreis Erſtein. 

„Schlettſtadt. 


Elſaß⸗Lothringen. 





Saargemünd. 
62. 


Hagenan. 
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Kreis Saargemünd. 
„Saarburg. 
Kantone Saarunion 
und Drulingen. 


bes Kreiſes 
Babern. 
Kreis Weißenburg. 
„ Hagenan. 
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69. 


Landwehrbezirke. 


Diedenhofen. 


Berwaltungs- 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 


Kreis Diedenhofen. 
— Bolchen. 





Metz. 


Stadt Met. 
Landkreis Mep. 





dorbach 


Schlawe. 


Kreis Chateau-Salins. 
„ Horbad). 


Kreis Schlawe. 
„ Bütomw. 
N Rummelsburg. 





Conitz. 


Graudenz. 


St F Nreis Stolp. 





„ Lauenburg. 


Bu un ud ed ft aat 
* ng ge und 
ayeın au rovinz, bezw. 
Reg.-Bezirf). 





Elſaß⸗Lothringen. 


Königreich Preußen. 


— R⸗B. Koeslin. 





Kreis Conih 
Tuchel. 


„ Edlodau. 





Kreis Thorn. 
„ ulm. 
„ Briefen. 





1 Streis Schweg. 


„  Marienwerber. 
„  Graubdenz. 





XVII. 


Danzig. 


RB. Marienwerbder. 





Stadt Dan zig. 
Kreis 
Bade 


ie — 





— inmeni 


Neuſtadt. 





Oſterode. 





Deutſch⸗ Eylau. 


Marienburg. 





Kreis Pr. ar 
„  Berent. 


Kreis Neuftadt i. W. 


- ubig. 
Sarthaus. 





| Kreis Dfterode. 


„ Neidenburg. 


Kreis — ee 7: 
„ KZöba 


" Strasbung. 


Kreis Stuhm. 
Stadt Elbing. 
Landkreis hing 
Kreis Marienburg. 


R-B. Danzig. 





RB. Königsberg. 


RB. Marienwerder. 


RB. Danzig. 








Armees 
korps. 





Landwehrbezirke. 






Anlage 1. 





Bundesſtaat 
(im Königreich Preußen und 
Bayern auch — bezw. 
Reg.-Bezirk). 


Berwaltungs- 
(bezw. Aushebungs«)bezirke. 






Bezirksamt Berchtesgaden. BROICEND PANETR 





























E Traunſtein. 
Roſenheim. Laufen. 
m a Kraut. 
2 agiſtrat Traunſtein 
= — Roſenheim. 
Bezirksamt — 
* — Mühldorf. 
S Waſſerburg Waſſerburg. 
Eh x Ebersberg. 
* — » Erbing. 
= Bezirtsamt Miestad, R.-B. Ober-Bayern. 
BVeilheim. 2 Begeim. 
R Garmiſch. 
en " Schongau. 
4 [4 Münden. | Magiitrat München. 
* Bezirlsamt Münden Pr 
= ” 
= ‘ ar Landsberg. 
* I. München. E dr ud 
— achau. 
* > Magiftrat Landsberg. ER, u BEER 
5 Bezirksamt Dingolfing. 
” ü . Bilsbiburg- i 
* 8 Landshut. RB. Nieber-Bayern. 
NE Landshut, Rottenburg. 
Fi Magiftrat Landshut. a 
* — | Freiſing. R-B. Ober Vahern 
Bezirksamt € genfelben. 
7 Ware — 
2 Vilshofen. 5 Ein a 
= - 5 Vilshofen. 
ar w Landau a. N 
ß | Bezietsamt 
Bei * Ballen. RB. Nieder-Bayern. 
5 = fſtein. 
rafenau. 
Paſſau. 2 Reg —— 
gendorf. 
Mogitct 2 Bee 
eggenborf. 
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Armees 
forps. 


I. töniglich Bayerisches. 


Infanterie 
brigade. 







Landwehrbezirke. 









Bundesſtaat 

Berwaltungs« (im Königreic) Preußen und 
(bezw. Auspebungs-Jbezirte. | Bayern aud Provinz, bezw. 
Reg.-Bezirk). 













Bezirtsamt Kempten. Königreich Bayern. 
































” Füſſen. 
Kempten ae 
Magiftrat Kempten. 
* m Lindau 
= I 7 Bezirksamt Oberdorf. 
F3 " —— 
8 Mindelheim. ; Dem * set R-V. Schwaben undNeuburg. 
= Magiſtrat Kaufbeuren. 
7 —Wemmingen. 
5 — | Bezirksamt Augsburg. 
- J Zusmarshauſen. 
— — 5 
Illertiſſen. 
Augsburg. Peu-Ulm. 
Magiftrat Augsburg. 
—* Neu-Ulm. \ — 
Bezirksamt Friedberg. R.B. Ober-Rayern. J 
— Bezirksamt Günzburg. Suse 
— Dillingen. 
" Wertingen. 
” Donauwörth. 
Dillingen. — Nördlingen. RP. Schwaben und Neuburg. 
Magiſtrat Günzburg. 
5 Dillingen. 
2 Donauwörth. 
a "____ Nördlingen. 
a Bezirksamt Aichach. 2 0 u 
3 " Schrobenhaufen. 
5 ” Pfaffenhofen. R.-B. Dber-Bayern. 
A " Ingoljtabt. 
9) — Magiſtrat Ingolſtadt. 
ngoiſtatt | Bezirksamt Beilngries, R-P.Oberpfalz u. Regensburg. 
7 Bezirksamt Eichſtätt — ⏑ 
— Magiftrat | j R.B. Mittelfranken. 
Bezirksamt — — 
— — — a. D. R.B. Schwaben und Neuburg 
Bezirksamt Dinkelsbühl. —— ——— 
Gunzenhauſen. 
Weißenburg. 
— 
Gunzenhauſen. Feuchtwangen. RB. Mittelfranken. 


—— 
Magiſtrat Dinkelsbühl. 
Weihenburg. 
2 Schwabach. 
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Bundesitaat 
Landwehrbezirke Verwaltungs» (im Königreich Preußen und 


(bezw. Aushebungs-)bezirfe. | Bayeın aud) —55 bezw. 
Reg.Bezirk). 


Kö 
Bezirksamt Kelheim. u ns — 
Regensbu re — hl nein — 
ege rg. 
— Barabern ö R-B. Oberpfalz und 


Magiftrat Regensburg. Regensburg. 


| Bezirksamt Mallersdorf. —— 
—— 
” ogen Erd i E M 
Straubing. 2 Vichtad) RB. Nieder-Bayern 
w Köpting. 
Magiftrat Straubing. 
Bezittsamt Cham. 
— Bezirksamt Roding. 
— et "m. R.B. Oberpfalz und 
Amberg. ö —— Negensburg. 
” zu: 





2* 
* 
= 

— 

* 

= 

= 
* 
— 
8 

= 
m 
& 
ıS 


Magiſtrat Amberg 
Bezirksamt Neumarkt. R-B.Oberpfalz u. Regensburg. 
ü — 


Magijtet * 











Nürnberg. 





II. Königlich Bayeriſches. 


| — — 
J en a. d. Aiſch. 
" enheim. 
ia Rothenburg a. T. 
Magiftrat —— 
Rothe urg a. T . 
Bezirksamt Sulzban, I R-BOberpfalz u.Regensburg. 
£ — R.B. Mittelfranken. 
Erlangen. Magi iftrat Erlan en. 
Bezirksamt & un —— ———— — 
tadt B. 
Magiſtrat R.B. Oberfranken 


orchheim. 
Bezirksamt Bu R-B. Mittelfranken. 
" fenfurt. 2 


Kihingen- ei par 3hofen. RB. Unterfranten und 
“ Haßfurt. Aſchaffenburg. 
Magiſtrat Kitzingen. 


R.B. Mittelfranken. 


6. Königlich Bayeriſche. 
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Infanterie⸗ 
brigade. 





Kempten. 


Landwehrbezirke. 





Verwaltungs⸗ 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 





Bezirksamt e — 


—— 

















Bundesſtaat 


(im Königreich Preußen und 
Bayern aud Provinz, bezw. 


Reg.- Bezirk). 







Königreich Bayern. 


RP. Schwaben undReuburg. 


[RER Dier-Hayen. 





Lindau. 
Magiftrat Kempten. 
pri P Lindau. \ 
z Fa En | Bezirksamt Oberdorf. 
8 J —— 
S i i " indelheim. 
* Mindelheim. Mina 
3 Magiſtrat Kaufbeuren. 
„ __ Memmingen. 
3 J | Bezirksamt Augsburg. 
bu 3 usmarshauſen. 
es — rumbach. 
Augsburg. Be: 
Magiftrat Augsburg. 
Neu-Ulm. 
ah Bezirksamt Friedberg. 
EB |” Bezirtsamt Günzburg. 
= . Dillingen. 
= € Wertingen. 
ee) " Donauwörth. 
Dillingen. Nördlingen. 
= Magiftrat Günzburg. 
= u Dillingen. 
= ö Donauwörth. 
— Ar »_ _ Nördlingen. — 
iz 2 | Bezirksamt Wihad. 
— er 
= " Pfaffenhofen. 
5 Ingolftadt. 
® i Magiitrat Ingolftadt. 
2) Ingolſtadt. Bezirksamt Beilngries. 
* Bezirlsamt | Gichſts 
Magiſtrat Eichſtatt 
Bezirksamte 
* zZ Magiftrat | —— = 
Bezirksamt Dinkelsbühl. 
5 a 
“ Weißenburg 
. P — 
Gunzenhauſen. a 


Schwa akt 
Magiftrat Dintelsbü 
= Weißenburg. 


" Schwabach. 


RP. Schwaben und Neuburg. 


R-B. Ober⸗Bayern. 


R-BOberpfalz u.Regensburg. 


RB. Mittelfranken. 


N B. Schwaben und Reuburg 


R.B. Mittelfranten. 
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U. Königlich Bayerisches. 


5. Königlich) Bayerische. 


6. Königlich Baheriſche. 


Bundesstaat 
(im Königreid; Preußen und 
Bayern aud) Provinz, bezw. 
Neg.-Bezirk). 


Königreih Bayern. 
R- Ki Pieder-Rayern.. J 


R-B. Oberpfalz und 
Regensburg. 








Berwaltungs» 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 





















Bezirksamt Kelheim. 
z Regensburg. 
— Stadtamhof. 
Parsberg. 
Magiftrat Regensburg. 
Bezirksamt Mallersdorf. 
F Straubing. 








R-B. Nieder-Bayern. 


Ma giftrat 
Berirkamt Cham. 








Bezirksamt Roding. 
5 Waldmünchen. 
B Neunburg vd. W. 
— — 


R.B. Oberpfalz und 
Regensburg. 


Bezirksamt Neumarkt. 
5 et 


Wegifrat - 


R-B-Oberpfalz u-Regensburg. 








— Sun 
" Neuftadt a. d. Aiſch. 
» Uffenheim. 
m Rothenburg a. T. 
Magijtrat Ansbach. 
u Rothenburg a. T. 


Bezirksamt Sulzbad). 
” ersbruck. 


R.-B. Mittelfranken. 


RBoberpfalʒ u.Negensburg. 
R.B. Mittelfranten. 





rlangen. 
Ma giftrat * 


—*32 eim. 

öchſtadt. 
Magiitrat orchheim. 
— — 


Kitzingen. 
Gero een 


Magijtrat en 


RB. Oberfranten. 





IRB. Mittelfranten 


Kigingen. RB. Unterfranfen und 


Aſchaffenburg. 


Anlage 1. 


Armee- 
forps. 


1. Königlich Bayerisches. 





Es 
= 
2 

* 

w 

= 

S 
& 
= 
= 

= 
* 

= 
D=] 
= 

t⸗ 


8. Königlich Bayeriſche. 


— 16 — 











Landwehrbezirke. 


Würzburg. 


Aſchaffenburg. 


Weiden. 


Hof. 


Bayreuth. 








Bundesſtaat 
Verwaltungs⸗ (im Königreich Preußen und 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. Bayern aud) Pie bezw. 
Reg.-Bezirk) 
j Königreich Bayern. 
Bezirksamt Ebern. RB. Unterfranfen und 
* Staffelſtein. — — 
* Lichtenfels. 
Ebermannſtadt. 
Bamberg 1. RB. Oberfranken. 
Bamberg IL. 
Magiftrat Bamberg. 
Bezirksamt Abus ofen. 
" Mellrichſtadt. 
Neuſtadt a. S. 
— Brückenau. 
Kiſſingen. 
Hammielburg. 
Bezirksamt Würzburg. 
Karlſtadt. 
Schweinfurt. RP. Unterfranken und 
Magiftrat Würzburg. Aſchaffenburg. 


— Schweinfurt. 


= Bezirksamt Miltenberg. 


— Obernburg. 


— Marktheidenfeld. 
— Lohr. 
Alzenau. 
——— 
Magiftrat Aſcha enburg. 





Bezirksamt Vohenſtrauß. 


N Reujtadt a.d. W. N. R.-B. Oberpfal b 
" Tirſchenreut pfalz un 
”„ Remnath. 3 Regensburg. 


F Ei ſchenbach. 
Bezirksamt Wunſiedel. 


J Rehau. 

" gel 

5 — 

n erg. 

m Berned. 
Magiftrat Hof. 
Bezirksamt Teufhnig. R.B. Oberfranten. 

r Kronad). 

H Stadtiteinad). 

" Kulmbach. 

er 


ni 
Magiftrat Kult, 
r Bayreuth. 
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Armee- 
forps. 


11. Königlich Bayeriſches. 






Bundesjtaat 
(im Königreicd Preußen und 
Bayern auch —— bezw, 
Neg--Bezirf). 


Königreich Bayern. 





Berwaltungss 
(bezw. Aushebungs-)bezirke. 





Landwehrbezirke. 





Infanterie: 
brigade. 









Bezirksamt Kirchheimbolanden. 
= Kusel. 
" Kaijerslautern. 





Raiferslautern. 






* Bezirksamt Frankenthal. 

F Neuſtadt a. d. H. 

= 2 Speyer. 

2) a Ludwigshafen a. Rh. 

S EIER 2.00.00 RB. Pfalz. 
* 

E Bezirksamt Pergzabern. 

= Sandau. . Landau. 

& * Germersheim. 


Bezirksamt Homburg. 
— Zweibrücken. 
Pirmaſens. 


Zweibrücken. 
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Alphabetiihes Verzeichniß der Landwehrbezirke. 


Zandwehrbezirke. | Armeeforps. Infanteriebrigade. 


| Bemerkungen. 


Aachen 
Allenftein. 
Altenburg 
I. Altona 
H. Altona 
Amberg . 
Andernach 
Anklam 
Annaberg. . 
Ansbad . . 
Arolfen 


Aſchaffenburg — 


Aſchersleben 
Augsburg 
Aurich. 


Bamberg. 
Barmen . 
Bartenjtein . 
Bauten . 
Bayreuth. 
Belgard . . 


De BE BE Ze 


I. Berlin . 


HM. Berlin . 
IH, Berlin . 
IV. Berlin *) 
Bernburg 


Beuthen - . - 


Biberad) . 
Bielefeld . 
Bitterfeld. . 


I Bodum. . 


I. Bodum . 
Bonn . 
Borna. 











VIII. 
J. 
IV. 
IX. 
IX. 


1. 8. Bay. 


vl. 
II. 


II. 8. Bay. 








H. 8. Bay. 


1. K. Bay. 


Geſetzes und Berorbnungsblatt 169, Beilage. 


29, 
3. 
16. 

36. (2. Bezirk.) 
36. (2. Bezirk.) 
5. 8. Bay. 
31. (1. Bezirk.) 
5 


63. (5. K. Sädjf.) 
6. K. Bay. 
43. (1. Bezirk.) 
7. 8. Bay. 
13. (1. Bezirk.) 
3. 8. Day. 
37. 


7. 8. Bay. 
27. 
3 


46. (2. 8. Sid.) 
8 K. Day. 
6. 


Ldw. Inſpekt. 
Berlin. 


14. (1. Bezirk.) 
24 


54. (4. 8. Württ.) 
26. (1. Bezirk.) 
14. (2. Bezirk) 
25. (2. Bezirk.) 
25. (2. Bezirk.) 
30, (1. Bezirk.) 

48. (4. 8. Sädjf.) 


*) Das Bezirkskommando IV. Berlin befindet fich vorläufig in Steglik. 
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Landwehrbezirke. ee. Armeekorps. | Infanteriebrigabe. Bemerkungen. 
| 








Brandenburg a. — III. 11. 
Braundberg . I 4. 
I. Braunjchweig . X 40. 
II. — ——— | X. 40. 
I. Bremen . . IX. 33. (2. Bezirk.) 
Il. Bremen . . IX. 33, (2. Bezirk.) 
I. Breslau . . VL 21. (1. Bezirk.) 
II. Breslau . VI. 21. (2. Bezirk.) 
Brieg VI. 22. 
Bromberg U. T. 
Bruchſal XIV. 55, 
Burg . IV. 18. (1. Bezirk.) 
Ealau 11. 10. 
Calw . XIII. 51. (1l. Württ) 
I. Caſſel XI. | 43. (1. Bezirk.) 
IL Caſſel | XL ' 43. (2. Bezirk.) 
Celle . 3 X, ! 40. 
1. Chemnig.. . XI. 63. (5. K. Sächſ.) 
I. Chemnitz. . Xu. | 63. (5. K. Sächſ.) 
Eoblenz . VIII. 31. (2. Bezirk.) 
Coeln . VII. 30. (2. Bezirk.) 
Colmar j XIV, 67. 
Conitz. .. . XV. 69. | 
BE a re VI. 28. 
Cottbus . . a eh ul. | 10. 
Erefed . . VII. 28. (1. Bezirk.) 
Erone (Deutich) . Il. 7. 
(Deutid)-Erone) 
Erofien : II. 10. 
Eüftrin ul. 9, 
Daniig . . . .» XVII. 1. 
1. Darmftadt . . - XL | 49. 
1. Darmftadtt . ... . | xl 50. 
Deſſauu.... a IV. 14, (1. Bezirk.) 
Detmold . —VV—— VII. 26. (1. Bezirk.) 
Deuf . VIII. 80. (2. Bezirk.) 
Diedenhofen . XVI. 66. 
Dillingen. 1. 8. Bay. 4. 8. Bay. 





Doebeln . 
Donaueſchingen 
Dortmund .. 


Dresden⸗Altſtadt 


Dresden-Neuftadt. 
Düffeldorf . 


Ehingen . - 
Eifenad) . 
Ellwangen . 
Erbach i. D. 
Erfurt. 
Erkelenz . 
Erlangen. . 
Elien . - 
Eplingen . ; 
Eylau (Deutih) . 
Deutſch⸗Eylau) 


Flensburg. 


Forbach.... 


Frankfurt a. M. 


Frankfurt a. O. .. 


Freiberg . . 
Freiburg . 
Friedberg 
Fulda . 


Gebweiler 
Geldern . 
Gera. . 
Stehen 
Glah . . 
Glauchau 
Gleiwitz 
Glogau . . 
Gmind . 
Gnejen 
Görlitz 


Landwehrbezirke. 








+ . . 
. . . . D . - * . 


Armeeforps. 


XUL 
XVII. 


xvi. 
ni. 


XIV. 


XIV. 


— Zu Anlage 1. 










Infanteriebrigade. Bemerkungen. 


64. (6. K. Sächſ.) 
58. 
25. (1. Bezirk.) 
64. (6. 8. Sädj.) 


64. (6. 8. Sädjf.) 
28. (1. Bezirk.) 


54. (4. 8. Württ.) 
44. 
53. (8. 8. Württ.) 
50. 
15. (1, Bezirk.) 
29. 
6. 8. Bay. 


28. (2. Bezirk.) 
54. (4. 8. Wirt.) 
72. 


35. 
66. 

42. (1. Bezirk.) 
9 


63. (5. K. Sachſ) 
57. 


49, 
42. (1. Bezirk.) 


58, 

28. (1. Bezirk.) 
16. 
49. 
22, 

47. (3. 2. Sächſ) 
28, 


17. 
53. (3. K. Württ.) 
8. 


17. 


Zu Anlage 1. — 12 — 
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Landwehrbezirke. | Armeeforps. | Infanteriebrigade. Bemerkungen. 
[ 
Göttingen X, 39. 
Goldap - . I 2. | 
Gotha. XI. 48. (1. Bezirk.) 
Graudenz XVII. 70. 
Großenhain. Xu, | 46. (2. 8. Sächſ.) 
Buben 111. 10. 
Gumbinnen . . L 2. 
Gunzenhaufen . 1, K. Bay. 4. 8. Bay. 
Hagen vu. 25. (2. Bezirk.) 
Hagenau. . XV. 62. 
Halberjtadt . IV. 14. (1. Bezirk.) 
Sl .... XIII. 52. (2. K. Württ.) | 
Halle a. ©.. IV, 14. (2. Bezirk.) 
Hamburg IX. 33. (1. Bezirk.) 
Hannover X. 38. 
Heidelberg . XIV. 55. 
Heilbronn Al. 52. (2. 8. Württ.) 
Hersfeld . XI. 43. (2. Bezirk.) 
Hildesheim . X, 39. 
Hirihberg . V. 18. 
6 I. 8. Bay 8. K. Bay. 
Horb . . XIII. 51. (1. K. Württ.) 
Jauer. . . V. 18, | 
Ingolftadt . I. 8. Bay 4. f. Pay. N 
Inowrazlam II. 8. | 
Infterburg . . L 2. | 
St. Johann. VIII. 92. (1. Bezirk.) | 
Jul. . VIII. 29. | 
Süterbog . . . UL | 11. | 
| 
Kaijerlautern . 11. 8. Bay. 9. 8. Bay. | 
Karlsruhe XIV. 56. | 
Kattowitz. VI. 24. | 
Kempten . 1. 8. Bay. | 3. 8. Bay. | 
Stiel IX, ! 36. (1. Bezirk.) 
Kiffingen. . II. K. Bay. 7. K. Bay. | 
Kipingen . Tl. 8. Bay 6. 8. Bay. | 
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t 
— u de Infanteriebrigabe. Bemerkungen. 

fi f 

| 
Königäberg . - . . . » J. 4. 
BEE: 2 V. 19. 
Kreuzbug 222. | v1. | 24. 
Kreuznach... | vn. 31. (2. Bezirk.) 
Sandau . ». . 2... DM . =. 9. K. Bay. 
Landsberg a. w.. | 9. 
Landehlt .» 2.2... LE F; ‚Ben | 2. 8. Bay. 
Sauban -. ». 2... | ) 18, 
BASE 39.4. 70.4 8 1 zu 48. (4. = Sädj.) 
BERNER: 0: 2, 0 te N vn. 
Leonberg. - . 22. . | x. 52. (2. : Württ) 
Lieb » » 2:0. . | V. 18, 
Limburg a... .... XI. 41. (2. Bezirk.) 
Den 2! X. 37. 
BEE u u XIV. 57. 
DEM: ii. 2220 I. 3, 
Zudwigebug - - . . . XIII. 52. (2. K. Württ) 
Ludwigshaſen a. * ee 1. 8. Bay. 9. K. Bay. 
Lübeckk...... IX. 33. (1. Bezirk.) | 
Lüneburg .» .» 22.2. X. 40. | 
Magdeburg. . : . . . IV. 18. (1. Bezirf.) | 
Mainz...... ZI 50. | 
Mannheim . 2 22. XIV. 55. | 
Marburg...» . 2... | XI. 42. (1. Bezirk.) 
Marienburg.. XVII. | 72. | 
Meiningen . 2... | XI. 44. 
Meißen. XII. 64. (6. K. Sächſ.) 
Mergenthein XIII. 58. (3. K. Württ.) 
Meſchede. XI. 42. (2. Bezirk.) 
en —— XVL | 66. 
Mindelheim. . . 2... 1. K. Bay. 8. K. Bay. 
Minden . » 2 222. vo. 26. (1. Bezirf.) 
Molsheim . . .». .. . XV. 61. 
Montioie. . -. 2»... VIII. 20. 
Mosbach.. — XIV. | 55. 
Mühlhauſen i. Th. — IV. 15. (1. Bezirk.) 
Mülhauſen i. E. —F XIV. 58, 
Mülheim a. b. Ruhr vn. 28. (2. Bezirk.) 
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1. München 
U. Münden 
1. Münfter 
2. Münfter. 
Münfterberg 
Muskau . 


Naugard 


Naumburg a. ©.. 


Neiße. . - 


Reuhaldensteben 


Neufalz a. O.. 
Neuß 


Reuſiadt W. Pr. 


Neuftettin 
Neuftrelig 
Neutomiſchel 
Neuwied . 
Nienburg. 
Nürnberg 


Serlahnftein . 
Oels . . 
Offenburg 

1. Oldenburg . 
II. Oldenburg . 
Oppeln . . 
Dsnabrüd . 
Dfterode . 
Dftrowo . 


PBaberborn . 
Paſſau 
Perleberg 
Pirna . 
Plauen 
Bofen . 
Potsdam 
Prenzlau. 


Landwehrbezirke. 











Armeekorps. 











Infanteriebrigade. 


1. K. Bay. 
2. 8. Bay. 
26. (2. Bezirk.) 
26. (2. Bezirk.) 


17. 


6. 

15. (2. Bezirk.) 
24. 

18. (2. Bezirk.) 
17 


30. (1. Bezirk.) 
71. 
T. 
34. 
19. 

31. (1. Bezirk.) 
88. 


41. (1. Bezirk.) 
21. (2. Bezirk.) 


56. 


25. (1. Bezirk.) 
2. 8. Bay. 
12. 

46. (2. 8. Sädj.) 
47. (3. K. Sächſ) 
19. 

11. 

12. 





Bemerkungen. 
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I 
Armeekorpe. | Infanteriebrigade. 














Landwehrbezirke. Bemerkungen. 
| | 
Naftatt . . | XIV. 56. | 
Raftenburg . | J. 8. 
Ratibor . | VI. 28. 
Ravensburg. 1 XHI, 54, (4. 8. Wiürtt.) 
Rawitſch. . . V. 20, 
Redlinghaufen . | vo. 26. (2. Bezirk.) 
Regensburg . ı MR. Bay. 5. 8. Bay. 
Rendsburg . IX. 36. (1. Bezirk.) 
Reutlingen . - X. 51. (1.8. Württ.) 
Rojenheim . I. 8. Bay. 1. 8. Bay. 
Roſtock IX. 34. 
Rottweil . XIII. 51. (1. K. Württ.) 
Ruppin . III. 12. 
Rybnik VI. 28. 
Saargemünd | XV. 62. 
Saarlouis . l VIII. 32. (1. Bezirk.) 
Samter . V. 19. 
Sangerhaufen . IV. 15. (2. Bezirk.) 
Sclawe . XVII. 69. 
Schleswig - IX. 85. 
Schlettjtabt . XV. 61. 
Schneeberg . XH. 47. (3. 8. Sächſ.) 
Schneidemühl . H. 8. 
Schrimm. V. 20. 
Scroda . V. 20. 
Schweidnitz. VI. 22. 
Schwerin IX. 34. 
Siegburg VII. 30. (1. Bezirk.) 
Siegen . XI. 42. (2. Bezirk.) 
Soeſt . . vo. 25. (1. Bezirk.) 
Solingen. . - vo. 27. 
Sondershaufen IV. 15. (1. Bezirk.) 
Eprottau. V. 17. 
Stade. . Er IX. 83. (2. Bezirk.) 
Stargard i. Pomm. . H, 6. 
Stargardt i. Br... . . XVII. Th 
(Pr. Stargardt) 
BRERDRL u: u. ae IV. 13. (2. Bezirk.) 
Stettin ; IL 5. 
Stodad) . XIV, 58. 
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Landwehrbezirke. Armeekorps. | Infanteriebrigabe. 
Stolp. . . XVvH. 69. 
Stralfund . u, 5. 
Straßburg . XV. 61. 
Straubing . 1. 8. Bay 5. 8. Bay. 
Striegau . VI. 21. (1. Bezirk.) 
Stuttgart XIII. 51. (1.8. Württ.) 
Thorn XVII. 70. 

Tilfit . 1. 1. 
Torgan . | IV. 16. 
L Trier . . | VIII. 32. (2. Bezirk.) 
IT. Trier . | VI. 32. (2. Bezirk.) 
um . | XI. 58. (3. K. Württ.) 
Bilshofen . | 1. 8. Bay 2. 8. Bay. 

I 
Waren | IX. | 34. 
Waflerburg . 1. 8. Bay ) 1. 8. Bay 
Wehlau . | 1. | 1. 
Weiden | TIER. Bay 8. fl. Bay 
Weilheim. . | 1. 8. Bay 1. 8. Bay 
Weimar . . XL 44. 
Weißenfels . ! IV. 15. (2. Bezirk.) 
St. Wendel. VIII. 32. (1. Bezirk.) 
Weiel . VII. 28. (2. Bezirk.) 
Weplar . >48 41. (2. Bezirk.) 
Wiesbaden . | xl. | 41. (1. Bezirk.) 
Wismar . IX. 34. 
Wohlau . . | VI. 21. (2. Bezirk.) 
Woldenberg. i 1. | 9. 
Wormd . . _ xl. 50. 
Wurzen . | Xu. 48. (4. 8. Sächſ.) 
Würzburg . IRB | 7. K. Bay. 
gittau . . | Xu. 46. (2. 8. Sächſ.) 
Bweibräden. 1. 8. Bay 9. K. Bay. 
Zwidan . Xu. 47. (8. 8. Sächſ.) 
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Brüfungs-Ordmung 


zum einjährigsfreiwilligen Dienit. 


1. Gegenftände der Prüfung. 


8. 1. 


Die zur Prüfung Zugelaffenen werden in Sprachen und in Wiljenichaften geprüft. 

Die ſprachliche Prüfung erjtredt fi, neben der deutichen, auf zwei fremde Sprachen, 
wobei dem Prüfling die Wahl gelafjen wird zwiſchen dem Lateinijchen, Griechiſchen, Fran— 
zöſiſchen und Englischen. 

Die willenjchaftlihe Prüfung umfaßt Geographie, Geſchichte, Deutjche Literatur, Mathe: 
matif und Naturwiljenichaften. 


8.2. 


Hinfichtlich der einzelnen Prüfungsgegenftände werden nachftehende Anforderungen geftellt : 
a. Spraden. 

In der deutſchen Spracde muß der Prüfling die erforderliche Uebung und 
Gewandtheit bejiten, um jich, mündlich und jchriftlicd, ohne grammatitaliiche oder 
fogijche Fehler, jo auszudrüden, wie man es von einem jungen Manne feines Alters, 
der auf Bildung Anſpruch macht, verlangen kann. 

In den beidenalten Sprachen genügt, injofern in denjelben nad) $. 1 geprüft 
wird, die Kenntniß der Hauptregeln aus der Kaſus-, Tempus: und Moduslehre, die 
Fähigkeit, einen leichteren Abjchnitt aus einem Proſaiker (Julius Caesar, Cicero, 
Livius, Xenophon), fowie leichtere Dichterjtellen im epijchen Versmaß, mit Aus— 
hülfe für einzelne feltener vorfommende Vokabeln, ſonſt aber mit Sicherheit und 
Geläufigkeit zu überjegen, auc) über die vorfommenden Formen und die einjchlagenden 
grammatifalifchen Regeln Auskunft zu geben. Daneben wird für das Lateinijche die 

Geſetzes und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 23 
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d. 


Ueberjegung eines Teichten deutjchen Diktates ohne mejentliche Verſtöße gegen bie 
grammatifalijchen Regeln verlangt. 

In den beiden neueren Spraden wird erfordert: neben richtiger Aussprache 
und Kenntniß der wichtigeren grammatifaliichen Regeln die Fähigkeit, projaifche 
Schriften von mittlerer Schwierigkeit (im Franzöfijchen beifpielsweife Voltaire’3 
Charles XII. Barthélémy's voyage du jeune Anacharsis, Fenelon’3 Tel&maque, 
Michaud’8 histoire des croisades, Segur’3 histoire universelle, Ploetz’ Chresto- 
mathie und dergleichen, im Englijchen beijpieldweile Goldsmith’8 Vicar of Wake- 
field, Walter Scott'3 tales of a grandfather, W. Irving’ sketch-book und der— 
gleichen) mit einiger Leichtigkeit und Sicherheit in gebildeter Sprache zu überjegen, 
auch ein deutjches, Leichtes Thema ohne erhebliche Verſtöße gegen die Orthographie, 
Wortſtellung und Sapbildung in das Engliiche oder Franzöfiiche zu übertragen. 


. In der Geographie: Kenntniß der Hauptſachen aus der mathematifchen Geo- 


graphie (Stellung und Bewegung der SHimmelsförper, Planetenſyſtem, Firiterne, 
Kometen, Mond» und Sonnenfinjternijie, Erklärung der Jahres- und TQTageszeiten, 
Eintheilung der Erde, Aequator, Längen und Breitengrade, Wendefreije, Zonen, 
Pole u. ſ. w.). 

In der phyſiſchen und politiichen Geographie: allgemeine Kenntniß der einzelnen 
Welttheile, der größeren Meere, Gebirge und Flüſſe, jowie der Hauptländer und 
deren Hauptjtädte. Für Europa und vornehmlich für Deutſchland ſpeziellere Kenntniß 
der Meere, Meerbuien und Meerengen, der Gebirgs- und Flußſyſteme, der Haupt- 
jlüfje, ihrer Quellen, ihrer Nebenflüſſe und ihres Laufes durch verjchiedene Länder, 
der an demjelben belegenen größeren Städte, jowie der bedeutenderen Eijenbahnen 
und Kanäle. 

Ferner Kenntniß der einzelnen Staaten, ihrer größeren Städte und ihrer Lage 
nad) der Himmelsgegend. 


. In der Gejdidte: Bekanntſchaft mit den wejentlichjten Thatiachen aus der 


Geſchichte der Hauptkulturvölfer, vornehmlich) der Griehen und Römer. Genauere 
Kenntniß der deutjchen Gejchichte, namentlich der Entjtehung des deutjchen Kaiſer— 
reichs, der deutjchen Satjergejchlechter, der größeren Sriege von Karl dem Großen 
bis zur Gründung des neuen deutjchen Reichs einschließlich und der Entwidelung 
der einzelnen deutjchen Staaten, mit Berüdfichtigung der Gejchichte des Landes, dem 
der Prüfling angehört. Bei der Prüfung in der Gejdichte fommt es weniger auf 
Jahreszahlen an, im welcher Beziehung die Kenntniß der hauptſächlichſten Data Hin- 
reicht, als auf die Bekanntichaft mit dem Zujammenhange, in welchem die einzelnen 
Ereignijje mit einander jtehen. 

In der deutjhen Literatur: Belanntichaft mit den Grundzügen der deutjchen 
Literatur, insbejondere mit ihren Klaſſikern. 


e, Mathematit: In der Arithmetik Fertigkeit in dem Gebraud der bürgerlichen 
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Nechnungsarten, einschließlich der Zins- und Gejellfchaftsrehnung, im Rechnen mit 
pofitiven und negativen Zahlen, ſowie in der Dezimalrehnung ; Löſung von Gleichungen 
des erjten Grade mit einer und mehreren unbekannten Größen; Potenziren und 
Nadiziren bis zum zweiten Grabe mit bejtimmten Zahlen und mit Buchjtaben. 
In der Geometrie: Kenntniß der Planimetrie bis einjchließlid; der Lehre vom 

Kreiſe und aus der Stereometrie — der wichtigjten Formeln für die Körperberechnung. 

f. In der Phyſik: Bekanntſchaft mit der Lehre von den allgemeinen Eigenjchaften 
der Körper (Ausdehnung, Undurchdringlichkeit, Theilbarkeit, Porofität, Schwere, Dichte 
und fpezifiiches Gewicht, Luftförmige und feite Körper), von der Wärme (Thermo 
meter), vom Magnetismus (Magnetnadel und Kompaß) und von der Elektrizität 
(Bligableiter). 

g. In der Chemie jowie in den bei f. nicht genannten Theilen der Phyſik werben 
nur diejenigen Prüflinge geprüft, welche jolcdyes verlangen, um durch Kenntniſſe in 
der Chemie mangelnde Kenntnig in anderen Zweigen zu erjeßen. 


I. Berfahren bei der Prüfung. 


8. 3. 


Die Leitung des geſammten Prüfungsgeſchäfts ſteht dem Zivilvorfigenden der Ober: 
Erſatzkommiſſion zu. 
8.4, 
Die Prüfung erfolgt theils jchriftlich theils mündlich. 
Die Ächriftliche Prüfung befteht: 

a, in der Anfertigung eines deutjchen Aufſatzes über ein Thema allgemeinen und nahe: 
liegenden Inhalts (beijpielöweile ein Sprüchwort, eine Sentenz, eine Erzählung aus 
der Gejchichte), oder über Gegenftände des öffentlichen Verkehrs (z. B. Eifenbahnen, 
Poſt), der Landwirthichaft, des Handels, der Induftrie und dergleichen ; 

b. im zwei jchriftlichen Ueberjegungen in fremde Sprachen nad; Wahl des Prüflings 

4; 

e, in der Löjung einer Aufgabe aus der Arithmetif. 

Für den deutjchen Aufſatz erhält der Prüfling drei Aufgaben verjchiedenartigen Inhalts, 

unter denen ihm die Auswahl überlafjen bleibt. 


8. 5. 


Die Aufgaben für die jchriftlihe Prüfung werden durch den Zivilvorfigenden gejtellt, 
der bei Auswahl der Aufgaben die Mitwirkung der übrigen Kommijlionsmitglieder in Ans 


jpruch zu nehmen und ihre Vorjchläge zu berüdfichtigen hat. 
23. 
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Sofern der Vorfigende die Aufgaben der Prüflinge nicht felbft, jondern durd) den die 
Ausarbeitung derjelben überwachenden Offizier oder Lehrer mittheilt, hat er fie diejem ver- 
fiegelt zu übergeben. Das Siegel darf erft beim Beginn der fchriftlichen Prüfung geöffnet 
werden. 


8. 6. 


Die jchriftliche Prüfung findet unter Aufſicht ftatt. Zur Anfertigung des deutjchen 
Auffages find den Prüflingen vier Stunden, für die im 8. 4 unter b. und c. gedachten drei 
Arbeiten je eine Stunde, zu gewähren. Die Zeit, welche zum Diktiren der Aufgaben erforder- 
lich ift, wird hierbei nicht in Anrechnung gebradt. Die Benugung von Hülfsmitteln und 
Berjuche zu Täujchungen haben die Ausjchließung von der Prüfung zur Folge. 


8.7. 


Die bei der jchriftlichen Prüfung gelieferten Arbeiten werden durd den Zivilvorfigenden 
zur Beurtheilung an die einzelnen Kommijfionsmitglieder verteilt, und zwar vorzugsweiſe 
an diejenigen, denen die mündliche Prüfung in den betreffenden Gegenjtänden obliegt. Das 
Nejultat ift unter Vorlegung der gelieferten Prüfungsarbeiten der Kommilfion vorzutragen. 
Die den einzelnen Arbeiten zu ertheilenden Zenjuren werden nöthigenfalls durch Mehrheits- 
beichluß fejtgeitellt. 

Es jteht jedem Kommiffionsmitgliede zu, die Einficht jämmtlicher Prüfungsardeiten zu 
verlangen. 


8. 8. 


Die mündliche Prüfung, welche jpäteftens am Tage nach der fchriftlichen Prüfung jtatt: 
zufinden hat, wird vor der verjammelten Kommiffton abgehalten. 

Die Prüfung in den einzelnen Gegenftänden erfolgt durch die außerordentlichen Mit- 
glieder der Kommifjion nach deren unter Zuftimmung des Zivilvorfigenden getroffener Ver- 
einbarung. 

Daneben jteht auch den ordentlichen Mitgliedern der Kommijfion das Recht zu, Fragen 
an die Prüflinge zu ftellen. 


8.9. 


Die mündliche Prüfung erfolgt in Abtheilungen von jedesmal Höchitens zehn Prüflingen. 
Auf die Prüfung jeder Abtheilung, welche vollzählig ift, find — ausſchließlich der für die 
Feſtſtellung des Ergebniſſes erforderlichen Zeit ($. 11) — vier Stunden zu verwenden. 
Beſteht die Abtheilung aus weniger als zehn Prüflingen, fo ift eine entiprechende Ermäßi: 
gung der Prüfungsdaner zuläjlig. 
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8. 10. 


Wenn der Ausfall der fchriftlichen Prüfung durchaus ungenügend ift, jo werden die 
betreffenden Prüflinge zurüdgewiefen und nicht zur mündlichen Prüfung zugelaflen. — Es 
findet dies mamentlich ſtatt, wenn der deutiche Aufſatz grobe orthographiiche oder gram— 
matikaliſche Fehler enthält, oder durch auffallenden Mangel an Zufammenhang und an An— 
gemefjenheit des Ausdruds von vornherein darthut, daß der Prüfling den erforderlichen Grad 
wiſſenſchaftlicher Bildung nicht beſitzt. 


£ 1: 


Die Feititelung des Ausfalles der jchriftlichen und mündlichen Prüfung erfolgt für jede 
Abtheilung befonders, unmittelbar nachdem die mündliche Prüfung derjelben ftattgefunden hat. 


8. 12. 


Ber der Entſcheidung der Kommiffion ift vor Allem der Grundſatz maßgebend, daß die 
Berechtigung zum einjährigsfreiwilligen Dienft nur jungen Leuten von Bildung zus 
ſteht. Bei gänzlicher Unwiſſenheit in einem der obenbezeichneten Prüfungsgegenftände ift 
der Berechtigungsichein alſo unbedingt zu verjagen; er darf aber, jelbjt wenn die Prüfung 
in einzelnen Gegenftänden ungenügend ausgefallen ift, ertheilt werden, jofern der betreffende 
Prüfling in anderen Gegenftänden mehr als genügend beftanden hat und jofern die Kom— 
milfion nad) dem Geſammtergebniß der Prüfung der Ueberzeugung ift, daß der Brüfling 
nad) jeinen Kenntniffen und feiner Intelligenz den erforderlichen Grad allgemeiner Bildung 
befigt. 

Iſt die Prüfung jedoch in drei Prüfungsgegenftänden (jede Sprache als bejonderer Prü— 
fungsgegenftand berechnet) ungenügend ausgefallen, jo darf der Beredjtigungsfchein nicht 
ertheilt werden. 


8. 13. 


Die Prüfungstommiffion trifft ihre Entjcheidung durch Mehrheitsbejchluß. 

Un demfelben dürfen nur diejenigen Mitglieder theilnehmen, welche der mindlichen 
Prüfung ohne Unterbrechung beigewohnt haben. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme 
des Vorfigenden. 


8. 14. 


Den Brüflingen ijt jofort nach Bejchlußfaffung der Kommiſſion zu eröffnen, ob fie 
beftanden haben oder nicht. 

Die Entſcheidung der Prüfungstommisfion iſt eine endgültige; eine Berufung gegen dieſelbe 
findet nicht ftatt. 
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8. 15. 


Die Berechtigungsfcheine find den Prüflingen, welche bejtanden haben, möglichjt bald 
zuzufertigen. 

8. 16. 

Prüflinge, welche nicht bejtanden haben, dürfen fich wiederholt zur Prüfung melden, 
vorausgejegt, daß Ddiejelbe noch vor dem 1. April des Kalenderjahres, in welchem fie das 
20. Lebensjahr vollenden, abgehalten werden fann. 

Mit diefer Maßgabe darf die Prüfung mehrmals wiederholt werden. Sie erjtredt fi 
in jedem Falle nicht blos auf diejenigen Gegenjtände, in denen der Prüfling bei der vor: 
bergehenden Prüfung hinter den Anforderungen zurücgeblieben ift, jondern auf ſämmtliche 
Prüfungsgegenftände der 88. 1 und 2. 


8. 17. 


Bei jeder Prüfung wird eine von jämmtlichen Mitgliedern der Kommiſſion zu unter: 
zeichnende Verhandlung aufgenommen, aus welcher namentlich hervorgehen muß: 
1. welche Mitglieder der Kommilfion mitgewirkt haben; 
2. welche (nad) ihrem vollftändigen Namen, Wohnort und Geburtstag zu bezeichnende) 
Prüflinge geprüft worden find; 
3. welche derjelben die Prüfung beftanden und welche fie nicht bejtanden haben. 
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Anhalt 


für die Polizei: und Gemeindebehörden zur Mitwirkung bei Ausübung 
der militäriichen Kontrole. 


Einleitung. 


Bei Handhabung der militärischen Kontrole ift davon auszugehen, daß regelmäßig jede 
männliche, im Alter vom vollendeten 20. bis zum vollendeten 45, Lebensjahre jtehende dem 
Deutichen Reiche angehörige Perſon ſich im Befige eines Militärpapierd befinden muß. 

Die Kontrole hat ſich vorzugsmeije auf Perjonen im Alter vom vollendeten 20. bis zum 
vollendeten 31. Lebensjahre zu erjtreden. 


I. Abſchnitt. 
Arten der Militärpapiere und Gefihtspuntte, uadı welchen bei Prüfung derfelben zu verfahren ift. *) 
(Die Militärpapiere find nachjtehend in alphabetifcher Reihenfolge aufgeführt.) 


1. Annahmeſcheine. 
Inhaber ift als legitimirt zu erachten, wern aus dem Scheine erfichtlich ift, daß er 
den ihm obliegenden Meldepflichten bei der Kontroljtelle nachgefommen iſt. 


*) a. Bis zum Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend Aenderungen ber Wehrpflicht vom 11. Februar 
1588, gelangten noch die nachſtehenden Mitlitärpapiere zur Ausgabe, bei denſelben iſt vermerkt, unter 
welchen Borausjegungen diejelben auch weiter als Legitimation dienen: 

l. Erjagrejervejdeine I, 

Inhaber ift als legitimirt zu betrachten, wenn fich auf dem Scheine der Vermerk befindet, daß 
Inhaber vor dem 14. Februar 1888 zur Erjaßrejerve II. übergeführt ift, anderenfalls iſt nad) 
Abſchnitt III. A. zu verfahren 

MH. Erjfaßreferveidein MI. 

Inhaber gehört zum Landiturm und unterliegt feiner militäriichen Kontrole und ift daher als 

legitimirt anzujehen. 
Il, Seewehridein 

Inhaber ift als legitimirt zu erachten, wenn ſich auf dem Scheine der Vermerk befindet, daß 
Inhaber vor dem 14. Februar 1888 aus dem Seewehrverhältniß entlafien ift. 

Anderenfalls iſt gegen denjelben nah Abichnitt III. A. zu verfahren. 

b. In Eljaf » Lothringen gelangten bei Einführung der Militär » Erfat - Inftruftion als Ausweis 
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m. 
-— 


Anderenfalls ijt gegen denjelben nach den Bejtimmungen im Abjchnitt III. A. zu 
verfahren, 


. Ausmufterungsjchein (in Buchform). *) 


Inhaber unterliegt feiner militärischen Kontrole und ift daher als legitimirt — 


.Ausſchließungsſchein (in Buchform).“) 


Wie vorſtehend zu 2. 


. Berehtigungsihein zum einjährig-freiwilligen Militärdienſt.“) 


Inhaber ift als legitimirt zu betrachten, wenn der auf dem Scheine eingetragene 
Zurädjtellungstermin noch nicht abgelaufen ift. 
Anderenfalls iſt nad) Abjchnitt III. B. zu verfahren. 


. Erjagrejervepaß (in Buchform). 


Inhaber ift als legitimiert zu erachten, 
a. wenn bderjelbe den ihm anferlegten Meldepflichten bei der KRontrofjtelle nachgekommen 
und dies aus dem Balle erfichtlich ift; oder 
b. wenn fich in dem Paſſe der Vermerk befindet, daß Inhaber zum Landjturm 1. Auf 
gebots übergetreten ijt; oder 
e. wenn ber Zeitpunkt vorüber ift, am welchem der Webertritt zum Landſturm 2. Auf 
gebots ohne Weiteres erfolgt, — fofern eine Zurüdverjegung in jüngere Jahresklaſſen 
nicht verfügt war. (War jolche Zurüdverjegung in jüngere Jahrestlajjen verfügt, jo 
muß Inhaber auch während diefer Zeit ausweifen, daß er den Meldepflichten [fiehe a.] 
nachgefommen: ift.) 
d. wenn fich im Paſſe einer der Vermerke „dauernd ganzinvalide”, „aus dem Heere aus 
geſtoßen“ befindet. 
Anderenfalls ift gegen den Inhaber nad Abjchnitt III. A. zu verfahren. 


Landſturmſchein (in Buchform). 


Inhaber unterliegt feiner militäriſchen Kontrole und ift daher als legitimirt anzujehen. 


. 2oofungsijdein. 


Inhaber ift als legitimirt zu erachten, wenn er 
a. zu den Mufterungsterminen erfchienen, 
b. den ihm in dem Scheine auferlegten Mefdepflichten nachgefommen: ift. 

Anderenfalls ift in dem Falle zu a. gegen den Juhaber nad) Abſchnitt TIL. B., 
zu b. gegen den Inhaber nach Abſchnitt II. A, zu verfahren. 


über die Befreiung vom Militärdienft „MilitäreBefreiungsiheine”, von der damaligen 
Departements-Erfapfommiffion vollzogen, zur Ausgabe. 


Die Inhaber jolher Scheine find als legitimirt zu erachten. 
Bw, ‚rüber in Größe eines halben Bogens. 
*) Seejtenerleute weiſen die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienſte durch das Befähigungs— 


zeugniß zum Seeſteuermann nach; eine erfolgte Zurückſtellung wird jedoch nicht auf dieſem Zeugniſſe 
vermerkt, ſondern durch die Erſatzkommiſſion in beſonderer Beſcheinigung ertheilt. 


8. 


9. 


10. 


11. 


12. 
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Marine-Erjagrejervepaß (in Buchform). 
Siehe Ziffer 5 „Eriagrejervepaß”. 

Marine-Militärpaß (in Buchform). 

Inhaber it als legitimirt zu erachten, wenn fich in dem Paſſe einer der nachjtehenden 

Bermerfe befindet: 

„dauernd ganzinvalide” 
„aus der Marine ausgeftoßen” 

oder wenn der Zeitpunft vorüber ift, an welchem der Webertritt zum Landfturm 2. Auf- 

gebot3 ohne Weiteres erfolgt, — jofern cine Zurüdverjegung in jüngere Jahresklaſſen 

nicht verfügt war. 

Anderenfalls ift zu Eontroliren, ob Inhaber jeinen Meldepflichten bei der Kontrolitelle 
nah Maßgabe der dem Paſſe vorgedrudten Bejtimmungen genügt Bat. 

Hat Inhaber dieje Meldepflichten verabjäumt, ſo iſt gegen denjelben nach Abfchnitt III, A. 
zu verfahren. 

Meldejheine zum freiwilligen Eintritt. 

Inhaber ift bis zum Ablauf der auf dem Scheine (am Schluffe) bezeichneten Gültig: 
feitsdauer als legitimirt zu erachten. 

Iſt die Frift abgelaufen, und befindet ſich Inhaber bereit? im militärpflichtigen 
Alter (Kalenderjahr, in welchem das 20, Lebensjahr vollendet wird), fo ift mit ihm nad) 
Abſchnitt II. 3. zu verfahren. 

Hat Inhaber das militärpflichtige Alter noch nicht erreicht, jo unterliegt derjelbe 
einftweilen feiner weiteren Sontrole. 

Militärpaf (in Buchform). 

Juhaber ijt als legitimirt zu erachten, wenn ſich in dem Paſſe einer der nachitehenden 
Vermerke befindet: 

„dauernd ganzinvalide” 
„aus dem Heere ausgejtoßen” 

oder wenn der Zeitpunkt vorüber ift, an welchem ber Webertritt zum Landfturm 2. Auf: 

gebot3 ohne Weiteres erfolgt, — ſofern eine Zurüdverjegung in jüngere Yahresklaffen 

nicht verfügt war. 

Anderenfalls ift zu fontroliren, ob Inhaber feinen Meldepflichten bei der Kontrol- 
ftelle nad) Maßgabe der dem Paſſe vorgedrudten Beitimmungen genügt hat. 

Hat Inhaber diefe Meldepflichten verabjäumt, jo ift gegen denjelben nach Abjchnitt III. A. 
zu verfahren. 

Urlaubspaß (für NRefruten). 

a. Iſt in demjelben ein Geftellungstermin angegeben, jo iſt Inhaber bis zum Ablaufe 
diejes Termins als legitimirt zu erachten, wenn er die vorgefchriebenen Meldungen 
bei der Kontroljtelle bewirkt Hat. 

Wenn der angegebene Gejtellungstermin verftrichen, jo ift mit dem Betreffenden 

nad Abjchnitt III. B, zu verfahren. 

Geſehees und Verordnungsblatt 1894, Beilage. 24 
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Iſt nur die Meldung bei der Kontrolftele verfäumt, fo ift nach Abſchnitt III. A. 
zu verfahren. 

b. Iſt in dem Paſſe fein Geftellungstermin angegeben, und hat Inhaber inzwijchen feinen 
Beftellungsbefehl zum Eintritt bei einem Truppen-(MarinesJtheil erhalten, jo iſt nur 
die Erfüllung der Meldepflicht bei der Stontroljtelle zu fontroliren, eventuell nad) 
Abſchnitt II. A. zu verfahren. 


U. Abſchnitt. 


Grundfäse, nach welchen mit denjenigen innerhalb der im Eingange bezeichneten Altersgrenze befindlichen 
Perſonen zu verfahren ift, welde feine Militärpapiere haben. 


1. Jeder Neichsangehörige, welcher fi im Alter vom vollendeten 20. bis zum vollendeten 
45. Lebensjahre befindet und feine Militärpapiere hat oder fich über feine Militärver- 
hältnifje nicht anderweit glaubhaft auszumeijen vermag, ift, wenn er am Orte jeinen 
Wohnſitz hat, der mit der Führung der Rekrutirungsſtammrolle betrauten Behörde (Guts-, 
Gemeindevorfteher 2c.) zur Anzeige zu bringen, anderenfalls derſelben zuzuführen. 

2. Die zu 1 genannte Behörde hat alabald eine eingehende Prüfung der Militärverhältnifie 
des Betreffenden zu veranlafjen. 

3. Ergiebt fih, daß derjelbe no militärpflidhtig, d. h. über feine Dienftpflicht von 
den Erjagbehörden noch nicht endgültig entichieden ift, jo find feine perjönlichen Berhält- 
nifje unter Benupung eines Formulars der Refrutirungsftammrolle fejtzuftellen. 

Stellt fich bei der Vernehmung heraus, daß der Militärpflichtige feiner Melde- und 
Geftellungspflicht (beim Stammrollenführer bezw. bei der Erſatzkommiſſion) nicht nachge— 
fommen ift, und hat der Betreffende am Orte oder in dem betreffenden Aushebungs- 
bezirfe feinen feſten Wohnfig, jo ift derjelbe — unter gleichzeitiger Ueberjendung bes 
ausgefüllten Formulars — dem Zivilvorfigenden der Erjaßfommiffion zuzuführen. Hat 
der Militärpflichtige am Mufgreifungsorte oder in dem betreffenden Aushebungsbezirk 
feinen Wohnfig, jo genügt jchriftliche Anzeige und Ueberjendung des Formulars an den 
Zivilvorfigenden der Erjagfommilfion. 

4, Ergiebt jich, daß der Betreffende ala Rekrut ausgehoben, aber noch nicht zur Einftellung 
gebracht worden, jo ift in einer mit demjelben aufzunehmenden Verhandlung feftzuftellen: 

. Bor: und Familienname, 

. Tag und Ort der Geburt, 

. Wohnort oder zeitiger Aufenthaltsort, 

‚in weldem Aushebungsbezirte und für welchen Truppen-(Marines)theil ausgehoben, 

. wo bisher oder zulegt in Kontrole. 

Dieje Verhandlung ift jofort dem nächjten Bezirksfommando zur weiteren Veran 
fafjung zuzuftellen. 
Läßt fid) dagegen bei der Vernehmung nicht mit Sicherheit fejtitellen, daß der Be 
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treffende feiner Melde- und Gejtellungspflicht nachgefommen ift, fo it derſelbe — bei 
gleichzeitiger Ueberfendung der Verhandlung — dem Bezirkskommando zuzuführen. 

5. Ergiebt fi, daß der Betreffende feiner aktiven Dienftpflicht bei einem Truppen- 
(Marines)theile ganz oder theilweife genügt hat, jo ift in der mit demjelben aufzunehmen- 
den Verhandlung feitzuftellen : 

a. Bor: und Familiennamen, 
b. Tag und Ort der Geburt, 
c. Wohnort oder zeitiger Aufenthaltsort, 
d. bei welchem Truppens(Marine-)theil gedient, 
e. Datum des DienfteintrittS und der Entlafjung, 
f. wo bisher oder zulegt in Kontrole. 
Wegen Einjendung der Verhandlung oder Zuführung des Betreffenden gilt das zu 
vorjtehend 4 Geſagte. 

6. Ergiebt fich, daß der Betreffende der Erjahrejerve oder der Marine-Erfagrejerve 
angehört, jo ift in der anfzunehmenden Verhandlung feitzuftellen : 

. Bor: und Familiennamen, 

. Zag und Ort der Geburt, 

. Wohnort oder zeitiger Aufenthaltsort, 

. wann und in welchem Aushebungsbezirke die Ueberweiſung zur Erfagrejerve oder 
Marine-Erjagreferve ftattgefunden hat, 

e. wo bisher oder zuleßt in Kontrole. 

Wegen Einjendung der Verhandlung oder Zuführung des Betreffenden gilt da® zu 

4 Gejagte. 


mo o's 


IT. Abſchnitt. 


Grundfäte, nad welden mit demjenigen innerhalb der im Eingange bezeichneten Altersgrenze befindlichen 
Perfonen zu verfahren ift, welde zwar gültige Militärpapiere haben, id) aber über Erfüllung der Melde- 
oder Geftellungspflidht nicht ausweiſen können, 


A, Nichterfüllung der Meldepflidt. 


Wer nad) Maßgabe feines Militärpapieres zur Meldung 
a. bei dem Stammrollenführer oder 
b. bei der Rontroliftelle 
verpflichtet ift und dieſe Verpflichtung nicht erfüllt hat, ift unter Abnahme und Einfendung 
der Militärpapiere bei gleichzeitiger Angabe feines Wohnfiges oder Aufenthaltsortes in den 
Fällen 
zu a. bei dem Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion, in den Fällen 
zu b. bei der nächſten Kontrolftelle oder dem nächſten Bezirksfommando zur Anzeige zu 


bringen. 
8 24. 
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B. Nichterfüllung der Geftellungspflict. 


Wer nad) Mafgabe feiner Militärpapiere zur Gejtellung 
a. vor den Erjagbehörden oder 
b. vor den Militärbehörden (Bezirkkkommando oder Truppen-(Marine-)theil) 


verpflichtet ift und diefe Verpflichtung nicht erfüllt Hat, ift 


in den Fällen zu a. 

unter Abnahme der Militärpapiere dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion, 
in den Fällen zu b. 

der nächſten Kontroljtelle oder dem nächſten Bezirfsftommando zuzuführen. 


IV. Abſchnitt. 


Beftimmnngen über Sicherung der Erfüllung der Dienftpflidt. Sichernng der Strafvollitredung der wegen 
Verlegung der Wehrpflicht ergangenen Erleuntuiſſe. Kontrole über die Militärverhältniſſe der Ein: und 


Auswanderer. 


. Behuf3 Sicherung der Erfüllung der Dienftpfliht wird auf die Beitimmungen der 
88. 106, 3 bie 7, 107, 108, 2 vis a, ſowie 111, 12, 14 bis 16 und 18 der Wehrordnung ver- 
wiejen. 

. Die Gemeinde: und Polizeibehörden find verpflichtet, von allen zu ihrer Kenntniß ge— 
langenden Fällen, in welchen Militärpflichtige oder ausgehobene Rekruten auszumwandern 
beabfichtigen, jofort dem Zivilvorfigenden der Erjagfommijjion, in legterem alle dem 
Bezirköfommando Anzeige zu erjtatten. 

. Eine Anzeige ift dem Bezirfsfommando ferner zu machen, jobald die genannten Behörden 
von der Auswanderung von Perjonen des Beurlaubtenjtandes Kenntniß erhalten. 

. Die Gemeinde und Bolizeibehörden find verpflichtet, von allen zu ihrer Kenntniß ge— 
langenden Fällen, in welchen den wegen Verlegung der Wehrpflicht bezw. wegen unerlaubter 
Auswanderung verurtheilten Berjonen Vermögen durch Erbſchaft oder Vermächtnig zu— 
fällt, im erjteren Falle dem Zivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion, im letzteren Falle dem 
Bezirkskommando jofort Anzeige zu erjtatten. 

. Wandern Berjonen im Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebensjahre 
zum Zwecke der Niederlafjung vom Auslande ein, oder ehren jolche Perjonen nad) er: 
folgter Auswanderung in das Inland zurücd, jo find die Betreffenden dem Zivilvorfigenden 
der Erjapfommifjion bei gleichzeitiger Ueberjendung ihrer Legitimationspapiere (Paß, 
Bürgerbrief 20.) nambaft zu machen. Der Zivilvorfigende Hat geeigneten Falles dem 
Bezirksfommando die erforderliche Mittheilung zu erjtatten. 

. Ebenjo find Wehrpflichtige namhaft zu machen, welche nad) Ertheilung der Entlafjung 
aus der Neichdangehörigfeit ihren Wohnfig nicht binnen ſechs Monaten außerhalb des 
Reichsgebiets verlegt haben. Gehören die Berionen zu den Mannjchaften des Beurlaubten- 
ftandes, jo ift dem Bezirksfommando unmittelbar Anzeige zu erjtatten. 
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Zuſammenſtellung 


derjenigen Beſtimmungen, welche in Bezug auf die Militärverhältniſſe 
Anzumuſternder (vergl. 88. 5 bis 23 der Seemannsordnung vom 
27. Dezember 1872) zu beachten find. 


1. Die Militärpflicht beginnt mit dem 1. Januar des Kalenderjahres, in welchem der Wehr: 
pflichtige das 20. Lebensjahr vollendet und dauert jo lange, bis über die Dienjtpflicht 
der Wehrpflichtigen endgültig entſchieden iſt. (G 22,2 der Wehrordnung.) 

2. Junge Leute, welche fich noch nicht im militärpflichtigen Alter befinden, dürfen für eine 
über den Zeitpunft des Eintritts in diejes Alter Hinausliegende Zeit nur dann ange: 
muftert werden, wenn fie eine Beicheinigung des Bivilvorfigenden der Erſatzkommiſſion 
ihres Geftellungsortes darüber beibringen, daß ihrer Abweſenheit für die beabfichtigte 
Dauer geſetzliche Hinderniffe nicht entgegenjtehen ($. 107 der Wehrordnung.) 

3. Junge Leute, welche das militärpflichtige Alter bereits erreicht oder überjchritten haben, 
dürfen nur für die Dauer der ihnen bewilligten Zurüdjtellung zur Anmufterung als 
Schiffer oder als Schiffsleute zugelafjen werden. (3. 108, 4 bezw. 88.29 und 33, 9 der 
Wehrordnung.) 

4. Der Anmufterung jolcher Leute, welche fih im Belig eines ihnen von der Ober-Erjag- 
fommilfion oder im Auftrage der leßteren von der Erſatzkommiſſion vollzogenen und 
unterjtempelten Ausjchließungss, Ausmufterungs- oder Landfturmjcheins*) bezw. eines 
von dem Bezirkskommando unterjtempelten Erſatzreſervepaſſes oder Marine-Erjagrejerve: 

*) bezw. eines Erſatzreſerveſcheins (2. Klaſſe) oder Seewehricheins. (Letztere beiden Papiere dienen 

jochen Landſturmpflichtigen als Ausweis, welche vor dem Inkrafttreten des Gejehes, betreffend Aende— 

rungen der Wehrpflicht vom 11. Februar 1885 eine endgültige Enticheidung über ihre Militärverhältnifje 
erhalten haben.) 
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pafles befinden, oder welche durch Entlafjungspapiere nachweiſen fünnen, daß fie ihrer 
aktiven Dienftpflicht genügt haben oder aus allen Militärverhältniffen ausgefchieden find, 
jteht aus militärischen Rückſichten fein Hinderniß entgegen. 

5. Mannschaften der Reſerve, Marinereferve, Landwehr und Seewehr, jowie der Erjagrejerve 
und Marine-Erjabrejerve find bei Anmufterungen vor den Seemannsämtern von der Ab- 
meldung bei der Kontroljtelle ($. 113, 1 der Wehrordnnung) entbunden. 

Von jeder Anmufterung der vorgenannten Mannjchaften, ſowie der vorläufig in Die 
Heimath beurlaubten Rekruten und Freiwilligen und der bis zur Enticheidung über ihr 
ferneres Militärverhältniß zur Dispofition der Erjaßbehörden entlaffenen Mannſchaften 
(8. 109, 4b. unde. der Wehrordnung) durch die Seemannsämter haben lehtere demjenigen 
Bezirksfommando, von welchem die Betreffenden fontrolirt werden, jofort Mittheilung zu 
machen und dabei die Dauer der bei der Unmufterung eingegangenen Verpflichtung anzu— 
geben (8. 111, 14 der Wehrordnnung). 

6. Die Seemannsämter im Inlande haben außerdem, 'von jeder Anmufterung eine dem 
Beurlaubtenftande der Kaiferlihen Marine oder des Heeres angehörenden Schiffsführers, 
Stenermanned mit Schiffsführereramen oder Seedampfſchiffs-Maſchiniſten nad) dem bei- 
gefügten Mufter a. dem zuftändigen Kommando der Matrojendivifion, Torpedoabtheilung 
oder Werftdivifion Mittheilung zu machen. Gehören die Betreffenden dem Beurlaubten- 
ftande des Heeres an, jo ift die Mittheilung direkt an das Reichs-Marine-Amt zu richten. 

7. Mannſchaften, welche zur Dispofition der Truppen oder Marinetheile beurlaubt find, 
dürfen ohne bejondere Genehmigung des zuftändigen Bezirfsfommandos weder ald Schiffer 
noch als Sciffsleute zur Anmnfterung zugelafjen werden ($. 111, 10 der Wehrordnung). 

8. Die Seemannsämter im Jnlande haben den unter 5 und 7 genannten Mannjchaften 
eine Bejcheinigung über den Tag der Abmufterung nach anliegendem Muſter b. auszu— 
jtellen, auch diejelben anzumeijen, daß fie fich ſpäteſtens innerhalb vierzehn Tagen, für 
den Fall einer Mobilmahung innerhalb 483 Stunden, nad) erfolgter Abmufterung unter 
Borzeigung der Abınufterungsbeicheinigung bei der zuftändigen Kontrolftelle zurüdzumelden 
haben (88. 111, ı5 und 114, 8 der Wehrordnung). 

Befindet fih am Abmufterungsorte nicht die zuftändige Kontrolftelle, wohl aber ein 
anderes Hauptmeldeamt, Meldeamt oder ein anderer Bezirksfeldwebel, jo kann die jolchen- 
falls jedoch ſtets perjünlich zu erjtattende Rückmeldung auch bei diefer Stelle erfolgen 
und wird von derjelben unmittelbar an die eigentlich zuftändige SKontrolftelle weiter: 
gegeben. 

Erfolgt nad) der Abmufterung die fofortige Wiederanmufterung für daſſelbe 
Schiff, jo kann die Meldung ganz unterbfeiben; die gemäß Ziffer 5 und 6 von dem 
betreffenden Seemannsamt zu machende Mittheilung hat jedoch ungejäumt zu erfolgen. 

9. Bei eintretender allgemeiner Mobilmahung haben alle Militärpflichtigen (fiehe Ziffer 1) 
und ſämmtliche Mannjchaften de3 Beurlanbtenftandes des Heeres und der Marine, welche 
fih auf See oder im Auslande befinden, jo jchnell ala möglich in das Inland zurüd- 
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zufehren und fich bei der nächſten Kontrolftelle zu melden (55. 29,8 und 111,2 ber 
Wehrordnnung). 

Soweit die Mannjcdaften dem Beurlaubtenftande der Marine angehören, kann die 
Anmeldung, ftatt bei der nächſten Kontroljtelle, bei den Marine-Stationsfommandos zu 
Kiel oder Wilhelmshaven oder bei der Werft zu Danzig erfolgen. 

Die gleiche Verpflichtung zur fofortigen Nüdfehr von See oder aus dem Auslande 
fiegt, fofern bei ausbrechendem Kriege durch Kaiferlihe Verordnung der Landiturm 
aufgerufen wird, allen hiervon betroffenen Mannjchaften ob ($. 100, 3a. der Wehrordnung). 

Wer an der pünktlichen Rückkehr verhindert fein follte, Hat ſich Hierüber durch 
Konſulats- oder fonftige zuverläffige Beicheinigungen auszumeifen, widrigenfalls er Strafe 
nad) der Strenge der Geſetze zu gemwärtigen hat. 

10. Da ſich wehrpflichtige Deutjche über den Zeitpunkt des Eintritts in das militärpflichtige 
Alter hinaus auf fremden Schiffen nur dann anmuftern laſſen dürfen, wenn jie durch 
eine Beicheinigung der zuftändigen Deutjchen Behörde (Erjagkommijfion oder Seemannsamt) 
darthun können, daß der Uebernahme des betreffenden Schiffsdienftes von Deutjcher Seite 
fein Hinderniß entgegenfteht, jo haben die Seemannsämter vor Ausjtellung einer derartigen 
Beicheinigung ſtets die Militärverhältnifje der Betreffenden einer jorgjamen Prüfung zu 
unterziehen; ingleichen ijt die erwähnte Beicheinigung ſtets mit einer genauen Perjonal 
beichreibung des Inhabers zu verjehen. 


Die vorftehenden Beitimmungen find von den Mufterungsbehörden bei den Anmufterungen 
auf das Genauefte zu beachten, und haben diejelben bei Ausfertigung der Mujterrollen dafür 
Sorge zu tragen, daß Perjonen über die Zeit hinaus, zu welcher fie gejtellungspflichtig find, 
oder für welche fie Ausftandsbemwilligung haben, zur Anmufterung nicht zugelaffen werden. 

Sofern der Schiffer, welcher die Mufterung (Anmufterung, Abmufterung) der Sciffs- 
mannjchaft vornimmt, jelbft dem Beurlaubtenftande angehört, finden die Feitjegungen der 
Ziffern 3, 5, 7 bis 10 auf denfelben finngemäße Anwendung. Im Bejonderen ift durch das 
Seemanndamt von der borgenommenen Anmufterung dem Bezirksfommando, welches den 
Schiffer fontrolirt, Mittheilung zu machen (Ziffer 5) bezw. dem Schiffer nad) vorgenommener 
Abmufterung eine Beicheinigung und Belehrung in finngemäßer Anwendung der Ziffer 8 
zu ertheilen. 
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Verordnung. 
(Vom 13. Dezember 1888.) 


Die Wehrordnung betreffend. 


Zum Bollzug des 8. 44 der Wehrordnung vom 22, November 1888 wird bezüglich 
der Führung der Stammrollen und der Geſuche um Zurüdjtellung verordnet: 


J. 


Die Stammrollen werden für jede Gemeinde durch den Gemeinderath, für Kolonien 
mit eigener Polizeiverwaltung durch den Stabhalter angelegt und weitergeführt. Der Gemeinde- 
rath iſt dafür verantwortlich, daß alle Militärpflichtige, die in der Gemeinde ftellungspflichtig 
find, in die Stammrolle aufgenommen werben. 


1. 


Die Standesbeamten geben auf den 15. Januar jeden Jahres den Gemeinderäthen 
einen Auszug aus dem Geburtöregifter des um 17 Jahre zurüdliegenden Kalenderjahres, 
enthaltend alle Eintragungen der Geburtsfälle von Kindern männlichen Gejchlechtes. Der 
Auszug (Geburtslifte) ift nach Formular Anlage L zu fertigen, indem die ARubrifen 1, 2,3, 
4, 5a. und c., 6a. ausgefüllt und in Rubrik 10 auch die Todestage bemerkt werden, ſofern 
fie den für das Geburtsjahr und die nächftfolgenden Jahre geführten Sterberegiftern bes 
Geburtäortes zu entnehmen find. 

In die Geburtölifte find auch diejenigen im Ausland (außerhalb des Deutſchen Reich) 
Beborenen männlichen Geſchlechts aufzunehmen, über melde dem Standesbeamten Standes- 
beurfundungen zugegangen find und fich bei jeinen Sammelaften befinden ($. 36 der Dienjt- 
weilung für die Standesbeamten). 


IN. 


Die Bürgermeifter ald Standesbeamte laſſen jährlih in der erjten Hälfte des Januars 
aus dem Sterberegifter eine Zujammenftellung aller in dem vorhergehenden Kalenderjahre in 
der Gemeinde gejtorbenen männlichen Perfonen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, anfertigen. Die Zujammenftellung gibt Vor- und Familienname, Geburtsort, für die 
in der Gemeinde Geborenen Geburtsdatum, für die Uebrigen Alter, Sterbetag, Stand, Wohn- 
ort des Verftorbenen, Namen, Stand oder Gewerbe, Wohnort der Eltern an und zerfällt in 
zwei Abtheilungen. 

Die erſte enthält alle Geftorbenen, die in der Gemeinde geboren find und wird auf den 
15. Januar dem Gemeinderathe vorgelegt. 

Die zweite enthält die übrigen Geftorbenen und ift auf 15. Januar dem Bezirksamte 
einzuſenden. 

Geſehzes und Verordnungẽblatt 1804, Beilage 25 
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Alljährlich im Anfang des Monats Januar haben die Gemeinderäthe durd öffentlichen 
Anſchlag, durd öffentliche Blätter oder auf andere ortsübliche Weije die Aufforderung zur 
Anmeldung zur Stammrolle ergehen zu laſſen. Beicheinigung ift der Stammrolle beizulegen. 

Die Aufforderung lautet wie folgt: 


Oeffentliche Aufforderung, 


die Anmeldung zur Stammrolle betreffend. 


In Gemäßheit des $. 25 der Wehrordnung werden die Militärpflichtigen, welche bei 
dem Erjabgeichäft des Jahres... . . meldepflichtig find, aufgefordert, fi zur Stammrolle 
anzumelden. 

1. Zur Anmeldung find verpflichtet: 

a. alle Deutjche, welche im Jahre... .. das 20. Lebensjahr zurüdlegen, aljo im 
Sabre... .. geboren find; 

b. alle früher geborenen Deutjchen, über deren Dienjtpflicht noch nicht endgültig 
durch Ausſchließung, Ausmufterung, Ueberweilung zum Landjturm, zur Erſatz— 
rejerve oder Marine-Erjagrejerve, oder durch Aushebung für einen Truppen oder 
Marinetheil entichieden ift, jofern fie nicht durch die Erjagbehörden von der 
Anmeldung ausdrüdlich entbunden oder über das Jahr... .. hinaus zurüd: 
gejtellt wurden. 

2. Die Anmeldung erfolgt bei dem Gemeinderath desjenigen Ortes, an dem der Militär- 
pflichtige feinen dauernden Aufenthalt hat. Hat er feinen dauernden Aufenthalt, jo muß 
die Anmeldung an dem Orte des Wohnſitzes und beim Mangel eines inländischen Wohnfiges 
an dem Geburtsort, oder wenn auch diejer im Ausland Liegt, an dem legten Wohnſitz der 
Eltern geichehen. 

3. Iſt der Militärpflichtige von dem Orte, in dem er fich nad) Ziffer 2 zu melden Hat, 
zeitig abwejend, jo haben die Eltern, Vormünder, Lehr:, Brod- oder Fabrikherrn die Ver— 
pflihtung zur Anmeldung. 

4. Die Anmeldung Hat vom 15. Januar bis 1. Februar zu geichehen, fie ſoll enthalten: 
Familien und Vorname des Pflihtigen, deſſen Geburtsort, Geburtsjahr und Tag, Aufent- 
haltsort, Religion, Gewerbe oder Stand, fjodanın Name, Gewerbe oder Stand und Wohnfitz 
der Eltern, ſowie ob dieje noch leben oder todt find. Sofern die Anmeldung nicht am 
Geburtsort erfolgt, iſt ein Geburtszeugniß*) vorzulegen. Bei wiederholter Anmeldung müſſen 
die Loojungsjcheine vorgelegt werden. 

5. Wer die vorgejchriebene Meldung unterläßt, wird mit Gelditrafe bis zu 30 Mark oder 
mit Haft bis zu drei Tagen beftraft. 


- *) Diefe Geburtszeugnifie find foftenfrei zu ertheilen (R. M. G. 8. 32). 
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Die Angemeldeten ſind nach Prüfung der Anmeldung, ſofern ſie nicht ſchon in die 
Geburtsliſten eingetragen ſind, ſogleich in eine nach Formular Anlage J. zu führende Anmelde— 
liſte nach der Reihe der Anmeldungen einzuſchreiben. Hinſichtlich der in den Geburtsliſten 
Eingetragenen ſind die Angaben über Stand, Wohnort u. ſ. w in den betreffenden Rubriken 
der Geburtsliſte nachzutragen. 

Bei der Anmeldung iſt auf die Vorſchriften rückſichtlich der Anzeige von Gebrechen und 
der Geſuche um Zurückſtellung aufmerkſam zu machen. Wehrordnung 8. 63, 7, 8. 65, 5, 6, 
8. 32. 

Die Loofungsscheine werden zurückgegeben. 

Die Anmeldelifte ift am 2. Februar zu fchließen. 


VI. 


1. In der Zeit vom 1. bis 15. Februar hat der Gemeinderath die Stammrolle für das 
laufende Jahr nad) Schema 6 der Wehrordnung anzufertigen und die Stammrollen der 
früheren Jahre zu ergänzen. 

2. Die Stammrolle wird jahrgangsweiſe angelegt, jo daß für alle Militärpflichtigen, 
welche innerhalb eines Kalenderjahres geboren find, eine beiondere Stammrolle beiteht. 

Die Militärpflichtigen werden in alphabetiicher Neihenfolge in die Stammrolle einge: 
tragen. Bei Anlegung jeder Stammrolle ift unter dem legten Namen jeden Buchitabens 
genügender Raum zu Nactragungen frei zu laflen. 

Die Militärpflichtigen mit gleichen Anfangsbuchftaben werden unter fich numerirt. 

Die Stammrolle muß gewiſſenhaft und forgfältig geführt und deutlich gefchrieben werden. 
Irrungen find nicht durch Nadiren, fondern mitteljt eines Durchftrichd zu verbefjern. 

Der Grund der Abänderung ift durch eine bezügliche Bemerkung zu erläutern. 

3. In die Stammrolle des laufenden Jahres werden aufgenommen: 

a. Die innerhalb der Gemeinde geborenen männlichen Perfonen, welche in dieſem 
Yahre das 20. Lebensjahr zurüdlegen. 

Die Namen find den Geburtsliften zu entnehmen, welche dem Gemeinderathe 
jährlich von dem Standesbeamten zugehen. Ausgelaffen werden Diejenigen, melde 
ausmweislich der den Gemeindebehörden von dem Standesbeamten und dem Bezirks 
amte gemachten Meittheilungen inzwiſchen gejtorben find. „Junge Männer, welche 
von ihrem Geburtsort weggezogen find, werden gleichwohl in die Stammrolle 
aufgenommen. Ebenjo Wehrpflichtige, welche vor Beginn des militärpflichtigen 
Alters freiwillig eingetreten find. 

b. Die in der Anmeldelifte eingetragenen Militärpflichtigen, die in diefem Jahre das 
20. Lebensjahr zurücklegen. 

e. Die durch nachträgliche Anmeldung oder durch die Mittheilungen und Nachforſch— 
ungen der Ortöbehörden — mamentlich auch durch die Einficht der gemäß Ver: 
ordnung vom 8. Mai 1883 (Geſetzes- und Verordnungsblatt Seite 123) geführten 

25. 
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Liften über Wohnungs- und Aufenthaltsveränderungen — etwa ſonſt noch ermittelten 
zur Anmeldung Berpflichteten, welche in diefem Jahre das 20. Lebensjahr zurüdlegen. 

4. Nur die Rubriten 1—10 der Stammrolle werden ausgefüllt, zweifelhafte Angaben 
find nicht aufzunehmen, die bezüglichen Rubrifen vielmehr, wenn auch die einzuziehenden Er— 
fundigungen bei der Heimathsbehörde u. f. mw. ohne Ergebniß bleiben, leer zu Lajjen. 

In der Rubrik Bemerkungen werden alle Bejtrafungen, mögen fie vor oder nach dem 
Eintritt des Betroffenen in das militärpflichtige Alter erfolgt fein, und überhaupt Angaben 
eingetragen, welche zur Beurtheilung des Lebenswandels von Bedeutung find Behufs Er- 
mittelung der Beitrafungen ift insbeſondere von den Strafnadhrichten, welche den Bürger: 
meiftern gemäß der Verordnung vom 14. September 1882 8. 11 zugehen, Einficht zu nehmen. 

5. Haben ſich Militärpflichtige angemeldet, die einem älteren Jahrgang angehören, oder 
find ſolche Militärpflichtige in anderer Weife ermittelt worden, jo find fie in den Nubrifen 
1—10 der Stammrollen der ihrem Alter entjprechenden Jahrgänge einzutragen; befindet ſich 
ſchon ein Eintrag in der Stammrolle über den Angemeldeten, jo find die etwa eingetretenen 
Veränderungen in Betreff des Wohnfiges, Standes, Gewerbes, ſowie die erfolgten Bejtrafungen 
einzutragen. 

6. Doppelte Eintragungen in ber Stammrolle find unzuläffig, follten fie troßdem vor: 
fommen, jo ift eine Eintragung zu ftreichen. 


VII. 


Zum 15. Februar jeden Jahres werden die Stammrollen des laufenden Jahres und der 
beiden Vorjahre dem Bezirksamte eingereicht. Sind Militärpflichtige älterer Jahrgänge ein- 
getragen worden, fo ijt die Stammrolle, in die fie eingetragen, beizulegen. 

Außerdem werden angeſchloſſen: 

a. die Auszüge aus den Geburtöregiftern, welche die in die Stammrolle des laufenden 

Jahres aufgenommenen Meilitärpflichtigen enthalten (Geburtsfifte I); 

b. die über Todesfälle eingegangenen Benadhrichtigungen ; 

e. die Unmeldelifte des laufenden Jahres. 


VII. 
Sind von den in der Gemeinde geborenen Perſonen, welche das 17., 18., 19. oder 
20. Lebensjahr im laufenden Jahr zurüdlegen würden, nad) den von dem Bezirfsamte und 
dem Standesbeamten jährlid im Januar gemachten Mittheilungen etmwelche gejtorben, jo iſt 
alsbald nad; Eintreffen der Mittheilung in den bei der Gemeinde aufbewahrten Geburts- 
lijten bei dem betreffenden Eintrag der Sterbetag unter Hinweis auf das bezirfsamtliche 
Schreiben oder auf die Lifte der Standesbeamten in die Rubrik Bemerkungen einzufchreiben. 


IX. 


Die Streichung eine? Namens in der Stammrolle darf nur mit Genehmigung des Be: 
zirfsamtes gejchehen und muß derart ftattfinden, daß die Namen, jowie alle Bemerkungen 
leſerlich bleiben, 
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Milttärpflichtige, welche nad Anmeldung zur Stammrolle im Laufe ihrer Militärpflicht- 
jahre ihren dauernden Aufenthalt oder Wohnſitz verlegen, haben diejes jomohl bei dem Ge— 
meinderathe des Ortes, wo fie in die Stammrolle aufgenommen wurden, als auch nach der 
Ankunft an dem neuen Ort dem dortigen Gemeinderathe jpätejtens innerhalb drei Tagen unter Vor— 
lage des Loojungsicheing zu melden. Bei der Abmeldung ift der Loojungsschein mit dem Abmelde- 
vermerf unter Ungabe des Ortes „wohin” zu verjehen und den noch nicht im Beſitz eines 
Looſungsſcheines befindlichen Militärpflichtigen Bejcheinigung mit den gleichen Angaben zu 
ertheifen. Weber die erfolgte Abmeldung wird in der Stammrolle zu der Rubrik Bemerkungen 
die Notiz „abgemeldet nach” aufgenommen, über den Neiangemeldeten dagegen alsbald ein 
Eintrag in die Stammrolle des betreffenden Jahrgangs gefertigt. 


XI. 


Jede im ferneren Verlauf des Jahres ftattfindende nachträgliche Aufnahme in die Stamm— 
rolle, jede darin vorgenommene Aenderung, ſowie jede gemäß X. in Folge Aufenthaltswechſels 
erfolgte Anmeldung hat der Gemeinderath unverzüglich dem Bezirksamte anzuzeigen. 


XI 
Wer die rechtzeitige Anmeldung verfäumt, ift gleichwohl verpflichtet, ſich nachträglich an— 
zumelben. 
Die Bürgermeifter haben Diejenigen, welche die Anmeldung verfäumten oder ganz unter: 
ließen, den Bezirfsämtern zur Bejtrafung anzuzeigen. 


XIII. 

Die Stammrollen find unter ſicherem Verſchluß aufzubewahren und bei eintretender Ge— 
fahr jchleunigft in Sicherheit zu bringen. Sie werden für jedes Jahr mit den dazu gehörigen 
Beilagen beſonders geheftet. Die Mittheilungen über Todesfälle find in einem befonderen 
Ultenhefte zu jammeln. 

XIV. 

Gejuhe um Zurüdftellung oder Entlaffung in Berüdfihtigung häuslicher Verhältniſſe 
— 8. 32 der Wehrordnung — Haben die Gemeinderäthe durch die Beantwortung der in 
Unlage II. verzeichneten Fragen zur Beichlugnahme vorzubereiten. 


Karlsruhe, den 13. Dezember 1888, 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Turban. 
Vdt. Blattner. 
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Unlage I. 
Bezirksamt 
Gemeinde 
Auf das vorgetragene Gefuh um ..-..- 2.2.2220. d 
zum Militärdienſt eingeftellt den... tm...... 18 . ., geboren ben .. BE .....-- 


18 . ., find die Yamilienverhältnifje deifelben von dem unterzeichneten Gemeinderathe geprüft 
worden, welcher folgende Fragen auf Pflicht und Gemifien, wie folgt beantwortet: 


1. Wie heißen die Eltern des Reflamirten ? 
Leben fie noch? 
Wie alt find fie? 


2. Wie groß ift ungefähr das Vermögen ber 
Eltern? 


Worin beiteht es hauptjächlich ? 
Welches Gewerbe treiben fie? 


Haben die Eltern Schulden und wie Hoch find 
jolche ungefähr anzunehmen ? 


Sind unter den Schulden Gleichſtellungsſchulden 
an Kinder, wieviel betragen fie? 
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3. Wie groß ift das Grundfteuerfapital ? 
Gewerbfteuerfapital ? 
ber Einfommenfteueranjchlag 
(im einfachen Betrag)? 


der Eltern 
und welches Vieh halten fie? 


4. Sind die Eltern zur Urbeit und Aufficht in 
ihrem Gewerbe fähig oder nicht? 


5. Wie viele Brüder und Schweitern Hat der 
Reklamirte noch am Leben ? 


Wie heißen fie? 
Wie alt find fie und womit ernähren fie fi? 


Haben fie das elterliche Haus verlaffen und jeit 
warn ? 


Haben die Brüder im ftehenden Heere gedient ? 
Warum nicht? 


Sind fie als Stütze der Eltern zurückgeſtellt 
worden ? 


Sit eine oder mehrere der Schweitern verhei- 
rathet und befindet fi) der Mann der Verhei— 
ratheten im Haufe der Eltern des Reflamirten ? 


oder feit wann und aus weldem Grunde bat er ä 
deren Haus verlajien ? 


Geſehes- und Berorbnungsblatt 1894, Beilage. 98 
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6. Womit ernährte fich der Neflamirte und was 
verdiente er wöchentlich ? 
Welche Unterftügung fann der Reflamirte den 
Seinigen leijten ? 
Können die perfönlihen Dienfte, welche er 
ihnen leiftet, nicht eben jo gut durch einen 
Knecht, Gewerbögehilfen und warum nicht gethan 
werden ? 


7. Wird in dem elterlichen Haus ein Knecht, Ge- 
mwerbögehilfe oder Taglöhner gehalten ? 


Iſt jolcher früher gehalten worden ? 


8. Hat der Reflamirte immer bei den Eltern 
gewohnt ? 


oder hat derjelbe und wie lange fich auswärts 
aufgehalten und wo? 


9. Können die Eltern oder Angehörigen fich nicht 
ohne den Reklamirten ernähren ? 


Können die übrigen Kinder feine Unterftügung 
leiften ? 
Barum nicht ? 


10. Wie viel Perjonen über 14 Jahre befinden ſich 
im Haufe der Eltern des Neflamirten und ge- 
hören zur Familie außer den ad 5 aufgeführten 
Geſchwiſtern? 
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Wie heißen diefe Perjonen ? 
Wie alt find fie? 
Womit beichäftigen fie ſich? 


11. Wenn der Vater des Neflamirten nicht mehr 
am Leben ift, Hat die Mutter ſich etwa wieder 
verheirathet und wie heißt der zweite Mann? 


Wie alt ift er? 


12. Hat die Familie neuerdings erhebliche Unter- 
ftüßung aus Armenfonds bezogen ? 


Der Gemeinderat) muß nad pflichtmäßiger | die — 
befürworten, weil er der Anſicht ift, daß. .. 


den. ten 1118 


Der Gemeinderath: 


Note. Kann das Geſuch nicht befürwortet werden, ſo iſt der letzte Abſatz zu ſtreichen. Bei der 
Befürwortung iſt anzugeben, ob der Reklamirte für den einzigen Ernährer der Familie, der 
Eltern, Großeltern oder Geſchwiſter zu erachten iſt, oder ob ohne die Zurückſtellung oder 
Entlaſſung der Beſitz, die Pachtung, das Gewerbe des Vaters oder des Reklamirten nicht 
erhalten werben kann. 


26. 


wm — 


* 
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tegeln gegen Diphtherie und Scharlad; betreffend; Maßregeln gegen Mafern und Keuchhuſten betreffend. 





Verordnung. 


(Bom 8. Dezember 1894.) 
Die Anzeige von anſteckenden Krankheiten betreffend. 


Auf Grund des $. 85 des Polizeiftrafgefegbuchs wird verordnet, was folgt: 


Die in der diesfeitigen Verordnung vom 30, Dezember 1881 (Geſetzes- und Verord— 
uungsblatt von 1882 Nr. L) beſtimmte Anzeigepflicht des behandelnden Arztes wird auf die 
Erkrankung an Kroup mit der Maßgabe ausgedehnt, daß der Arzt jeden Fall diefer Erfranfung 
jpätejtens am folgenden Tag nad) erlangter Kenntniß dem Bezirfsamte fchriftlich anzuzeigen hat. 


Karlsruhe, den 8. Dezember 1894. 


Sroßherzogliches Miniſterium des Innern. 


Eifenlohr. 
Vdt. Dr. Schneider. 


Geſetzes- und Verordnungsblatt 1894 73 
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Verordnung. 
(Bom 8. Dezember 1894.) 


Mafregeln gegen Diphtherie und Scharlach betreffend. 


Auf Grund der 88. 85 und 87a des Polizeiftrafgejegbucdhs wird im Einverftänduiß mit 
dem Großherzoglichen Minijterium der Yuftiz, des Kultus und Unterrichts unter Aufhebung der 
Verordnung vom 2. Auguft 1884, Gejeges- und Verordnungsblatt Nr. XXXII., verordnet, 
wie folgt: 

51. 


Das Familienhaupt, in deſſen Wohnung eine Erkrankung an Diphtherie oder Scharlach 
vorkommt, ift verpflichtet, 

a. für thunfichfte Abjonderung des Erkrankten zu forgen, 

b. die zu feinem Hausſtande gehörenden Kinder vom Beſuche der Schule und der Kirche 
abzuhalten und darauf Hinzuwirken, daß der Verkehr diejer Kinder mit anderen 
Kindern, inöbejondere auf öffentlichen Straßen und Plätzen, thunlichſt beſchränkt werde, 

e, die erforderlichen Desinfeftionsmaßnahmen gemäß der beigedrudten Anweiſung (An— 

— lage 1) zu bewirken. 

Die Maßregeln unter a. und b. find zu beobachten, bis vier Wochen ſeit Beginn der 
legten in dem Hausftande aufgetretenen Erkrankung abgelaufen find und eine forgfältige 
Reinigung des Kranken entjprechend der Anweifung über das Desinfeftionsverfahren ftatt- 
gefunden Hat, oder bis acht Tage jeit der Entfernung des Erkrankten oder der zum Haus— 
itand gehörenden gefunden Kinder aus der Wohnung verjtrichen find. 


8.2. 


Bei dringender Gefahr der Weiterverbreitung von Diphtherie oder Scharlad), oder wenn 
die Vorjchriften des $. 1 nicht befolgt werden oder wenn die Abjonderung nad) den Häus- 
lichen Verhältniſſen und der Zahl der in der Familie befindlichen Kinder bejonderen Schwierig: 
feiten unterliegt, fan das Bezirksamt die Verbringung des Kranken in eine Krankenanftalt 
anordnen. 

Beim Mangel einer Kranfenanftalt hat die Gemeinde in ſolchen Fällen Hiezu geeignete 

EN nach Maßgabe der beigedrucdten Anleitung (Anlage IL.) zu bejchaffen. 


8.3. 


Der Zutritt zu Leichen der an Diphtherie oder Scharlach Geftorbenen ijt thunlichjt zu 
beichränten, insbejondere Kindern nicht zu geftatten. Much zu den Leichenbegängnilfen dürfen 
in ſolchen Fällen Kinder nicht beigezogen werben. 
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Sofort nad dem erjtmaligen Auftreten von Diphtherie oder Scharlad) in einer Gemeinde 
hat die Ortspolizeibehörde die Beftimmungen der 88. 1 und 3 diefer Verordnung ſowie die 
Anweilung über das Desinfektionsverfahren befannt zu machen. 

Die Ortöpolizeibehörde hat außerdem, ſobald fie von einer Erfranfung an Diphtherie 
oder Scharlach Kenntniß erhält, dem Fantilienhaupt, in deifen Hausjtand die Erkrankung 
erfolgt ift, die Beobachtung der in $. 1 vorgefchriebenen Maßregeln jchriftlih und unter 
Hinweiſung auf die Strafbeſtimmungen des $. 85 Polizeiftrafgefegbuchs und des $. 327 Straf- 
gejeßbuchs aufzugeben, jowie für genaue Ueberwachung des Vollzugs aller Anordnungen Sorge 
zu tragen. 

8. 6. 


In Volksſchulen hat der Borfigende der Ortsjchulbehörde (das Rektorat, beziehungsmeife 
wo ein erjter Lehrer durch die Oberjchulbehörde bejtellt ift, diejer), in höheren Lehranftalten 
und in PBrivatichulen der Anftaltsvorftand, Schüler (Schülerinnen), die an Diphtherie oder 
Scarlad erkranken, oder in deren Hausftande Diphtherie- oder Scharlad-Erfranfungen ein- 
getreten jind, von dem Beſuch der Schule auszujchließen, bis das Familienhaupt, zu deffen 
Hausſtand der Schüler gehört, der Schulbehörde perjönlich oder ſchriftlich anzeigt, daß vier 
Wochen jeit Beginn der legten in dem Hausſtande aufgetretenen Diphtherie- oder Scharlad;- 
Erfranfung abgelaufen find und die vorgejchriebene Reinigung des Kranken ftattgefunden hat, 
oder acht Tage jeit Entfernung des Erfrankten beziehungsmweije der gefunden Kinder aus der 
Wohnung verftrichen find. 

Nebſtdem haben die in Abſatz 1 bezeichneten Behörden und Perſonen die Verpflichtung, 
dafür zu forgen, daß die zu Ziffer 1 e. der Anweifung über das Desinfektionsverfahren 
gegebenen Vorſchriften gehörig vollzogen werben. 


8. 6. 

Der Schluß der Schule ſoll in der Regel nur auf Antrag des Bezirksarztes verfügt 
werden. Der Antrag ijt zu ftellen, wenn Erkrankungen an Diphtherie oder Scharlad; eine 
befonders ausgedehnte Verbreitung oder einen bejonders gefährlichen Charakter erlangen oder 
in dem Schulgebäude jelbft vorkommen. 

Zuftändig zur Verfügung des Schulſchluſſes ift, außer dem Bezirksamt, bei Volksschulen 
die Ortsjchulbehörde, bei höheren Lehranftalten der Anſtaltsvorſtand. 

Ausnahmsweiſe dürfen an Orten, die nicht Sit eines Bezirksarztes find, die Ortsſchul— 
behörden beziehungsweife Anjtalt3vorftände, lebtere nad) zuvor eingeholter Zuftimmung des 
Beiraths, den eintweiligen Schulſchluß — vorbehaltlid der jofortigen Anzeige an den Bezirks— 
arzt und der Gutheißung desfelben — dann von fich aus verfügen, wenn wegen außerorbent- 
licher Verhältniffe die vorherige Einholung der bezirfsärztlihen Aeußerung als eine mit 
Gefahr verbundene Verzögerung zu betrachten märe. 

Die Wiedereröffnung des Unterrichts darf unter allen Umpftänden nur nad) vorheriger 


Zuftimmung des Bezirksarztes ftattfinden. 
23, 
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Lehrer, in deren Hausjtand Diphtherie oder Scharlach auftritt, find von Ertheilung des 
Unterrichts auszuſchließen. 
8.7. 


Kleinkinderſchulen find bei Verbreitung ober gefährlichem Auftreten von Diphtherie oder 
Scharlach von der Ortöpolizeibehörde jofort zu jchließen. Die Wiedereröffnung darf nur 
mit Zuftimmung des Bezirksarztes erfolgen. 


8.8. 

Die Ortöpolizeibehörden haben den DOrtsjchufbehörden beziehungsweiſe wo ein Rektorat 
oder erjter Lehrer bejtellt ift, diefem, den Vorftänden höherer Lehranftalten und den Vor— 
jtehern von Privatjchulen von allen aus der betreffenden Gemeinde zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Erkrankungen an Diphtherie und Scharlach fofort Nachricht zu geben. 

In Städten ift zu diefem Behufe auf die Anzeige ſolcher Erkrankungen alsbald zu er: 
mitteln, welche Schulen die zu dem Hausftande de3 Kranken gehörenden Kinder bejuchen. Auch 
die Lehrer find verpflichtet, Erfranfungen von Schülern an Diphtherie oder Scharlach, die 
zu ihrer Kenntniß gelangen, der Ortsſchulbehörde oder dem Anftalt3vorftande anzuzeigen. 


8.9. 

Bei bejonderd gefährlihem Auftreten von Diphtherie oder Scharlad) oder beim Vor— 
fommen mehrerer Erfranfungen in einem Haufe kann auf Antrag des Bezirkdarztes der Zu: 
tritt zu den Wohnungen, in denen fich Kranke befinven, durch Anjchlag an den Eingängen 
von der DOrtöpolizeibehörde unter Strafandrohung unterfagt werden. 

Dem Bezirksamt bleibt ferner vorbehalten, nöthigenfalls weitere zur Verhütung der 
Berbreitung von Diphtherie oder Scharlad) geeignete Maßnahmen zu treffen, insbejondere 
die Abgabe von Milch und anderen Nahrungs- und Genußmitteln aus Häufern, in welchen 
fi) derartige Kranke befinden, zu bejchränten oder zu verbieten. 


8. 10. 


Zum Zwed der geordneten Ausführung des Desinfektionsverfahrens find durch die 
Gemeindebehörden Hiezu ausgebildete Perſonen aufzuftellen, welche im Bebürfnißfall die vor: 
gejchriebenen Desinfeftionsmaßnahmen auf Koften der Gemeinde vorbehaltlich des Erjages 
durch die Betheiligten zu vollziehen haben. 

Benachbarte Fleinere Gemeinden fünnen die Bejtellung gemeinfam vornehmen. 


5. 11. 


Wenn in einer Gemeinde Erfrantungen an Diphtberie oder Scharlah unter Umftänden 
vorkommen, welche eine epidemijche Verbreitung oder den Mangel ärztlicher Behandlung oder 
genügender Pflege befürchten laſſen, ſo Hat der Bezirksarzt fofort an Ort und Stelle über 
die obwaltenden Verhältniſſe und den Berfauf der Erkrankungen Erhebungen zu veranftalten, 
die geeigneten Belehrungen zu ertheifen, jich über den Vollzug der janitätspolizeilichen Sicher: 
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heitsmaßregeln zu verläfftgen, bei FFeititellung von Mängeln entiprechende Abhilfe zu bewirken, 
ſowie auch die Beſeitigung fonjtiger janitärer mit den Erkrankungen im Bujammenhang 
jtehender Mißſtände einzuleiten. 

Während der Dauer einer Epidemie hat der Bezirfsarzt den Beſuch der betreffenden 
Gemeinde zeitweilig zu wiederholen. Auch iſt beim erften Bejuch die Mitwirkung der 
behandelnden Aerzte beim Vollzug der janitätspolizeilihen Anordnungen nad; Erfordern 
zu fichern. 

Beim drohenden oder wirklichen Ausbruch einer Diphtherie- oder Scharladj-Epidemie 
ift vom Bezirksarzt hierüber jowie über die getroffenen janitätspolizeilichen Maßnahmen und 
deren Vollzug alsbald an das Minifterium des Innern zu berichten. Ueber den Verlauf 
und das Erlöjchen der Epidemie find weitere Berichte zu eritatten. 


8. 12. 


Die Beförderung von Leichen an Diphtherie oder Scharlach Gejtorbener in eine dem 
Sterbeort nahegelegene andere Gemarfung kann, jofern fie nicht auf der Eifenbahn erfolgt, 
vom Bezirksamt ausnahmsweije unter bejonderen vom Bezirksarzt zu bezeichnenden Borfichts- 
maßregeln und unter der Vorausſetzung geftattet werden, daß die Leiche am Beftimmungsorte 
unmittelbar auf den Begräbnißplatz verbracht wird. 


8. 18. 


Sämmtliche in den 88. 1—12 dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmungen gelten aud) 
beim Vorkommen von Kroup. 
Karlsruhe, den 8. Dezember 1894. 
Großherzogliches Minifterium des Innern. 


Eijenlohr. 
Vdt, Hofmann. 


Anlage Il. 
Anweiſung 


über das Desinfektionsverfahren bei Diphtherie, Kroup und Scharlach. 


1. Die bei Erkrankungen an Diphtherie, Kroup und Scharlach erforderliche Des— 
infektion hat ſich zu erſtrecken: 
a. auf den Kranken ſelbſt, deſſen Ausdünſtung und Ausflüſſe, 
b. auf das Krankenzimmer, deſſen Möbel und ſonſtige Einrichtung und die von dem 
Kranken benutzten Gebrauchsgegenſtände, 
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ec. auf die Perfonen, die mit dem Kranken verkehren, 
d. auf die Leichen der an diejen Krankheiten Verjtorbenen, 
e. auf die Schul: und andere Näume, in denen die Erfranften zu verkehren pflegten. 
2. Als Desinfektionsmittel find vorzugsweije zu verwenden: 
a. ftrömender überhigter Waflerdampf in befonderen Apparaten, 
b. 5prozentige Carbolſäurelöſung, 
. heiße Kaliſeifenlöſung, 
d. Verbrennung werthlojer Gegenftände, 
e. gründliche Austrodnung und Lüftung. 

Im Einzelnen iſt zu beachten: 

Zu 1a. und b. Bor Allem muß hinfichtlid, des Kranken jelbjt für die Erhaltung größter 
Neinlichfeit geforgt werden. Der Kranke ift täglich mit warmem Waſſer zu waſchen; die 
Leib⸗ und Bettwäſche des Kranken iſt möglichit Häufig und nach erfolgter Verunreinigung 
derjelben jojort zu mwechieln. Das Kranfenzimmer it täglich durch Aufwaſchen mit feuchten 
Tüchern zu reinigen und die Luft in demjelben muß mehrmals täglich gründlich erneuert 
werden. 

Ganz bejondere Aufmerkjamfeit ift ferner den Abjonderungs: und Auswurfftoffen des 
Kranken zuzumenden; diejelben dürfen nicht mit den Wänden, dem Boden oder den Möbeln 
de3 Zimmers in Berührung kommen. 

Zum Auffangen und Abwijchen der Ausjcheidungen aus Mund und Nafe find Tücher 
zu gebrauchen, die täglich mehrmals zu wechjeln, jeweils nach dem Gebrauche in 5prozentige 
Garbollöjung zu werfen und 24 Stunden lang in diefer Flüffigfeit zu belaffen find. 

Am meisten empfiehlt es fi, zur Reinigung der Naſe und des Mundes Bäujchchen von 
Garbol- oder Salicylwatte oder Läppchen zu verwenden, die jofort nach ihrer Benügung ver- 
brannt werben. 

Werden Spudnäpfe benützt, jo find jolche zu einem Dritttheil mit 5prozeutiger Carbol- 
löſung zu füllen; die Entleerung derjelben hat in den Abtritt zu erfolgen. 

Eh: und Trinfgeichirre müſſen vor ihrer andermweitigen Wiederbenügung mehrere Stunden 
in Seifenlöjung gekocht werden. 

Speijen und Getränte, insbejondere Milch, die von den Kranken nicht genofjen wurden, 
aber fich eine Zeitlang in dem Kranfenzimmer befanden, dürfen nicht anderweitig aufbewahrt 
oder verwendet, jondern müſſen vernichtet werden. 

Genejene Kranke müſſen, bevor fie mit Gefunden wieder verkehren, jich in einem warmen 
Seifenbad oder, falls dies nicht ausführbar iſt, durch Abwajchen des ganzen Körpers mit 
warmen: Seifenwafler jorgfältig reinigen, darauf reine Wäſche und im der Krankheit wicht 
benüßte oder desinficirte Kleider anlegen. 

Leib: und Bettwäjche des Kranken, ferner alle jonftigen wajchbaren mit dem Kranfen in 
Berührung gefommene Gegenftände, ſowie die zum Auſwaſchen des Kranfenzimmers benüßten 


© 
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Tücher find, ohne vorher gejchüttelt oder ausgeftänbt zu werden, in 5prozentiger Carbollöjung 
mindeftend 12 Stunden lang einzuweichen, jodann eine Halbe Stunde lang in Wafjer zu 
fochen und in Kalifeifenlöjung auszuwajchen. Steht ein Dampfdesinfeftionsapparat zur Ver— 
fügung, jo find die Gegenftände in diejen zu verbringen. 

Nicht waſchbares Bettzeug und ebenfolche Kleider jollen gleichfalls in dem Dampfdesinfektions- 
apparate behandelt oder wenigjtens Zmal 24 Stunden lang außer Gebraud) gejegt und mit 
Vermeidung des Schüttelns oder Klopfens an einen trodenen, Iuftigen Ort zur Lüftung auf- 
gejtellt werden. Keinenfalls dürfen dieje Gegenjtände vor ihrer Desinfektion oder Lüftung 
teoden aufbewahrt oder in andere Hausräume gebracht werden. 

Wird dad Kranfenzimmer nicht mehr benüßt, jo find die Fußböden, Thüren und Fenſter, 
ſowie alle Holzverkleidungen und nicht polirte Möbel in demjelben mit 5prozentiger Carbol: 
löfung forgfältig abzuwaſchen, ebenjo die Wandflächen, ſoweit diejelben mit Auswurfsſtoffen 
der Kranken bejudelt find. 

Polirte Möbel jeder Art, insbeſondere die Bettjtatten, Bilder und Metallgegenftände 
find mit trodenen Lappen, Tapeten und gejtrichene Wände mit friſchem Brod troden abzureiben, 
nachdem vorher der Fußboden des Zimmers ftarf mit Carbollöſung angefeuchtet iſt. 

Alle zu diefen Abreibungen benügte Gegenjtände und Stoffe find zu verbrennen. 

Ehe ein Zimmer, in welchem ein an Diphtherie oder Kroup oder Scharlady Erkrankter 
verpflegt wurde, wieder in Gebraud, genommen wird, joll dafjelbe nach vorjchriftsmäßiger 
forgfältiger Desinfektion mindejtens 24 Stunden lang mittelft Durchzug gelüftet werden. 

Zu lc. Alle Berfonen, welche mit an Diphtherie oder Kroup oder Scharlad; Erkrankten 
in Verkehr getreten find, haben fich, bevor fie wieder mit Gefunden in Berührung kommen, 
die Hände mit 5prozentiger Garbollöjung oder Seifenlöjung forgfältig zu reinigen. 

Zu 1d. Leichen an Diphtherie oder Kroup oder Scharlach Verftorbener jollen möglichſt 
raſch nad) eingetretenem Tode in die Leichenhalle verbracht, beim Mangel einer folchen aber 
bis zu ihrer Beerdigung im Sterbezimmer belajjen und in feinen anderen bewohnten Haus— 
raum verbracht werden, fie find in ein im Sprozentige Carbollöſung getauchtes Tuch einzu— 
hüllen und jobald wie möglid) einzujargen. Der Sarg ijt jofort zu fchließen, 

Die Beerdigung darf mit bejonderer Genehmigung des Bezirksarztes auch früher ala 
30 Stunden nach dem Tode vorgenommen werben. 

Zu le. Sind mehrere Schüler, die das gleiche Schullofal bejuchten, an Diphtherie oder 
Kroup oder Scharlady erfranft, jo muß diejes Schullofal alsbald desinfizirt werden. Zu 
diejem Zwed find die Wände und Deden mit friichem Brode abzureiben, das fofort nad) der 
Verwendung zu verbrennen ift. Der Fußboden wird mit 5prozentiger Carbollöfung ftart 
angefeuchtet und it ſodann mindeftens 12 Stunden lang, während im Ofen Feuer brennt, 
durch Deffnen von Fenſter und Thüren kräftiger Luftzug zu erzeugen. Während der Boden 
noch naß ift, find alle in dem Schulzimmer befindlichen Gegenftände mit 5prozentiger Carbol- 
(öjung energiſch abzureiben. 
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; Anlage 1. 
Anleitung 


zur Beihaffung von Abſonderungsräumen gemäß 8. 2 Abſatz 2 der Ber: 
ordnung von 8. Dezember 1894, Maßregeln gegen Diphtherie und 


Scharlach betreffend. 


Bei der Ermittlung und Einrichtung von Abjonderungsräumen ift vorzugsweiſe auf 
a Bunfte Rüdficht zu nehmen: 


or 


=] 


10. 


21. 


. Das Gebäude, in welchem Näume zu dem Abjonderungszwed bejtinnmt werden, joll 
möglichft entfernt von bewohnten Hänfern und reinlich gehalten fein, gejunde Lage und 
trodenen Untergrund haben. 


. Das Gebäude ſoll, wenn äußerſt möglich, unbewohnt fein; feinenfalls dürfen Kinder 


in demjelben fich aufhalten. 


. In Bezug auf Zahl und Größe der Räume ijt darauf zu halten, daß jedem Kranken— 


bett ein Raum von in der Negel 25 Kubikmeter, keinenfalls unter 20 Kubikmeter, 
entjpricht, jowie daß eine Trennung der aufzunehmenden Kranken nad Gejchlechter 
nöthigenfall® durchgeführt werben kann. 


. Die Räume müſſen Hinlänglich beleuchtet und gut zu Lüften fein; in Falter Jahreszeit 


muß Heizungseinrichtung vorhanden fein. 


. Außer den Kranfenräumen muß ein geeigneter Naum zur Unterbringung von Pflege 


perjonal verfügbar fein, ebenjo, wenn äußerſt möglich, eine Küche (Theeküche). 


. Die Ubortsanlage darf nicht benachtheiligend auf die Krankenräume einwirken. 
. Das einfahe Mobiliar hat zu beitehen aus einem geeigneten Bett für jeden Kranfen 


nebſt erforderlichen Weißzeug, Waſch- und fonftigem Geſchirr, einem Tiſch und meh: 
reren Stühlen. Wenn möglich, ift das eigene Bett des Erkrankten mitzubringen und 
fortzubenützen. 

Für das Pflegeperſonal ſind ebenfalls einfache Einrichtungsgegenſtände nach 
Bedarf zu beſchaffen. 


.Kann die Koſt nicht in dem Haus beſchafft werden, fo iſt die Verköſtigung auf andere 


zwedentiprechende Weiſe fiher zu ftellen. 


. Der Zutritt zu den Krankenräumen iſt auf das Nothwendigſte zu beſchränken; Kinder 


dürfen feinenfall3 zugelafjen werden. 

Für georbnete Pflege der Erkrankten iſt durch Einftellung geübter und erfahrener 
Kranfenwärterinnen jofort Sorge zu tragen; ift eine ſolche Wärterin nicht im Orte 
verfügbar, jo ift die Berufung einer Krankenſchweſter nach der hierüber beſtehenden 
bejonderen Anweiſung ungejäumt durch den Bezirksarzt zu bewirken. 

Ehe die Räumlichkeiten wieder in andere Benügung genommen werden, find biejelben 
vorjchriftsmäßig gründlich zu desinfiziren. 
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Verordnung. 
(Bom 8, Dezember 1894.) 


Maßregeln gegen Mafern und Keuchhuften betreffend. 


Auf Grund der SS. 85 und 87a des Polizeiftrafgefegbuchs wird im Einverftändniß mit 
Großherzoglichem Minijterium der Yuftiz, des Kultus und Unterrichts verordnet, was folgt: 


8. 1. 

Erkranken Schüler (Schülerinneu) an Maſern oder Keuchhuſten, jo ſind dieſelben in 
Volksſchulen durch den Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde (das Rektorat, beziehungsweiſe wo 
ein erſter Lehrer beſtellt iſt, durch dieſen), in höheren Lehranſtalten und in Privatſchulen 
durch den Anſtaltsvorſtand von dem Schulbeſuche auszuſchließen, bis ein ärztliches Zeugniß 
die Gefahr der Weiterverbreitung der Krankheit für beſeitigt erklärt oder bei Maſern vierzehn 
Tage ſeit Beginn der Krankheit abgelaufen, bei Keuchhuſten feine Anfälle der Krankheit mehr 
wahrnehmbar find. 

Auf Antrag des Bezirkdarztes find bei geführlihem Auftreten der Majern auch Schüler 
(Schülerinnen), in deren Hausjtand Fälle diefer Krankheit vorkommen, von dem Schulbejuche 
auszuſchließen. 


8. 2. 


Der Schluß der Schule ſoll in der Regel nur auf Antrag des Bezirksarztes verfügt 
werden. Der Antrag iſt zu ſtellen, wenn Maſern oder Keuchhuſten eine beſonders ausge— 
dehnte Verbreitung oder einen beſonders gefährlichen Charakter erlangen oder in dem Schul— 
gebäude ſelbſt vorkommen. 

Zuſtändig zur Verfügung des Schulſchluſſes iſt, außer dem Bezirksamt, bei Volksſchulen 
die Ortsſchulbehörde, bei höheren Lehranſtalten der Anſtaltsvorſtand. 

Ausnahmsweiſe dürfen an Orten, die nicht Sit eines Bezirfsarztes find, die Ortsſchul— 
begörden beziehungsweile Anftaltsvorjtände, letztere nach zuvor eingeholter Zuftimmung des 
Beiraths, den einjtweiligen Schulſchluß — vorbehaltlich der fofortigen Anzeige an den Bezirks— 
arzt und der Gutheißung desjelben — dann von fich aus verfügen, wenn wegen auferordent- 
licher Verhältniſſe die vorherige Einholung der bezirfsärztlichen Aeußerung als eine mit Gefahr 
verbundene Verzögerung zu betrachten wäre. 

Die Wiedereröffnung des Unterrichts darf unter allen Umständen nur mach vorheriger 
Zuftimmung des Bezirksarztes jtattfinden. 

Lehrer, in deren Hausftand Majern oder Keuchhuften auftritt, find won Ertheilung des 
Unterrichts auszufchließen. 

8. 3. 


Kleinkinderjchulen find bei Verbreitung oder gefährlichem Auftreten von Mafern oder 
Keuchhuften von der Ortspolizeibehörde jofort zu schließen. Die Wiedereröffnung darf nur 


mit Genehmigung des Bezirksarztes erfolgen. 
Geſehes⸗ und Verordnungsblatt 1894, 74 
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8. 4. 

Nehmen Majern oder Keuchhuften in einer Gemeinde einen epidernieartigen oder gefährlichen 
Charakter an oder ergeben fich in Bezug auf Behandlung und Pflege der Kranken bejondere 
örtliche Mißſtände, jo hat der Bezirksarzt an Ort und Stelle von den obwaltenden Berhält- 
niffen fich zu verläſſigen ſowie nach Erfordern für die geeigneten janitätspolizeilihen Maß— 
nahmen und bei jonftigen Mängeln für entiprechende Abhilfe zu ſorgen. 

Während der Dauer einer Epidemie hat der Bezirksarzt den Beſuch der betreffenden 
Gemeinde zeitweilig zu wiederholen. 

Ueber Ausbruch, Verlauf und Erlöjchen einer Epidemie ſowie bei gefährlichem Auftreten 
von Maſern oder Keuchhuften ift vom Bezirfsarzt unter Bezeichnung der getroffenen Anord— 
nungen an das Minifterium des Innern zu berichten. 


Karlsruhe, den 8. Dezember 1894. 


Sroßherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 


Vdt. Hofmann. 


Pad und Verlag von Malſch & Bogel in Karlarıhe. 


Nr. LI * 


Gefebes- und Verordnungs-Blatt 


für da3 Großherzogthum Baden, 


Karlsruhe, Samjtag den 29. Dezember 1894. 
Inhalt. 


Landesherrlihe Verordnung: die Aufnahme in den ftaatlichen Dienft betreflend. 

Befannimahungen des Minifteriums des Innern: bie Polizeiorbiuung für die Schifffahrt und Flößerei 
auf dem Rheine betreffend; den Schuß der Brieftauben und ben Brieftaubenverfehr im Kriege betreffend ; die Bereinigung 
der Nebengemeinbde Untermulten und der abgeionderten Gemarkung Obermulten mit der Gemeinde Witern betreffend. 





Landesherrliche Verordnung. 
(Vom 21. Dezember 1894.) 
Die Aufnahme in den ftaatlichen Dienſt betreffend. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Herzog von Zähringen. 

Nach Anhörung Unſeres Staatsminifteriums haben Wir beichloffen und verordnen, 
was folgt: 

I. Mit Wirfjamfeit vom 1. Januar 1895 erhält der $. 10 der Verordnung vom 
7. Februar 1890, die Aufnahme in den ftaatlichen Dienjt betreffend (Geſetzes- und Verord— 
nungsblatt von 1890 Seite 97), folgende Faſſung: 

„S- 10. 
Zuftändigfeit zur etatmäßigen Anftellung. 

Die etatmäßige Anftellung erfolgt 

1. durch landesherrliche Entichließung : 

a. bei Uebertragung einer der in Tarifabtheilung A. bis einschließlich E. bezeichneten 
Stellen, 

b. bei der nicht im Strafmwege erfolgenden Verjegung eines landeöherrlich angejtellten 
Beamten auf eine Stelle, welche an fich gemäß Ziffer 2 und 3 nicht durd) landes- 
herrliche Entſchließung zu bejeen wäre; 

2. durch Entichließung des Minifteriums: 

a. bei Uebertragung einer der in Tarifabtheilung F. bezeichneten etatmäßigen Stellen 

ſowie derjenigen in Tarifabtheilung G. bis K. bezeichneten Stellen, welche nicht 


einer Zentralmittelftelle untergeordnet find, 
Geſehes- und Verordnungsblatt 1894. 75 
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b. bei der nicht im Strafwege erfolgenden Verſetzung eines durch Minifterialent- 
ſchließung angeftellten Beanten auf eine Stelle, welche an ſich gemäß Ziffer 3 
durch Entichließung einer Zentralmittelftelle zu befegen wäre; 

3. durch Entichließung der vorgejegten Zentralmittelftelle: 

bei allen übrigen Bejegungen etatmäßiger Stellen, 

Die landeöherrliche Anftellung kann auch bei Beamten der Tarifabtheilung F. eintreten, 
wenn fie entweder fünf Jahre eine im Tarifahtheilung F. aufgeführte Amtsſtelle beffeidet 
haben oder jeit zehn Jahren unmiderruflich angejtellt find. 

Durch das Minifterium kann für beftimmte Dienjtitellen oder Klaffen von Anwärtern 
vorgejchrieben werben, daß die etatmäßige Anftellung auch in den Fällen, in denen fie nad) 
vorjtehender Beftimmung von einer Bentralmitteljtelle auszuſprechen ift, durch das Minifterium 
oder nur mit deffen Genehmigung zu erfolgen hat. 

Dieje vorgängige Genehmigung des Minifteriums ift ſtets erforderlich, wenn einer Perſon, 
welche vorher im Dienjte des Reichs oder eines außerbadijchen Staats ala Beamter verwendet 
oder früher nach Bekleidung einer etotmäßigen Stellung aus dem badijchen ftaatlichen Dienfte 
freiwillig oder unfreiwillig ausgejchieden war, die Eigenjchaft als etatmäßiger Beamter von 
einer Zentralmitteljtelle verliehen werden joll.“ 


II. Gleichzeitig erhält der dritte Abjag von $. 12 der genannten Verordnung folgende 
Faſſung: 

„Wird der Beamte ohne Aenderung in der Art der etatmäßigen Stelle nach einem 
anderen Orte verſetzt, ſo wird ihm hierüber eine Beſtallung nur zugefertigt, wenn die Ver— 
ſetzung durch landesherrliche Entſchließung erfolgt iſt.“ 


Gegeben zu Karlsruhe, den 21. Dezember 1894. 


Friedrich. 
Noll. v. Brauer. Eiſenlohr. Buchenberger. 


Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Dr. Seyb. 


Bekanutmachuug. 
(Vom 9. Dezember 1894.) 


Die Bolizeiordnung für die Schifffahrt und Flößerei auf dem Rheine betreffend. 


Mit Allerhödjiter Ermächtigung aus Großherzoglichem Staatsminiſterium vom 13, Oftober 
d. J. wird nachitehende, von der Zentralfommijlion für die Nheinjchifffahrt bejchloffene und 
von den Wegierungen ber Rheinuferſtaaten genehmigte Abänderung der PBolizeiordnung für 
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die Schifffahrt und Flößerei auf dem Rheine vom 3. September 1887 (Bekanntmachung des 
Minifteriums des Innern nom 21. November 1837, Gefeges- und Verordnungsblatt Seite 393) 
zur Nachachtung mit dem Anfügen veröffentlicht, daß die Abänderungsbeftimmung am 
1. Februar 1895 in Wirkſamkeit tritt. 
Karlsruhe, den 9. Dezember 1894. 
Großherzogliches Minijterium des Innern, 


Eijenlohr. 
Vdt. Dr. Schneider. 


Ürtifel XVII. der Polizeiordnung für die Schifffahrt und Flößerei Ku dem heine 
erhält nachfolgende Faflung : 

Sobald der Wajleritand auf der Strede unterhalb St. Goar bi auf 1,3 m am Kölner 
Pegel und auf der Strede oberhalb St. Goar bis auf 1m am Mainzer Pegel gefallen it, 
tft die Ausübung der Dampfichleppichifffahrt zur Nachtzeit gänzlich unterjagt. 


Bekanntmachuug. 
(Vom 11. Dezember 1894.) 


Den Schuß der Brieftauben und den Brieftaubenverkehr im Kriege betreffend. 


In der Unlage bringen wir die vom Bundesrath in jeiner Sigung vom 8. November 
d. 3. beichlofjenen Ansführungsbeftimmungen zu dem Neichögejege vom 28. Mai d. %., betreffend 
den Schuß der Brieftauben und den Brieftaubenverfehr im Kriege (Neichsgejehblatt Seite 463) 
mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß, daß die darin den Ortöpolizeibehörden zugemwiejenen 
Geſchäfte durch die Großherzoglichen Bezirksänter wahrzunehmen find, welchen jomit auch die 
Brieftauben-Liebhabervereine die Liften gemäß Ziffer 3 der Beitimmungen einzureichen haben. 
Karlsruhe, den 11. Dezember 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eijenlohr. 
Vdt. Hofmann. 


Ansführungsbeitimmungen 


des Bundesraths vom 8. November d. J. zu dem Geſetze vom 28. Mai d. J., den Schub 
der Brieftauben und den Brieftaubenverkehr im Kriege betreffend (Reichsgeſetzblatt Seite 463). 


1. Als Stempel zur Bezeihnung der Militärbrieftauben, ohne Unterjchied, ob fie der 
Militär Marine-)Berwaltung oder Privatperjonen gehören, dient das Kaijerliche 
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Wappen in beijtehender Form und Größe. Der Stenipel 
wird auf die Innenfeite beider Flügel aufgedrückt. 

2. Jede PBrivatperjon, melde Militärbrieftauben halten will, 
muß Mitglied eines Vereins fein, der dem Verbande deutfcher 
Brieftauben-Liebhaber-VBereine angehört und ftatutengemäß 
jeine Brieftauben der Militär Marine-)Verwaltung zur 
Verfügung ftellt. 

Jeder Berein erhält zur Abftempelung der jeinen Mit: 
gliedern gehörigen Militärbrieftanben einen Stempel, der von 
dem zuftändigen Kriegsminifterium (Reichs-Marine-Amt) 
bejchafft wird und deſſen Eigenthum bleibt. 

3. Die Ortö-Bolizeibehörden erhalten alljährlich im Laufe des Dezember durch die vor: 
geſetzten Berwaltungsbehörden — denen das zuftändige Kriegsminifterium die er- 
forderlichen Unterlagen zufommen läßt — Verzeichniffe der in ihrem Bezirke befindlichen 
Drieftauben-Liebhaber-Bereine. Die Vereine haben zum 15. Dezember jedes Jahres 
der Orts-Polizeibehörde Liften einzureichen, aus welchen für jedes einzelne Mitglied 
hervorgehen muß: Name, Stand, Wohnung jedes Mitgliedes, Zahl feiner Militär: 
brieftauben und Lage des Taubenſchlages. Die Orts-Rolizeibehörde erläßt Hierauf bis 
zum 15. Januar des folgenden Jahres die im 8. 3 Abſatz 2 des Gejeges vorgeichriebene 
Bekanntmachung. 

4. Die Ortö-PBolizeibehörden Haben die Befolgung der gejeglichen Vorſchriften und diejer 
Ausführungsvorjchriften jeitens der WBrivatperfonen zu überwachen, insbejondere 
jeden Mißbrauch des Stempels zur jtrafrechtlichen Verfolgung zu bringen. 





Bekanutmaihung. 
(Vom 13. Dezember 1894.) 


Die Vereinigung der Nebengemeinde Untermulten und der abgeſonderten Gemarkung Obermulten mit 
der Gemeinde Yitern betreffend. 


Mit Allerhöchfter Staatsminifterialentichliegung vom 6 d. M. wurde genehmigt, daß 
mit Wirfjamfeit vom 1. Januar 1895 der Nebenort Untermulten, Amts Schönau, als 
jofcher aufgehoben und mit der Hauptgemeinde Aitern vereinigt und daß der Gemarkung der 
Hauptgemeinde Aitern die Gemarkung des vorherigen Nebenortes Untermulten und die bid- 
herige abgejonderte Gemarkung Obermulten einverleibt werde. 


Karlsruhe, den 13. Dezember 1894. 


Großherzogliches Minifterium des Innern. 
Eifenlohr. Vdt. E. Muſer. 


Brad und Berlag von Malſch K Vogel in Karlörube, 
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